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ilt es nun, einen politiſchen Glauben auszulprechen, ſo 
lage ich: lieber ließe ich mich von der ſchlechteſten 
deutſchen Regierung, die unſer Ganzes erhalten und zulammen- 
halten könnte, dreimal von unten auf rädern, als von Fremden 


erobern. Was die bringen, lehrt uns die Geschichte aller Völker. 


1.8.3.1 ERNST MORITZ ARNDT 
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Lande nicht nur nach wirtſchaft⸗ 

licher, ſondern nach ſeeliſcher Wie der⸗ 

aufrichtung. Geſchichtsbetrachtung 
allein kann dieſen Hunger nicht ſtillen. Aber 
ein Rückblick auf das Vergangene iſt notwendig, 
um das Gegenwärtige voll zu verſtehen. Das 
deutſche Volk ſteht vor dem Trümmerhaufen 
feines wirtſchaftlichen und politiſchen Lebens, 
der zugleich der Trümmerhaufen ſeines Selbſt⸗ 
bewußtſeins iſt. All der Troſt, den uns die 
Kenntnis der Vergangenheit bringt, die be⸗ 
weiſt, daß die geſunde deutſche Volkskraft auch 
den tiefſten Fall ſtets ſiegreich überwand, kann 
uns nur wenig helfen. Das Nietzſche-Wort: „Nur 
aus der höchſten Kraft der Gegenwart dürft 
ihr Vergangenes deuten“ gilt heute mehr als 
je. Darum wird in dieſem Buche, wie wir 
glauben, zum erſten Male der Verſuch gemacht, 
die Vergangenheit mit den Augen des neuen 
Deutſchland zu ſehen, und der geſamte zweite 
Teil will verſuchen, dem Leſer die Voraus- 
ſetzungen zur Beurteilung der gegenwärtigen 
Verhaͤltniſſe und Zuſtände zu geben. Nicht nur 
in Volksverſammlungen und am Biertiſch, ſon⸗ 
dern auch im engen Freundeskreiſe macht der 
Kundige immer wieder die Erfahrung, daß dem 
Deutſchen faſt aller Stände und Kreiſe et was 
fehlt: die poſitiven Kenntniſſe einer politiſchen 
Bildung. And dieſe Kenntnis des Tatſäch⸗ 
lichen iſt doch die Borausſetzung in einem Staate, 
in dem jeder Erwachſene beiderlei Geſchlechts 
mit ſeinem Stimmzettel einen wichtigen Ein⸗ 
fluß auf das Schickſal des Staates und damit 
auf fein eigenes hat. Wie viel Meinungs- 
verſchiedenheiten im kleinen und im größeren 
Kreiſe können nicht geſchlichtet werden, weil 
man den TCatbeſtand nicht feſtſtellen kann. 
Dem vor allen Dingen auch will unſer Buch 


U geht ein Hunger durch die deutſchen 


abhelfen. Es wird von den Urſachen des Welt⸗ 
krieges erzählen und von ſeinem Verlauf und 
traurigem Ende, von der Revolution und vom 
Schmachfrieden mit all feinen Laſten. Den 
neuen Staatsformen iſt dann ein großer Ab- 
ſchnitt gewidmet. Die Verfaſſung und die 
Machtverteilung zwiſchen dem Reichspräſi⸗ 
denten, der Reichsregierung und dem Parla- 
ment ſind beſonders eingehend behandelt. 
Bon Deutſchlands Verſchuldung ausgehend, 
mußten Steuerfragen und das Valutaproblem 
behandelt werden. Die Möglichkeit eines Staats · 
bankrotts und die Wohnungsnot mußten in den 
Kreis der Betrachtung gezogen werden. Die 
Behandlung der Probleme des Wie deraufbaues 
führte uns in die allerneuſte Zeit mit dem 
Zuſammenbruch der Erfüllungspolitik und den 
Bemühungen, die Mark zu ftabilifieren. Demländ- 
lichen Grundbeſitz, der Kommunalpolitik und dem 
4. Stand wurden beſondere Kapitel gewidmet. 

Die alte und die neue Zeit wurden unter 
Benutzung der geſamten bis zu dieſen Tagen 
vorliegenden wiſſenſchaftlichen Literatur mög⸗ 
lichſt volkstümlich dargeſtellt. Kamen für die 
ältere Zeit die alten und neuen Klaſſiker 
der Geſchichtsſchreibung Heyck, Nanke, Treitſchte, 
Spbel, Lamprecht, Brandenburg und Marcks 
neben mancher Einzel darſtellung als Führer 
und Anreger in Betracht, ſo mußten im 
zweiten Teil auf Grund der Quellen, in der 
Hauptſache führerlos, eigene neue Wege ge⸗ 
gangen werden. Hier galt es vor allem, jeden 
Einfluß eines parteipolitiſchen Standpunktes 
auszuweichen und ſtreng objektiv die Dinge fo 
darzuftellen, wie fie find. Ein Anhang über 
die neueſten Steuern und die Art ihrer Ver⸗ 
anlagung, den ein ausgezeichneter Steuer⸗ 
Anwalt bearbeitet hat, ſoll den Beſitzern dieſes 
Buches unmittelbare praktiſche Vorteile bringen. 


Die Schwierigkeiten, die ſich der Bear⸗ 
beitung des zweiten Teiles entgegenſtellen, wird 
nur der ermeſſen können, der ſich ernſthaft mit 
der Materie befaßt hat. Die Dinge ſind ja alle 
noch im Fluß, und oft kam, nachdem ein Ab⸗ 
ſchnitt druckfertig vorlag, eine ſo einſchneidende 
geſetzliche Aenderung, daß ein gut Teil des Ge- 
ſchriebenen wertlos geworden war. Der ver- 
ſtändnisvollen Geduld, mit der der Verleger 
die dadurch ſich ergebenden Verzögerungen, die 
ſtets auch Preisaufſchläge für die Herſtellung 
im Gefolge hatten, ertrug, muß der Verfaſſer 
hohe Anerkennung zollen. Die ſtetigen Ver⸗ 


Neuſtrelitz, 18. November 1922. 


beſſerungen waren aber notwendig, ſollte das 
Buch praktiſchen Wert haben. Daß bei einem 
großzügigen Ueberblick Einzelheiten nicht mit 
der Sachkenntnis eines Spezialiſten für Zeil- 
gebiete durchgearbeitet werden konnten, wird 
jedem Einſichtigen klar ſein. Der Verfaſſer 
mußte ſich da auf Spezialſtudien verlaſſen, 
glaubt aber, nur gute Kenner der Materie 
gewählt zu haben. Möge das Buch, das mit 
vieler Liebe geſchrieben wurde, ſeinen Zweck 
erfüllen und ſein Teil mit dazu beitragen zur 
Verbreitung ſtaatsbürgerlichen Wiſſens und 
zur Erkenntnis ſtaatsbürgerlicher Pflichten. 


KARL HERRMANN 


V e e e 


Viel raſcher als Verleger und VBerfaſſer 
geglaubt hatten, war die erſte große Auflage 
dieſes Buches verkauft. Für den Verleger iſt 
das ein Beweis, daß die Herausgabe den Wün- 
ſchen weiteſter Kreiſe entſprach. Der Verfaſſer 
glaubt nach dieſem Erfolge, daß er den rechten 
Weg beſchritten. Der Neuauflage ſtellten ſich 
faſt unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen. 
Die Koſten für Papier und Herſtellung eines 
Buches ſind bedeutend mehr im Preis geſtiegen 
wie alles andere, was ſo teuer wurde, und das 
Riſiko eines Buchverlegers ift in unſerer Zeit 
beſonders groß. Der Verfaſſer wurde durch die 
Anſtetigkeit und Anklarheit der politiſchen Lage 


Neuſtrelitz, im September 1923. 


bei der Fortführung des Textes bis in die letzten 
Tage ſtark behindert. Wer als Agitator oder 
Partei mann die neueſten Ereigniſſe betrachtet, 
dem wird das leichter wie dem Chro niſten, der 
in dieſer Zeit der kraſſen Gegenſätze ſich bemüht, 
möglichſt fachlich zu bleiben. Die Ergänzung der 
Steuergeſetze erwies ſich als eine Danaiden- 
Arbeit. Kaum waren die Neuerungen ver- 
arbeitet, da waren ſie ſchon nicht mehr wahr. 
Die theoretiſchen Abſchnitte über die Steuern 
ſind daher in der alten Faſſung ſtehen geblieben. 
Die „Praktiſchen Steuerfragen“ hat Syndikus 
Dr. Vogt in ſeiner volkstümlichen Weiſe 
um wichtige Kapitel vermehrt. 
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on alt deutſcher Art wiſſen wir dank 

der eifrigen Forſchertätigkeit der 

letzten hundert Jahre ſehr viel. Was 

damals den ſich ſtetig bekämpfenden 
Stämmen an Weltanſchauung und Charakters 
eigenſchaften gemeinſam war, und was ſie 
darum bei dem erſten Zuſammentreffen den 
Römern als völkiſche Einheit erſcheinen ließ, 
das iſt auch heute noch Hauptcharakteriſtikum 
der deutſchen Art. Richard Wagners 
Werk, das dem deutſchen Weſen in Sichtung 
und Vertonung Form gegeben, mußte darum 
trotz der erheblichen Widerſtände bei uns im 
beſten Sinne populär werden, und es gibt 
auch dem Ausland in eindringlicher Weiſe den 
Begriff des wirklichen Seutſchtums. Ganz 
anders ſteht es mit der ſtaatlichen Einheit. Die 
iſt, wenn ſie beſtanden hat immer mehr äußer⸗ 
lich geweſen. Ein Band, das eine ſtarke 
Perſönlichkeit um die Stämme zu ſchlingen 
wußte, die aber in Wirklichkeit von ihrer Eigen⸗ 
art nichts aufgaben. Eine völkiſche Einheit in 
dem Sinne, wie die Franzoſen oder die Eng- 
länder, hat es bei uns noch nie gegeben und 
wird es auch ſo bald nicht geben. Wir werden 
trotz aller Zentraliſierungsbeſtrebungen der 
Reichsleitung, jedenfalls für die nächſte Zeit 
noch, ein Bundesſtaat bleiben, der die gemein⸗ 
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ſamen Intereſſen der in ihrer Eigenart nur 
ſtarken Stämme wahrnimmt. Natürlich iſt die 
Leitung eines ſo komplizierten Staates nicht 
fo leicht. Reibungen werden unvermeidlich fein. 
And ein überſpannter Zentralismus wird immer 
eine Gefahr für das Reich ſelbſt bedeuten. 
Es ſind nicht nur die Bayern und die Preußen, 
die ihr Bayerntum und Preußentum nicht miſſen 
wollen. Auch die anderen Stämme oder beſſer 
gejagt Zeilftaaten denken ſo. Die zweitauſend⸗ 
jährige Geſchichte der deutſchen Stämme iſt 
eben älter als die des deutſchen Reiches. 

Wie kommt es nun aber, daß gerade die 
deutſchen Stämme ſich zu ſo ſtarker Eigenart, 
die zu gleicher Zeit eine ſchroffe Gegen- 
ſätzlichkeit bedeutet, entwickelt haben? Wie 
kommt es, daß bei uns in Oeutſchland ſtärker 
als Natio nalgefühl und Natio nalbewußtſein das 
Stammesgefühl und Stammesbewußtſein aus- 
geprägt iſt. Zunächſt haben ſicherlich geo⸗ 
graphiſche Gründe mitgewirkt. Die Berg- und 
Waldnatur des alten Germanien zog ſcharfe 
Srennungslinien. Unwegjame Sümpfe wirkten 
iſolierend. And Seen und Flüſſe trennten 
ebenſo ſtreng wie undurchdringliche Wälder und 
unüberſchreitbare Gebirge. Nur aus Not über⸗ 
ſchritt man dieſe natürlichen Grenzen. Wenn 
Mißernte geweſen war und man Nahrung 
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ſuchen mußte. Auch Frauenmangel ließ wohl 
manchmal die mannbare Jugend die von der 
Natur gezogenen Schranken überwinden. Immer 
aber kam man in ſolchen Fällen als Feind. 
Dieſe Abſchließung und Verkehrsarmut ließ ein 
völkiſches Gemeingefühl der in ſtetiger Grenz- 
und Geſchlechterfeh de Stehenden natürlich nicht 
aufkommen, und die ſtarke Ausprägung der 
Stammeseigenart geſchah zum Schaden der 
politiſchen Geſamt - Intereſſen. Weiter ent- 
fremdend wirkte dann ſpäter der Dienſt ganzer 
Volksgruppen im römiſchen Heer und gar die 
Anſiedlung ganzer Stämme auf römiſchem 
Bo den. Das führte dann ſchließlich dazu, daß 
Germanen im Solde der Römer gegen ihre 
Bluts- und Art-Genofien fochten. Die Zeiten 
der Völkerwanderung konnten den Stammes⸗ 
charakter nicht zerſtören, aber mit dem Heimats- 
gefühl ging natürlich — zumal es dabei auch 
zu vielen Bruderfehden kam — auch das 
Nationalgefühl völlig verloren. Mit dem 
deutſchen Boden und der Heimatluft ſchwand 
den meiſten auch deutſches Fühlen und Senken. 
And die auf deutſchem Boden ſeßhaft geblieben 
waren, die trennte ſpäter eine intereſſante 
ſprachliche Bewegung: die ſogenannte Laut⸗ 
verſchie bung. Ganz Oberdeutſchland nahm 
fie an, während fie im geſamten Nieder- 


deutſchland nur geringe oder gar keine Wirkung 
ausübte. And fo ſchuf die nie der deutſche und 
die hochdeutſche Sprache einen noch heute nicht 
ganz überbrüdten Gegenſatz zwiſchen Nord und 
Süd, auf deſſen Rechnung manches Nicht- 
verſtehen- können zu ſetzen iſt. Luther verhalf 
mit feiner Bibel üb erſetzung der hoch⸗ 
deutſchen Sprache zum endgültigen Siege. Der 
Nie der deutſche hat ſich ſeitdem allmählich daran 
gewöhnen müſſen, neben ſeinem geliebten 
„Platt“ auch die hochdeutſche Sprache zu 
lernen. Aber Luther brachte neben dieſer 
ſprachlichen Einigung den Deutſchen auch 
wieder etwas Trennendes. Das Luthertum 
ſiegte nicht gänzlich in den deutſchen Landen. 
Ein gut Seil blieb der alten Lehre treu. Die 
Folge waren die ſchwerſten, das Gemeinſchafts⸗ 
gefühl tief ſchädigenden Kriege von 
Seutſchen gegen Seutſche und eine 
bis in unfere Tage ſich auswirkende politiſche 
Spaltung zwiſchen Seutſchen katholiſchen und 
proteſtantiſchen Glaubens. Das alles wurde 
zufammengefaßt vorweggenommen, weil wir 
bei dem folgenden kurzen Gang durch die 


deutſche Geſchichte immer wieder dieſe trennen 


den Momente das Streben zielbewußter ein- 
ſichtiger Männer, ein Einheitsvolk und einen Ein⸗ 
heitsſtaat zuſammenzuſchweißen, hindern ſehen. 


DIE CIM BERN UND TEUTONEN 


as die erſten Germanenſtämme 

veranlaßt hat, recht unſanft an 

die Tore des mächtigen, ſchein⸗ 

bar für alle Ewigkeit befeſtigten 
römiſchen Reiches zu pochen, wiſſen wir nicht ge- 
nau. Ob es eine große Sturmflut war, wie 
manche vermuten, die die Eimbern aus den 
Gegenden ihrer Seßhaftigkeit, die etwa im 
heutigen Schleswig- Holſtein lagen, vertrieb, ob 
Mangel an Nahrung die für intenſiven Ackerbau 
zu Ungeduldigen bei wachſender Volkszahl aus 
der Heimat trieb, keiner kann es ſagen. Genug 
ein ganzes Volk mit Frauen und Kindern und 
der geſamten Habe ſetzte ſich, vertrauend auf 
ſeine ungebrochene Kraft, von Norden nach 
Süden in Bewegung, um ſich eine neue Heimat 
zu ſuchen. In Witteldeutſchland trafen fie 
einen Bruderſtamm, der ſich aus irgend einem 
Grunde auch nicht wohl auf ſeiner Scholle 
fühlte, den die Wanderluſt und die Ausſicht, 
in weniger rauher Gegend ein ſchöneres Leben 
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führen zu können, anſteckte und der mit ihnen 
weiterzog: die Teutonen. Anaufhaltſam 
ſtrebte der unwiderſtehliche Voͤlkerzug den Alpen 
zu, und wo er durchzog, wird man nicht immer 
glimpflich verfahren haben. Im heutigen Krain 
trafen ſie zum erſten Male auf wirklichen Wider⸗ 
ſtand: auf Roms eiſerne Legionen. Es kam 
zum Kampf, und zum erſten Male ſollte Rom 
erfahren, daß es doch noch etwas gab, was 
feinem Mufterheere und ſeiner vielerprobten 
Kriegskunſt überlegen war. Nur ein heftiges 
Unwetter, das ein Weiterkämpfen unmöglich 
machte bewahrte die Römer vor einer ſchweren 
Niederlage. Aber auch die Germanen hatte 
der zielbewußte Widerſtand ſtutzig gemacht, und 
ſo zogen ſie, da die Eisgipfel der Alpen ihnen 
auch nicht gerade das geſuchte Paradies ver- 
ſprachen, weſtwärts am Fuße der Alpen entlang 
nach Gallien hinein. Aller Widerſtand der Kelten 
wurde leicht gebrochen. Bis nach Spanien wälzte 
ſich der Bölterzug mit feinem gewaltigen Troß. 


en 


Die klugen Römer aber waren ſich der 
Gefahr ſchon nach dem erſten Zuſammenſtoß 
bewußt. Faſt nicht glaubbare Erzählungen 
gingen im Römerreih über den neuen Feind 
um, der das Herz des gewaltigen Reiches: 
Italien bedrohte. Rieſen ſollten es fein, wie 
ſie die Sage geſchildert und wie ſie noch keines 
Rö mers Auge geſehen. Uebermenſchliche Kräfte 
ſeien ihnen eigen, daß ſie mit großen Fels- 
blöcken ſpielten wie Kinder mit Bällen. Auch 
die Frauen, die die Männer in die Schlacht 
begleiteten und zum Kampfe anfeuerten, 
wurden als groß und ftarf geſchildert, mit 
gelbem Haar und blauen Augen wie ihre 
Männer. Faſt nackt, nur mit wenigen Fellen 
leicht bekleidet, ſollten die Männer zum Kampf 
ſich ſtellen. Aber Kraft und nie erlahmende 
Tapferkeit machte ſie ſogar den gepanzerten 
Legionen überlegen. Roms erfahrene Klugheit 
ſah bald ein, daß hier nur Liſt ein wirkſamer 
Helfer fein könne. Rom betraute feinen beſten 
Feldherrn Marius mit der Abwehr. Er ging 
nach Gallien und erneuerte zunächſt zielbewußt 
die verlotterte Difziplin des Herres, erkundete 
das Gelände der möglichen Einbruchsſtellen 
und wartete. Ob er es war, der durch Spione 
den von Spanien enttäuſcht Zurückflutenden 
den für ſeine Taktik fo günftigen Nat gab, 
ſich zu teilen, weiß man nicht. Römiſcher Art 
iſt eine ſolche Abwehrmaßregel aber zuzutrauen. 

Im Jahre 103 vor Chriſtus näherten ſich 
die Heerzüge dem Gebiet des römiſchen 
Reiches. Der eine Zug, die Teutonen mit 
dem tapferſten Teil der Cimbern, den Ambronen, 
hatten die weſtlichen Alpenpäſſe überſchritten 
und zogen im Tal der Rhone flußabwärts dem 
Meere zu. Bei Aquae Sextiae (dem 
heutigen Air) ereilte fie ihr Schidjal. Die 
Römer hatten fie klug an eine Stelle gelockt, wo 
ihnen der Kampf genehm war, und die heiße 
Sonne, in der die ſolcher Hitze ungewohnten 
Feinde kämpfen mußten, war ihr beſter Bundes- 
genoſſe. Die germaniſche Heerſchar wurde völlig 


vernichtet, die Frauen gaben, um nicht gefangen 
zu werden, ſich und ihren Kindern ſelbſt den 
Tod. Der kleine Reſt mußte ins Joch der 
Sklaverei. Die Cimbern waren über den 
Brenner gekommen. Wie jauchzte ihr Herz, als 
fie die prangende Po-Ebene ſich zu ihren 
Füßen breiten ſahen. Mit Jubelrufen ſetzten 
ſie ſich auf ihre Schilde und fuhren wie auf 
Schlitten über den Schnee dem lockenden Tale 
zu. Seit ſie das Ziel geſehen, kannten ſie kein 
Hindernis mehr. Sie brachen Felsblöcke und 
entwurzelten Bäume, um Dämme über die 
Flüſſe zu bauen. Mit Schrecken ſah das Römer⸗ 
heer dieſe ſcheinbar durch nichts aufzuhaltende, 
vorwärtsdrängende Kraft. Mit Mühe nur 
behielt Marius ſeine Truppen in der Hand. 
Er nahm ſie über den Po zurück und hielt ſie 
in feſtverſchanzten Lagern, um den weiteren 
Vorſtoß nach Stalien hinein abzuwehren oder 
dem Feinde, wenn er keine Luſt bezeigte, ſich 
an den Wällen des Lagers die Zähne aus- 
zubeißen und vorbeimarſchierte, in den 
Rüden zu fallen. Aber die Cimbern dachten 
vorläufig gar nicht daran, weiter zu gehen. 
Das Land bis zum Po war feſt in 
ihrer Hand, und es gefiel ihnen dort ganz 
außerordentlich gut. Sie ſchlemmten nach 
Germanenart und vergaßen, den ihnen in den 
Schoß gefallenen koſtbaren Beſitz zu ſichern. 
So mußte ſich ſchließlich ihr Schickſal erfüllen. 
Auf dem Rau diſchen Felde nicht fern 
der Stadt Vercelli in Oberitalien, kam es 
101 v. Chr. zu einem Entſcheidungskampf, der 
dem Schrecken Roms ein Ende machte. Die 
meiſten fielen oder gaben ſich ſelbſt den Tod. 
Nur wenige konnte Marius triumphierend nach 
Rom als Sklaven vor ſich her treiben. Einige 
Verſprengte aber mögen doch von der Rhone und 
vom Po den Weg in die rauhe germaniſche 
Waldheimat zurückgefunden und dorthin Kunde 
gebracht haben von dem ſchnellen Untergang 
beider Völker. Denn eine Zeitlang find ſcheinbar 
die Germanen nach gleichem Schickſal nicht lüſtern. 


ERSTE EINIGUNGSBESTREBUNGEN 


ehr früh ſchon haben geniale Führer⸗ 
naturen bei den Germanen gewußt, 

welch ungeheure unverbrauchte Volks⸗ 

kraft in den deutſchen Stämmen ſteckte, 

und Reifen ins rõmiſche Reich hatten ſie belehrt, 
daß dieſe Kraft, in der feſten Hand eines klugen 


Mannes geeint, den Deutſchen die beſten 
Lebensbedingungen ſichern mußte. 
Drei dieſer Männer iſt eine ſolche Einigung 
deutſcher Stämme auch gelungen, aber immer 
nur vorübergehend, ſolange gemeinſame Not 
und Gefahr allen Stämmen drohte oder ſo⸗ 
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lange fie Erfolge ſahen. Arioviſt wie 
Mar bo d und Armin haben das Ziel richtig 
erkannt. Aber ſie rechneten nicht mit dem 
völligen Fehlen eines gemeinſamen ſtarken 
National gefühls, eines ſtolzen Nationalbewußt⸗ 
feins. Sie griffen der Entwicklung voraus, ſie 
wollten mit glühender Seele Entwicklungs⸗ 
phaſen, die naturnotwendig ſind, überſpringen 
und endeten, ohne ihrem Ziele näher gekommen 
zu fein. Ihr Erkennen war klar, ihr Wollen 
ſtark und rein, ihr Irren menſchlich. Darum ſteht 
ihr Name in Ruhm und Ehren auf dem erſten 
Blatte der deutſchen Geſchichte. 

Ariovijt, gleichbedeutend als Feldherr 
wie als Staats mann, war der erſte, dem eine 
Einigung germaniſcher Stämme gelang. Die 
Volkszahl der germaniſchen Stämme wuchs. 
Den Wald zu roden, den Sumpf zu entwäſſern 
oder ihre primitiven landdwirtſchaftlichen 
Methoden intenſiver zu geſtalten, dazu fehlte 
ihnen Geduld und Luſt. Immer heftiger tobte 
der Bruderkrieg um das immer enger werdende 
Weideland. Einzelne Sippen und einzelne 
Stämme ſuchten ſich eine neue Heimat und 
gingen über den Rhein. Mit dem kleinen 
Häuflein aber wurde die keltiſche Aber macht 
trotz moraliſcher und körperlicher Unterlegenheit 
leicht fertig. Ativvift erkannte klar, daß es jo 
nicht ging. Daß man als eine ſtarke, wohl⸗ 
diſziplinierte und von einer Hand und einem 
Kopf zielbewußt geleitete Maſſe in das begehrte 
feindliche Land vorſtoßen müſſe. Seiner zähen 
Klugheit gelang es, ſieben verſchiedene Stämme 
unter ſeine Führung zu bringen. Mit 
15 000 Köpfen ging er im Jahre 71 v. Chr. 
über den Oberrhein, verjagte die Gallier, die 
ſich ihm entgegenſtellten, ohne große Mühe und 
machte die, die bleiben wollten, zu Sklaven. 
In 10 Fahren genoß die unter ihm geeinte 
Völkergemeinſchaft auf den Fluren des Elſaß 
die Segnungen eines friedlichen aber ſtets zur 
Abwehr bereiten Lebens. Das leichte Gelingen 
ließ ſeine Pläne wachſen. Das ganze nicht 
römifbe Gallien mußte den Ger- 
manen werden, wenn ſie ſich in dem 
Willen, es zu beſitzen, einig waren. Aber 
daran fehlte es wieder. Wohl lockte galliſch es 
Land manchen Germanenſtamm, dem die 
heimatliche Flur immer enger wurde. Aber 
keiner wollte um deswillen, wenigſtens zunächſt 
nicht, freiwillig auf ſeine Selbſtändigkeit ver⸗ 
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zichten. Vielleicht wäre Arioviſt doch ſchließlich 
zum Ziele gekommen, wenn Rom nicht recht⸗ 
zeitig die große Gefahr erkannt hätte, die da 
im fernen Elſaß drohte. Rom ſchickte ſeinen 
beſten Mann mit diktatoriſchen Voll machten: 
Gaius Julius Caeſar. 

Leicht war deſſen Aufgabe nicht. Noch 
lebte der Eimbern- und Teutonen ⸗Schrecken in 
den Gemütern der Römer. Fluchtartig verließ 
ein Teil der Offiziere, als es hieß, daß man 
gegen die Germanen marſchieren wolle, die 
Truppe. Aber auch dieſer war der ſonſt von 
feinen Soldaten vergötterte Feldherr nicht 
ſicher. Zu einer Lift mußte er greifen, um 
den Aus marſch zu erzwingen. Er kannte aber 
den Ehrgeiz ſeiner Legionäre, und ſo ließ er 
verkünden, er würde, wenn die anderen nicht 
mitkommen wollten, mit dem 10. Regiment 
allein marſchieren. Das half, und in Eil- 
märſchen ging es nun nach Norden. 

In der Gegend des heutigen Mühl 
haufen erwartete Arioviſt, der die Aber⸗ 
legenheit der römiſchen Infanterie genau 
kannte, ſeinen Gegner in einer gedeckten 
Stellung. Seine Reiterei war der römiſchen 
in dem ſchwierigen Gelände überlegen, und 
ſo hatte er zunächſt einen Erfolg. Es gelang 
ihm hinter die römiſche Front zu kommen und 
deren Verbindung mit der Heimat zu bedrohen. 
Cäſar teilte kurz entſchloſſen ſein Heer und 
ſicherte ſeine Rüdzugslinie durch ein feſt ver⸗ 
ſchanztes Lager. Der Verſuch, es zu ſtürmen, 
wurde Arioviſts erſter Mißerfolg. Schließlich 
ſtellte er ſich den Römern zu offener Feld- 
ſchlacht. Keilförmig hatte er die einzelnen 
Stämme, jeden für ſich, aufgebaut, an der Baſis 
in feſtgeſchloſſener Reihe die Wagen mit den 
Frauen und Kindern. Aber auch dieſe Vorſicht 
half nichts. Cäſar warf ſeine Kerntruppen auf 
den Flügel, auf dem Arioviſt nicht befehligte, 
und es gelang ihm dieſen zu verwirren und zu 
ſchlagen. Dieſe Teilniederlage riß die Mitte 
und ſchließlich auch den anderen Flügel mit. 
In wilder Flucht ſtürzten Arioviſts Scharen 
dem Rheine zu. Nur wenige konnten ſich über 
den breiten Strom retten. Unter ihnen war 
Arioviſt, der dieſen Schlag nie überwand. Er 
ſah ein, daß gegen Roms Macht nur eine viel 
größere Zahl germaniſcher Stämme etwas aus- 
richten könne und, dieſe zu einigen, daran ver⸗ 
zweifelte er auf Grund ſeiner guten Kenntnis 
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der deutſchen Art. Wie ganz anders hätte es 
kommen können, wenn die Eigenbrödelei der 
Stämme ſich feiner beſſeren Einficht gefügt ? 
Wie ganz anders hätte ſich die deutſche Geſchichte 
ſicherlich entwickelt, wenn damals ein großer 
Teil Galliens feſt in die Hand einer großen 
ger maniſchen Volkseinbeit gekommen wäre? 
Ein Gutes allein hat die Niederlage gehabt. 
Der Rhein wurde von jetzt ab die feite 
Grenze für die Germanen, über der ein 
mächtiger Feind ſtand, den man bald als 
gemeinſamen erkennen lernen ſollte. Das ziel⸗ 
loſe Schweifen in die Weite mußte aufhören, 
und im bewußten Gegenſatz zum rö miſchen und 
keltiſchen Weſen prägte ſich die deutſche Art 
ſchärfer aus. 

Zwei Mal hatte Cäſar bereits den Rhein 
überſchritten. In den folgenden Zahr- 
zehnten ſtreckte die römiſche Eroberungsluſt 
immer wieder ihre Hand hinüber nach dem Land 
jenſeits des ſtolzen Stromes, in dem ſich ſchon 
eine Reihe römiſcher Anſiedlungen ſpiegelte. 
Bis zur Elbe hatten die Römer ihre Streif⸗ 
züge ausgedehnt und nirgends ernſten Wider⸗ 
ſtand gefunden. Denn die Germanen waren 
unter ſich uneiniger denn je. Ein einzelner 
Stamm konnte keinen Widerſtand wagen, und 
die Eiferſucht trieb manchen Stamm ſo gar dazu, 
den Römern Vorſchub zu leiſten. Die Erkenntnis 
dieſer ſcheinbar unüberbrückbaren Uneinigkeit 
milderte allmählich die Sorgen der Römer. 
Sie war ihre ſtarke Hoffnung, wenn ſie an die 
Möglichkeit dachten, des immer noch ge- 
fürchteten Gegners Herr zu werden. Bezeichnend 
dafür iſt ein Wort des Tacitus, der die 
Germanen gut gekannt hat: „Dauern möge der 
gegenfeitige Haß der Völker, auf deren Liebe 
wir doch nicht rechnen können! Senn da das 
Verhängnis des Staates herannaht, kann uns 
das Geſchick kein beſſeres Geſchenk machen, als 
die Zwietracht der Feinde!“ Immer mehr 
ſetzten ſich die Römer in deutſchen Landen feſt. 
Sie errichteten Märkte, befeſtigten Lager und 
wußten geſchickt einen Stamm gegen den andern 
auszuſpielen. Vor allem ſuchten ſie die Söhne 
der Vorneh men zu gewinnen. Man gab ihnen 
Offiziersftellen im römiſchen Heere und ſuchte 
ihre Weltanschauung im römiſchen Sinne zu 
beeinfluſſen. Nom war auf dem beſten Wege, 
ſich friedlich eine mächtige Provinz zu 181 
Laſſen wir darüber einen römiſchen Geſchichts⸗ 


ſchreiber ſprechen. „Römiſche Soldaten lagen 
dort in Winterquartieren, Städte wurden 
gegründet und die Barbaren durch römiſche 
Sitte wie umgewandelt; Märkte wurden er⸗ 
öffnet und friedlicher Verkehr mit ihnen unter⸗ 
halten. Doch nicht hatten fie die Sitten ihrer 
Väter, ihre angeborne Art, ihr freies Leben 
und die Macht, die ihnen die Waffen gaben, 
vergeſſen. Solange ſie daher langſam und mit 
Behutſamkeit umgebildet wurden, empfanden 
ſie die Veränderung ihrer Lebensart nicht 
drückend und merkten ſelbſt nicht, wie ſie anders 
wurden.“ Daß fie es deutlich merkten, dafür 
ſorgte ein Mißgriff Roms in der Beſetzung des 
Vertreters in den germaniſchen Gebieten. 
Tiberius holte gerade zu einem Schlage gegen 
die Marko mannen aus, denen es gelungen war 
mit anderen Stämmen geeint unter Mar bo d 
in dem heutigen Böhmen ein mächtiges Reich 
zu bilden, das Arzelle für ein großes 
Ger manenreich werden konnte und darum 
ſchnell vernichtet werden mußte. Da führte 
ganz wider Willen das ungeſchickte Handeln 
feines Stellvertreters Quintilius Varus 
eine Einigung deutſcher Stämme 
herbei, deren erſte Tat das römiſche Weltreich 
bis in die Grundveſten erbeben ließ. 

Varus war ohne Zweifel eine befähigte, 
gut durchgebildete Perſönlichkeit. Auch ein 
Mann von ſtarkem Ehrgefühl, ſonſt hätte er nicht 
ſo ruhig die Konſequenzen ſeiner verfehlten 
Politik gezogen. Für Armin, den Cheruster- 
fürſten, aber war er der Mann, der ihm die 
Surchführung feiner politiſchen Pläne er- 
möglichte. Nach einer glänzenden Laufbahn im 
Staatsdienſt hatte er ſich auf dem ſchwierigen 
Poſten des Statthalters in Syrien außer- 
ordentlich bewährt. Ein tüchtiger Zurift und 
ein guter Offizier, der „mit Schneid“ durchzu⸗ 
greifen verſtand. Hier aber war er durchaus 
fehl am Ort. Der Orientale, der ſich wohl fühlt 
unter energiſcher Leitung, war etwas ganz 
anderes als die Germanen mit ihrem bei all 
ihrer ſonſtigen Gutmütigkeit ſtarren Selbſt⸗ 
bewußtſein. Varus kannte aber oder machte 
jedenfalls in der Praxis der Verwaltung keine 
Anterſchiede. Genau jo, wie an ſich hervor- 
ragend tüchtige Beamte im Preußen der 
Vorkriegszeit in der Oſtmark und in Schleswig⸗ 
Holſtein. Er trat ſtarr „militariſtiſch“ mit 
einer gewiſſen überlegenen Unnahbarkeit auf 
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und griff vor allem rückſichtslos in die Recht⸗ 
ſprechung ein. Ihm galt allein das rö miſche 
Recht, das der alteingewurzelten Rechtsan⸗ 
ſchauung der Germanen in den meiſten Punkten 
widerſprach. Die Germanen verſtanden die 
Kniffe und Winkelzuge des römiſchen Rechtes 
einfach nicht. Ihnen ſchien das, was Recht ſein 
ſollte, unrecht und Betrug. Man haßte 
zunächſt das fremde Recht und dann die, die 
es ſprachen und ihrem Spruch Geltung zu 
verſchaffen wußten. In allen Stämmen, wo 
römiſche Sachwalter ſich betätigten — und das 
war überall in der römiſchen Intereſſen⸗ 
ſphäre — gärte es, und überall bekamen die 
weitſichtigen Elemente, deren Rede, daß Rom 
der gemeinſame, zu vertreibende Feind ſei, 
bisher immer wirkungslos verhallte, die 
Oberhand. 
Armin, der jugendliche Cheruskerfürſt, 
ſah nun feine Stunde gekommen. Er hatte 
daheim viel Anbill erdulden müffen wegen ſeiner 
deutſchen Geſinnung. getzt erſchien er allen als 
der gegebene Führer. Er kannte Roms Macht 
und die Schwächen ſeiner Landsleute genau. 
Sehr jung ſchon war er im römiſchen Heere 
Offizier und ſogar „equus Romanus (Rö miſcher 
Ritter) geworden. Klug hatte er den Ein- 
dringlingen ſeine wahre Geſinnung verborgen 
und galt ihnen als zuverläſſig. Aber in klarer 
Erkenntnis der Sachlage wußte er, daß offene 
Rebellion nicht zum Ziele führen würde. So 
wählte er die ſchärfſte Waffe des Gegners: 
die Lift. Nicht, weil er eine Odyffeus-Natur 
war, die oft z. T. aus Bequemlichkeitsgründen 
den Winkelzug wählt, ſondern aus der klaren 
Erkenntnis, daß anders keine Rettung ſei. Der 
allgemeine, ziemlich ſpät aufgetretene Haß gegen 
alles Römiſche machte ihm das Einigungswerk 
leicht. Mit kühler Ruhe lockte er, nachdem er 
ſeiner Leute ſicher war, den Feind in den 
Teutoburger Wald, um ihn dort zu 
vernichten. Ein Aufſtand an der Weſer wurde 
fingiert, und der ſonſt ſo kluge Varus lief 
blindlings in die Falle. Das Ergebnis war die 
völlige Bernichtung eines ſtolzen 
Heeres von mindeſtens 50000 Mann. Sie 
beſondere Bedeutung der Schlacht im Teuto⸗ 
burger Walde iſt die Hebung des deut⸗ 
ſchen Selbſtbewußtſeins. „Auch das 
Römerheer in ſchimmernder Waffenpracht ift 
nicht unbeſieglich.“ Diefe Überzeugung gab den 
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Deutſchen zum erſten Male Nationalſtolz. 
9 fie dabei, daß die Kraft des 
Feindes nur da durch gebrochen wurde, daß 
man endlicheinmal gemeinſa m vorging. 
Mar bod, der Marko mannenkönig, gegen 

den Rom Vernichtungspläne ſchmie dete, hätte 
ſich doch eigentlich dieſes Erfolges der Stammes 
genoſſen freuen müſſen. Ihm kam aber eher 
ein Unbehagen an, wenn er die durch den 
Erfolg ſo feſt zuſammengeſchweißte Einheit 
vieler deutſcher Stämme ſah. Armin bot ihm 
ein Bündnis an — man konnte ja nie wiſſen, 
was Rom nach dieſer Niederlage tun würde — 
aber Marbod lehnte ab. Die Verhältniſſe 
ſpitzten ſich ſo zu, daß es über kurz oder lang 
einmal zu einer blutigen Auseinanderſetzung 
kommen mußte. Armin, der Strahlende, 
war ein Führer freier Stämme. 
Seine Macht beruhte auf dem Vertrauen diefer 
Stämme, das der große Erfolg zunächſt außer⸗ 
ordentlich verſtärkt hatte. Marbod war kein 
Volkskönig, ſondern ein abſoluter Herr- 
ſcher, der ſeine Völker auch gegen deren 
Willen regierte. Feder von beiden hatte die 
Notwendigkeit der Einigung der ger maniſchen 
Stämme erkannt, aber jeder hielt ſeine Art, 
die Stämme geeint zu halten, für die richtige 
und wollte ſie dem anderen aufzwingen. Als 
der äußere Druck von Rom nachließ — Tiberius 
hatte klug geraten, daß man die Oeutſchen 
ihren eigenen Zwiſtigkeiten jetzt überlaſſen 
müſſe (Tacitus, Annalen II, 26) — wurde das 
Auseinanderſtreben immer deutlicher, und nun 
kam es zum erſten Male zu einer wirklichen 
Schlacht z wiſchen Deutſchen. Schon 
früher hatte der Deutſche mit dem Deutſchen 
das Schwert gekreuzt. Aber das waren meiſt 
Stammes- und Geſchlechter⸗Fehden, an denen 
nur ein kleiner Teil beteiligt war. Hier aber 
ſtanden ſich zum erſten Male in der Geſchichte 
große Gruppen germaniſcher Stämme in offener 
Feldſchlacht gegenüber. Eine Entſcheidung der 
Schlacht wurde nicht erzielt. Aber eins ſtand 
feit: in Wirklichkeit hatte fie Marbod verloren. 
Seine zum Teil nur gezwungenen Bundes- 
genoſſen und Untertanen fielen in Scharen ab, 
Marbod nahm keine neue Schlacht mehr an, er 
zog mit der immer ſich vermindernden Armee 
nach Böhmen. Die eine Niederlage hatte ſein 
mit Klugheit und Energie gebildetes Reich mit 
einem Schlage vernichtet. Volk auf Volk, das 


er geknechtet, fiel von ihm ab und er verlor ſich 
ſelbſt. In der Verzweiflung erbat er Hilfe 
von Rom, Der jüngere Oruſus kam im Auftrage 
von Tiberius, machte Verſprechungen und 
ſchöne Worte und ſchürte zugleich insgeheim 
Marbo ds Völker gegen den verhaßten König. 
Kampflos wurde der einſt jo Mächtige mit 
Hilfe der erſten Geſchlechter ſeines Volkes 
verjagt und mußte ein Afyl bei den Römern 
ſuchen, gegen die er einſt ſeine Völker geſammelt. 
Tiberius empfing ihn wie einen Gaſtfreund und 
König und wies dem völlig Gebrochenen Ravenna 
zum Aufenthalt an. Tiberius war vorſichtig. 
Der kranke Löwe konnte wieder geſunden. So 
hatte er ihn ſicher in der Hand und war einer 
begründeten Sorge ledig. 

Aber auch der erfolgreiche Armin wurde 
ein Opfer des unentwidelten Nationalſinns. 
Er wußte, daß nur eine ſtarke Einheitsfront 
die errungenen Erfolge ſichern könnte und daß 
die in ihr vereinigten Stämme eine feſte 
Führung haben müßten. Als ihm der Sieg über 
Marbod weitere Machtfülle gab, wollte er dieſe 
dauernd feſtigen. Nicht aus Herrſchſucht 
ſondern, weil es ihm immer klarer wurde, 
daß in der Stunde der Gefahr eine zentrale 
Gewalt da fein mußte, wollte er Herzog 
oder König fein. Die Fürſten und Geſchlechter 
hatten aber noch nicht dieſe Erkenntnis. Sie 
fürchteten für ihre Selbſtändigkeit und ihre 
Rechte und ſetzten joldem Beginnen erſt 
paſſiven und dann, als Armins Macht nicht 


zu ſchwinden ſchien, auch altiven Widerſtand 
entgegen. Man ſank ſo tief, daß man den 
Chattenfürſten Adgandeſtrius beauftragte, beim 
Todfeinde Rom Gift zur Beſeitigung Armins 
zu erbitten. Tiberius war zu klug, um ſich ſo 
eines gefährlichen Feindes zu entledigen. öhm 
hatte die Bitte enthüllt, daß wieder einmal 
Bruderkriegs-Stimmung in Seutſchland ſei und 
die war ihm wertvoller als Armins Tod. Die 
Spannung wuchs, als Armin zum Beſten aller 
beteiligten Stämme die Einheit erz wing en 
wollte. Stammesfehden für oder wider Armin 
kamen in Gang. Sie endeten ſchnell, als die 
eigenen Verwandtenzu Meuchelmördern wurden 
an dem Befreier Seutſchlands. Schnell rächte 
ſich die unvernünftige Bluttat. An ſich ſelbſt 
gehen die Cherusker, die nur durch ihn heute 
noch in der Geſchichte leben, an innerem Zwiſt 
zugrunde und verſchwinden vom hiſtoriſchen 
Schauplatz. Armin aber wird das Hel den- 
ideal der Nation. Kein Heldenlied 
kündet feinen Namen. Aber er lebt dennoch 
in Sage und Sichtung. Zu der ſtrahlenden 
Siegfried-Geſtalt iſt ſicher er das 
Vorbild geweſen. Roms Schrift ſteller wußten 
ſeine Bedeutung beſſer zu werten. Die Einigung 
der deutſchen Stämme war ihm nicht gelungen. 
Aber eins blieb der Erfolg ſeiner zielbewußten 
Arbeit: Deutſchland rechts vom 
Rhein war frei. Verflogen war der 
Römer Traum, ſich Seutſchland als Provinz zu 
unterwerfen. 


DEEBEVÖOPRERWANDERUNG 


er Kampf mit Rom und um 
pP Rom ift in vielen guten Büchern 

ausführlich und klar geſchildert 

worden. Port kann jeder, der 
näheres von dieſem gigantiſchen Kampf erfahren 
möchte, ihn in allen Phaſen verfolgen. Wir 
wollen nur, um den Faden fortzuſpinnen, darauf 
hinweiſen, daß in der ſich fast über ein 11 
Jahrtausend erſtreckenden e ie 
Germanen faſt in alle Zeile des ſterbenden 
römiſchen Reiches eindrangen und 5 ite 
verſchiedentlich für längere Zeit ſeßhaft ma 9 5 
Jedem wird es einleuchten, daß das gejoni 95 
Durchziehen fremder Länder 12 1 1 715 
geeignet war, das an ſich ſo ſchwache 15 un 
bewußtſein der Deutſchen zu ſtärken. M 


mit der Heimat verlorenen Heimatgefühl 
ſchwand auch immer mehr das Bewußtſein, 
Glied einer großen Volksgemeinſchaft zu ſein. 
Darum mußte auch der Verſuch des großen 
Theoderich, alle um das Mittelmeer 
liegenden neuen Germanenftaaten unter ſeinem 
Zepter zu einen, mißglücken. In fremden 
Ländern in ſteter Nachbarſchaft mit fremden 
Völkern verloren die einzelnen Stämme viel 
von ihrer Eigenart. Aber eins blieb lange allen 
Germanen gemeinſam: ODenkart und 
Götterglaube. Nur ſchwer hat das 
Chriſtentum bei ihnen Eingang gefunden. 
Heute noch finden wir im Volksglauben und 
vor allem im Aberglauben altgermaniſche 
heidniſche Elemente. Daß einzelne Stämme 
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ſchließlich ſich zu Ehriſtus bekannten, während 
andere der Väter Glauben treu blieben und die 
Abtrünnigen verachteten, das verſtärkte das 
Trennende, die Volkseinheit Hindernde. Der 
Gote Wulfila — als Ulfilas ſteht er im 
Buche der Geſchichte — war der überragende 
Mann, der es verſtand in zielbewußter Arbeit 
die Oeutſchen, oder beſſer gejagt einen ge- 
wichtigen Teil der Deutſchen dem Chriſtentum 
zuzuführen. Er wurde geboren zu Anfang des 
4. Jahrhunderts als ſein Volk ſchon auf der 
Wanderſchaft war. In dem Gebiet der unteren 
Donau, das Sereth und Pruth durchſtrömen, 
hat er den erſten Schrei getan. Viele be⸗ 
zweifeln, ob er trotz ſeines deutſchen Namens 
ein Germane war. Seine Ahnen ſtammen aus 
Kappadozien, aus Klein-Aſien und hatten von 
da ihr Chriſtentum mit gebracht. Ob er nun 
Germane war oder nicht, deutſche Art 
hat er jedenfalls verſtanden. Er 
wußte, daß man den Oeutſchen die Heilslehre 


D 1 E F R 
> ichts war von Daum, was die Voles⸗ 


kraft der Sermanenaufihren Wande⸗ 

rungen ſchuf. Das mächtige Reich, 

das ſich die Vandalen in 
Nordafrika geſchaffen, zerfiel. Auch des großen 
Theoderich ſcheinbar fo feſt gefügtes Reich hatte 
keinen Beſtand. Das zerſetzende Element war 
die römiſche Kultur, die dem eigenen 
Volke keine Kraft mehr zu geben vermochte, den 
weſensanderen Germanen aber nur Schaden 
brachte. Sie konnten dieſe Kultur, die keine 
Träger mehr hatte, nicht übernehmen und 
gingen an ihr zugrunde. Zm Kampf um das 
Erbe des Römerreichs ſtarben ſchließlich an ihm 
auch die Sieger. Amalrich gab zwar 
den Weſtgoten nach Theo derichs Tode die 
Selbſtändigkeit wieder. Aber er wurde ermordet, 
und keiner Familie gelang es, dauernd die 
Führerrolle zu ſpielen. Blutige Geſchlechter⸗ 
fehden ſchwächten die Geſchloſſenheit des 
Stammes. Erſt mit Hilfe der ö miſchen 
Kirch e, der Reccard ſeine Weſtgoten zuführte, 
gelang wie der eine äußere Befeſtigung der Macht. 
Eine äußere; denn von da ab waren die 
römiſchen Geiſtlichen die wirklichen Lenker von 
Land und Volk. Sie ſtürzten und ſtraften 
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jo bringen mußte, daß ſie ihrer Weſensart nicht 
widerſprach. Alſo nicht ein Gottesdienſt und 
ein Evangelienbuch in einer fremden, der 
großen Maſſe unverſtändlichen Sprache, ſondern 
bei ſcharfer Bekämpfung alles Archriſtlichen 
eine Religion, zu der man ſich, weil man ſie 
ſo leicht faßte, gern und treu bekannte. Alfilasꝰ 
geniale Bibelüberſetzung war das wirkſamſte 
Hilfsmittel zur Bekehrung. Mit ihr gab er 
nicht nur ſeinen Miſſionaren den wichtigſten 
Helfer, ſondern ſeinem Volke eine Schrift 
und eine Schriftſprach e. Die 
arianiſche Form des Chriſtentums, den 
Germanen beſonders gelegen, ſetzte ſich durch 
ihn bei faſt allen Germanen, mit denen die 
Goten in Berührung kamen, durch. So war 
ein gutes Fundament für eine nationale 
Kirche geſchaffen, auf dem ſich aber leider 
durch die Wirrniſſe, die den wandernden Ger- 
manen nicht erſpart bleiben konnten, kein ſtolzer 
Bau erhob. 
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Beamte und Edele, und ſelbſt die Könige 
waren ohne ihre Hilfe des Shrones nicht ſicher. 
Dennoch hat der Weſtgotenſtaat dadurch ſich 
noch lange halten können, bis das Schwert der 
Araber ihm 711 ein Ende machte. 

Die Oſtgermanen hatten ſich auf 
ihren Wanderzügen verblutet. Inzwiſchen 
waren die Weſtgermanen, die lange am Rhein 
geſeſſen hatten und mit der wachſenden 
Schwäche des römiſchen Reiches faft wider⸗ 
ſtandslos ein Nachbargebiet nach dem anderen 
in Beſitz genommen batten, erſtarkt. Sie hatten 
nicht mehr den unſeligen Wandertrieb. Bei den 
Römern hatten ſie die Vorteile der feſten 
Siedelung und der geordneten Fel dwirtſchaft 
gelernt. Man baute Dörfer mit feſten 
Häufern und wußte den Boden fo zu nutzen 
daß er in jedem Jahre neue Ernten lieferte. 
Nicht zwang ſie mehr verſtändnisloſer Raubbau 
nach kurzem Verweilen neues Acker⸗ und Weide⸗ 
land zu ſuchen. Von ihnen waren die Franken 
berufen, für die Zukunft Träger und Ber⸗ 
teidiger germaniſcher Vormachtſtellung zu ſein. 
Am Rhein hatten die Franken geſeſſen und in 
den Tälern der Ruhr und der Lahn bis nördlich 
zu den Gebieten der Thüringer. Sie hatten 


erſt alle Kinderkrankheiten germaniſcher Art 
durchmachen müſſen. In blutigen Sippen⸗ 
Fehden ſich bekriegend wurden fie nur in der 
Abwehr eines gemeinſamen Feindes zu Bundes- 
genoſſen, bis ſchließlich eine harte Hand die 
Volksglieder dauernd einte. Ch lo do wi ch 
(466—511) hieß der ſtarke Mann, der dem mäch⸗ 
tigen Frankenreiche die feften Fundamente ſchuf. 
Saß ſein Einigungswerk von Dauer war, lag 
darin begründet, daß die Franken trotz Bruder⸗ 
zwiſt und Geſchlechterfehde ein ſtark ausgepräg⸗ 
tes Gemeinſamkeitsgefühl hatten. 
Sie hatten von der römiſchen Kultur alles 
Gute übernommen, ohne dadurch ſchwächer zu 
werden. Im Gegenteil, ſie ſetzten die Tradition 
des großen Römerreiches fort, ſchon aus dem 
Gefühl heraus, daß der Franke — der gleiche 
Glaube war des Römerreihes ſtärkſte Kraft 
geweſen — unbeſieglich ſei. Chlodowich 
war 15 Fahre als ihn die Mannen feines 
Vaters zum König kürten. Fünf Jahre legte 
er ſeinen hochfliegenden Plänen Zügel an, übte 
fein Waffenvolk und ſuchte der Gegner Schwä⸗ 
chen zu erkunden. Sein erſter Vorſtoß galt der 
nur noch ſcheinbaren Römerherrſchaft in Gal⸗ 
lien. Sie zerfiel beim erſten Anſturm und gab 
ihm das Land bis zur Loire. Dann wandte er 
ſich nach Oſten und ſchlug die Thüringer, um 
nach einem weiteren ſiegreichen Zuge gegen 
die Alemannen ſcheinbar keinen ernſten Gegner 
mehr zu haben. Nicht leicht war dieſer letzte 
Sieg errungen. Wie ſehr der König ſelbſt an 
ſeinem Siege gezweifelt, geht aus dem Se 
löbnis hervor, das er in der Schlacht tat, ein 
Shriſt zu werden, wen ihm der 
Shriſtengott zum Siege verhelfe. Er hat 92 
der gewonnenen Schlacht ſein 1 
eingelöft und fi taufen laſſen. Innerlich 5 
ihn die Taufe nicht gewandelt. Die 3. 5 
krummen Wege, die er gehen mußte, 1 
brutaler Kraft das Frankenreich zu zimmer 
i iftli Meuchel mord und 
waren gar nicht christlich. Ste Silfe- 
Vergewaltigung waren oft angewandt 
i g zen Syſtems. Da ihm das 
mittel ſeines grauſame > 2 oertale 
Chriftentum fremd blieb, übersah di en 
Staatsmann, welche einigende Kraf ten 
nationale Staatskirche den 1 
gegeben hätte. Er ſchloß ſich e 
Ei & it ein gut Zeil feiner 
Kirche an und gab dami ee 
RE änden. Aber in die 
Königsmacht aus den Hä gläsitfiegende. 
Hinſicht dachte er nur an das > 


Ihm war es vor allen Dingen erwünſchter An⸗ 
laß als römiſcher Chriſt gegen die ſeinen Plänen 
im Wege ſtehenden Weſt⸗Goten, die Arianer 
waren, zu Felde ziehen zu können. Sein Sieg 
über die Weſtgoten bekam dadurch dauernde Be- 
deutung, daß in ihm die von dem arianiſchen 
Weſtgotenkönig unterdrückten Biſchöfe, die au 
den Städten viele Anhänger hatten, den Be- 
freier ſahen. Bis auf einen kleinen Zeil im 
Süden ſtand ganz Gallien und große Teile 
Deutſchlands vom Ober- und Niederrhein bis 
zu dem Lande der Thüringer bei feinem Code 
unter ſeinem Szepter. Aber der weitſchauende 
Einiger dieſes gewaltigen Reiches hatte nichts 
getan, um ſeinen Beſtand zu ſichern. Nicht 
in die Hand eines feiner Söhne legte er die 
Herrſchaft, ſondern das mächtige Reich wurde 
unter ſeine 4 Söhne geteilt. Es folgt nun 
eine Zeit innerer Spaltungen. Sittenloſigkeit, 
die doch den Germanen ſo fremd geweſen, und 
rohe Grauſamkeit herrſchten beim Hof, beim 
Adel und bei den Mannen. Doch konnte das tiefe 
ſittliche Niveau der Merowingerzeit die natio- 
nale Einheit der Franken nicht zerſtören, bis das 
Geſchlecht der Karolinger dem Volk und Lande den 
Mann gab, der es zu höchſter Höhe führen ſollte. 


KARL DER GROSSE 


Pippin, der Sohn Karl Martells, hatte 
dem Scheinkönigtum der Merowinger ein Ende 
gemacht und ſich zum König der Franken 
falben laſſen. Mit großem Geſchick hatte er 
in raſtloſer Arbeit die Erfolge ſeines Vaters be⸗ 
feſtigt und ausgebaut. Dem Reiche waren die 
natürlichen Grenzen gegeben und dieſe geſichert. 
Die unter dem ſchwachen Merowinger-Regiment 
zu ſelbſtherrlich gewordenen Grun dh erren 
waren in ihre Grenzen gewieſen. Die Feinde 
des Glaubens im Reichsgebiete waren „au 
Kreuze gekrochen“. Aber der alte Brauch, mit 
dem er auch nicht brach, das Reich unter meh- 
rere Söhne zu teilen, hätte auch fein und 
jeines Vaters mühſames Lebenswerk gefährden 
können. Zwiſchen feinen Söhnen, dem ſchwä⸗ 
cheren Karlmann und dem hochbegabten K ar! 
verſchärften ſich bald die Gegenſätze, die ſchließ⸗ 
lich zu einem Bruderkriege führen mußten. 
Da ſtarb Karlmann, und der fünfundzwanzig 
jährige Karl wurde Alleinherrſcher. h Neber- 
ragende geiftige und körperliche Kräfte be- 
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fähigten ihn, der wirkliche Gründer 
Deutſchlands zu werden. Karl, dem ſchon 
die Zeitgenoſſen den Beinamen „der Große“ 
gaben, wurde der Vater einer neuen Zeit, der 
„Träger der mittelalterlichen Weltordnung des 
9. bis 15. Jahrhunderts“ (Lamprecht). Es war 
„das verdienſtliche Werk Karls des Großen, 
daß er weltliche und kirchliche Intereſſen zu 
jener Einheit verbunden hatte, die erſt die 
ſchwerſten Kämpfe von den Zeiten Gregors VII. 
bis auf Luther zu löſen vermochten“ (Lamprecht). 
Durch Jahrhunderte hat die Perſönlichkeit des 
großen Kaiſers in der Erinnerung des deutſchen 
Volkes fortgelebt. Alles, was gut war am 
alten Verwaltungsſyſteme ſollte von ihm 
ſtammen. Er ſuchte die Vermittlung 
zwiſchen antiker Tradition und germaniſcher 
Eigenart, deren geringes kulturelles Niveau 
er klar erkannte. Die Kirche ſchien ihm 
dafür der beſte Vermittler zu ſein. So 
pflegte er die Beziehungen zur Kirche — 
und Kirche war ihm die römiſche Kirche — 
zeit feines Lebens aufs eifrigſte. Ihm, dem 
Auguſtins Buch vom Gottesſtaate Lieb- 
lingslektüre war, ſchwebte als Ideal⸗Staat ein 
Gottesſtaat vor, in dem die kirchlichen Führer 
Mitregenten fein ſollten. Aber das Kaiſertum, 
das an jenem denkwürdigen Weihnachtstage 
des Jahres 800 Geſtalt gewann, war kein 
nationales Kaiſertum, wie es vielen 
ſchien. Es war lediglich ein Verſuch das rö- 
miſche Kaiſertum zu erneuern. Das war aber 
ſo undeutſch wie die Errichtung eines Gottes⸗ 
ſtaates. Denn dieſes Reich war nicht nur eine 
enge Verbindung von Germanen und Römern, 
fondern auch ein Zuſammenſchluß eines 


Staates, der national jein oder, beſſer geſagt, 
werden wollte mit der römiſchen Kirche, die 
ihrer Weſensart gemäß international 
fein muß. Auf die keimende Entwicklung 
eines Nationalgefühls mußte beides ſchädlich 
wirken, wie es ſich ja auch in der Folge gezeigt 
hat. Saß die Kirche dieſe zentraliſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen unterſtützte, war verſtändliche Klug⸗ 
heit. Eine ſtarke königliche Zentralgewalt war 
der Kirche beſter Schutz und ihre ſtärkſte 
Stütze. Daß der Staat zu ſolcher ſtraffer 
Zentraliſierung noch nicht reif war, bewies der 
ſchnelle Zerfall dieſes Einheitsſtaates, ſo bald 
der ſtarke Zepterträger fehlte. Mit politiſchem 
Scharfblick betrieb Kaiſer Karl die Erweiterung 
ſeines Reiches. Es ſind ſicher nicht allein religiöſe 
Gründe geweſen, aus denen er ſeine Kriege 
gegen die Sachſen führte. Das Ergebnis 
hat dem Staate ſehr genützt. Oer letzte große 
germaniſche Heimatſtamm wurde Glied des 
Frankenreiches. 

Karl der Große hat auch gewußt, daß 
ein Hindernis der nationalen Einheit das 
verſchie dene Recht war. Sarum ſuchte 
er mit den Kapitularien ein Einheitsrecht zu 
ſchaffen. Das gelang nicht ganz. Das Ge- 
wohnheitsrecht blieb ſtärker und wirkte bei 
der breiten Maſſe dezentraliſierend. Auch ſeine 
Veſtrebungen, ein einheitliches nationales 
Schulweſen zu begründen und eine Ein- 
heitsſprache einzuführen, hatten auf die Dauer 
keinen Erfolg. Aber trotzdem vieles nicht von 
Beſtand war, der Sedanke der deutſchen 
Einheits- Monarchie, den er glanzvoll 
verwirklichte, iſt ſeit ſeiner Zeit nie wieder ganz 
in Vergeſſenheit geraten. 


DIE SÄCHSISCHEN UND SALISCHEN KAISER 


uch Karl der Große hat te den Fehler 

gemacht, das mühſam geeinte Reich 

unter ſeine Söhne zu verteilen. 

Ludwig bekam den Südweſten, 

Karl den Norden und Pippin den 
Südoften. Von den 3 Zeilen des Reiches, 
deren Grenzen der Vertrag von Verdun 843 
beſtimmte, wurde der deutſche am ſchnellſten 
eine ſtaatliche Einheit, weil die Glieder Bluts⸗ 
verwandtſchaft einte. Wir können bei der 
intereſſanten Geſchichte der ſächſiſchen und 
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ſaliſchen Kaiſer nicht lange verweilen. Uns 
kümmern nur die Umftände, die Etappen find 
vom alten zum neuen Oeutſchland. 

919 wurde der Sachſenherzog Heinrich 
zum deutſchen König erwählt. Als Heinrich I. 
einer der ſtärkſten Führer des deutſchen 
Volkes. Nur durch 2 von 5 Stämmen war er ge- 
wählt worden, aber er lehnte trotzdem die ihm 
gebotene Hilfe der römiſchen Kirche ab. Er 
wußte, daß Gefälligkeiten verpflichten, und er 
wollte unabhängig fein; ein Laienf ür ft, der 


ſich durch greifbare Erfolge auch die Stimmen 
derer, die ihn nicht gewählt, nachträglich er⸗ 
werben wollte. Seine Wahl, die ſich als 
glücklich erwies, ſicherte zwar das Recht der 
Großen im Reiche, den König zu wählen. 
Aber mit dieſem Nachteil, der in einer Stär⸗ 
kung der partikulariſtiſchen Kräfte beſtand, 
brachte die neue nicht erhebliche Stellung des 
Königs doch mancherlei Vorteile. Dem Tüch⸗ 
tigſten, der nicht immer der Sohn des Königs 
zu ſein brauchte, fiel, wenn die Großen im 
Lande nur richtig und gut wählten, die Herr⸗ 
ſchergewalt zu. Die den nationalen Einheits⸗ 
ſtaat hemmende Teilbarkeit des Neichsgebietes 
für die Erben fiel damit weg. Das Reich, das 
Heinrich mit Erfolg leitete, war feine Mon- 
archie in der Art des römiſchen Kaiſer⸗ 
reichs. Seine Geſtaltung iſt am beſten zu 
vergleichen mit dem von Bismarck 1871 ge- 
ſchaffenen neuen deutſchen Reiche. Es war 
ein Bund ſouveräner Stammes 
ſt a aten, von denen jeder einzelne eiferfüchtig 
ſeine Reſervatrechte zu wahren ſuchte. Es iſt 
bezeichnend, daß am Anfang der politiſchen 
Geſchichte Deutſchlands der „Bundesſtaat“ 
ſteht. Aber durch dieſe Form des Staates 
vollzog ſich die Annäherung der in ihrer Art 
noch ſehr verſchiedenen Stämme leichter als 
ſie ſich mit Gewalt vollzogen hätte. Gemein 
ſamer Reiterdienſt und gemeinſame Feldzüge 
ließen die Eigenart des für die gleiche Sache 
gegen den gleichen Feind fechtenden Bundes- 
genoſſen in freundlicherem Lichte erſcheinen. 
So wuchſen mit den Stämmen die älteren und 
neueren Teile des Reiches immer mehr zu- 
ſammen, und es gab für alle Deutihen den 
Italienern und den kulturell ſehr tief ſtehenden 
Slaven gegenüber ein gemeinſames Gefühl 
der Überlegenheit, das man vielleicht als 
Nationalſtolz bezeichnen könnte. Ein 
nationales Bewußtſein war damit noch keines- 
wegs verbunden. 

Dem klugen, mäßigen Heinrich folgte ſein 
Sohn Otto, eine leidenſchaftliche und energiſche 
Natur. Otto J. erkannte die Gefahren, die 
im Partikularismus für die Zukunft des Reiches 
lagen. Was er ſchaffen wollte war ein Be- 
amtenſtaat mit einer ſtarken Zentralgewalt. 
Die partikulariſtiſchen Gewalten leiſteten natür- 
lich ſtarken Widerſtand. Was dem kraftvollen 
Nanne ſchließlich zu ſchaffen gelang, war ein 


Lehnsſtaat, in dem die Stammesherzöge und 
die erblichen Beamten (Gaugrafemheine bedeut⸗ 
ſame Rolle ſpielten, aber keine zentrale 
Einheitsmonarchie. Dafür verwirk- 
lichte er einen anderen Plan, der von ſeinem 
politiſchen Weitblick zeugt. Er ſchuf eine 
Reichskirche und ſicherte fie und den 
Staat dadurch, daß er die Würdenträger der 
Kirche zu Reichsbeamten und Lehnsträgern 
des Reiches machte. Das an ſich undeutſche 
Lehnsweſen wuchs ſich immer mehr zu einer 
Gefahr oder doch wenigſtens zu einem Hemm- 
ſchuh der Zentralgewalt aus. Vor allen Singen 
ſtärkte die mehr und mehr üblich werdende 
Erblichkeit der Lehen den Partikularismus. 
Bei der Eheloſigkeit der Prieſter fiel dieſe Erb⸗ 
lichkeit weg, und der König konnte bei den Neu- 
beſetzungen partikulariſtiſchen Beſtrebungen er⸗ 
folgreich entgegenarbeiten. Aber dieſe Form 
der ſtaatlichen Kirche barg deshalb eine Gefahr 
in ſich, weil fie kein in ſich geſchloſſenes Ganze 
war mit einer eigenen Leitung, ſondern nur 
ein Teil der römiſchen Kirche, immer dem 
Wunſch und Willen des Papſtes unterworfen. 
Darum erſtrebte Otto die unumſchränkte Macht 
über die Kirche. Das war aber nur möglich, 
wenn der Papſt innerhalb des Reiches als deſſen 
erſter Biſchof lebte. Darum mußte verſucht 
werden, das römiſche Kaiſerreich wieder zu 
erneuen und vor allem gtalien feſt in die Hand 
zu bekommen. So entſtand ſchließlich das 
Heilige römiſche Reich deutſcher 
Nation, das den deutſchen Völkern Ströme 
von Blut gekoſtet hat, ohne ihnen dafür wirk⸗ 
lichen Gewinn zu bringen. Dies unnatürliche 
Gebilde eines Staates, deſſen Name ſchon ſeine 
Zwieſpältigkeit beweiſt, hat ſich Jahrhunderte 
lang gehalten und den Blick der deutſchen 
Kaiſer vom Heimatlande weg immer wieder 
über die Alpen nach Stalien gelenkt. And 
daheim hat man die wichtigſten Aufgaben, die 
natürliche Ausbreitung nach Weſten und vor 
allem nach Oſten vernochläſſigt. Auch der 
Partikularismus wurde dadurch erheblich ge⸗ 
ſtärkt, daß das deutſche Volk für dieſen römiſchen 
Kaiſerſtaat, der ihm nichts brachte als Laſten 
und Opfer und von deſſen Welt machtgeltung 
es ſich keinen Begriff machen konnte, gar kein 
Intereſſe bezeugte, um ſo mehr aber in der 
Stammesgemeinſchaft die Aufgaben der engeren 
Heimat zu löſen ſich bemühte. 
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Die Römerzüge haben aber doch 
einen Vorteil für die nationale Entwidlung ge⸗ 
habt. Die Seutſchen wurden ſich im feemden 
Sande unter einer fremden Bevölkerung 
bewußt, daß fie trotz aller „ 
ſchie denheit in Wirklichkeit ein Volk, eine 
Nation ſeien. Innerhalb des Reiches wur de 
dieſes Bewußtſein dadurch geſchwächt, dab es 
eine nationale Abgrenzung gegen fremdvölkiſche 
Reichsteile nicht gab. Auch war das Seutſche 
nicht die Reichsſprache. Das internationale 
Latein des Nömerreiches vertrat feine ‚Stelle 
nicht nur im Verkehr der ſprachlich verſchiedenen 
Volker, ſondern auch in Deutſchland. 3 Hier 
ſprachen und ſchrieben die Gebildeten in la- 
teiniſcher Sprache, dachten wohl auch in ihr, 
da ſelbſt die deutſchen Dichter ihre Gefühle in 
die Form des lateiniſchen Verſes goſſen. 

Im 11. Jahrhundert kam dann eine Be⸗ 
wegung, die in ihren Auswirkungen Deutſchland 
vielleicht eine Staatskirche hätte ſchenken können. 
Von einem burgundiſchen Kloſter ging ſie aus 
und erſtrebte, den P a p ſt zum Herrn der 
Welt zu machen an Stelle des Kaiſers. Der 
hohe deutſche Klerus, deſſen Glieder ja alle 
zugleich deutſche Fürſten waren, wehrte ſich 
gegen dieſe kirchliche Reformbewegung. Es wäre 
vielleicht zu einem Bruch mit Rom und zu einer 
deutſchen Natio nalkirche gekommen, wenn nicht 
der Kaiſer ſelbſt — Heinrich II. war es — dieſer 
biſchöflichen Oppoſition entgegengetreten wäre 
und danit eine faſt geſchenkte feſte Stütze des 
Reiches vernichtet hätte. 

Der erſte Salierkaiſer Ko nrad II. er- 
kannte die Gefahren dieſer Bewegung für die 
Macht ſtellung des Reiches. Er ſuchte darum 
nach neuen anderen Stützen für die Macht der 
Krone. Viel tat er für die Kräftigung des 
nationalen Einheitsſtaates. Die ſah er vor allem 

in einer Erblichkeit der Kro ne und dann 
in der Schaffung einer Beamten-Klaſſe als Ge⸗ 
gengewicht gegen die immer ſelbſtbewußter auf- 
tretenden Lehnsfürſten und die durch die neuen 
Beſtrebungen nicht mehr ganz ſichere Geiſtlich 
keit. Gegen die Erblichkeit der Lehen, die bei 
den großen Lehen durchweg üblich geworden 
war, vermochte er trotz aller feiner Energie 
nichts mehr zu unternehmen. Seine Klugheit 
aber riet ihm einen anderen Schachzug. Da er 
die Erblichkeit nicht hindern konnte, erkannte er 
ſie an und zwar — was die Macht der großen 
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i den kleinen Lehns⸗ 
e 5110 e 155 ich III. hatte 
8 17 50 (ge, die aber für den 
8 a a 110 5 die Dauer von 
Staat und die Kaiſermacht auf e 
Schaden waren. Sein Streben war wenige: 
der nationale Einheitsſtaat als die 1 
haft. Statt fie ausüben zu konnen tir. 
Ungarn und die Normannenländer. Sen buch 
i ür das Reich ſchädlichen Sonderbeſtre⸗ 
5 er in völligem Mangel an Weit- 
118 Widerſtand entgegen; et, der sale 
abgeſetzt und vier deutſche Biſchöfe u er 15 
fachen Krone hatte krönen laſſen. en zus $ 
es ihm, wenn es ihm gelang, oe em Be 
ſtätigungsrecht des Papſtes auch das et 5 
recht zu gewinnen? So ſchuf ſeine Kurzſich ig 
keit mit das unabhängige Papſttum. l 
Konflikte mit den Fürſten und dem hohen Adel 
beraubten ihn einer weiteren Stütze. Auch für 
die Entwicklung der Sta dte, deren in ſich 
geſchloſſene Kraft ihm wohl hätte helfen können, 
zeigte er kein großes Intereſſe. Als er Hard, Di 
fein Sohn Heint ich IV. ein jähriger Knabe. 
Die Kaiſerin Agnes, ſeine Mutter, war eine 
hochgebildete aber zu gütige und willensſchwache 
Frau. Die ſchwere Hand ihres Gatten hatte zu 
hart auf den Großen des Reiches gelegen, als 
daß ſie nicht die günſtige Gelegenheit benukt 
hätten, dauernd die Macht an ſich zu reißen. 
Am dem Knaben allen Einflüſſen zu entziehen, 
die den Fürſten nicht günſtig waren, riß man ihn 
aus ſeiner Mutter Armen, und er fand bei 
Anno von Köln am biſchöflichen Hofe eine 
ſtrenge aber gediegene Erziehung. Der junge 
Königsſohn aber ließ ſich nicht ſo leicht in ein 
ihm fremdes Format preſſen. Früh ſchon wird 
er die Gefahren des Fürſtenbundes, den Anno 
von Köln führte, für die Königs macht erkannt 
haben und fo gehörte das Herz des Jünglings 
ſchon bald dem geiſtvollen lebensluſtigen Bremer 
Bischof Adalbert, deſſen Streben dahin 
ging, den Glanz der Königskrone wie der heller 
ſtrahlen zu laſſen. Der 20jährige wurde König, 
und er war es ganz. 

Den ſächſiſchen Fürſten, die gleich zu An⸗ 
fang feine Herrſchermacht ſchwächen oder we- 
nigſtens beeinträchtigen wollten, zeigte er das 
ſcharfe Schwert. Nicht leicht war der Kampf, da 
die Partikulariſten viel offene und geheime 
Anterſtützung fanden. Als er die ſaliſche Königs⸗ 
herrſchaft wieder ſtabiliſiert, blühte dem jungen 


Herrſcher gleich ein neuer Kampf, der umſo 
gefährlicher wurde, weil die in ihre Schranken 
gewieſenen Fürſten und Adligen insgeheim auf 
der Seite des Gegners ſtanden. Diejer 
Gegner war der Papft, Die Kurz- 
ſichtigteit ſeiner Vorgänger hatte allmählich die 
immer mehr international werdende Macht des 
Papfttums erſtarken laſſen. Die ſchwache Mutter 
hatte es geduldet, daß die Papſtwahl ausſchließ⸗ 
lich den Rardinal-Bifhöfen gegeben und ihr da- 
durch völlige Unabhängigkeit von der weltlichen 
Macht geſichert wurde. Als Heinrich IV. noch 
damit beſchäftigt war, dem Adel ſeiner Lande 
ſeine Befähigung zum Führer und Herrſcher 
zu beweiſen, hatte ein deutſcher Mönch, Hil de⸗ 
brand mit Namen, ſich als Gregor VII. die 
Tiara aufs Haupt geſetzt. Gregor, ein Mann 
von hohen Geiſtesgaben und einer außerordent⸗ 
lich ſtarken Energie, wollte den Einfluß der welt⸗ 
lichen Macht auf die Kirche ein für alle Mal 
beenden. Heinrich IV. kam es bei dieſem Kampfe 
nicht nur darauf an, die Macht der Krone gegen⸗ 
über dem geiſtlichen Herrſchaftswillen zum Siege 
zu verhelfen, ſondern er trat auch bewußt auf 
als Kämpfer einer nationalen 
Sache gegenüber der inter nat io nalen 
Herrſchaft, die der Papſt erſtrebte. Und es muß 
wieder mit Bedauern feſtgeſtellt werden, daß 
die Völker ſeines Reiches, die ſich ja in ihren 
Fürſten verkörperten, dieſen nationalen Kampf 
nicht verſtanden und ſich ziemlich offen auf die 
Seite des Gegners ſchlugen. Papſt Gregor 
wußte dieſe Bundesgenoſſen klug zu benutzen. 
Er ſchleuderte den päpſtlichen Bann 
ſtrahl nach des Königs Haupt und unterſtützte 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden geiſtigen und 
materiellen Mitteln die Wahl eines Gegen- 
Königs. Heinrichs Macht begann ins Wanken 


zu kommen. Nur die Städte, deren ver- 
ſtändnisvoller Förderer er immer geweſen, 
hielten treu zu ihm und gewährten ihm Aſyl. 
Auf die Dauer aber hätte er die Krone jo nicht 
behaupten können. Da entſchloß ſich der kluge 
Politiker zu einer unerhörten Tat. Man hatte 
ihm ein Jahr Friſt gegeben, ſich vom Banne zu 
entſühnen. Die Löſung vom Banne war aber 
nur durch tiefſte Demütigung vor dem Papſte 
zu erreichen. Heinrich IV. tat ſeinen jo berühmt 
gewordenen Canoſſa-Gangin dem vollen 
Bewußtſein dadurch nichts von ſeiner ritterlichen 
Ehre zu verlieren, weil ihm dieſe Schmach einen 
großen politiſchen Erfolg brachte. Drei Tage 
und drei Nächte ſtand er im Büßergewande 
harrend vor Canoſſas Mauern. Nachdem er aber 
ſo gebüßt, durfte ihm der Stellvertreter Gottes 
auf Erden Verſöhnung und Verzeihung nicht 
verſagen, und ſein Königtum war nicht mehr 
anzutaſten. Heinrich IV. hat in einer faſt 
50jährigen Regierung trotz des vielen Blutes, 
das um ihn gefloſſen iſt, für Deutſchland viel 
Segensreiches gewirkt. Daß die Macht des 
Königstums nicht ſchon jetzt, wie es eigentlich 
nach der falſchen Politik ſeiner Vorgänger zu 
erwarten geweſen wäre, zuſammenbrach, jon- 
dern erſt eineinhalb Jahrhunderte ſpäter, iſt 
das Verdienſt ſeiner genialen Führerbegabung, 
die dem Staate das Gef ühl der Einheit 
gab. In dieſem nationalen Einheitsſtaate fand 
ſich nun auch endlich wieder Platz für die 
deutſche Schriftſprache, die bisher 
durch die lateiniſche Sprache völlig unterdrückt 
worden war. Oieſe Einheit der Schriftſprache 
bewirkte auch eine Abſchwächung der ſich ſo 
ſchroff gegenüberſtehenden deutſchen Dialekte 
und trug auch ſo dazu bei, die nationale Einig⸗ 
keit Deutſchlands zu fördern. 


DIEBE EI OTHZE INES Tr AR UFRIEEN 


Reich über die glänzendſte Höhe 
zum Niedergange führte, kann hier 
nur infoweit behandelt werden, als 
fie für das neue Oeutſchland Intereſſe hat. 
Nach Heinrich IV. hatte ſich das Kräfte- 
verhältnis zwiſchen Staat und Kirche völlig 
verſchoben. Bis zu ihm ſtützte ſich der Herrſcher 
des Reiches auf die Reichsgeiſtlichkeit, und 


F ie Zeit der ſtaufiſchen Kaiſer, die das 


ſo war das Reich nach innen und außen 
völlig geſchloſſen. Die Reichsgeiſtlichkeit, die 
durch die Folgen des Fnveſtiturſtreites 
immer abhängiger vom Papſte wurden, war 
natürlich dadurch internationalen Geſinnungen 
und Beſtrebungen immer mehr zugänglich. Ein 
anderer Stand wurde nun Träger des natio- 
nalen Gedankens, das waren die Ritter. Die 
hohe Kulturperiode der Minneſinger-Zeit iſt 
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der beſte Beweis dafür. Gerade weil die Be⸗ 
tonung des nationalen Gefühls beſonders bei 
den Welſchen Abneigung und Haß ſchuf, wurde 
es in ſich ſelber beträchtlich geſtärkt. Da ver⸗ 
nichtete dies kaum erblühte Natio nalgefühl 
wieder einmal, wie ja ſchon ſo oft, ein mör⸗ 
deriſcher ſich durch 100 Jabre erſtreckende 
Bruderkrieg. Statt Heinrichs des Stolzen, 
deſſen Wahl ihm und ſeinen Freunden ſicher 
ſchien, wurde der Staufe Ko nrad III, zum 
König gewählt. And aufs neue erſchütterte ein 
mit ſehr viel Leidenſchaftlichkeit geführter Bürger⸗ 
krieg die deutſchen Lande. Friedrich J., 
genannt „Barbaroſſa“ (der Rotbart), ſah mit 
Schrecken die Folgen dieſer Selbſtzerſtörung. 
And feinem ſtaats männiſchen Geſchick gelang es 
1156 ſich mit feinem jungen Vetter, dem Welfen⸗ 
herzog Heinrich dem Löwen, zu verſöhnen. 
Aber der Gegenſatz zwiſchen den beiden feind⸗ 
lichen Gruppen, der zugleich der Gegenſ a tz 
z wiſchen norddeutſchem und ſüd⸗ 
deutſchem Weſen war, ließ ſich nicht jo 
leicht überbrücken. Heinrich der Löwe fand in 
der italieniſchen Politik des Kaiſers einen Grund 
zum Abfall und bekam viele Geſinnungsgenoſſen. 
Der Rotbart aber wußte ſeine Politik energiſch 
durchzuſetzen. Er bezwang die lo mbardiſchen 
Städte, die kräftig genug geweſen waren, einem 
Kaiſer mit ſeiner Machtfülle zu widerſtehen und 
verſtand es ſogar, nachdem er die Gegner ger 
trennt hatte, mit dem Papſt wie mit den Lom⸗ 
barden einen geſchickten Frieden zu ſchließen. 
Man wundert fi) bei dem Scharfſinn und dem 
politiſchen Weitblick dieſer klugen Herrſcher⸗ 
perſönlichkeit, daß er nicht daran gedacht hat, 
den deutſchen Städten die Vorzüge 
der Finanzwirtſchaft aus Stafien mitzubringen, 
auf die ſich der Reichtum und die Macht der 
lombardiſchen Städte gründete. Wahrſcheinlich 
hat er dieſe Vorteile genau ſo gut geſehen wie 
wir, aber vielleicht gefürchtet, daß die erſtarkten 
Städte eine weitere Schwächung der Kaiſer⸗ 
gewalt bedeuten würden. Aber ein kluger 
Herrſcher hätte doch die ſo erſtarkten deutſchen 
Städte als Gegengewicht gegen die immer 
mächtiger ſich entwickelnden Reichsfürſten gut 
gebrauchen können. Denn das Lehnsweſen 
hatte ſich allmählich jo entwickelt, daß der Lehns⸗ 
träger in gar keiner Verbindung mehr mit dem 
König ſtand. „Die Inhaber der Territorien 
hingen“, wie Ba ſſenge (Oberſtudienrat 
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Dr. Baſſenge „Der nationale Gedanke in der 
81 Geſcicte, Leipzig 1921, ©. 25) ſebt 
richtig jagt, „mit dem Reichsoberhaupte nicht 
mehr ſtaatsrechtlich durch das An ſondern 
nur perfjd nlich durch die Belehnung zu- 
ſammen. Das Reich löſte ih auf dieſem Wege 
mehr und mehr in eine große Lehns⸗ 
genoſſenſch aft auf. Unter den Fürſten 
aber gewannen die durch reichen Beſitz hervor⸗ 
ragenden bald einen überlegenen Einfluß.“ 
Friedrich Barbaroſſahatte, nachdemſein Schwert 
überall ſeinem Willen Geltung verſchafft und 
ſeinen Plänen zu Erfolgen verholfen, eingeſehen, 
daß oh ne die Kirche die politiſche Macht des 
Kaiſertums auf die Dauer nicht geſichert ſei. 
Schon im Frieden mit dem Papfte nach den 
lombardiſchen Kämpfen hatte er Brücken gebaut, 
und es kam mit Hilfe mächtiger gut deutſch 
geſinnter Biſchöfe zu einer völligen Aus- 
öh nung z wiſchen Staat und 
Kirche, mit der beide Teile zufrieden waren. 
Allerdings zwang die neue Freundſchaft den 
Kaiſer zu Zugeſtändniſſen. Die Kreuzzüge, 
ſicherlich zunächſt aus einer ſtarken religiöſen 
Romantik geboren, wurden von den Päpſten 
gefördert, nicht um der Religion willen, ſondern 
um ihre Macht zu verſtärken und zu erhöhen. 
Deutſchem Senken und deutſchen Zwecken ent⸗ 
ſprachen dieſe Zuge nach dem Heiligen Lande, 
die viel edles deutſches Blut koſteten, und den 
daheimgebliebenen Frauen und Kindern viel 
bitteres Herzeleid brachten, nicht. Kaiſer Rot- 
bart iſt bekanntlich ſelbſt das Opfer eines Kreuz- 
zuges geworden. Das deutſche Volk aber, das 
von dem Tode des Kaiſers in ſagenhafter Ferne 
hörte und ſeinen Leichnam nicht zu Grabe ge⸗ 
leiten konnte, glaubte die Todesnachricht nicht. 
Durch die Jahrhunderte hindurch hat ſich die 
Sage erhalten, daß der Barbarojja in der 
Höhlung irgend eines deutſchen Berges ſitze 
und ſchlafend und träumend auf den Augenblick 
warte, wo er das Seutſche Reich wieder zu der 
ſtolzen Machthöhe emporführen könne, auf der 
er es verlaſſen. 

Sein Sohn Heinrich VI. ſuchte das 
mächtige feſtgefügte Erbe, das er übernommen, 
aufs Beſte zu wahren. Zur Erreichung ſeiner 
Macht bedurfte er keiner Kriege mehr. An⸗ 
beſtritten wurde das Deutſche Reich als das 
mächtigſte der Welt anerkannt und immer neue 
Fürften ſuchten ſeinen Schutz und feine Freund⸗ 
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Saft. Selbſt das mächtige Byzanz würde 
keinen Widerſtand gegen irgendwelche Wünſche 
des deutſchen Kaiſers gewagt haben. Aber 
gerade die Erweiterung des Reichsgebietes durch 
Sizilien und andere Mittelmeerländer mußte 
der nationalen Einheit Gefahr bringen. Das 
Neich, das Heinrich VI. beherrſchte, war kein 
Deutſches Reich mehr, ſondern ein Aniverſal⸗ 
Reich. Es iſt nicht verwunderlich, daß Heinrich VI. 
der Gedanke kam, dies mächtige Reich ſeinem 
Haufe dauernd zu erhalten, durch die Erblichkeit 
der Kaiſerkrone im Haufe der Hohenſtaufen. 
Er ſtieß aber bei dieſem Gedanken, deſſen prak⸗ 
tiſche Bedeutung für die Folgezeit man nicht 
verkennen wird, auf den erbitterten Widerſtand 
der engeren Heimat, die doch die Würde zu 
vergeben hatte. Einmal wollten die andern 
Fürften ihren Nachtommen nicht für immer die 
Möglichkeit rauben, Kaiſer zu werden, und auf 
der anderen Seite gönnten die Nie der deutſchen, 
die in immer ſchärferem Gegenſatz zu den Ober⸗ 
deutſchen traten, die Kaiſerkrone nicht dauernd 
einem oberdeutſchen Geſchlecht. Man ſieht 
daraus, daß die ſich nach außen hin ſo glänzend 
entwickelnde Kaiſer macht zugleich das Erſtarken 
der Territorialfürſten begünſtigte, ſo daß in ſo 
entſcheidenden Fragen der mächtigſte Mann der 
Erde machtlos war. Mit Heinrich VI., der früh 
geſtorben iſt, hatte die Staufer⸗Herrſchaft und 
damit die Reichsherrlichkeit den höchſten Gipfel 
erreicht. Nach ſeinem Tode beginnt ſchon bald 
der ſchnelle Zerfall. Eine wichtige Rolle ſpielten 
dabei die deutſchen Städte. Sie hatten durch die 
Kreuzzüge internationale Handelsbeziehungen 
bekommen, hatten in ziemlich kurzer Zeit das 
kauf männiſche Wiſſen der italieniſchen und orien- 
taliſchen Kaufleute ſich angeeignet und blühten 
durch regen Fleiß und kluge Tatkraft raſch empor. 
Das Kaiſertum hatte nicht verſtanden, recht⸗ 
zeitig in ihnen eine Stütze zu gewinnen. Sie 
waren nicht ſelbſtändig und dem Zerritorial- 
herren ihres Gebietes unterworfen. Innerhalb 
dieſes Gebietes aber gewannen ſie immer mehr 
an Einfluß, da nach der überlebten Natural- 
wirtſchaft die raſch eingeführte Gel d⸗ 
wirtſchaft ihnen die Mittel an die Hand 
gab, ſich von den Territorialherren Rechte, die 
ihnen wünſchenswert erſchienen, zu kaufen. So 


verloren die immer kräftiger ſich entwickelnden 
Städte das Intereſſe an der Landes- und an 
der Reichspolitik und bildeten allmählich gut 
organiſierte und trefflich geleitete kleine 
Staaten im Staate. 

Nach Heinrichs Tode ſieht man ſofort 
wieder, wie ſchade es war, daß des Staufers 
Plan, die Kaiſerwürde erblich zu machen, nicht 
gelang. Die Wahl ergab kein einheitliches Er⸗ 
gebnis. Es kam zu einer zweiten Wahl und der 
alte Streit zwiſchen Staufern und Welfen war 
wie der neu ausgebrochen. Mörderiſcher Bruder⸗ 
krieg zertrümmerte raſch die eben erſt auf- 
gerichteten Säulen des Neichsbaues. Nicht aus 
eigener Kraft konnte eine der beiden Parteien 
den Sieg erringen. Erſt der Erfolg eines aus⸗ 
ländiſchen Herrſchers ſicherte dem Sohne Hein⸗ 
richs VI. den Thron. Es iſt das erſte Mal, daß 
ausländiſche Waffenerfolge ent⸗ 
ſcheidend in die deutſche Politik eingreifen. Der 
Sieg des Königs von Frankreich über den mit 
dem Sohne Heinrichs des Löwen verbundenen 
König von England brachte aber nicht nur 
Friedrich II. die Krone, ſondern vernichtete 
die Macht der Welfen ſo, daß ſie von da ab keine 
Rolle mehr in der Geſchichte ſpielen. Friedrich II. 
iſt wohl ein glänzender Herrſcher geweſen, aber 
niemals ein deutſcher Kaiſer. Er 
liebte Oeutſchland nicht, hat auch nie als Deut- 
ſcher empfunden. And leichten Herzens ohne 
et was dagegen zu unternehmen, gab er weite 
und wichtige Gebiete an der Elbe den Dänen 
preis. Aber die deutſchen Fürſten und Städte, 
deren Kaiſer ſo weit war und ſich nicht um ſie 
kümmerte, wußten ſich ſelbſt zu helfen. Die 
nieder deutſchen Fürſten verbanden ſich mit den 
Seeſtädten Hamburg und Lübeck, ſchlugen die 
Dänen bei Bornhövede und ſetzten ihnen die 
Eider als Grenze. Der Sieg der Lübecker Flotte 
bei Warnemünde gab dann den Seutſchen die 
unbeſtrittene Vormacht auf der Oſtſee. Nach 
Friedrichs II. Tode kam es, was bei den ver⸗ 
rotteten politiſchen Zuſtänden eigentlich nicht 
anders zu erwarten war, wieder zu einer 
Doppel wahl, die nicht mit den ſauberſten 
Mitteln zuſtande kam. Das Charakteriſtiſche aber 
dabei iſt, daß die beiden Gewählten keine 
Deutſche, ſondern Ausländer waren. 
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DER AUFSTIEG DER HABSBURGER 


rſchreckend ſchnell war der Glanz der 
Staufer Macht feit Friedrichs IL, 
Tode verblichen. Seine Tochter 
ſtarb im Elend, und der letzte Sproſſe 


des ſtolzen Geſchlechtes endete noch nicht 


20 gahre nach des zweiten Friedrich Code 


unter dem Henkerbeil. Zu mächtig waren 
die Feinde geworden, denen ein wirkliches 
Kaiſertum die eigene Betätigung eindämmte. 
Aber das Pa p ſtt u m, das zur Vernichtung der 
Stauferherrſchaft weſentlich mit beigetragen 
hatte, er rei 


kam nicht zu⸗ 
ſtande. Dazu waren die Weſtſtaaten Spanie n, 
Frankreich und England ſchon zu ſehr 
eine viel glüd- 


Zeiten befeſtigt. 
wo die Kämpfe 
Bedrängnis eine Einheitsfront 


galt auch bald den Kleinen als 
Die einzelnen Ritter befeh deten fi unterein- 
ander oder zogen (einzeln und gemeinſam) gegen 
Städte zu Fel de, deren Wohlſtand ihnen reiche 
Beute verſprach. 
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Das Rittertum hatte unter dem wirt⸗ 
ſchaftlichen umſchwung von der Naturalwirt⸗ 
ſchaft zur Gel dwirtſchaft natürlich außerordent⸗ 
lich ſchwer gelitten. Dem Ritter, der meiſt nicht 
leſen und ſchreiben konnte, verbot es der Stolz, 
die Naturalien, die ihm die Bauern feines Be- 
zirkes liefern mußten, im Handel zu verwerten. 
And da die ſtändigen Fehden auf die Dauer recht 
koſtſpielig wurden, verarmte die Mehrzahl von 
ihnen. Da wußte man ſich nicht anders zu 
helfen, als auf Raub auszugehen. Die Träger 
alter und edlerer Namen wurden zu gemei- 
nen Straßenräubern, die die Waren- 
züge der Kaufleute überfielen, die Begleit- 
mannſchaft nie derſchlugen oder gefangen ſetzten. 
Einzelne Städte waren ſchon mächtig genug, 
ſich dieſer Plage zu entledigen, und mancher 
adlige Herr hat damals auf einem ſtädtiſchen 
Henkerblock oder in der luftigen Höhe des 
Galgens auf dem Rabenberge geendet. Im 
ganzen aber hatten alle dieſe Verſuche der 
Selbſthilfe wenig Erfolg. 

Im übrigen ſtärkte das Fehlen irgend welcher 
Zentralgewalt natürlich die Macht der Terri⸗ 
torialfürſten. Sie wußten die Schwächeren unter 
ihre Herrſchaft zu zwingen, ihre Machtgebiete 
abzurunden und belegten den Handel, der durch 
ihr Gebiet führte mit ertragreichen Zöllen. 
Wie bunt es in dieſer Beziehung in Deutſchland 
damals ausſah, 
ſchiff bei dreitägiger Stromfahrt an 24 Zoll- 
ſtellen anlegen 


Es iſt bezeichnend, daß die Wahl auf einen 
ar men Fürften fiel, der nicht ſopiel Haus macht 
ſein Geſchlecht auf die Dauer den 
anderen hätte gefährlich wer den können. Ru- 
dolf von Habsburg war ein ebenſo 
kluger wie energiicher Mann, dazu fromm und 
von lauterſtem Charakter. Da er ſich auf rein 
weltliche Funktionen beſchränkte und als guter 
jeden Konflikt mit der Kirche vermied, 
das Paptſtum feine Beſtrebungen ſtets 
Dem Raubrittertum 
zu Leibe. Als ſeine 


Warnungen nichts nützten, griff er brutal zu 
und ließ die adeligen Herren, die des Straßen- 
raubes überführt waren, kurzerhand aufknüpfen. 
In wenigen Jahren ſchaffte er Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit wieder im deutſchen Lande und 
wußte der königlichen Macht neues Anſehen 
und wirkliche Geltung zu verſchaffen. So be- 
liebt er bei den Fürſten wie beim Volke war, 
gelang es ihm doch nicht, die Nachfolgerſchaft 
ſeines Sohnes Albrecht durchzuſetzen, der den 
Vater an politiſchem Sinn und Energie vielleicht 
noch übertraf. Die Wahl fiel, als Rudolf 1291 
geſtorben war, auf den liebenswürdigen Grafen 
Adolf von Naſſau, der noch ärmer war, 
als es einſt der erſte Habsburger auf dem Throne 
geweſen und von dem die Fürſten deswegen 
nichts zu befürchten hatten. Aber es war ganz 
natürlich, daß der arme König, der dieſen Mangel 
deutlich empfand, danach ſtrebte, ſich eine Haus⸗ 
macht anzueignen. Er wollte Thüringen in 
Beſitz nehmen, auf das auch Albrecht ſchon lange 
ein Auge geworfen hatte, und ſo kam es zwiſchen 
beiden zu blutigem Streit. 1298 verlor der 
tapfere Naſſauer in der Schlacht am Haſenbühel 
bei Göllheim in der Pfalz ſein Leben und 
Albrecht wußte es durchzusetzen, daß ihm 
nun doch noch die Krone ſeines Vaters zufiel. 
Er wanderte inſofern in den Fußſtapfen ſeines 
Vaters, daß er mit feſter Hand wieder Ruhe 
und Sicherheit im Lande ſchuf, die unter ſeinem 
Vorgänger den alten wilden Zuſtänden gewichen 
waren. Beſonders ſcharf ſchritt er gegen die 
üblich gewordenen Zudenverfolgungen ein. Da- 
neben aber ſtrebte er mit großer Zähigkeit nach 
der Schaffung einer wirklichen Haus macht. Die 
Fürſten, die ſich dem widerſetzten, ließ er die 
Schärfe ſeines Schwertes fühlen und zog B öh- 
men und Mähren als Reichslehen 
ein. Der Papft, der ihn in dieſer Weiſe be⸗ 
ſchäftigt wußte, ſtellte die ungeheuerliche For⸗ 
derung, daß er anerkennen ſolle, das deutſche 
Königtum und das Wahlrecht der Kurfürſten 
beruhe allein auf päpſtlicher Verlei⸗ 
hung. Albrecht, der wußte, daß er ſeine Völker 
nie zu einem Kampfe gegen den Papſt würde 
einen können und der zugleich ſein Lebenswerk, 
die Sicherung ſeiner Hausmacht, bedroht ſah, 
gab dieſem Verlangen nach, das eine völlige 
Abhängigkeit des deutſchen Königstums vom 
päpſtlichen Stuhle bedeutete. Ganz anders 
hatte ähnlichem Verlangen gegenüber Philipp 
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der Schöne von Frankreich ſich gezeigt. Er hatte 
den Papſt Bonifacius VIII. einfach ge- 
fangen ſetzen laſſen. 

Albrecht I. ſollte das Reifen feiner Pläne 
nicht mehr erleben. Johann Parricida, ein 
Enkel Ottokars von Böhmen und zugleich 
Albrechts Neffe, mordete in ihm 1508 den 
vermeintlichen Räuber feines Erbes. Sein Nach⸗ 
folger wurde als Heinrich VII. der milde 
Graf von Lützelburg, der ſeine Wahl in der 
Hauptſache ſeinem Bruder Balduin, der Erz- 
biſchof in Trier war, verdankte. And kirchlicher 
Einfluß war es wohl auch, der ihn veranlaßte, 
wieder nach Ftalien zu ziehen, um das 
alte Reich neu erſtehen zu laſſen. Der Zug ſchien 
nicht allzu gewagt. Denn die Päpſte, die ge⸗ 
fährlichſten Gegner des deutſchen Kaiſertums, 
ſaßen damals fern von Rom in Avignon im 
Exil. Heinrich wurde in Italien, das genau fo 
ſehr wie Deutjchland unter dem Zerfall der 
Staufer macht und des Reiches gelitten hatte, 
mit Zubel begrüßt. Aber ehe er ſeine Pläne in 
Angriff nehmen konnte, raffte ihn ein Fieber 
dahin. Er iſt der letzte Kaiſer, der in gtalien 
geſtorben iſt. Im Some zu Piſa ruhen ſeine 
Gebeine. 

Die neue Kaiſerwahl führte wieder zu 
Bruderkämpfen. Zwei mächtige Fürſten traten 
als Gegenkandidaten auf, Friedrich der 
Schöne von Oeſterreich und Ludwig der 
Baper. Da fih das Kurfürſtenkollegium auf 
keinen der beiden einigen konnte, kam es 
zwiſchen den beiden Fürſten zum Kampf, an 
dem ſich aber das übrige Oeutſchland fo gut wie 
gar nicht beteiligte. Der Streit endete mit der 
Schlacht bei Mühldorf im Fahre 1323. 
Friedrich wurde gefangen genommen und die 
Anſprüche Ludwigs auf Thron und Krone an 
erkannt. Hier zum erſten Male machte der 
Papſt — Johann XXII. war es — von dem ihm 
durch Albrecht I. zugeſtandenen Soheitsrechte 
Gebrauch, nach dem er ſich ſchon 1517 einmal die 
ſtellvertretende Reichsgewalt angemaßt hatte. 
Er forderte Ludwig auf, die Regierung 
binnen drei Monaten niederzu- 
legen, weil er die päpſtliche Beſtätigung nicht 
nachgeſucht hatte. Papſt Johann XXII. ver- 
folgte damit den Plan, mit Hilfe des deutſchen 
Kaiſertums die alte Papſtherrſchaft zum min⸗ 
deſten in Stalien wieder zu gewinnen. Er iſt 
nie aus Avignon herausgekommen, aber die 
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Sehnfut, die alte Macht des päpftliben Stuhles 
zu erneuern und auch wohl die Notwendigkeit, 
die immer leerer werdenden Kaſſen zu füllen, 
ließen ihm kein Mittel unverfucht laſſen. Die 
Anmaßung des ſehr weltlich geſinnten Papſtes 
fand auch in kirchlichen Kreiſen den heftigſten 
Widerſpruch. Als Ludwig die Friſt verſtreichen 
ließ, und mit Bann und Interdikt belegt wurde, 
traten dem Papſt auch aus kirchlichen Kreiſen 
mit gewichtigen Streitſchriften viele Gelehrte 
und einflußreiche Prieſter entgegen. Aber auch 
in den Laienkreiſen von ganz Oeutſchland erhob 
ſich ein einmütiger Sturm der Entrüſtung. And 
da er wußte, daß in Stalien die Städte und die 
mächtigen Geſchlechter auch Gegner des Papſtes 
waren, ſo wagte Ludwig den Zug nach Ftalien, 
um mit den Ftalienern zuſammen die unberech- 
tigte Anmaßung des Papſtes zu ſtrafen. Ver⸗ 
treter der Stadt Rom brachten ihm die Kai⸗ 
ſerkrone. Er ſetzte Johann XXII. ab und 
ließ einen neuen Papſt wählen. Aber die 
gtaliener erwieſen ſich bald als unzuverläſſig 
und der Zorn der Oeutſchen war ſchnellverflogen. 
Denn die Fürſten hatten in Oeutſchland im 
Kampf vor allem mit den Städten ihre eigenen 
Intereſſen zu vertreten. So wurde das ſo 
erfolgreich begonnene Unternehmen aufgegeben. 
Das Papſttum ſah das als Sieg an. Der neu- 
gewählte Papſt Benedikt XII. beharrte auf 
der Forderung ſeines Vorgängers undfchleuderte, 
da der König ſeinem Verlangen nicht nachkam, 
auf deſſen Haupt erneut den Bannſtrahl. Da 
ermannten ſich die Kurfürſten endlich. Sie 
kamen 1338 zum Kurverein von Renſe 
zufammen und erklärten, der König habe ſein 
Recht durch ihre Wahl und bedürfe nicht 
der päpſtlichen Beſtätigung. Leider 
blieb dieſer bedeutungsvolle Beſchluß ohne jede 
politiſche Auswirkung. Damals wäre Gelegen- 
heit geweſen, die Macht des Königtums neu aus- 
zubauen. Ludwig der Bayer beſaß aber dafür 
nicht den politiſchen Sinn. In verblendeter 
Kurzſichtigkeit dachte er jetzt, wo ſeine Krone 
geſichert war, nur noch daran, das Hausgut der 
Wittelsbacher zu mehren und es kam ihm auch 
gar nicht darauf an, zur Erreichung dieſes 
Zweckes dem Papfttum wieder Zugeſtändniſſe 
zu machen. Dieſe ſelbſtſüchtige Handlungsweiſe, 
die den großen Augenblick völlig verkannte, 
wurde ihm aber zum Verderben. Die Fürſten 
wurden mißtrauiſch und zornig und wählten 


34 


ſchließlich in Karl von Mähren ihm einen 
Gegenkönig. Wie zu Anfang feiner Herr- 
ſchaft kam es wieder zum Bürgerkriege, den 
ziemlich jäh ein Schlagfluß, den Ludwig auf 
einer Bärenjagd 1547 erlitt, ein Ende ſetzte. 
Karl wurde nun raſch anerkannt. 

Wenn auch das Charakterbild Ludwigs 
kein beſonders ſchönes iſt, ſo muß doch darauf 
bingewiejen werden, daß er für lange Zeit der 
letzte deutſche König war, der deutſch fühlte und 
im Grunde feines Weſens auch immer beſtrebt 
war, die alte deutſche Kaiſer macht wie der her⸗ 
zuſtellen. Sein Verdienſt iſt es auch, daß an 
Stelle der lateiniſchen die deutſche Sprache 
Amtsſprache wurde. Sein Nachfolger Karl 
war ein Halbſlawe, der mehr zur franzöſiſchen 
wie zur deutſchen Kultur neigte. Der aber 
schließlich auch feine Stellung dazu benutzte, 
das Vermögen ſeiner Familie zu ſichern und zu 
vermehren. Diejes Streben hatte ja eine gewiſſe 
Berechtigung. Denn der König mußte es ja 
bei jeder Gelegenheit merken, wieviel wirkliche 
Macht eine vermögensſtarke Familie hatte. Des- 
halb wiederholt ſich bei allen Fürſten in dieſer 
Epoche das alte Spiel. Der arme König 
ſtrebt nach Hausmacht und die reichen 
Fürſten ſuchen ihn daran zu hindern. In dieſem 
Streben und Widerſtreben wurden die beſten 
Kräfte der Nation verzettelt. 

Trübe und traurig ſah es nach den vielen 
Bürgerkriegen Ludwigs des Bayern in Seutſch⸗ 
land aus. Das Land war verarmt, die Kultur 
der breiten Maſſe ſo gut wie vernichtet, Sitten⸗ 
loſigkeit und Selbſtſucht herrſchten in allen 
Ständen. Da kam wie eine furchtbare Gottes- 
itrafe die Beft ins Land und forderte Heka⸗ 
tomben von Opfern. Dies furchtbare Sterben 
rüttelte alle niederen Leidenſchaften im Volke 
wieder auf. Grauſame Zudenverfolgungen be- 
gannen wieder und auch der religiöfe Wahnſinn, 
am phantaſtiſchſten vertreten in den Bußtaten 
der Geißler, die durch entſetzliche Selbſt⸗ 
peinigungen den Zorn Gottes beſchwichtigen 
wollten, feierte Orgien. Wit einer gewiſſen 
Refignation ſah der ſchwächliche König die 
furchtbare Gegenwart. Er zog ſich ſcheu in 
ſeine Bücherwelt zurück, denn er liebte und 
förderte die Wiſſenſchaften und ſchmückte Prag, 
die Hauptſtadt ſeines Lieblingslandes, das er 
ſelten verließ, mit prächtigen Bauten. Hier in 
Prag gründete er auch die erſte Univer- 


ſität auf deutſchem Boden. Anter 
Karl IV. geſchah aber für die Zukunft der ſtaat⸗ 
lichen Struktur des Deutſchen Reiches ein be⸗ 
deutungsvoller Schritt. Im Fahre 1556 erließ 
er die ſogenannte goldene Bulle (jo ge⸗ 
nannt nach der goldenen Kapſel, die ihr Siegel 
umſchloß). Diefe regelte die Wahlbeſtimmungen 
und befeſtigte die Stellung der Kurfürſten. „Die 
Rechte, die dieſen durch die verhängnisvollſte 
Arkunde zuteil wurden, machten das König⸗ 
tum zu einem Scheinbild und verwan⸗ 
delten das Reich Ottos des Großen in eine 
fürſtliche Oligarchie, deren Führer 
ſich nicht als die Anwälte und Führer der deut⸗ 
ſchen Nation, ſondern lediglich als die Ber⸗ 
treter dynaſtiſcher Intereſſen be⸗ 
trachteten“. (Baſſenge a. a. O., S. 54.) Der jo 
erſtarkten Macht der Territorialfürſten irgend 
ein Gegengewicht zu geben, daran haben weder 
Karl IV. noch ſeine Räte gedacht. And doch 
wäre es möglich geweſen, wenn man es ver⸗ 
ſtanden hätte, das Bürgertum der 
Städte zum Bundesgenoſſen zu gewinnen; 
denn die Städte hatten unter der Willkür und 
dem Steuerdruck der Fürſten ſtark zu leiden. 
Man tat das aber nicht, man ſuchte im Gegen⸗ 
teil die Entwicklung der Städte zu hemmen, 
indem man ihre Selbſtändigkeitsrechte in jeder 
Weiſe beſchnitt. Einen Lohn aber bekam Karl 
für ſeine Nachgiebigkeit. Seit langen Zeiten 
gelang es ihm wieder einmal die Nachfolge 
des Sohnes durchzuſetzen. Noch zu ſeinen 
Lebzeiten wurde ſein älteſter Sohn Wenzel zu 
ſeinem Nachfolger erwählt. 

Wit Wenzel kam zum erſten Male ein 
völligunfähiger Mann auf den Shron. 
Nicht unbegabt an ſich, aber faul und maßlos 
dem Trunke ergeben, fehlten ihm alle Eigen⸗ 
ſchaften, die ein Herrſcher braucht. In grenzen 
loſem Egoismus ließ er die Dinge laufen, ohne 
rechtzeitig einzugreifen, als vielleicht noch 
Schlimmes zu verhüten war. Die in ihrer Macht 
erſtarkten Städte, auf deren politiſche Mit- 
wirkung, wie oben erwähnt, die Reichsleitung 
völlig verzichtet hatte, wollten die Unbill der 
Fürſten nicht länger ertragen, und da ſie allein 
nichts ausrichten konnten, fo ſchloſſen fie fich 
zu gut organiſierten Städtebünden zu⸗ 
ſammen. Die Fürſten und Stände merkten bald 
die Gefahr, die ihnen von dieſer Seite her 
drohte, und ſie ergriffen ihre Gegenmaßregeln. 


Immer ſchärfer wurden die Gegenſätze, immet 
mehr zerfiel die nationale und ſtaatliche Einheit, 
und der ſchwache König tat nichts, ſie zu über⸗ 
brücken. Zwei Jahre vor Karls IV. Tode war 
der ſ ch wäbiſche Städtebun dentſtanden, 
der, als Eberhard der Greiner ihm entgegen- 
treten wollte, deſſen ritterlichen Streitkräfte 
empfindlich ſchlug. Auch die rheiniſchen 
Städte bildeten durch ihren Bund eine be- 
achtliche Macht mit einem gut gerüſteten Heere. 
Aber während es den eidgenöſſiſchen Städten 
der Schweiz gelang, ſich in den Schlachten bei 
Sempach und Näfels die alte Freiheit 
und Selbständigkeit zu wahren, erlag ſowohl 
der rheiniſche, wie der ſchwäbiſche Städtebund 
ſchließlich der militäriſchen Aeberlegenheit der 
Fürſten. Nach langen blutigen Kämpfen im 
Kleinkriege einigte man ſich ſchließlich im 
Landfrieden von Eger (1389), der die 
Ueberlegenheit des Fürſtentums über die Städte 
noch einmal feſtſtellte und den Städten alle 
Bündniſſe verbot. 

Waren im Süden und Weſten vorläufig 
die Städte beſiegt, und in ihr altes Abhängig⸗ 
keitsverhältnis zurückgedrängt worden, ſo hatte 
ſich inzwiſchen im Norden oder beſſer geſagt in 
ganz Nie der deutſchland ein Städtebund gebildet, 
gegen den die Macht der nie derdeutſchen Fürſten 
nichts vermochte. Es war der Bund der 
Hanſe. Das Wort Hanſe heißt eigentlich 
Gilde. Unter dieſem Namen wurde zwiſchen 
deutſchen Kaufleuten im Auslande ein Bund zu 
gegenſeitigem Schutze gegründet. Wir hören 
zuerſt von einer ſolchen deutſchen Hanſe 1150 
in London. Aus dieſem Schutzbündnis einzelner, 
das die Not geboren, iſt dann allmählich ein 
Städtebund entſtanden, der zu ſeiner Blütezeit 
faſt 100 Städte an der Küfte und im Binnen⸗ 
lande zu ſeinen Mitgliedern zählen durfte. Der 
Bund der Hanſe beherrſchte durch lange Zeit die 
geſamte Schiffahrt auf der Oſtſee, und er war 
ſo mächtig, daß er es wagen konnte, mit dem 
Dänenkönige erfolgreiche Kriege zu führen. Tei 
der Hanſe finden wir zum erſten Male wieder 
deutlich einen ſtarken nationalen Gedanken. 
„Darin liegt der erhebende Hauch der Geſund⸗ 
heit, der die Hanſeſche Geſchichte durchweht, weil 
ſie in einer Periode traurigen Verfalls des 
übrigen Reiches machtvoll zuſammenhält, was 
das Intereſſe an der baltiſchen Expanſion zu⸗ 
ſammenführte. Sie wollte nicht na- 
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tional ſein, doch wirkte fie na- 
tional.“ (Katzel, Politiſche Geographie, 
S. 546.) 

Wie wenig national empfanden dagegen 
die deutſchen Fürſten der Küſtenſtriche. Sie 
unterftüßten die Hänenkönige im 
Kampf gegen die deutſchen Städte. Denn ſie 
ſahen in ihrer Kurzſichtigkeit die Machtentfal⸗ 
tung der Städte für ſchädlicher an als den Aus- 
breitungsdrang des Dänenkönigs, der in Wirk⸗ 
lichkeit doch nichts anderes vorhatte, als das 
ganze Land mit Fürſten und Städten in ſeine 
Gewalt zu bringen. Weiter im Oſten hatte ſich 
gleichfalls ohne den Schutz und ohne die Hilfe 
des Reiches ein deutſcher Staat im 
Flachlande der Weichſel und des Pregels ent- 
wickelt, der deutſche Ordensſtaat. 
Deutſche Arbeit und deutſche Tapferkeit hatten 
hier im zähen Kampfe mit Schwert und Pflug 
ein blühendes Land geſchaffen, das neben der 
größten Handelsmacht des Nordens die ſtärkſte 
Kriegs macht wurde. Aber beider Blüte ſchwand 
ſchnell dahin, als ihre Gegner zu Ende des 
14. Jahrhunderts durch eine kluge Politik ihre 
Macht dauernd feſtigten. Die Union von 
Cal mar vereinigte die drei nordiſchen Reiche 
zu einer feſten Einheit und die Vereinigung 
Polens mit Litauen durch Wladislaw II. 
Jagello ſchuf dem Ordensſtaate ein an Kräften 
weit überlegenes gegneriſches Reich. 

Hätten die Führer des Hanſabundes mehr 
politiſchen Sinn beſeſſen, ſie hätten 
die ſchwere Gefahr, die ihrem Beſtehen durch 
die Vereinigung der nordiſchen Reiche drohte, 
leicht beſeitigen können. Aber der Krämergeiſt 
war zu ſtark in dieſer rein wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigung, als daß er ſich von den politiſchen 
Köpfen, die es ſicherlich auch damals gegeben 
hat, irgendwie hätte beeinfluſſen laſſen. Mar⸗ 
garethe von Dänemark erreichte die 
Vereinigung mit Schweden nicht kampflos. 
Die feſte Stadt Stockholm, in der ſehr 
viele Deutihe wohnten, widerſetzte ſich ihren 
Plänen und wurde jahrelang von ihr vergeblich 
belagert. Albrecht von Mecklenburg, 
der bisher auch der Herrſcher Schwedens ge- 
weſen war, ſuchte mit allen Mitteln den Wider⸗ 
ſtand der tapferen Beſatzung zu ſtärken und 
unterſtützte die Stadt vor allen Singen durch 
Lieferung von Lebensmitteln. Da dies nicht 
ſo einfach war, bediente er ſich dazu der Vi⸗ 
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talienbrüder, einer Seeräuber-Genoſſen⸗ 
ſchaft, denen dadurch größere Geldmittel zu⸗ 
floſſen und die nun mächtig geworden, nicht 
nur Albrechts Aufträge ausführten, ſondern 
auch auf eigene Fauſt auf Raub ausgingen, 
und den geſamten Oſtſeehandel auf das empfind- 
lichſte ſchädigten. Die Schädigung des Oſtſee⸗ 
handels bedeutete aber eine Schädigung des 
Hanſabundes und dieſer benutzte deshalb ſchleu⸗ 
nigſt feinen großen Einfluß, um Frieden zwiſchen 
Dänemark und den Herzögen von Mecklenburg 
zu ſtiften. Surch den von der Hanſa vermittelten 
Frieden von Lindholm erhielt Margarethe Stod- 
holm und beſtätigte ihrerſeits des Hanſabundes 
Privilegien. Noch konnten die vereinigten 
nordiſchen Königreiche den feſtgefügten Bau 

der Hanſa nicht erſchüttern. Dazu waren ſie 

noch zu jung und in ſich ſelbſt noch nicht feſt⸗ 

geſchloſſen. Die Gefahr aber be- 

ſtand für die Zukunft. And ſie machte 

ſich geltend als der Hanſabund durch innere 

Kämpfe allmählich immer mehr geſchwächt 

wurde. Der ſtetig ji ausbreitende Handels⸗ 

verkehr brachte es bei der Größe und der räum- 

lichen Ausdehnung des Bundes mit ſich, daß 

nicht alle Glieder die gleichen Handelsinter⸗ 
eſſen hatten. So waren für die rheiniſchen 
Mitglieder die wirtſchaftlichen Beziehungen zu 
England und zu den Niederlanden die wichtig⸗ 
ſten, während das Hauptgewicht der wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen der anderen in dem 
Handel mit den ſkandinaviſchen Ländern und 
Polen und Rußland lag. Noch mehr aber 
wurde die ſtolze Kraft des Bundes dadurch 
geſchwächt, daß in den einzelnen Städten ſelbſt 
heftige nicht immer unblutige Kämpfe um die 
Regierungsform entbrannten. Bisher hatte 
eine Oberſchicht von wenigen Patrizierfamilien 
die Geſchicke der Städte geleitet. Jetzt aber 
waren die Zünfte ſo ſtark geworden, daß ſie 
Anteil am Stadtregiment beanſpruchten. In 
dem Kampfe zwiſchen ariſtokratiſcher und demo⸗ 
kratiſcher Verfaſſung verzettelten die Städte 
ein gut Teil ihrer Kraft. Und dieſe Schwächung 
wußten die Gegner klug zu benutzen. Von den 
Dänen begünſtigt, drang der niederländiſche 
Kauf mann immer mehr in die Handelsgebiete 
der Hanſa ein und nahm ihr allmählich Stück 
um Stück ihres Handels mit dem Oſten. And 
dann geſchah wieder etwas, das ſo recht Zeugnis 
ablegt, von dem geringen National- 
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be wußtſein der Deutjden. Aus 
partikulariſtiſchem Eigennutz wählten die Fürſten 
der Elb-Herzogtümer, der ſchleswig⸗holſteiniſche 
Adel, den Sänenkönig zum Herrn und Schles- 
wig-Holftein wurde fo aus einer deutſchen eine 
däniſche Grenzmark. Zu all dieſen Erſchütte⸗ 
rungen kam nun noch ein Naturereignis dazu, 
das in ſeinen Auswirkungen das Ende des 
Hanſabundes beſchleunigte. Im Fahre 1516 
blieben plötzlich die großen Herings- 
ſchwärme aus, die einen Zeil des hanſeati⸗ 
ſchen Reichtums bedeuteten, und wandten ſich 
von der Oſtſee ab zu den Niederlanden und an 
Schottlands Küſten. Immer kecker wurden die 
Gegner. Niederländiſche und engliſche Kauf⸗ 
leute ſetzten ſich in Hamburg feſt und im Oſten 
gab der Zar Fwan IV. den reichen Markt 
der Hanſeaten in Nowgorod ſeinen Tartaren 
zur Plünderung frei. So innerlich und äußer⸗ 
lich geſchwächt, zerging der Bund allmählich, 
der eine große nationale Aufgabe mit Geſchick 
und Erfolg erfüllt hatte. 

Noch ſchneller fand der Ordens ſtaat 
im Oſten ein Ende. Das vereinigte Litauen 
und Polen nahm das Chriſtentum als Staats- 
religion an und damit entfiel eine der Haupt⸗ 
aufgaben der deutſchen Ritter. Zucht und 
Ordnung wurden im Orden immer läſſiger 
und ein verweichlichendes Genußleben trat an 
ihre Stelle. UAmſo mehr mußte der Ritter 
hochfahrendes Weſen gegenüber dem Land- 
adel und den Städten dieſe verletzen. Früh 
ſchon ſchloß ſich gekränkt der Landadel zum 
Eidechſenbunde zuſammen, deſſen Ziel es war, 
die Herrſchaft des Ritterordens zu brechen. 
In den Städten aber war es der Konkurrenz- 
neid der Kaufleute, der den Haß gegen den 
Orden, der ſelbſt den Handel als eine Art 
Mo nopol betrieb, ſchürte und hegte. So ohne 
Anterſtützung im eigenen Lande mußte die 
Ritterſchaft die leichte Beute des polniſchen 
Eroberers werden. 1410 erlag fie bei Tannen- 
berg (demſelben Orte, an dem Hin den⸗ 
burg ſeine weltberühmte Schlacht ſchlug) der 
Ubermacht des polniſch⸗tſchechiſch⸗tartariſchen 
Heeres. Nur die Marienburg unter 
Heinrich von Plauen leiſtete der heranflutenden 
Welle der Gegner tapferen Widerſtand. Im 
Frieden von Thorn 1411 kam der Ordensſtaat 
dank dem Eingreifen des Angarn-Königs Sigis⸗ 
mund noch glimpflich weg und bebielt jo ziem⸗ 


lich die Grenzen ſeines Gebietes Aber der 
einſt ſo feſt gefügte Staat war zermürbt. Die 
entnervende Sittenloſigkeit in der Ritterſchaft 
wuchs. Stück für Stück des koſtbaren Beſitzes 
wurde verpfändet; und als Landadel und 
Städte ſich auf Seite der Polen ſtellten, war 
der Ordensſtaat erledigt. Im zweiten Frieden 
von Thorn 1466 wurden Ermland und Weit- 
preußen polniſch, der Reft der preußiſchen 
Lande wurde polniſches Lehen. Bis in 
unſere Tage haben wir die Folgen dieſer 
ſelbſtverſchuldeten Niederlage ſpüren müſſen. 
Weite Landſtriche, die mit deutſchem Fleiß und 
deutſchem Schweiß kultiviert worden waren, 
fielen der Poloniſierung zum Opfer, auf die 
geſtützt der Verſailler Frieden dem neuen 
Polenreiche Rechte an ſie gab. 

Eine Zeitlang hatten ſich die Fürſten die 
Art angeſehen, in der Wenzel zu regieren 
beliebte. Wenzel hatte es ſich allmählich ab- 
gewöhnt, ſich um die Reichsgeſchäfte zu küm⸗ 
mern. Er ſaß fern ab vom Getriebe der großen 
Welt auf einem ſeiner einſamen böhmiſchen 
Schlöſſer und ging, wenn ihm feine Trink- 
gelage und deren Folgen Zeit dazu ließen, 
auf die Jagd. Wo er eingriff, war er ungerecht, 
indem er feine böhmiſchen Freunde in maß⸗ 
loſer Weiſe in Vorteil ſetzte. Im Fahre 1400 
wurde er kurzerhand abgeſetzt und auf dem 
Königsſtuhl von Renje wählte man Ru pp⸗ 
recht von der Pfalz, einen ebenſo 
tüchtigen wie vornehmen und gerechten Mann 
zum deutſchen König. Diefer brachte aber für 
die ſchwierige Aufgabe, in die völlig zerfahrenen 
Verhältniſſe Ordnung zu bringen, außer feinen 
guten Charaktereigenſchaften nichts mit. Da 
er den geringen Umfang und die Schwäche 
ſeines Einfluſſes fühlte, glaubte er ihn durch 
den Beſitz der Kaiſerwürde ſtärken zu können. 
Aber er erreichte gerade das Gegen- 
teil auf ſeinem Ftalienzuge. Seine Bundes- 
genoſſen ließen ihn im Stich, ſeine Truppen 
fielen von ihm ab und mit wenigen Getreuen 
mußte er einen traurigen Rückzug antreten. 
Rach feinem Tode 1410 kam es wieder einmal 
zu einer OSoppelwahl. Die Kurfürſten 
hatten es eingeſehen, daß in dieſen Zeiten der 
König einer ſtarken Haus macht bedurfte und 
fo ſchlugen die einen Zo bſt von Mähren 
und die anderen Sigismund von Ungarn 
vor, Es wäre wahrſcheinlich wieder einmal zu 
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heftigen Bruderkämpfen im deutſchen Lande 
gekommen, wenn nicht glücklicherweiſe Fobſt 
von Mähren kurz nach der Wahl geſtorben wäre. 

Sigis mund J. brachte für feine ſchwie⸗ 
rige Aufgabe allerlei mit. Er war ein ener⸗ 
giſcher, fleißiger und weitblickender Mann, nicht 
oh ne politiſche Fähigkeiten, der vor allen Dingen 
jab, wo gründliche Reformen notwendig waren. 
Da ſeine Hausmacht ſehr groß, faſt ſchon über- 
groß war, war ſein Streben im Gegenſatz zu 
ſeinen Vorgängern, nicht mehr auf deren Ver⸗ 
mehrung gerichtet. Sein Streben war viel- 
mehr eine Stärkung und Feſtigung der Reichs⸗ 
gewalt. Aber er wußte, daß das ohne tief ein⸗ 
ſchneidende Reformen nicht möglich ſein würde. 
Was ihm zunächſt notwendig ſchien, war eine 
Kirchenreform und eine Neurege- 
lung der Reichsverfaſſung und 
Reichsverwaltung. 

Über die Notwendigkeit einer Kirchen⸗ 
reform waren ſich die führenden Geiſter ſchon 
lange einig. Das Doppelpapittum, die Ver⸗ 
weltlichung des Prieſterſtandes und die Sitten⸗ 
loſigkeit, die im oberen und niederen Klerus 
zu finden war, ließen in allen Kreiſen und 
Ständen den Ruf nach einer gründlichen Ne- 
form erſchallen. Man rief ein Konzil in 
Piſa zuſammen, aber dadurch wurde der 
Schaden nur noch ärger, denn dieſes entſchied 
ſich nicht für einen der beiden feindlichen Päpſte, 
ſondern wählte zum Aberfluß einen dritten 
dazu. Da trat in Böhmen der Sſcheche Huf 
mit großzügigen Reformplänen auf, Huß war 
ein Mann von leidenſchaftlicher Beredsamkeit 
und einem außerordentlich ſtarken Na⸗ 
tio nalbewußtſein. Sein Ziel war 
weniger eine Erneuerung und Ertüchtigung 
der römiſchen e, jondern die Schaffung 
einer von ihm geleiteten tſchechiſchen National- 
kirche. Ein Seutſchenfreund ift er nie geweſen. 
And wenn in unſeren Tagen einflußreiche 
Kreiſe der tſchechiſchen Republik ſeine Heilig- 
ſprechung durchzufetzen wünſchen, ſo geſchieht 
das nicht aus religiöfen Gründen. Man will 
nicht einen verkannten und unſchuldig ver⸗ 
dammten Wahrheitsfucher, der für feine Uber— 


zeugung ſtarb, nachträglich Genugtuung geben, 
ſondern will in ihm den l erſten Er wecker 
des tſchechiſchen Nativnalbe- 
wußtſeins, den Vorkämpfer des 
Tſchechentums gegen das verhaßte Deutſchtum, 
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ehren. Auch Kaiſer Sigismund hatte die Ab- 
ſichten von Huß wohl richtig erkannt, als er 
das zugeſicherte freie Geleit nicht einhielt und 
den Abtrünnigen der ſchwer ſtrafenden römi⸗ 
ſchen Kirche überwies. Er glaubte, damit die 
böh miſchen Sonderbeſtrebungen im Keime er- 
ſtickt zu haben. Deutſche Lande und weite 
Teile des deutſchen Volkes aber haben die 
Hinrichtung von Huß ſchwer büßen müffen. 
Die Huſſitenzüge gehören mit zu den 
grauſamſten Kriegen, die die Weltgeſchichte 
kennt. Weitere Folgen dieſes Märtyrerto des 
waren die völlige Vernichtung der 
deutſchen Kultur in Böhmen, 
die am beſten durch den Auszug der geſamten 
deutſchen Studentenſchaft aus Prag gekenn- 
zeichnet wird, und das Weiterbeſtehen einer 
böhmiſchen Sonderkirche, die zu nächſt allen 
Angriffen erfolgreich trotzte. 

Auch der zweite großzügige Plan des 
Kaiſers, die Erneuerung der Ver- 
faſſung und Berwaltung des 
Reiches hatte keinen Erfolg. Sigismund 
war ſich bewußt, daß nur eine ſtarke Zentral⸗ 
gewalt zur Beſſerung der Zuſtände helfen 
könnte. Er ſchlug vor, nach dem Vorbilde der 
Landfrieden von Nürnberg und Eger das Reich 
in kleinere Gebiete, in Kreiſe, einzuteilen und 
erſtrebte die Einteilung in vier Kreiſe, von 
denen jeder einem Reichshaupt mann unter⸗ 
ſtellt werden ſollte. Ein einheitliches 
Heer ſollte geſchaffen werden und, um die 
Koſten der Zentralperwaltung und des Heeres 
aufzubringen, eine Reichsſteuer von 
1 Prozent des Vermögens. Sigismund hielt 
dieſe Zuſammenfaſſung aller Kräfte des Neiches 
für durchaus notwendig, weil er wußte, welche 
furchtbaren Gefahren dem Deut- 
ſchen Reiche von Süd o ſten her 
drohten. Sort hatten die Türken, die 
Anhänger des Islam, auf dem Amſelfelde das 
ſerbiſche Reich vernichtet und 1594 ein Heer, 
das der Kaiſer damals noch als König von 
Angarn ſelbſt gegen ſie geführt, bei Nike poli 
geſchlagen. Aber des Kaiſers Mahnungen 
blieben unbeachtet, partikulariſtiſche Kurzſichtig⸗ 
keit bei den Fürſten und bei den Städten ver⸗ 
hinderte die jo dringend notwendige Neu- 
ordnung des Reiches, das keine gemeinſamen 
Machtmittel und Steuerquellen beſaß. Die 
Kaufleute, die in den Städten dominierten, 
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fürchteten von der doch wirklich geringen Ipro⸗ 
zentigen Vermögensſteuer eine ſchwere Be- 
einträchtigung von Handel und Wandel und 
die Fürſten eine Schwächung ihrer Selbft- 
ſtändigkeit durch die zentraliſtiſch gefeſtigte Macht 
des Reiches. So iſt der Kaiſer reſigniert und 
ziemlich verbittert geſtorben. 

Sein Nachfolger wurde durch einſtimmige 
Wahl ſein Schwiegerſohn Albrecht von 
Oſterreich. Mit ihm kam die Krone wieder 
zum Haufe Habsburg und ſollte dort bleiben, 
fo lange das alte Reich überhaupt beſtand. 
Albrecht II. folgte den Bahnen feines Schwieger 
vaters. Klar erkannte er die ſchwere Gefahr 
im Oſten und, als Sultan Murad II. einen 
Angriff auf Ungarn unternahm, trat ihm der 
tapfere König an der Spitze ſeiner Truppen 
entgegen. Was des Feindes Schwert in vielen 
Schlachten nicht vermochte, gelang dem Sumpf- 
nebel der Donau. Er erkrankte an der Ruhr 
und ſtarb kaum ein Jahr nach ſeiner Wahl. 
In ſeiner kurzen Regierungszeit aber tätigte 
er eine Regierungsbandlung von weittragender 
Bedeutung. Das Konzil von Baſel 
hatte eine Reihe von Reformdekreten be- 
ſchloſſen, die das freie Wahlrecht der Kapitel 
feſtſetzten, die Berufungsmöglichkeit an den 
päpſtlichen Stuhl einſchränkten und eine ganze 
Reihe von Abgaben abſchafften. Albrecht II. 
ſah in dieſen Beſchlüſſen Anfänge für die 
Bildung einer von Rom weniger abhängigen 
ſelbſtändigen nationalen Kirche. Er gab darum 
dieſen Sekreten mit Freuden feine Beſtätigung, 
und der Reichstag machte ſie noch im gleichen 
Jahre zum Reichsgeſetz 

Aber der unfähige König, der ihm folgte, 
erſtickte, päpſtlichen Einflöſſen erliegend, dieſe 
Bewegung ſchon in den Anfängen. Fried- 
rich III. war viel zu beſchränkt und viel zu 
bequem, um einen Kampf mit Rom (der ja 
jetzt gar nicht mehr ſo gefährlich war, wie in 
früheren Jahrhunderten) auszufechten Das 
Wiener Konkordat von 1448, auf das er ein- 
ging, machte alle die aus dem Baſeler Dekret 
dem deutſchen Volke gewordenen Rechte zu 
nichte. Zum Dank dafür empfing allerdings 
dieſer unfähigſte aller Kaiſer aus Papſtes 
Händen die Kaiſerkrone. Den Gedanken der 
Kirchenreform hat er natürlich nie wieder auf⸗ 
genommen. Ihn bekümmerte es auch nicht 
weiter, daß im Innern des Reiches Ruhe 


eigentlich nie eintrat und daß man von dem 
Reichsgebiet an den Grenzen nach und nach 
wertvolle Stücke verlor. Warum ſollte Weſt⸗ 
preußen nicht polniſch werden, Schleswig 
Holſtein nicht däniſch und Burgund nicht zu 
Luxemburg kommen? Er kannte dieſe Landes- 
teile ja nicht, und ein Einſpruch von ſeiner Seite 
hätte ihm ja doch nur Unannehmlichkeiten ein- 
gebracht, die er fo ſehr verabſcheute. Nur in 
einem Punkte zeigte er ſich energiſch. Als 
man ihn veranlaſſen wollte, freiwillig abzu⸗ 
danken, da bewahrte er in der Ablehnung 
dieſes Anſinnens eine Feſtigkeit, wie man ſie 
ſonſt an ihn nicht kannte. 55 lange Jahre hat 
er regiert. Und als er ſtarb, hat keiner um ihn 
getrauert. Er hinterließ das Reich ſeinem 
Sohne Maximilian, den er ſchon 1486 
hatte zum König wählen laſſen. 
Maximilian J. war das Gegenteil 
ſeines Vaters. Voll Geiſt und Temperament, 
in allen ritterlichen Künſten erfahren, iſt er 
eine der äußerlich glänzendſten Perſönlichkeiten, 
die auf dem Kaiſerthrone geſeſſen haben. Die 
Hausmacht der Habsburger befeſtigte er für 
viele Jahrhunderte durch ſeine Heirat mit 
Maria, der Erbtochter Karls des Kühnen, 
die als Brautſchatz Burgund und Luxemburg 
einbrachte, dazu ein unermeßliches faſt un- 
ſchätzbares Vermögen. Maximilian nahm die 
Reformpläne Albrechts II. wieder auf. Und 
wenn er auch mancherlei Widerſtand fand, ſo 
gelang es feinem diplo matiſchen Geſchick doch, 
wenigſtens einiges zu erreichen. Er wußte, 
daß eine Stärkung der Zentralgewalt nur 
möglich fein würde, indem man den eiferfüchtig 
ihre Selbſtändigkeit wahrenden Fürſten Kon- 
zeſſionen machte. Er ſetzte auf dem Wormſer 
Reichstag endlich die ſo notwendige allgemeine 
Steuer — „der gemeine Pfennig“ 
genannt — durch, mußte aber dabei die Ein⸗ 
ſetzung eines Fürſtenausſchuſſes ſich gefallen 
laſſen, dem wichtige Befugniſſe des Königs 
zugewieſen wurden. In der Praxis war aller- 
dings die Reichsſteuer ſehr ſchwer einzutreiben 
und machte außerdem viel böſes Blut. Auch 
einige andere zentralitiſche Beſtrebungen be- 
kamen wenigſtens Geſtalt, wenn auch nicht 
Macht. Ein Reichskammergericht 
und eine Neichsmatrikel wurden ein- 
gerichtet, und das Reich wurde in zehn 
Kreiſe eingeteilt. Aber in Wirklichkeit 
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dem Papier und hatten keinerlei praktiſche Be⸗ 
deutung. Die territorialen Gewalten waren 
ſtärker als das Reich. Bei einem wertvollen 
Teile des Reiches aber kam es durch dieſe 
ſchwachen Verſuche einer zentraliſtiſchen Be⸗ 
tätigung zur Trennung. Sie Schweiz 
wollte weder das Reichsgericht noch die Reichs⸗ 
fteuer anerkennen und ſchied, da ein Verſuch 


ſtanden alle dieſe Reichseinrichtungen nur auf 


des Kaifers, fie mit Waffengewalt zu 
zwingen, mißlungen war im Frieden von 
Baſel 1499 tatſächlich aus dem Reichs- 
ver bande aus. Die Einverleibung 
Burgunds brachte Kämpfe mit Frankreich, 
die nicht immer glücklich verliefen. Trotzdem 
gelang es ihm, nach Abtretung kleinerer Seile 
ſo ziemlich die Grenzen ſeines reichen Erbteils 
zu behaupten. 


DER AUSGANG DES MITTELALTERS 


urch alle die Jahrhunderte hindurch, 
J die man unter den Namen des 

Mittelalters zuſammenfaßt, haben 

Kämpfe zwiſchen Kaiſer und Papft 
um die Herrſchaft mit großer Erbitterung ge- 
tobt. Nur zeitweife war es einer von beiden 
Mächten gelungen, die andere ſich zu unter- 
werfen. In Wirklichkeit hatten ſich beide Gegner 
bis zum äußerſten geſchwächt. Man war auf 
beiden Seiten müde geworden, und man fühlte 
nicht nur in den leitenden Kreiſen, ſondern 
auch in den breiten Schichten der Bevölkerung, 
daß eine Anderung kommen 
müſſe. Wir ſehen auch auf beiden Seiten 
den Willen zu Reformen, um das Alte, der 
neuen Zeit angepaßt, zu erhalten. Aber dieſe 
Reformen blieben immer nur ſchwächliche Ver⸗ 
ſuche, die auf die Dauer keine praktiſchen Er⸗ 
folge zeitigen konnten. Da es dem Staate 
an der Kraft und wohl auch an den Köpfen 
fehlte, das vielgeſtaltige Recht, das in den 
einzelnen Gauen des Reiches galt, zu einem 
nationalen deutſchen Geſetz⸗ 
buche zuſammenzufaſſen, das überall im 
Reiche die gleiche Geltung hatte, ſo übernahm 
man aus Bequemlichkeitsgründen das in ein 
klares Spyſtem gebrachte römiſche Recht. 
Man bedachte dabei nicht, daß es in entſcheiden⸗ 
den Punkten der Rechtsauffaſſung des deutſchen 
Volkes geradezu ins Geſicht ſchlug und be⸗ 


mühte ſich auch nicht, es in dieſer Hinſicht ab⸗ 
zuändern. Den Königen war es bequem, weil 
es politiſch nützlich war, frei von allen Hem- 
mungen des ſtändiſchen und des Lehns-Rechts. 
Beſonders erwünſcht war es auch den Kauf- 
leuten, die in den Städten ausſchlaggebend 
waren, weil ein einheitliches Recht im Reiche 
— mochte es auch feine gewiſſen Unzuläng- 
lichkeiten haben — Handel und Wandel eine 
große Sicherheit gab. Das Volk aber war 
zum allergrößten Teile vom Rechtsleben nun 
völlig ausgeſchaltet. Es verſtand die Winkel⸗ 
züge der Sialektik nicht, zu denen der Gebrauch 
des römiſchen Rechtes reiche Gelegenheit gibt, 
und es haßte die neue Kaſte der Rechtsgelehrten, 
die mit der Einführung des fremden Rechtes 
aufkam, und die bald einen entſcheidenden Ein- 
fluß zu gewinnen wußte. 

Die Schwäche der Reichsleitung nach außen 
und innen war aber nicht etwa eine 
Schwäche des deutſchen Volkes. 
Selten ift in den einzelnen Bezirken Seutſch⸗ 
lands die Volkskraft ſo geſund und ſo ſtark 
geweſen. And auf dem Boden dieſer ge- 
ſunden Volkskraft erblühte eine Kultur, vor 
deren Zeugen wir noch heute bewundernd 
ſtehen. 

In dieſer Zeit des ſtaatlichen Verfalls er⸗ 
ſtarkte im Volke das geiſtige Leben. 
Jahrhundertelang hatten die Seutſchen ſich 
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nicht mit der Wiſſenſchaft beſchäftigt. Ibre 
Pflegſtätte waren vor allem die ro maniſchen 
Länder geweſen. Aber auch dort waren die 
Grenzen für das wiſſenſchaftliche Arbeiten 
außerordentlich eng gezogen. Alles Denken 
beherrſchte die durch die Kirche beeinflußte 
Scholaſtik. Bis endlich der Geiſt die immer 
enger werdenden Feſſeln ſprengte. An den 
deutſchen Hochſchulen fand dieſe geiſtige Be⸗ 
wegung zuerſt reiche Nahrung. Das Beiſpiel 
der Gründung der Prager Univerjität wirkte 
anregend auf andere Fürſten. 1565 wurde die 
Wiener Univerfität gegründet, 1386 die ehr- 
würdige Hochſchule zu Heidelberg. Die aus 
Prag vertriebenen deutſchen Studenten und 
ihre Lehrer brachten die geiſtige Bewegung 
nach Mittel deutſchland und gründeten die Uni- 
verſität Leipzig. Nicht ſelbſtändig brachen die 
deutſchen Hochſchulen mit der Scholaſtik. Italien 
war ihnen vorangegangen und hatte die Be- 
vormundung der Kirche abgeſchüttelt. Man 
wandte das Schauen rückwärts nach einer Zeit, 
wo es noch keine Kirche gab und wo die Menſchen 
doch eine hohe Kulturblüte gehabt hatten. Man 
beſchäftigte ſich mit Feuereifer mit den Reften 
der antiken Kultur und ſah mit wachſendem 
Erſtaunen, was damals auf geiſtigem und 
künſtleriſchem Gebiete geleiſtet worden war. 
Man hatte ja den Prieſtern ſchon lange keinen 
Glauben mehr geſchenkt, wenn ſie immer 
wieder verſicherten, dieſe Erde ſei ein Jammer- 
tal, in dem man ſich durch Buße und Entſagung 
für die Herrlichkeiten des Himmelreiches vor- 
bereiten müßte. Die Prieſter, die damals faſt 
ausnahmslos einem wüſten Genußleben ſich 
hingaben, konnten wirklich keine überzeugenden 
Anwälte dieſes Standpunktes ſein. So be- 
kannte man ſich gläubig zu den alten Schrift- 
ſtellern, die das „carpe diem!“ predigten und 
dazu aufforderten, ſich der Erde, des Lebens 
und ſeiner Schönheiten zu erfreuen. Mit faſt 
elementarer Gewalt ſprengte man die allen 
Lebensgenuß und alle Schönheitsbefriedigung 
verbietende Zwangsjacke und erſtrebte einzig 
allein das Menſchliche. Dieſe Be- 
tonung des Menſchlichen gab der ſtarken Geiſtes⸗ 
bewegung den Namen des Humanismus, 
In Stalien entwickelte ſich der Humanismus 
dem Temperament des Romanen entſprechend. 
Nur wenige vertieften die Studien der Antike, 
die meiſten waren mehr für die praktiſche An⸗ 
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wendung der neu gewonnenen Lebensanſchau⸗ 
ung. Man lebte in den Tag hinein, verſpottete 
das, was früher heilig geweſen, und ſuchte in 
ſtetem Genießen die ſo lange zurückgehaltene 
Genußkraft auszutoben. In Seutſchland 
war das anders. Dem Oeutſchen lag 
weder die leichte Sinnenfreudigkeit des Fta- 
lieners, noch der frivole Spott. Die deutſchen 
Humaniſten, deren Zahl ſich ſchnell mehrte, 
erblickten dafür in der ihnen neuerſchloſſenen 
Wunderwelt der Antike ein großes noch nicht 
bebautes Arbeitsfeld. Die meiſten von 
ihnen blieben kirchlich und ſtellten ihre Arbeit, 
wenn auch nicht in den Sienſt der Kirche, jo doch 
in den der Religion. Der deutſche Humanismus 
geriet aber aus mancherlei Gründen ſchließlich 
doch in einen Gegenſatz zu Rom, und der Kampf, 
den das Papſttum dem deutſchen Humanismus 
anſagte, hatte eine ſtarke nationale Bewegung 
zur Folge. Ihr Träger war Alrich von 
Hutten. Hutten vereinigte in ſeiner Perſon 
den Nitter und den Gelehrten. Mit allem 
Wiſſen feiner Zeit ausgerüftet, focht er in Vers 
und Proſa, meiſt in deutſcher Sprache, gegen 
den Fodfeind: das Papſttum. Von glühendem 
atio nalſtolz beſeelt, ſetzte er ſeine ganze Kraft 
in dieſem zunächſt noch nicht erfolgreichen 
Kampfe ein, und er iſt darum der populärſte 
aller Humaniſten geworden. 

Auch auf dem Gebiete der bil denden 
Ku nſt hatte ſich in Ftalien als Folgeerſcheinung 
des Humanismus eine Umbildung vollzogen. 
Großer Künftler Schaffensdrang hatte bis jetzt 
die kirchliche Engherzigkeit an der freien Ent⸗ 
faltung behindert. Das Wie dererwecken der 
antiken Literatur brachte aber naturgemäß auch 
einen Hinweis auf die hohe künſtleriſche Kultur 
dieſer Zeit mit ſich und für die Künſtler Italiens 
kam die Zeit der Wiedergeburt, der Renaiſſance. 
Lange Zeit hat es gedauert, bis dies unbeengte 
freie Schaffen nach der Natur auch dem deut- 
ſchen Künſtler geſtattet war. Die es verſuchten, 
frei wie die Staliener zu bilden, mußten bald 
in Sorge um das tägliche Brot davon ablaſſen. 
Der erſte, der ſich wirklich durchſetzte und die 
reifen Früchte der Renaiſſance mit nach Seutſch⸗ 
land brachte, war Albrecht Dürer, der 
trotzdem immer deutſch und ein Eigener blieb. 
Neben ihm wirkte ein genialer Bildhauer und 
Erzgießer Peter Viſcher, der deutſche 
Werke von ſtolzer Anvergänglichkeit jur, 
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ir kommen nun zu einem der ein⸗ 

ſchneidendſten Ereigniſſe in der 

geſamten deutſchen Geſchichte, 

zu der Reformation durch Dr. 
Martin Luther. Es kann nicht die Aufgabe 
dieſes Buches ſein, dieſes wichtige Ereignis in 
ſeinem Verlaufe zu behandeln, oder auch nur 
ein genaues Lebensbild des großen Reformators 
zu zeichnen. Wir haben hier nur zu fragen: 
Was bedeutet Luther und ſein Werk für das 
neue Seutſchland? Von dieſem Geſichtspunkte 
die Dinge betrachtend, müſſen wir zunächſt feſt⸗ 
ſtellen, daß die Reformation in ihrer Ver⸗ 
breitung eine nationale Bewegung war. Luthers 
Vorgänger, der Engländer Wiclif, der 
Franzoſe Petrus Wal dus, der Cſcheche 
Huß und der Staliener Savonarola 
hatten zunächſt an eine Kirchenreform 
gedacht. Weniger weil ſie das Gewiſſen dazu 
trieb, ſondern weil ſie den Beſitzſtand und das 
Beſtehen der Kirche gefährdet glaubten, wenn 
die Lotterwirtſchaft ſo weiter ginge. Nur 
Huß hat dabei den Nebengedanken an eine 
tſchechiſche Natio nalkirche gehabt, und bei ihm 
find ſicherlich auch politiſche Beweg- 
gründe mit im Spiel geweſen. Luthers 
Vorgehen gründet ſich allein auf ſeine religiöſen 
perſönlichen Bedenken. Nach langem ver- 
zweifelten inneren Kampfe entſchloß er ſich zu 
dem folgenſchweren TCheſenanſchlag. Aber nicht 
um ein Erneuerer der Kirche zu werden, ſondern, 
um ſich ſelbſt zu befreien und 
vielleicht Belehrung zu finden. Ihm ging es 
allein um das Heil feiner Seele. Und gerade 
vielleicht deswegen wurde er, dem Gott auch 
ſonſt die Gaben des Geiſtes und des Charakters 
für ein ſo ſchweres Amt gegeben, der Erneuerer 
der Kirche. Aber er konnte es nur werden, 
weil die Zeit dazu reif war. Weil der Haß 
gegen Rom bei Adel, Bürgern und Bauern 
je ſtark geworden war, daß er nach Erlöſung 
drängte. Und fo gab die Abneigung der Be- 
völkerung gegen Rom ſeiner Auflehnung gegen 
den Papſt die Stoßkraft. Luthers Sache wurde 
eine nationale Sache und ſie hätte den Deut- 
ſchen mit einer modernen Staatskirche auch ein 
einiges Reich geben können, wenn nicht der 
Mann, der damals die deutſche Kaiſerkrone trug, 
die Verhältniſſe völlig verkannt hätte. 
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Nach Kaiſer Maximilians Tode kam die 
Wahl des neuen Kaiſers unter wenig rühmlichen 
Umftänden zuſtande. Die beiden Kandidaten 
Franz I. von Frankreich und Karl 
von Spanien hatten an Beſtechungs⸗ 
geldern nicht geſpart. And da der Spanier 
ſich freigebiger als der Franzoſe gezeigt hatte, 
fiel die Wahl auf ihn. Das Volk jubelte, denn 
Karl war ein Enkel Maximilians, ein Habs- 
burger, alſo ein Seutſcher und alle Befürch⸗ 
tungen, einen Franzoſen zum Herrſcher zu be⸗ 
kommen, waren verflogen. Auch Luther 
erwartete von dem jungen 
Kaiſer ſehr viel. In Wirklichkeit konnte 
keine ſchlechtere Wahl getroffen werden. Hätte 
man irgend einen fähigen Habsburger Prinzen 
gewählt, der noch keine Krone trug, der hätte 
vielleicht in dieſer Zeit, wo das Reich unbedingt 
eines nationalen Führers bedurfte, Oeutſch⸗ 
lands Macht für lange Zeiten feſtigen können. 
So aber wurde Oeutſchland einfach ein Teil 
der großen Gebiete, die der Erbe der Habs- 
burgifhen- Spanifhen Lande beherrſchte. 
Luther, der ſehr ſchnell das Ohr des ganzen 
Volkes gewann, hatte für einen Fürſten von 
nationalem Empfinden und politiſchem Weit⸗ 
blick die Wege gut geebnet. Luthers Kampf 
ging für die Selbſtändigkeit der Nationen 
gegenüber dem internationalen Papſttum. Ihm 
war der Staat ein unabhängiger Organismus, 
den die Kirche nicht nur als ihren „weltlichen 
Arm“ anſehen durfte. Hätte ſich der Kaiſer 
— Karl als ſpaniſcher König konnte es natür⸗ 
lich nicht — an die Spitze dieſer das ganze Volk 
umfaſſenden Bewegung geſtellt, und mit Luthers 
Hilfe eine einige Nationalkirche geſchaffen, ſo 
wäre es garnicht fo ſchwer geweſen, eine gründ⸗ 
liche Reform der Verfaſſung und der Ver- 
waltung des Reiches durchzuführen. Dieſes 
fo gefügte Reich aber hätte bei dem Wohlſtand, 
dem Fleiß, der Tüchtigkeit und der hohen Kultur 
ſeiner Bewohner Geltung in der ganzen Welt 
geh abt. 

Karl V. aber verſagte bei dieſer Ent- 
ſcheidung völlig. Mußte wohl verſagen, weil 
er dieſe machtvolle Bewegung ebenſo wenig 
verſtand wie deutſches Fühlen und deutſches 
Senken. Ihm war Luther weiter nichts wie ein 
Ketzer und Rebell, deſſen Einfluß auf größere 


45 


Maſſen er nicht einmel verſtehen konnte. Seine 
Schuld war es gewiß nicht, den richtigen Augen- 
blick verpaßt zu haben, aber die Kurf ür ſten, 
die die Verhältniſſe und die ſchwierige Lage 
im Reiche genau kannten, ſind von ſchwerer 
Schuld nicht freizuſprechen. Karl V. bekümmer⸗ 
ten die Zuſtände in OSeutſchland nur ſo weit, 
als ſie ſein Geſamtreich nützlich oder ſchädlich 
beeinflußten. Da er in Luthers Auftreten, das 
Anruhen im Gefolge hatte, eine Schädigung 
ſeiner Intereſſen erblickte, ſo verbot er im 
Wormſer Edikt die Verbreitung der lutheriſchen 
Lehren. Noch aber war die Hoffnung nicht 
verloren, daß ſpäter einmal, wenn das geſamte 
deutſche Volk ſich zu einer deutſchen Kirche mit 
einer deutſchen Bibel bekannte, ein Kaiſer 
kommen würde, der beſſer die Zeichen der Zeit 
verſtand und mit Hilfe dieſer gegebenen Ein⸗ 
bheitskirche einen Sinheitsſtaat ſchuf. 

In Rom ſah man dieſe Gefahr und wußte 
ihr klug zu begegnen. Römiſches Geld und 
römiſche Beredſamkeit vermochten eine Reihe 
von ſüddeutſchen Fürſten zu bewegen, ſich zu 
einem Bunde zur ſtrikten Surchführung des 
Wormſer Ediktes zuſammenzutun. Die Füh⸗ 
rung in dieſem Bunde, deſſen Tätigkeit das 
Reich unglücklicherweiſe in zwei konfeſſio nelle 
Lager ſpaltete, waren die Bayernherzöge. Dieſe 
konfeſſionelle Spaltung zog naturgemäß eine 
nationale Trennung nach ſich. Sonderintereſſen 
einzelner Fürſten ſchädigten wieder einmal aufs 
ſchwerſte die Zukunft der Geſamtnation. Denn 
die Völker wurden damals nicht gefragt. Sie 
hatten offiziell zu glauben, was der Fürſt für 
wahr hielt. 

Luthers kühne revolutionäre Tat mußte 
dort revolutionierend wirken, wo der Explo⸗ 
ſionsſtoff ſchon lange vorhanden war. Der 
erſte Vorſtoß kam aus den Kreiſen des jungen 
Adels, der ſich zu den Lehren Ulrich von Huttens 
bekannte. Huttens edler Freund Franz 
von Sickingen meinte, daß es genug ſei 
der Wortfehden und daß man handeln 
müſſe. Durch einen Angriff auf den Kurfürſten 
von Trier wollte er der Lehre des Evangeliums 
freie Bahn ſchaffen. Vielleicht nicht ohne den 
Hintergedanken, ſelbſt dabei zu Gut und Geld 
zu kommen. In Luthers Sinne lag ſolches Tun 
nicht, denn Luther hatte ſich immer dagegen 
geſträubt, die geiſtlichen und die weltlichen 
Dinge miteinander zu verquicken. Kläglich 
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ſcheiterte Sickingens mutige Tat. Die Fürften 
ſahen ein, daß der Erfolg dieſes gewagten Vor⸗ 
ſtoßes Nachahmung finden und ihnen allen 
ſchädlich werden konnte. Sie vergaßen ihres 
kleinlichen Haders, ſchloſſen ſich zufammen und 
fielen mit ſtarker Aber macht über den Ritter 
her. Bis zum äußerſten hat ſich der tapfere 
Franz von Sickingen verteidigt. Nicht eher 
ergab er ſich, als bis ſeine Burg Landſtubl in 
Trümmern lag und er ſelbſt ſchwer verwundet 
war. Er büßte fein kühnes Unterfangen mit 
dem Tode. Sein Schützling Hutten aber flüch⸗ 
tete nach der Schweiz und ftarb nach ſchwerer 
langer Krankheit elend in der Fremde. 

Aber dieſer relativ kleinen revolutionären 
Bewegung ſollte bald eine größere folgen. 
Seit Jahrhunderten war der kräftige deutſche 
Bauernſtand völlig entrechtet. In harter 
Fron mußte er für die Adligen oder für die 
Klöſter ſchaffen, die feine Herren waren. Nichts 
war ſein Eigentum, nicht einmal der eigene 
Körper. Schon oft hatte ſich die Empörung in 
Teilaufſtänden geäußert, die aber alle ſchnell 
grauſam unterdrückt worden waren. Fetzt 
gab Luthers Auftreten der Bewegung neue 
Kraft und eine gewiſſe Zentraliſation. Überall 
im Lande erſtanden, zumeiſt aus anderen 
Ständen, den Bauern geiſtige Führer. Sie be⸗ 
riefen ſich auf das Evangelium und die darin 
begründeten menſchlichen Rechte. Oft waren es 
auch Angehörige des niederen Klerus, dem es 
ja auch herzlich ſchlecht ging, die die Not und 
das Leid der Bauern mitfühlten und ihnen zu 
einer gemeinſamen Aktion rieten. Man ver- 
ſuchte es zunächſt auf friedlichem Wege. Die 
Bauern formulierten ihre Forderungen in 
12 Sätzen, den „gründlichen und 
rechten Hauptartikeln aller 
Bauernſchaft und Hinterfaffen der geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Obrigkeiten, in welchen 
fie ſich beſchwert vermeinten“. Es war ein 
recht gemäßigtes Programm, das die Herren 
ohne jedes Bedenken hätten annehmen können. 
Die Bauern forderten Freiheit der Jagd, des 
Fiſchens und des Holzleſens. Sie wollten den 
Wildſchaden eingeſchränkt ſehen oder wenig- 
ſtens dafür entſchädigt ſein. Sie verlangten 
die Abſchaffung von Laſten, die ihnen erſt 
neuerdings ohne jede Berechtigung aufgebürdet 
worden waren und forderten vor allem ein 
gerechtes Gericht. Die Forderung, 


daß die Laſten, die dem Einzelnen zu erfüllen 
oblagen, genau feſtgelegt würden, und daß 
man die Gemeindeländereien, die man ſich 
widerrechtlich angeeignet hatte, zurückgeben ſolle, 
waren eigentlich unbeſtreitbar. Religiöfe An⸗ 
gelegenheiten wurden faſt nicht berührt. Nur 
wünſchte man bei der Wahl des Pfarrers 
entſcheidend mitbeteiligt zu ſein. Da dieſe 
Forderungen nicht ſchnell Annahme fanden, 
waren die Maſſen nicht mehr zu zügeln und 
der Aufſtand brach aus, ehe noch eine Abſage 
von der Gegenſeite erfolgt war. An der Schwei⸗ 
zer Grenze begann der gefährliche Brand, der 
ſich ſchnell über ganz Süddeutſchland aus- 
breitete. Der Kaiſer hatte andere Geſchäfte. 
Die Fürſten konnten ſich zu einer gemeinſamen 
Aktion nicht aufraffen und die Bauern, die 
keinen Widerſtand fanden, zogen nun mordend, 
ſengend und brennend durch die deutſchen Lande. 
Führer aus dem Ritterſtande von Namen und 
Qualität — man denke nur an Götz von 
Berlichingen und Florian Geyer 
— ſtellten ſich an ihre Spitze, merkten aber bald, 
daß in die auf niederer Kulturſtufe ſtehende 
rohe Bauernmaſſe keine Siſziplin hineinzu⸗ 
bringen war. 

Luther hatte zunächſt der Sache der 
Bauern ſympathiſch gegenüber geſtanden. Er 
verſtand es, daß die ungebildeten Leute in 
ihrer tiefſten Not zu dem äußerſten Mittel 
griffen und dabei auch gelegentlich über die 
Stränge ſchlugen. Mit deutlichen und ener- 
giſchen Worten hielt er den Herren alle ihre 
Sünden vor und ſagte ihnen, daß es ihre 
Chriſtenpflicht ſei, die Bauern menſchlich zu 
behandeln. Den Bauern aber riet er, ſich von 
Gewalttat und Blutvergießen fern zu halten. 
Nicht genug damit. Als der Aufſtand auch in 
Thüringen ausbrach, begab ſich Luther ſelbſt 
mitten in den Herd des Aufruhrs, um Frieden 
zu ſtiften. Aber er erlebte hier eine der bitterſten 
Enttäuſchungen ſeines Lebens. Die Leute, 
die in ſeinem Namen den Kampf begonnen 
hatten, wollten feine Mahnungen und Vor⸗ 
ſchläge nicht hören. Za ſie gingen ſo weit, 
fein Leben ernſtlich zu bedrohen. Mit Mühe 
nur entkam er aus ihrer Mitte. Als er nun von 
immer neuen Greueltaten der zügelloſen Bauern, 
die in nächſter Nähe begangen worden waren, 
hörte, da ſchlug bei Luther die Stimmung um. 
Er ſah die ſchümmſten Folgen voraus, wenn 


jetzt nicht energiſch eingegriffen würde. Wie der 
griff er zur Feder und forderte in einer Flug⸗ 
ſchrift: „Wider die räuberiſchen 
Rotten und Mörder der Bauern“, 
die Fürſten und Herren auf, mit ſchonungsloſer 
Energie dieſem gemeinſchädlichen Treiben ein 
Ende zu machen. Aber ſchon hatten ſich die 
Fürſten, da ſie rings um ihre Schlöſſer die 
Flammenzeichen lohen ſahen, zuſammengetan. 
Ein wohl difzipliniertes Heer trat der unge- 
ordneten Maſſe entgegen und bei Franken⸗ 
baufen wurden die Bauern völlig vernichtet. 
Nicht den geringſten Erfolg hatte der Aufſtand 
den Bauern gebracht. Ihre Lage wurde, wo 
das möglich war, im Gegenteil noch ſchlimmer 
als vorher. Luther aber hatte bei der großen 
Maſſe, die damals revolutionär gefinnt war, an 
Volkstümlichkeit bedeutend verloren. 

Der Kaiſer hatte ſich um die ernſte Gefahr, 
in der ſein Reich ſchwebte, überhaupt nicht ge- 
kümmert und hatte die Wie derherſtellung der 
Ordnung den Fürſten überlaſſen. Kein Wunder, 
wenn deren an ſich ſtarke Macht ſich noch ver⸗ 
größerte. Die Fürſten kümmerten ſich infolge⸗ 
deſſen auch in der ſo brennenden Religionsfrage 
nicht mehr um den Kaiſer und ſeine Wünſche. 
Leider aber war keiner von ihnen ſo überragend 
und ſo politiſch weitblickend, daß er eingeſehen 
hätte, wie leicht jetzt wieder einmal eine deut⸗ 
ſche Nationalkirche hätte gebildet wer⸗ 
den können. Luther von der kaiſerlichen Zentral⸗ 
gewalt und der breiten Maſſe des Volkes im 
Stiche gelaſſen, mußte ſein Werk jetzt auf 
die Fürſten ſtützen und den Wünſchen der 
einzelnen in äußerlichen Fragen natürlich nach⸗ 
geben. So entſtanden an Stelle einer nationalen 
Reichskirche Landeskirchen. And auch 
dieſe waren nicht alle einheitlich lutheriſch, da 
einzelne Fürſten ſich den aus der Schweiz 
kommenden kirchlichen Reformideen zuwandten. 
Vergeblich ſuchte Philipp der Schöne, der 
Landgraf von Heſſen, die beiden Richtungen 
mit einander zu verſöhnen. Aber die Einigung, 
die durch das Marburger Religions- 
geſpräch ſtattfinden ſollte, ſcheiterte an dem 
trotzigen Widerſtande Luthers um eines Wortes 
willen. 

So lange Luther lebte, hat er Kämpfe 
mit den Waffen um Keligionsfragen durch 
ſeinen überragenden Einfluß ſtets zu ver⸗ 
hindern gewußt. Die Ausbreitungskraft ſeiner 
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Lehre war ja ſo groß, daß fie des Schwertes 
nicht bedurfte. And die wachſende Zahl der 
Anhänger ſeiner Lehre gewann ihr auch auf 
den Reichstagen ein verbrieftes Recht nach dem 
andern. Nach Luthers Tode aber ſollte der 
Zwiespalt, den feine Lehre in das deutſche Volk 
gebracht hatte, zu langen und blutigen Kämpfen 
führen. Dieſe Kämpfe haben nicht mit dem 
Siege der einen oder der anderen Lehre ge- 
endet. Noch heute ſtehen ſich die beiden Reli- 
gionsbekenntniſſe in Seutſchland ſchroff gegen⸗ 
über und bilden eine tiefe Kluft innerhalb der 
Nation. Eins aber hat Luther dem ganzen 
deutſchen Volke gegeben: die neuhoch⸗ 
deutſche Schriftſprache. Seit Luther 
das alte und das neue Teſtament in der Sprache 
feiner engeren Heimat überſetzte, iſt die Mei ß⸗ 
niſche Kanzleiſprache die Schrift- 
ſprache aller deutſchen Stämme geworden. 
Schon kurz nach dem Erſcheinen ſeiner Bibel⸗ 
überſetzung entſtanden neuhochdeutſche Sprach⸗ 
lehren und ein neuhochdeutſches Wörterbuch. 

Die ſchnelle Verbreitung der Lutherſchen 
Lehren iſt aber durch eine Erfindung weſentlich 
gefördert worden, die in dieſem Zuſammenhange 
nicht vergeſſen werden darf. Es iſt die Er⸗ 
findung der Buchdruckerkunſt durch 
den Mainzer Bürger Johann Gutenberg, 
dem es gelang, zum erſten Male Bücher mit 
beweglichen Lettern zu drucken. Luther wußte 
ſich dieſe neue Erfindung ſehr gut dienſtbar zu 
machen. Nur mit ihrer Hilfe drangen ſeine 
Flugſchriften ſchnell in weite Kreiſe des Volkes. 
Nur mit ihrer Hilfe wurde die Bibel bald zu 
einem Hausbuch. Luther ſelbſt hat aber auch 
wieder der Buchdruckerkunſt zu einem großen 
Aufſchwung verholfen. Als er feine Theſen 
1517 anſchlug, erſchienen in dem gleichen Jahre 
im ganzen 80 deutſche Oruckſchriften. Sieben 
Jahre ſpäter war die Zahl der deutſchen Oruck⸗ 
ſchriften in einem Jahre auf 960 gewachſen. 

Die blutigen Kämpfe um religiöſe Gegen- 
ſätze, die Luther zu verhindern gewußt hatte, 
mußten aber endlich einmal ausbrechen. Daß 
fie nicht früher kamen, lag in der Hauptſache 
daran, daß der Kaiſer anderweitig behindert 
war. Er lag mit ſeinem Nebenbuhler um die 
deutſche Königskrone, dem König Franz I. 
von Frankreich, in bitterſter Fehde. Es 
gelang ihm zwar ſchließlich mit Hilfe ſeines 
Feldherrn Frundsberg, Franz bei Pavia ent- 
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ſcheidend zu ſchlagen und gefangen zu nehmen. 
Franz aber kehrte ſich nicht an die Eide, die er 
vor ſeiner Freilaſſung geſchworen und ließ auch 
weiter nicht ab, ſein Schlachtenglück zu ver⸗ 
ſuchen. Dazu kam die immer drohender werdende 
Türkengefahr. Ihr gegenüber war end- 
lich wieder einmal ein Nat io nalbewußtſein im 
ganzen Volke merkbar. Gegen die Türken zog 
der Kaiſer mit allen Stämmen, die er regierte, 
zu Feld. Im übrigen aber fündigte der Kaiſer 
ſelbſt ſehr ſtark gegen das Natio nalbewußtſein. 
Als in Lübeck eine glanzvolle Nachblüte 
der Hanſa unter dem weitblickenden energiſchen 
Bürgermeiſter Wullenweber entſtand, 
der die längſt untergrabene Herrſchaft Lübecks 
und der anderen Hanja-Städte an der Oſtſee 
wieder aufrichten wollte und hätte wieder auf⸗ 
richten können, da fühlte ſich der Kaifer plötzlich 
als Herr der Niederlande und glaubte, 
für dieſe feine Untertanen gegen ſeine Unter- 
tanen in den Oſtſeeſtädten zu Felde ziehen zu 
müſſen. Aus krämeriſchem Geſchäftsneid traten 
die deutſchen Städte Hamburg und Oanzig, 
die aus dem Handel mit den Niederlanden be⸗ 
ſonders großen Gewinn zogen, auf die Seite 
des Kaiſers, und Wullenweber, der bewußt 
eine nationale Miſſion in den Oſtſeeländern er- 
füllen wollte, wurde vom deutſchen 
Kaiſer und von deutſchen Städten 
geſtürzt. 

Ganz ähnlich war es ja mit dem Schmal 
kaldener Kriege. Die evangeliſchen 
Fürſten Deutſchlands hatten die Abſicht Karls V., 
fie mit Waffengewalt zur Umkehr zu zwingen, 
nach dem Augsburger Reichstage, der das 
Wormſer Edikt erneuerte, klar erkannt. And ſie 
hatten ſich in dem Schmalkaldiſchen Bündnis 
zur Abwehr feindlicher Angriffe zuſammen⸗ 
geſchloſſen. In langen Jahren konnte aber von 
Seiten des Kaiſers nichts geſchehen, da er ander⸗ 
weitig zu ſtark gefeſſelt war. Jetzt aber, wenige 
Monate nach Luthers Tode, als er erfahren 
hatte, daß innerhalb des Bundes ernſthafte 
Spannungen entſtanden waren, hielt er den 
Augenblick zum Handeln für gekommen. Die 
Schmalkal diſchen verlangten ein deutſches 
Konzil, das die Religionsfragen endgültig 
regeln ſollte. Diejes an ſich durchaus berechtigte 
Verlangen wurde vom Kaiſer ſchroff zurück⸗ 
gewieſen, und ſo mußte es zum Kriege kommen. 
Nun aber geſchah wieder etwas, das leider nur 


in Seutſchland möglich iſt. Der Herzog Moritz 
von Sachſen, ein überzeugter evan⸗ 
geliſcher Für ſt, ſtellte ſich aus egoiſtiſchen 
Gründen auf die Seite des Kaiſers und der katho⸗ 
liſchen Fürſten, die mit den Anhängern der 
Lehre Luthers dieſe ſelbſt vernichten wollten. 
Es kam zur Schlacht bei Mühlberg. Der 
Kurfürſt Johann Friedrich von Sachſen, deſſen 
Kurhut Moritz auf ſeinem Haupte zu ſehen 
wünſchte, wurde geſchlagen und gefangen. Auch 
der zweite Führer des Bundes, der Landgraf 
Philipp von Heſſen ließ ſich in eine Falle locken 
und wurde gefangen geſetzt. Aber gerade die 
Gefangenſchaft Philipps und die ſchmäh⸗ 
liche Behandlung, die er in ihr, ſicher 
mit Willen des Kaiſers, erfuhr, ſollte einen 
Amſchwung der Lage hervorrufen. Kurfürſt 
Moritz von Sachſen fiel vom 
Kaiſer ab und ſtellte jih an die Spitze 
eines neuen gegen den Kaiſer gerichteten 
Fürſtenbundes. Sieſer aber konnte nur mit 
Anterſtützung einer fremden Macht darauf rech⸗ 
nen, dem Kaiſer erfolgreich Widerſtand zu 
leiſten. Dieſe Macht, an die ſich nun deutſche 
Fürſten um Anterſtützung gegen den deutſchen 
Kaifer wandten, war Frankreich. Dieſes 
ſagte feine Hilfe zu, verlangte aber eine wert- 
volle Gegenleiſtung. Moritz verſtand ſich dazu, 
die deutſchen Stiftsländer Metz, Toul und 
Verdun an Frankreich a bzu⸗ 
geben. Wie verhängnisvoll dieſe freiwillige 
Preisgabe deutſchen Landes an Frankreich war, 
hat ſich im Laufe der Geſchichte bis auf die 
allerjüngſte Zeit immer wieder gezeigt. Moritz, 
der vielleicht viel größere Pläne hatte, der auch 
die ſtaatsmänniſche Begabung beſaß, Oeutſch⸗ 
land oder wenigſtens einen großen Teil von 
Deutſchland ſtaatlich und kirchlich zu einigen, 
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er Augsburger Religionsfriede war 
pP nicht fo geartet, daß er für die 
Dauer geſunde Zuſtände ſchaffen 
konnte. Es war in ihm feſtgeſetzt, 
daß ſich die Anhänger der „alten Religion“ 
und diejenigen, die der „Augsburgiſchen Kon⸗ 
feſſion verwandt“ ſeien, gegenſeitig ver⸗ 
tragen ſollten und daß ſie ſich den Beſtand 
ihres Glaubens und aller Rechte zuſicherten. 
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fiel bald in einer der erſten Schlachten und der 
Kaiſer war wieder Herr der Situation. Man 
kann nicht wiſſen, wie ſich die Dinge entwickelt 
hätten, wenn der Kaiſer, was beinahe gelungen 
war, als Gefangener in die Hand des Fürſten⸗ 
bundes gefallen wäre, und Moritz auf ſeiner 
Abſetzung beſtanden hätte. Gründe genug 
waren jedenfalls dafür vorhanden. Ein Kaiſer, 
der Privatangelegenheiten zu erledigen hat, 
wenn wilder Aufruhr in blühenden Teilen 
feines Reiches tobt, ein Kaiſer, der das Schwert 
zieht gegen die eigenen Untertanen, um Handels- 
und Glaubensintereſſen, denen er naheſteht, 
zu verteidigen, der war nicht würdig, die Krone 
zu tragen. 

Karl V., deſſen Regierungszeit ſo ver⸗ 
heißungsvoll begonnen hatte, und der lange 
Zeit der reichſte und mächtigſte 
Fürſt der geſamten Kulturwelt 
geweſen iſt, iſt ſcheinbar ſelbſt am Ende ſeines 
Lebens mit den Ergebniſſen ſeiner Lebens- 
arbeit nicht zufrieden geweſen. Auf viele ſeiner 
Lieblingshoffnungen hat er verzichten müſſen. 
Der Wunſch, ſeinen Sohn Philipp die 
Kaiſerkrone und das große mächtige Reich zu 
überlaſſen, ſcheiterte an dem ſchroffen Wider⸗ 
ſtand der Stände und Fürſten. Sein Bruder 
Ferdinand wurde zum deutſchen König gewählt 
und ihm übergab der Alternde auch bald völlig 
die Führung der Regierungsgeſchäfte im deut⸗ 
ſchen Lande. Als im Jahre 1555 in Augsburg 
der Friede zwiſchen den Religionen geſchloſſen 
worden war, überließ Karl V. die Regierung 
in den Niederlanden ſeinem Sohne Philipp. 
Der einſame Mann wurde immer verbitterter 
und zog ſich ſchließlich in das Kloſter St. Juſt 
in Spanien zurück, wo er nach freudloſen Jahren 
als einfacher Mönch geſtorben iſt. 
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Wer keiner von den beiden Konfeſſionen an- 
gehörte, hatte keine Anſprüche an die Rechte 
aus dieſem Vertrage. Gefährlich war vor allen 
Dingen der „geiſtliche Vorbehalte, 
nach dem das Gebiet der geiſtlichen Fürſten 
nicht die Freiheit hatte, den Glauben zu wählen. 
Sonſt trat von nun an allgemein der Grund- 
ſatz in Geltung: „Weſſen das Land, 
deſſen der Glaube.“ 
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Die evangelifhe Lehre hatte in allen 
Teilen des Landes an Boden gewonnen, und 
hatte in wichtigen Gebieten bereits die Ober- 
hand. Sachſen bekannte ſich in ſeinem 
ganzen Umfange zur neuen Lehre, in Sch wa⸗ 
ben hatten ſich der Adel und die Städte 
ſchnell für ſie erklärt und in Franken leiſteten 
nur noch die Bistümer ſchwachen Widerſtand. 
Auch in Bayern und Sſterreich, in Weſtfalen 
und am Rhein fand die Lehre eine immer 
wachſende Verbreitung. Die katholiſche Geiſt⸗ 
lichkeit ſchien in ihrem Widerſtande allmählich 
zu erlahmen. Man fand ſich meiſtenteils reſig⸗ 
niert damit ab, daß ſich der Reformation immer 
neue Anhänger zuwandten. Die Predigt wur de 
immer mehr der Hauptteil des Gottes dienſtes, 
auch in katholiſchen Kirchen. Die Klöſter ver⸗ 
ödeten und die Wallfahrten fanden keine Be⸗ 
teiligung mehr. Von einem Haß der Kon- 
feſſio nen, wie er ſpäter Seutſche gegen Seutſche 
zu erbittertem Kampfe trieb, war damals nicht 
im geringſten die Rede. Katholiken und 
Proteſtanten lebten friedlich 
nebeneinander und jeder achtete des 
anderen Glauben. Auch die katholiſchen Fürſten, 
die vielfach evangeliſche Räte hatten, dachten 
gar nicht daran, ihre evangeliſchen Untertanen 
irgendwie zu benachteiligen. Luthers Schriften, 
die mit der ſich immer mehr vervollkommnenden 
Buch druckerkunſt eine immer größere Verbrei- 
tung fanden, gewannen durch ihre echt deutſche 
Art immer neue Anhänger. Der venezianiſche 
Geſandte, der ſeiner Regierung berichtete, daß 
in Seutſchland nur noch ein Zehntel 
der Bevölkerung feſt und zuverläſſig 
ſich zum katholiſchen Glauben bekenne, wird 
wahrſcheinlich recht gehabt haben. 

So war die Lage auf den religiöſen Ge⸗ 
bieten als der Bruder Karls V., Ferdi- 
nand J. die Regierung antrat. Er beſtrebte 
ſich zunächſt, den mühſam hergeſtellten Re- 
ligionsfrieden zu wahren, und ſuchte beiden 
Konfeſſionen gerecht zu werden. Er wies es 
ab, als die Proteſtanten die Aufhebung des 
„geiftigen Vorbehaltes“ verlangten, aber er 
duldete es andererſeits auch nicht, daß die Evan⸗ 
geliſchen als Staatsbürger zweiten Ranges be⸗ 
trachtet und behandelt wurden. Noch damals 
wäre es bei der zahlenmäßigen Ueberlegenheit 
der Proteſtanten möglich geweſen, dem ganzen 
Reiche eine einheitliche Kirche zu geben. Jetzt 
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aber waren es die proteſtantiſchen Theologen, 
die mit der gleichen Heftigkeit, wie gegen Rom, 
auch gegen einander ſtritten und die dadurch die 
Einigung verhinderten. Ferdinand ſelbſt konnte 
natürlich an einer evangeliſchen Staatskirche 
nichts liegen. Nicht nur, weil er ſelbſt gläubiger 
Katholik war, ſondern weil er Ausſicht hatte, 
da Philipps II. Sohn, Son Carlos, kränklich 
war, die ſpaniſche Krone mit allen ihren Län⸗ 
dern zu erben. Darum hätte es eigentlich ſein 
Ziel ſein müſſen, den ſo ſtark gewordenen Pro- 
teſtantismus, der immer einmal feine zablen⸗ 
mäßige Überlegenheit zur Schaffung einer pro- 
teſtantiſchen Staatskirche benutzen konnte, mög⸗ 
lichſt zu ſchwächen. Er durfte das aber nicht tun, 
da im Oſten die Türkengefahr wieder 
ſehr drohend geworden war, und er ohne die 
Proteſtanten dieſen gefährlichen Feinden gegen⸗ 
über ohnmächtig geweſen wäre. Sultan 
Suleiman hatte zwar 1529 die Belagerung 
Wiens erfolglos abbrechen müſſen, aber Ungarn 
hatte er dem Reiche entriſſen. Aus des Sultans 
Händen hatte der ungariſche König ſeine Krone 
empfangen und war in Wirklichkeit des Sul- 
tans Vaſall. Niemand konnte wiſſen, ob und 
wann die Türken wieder einmal gegen Wien 
vorſtoßen würden, und ob dann die Abwehr 
ebenſo erfolgreich gelingen werde. War aber 
Oſterreich in der Türken Händen, dann lag das 
Herz Deutſchlands, lag Brandenburg, lag Sach- 
ſen den Griffen der Eroberer offen da. Es war 
daher verſtändlich, daß der kluge Kaiſer alles 
vermied, was im Angeſicht dieſer gemeinſamen 
Gefahr hätte zerſplitternd wirken können. 
Inzwiſchen hatte die römiſche Kirche die 
große Gefahr, die ihr vom Proteſtantismus 
drohte, klar erkannt. Das war nicht mehr eine 
ketzeriſche Bewegung, die wie alle die früheren 
nach einem gewiſſen Höhepunkt auch ein Ab- 
flauen und Vergehen hatte. Hier handelte es 
ſich um eine neue Lehre, die überall offene 
Ohren und offene Herzen fand. Nicht nur ganz 
Deutſchland hatte ſich der Proteſtantismus er- 
obert, ſondern auch in England und den ſkan⸗ 
dinaviſchen Ländern hatte ſich die Mehrzahl der 
Bevölkerung zur neuen Lehre bekannt. Selbſt 
in ſichere Hochburgen des Papfttums, wie es 
Frankreich, Ftalien und Spanien waren, hatte 
ſie Eingang gefunden. Die klare Erkenntnis der 
Gefahr ließ aber die Kirche ſchnell ihre beſten 
Kräfte zuſammenfaſſen und großzügig an die 


Abwehr denken. Die laſche Gleichgültigkeit 
wich einer bewußten Selbſtbeſinnung, die alle 
die Schäden im Organismus der Kirche ſah 
und mit Energie darauf drang, ſie zu beſeitigen. 
Das Tridentiner Konzil hat in 18 
Jahren ganze Arbeit geleiſtet. Man faßte 
die römiſche Lehre in eine feſte Form, die alle 
die Gegenſätze zu den reformatoriſchen Beftre- 
bungen deutlich zeigte. Denn man war ſich in 
Trient darüber klar geworden, daß es mit den 
reformatoriſchen Bewegungen kein Paktieren 
mehr gab, daß von irgend einem Vergleich oder 
einem Entgegenkommen keine Rede mehr ſein 
könne. Man ſchuf der zunächſt in der Abwehr 
ſich befindlichen römiſchen Kirche in der In- 
guifition, die grauſam alles Ketzertum ver- 
nichtete, eine wirkſame Waffe und ſchnitt den 
reformatoriſchen Schriften und Büchern da- 
durch den Weg zu den Katholiken ab, daß man 
ſie auf den Index, das Verzeichnis der ver⸗ 
botenen Bücher, ſetzte. Auch innerhalb des 
Klerus wurde eine gründliche Sichtung vor- 
genommen. All die ſchlaffen und lauen Prieſter, 
die durch ein faules Genußleben das Anſehen 
der Kirche ſo ſchwer geſchädigt, wurden, wenn 
ſie ſich nicht beſſern und ändern wollten, ent⸗ 
fernt. Es wurde dafür geſorgt, daß der Nach- 
wuchs mit überzeugtem Glaubenseifer und in 
ernſter Frömmigkeit an ſeine Aufgaben ging. 
Eine beſondere Hilfstruppe erſtand ſchließlich 
der katholiſchen Kirche durch den von Ignatius 
von Loyola gegründeten Feſuite norden, 
deſſen Glieder, alles ſorgfältig ausgewählte 
Intelligenzen, boch gebildet und zu ſtrengſtem 
Gehorſam erzogen wurden. Dieſe klugen und 
wiſſensreichen, auch in allen Gebieten der Taktik 
erfahrenen Männer kämpften nun für die Er⸗ 
neuerung der Macht der katholiſchen Kirche mit 
glühendem Glaubenseifer. Sie pflegten vor 
allem in der Bevölkerung die unerſchütterliche 
Treue zum Papſttum und den tiefen Abſcheu 
vor jeder Art von Ketzerei. Der Feſuitenorden 
breitete ſich überraſchend ſchnell aus. Als Ig⸗ 
natius 16 Jahre nach Begründung des Ordens 
ſtarb, hatte dieſer ſchon in 15 großen Ordens- 
propinzen Fuß gefaßt. Auch nach Oeutſchland, 
wo ja ihrer beſonders große Aufgaben harrten, 
waren die Zeſuiten bald gekommen. Herzog 
Albrecht V. von Bayern ſah ſie mit Freuden 
als geſchickte Helfer bei ſeinen Katholiſierungs⸗ 
beſtrebungen und gab ihrem Wirken in Seutſch⸗ 


land durch reiche Schenkungen in Ingol- 
ftadt einen feſten Mittelpunkt. Albrecht V. 
war auch der erſte Fürſt, der mit dem bisher 
geübten Syſtem der Duldung brach. Er ver⸗ 
langte von ſeinen Beamten, daß ſie überzeugte 
Katholiken ſeien und vertrieb die aus den 
Grenzen ſeines Landes, die ſich offen zum Pro- 
teſtantismus bekannten. Auch die geiſtlichen 
Fürſten folgten bald dieſem Beiſpiele gewalt⸗ 
tätiger Gegenreformation. 5 

Während ſich ſo auf der katholiſchen Seite 
die wirkenden Kräfte immer feſter und enger 
zuſammenſchließen, um die bedrohte Kirche zu 
ſchützen und zu ſtützen, ſehen wir auf der pro⸗ 
teſtantiſchen Seite die Führer aus Eigennutz 
beſondere Wege gehen oder ſich gegenseitig um 
Kleinigkeiten ſpitzfindig ſtreiten. Darum blieben 
die äußeren und inneren Erfolge des Proteſtan⸗ 
tismus faſt gänzlich ungenutzt. Dazu kam noch 
eine Spaltung ernſterer Natur unter den Pro⸗ 
teſtanten ſelber. Zwinglis Lehre war, 
nachdem Luther die dargebotene Hand zur Der- 
ſtändigung zurückgewieſen hatte, in der Haupt- 
ſache auf die Kantone der Eidgenoſſenſchaft be⸗ 
ſchränkt geweſen. Die Arbeit Calvins gab der 
Zwingliſchen Lehre feſtere und klarere Form, 
und die dadurch entſtandene neue Ausbreitungs⸗ 
bewegung der Reformierten griff auch auf 
Deutſchland über und fand vor allen Dingen 
in der Pfalz ſo viel Anhänger, daß die Pfalz 
ſchließlich zum reformierten Glaubensgebiet ge⸗ 
rechnet werden mußte. Man kann das eigentlich 
nicht fo recht verſtehen, denn die pfälzer Art iſt 
immer heiter und lebensfroh geweſen, während 
Calvins Lehre wie ihr Schöpfer war: ſtreng, 
herb, hart und düſter. 

Als Ferdinand nach 8jähriger Regierung 
ſtarb, beſtieg Maximilian II., deſſen Shron⸗ 
folge durch die Wahl des deutſchen Königs noch 
zu Lebzeiten ſeines Vaters geſichert worden 
war, den Thron. Maximilian II. war in ſeinem 
Herzen Proteſtant. Lange hatte er ſich einen 
lutheriſchen Hofprediger gehalten und wohl 
auch die Abſicht gehabt, ſich offen zum Prote- 
ſtantismus zu bekennen. Aber die Bitten ſeines 
Vaters, der vor allem immer auf die Möglich⸗ 
keit der ſpaniſchen Erbfolge hinwies, brachten 
ihn doch jo weit, daß er im Schoße der katho⸗ 
liſchen Kirche verblieb, wieder einen katholiſchen 
Hofprediger ernannte und ſeinem Vater ge⸗ 
lobte, als treuer Katholik die Rechte der Kirche 
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in jeder Weiſe zu wahren. Es verfteht ſich aber 
natürlich von ſelbſt, daß dieſer katholiſche Fürſt 
außerordentlich duldſam gegen die Lutheraner 
war. Nicht aber gegen die Calvi 
niſten, als deren Schützer und Fürſprecher 
der Kurfürſt Friedrich von der Pfalz immer 
wieder auftrat. Maximilian wäre gern gegen den 
Pfalzgrafen und die Calviniſten ganz energiſch 
vorgegangen, wenn ihn nicht die anderen evan- 
geliſchen Fürſten daran gehindert hätten. Aber 
trotz dieſer durch die Tat bewieſene Sympathie 
kam eine Einigung der evangeliſchen Fürſten 
untereinander nicht zuſtande. Auch dann nicht, 
als das blutige Ende der Hugenotten in der 
Bartholomäusnacht ihnen eine ernſte Mahnung 
zurief. Unter den evangeliſchen Fürſten ver⸗ 
breitete ſich die Kluft zwiſchen den beiden Lagern 
immer mehr, von denen eines der Pfalzgraf und 
das andere der Kurfürſt von Sachſen als tra⸗ 
ditioneller Schützer des Luthertums führte. 
Dieſe Uneinigkeit hatte wie der einmal eine Reihe 
von verpaßten Gelegenheit en zur Folge. 
Wie leicht hätten die gemeinſam vorgehenden 
evangeliſchen Fürſten vor der Wahl Rudolfs II. 
zum deutſchen König, die der Kaiſer ſo eifrig 
betrieb, bei dieſem Sicherheiten für ihren Glauben 
erwirken können, und das gleiche wäre mög- 
lich geweſen, als der Kaiſer die Hilfe der Fürſten 
gegen Polen dringend brauchte. Damals war 
es Kurſachſen, das eine Extratour tanzen mußte. 

Unter Rudolf II. verfiel das Reich 
immer mehr. Die Worte, die ihn eine Dichtung 
ſprechen läßt: 

„Mein Sinn ift trüb, mein Antlitz bleich“, 

„Denn ach, das heilige römiſche Reiche, 

„Das Reich, es liegt in Scherben“ 
kennzeichnen die Lage richtig. 

Rudolf II. war in Spanien erzogen worden, 
hatte wenig Ahnung von deutſcher Art und war 
ein überzeugter Katholik. Trotzdem war er, 
ſoweit er ſich überhaupt betätigte, duldſam. 
Wichtiger als die Staatsgeſchäfte waren ihm 
feine Privatintereſſen. Seine naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſe waren für die Zeit be⸗ 
deutend. Seinem Fntereſſe für die Sternkunde 
verdanken Tycho de Brahe und Kepp- 
ler wirkſame, ihren Arbeiten außerordentlich 
nützliche Förderung. Dazu war der Kaiſer ein 
Sammler von Geſchmack und Verſtändnis. Da 
der Kaiſer die Zügel des Regiments nicht feſt 
in der Hand hatte, ſondern ſeine Räte und auf 
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der anderen Seite die Fürſten und geiſtlichen 
Herren ſchalten und walten ließ, wie es denen 
beliebte, ſo mußte es ſchließlich dazu kommen, 
daß die Gegenreformation innerhalb 
der Grenzen des Reiches es wagen konnte, zu 
offener Gewalt zu greifen, um lutheriſch ge⸗ 
wor dene Gegenden wieder zu katholiſieren. 
So hat ein energiſcher Biſchof in kurzem das 
ganze Bistum Fulda, nicht ohne Anwendung 
von Gewalt, wieder katholiſiert, und dem Eichs⸗ 
feld iſt es ebenſo gegangen. Auf der anderen 
Seite wurde der Verſuch des Kölner Erzbiſchofs 
Gebhardt Truchſeß, ſein Erzbistum evangeliſch 
zu machen, gewaltſam unterdrückt. Es iſt ſchade, 
daß die evangeliſchen Fürſten dabei untätig 
zugeſehen haben. Wäre die Abſicht von Geb- 
hardt Truchſeß zur Tat geworden, jo war damit 
der „geiſtliche Vorbehalt“ gefallen. 

Als man auf evangeliſcher Seite die Er⸗ 
folge der Gegenreformation ſah, da drangen 
vernünftige Männer auf ein Ende der Streitig⸗ 
keiten und verſuchten, eine dogmatiſche Einheit 
feſtzuſtellen. Aber die Konkordien⸗ 
formel, die das Reſultat mühſamer gelehrter 
theologiſcher Arbeit war, brachte keinen Aus- 
gleich, da ihre Annahme einen Sieg des 
ſtrengen Luthertums bedeutete. So 
ſehen wir innerhalb der beiden Gruppen, 
zwiſchen denen es doch ſchließlich einmal zu einem 
Ausgleichskampfe mit den Waffen kommen 
mußte, auf der einen Seite die ſichere und ziel⸗ 
bewußte Arbeit der Gegenreformation, auf der 
anderen Seite Zerſplitterung, Spitzfindigkeit 
und Eigenbrödelei. 

Es hat noch eine ganze Weile gedauert, 
bis die evangeliſchen Fürſten einſahen, daß ſie 
auf dieſe Weiſe ihre Sache immer mehr ſchwäch⸗ 
ten. Als aber der Bayernherzog Maxi mi- 
lian die Gegenreformation immer offener 
mit roher Gewalt betrieb, als er die freie Reichs 
ſtadt Donauwörth mit Waffengewalt ge⸗ 
zwungen hatte, wieder katholiſch zu werden, 
und der Regensburger Reichstag ſich zu keinem 
Einſchreiten gegen dieſen unbeſtreitbaren Ueber⸗ 
griff bereit fand, da ſah man endlich den Ernſt 
der Lage ein, und es gelang Chriſti an von 
Anhalt die evangeliſchen Fürſten in der ſo⸗ 
genannten „Anion“ zu vereinigen, der bald alle 
evangeliſchen Fürſten, natürlich wieder einmal 
mit Ausnahme von Sachſen, beitraten. Auf der 
katholiſchen Seite tat man ſofort einen Gegen⸗ 


ſchachzug. Max von Bayern gründete die ka⸗ 
tholiſche Defenfion, einen Fürſtenbund, in dem 
er und die drei geiſtlichen Kurfürſten die Führung 
hatten. Der Bund iſt unter dem Namen der 
kat holiſchen Liga, den er erſt ſpäter 
erhalten hat, bekannt geworden. 

Der Kaiſer Matthias, der feinem 
Bruder Rudolf auf dem Throne gefolgt war, 
hatte zwar den guten Willen zum Ausgleich, 
aber die Gegenſätze waren ſchon zu ſcharf aus⸗ 
geprägt. Auf beiden Seiten waren ſchon haß⸗ 
erfüllte Führergruppen entſtanden, und der 
Krieg lag ſozuſagen in der Luft. 
Auf allen Reichstagen war das zu merken. Die 
Katholiken, die die Aebermacht hatten, nutzten 
dieſe rückſichtslos aus, ſo daß die proteſtantiſchen 
Reichsſtände entweder gar nicht wieder hin⸗ 
gingen oder die Tagungen vor Schluß verließen. 
Das Reich befand ſich in einer ſchwierigen Lage. 
An ſeinen Grenzen hatte es erſt vor wenigen 
Jahrzehnten wertvolle Gebiete verloren, die 
Ruſſen hatten ſich Livland genommen, die 
Schweden Eftland, und Kurland war 
polniſches Lehen geworden. Die Elbherzo g⸗ 
tümer hatten ſich Sänemark angeſchloſſen. 
die blühenden Niederlande waren vom 
Reiche losgelöſt und ſpaniſches Thronerbe ge- 
worden. Im Südoſten ſtand drohend die 
Türkengefahr, im Often ſah der Pole 
gewinnfüchtig nach deutſchen Landstrichen. Hol⸗ 


länder und Engländer beherrſchten die Meere 
und verdrängten den deutſchen Kaufmann von 
den Welt märkten. Der im Mittelalter erworbene 
große Wohlſtand begann zu ſchwinden, da ſeine 
Quellen verſiegten. Die Zerſplitterung in kleine 
und kleinſte partikulariſtiſche Teile hatte das 
Nativnalgefühl fait völlig ertötet. Dazu kam 
noch der konfeſſio nelle Gegenjaß, 
der die Gemüter in zwei feindliche Gruppen 
ſpaltete. Nicht nur der Handel zur See war zum 
Tode verurteilt, auch der gewinnbringende 
Handel über die Alpenpäſſe ging immer mehr 
zurück. Franzöſiſche und holländiſche Waren 
kamen auf die deutſchen Märkte, während die 
deutſche Ware von den ausländiſchen Meſſen 
und Märkten immer mehr verſchwand. Das 
geſunkene Nationalgefühl hatte 
fremdſprachliche Einflüſſe mächtig werden laſſen. 
Der Romanismus drang in immer weitere 
Schichten ein, die deutſche Sprache wurde mit 
franzöſiſchen und lateiniſchen Fremdwörtern 
durchſetzt, unter denen wir bis heute noch zu 
leiden haben. Als charakteriſtiſch ſtellt Baſſenge 
feſt (a. a. O., S. 58), daß „um 1570 70 von 
Hundert der in Seutſchland gedruckten Bücher 
in lateiniſcher Sprache geſchrieben waren. Im 
Jahre 1571 machte ſich das erſte deutſche Fremd⸗ 
wörterbuch nötig, 1578 erſchien die erſte deutſche 
Grammatik in lateiniſcher Sprache; der Ver⸗ 
faſſer nannte ſich Clajus.“ 


DER DREISSIGJÄHRIGE KRIEG 


as gewaltige Ereignis, dem die fol- 

PP genden Seiten gewidmet find, hat 

das Oeutſche Reich in ſeinen Grund⸗ 

feſten erſchüttert und die deutſche 

Kultur und die deutſche Wirtſchaft um mehrere 
Jahrhunderte zurückgebracht. Drei Jahrzehnte 
lang ift der Krieg durch deutſche und durch aus⸗ 
ländiſche Truppen in deutſchen Gauen aus- 
gefochten worden. Es gab kein Dorf und keine 
Stadt im ganzen Reiche, die nicht gebrandſchatzt 
und geplündert worden wären. Heute von 
dem einen und ein paar Monate ſpäter von 
dem anderen der Gegner. Wie für den Welt⸗ 
krieg unſerer Tage der Balkan die Wetterecke 
geweſen iſt, jo kam für dieſen Krieg aus Böh- 
men der Blitzſtrahl, der den Rieſenbrand ent- 
feſſeln ſollte. Der unreife Schütze, der in Sera⸗ 


jewo Oſterreichs Thronfolger mor dete, hat ebenſo 
wenig die außerordentlich ſchwer wiegenden 
Folgen feiner Sat geahnt, wie die jungen Ad- 
ligen, die am 25. Mai 1618 die Näte Slawata 
und Martinitz durch das Fenſter des Prager 
Schloſſes auf einen Miſthaufen im Schloßgraben 
beförderten. Der böhmiſche Adel und mit ihm 
der überwiegende Teil der Bevölkerung be- 
kannte ſich ſeit den Tagen von Huß zum Pro- 
teſtantismus. Er hatte ſich unter dem ſchwachen 
Landesherrn immer eine ſtarke Selbſtändigkeit 
zu wahren gewußt und benutzte die Gut mütig⸗ 
keit Rudolfs II. dazu, ſich gewiſſe Rechte in 
einem Majeſtätsbrief ſichern zu laſſen. 
Dieſer Majeſtätsbrief gab dem böhmiſchen Pro⸗ 
teſtanten völlige Religionsfreiheit, 
das Recht, eigene Kirchen zu bauen, und die 
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Befugnis, ſich zur Beratung ihrer Angelegen⸗ 
heiten in Prag zu verſammeln. Die wachſende 
Gegenreformation wollte den böhmiſchen Pro. 
teſtanten dieſe Rechte nehmen ode 
fie zum wenigften beſchränken. Empört kamenr 
die Vertreter der böhmiſchen Proteſtanten in 
Prag zuſammen, und der Zorn der erregten 
Verſammlung richtete ſich mit einem gewiſſen 
Recht gegen die Eaiferlihen Räte, die der Gegen- 
reformation willigſte diener waren. Man zog 
zum Schloß, forderte eine klare Beſtätigung der 
verbrieften Rechte, und als die Räte mit ver⸗ 
klauſulierten Spitzfindigkeiten ausweichen woll⸗ 
ten, warf man ſie in der erſten Wut zum Fenſter 
hinaus. Zum Überflug ſchickte man ihnen noch 
ein paar Schüſſe nach. Durch Zufall aber 
waren, wie ſchon oben erwähnt, — böh miſche 
Miſth aufen pflegten damals ſehr groß zu fein — 
die beiden Räte ſehr weich gefallen und hatten 
li keinen Schaden getan. So war der alte 
milde Kaiſer zunächſt geneigt, diefen Tem⸗ 
peramentsausbruch nicht allzu tragiſchzu nehmen. 
Die klerikale Partei aber wußte den friedlie⸗ 
benden Ratgeber des Kaiſers, den Rat Kle l, 
geſchickt zu entfernen und ſetzte ſtrengſte Maß⸗ 
regeln und eine bewaffnete Nieder- 
werfung des Aufſtandes durch. Ein 
kaiſerliches Heer drang in Böhmen ein und 
focht mit wechſelndem Erfolge gegen die Böh- 
men, denen die Anion in der Meinung, es 
handle ſich um eine Glaubensſache, nicht um 
eine politiſche Sache, die es in Wirklichkeit war, 
den temperamentvollen Grafen Ernft von 
Mansfeld mit wenigen aber tapferen 
Truppen zu Hilfe geſchickt hatte. Das Schlachten⸗ 
glück änderte ſich nun, die Truppen des Raifers 
wurden aus Böhmen herausgeworfen, und das 
mächtig gewachſene böhmiſche Heer drang in 
Oſterreich ein. In dieſen Tagen ſtarb Kaifer 
Matthias. Zu ſeinem Nachfolger war ſein Neffe 
Ferdinand beſtimmt, der ſchon in den 
letzten Fahren ausſchlaggebend bei den meiſten 
Regierungshandlungen geweſen war. 
Ferdinand war ein fleißiger, aber 
etwas beſchränkter und ſehr phantaſtiſcher 
Menſch. Er ſtand völlig unter klerikalen Ein⸗ 
flüſſen und der römiſchen Kirche kam dieſer Krieg 
außerordentlich gelegen. Sie ſah in ihm die 
Möglichkeit, den verhaßten und ihr ſo gefährlichen 
Proteſtantismus mit der Schärfe des Schwertes 
auszurotten. Da ſie die Uneinigkeit der prote⸗ 
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ſtantiſchen Fürſten kannte, zweifelte fie nicht 
am Siege der katholiſchen Sache. Die kirchlichen 
Einflüſſe ſind darum dafür verantwortlich zu 
machen, daß dieſer furchtbare, das Reich 
nichtende Krieg nicht auf ſeinen Herd beſchränkt 
blieb. Eine Gelegenheit, die Bafis des Krieges 
zu verbreitern, ſollte ſich bald finden. Die 
Böhmen hatten, in der Sauptſache um die 
Habsburger zu ärgern, nach dem Tode des 
Kaiſers Matthias den Bundesdirektor der 
„Anion“, den Kurfürſten Friedrich von 
der Pfalz, zum König von Böhmen erwählt. 
Friedrich ſchmeichelte die Wahl, und er nahm ſie 
an, ohne vorher mit den Gliedern der Union 
Fühlung genommen zu haben. Auch die Ant- 
wort ſeines Schwiegervaters, des Königs Jakob 
von England, wartete er nicht ab. Als es nun 
ernſt wurde, zögerten ſeine Verbündeten von 
der „Anion“ mit ihrer Hilfe, ſein Schwieger⸗ 
vater Jakob verſagte ihm jede Anterſtůtzung, und 
der mächtigſte der deutſchen evangeliſchen 
Fürſten, der Kurfürſt von Sachfen, kämpfte 
ſogar offen gegen den erſten proteſtantiſchen 
König, indem er Schleſien und die Lauſitz, die 
damals zu Böhmen gehörten, eroberte. Schnell 
kam für den jungen Fürſten, der ſo ſtolz beglückt 
aus ſeinem ſchönen Schloſſe in Heidelberg der 
Krone und dem Throne entgegengezogen war, 
das traurige Ende. In der Schlacht am 
Weißen Berge, in der feine Truppen ver⸗ 
nichtend geſchlagen wur den, verlor er Ehre, 
Krone und Land. In dieſen Zeitpunkt fällt 
Kaiſer Ferdinands und ſeiner Ratgeber ſchwere 
Schuld. Der Kaiſer konnte ſich mit dieſem end⸗ 
gültigen Siege vollkommen zufrieden geben. 
Statt deſſen ſprach er über Friedrich die Acht 
aus, wozu er übrigens gar nicht berechtigt war, 
und griff deſſen Kurland, die Pfalz, mit be- 
waff neter Hand an. Dadurch wurde der Krieg 
von örtlicher Bedeutung zu einem Reichs- 
kriege. Zugleich wurde der Kriegsſchauplatz 
in Gegenden verlegt, in denen mächtige Nach⸗ 
barn ihn um ihrer eigenen Sicherheit willen 
nicht längere Zeit dulden konnten und zum Ein⸗ 
greifen veranlaßt wurden. So wuchs ſich der 
Reichskrieg aus zum europäiſchen Krieg. 
Die Niederlage Friedrichs war für die evan⸗ 
geliſche Sache ein faſt vernichtender Schlag. 
Die Sache des Proteſtantismus war in Böhmen 
und im ganzen Oſten verloren. Die „Union“ 
ihres Hauptes beraubt, löſte ſich bald auf. 


Einige tapfere Haudegen mit ihren Landsknecht⸗ 
haufen ſtanden ja noch für Friedrichs Sache 
ein: Ernſt von Mansfeld, der wilde 
Herzog Chriſtian von Braunſchweig 
und der Markgraf Georg Friedrich von 
Baden. Aber ſie alle wurden bald unſchädlich 
gemacht, und das Vorſpiel der gewaltigen 
Kriegstragödie war zu Ende. 

Der Kaiſer und ſeine Verbündeten wußten 
dieſen völligen Sieg gut zu nützen. Der Ma- 
jeſtätsbrief wurde für null und nichtig erklärt 
und ganz Böhmen ſchnell mit brutaler Gewalt 
katholiſiert. Anklugerweiſe ließ ſich aber der 
Kaiſer dazu bewegen, den Krieg auch in die 
Pfalz zu tragen. Das blühende Land wurde 
verwüſtet, und das herrliche Schloß zu Heidel- 
berg, deſſen Ruinen noch heute eine der größten 
Sehenswürdigkeiten in Deutjchland find, durch 
Feuer ſchwer beſchädigt. Die Kurwür de bekam 
der Bayernherzog zum Lohn, und damit war die 
katholiſche Mehrheit im Wahl- 
kollegium geſichert. 

In Frankreich ſah man die Vorgänge 
in Seutſchland mit gemiſchten Gefühlen. Man 
fühlte ſich durch die Kämpfe in der Pfalz, ſo 
nahe den Grenzen des eigenen Landes, beun- 
ruhigt und ſah auch die Macht der Habsburger 
nicht gern wachſen. Richelieus Gegenmaß⸗ 
nahmen waren großzügig und wirkſam. Er 
folgte der Politik des römiſchen Kaiſer Tiberius, 
der durch Förderung der Uneinigkeit in Oeutſch⸗ 
land den Gegner geſchickt und dauernd zu 
ſchwächen wußte. Dieje Politik haben alle be⸗ 
deutenden Leiter der Geſchicke Frankreichs bis 
zu unſeren Tagen eingeſchlagen, um die Gefahr 
im Oſten zu mindern. Ludwigs XIV. deutſche 
Politik arbeitete ſo, und Napoleon I. wie Na- 
poleon III. haben mit dieſem erprobten Mittel 
zum Zeil erfolgreich zu arbeiten verſucht. And 
wir wiſſen, daß nach dem Schmachfrieden von 
Verſailles die franzöſiſche Regierung große 
Mittel aufgewendet hat, um alle Sonder- 
beſtrebungen im Keiche kräftig zu unterſtützen. 
Weder der Kaiſer aber noch die Fürſten ſahen 
dieſe Gefahr, die von Paris aus drohte, und 
taten nichts, um die Gegenſätze zu überbrücken 
und die das Reich und das Volk zermürbenden 
Kämpfe zu beenden. Was galt ihnen Oeutſch⸗ 
land, was galt ihnen das Oeutſchtum!? 

Der Kaiſer glaubte immer noch den Ka⸗ 
tholizismus in Oeutſchland mit Waffen durch⸗ 


ſetzen zu können und rüftete gewaltige Heere 
gegen Fürſten und Völker ſeines Reiches. 
Silly und Wallenſtein, deren Namen 
in der Kriegsgeſchichte aller Zeiten einen ehren⸗ 
vollen Platz haben, waren ihre Führer. Tilly 
war lediglich Soldat. Dazu ein fanatiſcher 
Verfechter der katholiſchen Macht. Der geniale 
Feldherr Wallenſtein aber war gleich- 
zeitig ein weitblickender Staatsmann. Schon 
eine feiner Ideen, für die er immer wie der ein⸗ 
trat, die er aber zunächſt nicht durchführen 
konnte, beweiſt das. Er erſtrebte eine Stärkung 
der Neichsgewalt durch die Schaffung 
einer Reichsflotte in der Oſtſee. 
Diefe war aber nur möglich mit Zuſtimmung 
und Anterſtützung der hanſeatiſchen Bevölkerung 
an der Waſſerkante. So ſehr früher der Hanſa⸗ 
bund zum Schutze ſeiner wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtrebungen die tatkräftige Hilfe des Reiches 
gewünſcht hatte, jetzt mußten ſich ſeine Erben 
gegen ſolche Beftrebungen wehren; denn fie 
gingen ja nicht vom geſamten Reich aus, jondern 
von derkatholiſchen Gruppe innerhalb des Reiches, 
die die Glaubensfreiheit der proteſtantiſchen 
Bevölkerung dieſer Gegenden ſtark bedrohte. 

Da die Rüftungen auf der kat holiſchen Seite 
immer bedrohlicher wurden, ſahen fi die Pro⸗ 
teſtanten bedauerlicherweiſe gezwungen, Hilfe 
im Auslande zu ſuchen. Der Dänen- 
könig ließ ſich, da blühendes deutſches Land 
als Beute winkte, nicht lange rufen. Aber er 
wurde ſchon 1626 bei Lutter am Baben⸗ 
berge vernichtend geſchlagen, und ſeine Hilfs⸗ 
aktion war damit erledigt. Die Kaiſerlichen 
eroberten die Elbherzogtümer und ganz Füt⸗ 
land, jo daß der Hänenkönig ſich auf ſeine Inſeln 
zurückziehen mußte. Er ſchloß ſchließlich bald 
einen ziemlich glimpflichen Frieden. Wieder 
hatten die Katholiken auf der ganzen Linie 
geſiegt. Kein Helfer ſchien den Proteſtanten 
nach den traurigen Erfahrungen der Dänen er- 
ſtehen zu wollen. Der Kaiſer war jetzt ſo mächtig, 
daß er es ſich leiſten konnte, ſeinen beſten Helfer 
Wallenſtein den Wünſchen der Liga zu opfern. 
Mit dem Neſtitutionsedikt vom Jahre 
1629 wollte er nun der proteſtantiſchen Macht 
den Genickfang geben. Das Edikt beſtimmte, 
daß alle Klöſter und geiſtlichen Stifter, die nicht 
reichsunmittelbar und bis zum Paſſauer Ver⸗ 
trag (1552) katholiſch geweſen waren, den Ka⸗ 
tholiken wiedergegeben würden, auch diejenigen 
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reichsunmittelbaren Stifter, die von den Pro⸗ 
teſtanten nach dem Augsburger Religionsfrieden 
eingenommen worden waren. Alle nicht dem 
Augsburgiſchen Bekenntnis angehörigen Sekten, 
darunter auch die Calviniſten, ſollten endgültig 
von dem Religionsfrieden ausgeſchloſſen fein. 
Bei der völligen Surchführung dieſes Ediktes, 
mit der ſehr ſchnell begonnen wurde, hätten di e 
proteſtantiſchen Für ſten und 
Städte den größten Teilihres Ver- 
mögens und damit jede Möglichkeit zu 
weiterem Widerſtande verloren. getzt end- 
lich ſchloß man ſich wieder auf der proteſtantiſchen 
Seite enger zuſammen. Aber der Anlaß dazu 
war wieder einmal nicht nationaler und nicht 
religiöfer Art, ſondern bedrohter materieller 
Beſitz. Hilfeſuchend ließ man wieder die Augen 
nach dem Auslande ſchweifen, und ſchneller als 
man gedacht, ſollte den Bedrängten ein mächtiger 
Helfer erſtehen. Gu ſtav Adolf, der König 
von Schweden, hatte ſeine großen Gaben als 
Feldherr und Staatsmann bereits bewährt. 
Klar und zielbewußt, tapfer und unermüdlich 
war der 56jährige eine geborene Führernatur. 
Religidfe Gründe waren es, die ihn zum Ein- 
greifen veranlaßten. Er ſah die tiefe Bedrängnis 
der proteſtantiſchen Bevölkerung Oeutſchlands 
und wußte, daß dieſe Länder, wenn nicht bald 
tatkräftige Hilfe kam, der Katholiſierung un⸗ 
rettbar verfallen waren. Aber ganz ohne po- 
litiſche Gründe war natürlich ſein Handeln auch 
nicht. Einmal hatte er mit dem Kaiſer noch einen 
kleinen Strauß auszufechten, da dieſer ſeinerzeit 
die Anſprüche Polens auf die ſchwediſche Krone 
unterſtützt hatte. Zum anderen aber ſah er na- 
türlich durch die Wallenſteinſchen Pläne einer 
Reichsflotte in der Oſtſee die von ihm erſtrebte 
Vorherrſchaft über die Geſtade des baltiſchen 
Meeres gefährdet. Als er am 6. Juli 1650 mit 
verhältnismäßig wenig Truppen auf der Inſel 
Aſedom landete, da hätte ſein Eindringen in 
Deutſchland noch verhindert werden können, 
wenn nicht auf der katholiſchen Seite inzwiſchen 
eine ſtarke Spannung zwiſchen dem Kaiſer auf 
der einen und der Liga auf der anderen Seite 
eingetreten wäre. Die Kluft war erſt überbrückt, 
als ein Heer von 40 000 Mann Guſtav Adolfs 
Führung folgte und er ziemlich raſch ganz Nord- 
deutſchland in ſeine Gewalt bekam. 

Nicht ſo raſch kam die Einigung unter den 
proteſtantiſchen Fürſten zuſtande. Guſtav Adolf 
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war ziemlich erſtaunt, daß die meiften der pro⸗ 
teſtantiſchen Fürſten ſich weigerten, ein fürm- 
liches Bündnis mit dem Erretter aus tiefer Be⸗ 
drängnis einzugehen. Pommern zwong er 
ſchnell, ſich ihm anzuſchließen, aber freiwillig 
tätigten nur Stadt und Stift Magdeburg, 
Heſſen-Kaſſel und Sachſen-Weimar mit ihm ein 
Bündnis. Kur⸗Sachſen ſowohl wie Branden- 
burg verhielten ſich zunächſt ausweichend und 
ſchließlich ablehnend, obwohl der Kurfürſt 
von Brandenburg der Schwager Guſtav Adolfs 
war. Im raſchen Siegeszuge drang Guſtav 
Adolf nach Mittel deutſchland vor und nahm 
Frankfurt a. d. Oder mit ſtürmender Hand. 
Tilly, deſſen Aufgabe es war, ihm entgegenzu- 
treten, hatte ſeine Kraft und ſeine Zeit auf die 
Eroberung Magdeburgs verwandt, 
das nach ſeinem Fall faſt völlig zerſtört wurde. 
Die grauſame Behandlung, die der blühenden 
Stadt und ihrer wohlhabenden Bevölkerung durch 
Tillys Truppen zuteil geworden war, löſte einen 
Schrei der Entrüftung in allen proteſtantiſchen 
Landen aus. Fetzt endlich, in jo furchtbarer 
Weiſe gewarnt, fanden die proteſtantiſchen 
Fürſten den Weg zur Einigung. Sie kamen in 
Leipzig zuſammen und fanden energiſche Worte 
gegen die kaiſerliche Politik. Man beſchloß, für 
die Heere des Kaiſers keine Zahlungen mehr zu 
leiſten und die kaiſerlichen Truppen mit Waffen⸗ 
gewalt an dem Betreten der proteſtantiſchen 
Länder zu hindern. Dieſer Veſchluß iſt ein 
trauriges Zeichen dafür, daß man bisher dem 
feindlich geſinnten Kaiſer das Recht auf dieſe 
Anterſtützung feiner für die Nie derkämpfung 
der proteſtantiſchen Lehre kämpfenden Truppe 
noch nicht beſtritten hatte. Zu gleicher Zeit 
erklärte man das Reſtitutionsediktfür 
ungültig. Guftav Adolf wußte die Gelegen⸗ 
heit gut zu nützen. Mit ſanftem Oruck zwang 
er den Brandenburger Schwager zum Bündnis, 
und das iſolierte Sachſen mußte ſich ſchließlich 
dieſem Bunde auch anſchließen. Guftan Adolf 
ſuchte nun den Kampf mit dem Gegner in 
offener Feldſchlacht und konnte bei Breiten⸗ 
fel d ſeine militäriſche Überlegenheit über Tilly 
glänzend beweiſen. Von Zillys Truppen waren 
10000 Mann gefallen und 7000 gefangen ge- 
nommen worden. Der Feldherr ſelbſt wurde 
nicht unerheblich verwundet. Jetzt war die Bahn 
für den Schwedenkönig frei. Er bedrohte und 
beunruhigte die Gegner überall, zog an den 
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Rhein und marſchierte nach Bayern, wo ſich 
ihm Tilly zum zweiten Male entgegenwarf, 
aber am Lech wieder eine empfindliche Nie der⸗ 
lage und zugleich die To deswunde empfing. 
Dem Kaiſer, der in immer ernſtere Bedräng⸗ 
nis geriet, blieb nun nichts anderes übrig, als 
ſich mit Wallenſtein zu verſöhnen. Mit faſt un- 
umſchränkter Gewalt ausgerüſtet, warb der 
populäre Feldherr in überraſchend kurzer Zeit 
ein großes Heer, wandte aber Gujtan Adolf 
gegenüber eine zurückhaltende und zaudernde 
Taktik an. Guſtav Adolf verlor ſchließlich die 
Geduld, als ſich der Gegner ihm nicht zum ent- 
ſcheidenden Kampfe ſtellen wollte, und er zog 
aus Bayern ab. Das aber gerade hatte Wallen- 
ſtein gewollt. Statt ihm nachzuziehen, mar⸗ 
ſchierte er nach Nor den, um ſich mit den Truppen 
Pappenheims zu verbinden. Sobald Guſtav 
Adolf dieſe Abſicht des Gegners klar wurde, 
verſuchte er, ſie zu verhindern. Bei Lützen 
kam es zu einer erbitterten Schlacht, in der 
Guſtav Adolf im Nahkampfe fiel. 
Die proteſtantiſche Sache hatte damit den 
einzigen wirklichen Führer verloren. Wallen- 
ſtein aber war nicht nur ein großer Stratege, 
ſondern auch ein weitblickender Staatsmann. 
Er ſah, daß in dieſem Kampfe keine der beiden 
ſich gegenüberſtehenden Gruppen ſiegen könne, 
und er ſuchte deshalb, da ihm jetzt die Gelegen⸗ 
heit dazu günſtig ſchien, einen Verſtän⸗ 
digungsfrie den zu vermitteln. Er be- 
folgte die aus Wien kommenden Befehle, die 
ihm gerade jetzt, wo die Proteſtanten die ein⸗ 
heitliche Führung verloren hatten, ſchärfſtes 
Vorgehen ans Herz legte, nicht und verhandelte 
ſo gar heimlich mit den Schweden. Das mußte 
natürlich beim Kaiſer und noch mehr bei den 
Führern der Liga, mit denen er ſich nie gut 
geſtanden hatte, Mißtrauen erwecken. Wal⸗ 
lenſtein merkte das, ließ ſich aber dadurch 
nicht beirren in ſeinen Plänen, bei denen nicht 
nur der eigene Ehrgeiz, ſondern auch das Be⸗ 
ſtreben, dem Seutſchen Reiche und dem 
deutſchen Volke in dieſen furcht⸗ 
baren Nöten wirkſam zu helfen, 
die treibende Kraft war. Er verpflichtete ſeine 
Anterführer und damit das Heer auf feine Per⸗ 
ſon und war entſchloſſen, wenn man in Wien 
den günſtigen Augenblick verpaßte, Frieden zu 
ſchaffen, auf eigene Fauſt zu handeln und den 
Krieg zu beenden. In Wien wurde die Angſt 


immer größer, und da keiner den Mut fand ihm 
offen entgegenzutreten, wurde der Feldherr 
durch einen feigen Meuchel mord erledigt. 
Von nun ab verließ der Krieg geregelte 
militäriſche Bahnen. Die Schweden, die 
ja eigentlich ihre Miſſion erfüllt hatten, dachten 
nicht daran, Oeutſchland zu verlaſſen, ſondern 
zogen ziemlich planlos zunächſt unter der Füh- 
rung von Bernhard von Weimar im 
Lande hin und her. Die einſt jo berühmt ge- 
weſene Manneszucht im ſchwediſchen Heere 
war nach Guſtav Adolfs Tode mehr und mehr 
gewichen. Da die immer mehr verwildernde 
Sol dateska kein ideales Ziel mehr hatte, das 
es kämpfend zu erreichen galt, ſo wurde Sengen, 
Brennen und Beutemachen allmählich immer 
mehr die Triebfeder ihres Handelns. Nach einer 
Niederlage trennte ſich Bernhard von Weimar 
von ihnen, und der Bund mit den evangeliſchen 
Fürſten, den Guftan Adolf einſt gegründet, 
zerfiel. Sachſen ſchloß 1635 mit dem Kaiſer 
den Prager Frieden, der ihm zwar 
einigen Landgewinn aber keine Sicherung der 
teligiöfen Freiheiten brachte. Brandenburg 
folgte und Mecklenburg und viele Reichsſtädte. 
Bernhard von Weimar, der ſich auf dieſe Weiſe 
völlig vereinſamt ſah, ſuchte wieder fremde 
Hilfe und fand fie bei Frankreich. 
Nichelieu benutzte mit Freuden die Ge 
legenheit, in die deutſchen Kämpfe eingreifen 
zu können. Bernhard von Weimar wurde mit 
reichen Geldmitteln unterſtützt und kämpfte ſo 
im Namen Frankreichs als deutſcher Fürſt um 
eine deutſche Sache gegen den deutſchen Kaiſer. 
Als er nach kurzer Zeit ſtarb, hatte er weiter 
nichts erreicht, als daß nun neben den Schweden 
auch noch franzöſiſche Truppen das arme deutſche 
Volk ausplünderten. Die fremden Truppen 
wurden allmählich zu einer Landplage. Schweden 
und Franzoſen fielen ſchließlich vereint in Bayern 
ein und hauſten dort derart, daß ſich Maximilian 
gezwungen ſah, wenigſtens äußerlich die Ber- 
bindung mit dem Kaiſer und mit der Sache der 
Katholiken zu löſen. Der Krieg artete immer 
mehr in ſyſtematiſchen Raub aus. Niemand 
wußte mehr, worum der Kampf eigentlich ging. 
Kein Heerführer fragte mehr nach dem Be- 
kenntnis ſeiner Truppen. Auf beiden Seiten 
fochten Katholiken und Proteſtanten neben- 
einander. Da es ſchließlich nichts mehr zu rauben 
gab, verflog auf beiden Seiten die Kriegsluſt 
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immer mehr, und aus dieſer Kriegsmübigteit 
wurde nach langen Verhandlungen der weſt⸗ 
fäliſche Frieden geboren. Am 24. Ok⸗ 
tober 1648 iſt er in einer feierlichen Sitzung zu 
Münſter unterzeichnet worden. Die Schweden 
bekamen durch den Friedensvertrag Vorpom⸗ 
mern. Die Franzoſen die Anerkennung ihres 
Eigentumsrechtes auf die Bistümer Metz, 
Toul und Ver dun und die Schutzherrſchaft 
über einen Teil des Elſaß. Einen Sieg hatten 
aber ſchließlich die Proteſtanten dadurch er- 
rungen, daß beide Konfeſſionen, die 
Calviniſten mit eingeſchloſſen, fortab als völlig 
gleichberechtigt gelten ſollten und zwar 
nach dem Beſitzſtand von 1624, der für 
die Proteſtanten außerordentlich günſtig war. 
Die Katholiken hatten im Verhältnis zu den 
ungeheuren Opfern, die von ihrer Seite ge- 
bracht wurden, ſehr wenig erreicht. Am meiſten 
verlor der Kaiſer, auf deſſen Schuldkonto man 
die rieſigen Ausmaße dieſes Glaubenskampfes 
fegen muß. Mit derkaiſerlichen Macht 
war es für immer vorbei. Das war 
die Folge davon, daß die ſtändigen Gedanken 
an die Möglichkeit der ſpaniſchen Erbſchaft ſein 
Handeln als Kaiſer beſtimmt hatten. Die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Fürſten wurde endgültig durch⸗ 
geſetzt und geſetzlich feſtgelegt. Keine wichtigen 
Reichsangelegenheiten konnten ohne ihre Zu⸗ 
ſtimmung geregelt werden. Von ihrer Mit- 
arbeit waren nicht nur die Geſetzgebung, die 
Beſteuerung und alle Heeresangelegenheiten, 
ſondern auch die auswärtige Politik, die Be⸗ 
ſtimmung über Krieg und Frieden abhängig. 
Der Reichstag wurde dadurch zu einer 
Farce, daß eine Einſtimmigkeit aller drei 
Kurien vorhanden ſein mußte, ſollten ſeine Be⸗ 
ſchlüſſe Gültigkeit haben. Das Reich war ein 
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m Kampfe um die Freiheit des religiöſen 
Bekenntniſſes hatte das deutſche Volk 
feine Weltſtelltang und Weltgeltung zum 
Opfer gebracht. Das Reich hatte ſich in 

Einzelſtaatenaufgelöſt,und in ihnenerſtanden nun 
die ſchöpferiſchen Kräfte, die zunächſt den eigenen 
Staat und ſpäter durch die ſo erſtarkten Staaten 
die Nation wieder aufbauten. Von den Einzel⸗ 
ſtaaten waren Öfterreih, Bayern, Sachſen und 
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lofer Staatenbund geworden, den mit Recht 
der berühmte Staatsrechtslehrer Samuel von 
Pufendorf „einen regelloſen und einem Mon⸗ 
ſtrum ähnlichen Körper“ nennen konnte. Auch 
das Gebiet des Reiches hatte ſich wieder ver⸗ 
kleinert. Vor allen Dingen beſaß es jetzt nicht 
mehr eine einzige Mündung eines ſeiner großen 
Ströme und wurde dadurch vom Meere ab- 
geſchnitten. 

„Dazu kam eine beiſpielloſe allge meine 
VBerwüſtung: der Verluſt der Hälfte bis 
Zweidrittel der Bevölkerung, die Verödung 
weiter Landſtriche, die ungeheure Einbuße an 
Volksvermögen, die Vernichtung ganzer Ge⸗ 
werbezweige, eine ſchreckliche ſittliche Verwil⸗ 
derung und überall in Sitte, Tracht, Sprache 
und Bildung die Herrſchaft der überlegenen aus- 
ländiſchen Kultur! Niemals war ein großes 
modernes Volk einem ſo furchtbaren Schickſal 
verfallen.“ Die fleißige Arbeit vongahrhunderten 
war dahin, und in dem ſchwer geprüften Volke 
war die Kraft und alles Hoffen geſchwunden. 
Furchtbare Seuchen, darunter das Auftreten der 
Peſt, ſchwächten die Volkskraft noch mehr. 

Verſchiedentlich iſt die Lage des deutſchen 
Volkes nach dem Weltkriege und der Revolution 
mit der freudloſen Zeit nach dem s0 jährigen 
Kriege verglichen worden. In vielen geht es 
uns ja ähnlich ſo, wenn wir auch glücklicherweiſe 
nicht jo vollkommen nie dergebrochen find, wie 
es damals die deutſche Bevölkerung war. And 
wenn wir aus der Gleichheit der wirtſchaftlichen 
und kulturellen Not einen Troſt nehmen wollen, 
fo ift es die Catſache, daß ſich damals das deutſche 
Volk nach dieſem Niederbruch überraſchendſchnell 
wieder erholt hat. Zwar nicht als Geſamtnation, 
aber doch in einzelnen raſch aufs neue wieder 
zur Blüte gelangenden Teilen des Reiches. 


GsS U FS E 


Brandenburg die größten. Bayern und Sachſen 
lagen mitten im Reich und kamen ſo nicht dazu, 
deutſche Geſamt⸗Intereſſen dem Auslande gegen- 
über vertreten zu müſſen. Spätere Führer der 
Nation aber konnten nur ſolche Staaten werden, 
die ihre Lage zur Betonung des nationalen 
Standpunktes zwang. So iſt das Wiederer⸗ 
ſtarken des deutſchen Volkes mit der Kräftigung 
von Brandenburg und Sſterreich 


aufs engſte verbunden geweſen. And zwiſchen 
dieſen beiden Fürſtenhäuſern mußte natur⸗ 
gemäß im Laufe der Zeit ein Kampf um 
die Vorherrſchaft entbrennen. Die 
deutſche Geſchichte der nächſten Jahrhunderte 
wird durch die Rivalität dieſer beiden Staaten 
beſtimmt. Wenn dieſer Wettſtreit auch dem 
deutſchen Volke oft die zur wirkſamen Ver⸗ 
tretung feiner Intereſſen nach außen hin nötige 
Kraft nahm, ſo brachte doch andererſeits dieſer 
ſtändige Konkurrenzkampf auf beiden Seiten 
höchſte Kräfte zur Auslöſung. 

Von allen deutſchen Staaten hat ſich Bra n⸗ 
denburg nach dem Sljährigen Kriege am 
ſchnellſten erholt. Die Hohenzollern hatten aus 
der Mark Brandenburg, nachdem der erbitterte 
Widerſtand des alteingeſeſſenen Adels und des 
trotzigen Bürgertums der Städte gebrochen war, 
ein kleines aber außerordentlich feſtes Staats⸗ 
weſen geſchaffen. Allerdings war der Fürſt, 
der zurzeit des 50 jährigen Krieges den Kurhut 
trug, Georg Wilhelm, den ſchwierigen Verhält⸗ 
niſſen der langen Kriegsjahre durchaus nicht 
gewachſen. Da er ſich nie zu einem feſten Ent- 
ſchluß aufraffen konnte, und immer, obwohl er 
ein guter Proteſtant war, zwiſchen den beiden 
Parteien hin und her ſchwankte, ſo wurde ſein 
Land vom Kriege mit am furchtbarſten heim⸗ 
geſucht. Als ſein Sohn Friedrich Wil- 
helm 1640 die Regierung antrat, war ſein 
Erbe ein bettelarmes verwüſtetes Land. Das 
erſte Streben des jugendlichen Fürſten war, 
ſeinem Lande unter jeder Bedingung Frieden 
zu ſchaffen. Es gelang ihm auch in kurzer Zeit, 
die Schweden zu einem Waffenſtillſtand zu 
bewegen. In der Verwaltung des Landes 
wurde nun die äußerſte Sparſamkeit ange⸗ 
wendet, das Heer wurde ſtark vermindert und 
die Hofhaltung ſoweit eingeſchränkt, als es 
überhaupt möglich war. Wie leer des Kurfürſten 
Kaſſen waren, kann man daraus erſehen, daß 
er ſich mehrfach 15 Taler von der Stadt 
Berlin borgen mußte, um überhaupt leben 
zu können. Soweit ſein Einfluß reichte, arbeitete 
er auf den Frieden in ganz Oeutſchland hin. 
Aber der ſo ſehr erſehnte weſtfäliſche Friede 
brachte ihm eine große Enttäuſchung. Mit 
Mühe und Not ſetzte er gegen Sachſens Wider⸗ 
spruch die Gleichberechtigung der reformierten 
Lehre, zu der er ſich bekannte, durch. Aber das 
jo wertvolle Pommern konnte er feinem Lande 


nicht erhalten. Es kam zu Schweden. Die ihm 
als Erſatz zugeſprochenen Bistümer Magdeburg, 
Halberftadt und Minden rundeten zwar feinen 
Landbeſitz vorteilhaft ab, konnten ihn aber über 
den Verluſt Pommerns nicht tröſten. Mit 
klugem Weitblick ſicherte er ſich dafür die Be⸗ 
lehnung mit Preußen durch den pol- 
niſchen König. In intenſiver Kleinarbeit gelang 
es ihm ſein verwüſtetes Land wie der aufzubauen. 
Er ſorgte dafür, daß der Landwirt ſeine zer⸗ 
ſtörten Felder wieder regelmäßig bebaute, er 
förderte Handel und Induſtrie in großzügiger 
Weiſe, vor allen Dingen durch die Beſeitigung 
der hinderlichen See-Zölle, er ſchuf ein über- 
ſichtliches Berwaltungsſyſtem und für dieſes 
einen tüchtigen gerechten und unbeſtechlichen 
Beamtenſtand. Ein kleines aber hervorragend 
gut ausgebildetes ſtehendes Heer ſollte dieſer 
Friedensarbeit den nötigen Schutz gewähren. 
Viel verwendete er bei dieſer organiſatoriſchen 
Tätigkeit Kenntniſſe, die er ſich während eines 
vierjährigen Aufenthaltes in dem hochentwickelten 
Staatsweſen der Niederlande erworben hatte. 
Aus den Niederlanden holte er ſich auch die 
geiſtvolle und fromme Oranierin Luiſe Hen⸗ 
tiette als Gattin. 

Lange ſollte ſich Friedrich Wilhelm dieſer 
Verwaltungstätigkeit nicht widmen können. In 
Schweden hatte Guſtav Adolfs Tochter Chriſtine, 
eine unklare ro mantiſche Natur, die Krone nieder- 
gelegt, und der abenteuerluſtige Karl Gu ſt av 
von Pfalz-Zweibrüden wurde ſchwediſcher Kö⸗ 
nig. Er wollte in den Bahnen Guſtav Adolfs 
wandelnd, Schweden zu einer nordiſchen Groß- 
macht erheben und griff den Staat, der das 
nicht dulden durfte, Polen, an. Brandenburg 
ſtand nun ohne Bundesgenoſſen mit ſeinem 
kleinen gegen ſolche Gegner ohnmächtigen 
Heere zwiſchen zwei Feuern. Mit vieler Mühe 
gelang es Friedrich Wilhelm, ein Bündnis mit 
den Niederlanden zu erreichen, die ja ein In⸗ 
tereſſe daran hatten, daß die Schweden in der 
Oſtſee nicht zu mächtig wurden. Schließlich aber 
ſchlug er ſich auf die Seite Polens, dem auch 
der Kaiſer zu Hilfe gekommen war. Der Dank 
dafür war die Loslöſung Preußens von Polen 
durch den Frieden von Oliva. Preußen 
war nun ein ſelbſtändiger Staat 
und Friedrich Wilhelm ſein Herzog. Zwölf 
Jahre lang konnte ſich der Fürſt nun mit aller 
Energie dem Ausbau der Verwaltung ſeiner 
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Länder widmen. Mit ſtarker Hand beſeitigte 
er jede Art von Nebenregierung und führte die 
Sentralifation der Verwaltung rücſichtslos 
durch. Aberall fand er dabei erbitterten Wider⸗ 
ſtand. Beim Adel, deſſen Selbſtherrlichkeit feit 
langem nicht mehr angetaſtet worden war, bei 
den Städten, die trotzig auf ihren nicht mehr 
zeitgemäßen Rechten beharrten, und bei der 
lutheriſchen Geiſtlichkeit, die dem reformierten 
Fürſten nur mit Mißtrauen begegnete. In den 
rheiniſchen Beſitzungen wie in Preußen war es 
notwendig, an der Spitze eines Heeres die Rechte 
der Krone durchzusetzen. Erſt drei Fahre, nach⸗ 
dem er Herzog von Preußen geworden war, 
haben ihm die preußiſchen Stände gehuldigt. 
Beſondere Sorgfalt widmete Friedrich Wilhelm 
der Ausbildung feines Heeres. Auch hier er- 
ſtrebte er eine ſtraffe Zentraliſation. Bisher 
waren die Oberſten, die ſelbſt die Mannſchaften 
für ihre Regimenter anwerben ließen, in der 
Ausbildung und im ſonſtigen inneren Oienſt 
der Truppe ziemlich ſelbſtändig geweſen. Ein⸗ 
zelne von ihnen ſperrten ſich daher, als der 
Kurfürſt für alle Regimenter gleichlautende Vor⸗ 
ſchriften herausgab und ſich durch Beſichtigungen 
davon überzeugen wollte, ob ſie auch überall in 
der richtigen Weiſe durchgeführt würden. Dieſe 
Männer der alten Schule mußten ſchnell ver⸗ 
ſchwinden. Mit Hilfe zweier Generäle von 
großem Organiſationstalent, dem Reiterführer 
Derfflinger und demArtilleriſten Sparr, 
ſchuf er ſich ein völlig einheitliches Heer, das 
gewohnt war, auf den Wink des Führers in 
deſſem Sinne zu handeln. Auch eine Flotte 
von 30 Schiffen wurde gebaut, die in 
gleicher Weiſe trefflich organiſiert war und ſich 
in Seegefechten mit den Schweden und den 
Spaniern aufs beſte bewährte. Mit Hilfe dieſer 
Flotte konnte ſpäter auch der weitblickende Fürſt 
den Plan, eine Aberſee-Kolonie zu begründen, 
zur Tat werden laſſen. 

Kurfürſt Friedrich Wilhelm, dem die Nach- 
welt mit Recht den Namen der „Große 
Kurf ür ſt“ gegeben hat, hätte ſicherlich am 
liebſten unter den Segnungen eines ſtändigen 
Friedens ſein Land verwaltet. Aber zur Feſti⸗ 
gung und zur Mehrung des ſeiner Leitung an⸗ 
vertrauten Beſitzes mußte er immer wieder zu 
den Waffen greifen. In Frankreich war 1655 
Ludwig XIV. mündig geworden und nahm 
die Zügel der Regierung von großem Taten⸗ 


60 


drang erfüllt ſelbſt in die Hand. Ein maßloſer 
Ehrgeiz war die Triebfeder aller feiner Hand- 
lungen. Sie kluge Leitung der Verwaltungs- 
geſchäfte durch Mazarin und Richelieu hatten 
Frankreich reich und mächtig gemacht. Das ſehr 
ſtarke franzöſiſche Heer galt für die damaligen 
Zeiten als muſtergültig. Die franzöſiſche Kul⸗ 
tur breitete ſich immer mehr über Europa aus. 
Die franzöſiſche Sprache wurde faſt durchweg 
zur Sprache der Diplomaten und der Fürſten⸗ 
höfe, und franzöſiſche Sitten drangen tief in die 
oberen Schichten des deutſchen Bürgertums ein. 
Die dominierende Stellung der franzöſiſchen 
Literatur wurde in der ganzen Kulturwelt an- 
erkannt, und fie war den National-Literaturen 
der einzelnen Völker ein unerreichbares Vorbild. 
Da von Holland und auch von England feind- 
ſelige Akte im Augenblick nicht zu erwarten waren, 
das Seutſche Reich aber jo ſchwach geworden 
war, daß es ernſtlichen Angriffen keinen erfolg⸗ 
reichen Widerſtand mehr entgegenſetzen konnte, 
ſo beſchloß Ludwig XIV. an der deutſchen 
Grenze, wo franzöſiſche und deutſche Teile 
bunt durcheinander lagen, durch Einverleibung 
deutſchen Gebietes ſeinen Beſitz abzurunden. 
Die Kriege verdienen den Namen, den man 
ihnen gegeben hat; denn es waren weiter nichts 
als „Kaubkriege“. Sie gingen zunächſt 
deswegen fo glatt von ſtatten, weil wieder ein- 
mal deutſche Fürſten auch bei dieſem Raubzuge 
ſich auf Seiten des Reichsfeindes befanden. 
Im Rheinbund hatten ſich die Fürſten zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, die bei der letzten Kaiſer⸗ 
wahl für den franzöſiſchen König eingetreten 
waren. gebt unterſtützten fie, nachdem ihr 
Kandidat nicht durchgekommen war, und der 
hochgebildete aber durchaus unkriegeriſche Leo⸗ 
pold I. in Wien die Kaiſerkrone trug, die räu⸗ 
beriſchen Beſtrebungen Ludwigs XIV. Branden- 
burg mußte ſich zunächſt paſſiv verhalten. Als 
aber der „Sonnenkönig“ anfang der 70er Jahre 
auch gegen Holland beuteluſtig vorging, da 
ſtellte ſich Kurfürſt Friedrich Wilhelm ſofort 
auf Seite der Holländer und wußte es durch⸗ 
zuſetzen, daß ſich endlich auch der Kaiſer dazu 
entſchloß, dem räuberiſchen Frankreich den Krieg 
zu erklären. Während Kurfürſt Friedrich Wil⸗ 
helm nun am Rheine gegen die Franzoſen focht, 
war der Schwedenkönig, die günſtige 
Gelegenheit benutzend, in Brandenburg 
eingefallen. In Eilmärſchen zog der 


Kurfürſt nach ſeinem Stammlande zurück. Die 
Schweden wurden bei Rathenow völlig über- 
raſcht und bei Fehrbellin entſcheidend 
geſchlagen. Wit einer kleinen Streitkraft von 
nur 8000 Reitern und ein wenig Artillerie 
hatte der große Kurfürſt die weltberühmte 
ſchwediſche Armee beim erſten Zuſammenſtoß 
bezwungen. Erfolg reihte ſich an Erfolg. Bald 
waren Aſedom und Wollin beſetzt, war die 
Feſtung Wolgaſt, waren Stettin, Stralſund 
und Greifswald in feiner Hand, Die Schweden 
ſuchten ſich an einem anderen Landesteile der 
weitverzweigten brandenburgiſchen Herrſchaft 
ſchadlos zu halten und marſchierten nach Oſt⸗ 
preußen. Wieder in Eil märſchen wandte 
ſich der Kurfürſt zur Rettung des bedrohten 
Landes nordöſtlich, aber die Schweden zogen 
es vor, bei ſeinem Herannahen jih zurückzu⸗ 
ziehen. Bis zwei Tage-Märſche vor Riga hat 
er ſie noch verfolgt. Die außerordentlichen 
kriegeriſchen Erfolge des jungen Staates er⸗ 
regten in der ganzen Welt Aufſehen und bei 
gerechter Beurteilung Bewunderung. In 
Frankreich wich das Erſtaunen bald einer 
ſtarken Beſorgnis. Man durfte dieſen 
kleinen aber ſo feſt gefügten Staat nicht allzu 
mächtig werden laſſen, und darum ſetzte es 
Frankreich im Frieden von St. Germain durch, 
daß Brandenburg alle Eroberungen, die es in 
den Kämpfen mit den Schweden gemacht hatte, 
wie der herausgeben mußte. Der Kaiſer und die 
übrigen deutſchen Fürſten hatten bei den Ver⸗ 
handlungen zu dieſem Frieden den Branden 
burger völlig im Stiche gelaſſen. Der Kaiſer 
war nicht weitblickend genug, um einzuſehen, wie 
ſchwer er das Reich ſchädigte, als er nicht darauf 
drang, daß deutſches Land — und das war doch 
Vorpommern — das von einem deutſchen 
Fürſten erobert worden war, wieder in das 
Reichsgebiet aufgenommen wurde. Er bedachte 
auch nicht, daß er damit Friedrich Wilhelm in die 
Oppoſition gegen die kaiſerliche Politik drängte. 
Nichts war natürlicher, als daß der Enttäuſchte 
verbittert eine Annäherung an Frankreich ſuchte, 
das ihm, natürlich froh des neuen deutſchen 
Haders, gern die Geldmittel gab, die er zur 
beſſeren Ausrüſtung ſeines Heeres brauchte. 
Ludwig XIV. ſetzte auch nach dem Frieden in 
anderer Weife feine Räubereien fort. Es wurden 
Reunionstammern gebildet, die die 
Aufgabe hatten, feſtzuſtellen, was früher einmal 


in irgend einer Zeit zu den Gebieten gehört 
hatte, die Frankreich im weſtfäliſchen Frieden 
zugeſprochen worden waren. Natürlich fanden 
ſich eine ganze Reihe von Landesteilen, die 
irgend einmal zu den Bistümern Metz, Soul 
und Verdun gehört hatten. Wurde dies feſt⸗ 
geſtellt, ſo wurden ſie einfach annektiert. Vor⸗ 
wand zu einem neuen offenen Naubzuge bot 
ihm der Thronfolgeſtreit in der Pfalz. Sein 
Bruder hatte eine pfälziſche Prinzeſſin zur Frau, 
und für dieſen beanſpruchte er kurzerhand das 
pfälziſche Erbe. Um es ſchnell in die Hand zu 
bekommen, warf er große Soldatenmaſſen in 
das blühende Land, das nach kurzer Zeit faſt 
völlig verwüftet war. Melac und Turenne 
zügelten die niederen Leidenſchaften ihrer Trup⸗ 
pen nicht im geringſten. So wurde das ſchöne 
Heidelberger Schloß zur Ruine. Mainz, Oppen- 
heim und Worms wurden ſchwer gebrandſchatzt. 
Nicht einmal vor den Totengrüf⸗ 
ten machte man Halt. Im Dom zu 
Speyer erbrachen pietätloſe franzöſiſche Söldner 
die Särge der deutſchen Kaiſer und verſtreuten 
ihre Gebeine. Erſt nach dieſen Furchtbarkeiten 
rafften ſich die deutſchen Fürſten endlich auf und 
ſchloſſen die Wiener Allianz, zu der ſich 
ſchließlich auch der Brandenburger Kurfürſt, 
nachdem er ſeine franzöſiſchen Beziehungen aus 
verſchiedenen Gründen gelöſt hatte, bekannte. 
Der Anſchluß an den Kaiſer, den Friedrich 
Wilhelm damit vollzog, verlangte von ihm den 
Verzicht auf die ſchleſiſchen Wünſche, die ſpäter 
einmal eine jo große Rolle ſpielen ſollten. Im 
Intereſſe der deutſchen Sache aber wurde das 
Opfer gebracht. Auch zur Hilfe gegen die 
Türken hatte ſich der Kurfürſt verpflichtet. 
Brandenburgiſche Truppen haben die Feſtung 
Ofen mit geſtürmt und Ungarn dem Haufe 
Habsburg wieder zurückerobert. Der Siegeszug 
des Prinzen Eugen von Savoyen machte 
der Türkennot für alle Zeit mit Hilfe aller Teile 
des Reiches ein Ende. Im Frieden von Karlo witz 
hat die Türkei auf Ungarn und Siebenbürgen 
förmlich verzichtet. Die Wiener Allianz hatte 
zwar in den folgenden Kämpfen einige Erfolge 
zu verzeichnen. Beim Friedensſchluſſe von 
Ryswijt aber zeigte Frankreich feine unge- 
ſchwächte Macht. Es ſetzte es durch, daß 
es für die Derwüftungen in der Pfalz keine 
Entſchädigungen zu zahlen brauchte und 
daß Straßburg und die Teile, die auf 
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Grund von Gutachten der Neunionstammern 
annektiert worden waren, bei Frankreich blieben. 

Bei einer anderen Gelegenheit ſetzte ſich 
der große Kurfürſt nochmals in ſcharfen Gegenſatz 
zu Frankreich. Ludwig XIV. erſtrebte zur grö⸗ 
ßeren Einheitlichkeit des Staatsweſens eine 
Einheitskirche. Im Edikt von Nantes 
nahm er deshalb den Proteſtanten in Frankreich 
alle religiöfen und bürgerlichen Freiheiten. 
Kurfürſt Friedrich Wilhelm empörte das, und 
er antwortete ſchon drei Wochen ſpäter mit dem 
Potsdamer Edikt, durch das er die Glaubens- 
genoſſen in Frankreich einlud, in ſeine 
Lande zu kommen. Mehr als 15000 
Franzoſen ſind damals dieſer Einladung ge- 
folgt und haben ſich ſtets als treue und dankbare 
Untertanen erwiefen. Sie brachten dem auf- 
ſtrebenden Staate manche Vorteile durch neue 
Induſtrien, deren techniſche Kenntniſſe ſie be⸗ 
herrſchten, und durch die Einführung der Fabrik⸗ 
arbeit, die eine vorteilhafte Arbeitsteilung in 
einer Werkſtatt ermöglichte. Auch für die Ent⸗ 
wicklung der wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen find 
ſie von großem Nutzen geweſen. Berlin 
erlebte durch dieſen Zuwachs, der Handel und 
Wandel außerordentlich hob, einen großen Auf⸗ 
ſchwung. Es war noch nicht lange her, daß die 
Stadt 6000 Einwohner gezählt hatte, jetzt 
wurden es bald 20 000. Vor allen Dingen aber 
gewann die Bedeutung Berlins durch eine 
Schöpfung des Großen Kurfürſten: den El be⸗ 
Oder -Kanal. Berlin kam dadurch in den 
Mittelpunkt eines großen Netzes von Handels- 
ſtraßen. 

Als man von den Abſichten Ludwigs XIV. 
hörte, noch einen dritten Raubkrieg zu beginnen, 
bemühte ſich Kurfürſt Friedrich Wilhelm mit 
viel Eifer und Geſchick, alle Gegner zu 
einen, um das Übergewicht Frankreichs in 
Euro pa zu brechen. Ein großzügiger Plan gegen 
Frankreich wurde entworfen. Zu feiner Aus⸗ 
führung aber konnte der Große Kurfürſt nicht 
mehr beitragen, da er noch vor Beginn dieſes 
Krieges am 9. Mai 1688 aus dem Leben ſchied. 
Friedrich Wilhelm hat gewiß ſtets konſequent 
brandenburgifche Politik betrieben. Aber es 
war ihm immer am liebſten, wenn er damit 
die Vertretung der Geſamtintereſſen 
der Nation verbinden konnte. Das Wort: 
„Ge denke, daß du ein Oeutſcher bift!“ ſtammt 
von ihm. Das Gebiet ſeines Staates hat er 
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während feiner Regierung vervierfacht. In 
das arme Land war Wohlſtand eingezogen. Die 
durch ihn geſtützte und geförderte Induſtrie 
warf gute Gewinne ab. Das Heer galt als 
muſtergültig in ganz Europa. Ein einziger 
Mann von außerordentlichen Fähigkeiten grün⸗ 
dete ſo in raſtloſer Arbeit die Fundamente 
Preußens und damit auch die des neuen Reiches. 
In die beiden erſten Jahrzehnte des 18. 
Jahrhunderts fallen zwei große Kriege, in die 
faſt alle Staaten Europas verwickelt wurden. 
Mit dem Grund zum Ausbruch dieſer Kriege 
hatte Seutſchland nichts zu tun. Aber im Ver⸗ 
laufe der Kämpfe wurden doch feine Intereſſen 
oft ſtark bedroht. König Karl II. von Spanien 
war ohne Leibeserben geſtorben und der ſpa⸗ 
niſche Thron dadurch frei geworden. Karl II. 
ſelbſt hatte Philipp, einen Enkel Ludwigs XIV., 
als ſeinen Erben benannt. Das Haus Habsburg 
aber dachte natürlich nicht daran, das reiche 
Erbe, auf das es ſchon faſt 100 Jahre wartete, 
leichten Kaufs frei zu geben. And die alten 
Anſprüche, die das Haus des Kaiſers hatte, 
wurden von England und Holland, denen beiden 
an einer Schwächung Frankreichs lag, unter- 
ſtützt. Wieder erleben wir auch hier das traurige 
Beiſpiel, daß in dem Erbſchaftskampfe, der 
zwiſchen dem Kaiſer und dem König von Frank- 
reich ausbricht, deutſche Fürſten auf die Seite 
der Franzoſen treten. Der Kurfürſt von Bayern 
und ſein Bruder, der Erzbiſchof von Köln, traten 
offen auf franzöſiſche Seite. Aber diesmal ſollte 
das alte Waffenglück den Franzoſen nicht treu 
bleiben. Sie wurden von Prinz Eugen und 
Marlborough geſchlagen. Und auch im weiteren 
Verlaufe des Krieges gelang es ihnen nicht, dieſe 
Scharte auszuwetzen. Frankreich war durch die 
vielen Kriege, die es unter Ludwig XIV. ge- 
führt und durch deſſen maßloſe Verſchwendungs⸗ 
ſucht am Ende feiner Kräfte. Vor der Der- 
nichtung rettete es nur der Thronwechſel in Wien, 
der in Karl VI. einem durchaus unfähigen, der 
Lage in keiner Weiſe gewachſenen Herrſcher die 
Zügel der Regierung in die Hand gab. Da auch 
England und Solland meinten, Frankreich ſei 
nun genug geſchwächt und ein mächtiges Habs- 
burger Reich für fie auch nicht von Nutzen, jo 
kam es zum Frieden von Utrecht, in 
dem Frankreich durch die Auslieferung der 
pfälziſchen Stadt Landau ſogar noch Zuwachs 
erhielt. Sſterreich wurde durch großen Land- 
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gewinn in Stalien und in den welſchen Nieder- 
landen für feine ſpaniſchen Anſprüche ent- 
ſchädigt und wuchs durch dieſe Einverleibung 
großer fremoſprachiger Landesteile aus Oeutſch⸗ 
land heraus. 

Von größerer Bedeutung für Seutſchland 
war der Nordiſche Krieg, der zwiſchen 
Schweden auf der einen und Dänemark, Polen 
und Rußland auf der anderen Seite aus- 
gebrochen war, Es handelte ſich um die Vor⸗ 
herrſchaft über die Küſtenländer der Oſtſee. 
Auf den Ausgang dieſes Kampfes der doch für 
das Oeutſche Reich nicht unwichtig war, hat der 
Kaiſer in keiner Weiſe einzuwirken verſucht. 
Sein Intereſſe nahm allein die Erledigung des 
ſpaniſchen Erbfolgeſtreites in Anſpruch, und er 
ſetzte alle die Kräfte des Reiches, über die er 
verfügen konnte, für dieſe Sache ein. Auch 
in dieſem Kriege war Oeutſchland zum Zeil der 
Kriegsſchauplatz. Wie die Franzoſen im ſpa⸗ 
niſchen Erbfolgekriege in Oberdeutſchland ge⸗ 
kämpft hatten, ſo fochten jetzt die Schweden 
mitten in Seutſchland, in Sachſen, deſſen Kur⸗ 
fürft Auguſt der Starke als polniſcher König in 
dieſem Kriege ihr Gegner war. Auch als Karl XII. 
Stern erloſchen war, geſchah von Seiten des 
Reiches nichts, um die von Deutfchen koloniſierten 
Länder des Baltikums dem Reiche wieder ein⸗ 
zufügen. Ohne einen Finger zu rühren, ohne 
ein Wort des Proteſtes überließ man dieſe 
fruchtbaren Länder dem Zaren. 

War ſo die durchaus nicht nationale Politik 
der Reichsleitung in keiner Weiſe geeignet, das 
Nationalgefühl zu erwecken und zu fteigern, jo 
erwachte dafür um ſo mehr der Nationalſtolz 
über die Waffenerfolge der deutſchen Feld⸗ 
herren. Die kriegeriſchen Großtaten des Bran- 
denburger Kurfürſten gaben nicht nur ſeinen 
Landeskindern, ſondern allen Oeutſchen er⸗ 
höhtes Selbſtbewußtſein. „Wohl war die Po⸗ 
litik, wie die Kriegsführung des „Reiches“ Häg- 
lich genug. Aber wie verſchwand die Mifere 
der Reichsarmeen vor dem überlegenen Ein- 
druck deſſen, was gleichzeitig Eugen, Marl- 
borough, Markgraf Ludwig ebenfalls mit 
deutſchen Sruppen ausführten! Solche 
Taten ſind nie vergeblich, auch wenn ihnen der 
nächſte Lohn entwunden wird. VBerſchwand 
nun doch der lange eingebildete Zauber fran⸗ 
zöſiſcher Anbeſiegbarkeit; ward doch der Be⸗ 
wunderung und Anbetung des franzöſiſchen 


Weſens endlich ein Ziel geſetzt! Denn in dieſem 
Kriege erwachte zuerſt wieder mit neuer Stärke 
der geſunde nationale Gegenſatz gegen das 
Franzoſentum; unter dem doppelten Eindruck 
der Greuel von 1689 und 1695 und der Siege, 
die folgten, gewann das deutſche Weſen wieder 
eine Haltung und ein Gefühl des eigenen Wertes, 
das unmittelbar nach dem weſtfäliſchen Frieden 
dem von allen Seiten einſtür menden Eindruck 
franzöfiſcher Überlegenheit und franzöſiſcher 
Vorbilder zu erliegen drohte.“ (Ludwig Häuſſer, 
Deutſche Geſchichte vom Tode Friedrich des 
Großen bis zur Gründung des deutſchen 
Bundes I, S. 10f.) 

In Brandenburg ⸗Preußen hatte des großen 
Kurfürſten Sohn Friedrich das Werk ſeines 
Vaters weiter geführt. Er ſorgte dafür, daß 
Verwaltung und Heer auf der ausgezeichneten 
Höhe blieben. Aber er fügte zum Guten „den 
Glanz und den Schimmer“. Nicht ohne daß er 
verſchiedene Demütigungen hatte hinnehmen 
müffen, erwarb er durch Vertrag vom Kaiſer 
das Recht, feine Länder ein Königreich und ſich 
ſelbſt König nennen zu können. Auf Wunſch 
des Kaiſers wurde der Titel an Preußen, das 
alte polniſche Lehen, gebunden. König Friedrich 
gab damit feinen Untertanen einen einheitlichen 
Staatsbegriff, aus dem ſich erfahrungsgemäß 
bald ein einheitliches Staatsgefühl entwickelt. 
Und vom Staatsgefühl zum Nationalgefühl ift 
der Weg nicht mehr allzuweit. Als Freund der 
Wiſſenſchaften ſchuf er ihnen mit reichen Mitteln 
ſichere Pflegeſtätten. Er hatte 1694 die Uni- 
verſität Halle gegründet und dorthin als 
Lehrer Tho maſius gerufen, der es ſeiner⸗ 
zeit in Leipzig als erſter gewagt hatte, in 
deutſcher Sprache feine Lehren vorzu- 
tragen. Dur ihn erhielt Leibniz die Mittel, 
ſeinen Lieblingswunſch, die Gründung einer 
Akademie der Wiſſenſchaften zur 
Erforſchung und Pflege deutſcher Sprache und 
Geſchichte, auszuführen. Das Oeutſchtum be- 
kam durch dieſe beiden Gründungen eine ſtarke 
Stütze im Kampfe gegen die auf wiſſenſchaft⸗ 
lichem Gebiete dominierende Ausländerei. Auch 
ſchmückte er Berlin mit prächtigen Bauten und 
machte ſie zu einer Königsreſidenz. 

Ein geſchicktes Eingreifen in den Nordiſchen 
Krieg, um die alten Anſprüche feines Hauſes 
auf Vorpommern durchzuſetzen, hat er verpaßt. 
Sein Sohn Friedrich Wilhelm L. holte 
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das im erſten Fahre feiner Regierung nach. Als 
er 1713 merkte, daß die Ruſſen ein Auge auf 
Pommern geworfen hatten und dort einrücken 
wollten, da ſicherte er mit ſeinem Heere die 
Odermündung vor den Annektierungsabſichten 
des Zaren. Dieſes Eingreifen in den Nordiſchen 
Krieg brachte Preußen guten Lohn. Im Stock⸗ 
hol mer Frieden kam Stettin und der öſtliche 
Teil von Pommern zwiſchen Oder und Peene 
zu Preußen. Rügen und der weſtliche Teil 
blieben allerdings noch in ſchwediſchem Beſitz. 
Auch Hannover hatte übrigens durch ſein 
Eingreifen in dieſen Krieg deutſches Land wieder 
zum Reiche gebracht: Bremen und Verden. 
Die Mündungen von Weſer und Ems waren 


ſo mit der Odermündung wieder in deutſchen 


Händen. And der deutſche Handel durfte wieder 
auf eine beſſere Zukunft hoffen. 

Die fremden Länder, die Sſterreich durch 
den Utrechter Frieden erworben, lenkten das 
Intereſſe des Kaiſers und damit auch das der 
Reichsregierung immer mehr von Oeutſchland 
ab. Oſterreich vergaß ſeine wichtigſte Auf- 
gabe, dem Lauf der Donau folgend deutſche 
Kultur nach dem Oſten zu bringen, völlig und 
verhinderte dadurch eine raſche Löſung der 
ſpäter jo verhängnisvoll werdenden orientaliſchen 
Frage, die damals gar nicht ſo ſchwer geweſen 
wäre. Sſterreich mußte ſich, ehe Rußland zu 
mächtig wurde, in den Beſitz Konſtantinopels 
ſetzen. Prinz Eugen, der nicht nur Feldherr, 
ſondern auch Staatsmann war, hat immer zu 
einer derartigen Politik geraten. Sein Tod 
erledigte alle Pläne dieſer Art, und im Frieden 
von Belgrad gab Sſterreich, eigentlich ohne 
zwingenden Grund, wichtige Stützpunkte im 
fernen Oſten auf, die es dem tapferen Schwerte 
des Prinzen Eugen dankte. Kaiſer Karl VI. 
hatte eben für alle dieſe Fragen kein Intereſſe. 

Im Gegenſatz zu Sſterreich erſtarkte 
Preußen national immer mehr. Das 
preußiſche Fntereſſe beſtimmte allein die 
Regierungsbandlungen. Friedrich Wilhelm I. 
hat das Hauptgewicht ſeiner Betätigung auf 
die Verbeſſerung der Verwaltung gelegt. Es 
gelang ihm, die Verwaltungen der verſchie denen 
Länder in ein einheitliches Syſtem zu bringen 
und den von dem Großen Kurfürſten gegründeten 
Beamtenſtand ſo zu erziehen, daß er in der 
ganzen Welt vorbildlich geworden iſt. Eine kluge 
Finanzpolitik hielt die Kaſſen für künftige Kriege 
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gefüllt. Ohne des Vaters emſige Vorſorge in 
dieſer Beziehung wäre es dem großen Sohne 
wohl nicht möglich geweſen, ſo viel Kriege ohne 
finanziellen Zuſammenbruch durchzuführen. 
Seine beſondere Liebe galt der Ausbildung des 
Heeres. Sorgfältig wurde auf die Auswahl 
des Menſchenmaterials geachtet. Alle Neue- 
rungen der Bewaffnung, die in anderen Ländern 
aufkamen, wurden nachgeprüft und, wenn ſie 
ſich bewährten, eingeführt. Einige bahnbrechende 
Neuerungen, wie der eiſerne Ladeſtock und der 
Gleichſchritt ſind Erfindungen ſeiner Armee. 
Viel deutſche Fürſten waren im Laufe der 
Zeiten auf ausländiſche Throne gekommen. So 
ſaßen ſeit 1460 die Oldenburger auf dem dä— 
niſchen Thron. Seit 1654 herrſchten in Schweden 
die Wittelsbacher, ſeit 1697 in Polen die Wet- 
tiner. Habsburg regierte in Ungarn, in Mailand, 
Neapel und Sardinien, und 1714 erbten die 
Welfen die engliſche Königskrone. Dem Deutjch- 
tum aber nützte das nichts. Dieſe Fürſten 
dachten gar nicht daran, irgend etwas zum Wohle 
von Seutſchland zu tun. Im Gegenteil, man 
behandelte Deutjchland kühler und liebloſer als 
dies durch nicht deutſche Fürſten geſchah. 
Karls VI. allgemeine Intereſſeloſigkeit 
hörte in einem Punkte auf. Das war die Re- 
gelung der Erbfolge nach feinem Tode. Er hatte 
keinen Sohn, und die in ſeinem Hauſe allgemein 
geltende ſaliſche Erbfolge ſchloß ſeine Tochter 
Maria Thereſia von der Thronfolge aus. In 
der pragmatiſchen Sanktion war die 
ſaliſche Erbfolgeordnung aufgehoben worden und 
die künftige Herrſchaft über die öſterreichiſchen 
Länder Maria Therefia zugeſprochen. Dieſes 
Hausgeſetz aber konnte natürlich nach ſeinem 
To de die Erbfolge ſeiner Tochter in keiner Weiſe 
ſichern, wenn es nicht Reichsgeſetz geworden und 
von den maßgebenden ausländiſchen Staaten 
ausdrücklich anerkannt worden war. Um dieje 
Anerkennung zu erreichen, kam es Karl VI. 
auch auf große Opfer nicht an; beſonders wenn 
fie auf Koſten des Oeutſchen Reiches gebracht 
wurden. Englan dopferte er eine in Oſtende 
gegründete oſtindiſche Handelsgeſellſchaft, die 
dem deutſchen Handel ungeheuren Nutzen hätte 
bringen können, in der aber die Engländer eine 
unbequeme Konkurrenz ſahen. Die Zuſicherung 
Frankreichs erkaufte er durch Hingabe des 
deutſchen Herzogtums Lothrin- 
gen. Auch die Aufgaben im Orient ließ er 


unerledigt, um ſich nicht vielleicht dadurch Feinde 
der pragmatiſchen Sanktion zu ſchaffen. Trotz⸗ 
dem erlangte der unfähige Herrſcher keine 
Sicherung feines Lieblingswunſches. „Faſt 
aller nach 1700 gemachten Erwerbungen be- 
raubt, mit der Schuld am Verluste Lothringens 
belaftet, im Innern immer noch loſe gefügt, 
trotz aller Verträge ohne jeden ſicheren Bundes- 
genoſſen und mit Preußen verfeindet, ſah 
Oſterreich dem nahen Ausgange des Mannes- 
ſtammes der Habsburger entgegen.“ 
Deutſchland war zerſpalten und in feinen 
Teilen uneinig. So hatte es als Geſamtheit 
jeden politiſchen Einfluß verloren, und die 
Schachergeſchäfte Karls VI. hatten den Staat 
um das letzte Anſehen gebracht. Aber auch 
wirtſchaftlich war Seutſchland vom Aus- 
lande völlig abhängig. Der geſamte Geldverkehr 
lag durch die 1609 gegründete Bank von Amiter- 
dam in den Händen der Holländer. Franzöſiſche 
Waren, die von immer weiteren Kreiſen begehrt 


und gekauft wurden, verdrängten das deutſche 
Erzeugnis, und auch die italieniſche billige Naſſen⸗ 
ware fand in Oeutſchland einen guten Abſatz. 
Anteil am Welthandel hatte Seutſchland nicht 
mehr. Sein Außenhandel beſtand faſt nur noch 
in der Einfuhr. Der Binnenhandel war in 
doppelter Weiſe gehemmt. Einmal durch die 
zahlloſen Zollſchranken, die die Waren aufer- 
ordentlich verteuerten, und dann dadurch, daß 
dieſe vielen kleinen Staaten und Staatchen bei 
der Anlegung von Verkehrswegen kurzſichtig 
nur an die eigenen Intereſſen dachten und es zu 
verhindern wußten, daß dem Verkehre von Land 
zu Land Erleichterungen geſchaffen wurden. 
Nur dort, wo wie in Brandenburg-Preußen die 
Fürſten den Handel förderten, oder wo in einer 
Handelsſtadt die Kaufleute ihren Intereſſen 
Geltung zu verſchaffen wußten, war 
das anders. Und von dieſen Stellen, die 
zunächſt nur kleine Inſeln waren, ging die 
wirtſchaftliche Erſtarkung Seutſchlands aus, 
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wurde für Preußen von entjchei- 

dender Bedeutung. Preußen glaub- 

te alte Anſprüche auf Gebietsteile 
innerhalb Oſterreichs zu haben, die von Oſlerreich 
beſtritten wurden. Es handelt ſich meiſtens um 
Landesteile, die in Erfüllung von Erbverträgen 
den Hohenzollern hätten zufallen müſſen. Es 
waren das zunächſt die ſchleſiſchen Her- 
zogtümer Liegnitz, Brieg und Wohlau, 
fowie die Markgrafſchaft Fägerndorf; aber auch 
die preußiſchen Anſprüche auf das Erbe von 
Zülich-Berg waren bisher nicht ausreichend be- 
friedigt worden. 

Im Mai 1740 war Friedrich Wilhelm I. 
geſtorben, und ſein jugendlicher, hochbegabter 
Sohn Friedrich hatte den Thron beſtiegen. 
Im November des gleichen Jahres wurde durch 
das Hinſcheiden Karls VI. die öſterreichiſche 
Thronfolgefrage ſpruchreif. Friedrich war ſich 
ſchon ſeit langem klar darüber geweſen, was 
in dieſem Augenblicke zu geſchehen habe. Sollte 
er den habsburgiſchen Thron ſtützen, machte 
Oſterreich, das bisher das Reich eigentlich nur 
immer geſchädigt hatte, Anſpruch darauf, die 
Leitung dieſes Schatten-Kaiſerreichs zu be- 
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halten, denn mußte es bereit ſein, Opfer zu 
bringen. Nie war die Gelegenheit günſtiger 
geweſen, die Anſprüche Preußens auf die 
ſchleſiſchen Lande geltend zu machen, als jetzt. 
And da der Erwerb einzelner zerſtreuter Teile 
doch ſpäter wieder zu Reibungen geführt hätte, 
fo beſchloß er gleich das ganze Gebiet der ſpä—⸗ 
teren Provinz Schleſien zu fordern. Friedrich 
hielt mit dieſen Plänen nicht hinterm Berge, 
Als ihm der öſterreichiſche Geſandte die Nach- 
richt vom Tode Karls VI. übermittelte, machte 
er dieſem ſofort ſeine Vorſchläge. Er erklärte 
ſich gegen die Abtretung Schleſiens bereit, 
die pragmatiſche Sanktion anzuerkennen, dem 
Gemahl Maria Thereſias, dem Herzog von 
Lothringen, zur Kaiſerwürde zu verhelfen und 
außerdem noch 2 Millionen Taler bar zu 
zahlen. Das großzügige Angebot wurde, wie 
zu erwarten war, abgelehnt. Friedrich holte 
ſich nun, was man ihm verweigerte. Mitte 
Dezember überſchritt er die ſchleſiſche Grenze, 
und Ende Januar war bereits ganz Schleſien 
in ſeiner Hand, ohne daß es zu einer Schlacht 
gekommen war. Friedrich ſuchte zunächſt ver⸗ 
geblich eine Entſcheidung mit den Waffen. Er 
brauchte fie, da der Neid ihm in Seutſchland 
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und im Auslande allenthalben Feinde erſtehen 
ließ. Schon damals iſt der Verſuch, eine Koa⸗ 
lition mit der Spitze gegen Preußen zu bilden, 
gemacht worden. Schließlich ſtellte ſich ihm 
der Gegner bei Moll mitz. Die Schlacht 
ſchien zunächſt für die Preußen verloren. Der 
König hatte ſchon das Schlachtfeld verlaſſen, 
als Graf Schwerin mit der Infanterie das 
Schlachtenglück zugunſten der Preußen wendete. 

Dieſer unbeſtreitbare Erfolg der preußiſchen 
Waffen über Maria Thereſias Truppen gab 
deren anderen Gegnern den Mut, offen hervor 
zutreten. Bayern, Sachſen und auch Frankreich 
griffen gegen Öfterreich zu den Waffen. Am 
der Bewegung einen moraliſchen Halt zu geben, 
wurde auf Vorſchlag des preußiſchen Königs 
der Kurfürſt Karl Albert von Bayern 
von den Kurfürſten einſtimmig zum 
Kaiſer gewählt. Frgend welche kaiſer- 
liche Macht hat er allerdings nie ausüben 
können. Friedrich ſchloß übrigens bald, nach 
einer zweiten erfolgreichen Schlacht bei Ehotuſitz, 
mit Maria Thereſia den Frieden von Breslau, 
in dem ihm die Grafſchaft Glatz und ganz 
Schleſien mit Ausnahme von Troppau und 
Teſchen zugeſprochen wurde. Bayern kämpfte 
weiter. Aber der neue Kalſer hatte keine blei- 
benden Erfolge. Da griff ſchließlich Friedrich II., 
zwei Fahre nach dem Breslauer Frieden, an- 
geblich, um der kaiſerlichen Autorität zum Siege 
verhelfen zu wollen, in Wirklichkeit aber wohl, 
um den Beſitz Schleſiens noch mehr zu ſichern, 
wie der in den Kampf ein. In dieſemz weiten 
ſchleſichen Kriege war ihm das Glück 
nicht fo hold, wie das erſte Mal. Maria Therefia 
hatte inzwiſchen mächtige VBundesgenoſſen zu 
gewinnen gewußt. England ſtand jetzt 
auf ihrer Seite, und Rußland rüſtete gegen 
Oſtpreußen. Als Karl VII. plötzlich ſtarb, ſchloß 
fein Nachfolger, der unter den herrſchenden Ber- 
hältniſſen auf den Beſitz der Kaiſerkrone keinen 
Wert legte, mit Öfterreih Frieden, und Frie- 
drich II. kam in eine ziemlich ſchwierige Lage. 
Maria Thereſia raffte jetzt alle ihr zu Gebote 
ſtehendenͤräfte zuſammen, um den gefährlichſten 
Gegner mit mächtiger Unterſtützung des Aus- 
landes endgültig zu beſeitigen. Da aber wurden 
ihre Truppen bei Hohenfriedberg ent⸗ 
ſcheidend geſchlagen. Die verbündeten Sachſen 
und. Öfterreiher verloren in dieſer Schlacht 
76 Fahnen, 7 Standarten, 66 Geſchütze und über 
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20 000 Gefangene. Aber Maria Zherefia 
ſetzte trotz dieſer Niederlage tapfer den Kampf 
fort. Sie organifierte einen energiſchen Wider- 
ſtand, der aber in den Schlachten bei Soor 
und bei Keſſelsdorf überwunden wurde. 
Ein neuer Friede brachte die Beſtätigung des 
Breslauer Friedens, von Friedrichs Seite aber 
auch die Anerkennung des Herzogs von Loth- 
ringen als Kaiſer. Trotz aller Schwierigkeiten 
hatte Friedrich zum zweiten Male feine mili- 
täriſche Überlegenheit glänzend erwieſen und 
dadurch das Gleichgewicht der Kräfte 
in Europa nicht unweſentlich verſchoben. 
Preußen hatte nicht nur Schleſien und das ihm 
1744 zugefallene Oſtfriesland gewonnen, ſondern 
feiner ſchlagfertigen Militärmacht ein hohes 
Anſehen zu verſchaffen gewußt. Es war eine 
Großmacht geworden, die bei allen wichtigen 
Anläſſen gehört werden wollte. Es folgten nun 
lange Friedensjahre, in denen ſich Frie- 
drich auch als hervorragender Staatsmann und 
Verwaltungsbeamter bewährte. 8 

Der Anlaß zu dem größten und gefährlichſten 
Kriege, den er zu führen hatte, war ein Streit- 
punkt zwiſchen Frankreich und England, der 
ihren Kolonialbeſitz betraf. Frankreich hatte in 
Nordamerika Feſtungen angelegt, um die Ver- 
bindungen zwiſchen ſeinen Kolonien Kanada 
und Louiſiana zu ſichern. Die Engländer wollten 
das nicht dulden, und ſo kam es zum Kriege 
zwiſchen den beiden Staaten. England hatte ein 
Bündnis mit Rußland geſchloſſen. Nach dieſem 
ſollten die Auffen, ſobald bei einem Konflilt 
mit Frankreich Hannover, das Stammland der 
engliſchen Krone, gefährdet würde, durch Preußen 
in Hannover einrücken, um deſſen Grenzen gegen 
Frankreich zu verteidigen. Ein ſolcher Durch- 
marſch wäre natürlich nicht ohne einen Zuſam- 
menſtoß mit dem preußiſchen Heere abgegangen. 
Darauf wartete Öjterreich, das inzwiſchen mit 
großer Energie fein Heer neu aufgebaut und 
gut diſzipliniert hatte. Friedrichs diplo matiſchem 
Geſchick gelang es aber, noch rechtzeitig einen 
Vertrag mit England zu ſchließen, in dem er ſich 
dazu verpflichtete, das Einrücken der Franzoſen 
auf deutſches Gebiet mit Waffengewalt zu ver- 
hindern. Auf der anderen Seite verſprach 
England die Ruſſen zurückzuhalten. Dieſer 
Vertrag kränkte natürlich die Franzoſen, und ſie 
ſuchten Anlehnung an Maria Thereſia, die fie 
früher bekämpft hatten. Oeſterreich verhandelte 
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auch noch mit Rußland und anderen Staaten, 
die Preußen nicht gerade wohlgeſinnt waren, 
um Friedrich allmählich einzukreiſen. Dieſer 
merkte die Rüftungen auf allen Seiten, und da 
verſchiedene immer ſchroffer geſtellte Anfragen 
von Wien aus nur ausweichend beantwortet 
wurden, erklärte er kurzerhand den Krieg und 
drang in Sachſen ein. Nach kurzer Zeit hatte er 
das Kurfürſtentum und das ſächſiſche Heer, 
das nur wenig Widerſtand geleiſtet hatte, völlig 
in ſeiner Hand. Nach dieſem neuen preußiſchen 
Erfolge gelang es aber der Kaiſerin auch Nuß⸗ 
land zum Beitritt zu dem Vertrage von Ver⸗ 
ſailles zu gewinnen, in dem ſich Sſterreich, 
Frankreich, Köln, die Pfalz, Bayern, Württem⸗ 
berg und auch Schweden zur Vernichtung 
Preußens zuſammengeſchloſſen hatten. Es war 
fogar ſchon ein ganz genauer Teilungsplan der 
Lande Friedrichs II. angefertigt worden. Da- 
nach ſollte Friedrich die Königswürde verlieren 
und ihm mit dem Titel eines Markgrafen von 
Brandenburg nur noch Hinterpommern und die 
Mark bleiben. Friedrich führte den Kampf gegen 
dieſe Übermacht natürlich zunächſt für die 
Exiſtenz Preußens. Aber er war ſich auch be- 
wußt, daß er damit gegenüber dem Ausland, 
das ſich in deutſche Verhältniſſe einmiſchte, 
allge mein-deutſchen Intereſſen diente. „Wenn 
die Freiheit Seutſchlands ins Grab ſinkt“, fo 
hat er ſich damals geäußert, „dann ſoll Preußen 
in demſelben Grabe ruhen. Ich werde die Frei⸗ 
heit der deutſchen Fürſten ſelbſt wi der ihren 
eigenen Willen ſchützen; ſolange ein Preuße 
am Leben iſt, ſolange ſoll man nimmer jagen, 
daß Deutihland feiner Verteidiger entbehrt.“ 
Der Verlauf des ſehr wechſelvoll verlaufenen 
ſiebenjährigen Kampfes iſt bekannt. Er bewies 
nicht nur des Königs ſtrategiſche Überlegenheit, 
fondern auch ſein großes diplo matiſches Geſchick. 
Es hat im Verlauf dieſer Kämpfe Zeiten ge- 
geben, wo jeder nüchterne Beurteiler die Sache 
Friedrichs verloren geben mußte. Aber ſeine 
faſt übermenſchliche Willenskraft und fein ſtarkes 
nationales Bewußtſein gaben ihm die Fähigkeit, 
ſich nach jeder Niederlage wieder zu neuen Taten 
zu erheben. ImHubertusburger Frie- 
den wahrte er ſich die Früchte ſeiner Erfolge. 

Mit derſelben Energie, mit der er ſeine 
Kriegszüge durchgeführt hatte, ging er nun an 
den Wiederaufbau feines durch den Krieg na- 
türlich ſehr geſchädigten Landes. Nachdem erſt 


einmal die Finanzverhältniſſe einigermaßen in 
Ordnung gebracht worden waren, wandte er 
ſich großen Kulturaufgaben zu. Die erſte war 
die Beſſerung der Lage des Bauern- 
ſtandes. Er reiſte ſelbſt auf das Land, um 
ſich von den Schäden zu überzeugen, die die 
Dörfer durch den Krieg erlitten hatten, und er 
griff überall, wo es notwendig war, raſch und 
ausreichend ein. Der Bauer bekam Saatkorn 
und Vieh und auch Material zum Wiederaufbau 
von Haus, Stall und Scheune. „Ich habe“, 
ſo ſchrieb damals Friedrich, „die vom Kriege 
am ſchwerſten beſchädigten Gegenden durcheilt 
und habe getan, was von mir abhing, um ihnen 
wieder aufzuhelfen. Obgleich manche Land- 
ſtriche ſehr gelitten haben, ift das Unheil nicht 
jo groß, wie es die Übertreibung gemacht hat, 
und ich ſchmeichle mir, daß Pommern in zwei 
Jahren bevölkerter und beſſer imſtande ſein ſoll, 
als vor dem Kriege. Die Neumark iſt in voller 
Tätigkeit, alles regt ſich, ein jeder legt die Hand 
ans Werk.“ Die Leibeigenſchaft auf 
den königlichen Domänen wurde beſeitigt. Ein 
Verſuch, dies auch auf den ritterſchaftlichen 
Gütern durchzuſetzen, hatte nur wenig Erfolg. 
Aber die Fronen wurden neu feſtgelegt, 
nicht mehr als an drei oder höchſtens vier Tagen 
der Woche durften Hand- und Spanndienſte 
gefordert werden. Um den heftigen Widerſtand 
des Landadels gegen die letztere Beſtimmung 
hat er ſich nicht allzuviel gekümmert. Ein anderes 
Intereſſe galt der Volksſchule. Seit 1717 gab 
es zwar in Preußen eine allgemeine Schul- 
pflicht, aber ſie war faſt nirgends durchgeführt 
worden. Er ſuchte zunächſt einmal die Schul- 
pflicht durchzuſetzen und die Qualität des Unter- 
richts zu beſſern. Das letztere war nicht leicht, 
da es im ganzen Lande an geeigneten Lehr- 
kräften fehlte. Da er für die Unteroffiziere 
ſeines Heeres ſorgen mußte, ſind vielfach dieſen 
Lehrerſtellen gegeben worden. Das Arteil 
darüber, wie ſie ſich bewährt haben, iſt recht 
verſchieden. Mit Eifer war er auch bemüht, 
die In duſtrie und den Han del zu fördern. 
Um dem Handel den Vertrieb der Pro duktion 
des Landes auch ins Ausland zu erleichtern, 
ſchuf er günſtige Verkehrswege: den Fino w- 
kanal, der die Oder mit der Havel verbindet, 
den Plauenſchen Kanal, von der Elbe 
zur Havel, und zwiſchen Weichſel und Warthe 
den Netzekanal. 
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In der äußeren Politik ſuchte Friedrich, 
den man ſchon jetzt zu ſeinen Lebzeiten den 
„Großen“ nannte, eine Annäherung an 
Rußland, die auch gelang. Da Polen ſich nicht 
ſelbſt verwalten konnte und durch die ſtetigen 
Unruhen und Wirrniſſe eine Gefahr für die 
Nachbarſtaaten wurde, ſo gab er die Anregung 
zur erſten Teilung Polens zwiſchen 
Oſterreich, Rußland und Preußen. Als der 
bayeriſche Erbfolgeſtreit entbrannte, griff er 
entſcheidend ein, und als die Beſtrebungen von 
Maria There ‚Sohn, dem Kaiſer Jo- 
ſeph II., die öſterreichiſche Hausmacht zu er⸗ 
weitern, immer deutlicher wurden, gründete 
er gegenüber dem drohenden Übergewicht 
Oſterreichs den Für ſtenbund, dem es auch 
gelang, auf friedlichem Wege die Pläne Fojepbs 
zum Scheitern zu bringen. Damit wurde 
Preußen zum erſten Male der Führer 
eines Bundes deutſcher Für ſten, 
der ſich gegen Sſterreich zuſammengeſchloſſen 
hatte. Wäre man nach Friedrichs des Großen Tode 
in den Kreiſen des Fürſtenbundes den ſtetigen 
Mahnungen des klugen Herzogs Karl Auguſt 
von Weimar gefolgt und hätte im Fürſtenbunde 
feſtzuſammengehalten, dann wäre es vielleicht da⸗ 
mals ſchon zu einer gründlichen Reform und damit 
zu einem Wievererſtarten des Reiches gekommen. 

Friedrich der Große hat dem Anſehen der 
Reichsgewalt nach außen hin ein Ende gemacht. 
Aber der nationale deutſche Gedanke iſt dadurch 
nicht geſchädigt worden. Im Gegenteil: er 
nahm durch ſeine Perſönlichkeit und durch fein 
Wirken einen Aufſchwung wie ſeit Jahrhunderten 
nicht. Der „alte Fritz“ wurde, was man 
ſchon ſolange ſchmerzlich vermißt hatte, wieder 
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ie Auswirkungen der Perſönlichkeit 

pP Friedrichs des Großen find auf die 
Entwicklung des Patriotismus in 
Deutſchland von nachhaltigem Ein- 

fluß geweſen. Eine äußere Wirkung zeigt ſich 
ſchon in den Siteln der Bücher und Broſchüren, 
die jetzt überall in Seutſchland eine große Ver⸗ 
breitung fanden. Vom deutſchen „National- 
seit“ ſchreibt in Stuttgart Moſer; „Bo m 
Tode für das Vaterland“ der jung 
verſtorbene Abt aus Alm. Friedrichs des Großen 
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ein deutſcher Nationalheld, der, als 
er ſtarb, nicht nur von feinen preußiſchen Unter⸗ 
tanen, ſondern von der Bevölkerung des ganzen 
Deutſchen Reiches betrauert wurde. Das Reich 
aber, das aus faſt 1800 ſelbſtändigen Fürften, 
Herren und Gebieten beſtand, war zu völliger 
Ohnmacht verurteilt. Preußen und Sſterreich 
rangen nun in der Folgezeit um ſein Erbe. 
Nicht ohne Einfluß auf das Nationalgefühl 
iſt aber auch eine große geiſtige Bewegung ge- 
weſen, die deshalb in dieſem Zuſammenhange 
genannt werden muß. „Eine neue Weltan- 
ſchauung trat, von England ausgehend, einen 
raſchen Eroberungszug durch Europa an: die 
Aufklärung, die Gegnerin alles geſchicht⸗ 
lichen und nationalen Lebens. Ihr hatten nur 
der Einzelmenſch und die Menſchheit als Ganzes 
Geltung, aber kein Volk, kein Staat; 
alle hiſtoriſchen Werte galten als veraltet, der 
Begriff der Nation als kleinlich beſchränkt. Die 
unvermeidlichen Folgen ſolcher Anſchauung 
waren ein nahezu völliger Mangel an Staats- 
geſinnung und ein empfindlicher Niedergang 
des nationalen Gemeingefühls. Erſcheinungen, 
die nirgends ſchädlicher wirken konnten, als in 
Deutſchland, wo es mit dieſen Tugenden ohne⸗ 
hin ſchlecht genug beſtellt war. Andererſeits 
führte die Aufklärung zu einer Schätzung der 
gemeinſamen geiſtigen Güter der 
Nation, jedoch nicht weil ſie Eigentum der 
Nation waren, ſondern weil fie als Gemein- 
beſitz der Menſchheit in Anſpruch genommen 
wurden. Friedrich II. iſt in dieſer Beziehung 
ein Schüler der Aufklärung geweſen, während 
er in jener in einem entſchiedenen Gegenſatz 
zu ihr ſtand.“ (Baſſenge a. a. O., S. 69.) 
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Arzt Zimmermann polemiſiert in ſeiner Schrift 
vom „Nationalſtolze“ gegen die Fran⸗ 
zoſen, und Zuſtus Möfer ſchreibt in Osnabrück 
feine „Patriotiſchen Phantaſien“. 
Noch ſtärker war die Wirkung der Perſönlich⸗ 
keit Friedrichs des Großen auf die deutſche 
Sichtung, von der er ſo wenig hielt, weil er 
fie fo wenig kannte. Leſſings „Minna von 
Barnhel me, Klopſtock und die Dichter des 
Hainbundes ſind Zeugen dafür. Herder ſchreibt 
ſeine „Blätter von deutſcher Art 


und Ku n ſte, und der junge Goethe wird ſich 
in Straßburg feines Seutſchtums bewußt. Der 
„Götz von Berlichingen“ iſt aus einem 
ſtarken deutſchen Patriotismus geboren. Aber 
der Neuhumanis mus, dem ſich bald 
unſere klaſſiſchen Dichter zuwandten, brachte 
für den Nationalismus einen Internationalis- 
mus oder Aniverſalis mus. Sein Ideal 
war die Menſchheitsbil dung, wie uns 
Schillers Verſe bezeugen: 
„Zur Nation Euch zu bilden, Ihr hofft 
es, Oeutſche, vergebens“, 
„Bildet, Ihr könnt es, dafür freier zu 
Menſchen Euch aus.“ 

„Erſt furchtbare Erſchütterungen ſollten die 
Deutſchen lehren, daß das höchſte irdiſche Gut 
des gebildeten deutſchen Mannes das Vat er⸗ 
land iſt, und daß der Staat nichts Geringeres 
iſt, als die notwendige Folgerung aus der ſitt⸗ 
lichen Natur des Menſchen, das rechtlich 
zur ſelbſtändig wollenden Per- 
ſönlichkeit geeinte Volk.“ 

Ein Kind der Aufklärung aus ähnlichen 
Menſchheitsidealen geboren war die fran- 
zöſiſche große Revolution, deren 
Nachwirkungen die nächſten Jahrzehnte der Ge⸗ 
ſchichte völlig beherrſchen. In ihr ſollten die 
Lehren der Aufklärung in die Tat umgeſetzt 
werden. Und als die Nachrichten von dieſer 
praktiſchen Betätigung der neuen Weltanſchau⸗ 
ung nach Deutfchland gelangten, da wurden fie 
dort von vielen geiſtig hochſtehenden Männern 
mit Zubel begrüßt. Man weiß, wie begeiſtert 
zunächſt ſogar der nüchterne Kant geweſen 
iſt, weiß, daß Klo p jto d ſie beſungen hat und 
daß Schiller Ehrenbürger der neuen fran⸗ 
zöſiſchen Republik geworden iſt. Der erſten Be⸗ 
geiſterung aber folgte bald eine große Ent- 
täuſchung, als die große Umwälzung ihr wahres 
Geſicht zeigte. Wieder wälzte ſich ein Strom 
von Emigranten von Frankreich nach Seutſch⸗ 
land. Aber diesmal waren es nicht gefinnungs- 
tüchtige Leute, die, weil ſie ihren Glauben nicht 
verleugnen wollten, aus der Heimat vertrieben 
wurden; jetzt war es der franzöſiſche Adel, der 
alle Vorrechte des Standes und Vermögens 
verloren hatte, und dem es darum in der Heimat 
nicht mehr gefiel. An alle deutſchen Höfe ver- 
teilten ſie ſich, und überall verſuchten ſie, die 
Fürſten zu einem Kriege gegen Frankreich auf⸗ 
zuhetzen. Deutſche Tapferkeit und deutſches Blut 


ſollten alſo dieſen fremden Herren ihr altes 
bequemes Leben und ihr Vermögen wieder 
verſchaffen. Aber dieſe Einflüſterungsverſuche 
trugen nicht ſehr ſchnell Früchte. Und ſo war 
es Frankreich, das von dieſen Beſtrebungen 
wußte und ihnen zuvorkommen wollte, das den 
Krieg mit dem Kaiſer vom Zaune brach. Die 
Leitung der jungen Republik hat ſicherlich dabei 
auch im Auge gehabt, das geringe Anſehen, 
das das Königtum noch in Frankreich genoß, 
durch einen Krieg Frankreichs mit fremden 
Monarchen völlig zu vernichten. 

In den erſten Fahren feiner Regierung hat 
das Volk den Nachfolger des großen Friedrich, 
feinem Neffen Friedrich Wilhelm II., 
den Beinamen der „Güti ge“ gegeben. Aber 
dieſe Güte war weiter nichts wie eine grenzen⸗ 
loſe Schwäche, die ihn faſt unfähig machte, die 
Regierungsgeſchäfte zu führen. Seine erſte 
politiſche Tat war es geweſen, daß er der Auf- 
löſung des Fürſtenbundes, den der Weitblick 
feines großen Oheims zuſtande gebracht hatte, 
keinen Widerſtand entgegenſetzte und damit 
indirekt die Stellung Öfterreihs in Oeutſchland 
erheblich ſtärken half. Dann miſchte er ſich, ohne 
damit irgend welche politiſchengiele zu verfolgen, 
aus gefühlsmäßigen Gründen in die holländiſchen 
Verhältniſſe ein, wo eine ſtarke Partei die 
Oranier bekämpfte. Es war ſeinem Heere, daß 
des großen Friedrich Drill noch nicht vergeſſen 
hatte, natürlich leicht, einen Sieg zu erfechten. 
Aber Friedrich Wilhelm II. war nicht der Mann, 
diefen Erfolg, da er ſich nun einmal auf das 
Abenteuer eingelaſſen hatte, auszunutzen. Hätte 
er damals die Rheinmündung für ſich in An⸗ 
ſpruch genommen, man hätte ſie ihm nicht ver⸗ 
wehren können. Er aber begnügte ſich mit 
freundlichen Sankſagungen und ließ ſich nicht 
einmal die 6 Millionen Taler Kriegskoſten 
wiedergeben, die dieſer Feldzug der preußiſchen 
Staatskaſſe gekoſtet hatte. Dagegen ging das 
Streben ſeiner kurzſichtigen Politik auf einen 
engeren Anſchluß an Oſterreich. Als 
das revolutionäre Frankreich dem Kaiſer den 
Krieg erklärt hatte, zog er mit den Oſterreichern 
gegen Frankreich zu Felde, obwohl zu gleicher 
Zeit die Ruſſen in Polen eingefallen waren 
und Preußens öſtliche Gebiete bedrohten. In 
dieſem Kampfe iſt Seutſchland von dem Habs- 
burger, der die deutſche Kaiſerkrone trug, wieder 
einmal aufs ſchmählichſte verraten worden. Die 
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öſterreichiſche Unterſtützung an Preußen war 
für den Zweifrontenkrieg gegen Rußland und 
Frankreich viel zu ſchwach. Und fo ging, um 
polniſches Land zu retten, das ganze linke 
Rheinufer an Frankreich verloren. 
Es kam der Schmachfrie de von Baſel 
zuſtande, in dem Preußen in die Abtretung der 
linksrheiniſchen deutſchen Lande willigen mußte. 
Der König nahm die Sache weiter nicht tragiſch, 
da er glaubte, durch die zweite Teilung Polens 
vor einem Fahre, an der nur Rußland und 
Preußen beteiligt waren, ein ſehr gutes Geſchäft 
gemacht zu haben. Aber die Ausſchaltung 
Oſterreichs bei dieſer Teilung ergab eine neue 
politiſche Konſtellation. Oſterreich lockerte merk⸗ 
lich ſeine Beziehungen zu den bisherigen Bun⸗ 
desgenoſſen und näherte ſich Rußland. Der 
ſchmachvolle Frieden von Baſel war, 
wie ein Geſchichtsſchreiber unſerer Tage ſagt, 
„der ſchwerſte politiſche Fehler unſerer neueren 
Geſchichte, eine Untreue des preußiſchen Staates 
gegen ſich ſelber, die durch zwei Jahrzehnte der 
Entehrung und der Not, durch beiſpielloſe Opfer 
und Kämpfe gebüßt worden iſt.“ Preußen war 
zwar äußerlich gewachſen. Aber der Verwal⸗ 
tungsapparat war dem vergrößerten Gebiet 
und der vermehrten Bevölkerung nicht an- 
gepaßt worden, dazu kam, daß die mangelnde 
Führung das Beamtentum nachläſſiger und 
träger werden ließ. Beſonders ſchlimm ſah es 
im Heere aus, deſſen Difziplin ein Jahrzehnt 
nach Friedrichs Tode ſchon merklich gelockert 
war und das in der Ausrüſtung und Ausbildung 
mit der neuen Zeit keinen Schritt hielt. Außer- 
dem entſprach ſeine Kopfzahl der ſo ſtark ge⸗ 
wachſenen Bevölkerungszahl des Landes ſchon 
lange nicht mehr. 

Als Friedrich Wilhelm III. ſeinem 
Vater in der Regierung folgte, übernahm er 
nur den Ruhm des friderizianiſchen Heeres und 
des preußiſchen Beamtenſtaates. In Wirklich- 
keit beſtanden das Heer und der Staat des großen 
Friedrich nicht mehr. Auch der neue König iſt 
kein Staatsmann geweſen. Eine korrekte, 
fromme Natur mit engem Horizont, konnte er 
nur ſchwer zu einem Entſchluſſe gebracht werden. 
Preußen, deſſen militäriſcher und ſtaatlicher Ver⸗ 
fall nach außen noch nicht merkbar geworden 
war, galt aber immer noch als bewährter Bun⸗ 
desgenoſſe. Von beiden Seiten wurden Frie⸗ 
drich Wilhelm Bündnisanträge gemacht. Von 


72 


Rußland, Öfterreich und England auf der einen 
und von Frankreich auf der anderen Seite. Die 
ruſſiſch-öſterreichiſche Koalition, hinter der Eng- 
land als Antreiber ſtand, erzielte zwar gegen 
Frankreich eine Reihe von Waffenerfolgen, es 
gelang ihr aber nicht, Frankreich dauernd fo 
zu ſchwächen, daß es nicht mehr gefährlich war. 
Jetzt wurde in Frankreich einem jungen General 
der Oberbefehl übertragen. Bonaparte 
hatte im Orient in Syrien und in Agypten er⸗ 
folgreich gegen England gekämpft, 
aber der Sieg Nelſons bei Abukir hatte die 
Vor machtſtellung Englands zur See geſichert. 
In England ſah Bonaparte den Feind nicht nur 
von Frankreich ſondern von ganz Europa. Dem 
jungen General ſchwebte ein großer Bund aller 
Kontinentalmächte Europas vor, deſſen Ziel es 
fein follte, die von England erſtrebte 
Weltherrſchaft zu hindern, ſolange das 
noch möglich war. Bonapartes Plan ging aber 
auch dahin, die Kontinentalmächte, die ſich 

ſeinen Beſtrebungen nicht anſchließen wollten, 

mit Waffengewalt zu zwingen. Wenn er jetzt 

gegen die öſterreichiſch-ruſſiſche Koalition focht, 

ſo wußte er, daß er damit gegen England 

kämpfte, das hinter den beiden verbündeten 

Mächten ſtand. Die Sſterreicher wurden zu- 

nächſt bei Marengo und ſpäter bei Hohen- 

linden ſo vernichtend geſchlagen, daß ſie zu 

Luneville Frieden ſchließen mußten. In 
dieſem Frieden wird die Abtretung des linken 
Rheinufers an Frankreich feierlich beſtätigt. 
Der Rhein iſt von jetzt ab Deutſchlands 
Grenze. Vier Millionen Deutſcher kommen 
unter franzöſiſche Herrſchaft, aber kein 
Schrei der Ent rüſtung ſchallt durch 
Seutſchland, keine Proteſtbewegung geht durch 
das deutſche Voll. Das Gemeinjam- 
keitsgefühl der Deutſchen im 
Reiche war tot. Zur Ausführung des 
Friedens wurde eine Kommiſſion die ſogenannte 
„Reichsdeputation“ eingeſetzt. Mit ihrer Hilfe 
wollte Napoleon (wie wir von jetzt ab Bona⸗ 
parte nennen wollen), die alte Politik Richelieus 
und Ludwig XIV. wieder aufnehmen. Deutſch⸗ 
land durch innere Zwietracht zu ſchwächen, das 
war die Abſicht des guten Menſchenkenners, der 
die deutſche Art ſchnell durchſchaut hatte. Die 
neugebildeten ſüd⸗ und weſtdeutſchen Staaten, 
die zum Zeil ſchon wieder untereinander ver- 
feindet waren, konnten allein nichts beginnen. 
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Aber fie waren, ehe fie ſich irgend einer der 
deutſchen Bormächte unterordneten, eher bereit, 
Napoleon ihre Truppen und ihre wirtſchaftlichen 
Kräfte anzuvertrauen. Hatte Napoleon erſt 
einmal die kleinen und die mittleren Staaten 
feſt in der Hand, dann mußte es ihm ein leichtes 
fein, mit Deutſchland, Oſterreich und Preußen 
fertig zu werden. Preußen ſchien ihm allerdings 
zunächſt noch wertvoll als Bundesgenoſſe. Na- 
poleon hat ſich eine Zeit lang ſehr ernſtlich darum 
bemüht, Preußen als Bundesgenoſſen 
zu gewinnen. Man kann nicht wiſſen, was 
Friedrich der Große in dieſer außerordentlich 
ſchwierigen politiſchen Situation getan hätte. 
Das Schickſal Napoleons hätte ſich vielleicht 
weſentlich anders geſtaltet, wenn Preußen, 
deſſen militäriſcher Ruhm in der Welt noch 
ſehr groß war, als erſter Staat der geplanten 
Koalition gegen England beigetreten wäre. So 
aber ſaß ein Mann, wie Friedrich Wilhelm III., 
auf des großen Friedrichs Thron, der dem 
Bündnisantrage gegenüber keine klare Stellung 
fand. Mit Männern, die in ſo wichtigen Fragen 
keine Entſcheidung finden, wollte aber Na⸗ 
poleon nichts zu tun haben. 

Es wird ſich verlohnen auf den Frieden 
von Luneville noch etwas näher ein- 
zugehen. In dieſem Frieden erkannte Öfterreich 
die unter dem Protektorate Frankreichs ge- 
ſchaffenen Republiken, das ſind: die Bataviſche, 
die Helvetiſche, die Cisalpiniſche und die Li⸗ 
guriſche Republik, an. Das linke Rheinufer wird 
definitiv an Frankreich abgetreten, die Fürſten, 
die dadurch in ihrem Beſitz geſchädigt ſind, 
ſollen — das ift ein weiterer ſchmachvoller 
Punkt dieſes Vertrages — durch Gebiets- 
teile in Heutſchlan dentſchädigt werden. 
Dieſen Schacher mit deutſchem Land leitete als 
Vermittler Rußland. Und Friedrich Wilhelm III. 
iſt leider nicht ganz unbeteiligt bei dieſem 
Geſchäfte. 1802 vereinbarte er mit Frankreich 
ſeine Entſchädigungen und beſetzte die ihm zu⸗ 
gefallenen Gebiete ſchon wenige Wochen ſpäter. 
Preußen erhielt damals für die verhältnismäßig 
kleinen linksrheiniſchen Gebiete, die es opfern 
mußte, eine faſt fünffache Entſchädi⸗ 
gung. Zu nennen ſind davon vor allem die 
Bistümer Münſter, Paderborn, Hildesheim, das 
Eichsfeld und Erfurt, die Reichsſtädte Mühl⸗ 
hauſen, Nordhauſen und Goslar. Man hat ſich 
damals in Berlin über das gute Geſchäft ge⸗ 


freut. Ein Zeichen dafür, daß man gar kein 
Empfinden dafür beſaß, was es bedeutete, 
deutſches Gebiet am Rhein zu verkaufen. Die 
Regelung mit Preußen wird in dem „Reichs- 
deputationshauptausſchuß“, der 
am 25. Februar 1803 zuſtande kam, mitauf- 
genommen. Durch dieſen Hauptſchluß wurden 
112 geiſtliche Staaten und Reichsſtädte 
ihrer Selbſtändigkeit beraubt und 
verſchiedenen weltlichen Fürſten zugeteilt. Wir 
haben bei unſerem kritiſchen Gang durch die 
deutſche Geſchichte gar oft darauf hingewieſen, 
daß die Kleinſtaaterei und der Partikularismus 
ein Anglück für Seutſchland geweſen ſind. Aber 
wir werden trotzdem dieſes Aufräumen mit den 
kleinen Ländchen nicht freudig begrüßen können, 
weil nicht Seutſchland aus eigener Kraft das 
Uebel beſeitigte, jondern fremde Nationen da- 
mit in unberechtigter Weiſe und in eigennütziger 
Abſicht in die inneren Verhältniſſe des Reiches 
eingriffen. Im allgemeinen konnten die deut⸗ 
ſchen Fürſten mit dem Geſchäft zufrieden ſein. 
Auch Bayern bekam dicke Biſſen. Es erhielt 
die Bistümer Bamberg, Würzburg, Paſſau, 
Freiſing, Eichſtädt und a. m. Die geiſtlichen 
Staaten verſchwinden, nur der des Kur⸗ 
erzkanzler Karl von Dalberg mit den Be- 
zirken Aſchaffenburg, Wetzlar und Regensburg 
bleibt beſtehen. Das Beſtehen der ſelbſtändigen 
Reichsſtädte hört auf, Ausnahmen bilden 
nur die drei freien Hanſaſtädte Hamburg, 
Lübeck und Bremen, ſowie in Süddeutſchland 
Augsburg, Nürnberg und Ulm. 

Die Politik Napoleons blieb wei- 
ter gegen England gerichtet. 1805 
rückte er, um den Handel Englands mit Nord- 
deutſchland zu behindern, in Hannover ein. 
Da ſich Hannover ſowohl von Preußen wie 
von England verlaſſen ſah, mußte es kapitulieren 
und ſeine Armee auflöſen. Das Land ſelbſt kam 
unter franzöfiihe Verwaltung. Ein Eingreifen 
Preußens auf der einen oder anderen Seite 
hätte damals der europäiſchen Politik eine ent⸗ 
ſcheidende Wendung gegeben. Aber die kurz- 
ſichtige Weſensart Friedrich Wilhelms III. 
unterſtützte Har den bergs Politik 
der freien Hand, die glaubte, 
ohne ſelbſt eingreifen zu müſſen, in Rüd- 
ſicht auf das Preſtige der preußiſchen 
Armee Hannover von den Franzoſen erhalten 
zu können. 
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England hat die Gefahr, die ihm durch 
Napoleons Pläne drohte, nie unterſchätzt. Mit 
allen Mitteln — und das engliſche Pfund war 
nicht das ſchlechteſte — war die engliſche Diplo- 
matie beſtrebt, eine ſtarke Koalition mit der 
Spitze gegen Frankreich zu bilden. Es gelang 
dieſen Anſtrengungen 18058 einen Vertrag mit 
Rußland zu ſchließen. Nach der Krönung Na⸗ 
poleons zum Kaiſer gelang es, auch Sſterreich 
zum Anſchluß zu bewegen. Preußen beſtand 
auch diesmal auf ſeiner iſolierten Stellung. 
Oſterreich begann den Kampf. Eine Armee 
marſchierte gegen Italien, eine andere drang 
in Bayern ein, deſſen Kurfürſt auf Napoleons 
Seite ſtand. Napoleon ſuchte den Gegner zu⸗ 
nächſt auf deutſchem Boden zu faſſen. Bei 
Alm zwang er die in Bayern eingedrungene 
öſterreichiſche Ar mee, zu kapitu⸗ 
lieren. Ser weltberühmte Sieg bei Tra- 
fal gar, den der engliſche Admiral Neljon 
wenige Tage ſpäter errang, vermochte den 
Siegeszug Napoleons nicht aufzuhalten. Er 
wirft die Oſterreicher durch Ober- Italien und 
Tirol zurück und zieht im November in Wien ein. 

In dieſem Feldzuge hatte Napoleon bei 
einem Surchmarſch neutrales preußiſches Ge- 
biet verletzt, ohne eine Genugtuung zu geben. 
Doch die preußiſche Regierung war immer noch 
nicht entſchlußfähiger geworden, wie vorher. 
Auf der einen Seite ſchloß Friedrich Wilhelm 
mit dem Zaren Alexander den Vertrag 
von Pots da m, der Preußen verpflichtet, 
der Koalition gegen Frankreich beizutreten, 
wenn Napoleon nicht nachgibt, auf der anderen 
Seite gab derſelbe Friedrich Wilhelm dem 
Grafen Haugwis, der die Verhandlungen mit 
Napoleon führte, die Inſtruktion mit, er ſolle 
auf jeden Fall einen Bruch mit Frank⸗ 
reich vermeiden. Ehe dieſe Verhand- 
lungen noch zu Ende gekommen waren, erfocht 
Napoleon den großen Sieg bei Auſterli tz, 
durch den die Öfterreicher und die Ruſſen mit 
rieſigen Verluſten geſchlagen wurden. Sſter⸗ 
reichs Stellung war unhaltbar geworden, es 
wird gezwungen den verluſtreichen Frieden 
von Preßburg abzuſchließen, durch den es 
Venetien, Tirol, Vorarlberg, Paſſau u. a. 
verliert. Bayern und Württemberg 

werden jetztſelbſtän dige Königreiche. 
Preußen aber muß ſich jetzt entſcheiden, nachdem 
es alle gewinnbringenden Chancen unbenutzt 
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gelaſſen. Zwar hatte die Hardenbergſche Volitit 
ihr Ziel erreicht. Hannover war kampf ⸗ 
los zu Preußen gekommen, aber 
in dem mit Napoleon abgeſchloſſenen Bündnis 
lagen ſoviel Konflikt möglichkeiten, daß der 
Vertrag von Schönbrunn wirklich 
nicht als ein politiſcher Sieg auf preußiſcher 
Seite zu buchen iſt. Napoleon führte ſein Be⸗ 
ſtreben, die Gegenſätze in Seutſchland zu ver⸗ 
ſchärfen, um die Entfremdung zwiſchen den 
einzelnen Fürſten und Stämmen aufrecht zu 
erhalten, weiter mit Konſequenz durch. Ein 
großer Erfolg dieſer Politik war die Grün- 
dung des Rheinbundes, durch die 
16 deutſche Fürſten dem Reiche die 
Treue aufſagten. Denn der Protektor 
des Rheinbundes war Fürſt einer fremden 
Nation, war Napoleon, dem gegenüber ſich die 
Mitglieder verpflichtet hatten, ihm für alle feſt⸗ 
ländiſchen Kriege eine Hilfe von 65000 Mann 
zu ſtellen. Da Napoleon als Tatſachen⸗ 
menſch ſo offen war, zu erklären, daß er die 
deutſche Reichsverfaſſung nicht 
mehr anerkenne, ſo legte Kaiſer 
Franz II. die Kaiſerkrone nieder. Es mag 
fteittig fein, ob er unter den gegebenen DBer- 
hältniſſen etwas anderes tun konnte. Necht⸗ 
mäßigerweiſe aber konnte die Niederlegung der 
Kaiſerkrone, da das Reich ja immer noch formal 
ein Wahlreich war, nur die Wahl eines neuen 
Raifers zur Folge haben. Aber Kurfürſten und 
Reichstag hatten an dem Schattenkaiſertum ein 
fo geringes Intereſſe, daß ſie nicht einmal 
daran dachten, in irgend einer Weiſe Widerſpruch 
zu erheben. Auch die große Maſſe des deutſchen 
Volkes ſah mit völliger Gleichgültigkeit dieſem 
Zusammenbruch der alten Kaiſerherrlichkeit mit 
an. Auch die ſich immer mehr ausbreitende 
Fremdherrſchaft fand zunächſt keine entſchie⸗ 
denen Gegner. Im Gegenteil, weite Schichten 
der gebildeten Kreiſe erblickten in Napoleon eine 
Art von Fdealmenſchen. „Auch die gebildeten 
Seutſchen ſahen in dem fremden Urſurpator 
nur das Genie, nicht den Fodfeind Seutſchlands 


und hatten für die unglückliche Schmach, die 


in alledem lag, keine Empfindung. Niemals, 
auch nicht nach dem 30jährigen Kriege, hatte 
das deutſche Nationalbewußtſein 
ſo tief geſtanden, wie in den goldenen 
Tagen von Weimar.“ Noch heute finden wir 
in den Wohnungen alteingeſeſſener Familien 


ſchöne alte Bilder, ja ſogar Büſten und Statuen 
des großen Korſen in den Wohnräumen, die 
im Erbgange an die jetzigen Beſitzer gekommen 
find. Ob man wohl in den Wohnungen gebil- 
deter Franzoſen auch ſoviel Bilder Bismarcks 
vorfinden dürfte? 

Es war klar, daß Napoleon auf das in ſolcher 
Weiſe zum Verbündeten gewordene Preußen 
wenig Rückſicht nehmen würde. Da er auf breiter 
Front augenblicklich den Entſcheidungskampf 
mit England nicht wagen konnte, ſo verhandelte 
er mit ihm über Frie dens möglichkeiten. Dabei 
war das ſoeben erſt zu Preußen gekommene 
Hannover das Ausgleichsgut. Eine Be- 
ſetzung preußiſchen Gebietes, nämlich der Ab- 
teien Eſſen und Werden, durch franzöſiſche 
Truppen zeigte endlich Preußen, was es zu 
tun habe, wenn es nicht ein Spielball in den 
Händen des Kaiſers der Franzoſen werden 
wollte. Am 1. Oktober wird endlich der Angriffs⸗ 
befehl gegeben und ausgeführt. Preußen will 
zunächſt nicht gegen Napoleon ſondern gegen die 
ſüddeutſchen Kheinbundſtaaten vorgehen. Aber 
der Angriff ſtockt mitten im Vormarſch, da die 
Regierung auf die vage Hoffnung hin, mit 
Napoleon ſchließlich doch noch zu einer Einigung 
zu kommen, bremſt. Inzwiſchen hat aber Na- 
poleon 200000 Mann Truppen geſammelt 
und zwingt die Preußen zu der unglücklichen 
Soppelſchlacht bei Jena und Au- 
er ſtä dt, die dem weltberühmten preußiſchen 
Heere eine völlige Niederlage bringt. Noch 
nicht zwei Wochen nach dem Siege zieht Na- 
poleon in Berlin ein. Das geſchlagene Heer 
ſucht ſich auf Stettin und die Oderlinie zurück⸗ 
zuziehen, wird aber nochmals entſcheidend ge- 
ſchlagen. Die Feſtungen ergeben ſich ſchnell 
und meiſt ohne Notwendigkeit. Preußen weſtlich 
der Elbe iſt bald feſt in der Hand des Feindes. 
Jeder Widerſtand der übrigen Fürſten gegen die 
Wünſche Napoleons wäre jetzt vergeblich ge⸗ 
weſen. Der Kurfürſt von Heſſen und der Herzog 
von Braunſchweig werden, da ſie nicht gefügig 
genug ſind, kurzerhand entthront. Sachſen 
muß in den Rheinbund eintreten, erhält aller⸗ 
dings als Pflaſter dafür die Königskrone. 

Die preußiſche Regierung und die preußi⸗ 
ſche Armee haben aber ſchließlich im Anglück 
ihren alten Stolz wiedergefunden. Friedrich 
Wilhelm III. lehnt trotz der Notlage der Armee 
einen Waffenſtillſtand unter entehrenden Be⸗ 


dingungen ſchroff ab. Rußland greift auf 
preußiſcher Seite ein, allerdings nur mit ge- 
ringen Kräften und damit auch mit geringen 
Erfolgen. Der kleine Erfolg der vereinigten 
Preußen und Auffen bei Preußiſch-Eylau konnte 
keine nachhaltige Wirkung haben, und als der 
Zar ſich mit Napoleon verträgt, muß Friedrich 
Wilhelm in Zilfit einen Frieden 
ſchließen, der ihm von ſeiner Monarchie nur 
noch Preußen ohne Danzig und Thorn und 
Schleſien, Pommern und Brandenburg bis 
ans rechte Elbufer läßt. Die preußiſchen Ge- 
biete weſtlich der Elbe werden mit heſſiſchen 
und braunſchweigiſchen Gebieten zum König⸗ 
reich Weſtfalen vereinigt, Münſter, die Graf- 
ſchaft Mark u. a. m. werden dem Großherzogtum 
Berg einverleibt. Aus den polniſchen Gebiets- 
teilen wird das Herzogtum Warſchau geſtaltet. 
Hannover bleibt vorläufig noch unter franzö⸗ 
ſiſcher Verwaltung. Eine ſtarke Beſatzungs⸗ 
armee behält in den preußiſch gebliebenen 
Teilen Quartier, um die ungeheuren Kriegs- 
entſchädigungen zu erpreſſen. 

Zum völlig machtloſen Vasallen des Fran⸗ 
zoſenkaiſers war Preußen kaum zwei Jahr- 
zehnte nach dem Hingange des großen Friedrich 
geworden. Der Korſe ſcheute ſich auch garnicht, 
von ſeiner Überlegenheit Gebrauch zu machen 
und Preußen neue Laſten aufzuerlegen. So 
mußte es ſich 1808 verpflichten, in den nächſten 
10 Jahren nicht mehr als 42 000 Soldaten zu 
haben. Und 1812 mußte Friedrich Wilhelm III. 
einen Vertrag unterzeichnen, in dem er ſich 
verpflichtet, Napoleon ſobald er es wünſcht, 
bei jeder Gelegenheit Hilfe und Unterſtützung 
zu leihen. Vor allem muß er das Verſprechen 
ablegen, Napoleon bei Kriegen in allen feſt⸗ 
ländiſchen Teilen Europas zu unterſtützen und 
ihm für einen eventl. Krieg gegen Rußland, 
der für Napoleon längſt feſtſtand, 20 000 Mann 
der beſten Truppen zu ſtellen. 

Aus dieſer tiefen Erniedrigung konnte ſich 
das Volk nur aus eigener Kraft erheben. Da 
ih malle äußeren Macht mittel genommen waren, 
mußte die Gegenbewegung auf ſitt⸗ 
lichen und geiſtigen Kräften 
beruhen. Viele der hervorragendſten Köpfe 
in Seutſchland glaubten an die Möglichkeit 
einer ſolchen Erneuerung. Für jie war Preußen 
der einzige Staat, der ſoviel gute Überlieferung 
und ſoviel Staatsbewußtſein der Bevölkerung 
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bejaß, daß man in ihm die ſtarken Kräfte für 
die Erneuerung Deutjchlands ſchlummern wäh- 
nen durfte. So iſt es zu verſtehen, daß ein 
großer Teil der Baumeiſter, die an dem großen 
Werke arbeiteten, keine Preußen waren. Der 
Lauſitzer Fichte hielt ſchon im Winter 1807 
auf 1808 ſeine aufrüttelnden „Reden an 
die deutſche Nation“. Was er ver- 
langte, war vor allem eine nationale 
Erziehung, die die Eigenſucht zu dämpfen 
wußte. Nach Fichte gab es nur eine Pflicht: 
ſich ſelbſt zu vergeſſen, um das Wohl des Ganzen 
zu fördern und um die jo tief geſunkene Nation 
wieder in die Freiheit zu führen. Der Turn- 
vater Jahn ſuchte dieſe nationale Erziehung 
mit einer körperlichen Erziehung durch die 
Einführung des regelmäßigen Schülerturnens 
zu verbinden. Der Herrnhuter Schleier 
macher weckte das in Notzeiten ja immer 
wieder aufkeimende religiöſe Empfinden zu 
ſchönſter Blüte. Ernſt Moritz Arndt 
ſang ſeine Freiheitslieder und ſtellte das flam- 
mende Pathos ſeiner Sprache in den Sienſt der 
guten Sache. So ſtark war der geiſtige Hunger, 
daß der Staat den Beſtrebungen, in Berlin eine 
Aniverſität zu gründen, trotz der jammer- 
vollen Finanzlage nicht widerſprechen konnte. 
Mit der ſittlichen und geiſtigen Erneuerung 
allein wäre praktiſch noch nicht viel auszurichten 
geweſen. Aber ihr folgte auch eine umſtürzende 
Reform auf ſtaatlichem Gebiete. 
Nachdem man ſich darüber klar geworden war, 
daß die alte Form der Regierung und Ver- 
waltung durchaus verſagt hatte, berief man 
an Stelle Hardenbergs den Freiherren 
von Stein und vertraute ihm mit ziemlich 
großen Vollmachten das Reformwerk an. Stein 
war der Anſicht, daß ein Staatsweſen ſich nur 
dann gedeihlich entwickeln könne, wenn alle 
feine Bürger in perſönlicher und politiſcher 
Freiheit direkt oder indirekt ſich an den Auf- 
gaben des Gemeinwohls tätig beteiligten. Der 
Verwaltung wurde eine ſtraffere Zentraliſation 
gegeben. Die Pvovinzial-Miniſterien wurden 
abgeſchafft und dafür Fach-Miniſterien errichtet. 
An die Spitze der Provinzentreten Verwaltungs- 
beamte, die mit der Rechtſprechung und jeder 
Art von Gerichtsbarkeit nichts zu tun haben. 
Dagegen wurden die Befugniſſe der ſtändiſchen 
Vertreterverſammlungen in den Provinzen und 
Kreiſen weſentlich erweitert. Von einſchneiden⸗ 
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der Bedeutung aber war es, daß Stein ſich dazu 
entſchloß, den Städten die Selb ſt⸗ 
verwaltung zu geben. Die Hoheits- 
rechte des Staates wurden auf das Gerichts- 
weſen und das Polizeiweſen beſchränkt. Aus 
ihrer Mitte wählten alle ſtimmfähigen Bürger 
die Stadtverordneten. Deren Beſchlüſſe hatte 
dann die von ihnen gewählte Stadtverwaltung, 
der Magiſtrat, unter ihrer Aufſicht auszuführen. 
An Stelle des Zunftzwanges und der Verkaufs- 
monopole trat die Gewerbefreiheit, 
die dem Handel die Arme zum Wettbewerb frei- 
gab. Sie perſönlichen Verhältniſſe der Land- 
bewohner wurden den Anſchauungen der Zeit 
entſprechend geändert. die Erbunter- 
tänigteit wurde aufgehoben und 
jeder Standesunterſchied beſeitigt. Etwas 
ſpäter erfolgte dann in konſequenter Durch- 
führung dieſes Gedankens auch die Befreiung 
der Zuden von den fie körperlich, rechtlich und 
politiſch einengenden Feſſeln. 50 000 Fa- 
milien von Somänenbauern haben damals 
das von ihnen bebaute Land als freies Eigen- 
tum erhalten. die Finanzen wurden 
durch ein klares Steuerſpſtem in kurzer Zeit 
aus einem hoffnungsloſen Zuſtande ſo gebeſſert, 
daß der völlige Zuſammenbruch vermieden 
werden konnte. Fede Steuerfreiheit, natürlich 
auch die des Adels, wurde aufgehoben. Man 
führte eine Einkommenſteuer, eine Gewerbes, 
Erbschafts-, Stempel- und Zeitungsſteuer ein, 
man ging ſogar ſoweit, dem Papiergeld einen 
Zwangskurs zu geben, und die Be- 
amtengehälter herabzuſetzen. 
Daneben ging eine ebenſo großzügige Ne- 
form des Heeres, das ja bei Jena und 
Auerſtädt fo ſehr verſagt hatte. An Stelle des 
Werbeſyſtems ſetzte man die allgemeine 
Wehrpflicht, zu deren Erfüllung ſich 
keiner vertreten laſſen durfte. Der Weg ins 
Offizierkorps wurde auch den Bürgerlichen er⸗ 
öffnet, und Offizier konnte nur der werden, 
der zunächſt als gewöhnlicher Sol dat eingetreten 
war und in einem Examen ſeine Eignung 
zum Offizier dargetan hatte. Da das Heer ja 
nicht mehr als 42000 Mann betragen durfte, 
täuſchte Scharnhorſt durch ſein Krümper⸗ 
Syſtem, nach dem alle vier Monate die 
alten Mannſchaften durch neue ausgetauſcht 
wurden, den Feind über die wirkliche Stärke 
des preußiſchen Heeres. 
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Napoleon hatte geglaubt, durch den Erlaß 
der Kontinentalſperre, die allen 
Geſchäftsverkehr mit England verbot, und die 
Wegnah me aller engliſchen Waren befahl, ſeinen 
Gegner England, den er ja militäriſch nicht 
faſſen konnte, ins Herz zu treffen. Aber gerade 
die Kontinentalſperre ſollte es ſein, die die 
Fundamente ſeiner Herrſchaft erſchüttertn. 
Selbſt in Frankreich fühlte man die ſchweren 
wirtſchaftlichen Folgen ihrer ſtrengen Anwendung 
und wehrte ſich dagegen. England wußte kluge 
Gegenmaßregeln zu treffen. Es blockierte alle 
franzöſiſchen und die unter franzöſiſcher Aufficht 
ſtehenden Häfen, legte eine hohe Beſteuerung 
den Neutralen auf und nahm alle mit einem 
franzöſiſchen Paſſe verſehenen Schiffe in Be- 
ſchlag. Schleichhandel und ein brutaler Kaper⸗ 
krieg blühten in einer das ganze Feſtland 
ſchädigenden Weiſe. Trotzdem Napoleon ſah, 
daß die anfänglichen finanziellen und kommer⸗ 
ziellen Vorteile für Frankreich ſich bald in das 
Gegenteil verkehrten, hielt er an der Kon- 
tinentalſperre feſt. Eine Auswirkung dieſes 
Eigenſinns iſt zunächſt der Aufſtand in Spanien, 
den er nicht zu bezwingen vermochte, und ſpäter 
die Auflehnung Rußlands, die zum Kriege 
1812 führte. Es waren zwar auch noch andere 
Gründe vorhanden, die den Zaren veranlaßten, 
ſich endlich aufzuraffen. Napoleon hatte die 
Einverleibung Nord-Hannovers, Oldenburgs, der 
Hanſaſtädte und Hollands in das franzöſiſche 
Kaiſerreich durch eine einfache Verfügung voll⸗ 
zogen. Die Beraubung ſeiner oldenburgiſchen 
Verwandten, ſowie die Surchkreuzung feiner 
Abſichten auf Polen durch die Vergrößerung 
des Großherzogtums Warſchau nach dem fran- 
zöſiſch-öſterreichiſchen Kriege von 1809 gaben 
dem Zaren endlich die Entſchlußkraft, es zu 
einem Entſcheidungskampfe kommen zu laſſen. 
Es iſt bekannt, daß nach dem Brande Mo s- 
kaus das glänzende Heer Napoleons völlig 
zuſammenbrach und nur einzelne Teile ſich 
retten konnten. Napoleon verkannte die 
Schwierigkeit der Lage nicht. Er war eiligſt 
nach Paris gegangen, um mit allen Mitteln 
den ſchwankenden Bau ſeiner Herrſchaft zu 
ſtützen. Hatte er ſich in Rußland auch eine 
Niederlage geholt, jo glaubte er doch, Oſterreich 
wie Preußen derart geſchwächt, daß ſie nicht 
daran denken konnten, ſich offen gegen ihn auf⸗ 
zulehnen. Da trat in der berühmten Kon 


vention von Tauroggen Generai 
Vork, der Führer der preußiſchen Streitkräfte 
im franzöſiſchen Heere, offen zu den Ruſſen 
über. Stein erſchien in Königsberg und leitete 
die allgemeine Erhebung Oſtpreußens in die 
Wege, und wenige Wochen ſpäter am 17. März 
1815 erließ Friedrich Wilhelm III. ſeinen 
Aufruf „An mein Volk!“ 

Es folgte nun eine nationale Erhebung 
des ganzen preußiſchen Volkes, wie ſie in der 
Geſchichte ohnegleichen iſt. Jeder einzelne 
opferte an Gut und Blut dem Staate ſein 
Letztes. „Es iſt die reinſte und ſchönſte 
VBolkserhebung aller Zeiten, in 
der ein ganzes Volk die letzten Trümmer ſeiner 
Habe, ſeine geſamten geiſtigen und körperlichen 
Kräfte an die Idee des Vaterlandes, des 
Staates ſetzte. Es war der weltgeſchichtliche 
Augenblick, da preußiſches Staats- und deutſches 
Nationalgefühl ineinanderfloſſen. Ins Feld 
zog das ſtärkſte Auf gebot, das Oeutſchland ſeit 
der Urzeit jemals erlebt hatte, von je 17 Be- 
wohnern ein Krieger. Die Blüte des geſamten 
Volkes, das erſte Heer der modernen allgemeinen 
Wehrpflicht; es war, wie der Dichter ſang, 
ein heiliger Krieg, dem die ſchönſte 
patriotiſche Sichtung aller Zeiten die Weihe 
gab. Was ihm im Anterſchied von anderen 
Erhebungen das beſondere Gepräge lieh, war 
die führende Teilnahme der Gebil deten, die 
doch die vollkommene Verſchmelzung mit dem 
gemeinen Manne des Volkes nicht ausſchloß. 
Damals hat ſich das deutſche Studententum 
feinen Ehrenplatz in der Reihe der Vaterlands⸗ 
verteidiger geſichert.“ (Baſſenge a. a. O. 
S. 79.) 

Im Nordweſten beginnt der Kampf. Am 
17. März 1815 werden die Franzoſen aus 
Hamburg verjagt und über die Elbe geworfen. 
Die Franzoſen müffen kurz darauf, von allen 
Seiten bedrängt, auch Sachſen räumen. Die 
verbündeten Monarchen ziehen in Dresden ein, 
vermögen aber den ſchwankenden König von 
Sachſen nicht zum Anſchluß zu bewegen. Die 
folgenden Ereigniffe ſcheinen dieſem recht zu 
geben, denn es gelang der überlegenen Kriegs- 
kunſt Napoleons, die Verbündeten bei Groß 
Görſchen und bei Bautzen empfind- 
lich zu ſchlagen und ſich wieder in den Beſitz 
von Sachſen zu ſetzen. Napoleon bot jetzt, 
weil er glaubte, das junge Bündnis wieder 
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ſprengen zu können, einen Waffenſtillſtand 
an, der auch angenommen wurde. Aber der 
Kaiſer hatte ſich getäuſcht Der Bund hielt 
feſt und fand durch Oſterreich eine weſent⸗ 
liche Verſtärkung. Auch Schweden trat 
dem Bündnis bei, und England verſprach 
ſelbſtverſtändlich reichliche Hilfsgelder. Das 
wechſelnde Kriegsglück und den endgültigen 
militäriſchen und politiſchen Sieg kann jeder 
in den zahlreich vorhandenen Geſchichtswerken 
leicht nachleſen. Napoleon wurde vom eigenen 
Volke des Thrones verluſtig erklärt und auf 
die Inſel Elba verbannt. Die Bourbonen be- 
ſteigen wieder Frankreichs Thron. Des unter 
der Guillotine geendeten Ludwigs XVI. Bruder 
wird als Ludwig XVIII. Herrſcher über die 
franzöſiſchen Gebiete, die am 1. Januar 1792 
franzöſiſch waren. Frankreich erhält einen 
ſehr milden Frieden. Es braucht keine 
Kriegsentſchädigung zu bezahlen und 
nicht einmal die geraubten Kunſtſchätze wieder 
herauszugeben. Da eine ganze Menge Gebiets- 
fragen natürlich ſtrittig waren, und man jetzt 
endlich einmal eine gründliche Regelung der 
europäiſchen einzelſtaatlichen Verhältniſſe vor⸗ 
nehmen wollte, ſo berief man die europäiſchen 
Staaten zu einem Kongreß nach Wien. 
Als Gäſte des Kaiſers von Sſterreich ſetzten ſich 
der Zar, die drei Könige, die es in Deutfchland 
gab, die meiſten regierenden deutſchen Fürſten 
und die Botſchafter faſt aller europäiſchen 
Staaten an den Verhandlungstiſch. Man war 
zuſammengekommen, um das „europäi- 
ſche Gleichgewicht“ wiederherzuſtellen, 
und dieſes ſchien bedroht, wenn Rußland in 
Europa und Preußen in Deutjchland zu mächtig 
wurden. Es iſt eine merkwürdige Erſcheinung, 
daß auf dieſem Kongreß der Vertreter des be- 
ſiegten Staates den größten Einfluß beſeſſen 
hat. Talleyrand, Frankreichs Geſandter, 
wußte innerhalb des Kongreſſes eine Ko a- 
lition gegen Preußen und Nuß 
land herbeizuführen, die ſich gegenſeitig die 
Anterſtützung ihrer Anſprüche zugeſichert hatten. 
Rußland verlangte ganz Polen und wäre 
damit der mächtigſte Staat in Europa geworden. 
Grund genug für die übrigen europäiſchen 
Staaten, dagegen zu fein. Preußen ver- 
langte den geſamten Beſitzſtand des König⸗ 
reichs Sachſen und wäre damit zur unbedingten 
Vormacht in Mitteleuropa geworden. Grund 
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genug für die übrigen deutſchen Staaten, dieſen 
Anſpruch abzulehnen. Talleprand ſchlug ſich 
auf die Seite der Gegner von Preußen und 
Rußland und wußte dort die Stimmung ſo 
zu ſchüren, daß der Kongreß in Gefahr war, mit 
einem neuen Kriege zwiſchen den beiden 
ſich gegenüberſtehenden Gruppen zu enden. 
Da tauchte urplötzlich Napoleon wieder 
an der Südküſte Frankreichs auf. Im Triumph⸗ 
zuge eilt er unter dem Jubel der Bevölkerung 
nach Paris. Stündlich mehrte ſich die Zahl 
der Sol daten, die einſt unter feinen Adlern ge- 
kämpft hatten und ſich ihm jetzt wieder zur Ver⸗ 
fügung ſtellten. Der Wiener Kongreß vergißt 
raſch alle Gegenſätze, ſtellt ein großes Heer auf, 
das von dem Oeutſchen Blücher und von 
dem Engländer Wellington geführt wird, 
und die Schlacht bei Waterloo be 

ſiegelt endgültig Napoleons Schickſal. Er er- 

gibt ſich den Engländern und wird von 

ihnen auf der einſamen Inſel St. Helena 

bis zu feinem Tode in harter freudloſer Haft 

gehalten. 

Im zweiten Pariſer Frieden kommt Frank- 
reich nicht ſo glimpflich weg. Diesmal muß e 
eine Kriegsentſchädigung in Höhe von 700 000 
Franks bezahlen, und man findet endlich auch, 
gedrängt durch Blüchers Energie, den Mut, 
die geraubten Kunſtſchätze wieder zurückzu- 
verlangen. Die von deutſchen Freiheitskämpfern 
erhobene Forderung, das alte deutſche Elſaß 
wieder an Seutſchland abzutreten, fand keine 
Berückſichtigung, hauptſächlich deshalb, weil 
man nicht wußte, in welcher Form dieſe Ab- 
tretung erfolgen ſollte. Faßt man die Ergeb- 
niſſe der Wiener Schlußakte und des zweiten 
Pariſer Friedens zufammen, fo find von nun 
ab die Verhältniſſe in Europa wie folgt geregelt. 
Das beſte Geſchäft machten Ruß- 
land und England. Rußland bekam 
den größten Teil des Großherzogtums Warſchau 
und vereinigte ihn mit den polniſchen Gebieten, 
die es bisher beſaß, zu einem Königreich Polen, 
deſſen König der Zar war. England ent- 
ſchädigte ſich durch Kolonien für die angeblichen 
großen Einbußen der Kontinentalſperre. Es 
waren das aber nicht etwa nur Zeile franzöſiſcher 
Kolonien, ſondern England ließ ſich von dem 
holländiſchen Kolonialgebiet die wertvollen Zeile 
Ceylon, Malakka und das Kapland und von 
däniſchem Beſitz die Inſel Helgoland zuſprechen. 


Dazu bekam es die ſtrategiſch ſehr wichtige 
Inſel Malta. Holland erhielt die früheren 
öſterreichiſchen Südprovinzen (ungefähr das 
heutige Belgien) und vereinigte ji mit dieſem 
Teile zum Königreich der Niederlande, das die 
Oranier als erbliche Monarchie erhielten. Wil⸗ 
helm I. erhielt außerdem noch das Großherzog⸗ 
tum Luxemburg, das allerdings ein Glied des 
deutſchen Bundes bleiben ſollte. Italien 
wurde vollkommen zerſtückelt. Man gab die 
Herzogtümer Parma, Piacenza und Guaſtalla 
der zweiten Gattin Napoleons mit der Be- 
ſtimmung, daß ſie ſpäter an die ſpaniſchen 
Bourbonen fallen ſollten. Oer Kirchenſtaat 
wurde wiederhergeſtellt. Genua kam zum 
Königreich Sardinien, und Neapel erhielten 
die Bourbonen. Modena und Toskana kamen 
an öſterreichiſche Erzherzöge. Preußen 
verlor große Teile ſeines polniſchen Gebiets, 
Oſtfriesland, Hildesheim, Goslar und die Mark- 
grafſchaften in Franken, bekam aber dafür 
die wertvollen Rheinlande, faſt die Hälfte von 
Sachſen und das Herzogtum Lauenburg, das 
es bereits 1816 an Dänemark gegen Schwediſch⸗ 
Pommern mit Rügen eintauſchte. Öfter- 
reich erhielt den größten Teil ſeiner früheren 
polniſchen Beſitzungen zurück mit Ausnahme 


von Krakau, ferner bekam es Salzburg und 
Tirol mit Vorarlberg, Kärnten, Krain, 
Iſtrien, Dalmatien, die Lombardei und DBe- 
netien. Deutſchland erhielt durch die deutſchen 
Bundesakte vom 8. Funi 1815 eine lockere 
Verfaſſung. 39 ſouveräne Fürſten und 4 freie 
Städte vereinten ſich im deutſchen Bunde, 
der völkerrechtliche Geltung hatte. Unter den 
Bundes mitgliedern befanden ſich als Beſitzer 
von Hannover, Luxemburg und Holitein auch 
die Könige von England, der Niederlande und 
von Dänemark. Schon das allein hinderte 
eine geſunde nationale Entwicklung dieſes künſt⸗ 
lichen Gebildes. Sſterreich und Preußen waren 
nur für die Teile Mitglieder des Bundes, die 
früher innerhalb der alten Reichsgrenzen lagen. 
Ein viertes Königreich war mit Hannover zum 
Bunde gekommen, das von Preußen Oſtfries⸗ 
land, Hildesheim und Goslar erhielt. Bayern 
wurde durch Ansbach, Bayreuth, Würzburg 
und Aſchaffenburg, das Großherzogtum Heſſen 
durch Worms und Mainz entſchädigt. Die 
beiden Mecklenburg, Luxemburg, Oldenburg 
und Sachſen-Weimar werden Großherzogtümer. 
Die Vertretung des deutſchen Bundes hat 
der Bundesrattag in Frankfurt 
am Main, deſſen Vorſitz bei Öfterreich liegt. 


DER WEG ZUM NEUEN KAISERREICH 


greſſes fanden ebenſo wenig bie 

Zuſtimmung der Bevölkerung in 

Deutſchland wie die innerpolitiſche 
Haltung der Regierungen nach den Befreiungs- 
kriegen. Das Volk, das ſein Letztes für die 
Befreiung hingegeben, und das ſeinen Fürſten 
nicht nur den Thron, ſondern auch deſſen Sou⸗ 
veränität dem Auslande gegenüber geſichert 
hatte, glaubte durch die Großtaten, die es mit 
Anſpannung der letzten Kräfte vollbracht hatte, 
ein Anrecht darauf zu haben, die Geſchicke 
des Landes, wenn auch nicht zu leiten, ſo doch 
mitzubeftimmen. Die Lehren der franzöſiſchen 
Revolution hatten ja auch in Heutſchland den 
Wunſch nach einem freiheitlichen Staatsgebilde 
lebendig werden laſſen. Hatte man auch zu- 
nächſt lediglich aus Auflehnung gegen die 
Fremdherrſchaft und aus ehrlichſtem Patriotis- 
mus zu den Waffen gegriffen, ſo war man doch 


pP ie Entſcheidungen des Wiener Kon- 


mit der Hoffnung heimgekehrt, daß den einzelnen 
Staaten eine Verfaſſung zum Zeichen dafür 
gegeben würde, daß man regierungsſeitig die 
politiſche Mündigkeit der Bevölkerung aner- 
kannte. Auf Seiten der Fürſten und der leiten⸗ 
den Staatsmänner kannte man dieſe Wünſche 
der Bevölkerung genau und hatte ſich, ſolange 
der Kampf noch anhielt, mit dem Gedanken 
eines konſtitutionellen Staatslebens bereits ab- 
gefunden. Denn im 15. Artikel der Bundes- 
verfaſſung hieß es „in allen Bundes- 
ftaaten wird eine landſtändiſche 
Verfaſſung ftattfinden“ Der Er- 
füllung dieſes Verſprechens ſtand aber die in⸗ 
zwiſchen geſchloſſene heilige Allianz 
entgegen. Dieſer auf völlig romantiſcher Grund- 
lage geſchloſſene Bund, deſſen geiſtiger Vater 
der Zar Alexander I. war, verpflichtete ſeine 
Mitglieder, die Grundsätze des Chriſtentums 
zur alleinigen Richtſchnur ihrer inneren und 
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äußeren Politik zu machen. Die Wahrung des 
Beſtehenden, an dem Frevel zu rütteln ſei, und 
die „väterliche Regierung“ waren Hauptmerk⸗ 
male dieſer wenigſtens für Oeutſchland nicht 
mehr zeitgemäßen Regierungsweiſe. Weite 
Kreiſe der deutſchen Patrioten und vor allen 
Dingen die ſtudentiſche Jugend, die im Frei- 
heitskampfe für die deutſche Sache ſo große 
Opfer gebracht hatte, ſahen in der Nichtein- 
löſung des ihnen zum mindeſten indirekt ge⸗ 
gebenen Verſprechens einen Wortbruch. 
Dieſe Erbitterung aber ſchwächte den nationalen 
Gedanken in den Kreiſen der Patrioten keines- 
wegs. Im Gegenteil, die verärgert beifeite 
Stehenden wurden gerade zu Bannerträgern 
aller gut deutſchen Gefühle. In der deut⸗ 
ſchen Burſchenſchaft, die am 12. Juni 
1815 in Jena von einer großen Zahl von Stu- 
denten gegründet wurde und die ſehr ſchnell 
auf faſt allen deutſchen Aniverſitäten begeiſterte 
Anhänger gewann, wurde bald der Mittelpunkt, 
um den ſich alle die ſammelten, die die politiſche 
Freiheit und die Einheit des geſamten deutſchen 
Vaterlandes erſtrebten. „Gott, Freiheit, 
Vaterland!“ hatten die Burſchenſchaftler 
auf ihre Fahnen geſchrieben. Und mit Vaterland 
meinten fie nicht etwa den deutſchen Ceilſtaat, 
in dem ſie geboren und deſſen Bürger ſie waren, 
ſondern das große deutſche Bater- 
land, deſſen ſtaatliche Einigung ſie erſehnten. 
Als ihre Farben wählten ſie deshalb ſ ch wia r z⸗ 
rot- gold, von denen fie glaubten, daß ſie 
die Farben des alten deutſchen Reiches geweſen 
ſeien. Ob dieſer Glaube richtig war, iſt ſtrittig. 
Aber für die Beurteilung des Wollens der 
Burſchenſchafter unweſentlich. Sie jedenfalls 
waren davon überzeugt, daß es die Farben des 
deutſchen Kaiſerreiches waren, und wollten 
dadurch, daß ſie ſie trugen, zeigen, daß ſie alle 
ihre Kräfte einſetzen wollten für das Neu- 
erſtehen eines großen deutſchen Kaiſerreiches. 
Auch der Bundestag in Frankfurt iſt ja 1848 
derſelben Meinung geweſen, als er die gleichen 
Farben mit dem alten Reichsadler zum Bundes- 
banner erklärte. In unſeren Tagen, wo der 
leidige Flaggenſtreit ſoviel böſes Blut macht, 
lohnt es ſich vielleicht, darauf hinzuweiſen, aus 
welchen Gründen Bismarck, als er den nord⸗ 
deutſchen Bund gründete, nicht auch dieſe 
Farben als Bundesfarben wählte. Im Kriege 
1866 hatte das 8. deutſche Armeekorps, zu dem 
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Württemberg, Baden und geſſen die Truppen 
ſtellten, mit einer ſchwarz-rot-goldenen Arm⸗ 
binde als Feldzeichen gegen die Preußen, 
gefochten. Für Preußen waren darum 
dieſe Farben unannehmbar. Die neue Bundes- 
flagge, die ſpäter zur Reichsflagge werden 
ſollte, war eine ganz neue Bujammen- 
ſetzung aus den brandenburgiſchen Farben 
weiß-rot und den preußiſchen Farben ſchwarz⸗ 
weiß. 

Die Burſchenſchaften erregten ſehr bald 
das Mißtrauen der „heiligen Allianz“, und das 
war ganz natürlich. Weder Rußland noch Öfter- 
reich hatten ein Intereſſe an einem feſtge⸗ 
ſchloſſenen deutſchen Reiche, da dieſes militäriſch 
und politiſch für ſie immer eine Gefahr bilden 
mußte. Aber auch in Preußen, wo man das 
Verſprechen einer Verfaſſung nicht einlöſen zu 
können glaubte, ſah man in den Burſchen⸗ 
ſchaften, die ja eine Reihe von freiheitlichen 
Forderungen aufgeſtellt hatten und die eine 
Verfaſſung forderten, eine Gefahr. Es kam zu 
dem bekannten Wartburgfeſt im Jahre 
1817, das an ſich am Jahrestage der Leipziger 
Schlacht das Gedenken an Luthers Reformation 
feiern wollte und auch ſicher in ſeinen offiziellen 
Teilen den Rahmen des Programms nicht 
überſchritten hat. Zum Schluß aber kam es, 
was bei der übermütigen Stimmung eines 
Stu dentenfeſtes ja nicht zu verwundern iſt, 
zu einigen Ausſchreitungen, die vielleicht nur 
ſcherzhaft gemeint waren, aber ſchwerwiegende 
Folgen nach ſich ziehen ſollten. Zunge Studenten 
hatten Perrücke, Zopf, Korporalſtock u. a. m. 
als Sinnbilder des Rückſchritts verbrannt und 
verhaßte Bücher von Schriftſtellern, die mit 
all ihrem Talent die Reaktion vertraten, mit 
in das Feuer geworfen. Bei dem Mißtrauen, 
mit dem die Allianz die Entſtehung und die 
Ausbreitung der Burſchenſchaft verfolgt hatte, 
mußte dieſer unvorſichtige Scherz als ein 
ſtaats feindlicher Akt angeſehen wer- 
den. Die Burſchenſchaften wurden von nun 
ab ſorgfältig überwacht und ihnen allerlei 
Schwierigkeiten bereitet. Fanatiſcher Idealis⸗ 
mus führte die Hand des jungen Fenenfer 
Burſchenſchafters Sand, als er den „Dich- 
ter“ und ruſſiſchen Staatsrat Kotzebue er- 
dolchte, von dem man wohl annehmen 
kann, daß er im Dienft der ruſſiſchen Spionage 
ſtand. Die unüberlegte und ſelbſtverſtändlich zu 


verurteilende Bluttat gab Metternich den er⸗ 
wünſchten Anlaß, gegen die Burſchenſchaften 
und alle Vereinigungen, die ähnlichen Zielen 
zuſtrebten, auf das ſchärfſte vorzugehen. Er 
rief die deutſchen Minifter zu einer Kon- 
ferenz nach Karlsbad zuſammen, und 
man beſchloß dort, die Auflöſung der Burſchen⸗ 
ſchaften, das Aufſichtsrecht landesherrlicher Kom⸗ 
miſſare über die Aniverſitäten, eine ſcharfe 
Preßzenſur und die Einſetzung einer Zentral- 
unterſuchungskommiſſion in Mainz, 
die gegen die vermeintliche ſtaatsumwälzende 
Verſchwörung gerichtet fein ſollte. In Wirk⸗ 
lichkeit wollte man aber damit das freiheitlich 
gefinnte Bürgertum treffen. Preußen ließ ſich 
von den beiden Genoſſen in der heiligen Allianz, 
die wohl wußten, was ſie damit 
taten, zu beſonderer Härte aufhetzen. Gegen 
Männer, die um Preußen unſterbliche Verdienſte 
hatten, wie den Turnvater Jahn und Ernſt 
Moritz Arndt, wurde in der ſchmählichſten 
Weiſe vorgegangen, und Männer von der Be- 
deutung eines Gneiſenau, von Boyen, 
von Grolmann und Wilhelm von 
Humboldt fielen in Angnade. Aber durch 
ſolche Gewalt maßregeln ließ ſich dieſe tief⸗ 
wurzelnde nationale Bewegung nicht mehr 
unterdrücken. Von nun an beginnt der Kampf 
zwiſchen dem Fortſchritt, dem Liberalismus, und 
dem Kückſchritt, der Reaktion. 

Die rückſichtsloſe unterdrückung aller Be⸗ 
ſtrebungen, die auf die Einführung einer Ver⸗ 
faſſung gerichtet waren, durch die preußiſche 
Regierung, erſtickte faſt das noch fo junge, ge- 
meinſame deutſche Nationalgefühl. Senn in 
Süddeutſchland hatten die Fürſten ſchon nach 
kurzer Zeit den Wünſchen der Bevölkerung, an 
der Regierung mit teilzunehmen, durch Ver⸗ 
leihung von Verfaſſungen nachgegeben. Der 
kluge Herzog Auguſt Wilhelm von 
Weimar, der Freund Goethes, war ihnen 
ſchon im Fahre 1816 damit vorangegangen. 
In Bayern, in Baden und in Heſſen 
wurden in den nächſten Jahren Verfaſſungen 
eingeführt. In Württemberg, wo man dabei 
die alten Rechte der Bevölkerung zu wenig 
geachtet hatte, gelang es erſt nach Überwindung 
einiger Schwierigkeiten. Preußen aber wurde 
nicht zum wenigſten deshalb in Süddeutſchland 
ſo verhaßt, weil es für dieſe natürliche Zeit⸗ 
ſtrömung kein Verſtändnis hatte. 
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Preußen jedoch hatte für Deutjchland erſt 
noch eine andere Arbeit zu erfüllen. Es war 
durch die Kriegsjahre ſo ſtark geſchwächt worden, 
und hatte nach dem Kriege ſoviel neue Landes- 
teile erworben, daß es ſich erſt in jahrzehnte⸗ 
langer Arbeit die Kraft zur Führerſchaft in 
Deutſchland erwerben mußte. Preußen war 
ja jetzt erſt aus einem oſtelbiſchen, zum Teil 
polniſch-nordiſch orientierten Lande ein deut⸗ 
ſcher Staat geworden, der ſüdweſtwärts bis 
an den Rhein reichte und der darum den Verluſt 
ſlawiſcher Gebiete leicht verſchmerzen konnte. 
Das Verwaltungsſyſtem des Freiherrn von 
Stein bewährte ſich auch jetzt wieder auf das 
glänzendſte. Seine Klarheit und Einfachheit 
trug viel dazu bei, die neuerworbenen Landes⸗ 
teile ſchnell feſt an den Staat zu ſchließen. Die 
Finanzen wurden einheitlich geregelt und für 
das ganze Land gleichmäßig direkte und in- 
direkte Steuern eingeführt. Dem Verkehrs- 
weſen, das ja damals überhaupt in Deutjch- 
land einen großen Aufſchwung nahm, wurde in 
Preußen beſondere Auf merkſamkeit und tat⸗ 
kräftige Unterftügung gewidmet. 1821 verkehrte 
die euſte Schnell poſt zwiſchen Koblenz, 
Köln und Süſſeldorf. 1825 wurden Schnellpoſt⸗ 
Linien im ganzen Lande eingeführt. 1827 
gab es bereits 114 Linien; 10 Jahre ſpäter 
hatte ſich ihre Zahl bereits auf 182 geſteigert. 
Der Kampf zwiſchen dieſer an ſich gewiß vor⸗ 
züglichen Verkehrseinrichtung mit den Eiſen⸗ 
bahnen mußte zu Angunſten der Schnellpoſt 
ausfallen, wenn ſie ſich auch tapfer gegen den 
überlegenen Gegner gewehrt hat. Schon da- 
mals hat ein gelehrter Volkswirtſchaftler klar 
erkannt, welche Vorteile der durch die Eiſen⸗ 
bahnen ermöglichte ſchnelle Verkehr zwiſchen 
den einzelnen Ländern für die nationale Einigung 
Deutſchlands haben würde. Mit großer Bered- 
ſamkeit trat Friedrich Liſt damals ſchon 
für ein geſamt deutſches Eifen- 
bahnweſen ein, das wir ja erſt nach dem 
Kriege bekommen haben. In gleicher Weiſe 
wie zu Lande hatte ſich der Verkehr auf den 
Waſſerſtraßen entwickelt. Schon 1816 befuhren 
die erſten Dampfer den Rhein, 1825 begann die 
Dampfſchiffahrt auf der Oder, 1857 auf der 
Elbe. And bald wagten ſich deutſche Schiffe 
unter eigener Flagge auch wieder auf das Welt⸗ 
meer, von den Engländern damals noch nicht 
als Konkurrenz gefürchtet. 
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Ein wichtiger vorbereitender Schritt zur 
Einigung Seutſchlands wurde mit der Er- 
richtung des Zollvereins getan. 
Preußen war in dieſer Hinſicht ganz ſyſte matiſch 
vorgegangen. Es hatte 1818 alle Waſſer- und 
Binnenzölle aufgehoben und das ganze Land 
zu einem einheitlichen Zollgebiet gemacht, an 
deſſen Auslandsgrenzen nur Zölle erhoben 
wurden. Das mußte natürlich zu einer Gegen- 
bewegung führen. Es wurde ein mittel deutſcher 
und auch ein ſüddeutſcher Zollverein gegründet. 
Preußen aber führte mit dieſen nun nicht etwa 
Zollkriege, ſondern ſuchte ſie zu überzeugen, 
daß ſie, alle drei zu einem Zollgebiet vereinigt, 
eine große wirtſchaftliche Macht bilden würden, 
deren Vorteile jedem einzelnen zugute kommen 
müßten. Da Preußen klug genug war, bei 
dieſen Verhandlungen auch Opfer zu bringen, 
ſo gelang es ihm im Jahre 1854, die meiſten 
deutſchen Staaten zum deutſchen Zollverein 
zuſammenzuſchließen. Wie richtig England 
dieſen wirtſchafts⸗-politiſchen Erfolg bewertete, 
kann man daraus erkennen, daß es ſofort alle 
ſeine Machtmittel gebrauchte, um Hannover 
mit Braunſchweig und Oldenburg zu dem 
niederſächſiſchen Steuerverein 
zuſammenzuſchließen, der ihm wenigſtens dieſe 
Gebiete wirtſchaftlich ſichern ſollte. 

Von entſcheidender Bedeutung für die 
Zukunft DSeutſchlands war aber die muſter⸗ 
gültige Geſtaltung, die Friedrich Wilhelm dem 
preußiſchen Heere zu geben wußte. 
Der Scharnhorſtſche Gedanke der allge- 
meinen Wehrpflicht, der 1815 mit 
ſo großer Begeiſterung vom ganzen Volke auf⸗ 
genommen worden war, wurde feſtgehalten. 
Preußens erſter Kriegsminiſter v. Boyen 
iſt der Schöpfer des muſterhaften Geſetzes über 
die Verpflichtung zum Kriegs- 
dienſte, das 100 Jahre lang Preußen und 
damit dem deutſchen Volke die Waffen zum 
Kriege ſcharf gehalten hat. Die Hauptbeftim- 
mungen dieſes Geſetzes ſollen darum auch hier 
eine Stelle finden. Jeder Eingeborene war 
verpflichtet zur Verteidigung des Vater⸗ 
landes und gehörte vom vollendeten 20. bis 
25. Jahre dem ſtehenden Heere an 
und zwar drei Fahre bei der Waffe und zwei 
Jahre auf Urlaub. Alle nicht zum Dienft heran⸗ 
gezogenen jungen Männer, die aus dem Heere 
heraustretenden Mannſchaften und die Wehr⸗ 
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fähigen vom 26. bis 32. Jahre bilden die 
Landwehr erſten Aufgebots, die 
im Kriege zur Anterſtützung des ſtehenden 
Heeres diente, und vom 55. bis 59. Jahre die 
Landwehr zweiten Aufgebots, 
die für die Verſtärkung der Garniſonen und zu 
Beſatzungen der Feſtungen beſtimmt war. Alle 
weder zum ſtehenden Heere noch zur Land- 
wehr gehörigen rüſtigen Männer vom 17. bis 
50. Jahre bilden den Lan dſtur m, der 
zur Verteidigung der von Feinden überfallenen 
Heimatpropinz nur auf königlichen Befehl zu- 
ſammentritt. Befreit vom Kriegsdienſte 
ſind die königlichen Prinzen und die Mitglieder 
der mediatiſierten Häuſer. Freiwillige, 
die eine gewiſſe Bildung nachweiſen und ſich 
auf eigene Koſten bewaffnen und bekleiden 
können, brauchen nur ein Fahr in einem 
Jäger- oder Schützenkorps zu dienen und 
treten nach zweijähriger Beurlaubung, z. T. 
als Offiziere, zur Landwehr über. 

Das Geſetz gelangte nicht ohne Schwierig ⸗ 
keiten zur Annahme. Zunächſt machte natür⸗ 
gemäß der Finanz miniſter ſeine ſchwerwiegenden 
Bedenken geltend. Liberale Kreiſe glaubten 
mit einer Miliz auskommen zu können. Die Hof⸗ 
und Militärpartei dagegen ſah in der Land- 
wehr eine revolutionäre, militäriſch wenig 
brauchbare Schöpfung. Boyens zäher Wider- 
ſtand aber ſetzte ſich durch, und ſo ſchuf er 
Preußen und Oeutſchland das Inſtrument zu 
ihrer künftigen Größe. 

Auch das geiſtige Leben wurde 
noch unter Friedrich Wilhelm III. mit allen 
Mitteln gefördert. Zu der neugegründeten 
Aniverſität Berlin traten die Aniverſitäten 
Breslau und Bonn. Die altehrwürdige Uni- 
verſität zu Wittenberg, die jetzt an Preußen ge- 
fallen war, wurde mit der zu Salle vereinigt. 
Alle Hochſchulen bekamen die zu ihrem Ausbau 
nötigen Mittel, ohne daß dabei nach der Finanz⸗ 
lage des Staates gefragt wurde. Dem Ausbau 
der höheren Schulen und der Volksſchulen 
wandte ſich das Intereſſe der Regierung be- 
ſonders zu. Man ſchuf die Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegien, eine Abiturientenordnung regelte 
gleichmäßig den Zugang zur Univerſität. 
Durch die Errichtung von ausgezeichneten 
Lehrerfeminaren wurde der Nachwuchs von 
tüchtigen Lehrkräften für die Volksſchulen 
ſichergeſtellt. 


Auch auf religiöſem Gebiete 
ſuchte der König ordnend einzugreifen. Durch 
die Bevölkerung der neuerworbenen Landes- 
teile war die Zahl der Katholiken auf ¼ der 
Einwohner des Staates geſtiegen. Dazu waren 
die Proteſtanten in Lutheraner und Refor⸗ 
mierte geſpalten, ſodaß es in Preußen drei ver⸗ 
ſchiedene ſich nicht gerade freundlich gegen⸗ 
überſtehende chriſtliche Bekenntniſſe gab. Es 
gelang des Königs perſönlichem Eingreifen 
gelegentlich der Jubelfeier der Reformation 
1817, die beiden evangeliſchen Kirchen ſeines 
Landes zur evangeliſchen Anion in 
der Form einer evangeliſch chriſtlichen Landes⸗ 
kirche zu verſchmelzen. Zunächſt aber blieb die 
Einigung eine rein äußerliche. Denn innerhalb 
der Landeskirche befehdeten ſich die beiden 
Richtungen eigentlich ſtärker als zuvor. Fahr⸗ 
zehntelang haben ſich dieſe Kämpfe noch hin⸗ 
gezogen. Auf die Dauer aber iſt das Ziel des 
frommen Königs erreicht worden. Die preu⸗ 
ßiſche Landeskirche bildet heute eine feſtge⸗ 
ſchloſſene Gemeinſchaft. Anangeneh mer ge- 
ſtaltete ſich das Verhältnis des preußiſchen 
Staates zu der katholiſchen Kirche. 
Die Verſetzung vieler Offiziere und Beamte 
der Stammlande in die RAheinprovinz und 
andere katholiſche Gegenden brachte es mit ſich, 
daß dort „Niſchehen“ zwiſchen Evange⸗ 
liſchen und Katholiken zuſtande kamen. Das 
preußiſche Landrecht beſtimmte, daß die Kinder 
dem Bekenntniſſe des Vaters zu folgen hatten, 
falls ein Ehevertrag dem nicht widerſprach. 
Die katholiſche Kirche erkannte dieſe Beſtim⸗ 
mung nicht an und verlangte vor jeder 
Trauung das Verſprechen katho⸗ 
liſcher Kindererziehung. Der 
Kampf zwiſchen Staat und Kirche wurde ziem⸗ 
lich heftig, bis der Erzbiſchof von Köln Oro ſte 
zu Viſchering eines Tages offen erklärte, 
daß bei ihm die Befehle des Papftes mehr 
Geltung hätten, als die Staatsgeſetze. Als er 
ſich kurz darauf erlaubte, in die Lehrfreiheit 
der Bonner Aniverſität einzugreifen, wurde 
er verhaftet. Dasſelbe geſchah dem Poſener 
Erzbiſchof Dunin, der den Standpunkt 
Droſtes teilte. Erſt Friedrich Wilhelm IV. 
führte nach der Freilaſſung der beiden Prä⸗ 
laten eine Verföhnung mit der Kirche herbei, 
bei der der Staat allerdings nicht allzu günſtig 
abſchloß. 


So war die lange Regierungszeit Friedrich 
Wilhelms III. im ganzen doch eine geſegnete 
geweſen. So tief Preußen auch während 
ſeiner Regierungszeit gefallen war, als er 1840 
ſtarb, hinterließ er einen feſtgefügten Muſter⸗ 
ſtaat. 

Während ſo Preußen unter einer muſter⸗ 
gültigen Verwaltung und Regierung, die aller⸗ 
dings das Volk von jedem Mitbeftimmungs- 
recht ausſchloß, in zielbewußter Arbeit alle 
ſeine Kräfte ausbildete, litt die Entwicklung der 
meiſten deutſchen Staaten in Nord- und Mittel- 
deutſchland unter innerpolitiſchen Zwiſtigkeiten 
oder verfehlten Maßnah men der Regierungen. 
Ein Anſtoß von außen ſollte eine Klärung der 
Verhältniſſe bringen. Die Fuli-Revo⸗ 
lution in Paris, die die Bourbonen end⸗ 
gültig vom franzöſiſchen Throne hinwegfegte, 
hatte in Seutſchland mancherlei Nachwirkungen. 
In Kurheſſen und Braunſchweig verjagte das 
Volk die unfähigen Fürſten, in Hannover er- 
zwang ein Aufſtand 1851 die Verfaſſung, und 
auch Sachſen mußte ſich dazu entſchließen, 
dem Volk einen Einfluß auf die Regierungs- 
geſchäfte zu geſtatten. Im Südweſten Oeutſch⸗ 
lands aber, wo man ja eine Berfaſſung bereits 
hatte, zeitigte die Zuli-Revolution andere Aus⸗ 
wirkungen. Sort ertönte aus den Kreiſen der 
Radikalen, die eine ziemliche Anhängerſchaft 
hatten, immer lauter der Ruf nach einer 
„deutſchen Republik“. Dieſe Rufe 
waren ein gefährliches Spiel. Aber im Kern 
diefer Forderung lebte doch auch wieder der 
Einbheitsgedanke. Man forderte keine 
badiſche und keine pfälziſche Republik, ſondern 
einen Freiſtaat, der ganz Oeutſchland um- 
faſſen ſollte-Wirrköpfe hatten auf dem „Ham- 
bacher Feſté, daß die mit der bayriſchen 
Regierung unzufriedenen Pfälzer im Mai 1832 
veranftaltet hatten, den Ruf nach der deutſchen 
Republik, ja ſogar nach einem republikaniſchen 
verbündeten Europa erhoben. Der Bundestag 
überſchätzte den politiſchen Einfluß dieſer un⸗ 
klaren Köpfe durchaus und die Gegenmaßregeln 
die er durch Beſchränkung des Preß- und Ver- 
ſammlungsrechtes ergriff, waren viel zu ſcharf. 
Die Reaktion darauf war der Frankfurter Putſch 
im folgenden Jahre, der Metternich Gelegenheit 
gab, noch ſchärfer einzugreifen. Liberale Wort⸗ 
führer wurden verfolgt und gefangen geſetzt, 
auf die Mitgliedſchaft in der Burſchenſchaft 
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ftand die Todesſtrafe. Die Verbitterung 
zwiſchen der national geſinnten Intelligenz und 
den Regierungskreiſen mit ihren Anhängern 
wurde immer ſtärker. Aber auch hier wieder 
vermochte dieſe Verbitterung den Einheits- 
gedanken nicht zu ſchwächen, der immer mehr 
auch öffentlich hervortrat. Auf den großen 
allgemeinen deutſchen Schützen, Sän- 
ger- und Turnerfeſten fühlte man 
ſich als Glieder eines Volkes. Das Kölner 
Dombaufeſt, bei dem Friedrich Wilhelm 
IV. eine von deutſchem Nationalbewußtſein 
erfüllte glänzende Rede hielt, war nicht eine 
katholiſche, nicht eine preußiſche, ſondern eine 
deutſche Angelegenheit. 

Dies ſtarke Gemeinſamkeitsgefühl zeigte 
ſich endlich auch einmal wieder, als das Ausland 
im Vertrauen auf die deutſche Uneinigkeit die 
Hand nach deutſchem Lande ausſtreckte. Das 
war zunächſt 1840, als die franzöſiſche Negie- 
rung, um den Mißerfolg in Agypten zu ver⸗ 
tuſchen, mit dem Säbel raſſelte und die Rhein- 
grenze bedrohte. Damals brauſte der Abwehr- 
ruf „wie ein Donnerhall“ durch die deutſchen 
Lande, die „Wacht am Rhein“ entſtand, und 
Hoff mann von Fallersleben dichtete auf Helgo- 
land „Oeutſchland, OSeutſchland 
über alles“. Die zweite gemeinſame 
Abwehrbewegung entſtand, als Dänemark die 
ſchleswig-holſteiniſchen Herzogtümer, deren 
Selbſtändigkeit garantiert war, zu Provinzen 
des Staates machen wollte. Beide Male ſah 
man auf Preußen als natürlichen Führer der 
nationalen Abwehrbewegung. 

Stärkere Wirkung noch als die Pariſer 
Juli-Revolution ſollte die Febru ar- Re- 
volution der Pariſer im Fahre 1848 auf 
Deutſchland ausüben. Sie iſt für die weitere 
Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe ſchon 
inſofern von Bedeutung, weil durch ſie der 
Neffe des erſten Napoleon Beherrſcher der 
franzöſiſchen Politik wird. Am 10. Dezember 
wird er mit 515 von 7 Millionen Stimmen 
zum „Präſidenten der Republik“ 
gewählt. Bisher hatte die Unſicherheit der 
innerpolitiſchen Verhältniſſe Frankreich keine 
Kriegsgelüſte geſtattet. Jetzt, wo ein Napoleon 
die Zügel in die Hand nahm, mußte befürchtet 
werden, daß er, um dem Namen ſeines Oheims 
Ehre zu machen, auch auf deutſchen Schlachtfeldern 
Lorbeeren pflücken wollte. Es hat nicht lange ge⸗ 
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dauert, bis die deutſche Politik darauf Rüdficht 
nehmen mußte, daß auf dem franzöſiſchen Throne 
wieder ein Napoleon ſaß. 

Die direkten Wirkungen der Februar⸗Revo⸗ 
lution zeigten ſich durch Aufſtände in Baden und 
Bayern, wo der ebenſo liberale wie gut national 
geſinnte Ludwig I. abdanken mußte. Auch in 
Preußen kam die Verfaſſungsbewegung jetzt 
in ein akutes Stadium. Friedrich Wilhelm IV. 
hatte ſich bald nach feinem Regierungsantritt mit 
der Verfaſſungsfrage, an die man ihn gleich auf dem 
Huldigungslandtage zu Königsberg erinnert hatte, 
beſchäftigt. Aber die Konzeſſio nen, die er zu machen 
bereit war, reichten bei weitem nicht aus, die 
Wünſche der Bevölkerung zu befriedigen. Die 
Bildung der vereinigten Ausſchüſſe der Provinzial⸗ 
Landtage, die er 1842 zuſammenberief, hatte ja 
auch gar keine praktiſche Bedeutung. Es iſt wohl 
weniger der Wunſch geweſen, die öffentliche Mei- 
nung zu befriedigen, als die Notwendigkeit, die 
Mittel für eine Eiſenbahnanleihe zu erlangen, die 
den König bewogenhaben, die Provinzial-Landtage 
zu einem großen Landtage der Mo- 
narchie zu vereinigen. Dieſer Landtag ſollte 
in Steuer- und Anleiheſachen beſchließen dürfen, 
in der Geſetzgebung aber nur beratende Stimme 
haben. Dieſer Landtag, dem übrigens auch Bis 
marckals Abgeordneter angehörte, hatte nur eine 
kurze Lebensdauer, da er ſich nicht entſchließen 
konnte, die Eiſenbahnanleihe zu bewilligen. Die 
infolge der Februar-Revolution in Süddeutſchland 
undin Oeſterreich ausgebrochenen Unruhenwurden 
durch Agitatoren auch auf Preußen oder beſſer 
gejagt auf Berlin übertragen. Da die Regierung 
den Ernſt der Lage erkannte, verſprach der König 
die Einberufung des vereinigten Landtages für 
den 2. April und gleichzeitig ein kräftiges Eintreten 
für eine Reform der deutſchen Bundesverfaſſung. 
Am gleichen Tage noch erfolgte, da die Volks- 
ſtimmung ſich nicht beruhigen wollte, die Ent- 
laſſung des konſervativen Miniſteriums, das Ver⸗ 
ſprechen einer Verf aſſung, der Preſſefreiheit 
und die jofortige Einberufung des Landtages. Ob- 
wohl damit ſämtliche Wünſche, die bisher immer 
vorgebracht wurden, erfüllt waren, ließ ſich das 
aufgeregte Volk nicht ſo leicht mehr beruhigen. 
Durch einen Zufall löſten ſich ein paar Schüſſe 
aus den Reihen der vor dem Schloß verſammelten 
Truppen, und es kam in den Straßen Berlins zu 
einemblutigen Straßenkampfe, der bis nach Mitter- 
nacht währte und viele Opfer forderte. Amnächſten 
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Morgen erließ der König einen zur Verſöhnung 
mahnenden Aufruf, das Volk aber forderte den Ab⸗ 
zug der Truppen, und dieſe erhielten durch ein 
Mißverſtändnis den Befehl, die Stadt zu räumen. 
Die Bürger bewaffneten ſich aus den Vorräten 
des Zeughauſes. Alle politiſchen Gefangenen, 
darunter die polniſchen Aufſtändiſchen von 1846, 
wurden begnadigt, und am Vormittag des 19. März 
mußte der König und die Königin auf dem Schloß- 
hofe vor den Leichen der auf den Barrikaden Ge- 
fallenen erſcheinen. Ein liberales Miniſterium wird 
unter Ludolf Camphauſen gebildet. Im April 
trat dann nochmals der vereinigte Landtag zu 
einer kurzen Tagung zuſammen und nahm das 
ihm vorgelegte Wahlgeſetz für die erſte preußiſche 
Natio nalverſammlung an. Die Wahlen erfolgten 
auf Grund des allgemeinen aber indirekten Wahl⸗ 
rechtes, und ſie waren ſo raſch erledigt, daß die 
Nationalverſammlung am 22. Mai be- 
reits eröffnet werden konnte. Aber die Gegenſätze, 
die zwiſchen Regierung und Parlament und auch 
wieder innerhalb des Parlamentes beſtanden, er⸗ 
laubten kein richtiges Arbeiten. Man blieb im 
Theoretiſieren ſtecken, und das Verfaſſungswerk kam 
nicht im geringſten vorwärts. Als der Pöbel 
immer frecher wurde und ſchließlich ſogar das 
Zeughaus jtürmte, da entſchloß ſich der 
König endlich, energiſch einzugreifen. Er berief 
das konſervative Miniſterium Bran- 
denburg-Manteuffel, verlegte die Nationalver⸗ 
ſammlung nach Brandenburg und ließ die Truppen 
wieder in Berlin einrücken. Die liberale Mehrheit 
der Abgeordneten bekundete ihren Widerſtand 
durch Anempfehlung der Steuerverweige- 
rung. Daraufhin wurde die Nationalverfamm- 
lung kurzerhand aufgelöft und eine neue Ver⸗ 
faſſung verkündigt, die man als die oktroyierte 
Berfaſſung bezeichnet. Aber es mußte noch 
einmal zur Auflöſung des Landtages kommen, bis 
manſich auf die preußiſche Verfaſſungs⸗ 
urkunde einigte, die am 31. Januar 1850 ver- 
öffentlicht wurde. Die Verfaſſung beruhte auf dem 
Zweikammerſpyſtem. Neben dem Herrenhaus, deſſen 
Mitglieder erblich oder ernannt waren, ſtand das 
gewählte Abgeordnetenhaus. Die Legislaturperio de 
lief drei Jahre, Die ausübende Gewalt beſaß der 
König allein, eine klare Miniſterverantwortlichkeit 
beſtand nicht. Aber die Grundrechte des 
Staatsbürgers waren in der Verfaſſung 
verankert: Preß- und Religionsfreibeit, Anverletz⸗ 
lichkeit des Eigentums, Freiheit der Wiſſenſchaft 


und der Meinungsäußerung u. a. m. Weiter ent⸗ 
hielt die Verfaſſung Grundſätze über die Recht⸗ 
ſprechung und die richterliche Gewalt, über die 
Stellung der Staatsbeamten, die Regelung der 
Finanzen und der Provinzverwaltung. 

Mit den zuletzt ſo wild gewordenen Kämpfen 
um eine Verfaſſung ging überall Hand in Hand 
eine ſtarke Einigungsbeſtrebung. Als im März 
1848 in Heidelberg ſüddeutſche Abgeordnete eine 
Zuſammenkunft hatten, ging von da aus an die 
Mitglieder aller deutſchen geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften und Ständevertretungen die Einladung, 
ſich in Frankfurt a. Main zu einer Vorbeſprechung 
über ein allgemeines deutſches Par- 
la ment zuſammenzufinden. Auch der Bundes- 
tag zeigte ſich jetzt zu Reformen geneigt. Ein 
Reichsadler und ein ſchwarz-rot⸗goldenes Bundes- 
banner wurden eingeführt und eine zeitgemäße 
Reform der Bundesverfaſſung verſprochen. Das 
Frankfurter Vorparlament, das ſich, 
500 Köpfe zählend, in der Paulskirche am 31. März 
1848 verfammelte, beſchloß in der Hauptſache die 
Einberufung einer Nationalverſammlung auf 
Grund allgemeiner Wahlen. Auf je 50.000 Ein- 
wohner ſollte ein Abgeordneter kommen. 6 Wochen 
ſpäter waren die Wahlen beendet, und die 586 
Mitglieder der deutſchen konſtitujerenden National- 
verfammlung traten wieder in der Pauls- 
kirche zuſammen. Unter den Abgeordneten 
waren faſt alle Intelligenzen von Bedeutung ver⸗ 
treten. Man einigte ſich ziemlich ſchnell auf die 
Schaffung einer Zentralgewalt mit einem Reichs- 
verweſer und mit einem verantwortlichen Reichs- 
miniſterium. Zum Reichsverweſer wählte man den 
populären Erzherzog Johann. Als feine Wahl 
von ſämtlichen Regierungen anerkannt wurde, 
löſte ſich der Bundestag auf. Die 
Verhandlungen waren nun in ruhige Bahnen ge- 
kommen, und bei dem Arbeitseifer und der Bildung 
der Abgeordneten ſchien eine günſtige Löſung der 
Frage des neuen Deutſchen Reiches nahe. Da 
brachte die Wendung, die der Krieg um Schleswig- 
Holſtein genommen, größte Unruhe in die ſtill 
arbeitende Verſammlung. Die [hleswig- 
holſteinſche Frage war ja ſchon ſeit einiger 
Zeit brennend geworden. Seit Konrad II. war 
Schleswig däniſcher Beſitz, wenn es auch über- 
wiegend von Deutjchen bewohnt wurde. Hol- 
ſtein iſt aber immer ein Glied des 
Deutſchen Reiches geweſen. Die An- 
gliederung, die Dänemark vorübergehend vor⸗ 


85 


genommen hatte, als 1806 das Reich zerfiel, wurde 
durch den Wiener Vertrag wieder richtig geſtellt. 
Kurz nach dem Wiener Vertrag verlangten nun 
die beiden Herzogtümer ihre verbriefte Untrenn- 
barkeit, die ſie gefährdet glaubten, feſtgeſtellt zu 
ſehen. Sie verlangten vor allem eine gemein- 
ſchaftliche Verfaſſung. Dänemark kümmerte ſich 
zunächſt um dieſe Forderung ſehr wenig. Die 
Gegenſäͤtze aber verſchärften ſich wie der, als EChriſtian 
VIII. von Sänemark, deſſen Linie im Mannes- 
ſtamme ausſterben mußte, verfuchte, die für das 
Königreich geltende weibliche Thronfolge auch auf 
Schleswig auszudehnen. Chriſtian VIII. gingſogar, 
angetrieben durch die Eiderdänen, mit dem Plane 
um, auch Holſtein ſeinem Lande einzuverleiben, 
wodurch die Linie Sonderburg⸗Auguſtenburg, die 
unbedingt ein Erbrecht auf Holſtein hatte, bei 
Seite geſchoben wurde. Bei Chriſtian VIII. blieb es 
bei den Wünſchen und einem offenen Brief, in dem 
er ſie bekannt gab. Als er aber 1848 geſtorben war, 
verkündete ſein Sohn und Nachfolger Friedrich VII. 
die ſolange gefürchtete Sinverleibung von 
Schleswig in Sänemark. Nicht nur die 
Liberalen, die ſich über dieſe offenkundige Ver⸗ 
gewaltigung empörten, ſondern alle, die gut 
deutſch dachten, forderten Hilfe für die bedrohten 
Brüder der Nordmark. Es war, wie ſchon früher 
ausgeführt wurde, ein ſtarker nationaler Zug in 
diefer Proteſtbewegung. Zunächſt griffen die 
Solſteiner zur Selbſthilfe, ſie proteſtierten gegen 
die geplante Einverleibung Schleswigs, das von 
ihnen untrennbar ſei und gaben dieſem Proteſte 
Geſtalt, indem fie in Kiel eine vorläufige ſchles⸗ 
wig⸗-holſteinſche Regierung errichteten, den 
Au guſtenburger zum Befehlshaber ihrer Truppen 
machten und die Aufnahme Schleswigs in den 
deutſchen Bund erbaten. Der Bundestag, der 
ſchon früher einmal, aller dings ziemlich matt, Ein⸗ 
ſpruch erhoben hatte, beauftragte jetzt Preußen 
mit dem Schutz der bedrohten deutſchen Rechte. 
Preußiſche Truppen marſchierten im Verein mit 
einem Teil der Bundesarmee nach Schleswig 
und drangen in einem ſchnellen Siegeszuge bis 
faft zur Nordſpitze von Jütland vor. Zwei 
Sründe gaben Veranlaſſung, auf den Waffen⸗ 
ſtillſtand von Malmö einzugehen. Einmal fühlte 
die deutſche Oſtſeeküſte und vor allem die preußi⸗ 
ſchen Seile derſelben den Mangel einer deutſchen 
oder preußiſchen Flotte, die den Raubzügen der 
däniſchen Schiffe hätte entgegentretenkönnen, auf 
der anderen Seite nah men plötzlich Sch weden 
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und Rußland, die ihre Oſtſee-Intereſſer bedroht 
ſahen, und England, dem die Ausbreitung 
Preußens ſoweit nach Norden hin nicht gefallen 
wollte, eine drohende Haltung an. Die Friedens- 
verhandlungen führten aller dings zu keinem Er- 
gebnis, und der Kampf begann 1849 aufs neue, 
wurde aber bald abgebrochen, da der Drud des 
Auslandes, vor allen Singen Rußlands, auf 
Preußen zu ſtark wurde. Die Schleswig 
Holſteiner, allein gelaſſen, führten noch einen 
kurzen Verzweiflungskampf. Im Londoner Pro- 
tokoll von 1852, dem England, Frankreich, Ruß⸗ 
land und mit einem matten Proteſte auch Preußen 
und Oeſterreich beitraten, war ihr Schidjal vor⸗ 
läufig beſiegelt. 

In Frankfurt a. Main war es zwiſchen der 
Zentralregierung und dem Parlament der 
Paulskirche zu ernſten Zerwürfniſſen ge⸗ 
kommen, als man zu den Mal möer Waffenſtill⸗ 
ſtand Stellung nehmen ſollte. Es hat lange 
Kämpfe gekoſtet, bis ſich eine Majorität für die 
Zuſtimmung fand. Die einmal erregte Stim- 
mung der Nationalverſammlung wurde aber 
immer wieder aufgepeitſcht durch die Erörte- 
rungen über die deutſche Frage. Ihr 
iſt im zweiten Teile dieſes Buches dort, wo von 
Oeſterreichs innerer Schwäche gehandelt wird, 
ein eigenes Kapitel gewidmet. Eng mit der 
deutſchen Frage, bei der es ſich darum handelte, 
ob der habsburgiſche Staat mit in das neue 
Deutſchland hinein ſollte, hing die Frage des 
Erbkaiſertums auf das engſte zuſammen. Der 
Gegenſatz zwiſchen den Großdeutſchen, die für 
die Aufnahme Oeſterreichs waren, und den 
Klein-Seutſchen, die ein Oeutſchland ohne 
Oeſterreich unter Preußens Führung wollten, 
wurde immer ſtärker. Schließlich errangen 
die Klein- OSeutſchen durch die Wahl des 
Königs von Preußen zum erblichen 
Kaiſer der Deutjben einen Sieg. 
Groß war allerdings die Mehrheit nicht, mit 
der dieſer Beſchluß zuſtande kam. 290 hatten 
mit ja, aber 248 mit nein geſtimmt. Auch dies 
hat König Friedrich Wilhelm IV. mit veranlaßt, 
die Wahl nicht anzunehmen. Als andere Gründe 
gab er an, daß zu einer ſolchen Wahl die frei⸗ 
willige Zuſtimmung ſämtlicher deut⸗ 
ſchen Fürſten und freien Städte notwendig ſei. 
Auch denke er nicht daran, Preußen in einen 
Krieg mit Oeſterreich und den übrigen vier 
Königreichen zu verſtricken. Es waren ſicher 


aber auch noch andere Gründe vorhanden, die 
nicht ausgeſprochen wurden. Vor allen Singen 
konnte ein ſolches Schattenkaiſertum, deſſen 
Rechte auf das äußerſte beſchränkt waren, einen 
ſouveränen König von Preußen wenig reizen. 
Die Ablehnung Friedrich Wilhelms verwirrte 
die erregte Nationalverſammlung vollends. Nadi⸗ 
kale Elemente zettelten neue Aufſtände an, ſo 
daß eine große Anzahl von beſonnenen Abge- 
ordneten abreiſte und nur noch etwa 100 Ab- 
geordnete als ſogenanntes Rumpfparla- 
ment zurückblieben. Da dieſes Rumpf- 
parlament für das ganze deutſche Volk verbind- 
liche Beſchlüſſe faſſen wollte, befahl der Reichs⸗ 
verweſer, es mit Waffengewalt zu ſchließen. 
Man ſiedelte darauf ziemlich eilfertig nach 
Stuttgart über und wurde hier ſehr ſchnell 
von der Polizei auseinandergetrieben. So 
endete die erſte deutſche National- 
verſammlung. 

Nach dem Scheitern der Pläne des Frank- 
furter Parlaments nahm nun der preußische 
König, wohl um zu zeigen, daß er nur gegen 
die unzulängliche Art des Einigungswerkes 
Widerſtand habe leiſten wollen, die Errichtung 
eines deutſchen Bundesſtagtes unter Aus- 
ſchließung von Oeſterreich ſelbſt in die Hand. Es 
gelang Sachſen und Hannover im Oreikönigs⸗ 
bündnis für dieſe Anion zu gewinnen, und mit 
Ausnahme von Bayern und Württemberg traten 
faſt alle deutſchen Fürſten dieſer Anion bei. 
Zunächſt war Oeſterreich noch innerpolitiſch be⸗ 
ſchäftigt. Als aber die Ungarn mit Rußlands 
Hilfe niedergeworfen waren, ſetzte Schwarzen 
berg, der jetzt die öſterreichiſche Politik leitete, 
die Union mit wenigen Zügen matt. Hannover 
und Sachſen ſchieden nach ein paar Monaten 
der Mitgliedſchaft aus der Union wieder aus. 
Trotzdem rief Preußen ein Unionsparlament 
nach Erfurt, das dort auch eine Unionsver⸗ 
faſſung beſchloß. Schwarzenberg verhandelte 
dagegen mit den Fürſten über die Wie der⸗ 
errichtung des Bundestages in 
Frankfurt am Main. Preußen widerſprach, aber 
die vier Königreiche und eine große Anzahl 
kleinerer Staaten traten auf Oeſterreichs Seite. 
Der Konflikt zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
mußte ausbrechen, als im Verfaſſungskampf im 
Kurfürſtentum Heſſen der Miniſter Haſſenpflug 
Bundeshilfe anrief, um ſein verfaſſungswidriges 
Regiment zu ſchützen, und dieſe ihm auch zuge⸗ 


jagt wurde, Da Preußen dieſen Bundestag ja 
nicht anerkannt hatte, proteſtierte es gegen 
den Beſchluß und rückte zu gleicher Zeit mit den 
öſterreichiſchen und bayriſchen Truppen in Kur⸗ 
heſſen ein. Ehe es aber zu einem Kampfe kam, 
einigte man ſich. 

Friedrich Wilhelm IV. ſah klar, daß die 
Lage Preußens aufs äußerſte bedroht war. Der 
dritte Napoleon dachte an Eroberungen am 
Rhein. England und Rußland, die in der 
ſchleswig-holſteinſchen Frage jo außerordentlich 
ſchroffgegen Preußen aufgetreten waren, wollten 
ein geeintes Seutſchland unter Preußens Füh⸗ 
rung nicht und ließen das deutlich merken. Als 
eine ſtarke Annäherung zwiſchen Rußland und 
Oeſterreich unbezweifelbar war, brach der König 
mit feiner bisherigen Politik, bewirkte die De- 
miſſion des Kabinetts Nadowitz und ernannte den 
neuen Minifterpräfidenten Manteuffel mit der 
ſtrikten Anweiſung, auf alle Fälle eine Ver⸗ 
ſöhnung und eine Verſtändigung mit Oeſter⸗ 
reich herbeizuführen. Es kam zu der Konferenz 
und den Punktationen von Olmütz, die 
äußerlich eine völlige Bankerotterklärung der 
preußiſchen Politik bedeuteten. Nach den Ab- 
machungen mußte Preußen ſeine Mobil machung 
rückgängig machen, mußte die Anion für auf⸗ 
gehoben erklären und von allen bereits abge⸗ 
ſchloſſenen Militärkonventionen zurücktreten. Die 
Ordnung der Dinge in Heſſen und Schleswig⸗ 
Holſtein wurde gemeinſamen Verhandlungen 
mit dem deutſchen Bunde überlaſſen, ſchließlich 
wurde Preußen noch gezwungen, in Gemein⸗ 
ſchaft mit Oeſterreich die deutſchen Regierungen 
zu einer Beratung über die Verfaſſungsfrage 
einzuladen, die es ja hatte allein löſen wollen. 
So war Friedrich Wilhelm IV. nationale Politik 
vorläufig zu keinem Ziele gekommen. Aber die 
nächſten Jahre ſchon bewieſen es, daß die 
Politik des Königs eine vorſichtige und kluge ge- 
weſen war, nicht wie es vor allem Oeſterreich 
glaubte, eine Politik der Schwäche. Mit der 
Einheitsbewegung ging auch eins ihrer Symbole, 
die deutſche Flotte, jetzt vorläufig zu 
Ende. Als man im Kriege gegen die Dänen 
ihren Mangel ſo drückend empfand, da wurde 
ſie durch freiwillige Spenden und durch eine 
Reichsſteuer, die das Frankfurter Parlament be- 
ſchloß, begründet. England erklärte zwar amt⸗ 
lich, „daß es die deutſche Flagge nicht kenne und 
ſolche unbekannte Flagge zur See, wie die von 
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Piratenſchiffen behandeln werde“. Trotzdem 
hatte ſich die kleine Flotte bei Helgoland mit 
dem däniſchen Blockierungsgeſchwader ehren⸗ 
voll geſchlagen. Nachdem der Bundestag be- 
ſchloſſen hatte, die Flotte aufzulöſen, und nur 
Preußen ſich bereit fand, zwei der Schiffe zu 
übernehmen, wurde der Reft unter der Hand 
verkauft und zum Schluß öffentlich meiſtbietend 
verſteigert. 

Preußen war in diefer Hinſicht klüger 
geweſen. Es hatte im Kriege mit Dänemark zu 
ſchmerzliche Verluſte erlitten dadurch, daß es 
ſeinen Seehandel und ſeine Küſten nicht ge⸗ 
nügend ſchützen konnte. Es baute ſeine kleine 
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eſterreich ſollte in Olmütz zum letzten 

Male über Preußen triumphiert 

haben, obwohl es glaubte, nach 

dieſem Erfolge die Nachgiebigkeit 

Preußens jederzeit erzwingen zu können. Daß 
dies nicht gelang, daß Preußen vielmehr nach 
dieſer ſcheinbaren Schmach in unaufhaltſamem 
Vorwärts drängen bis zur höchſten Höhe empor⸗ 
ſtieg, das verdankt es einem Manne, dejjen 
politiſche Genialität die Geſchehniſſe in Europa 
während der nächſten Jahrzehnte lenkte. 1851 
war Otto von Bis mar ck als preußiſcher Ge⸗ 
ſandter zum Bundestage in Frankfurt am Main 
geſandt worden. Er ging dorthin mit ganz be⸗ 
ſtimmten Plänen und dem feſten Willen, ſie 
durchzuführen. Er wußte, daß der Kampf um 
die Vorherrſchaft zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich nun endlich einmal ſo ausgekämpft werden 
mußte, daß eine dauernde, endgültige Ent- 
ſcheidung fiel. Darum verhinderte er es zu⸗ 
nächſt, mit Einſetzung ſeiner ganzen Energie, 
daß Oeſterreich in den deutſchen Zollverein auf⸗ 
genommen wurde. Er tat das nicht nur des- 
wegen, weil Oeſterreichs wirtſchaftliche undfinan- 
zielle Berhältniſſe ſehr zerrüttet waren, ſondern 
weil er genau wußte, daß Oeſterreich innerhalb 
des Zollvereins ſoſort wieder nach der Führung 
ftreben und Preußen allerlei Angelegenheiten 
bereiten würde. Von kluger Vorausſicht zeugte 
der Rat, den er der preußiſchen Regierung bei 
Ausbruch des Krimkrieges gab. Oeſter⸗ 
reich ſowohl wie Frankreich und England be- 
drängten Preußen mehr oder weniger fanft, 
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erſt nach dem däniſchen Kriege errichtete Flotte 
immer mehr aus, gab ihr den Kriegshafen 
Wilhelmshaven als Stützpunkt und ſorgte 
für eine gute Ausbildung des RNachwuchſes 
ſeiner Marine. Trotz des außenpolitiſch nur 
als Blamage zu wertenden Vertrages von 
Olmütz und trotz der traurigen innerpolitiſchen 
Lage, die die Reaktion mit Brutalität zu 
beherrſchen ſuchte, entwickelte ſich Preußen 
wirtſchaftlich auf das glänzendſte. Der kluge 
Ausbau der Verkehrsmittel, vor allen Dingen 
des Eisenbahn- und Selegraphennetzes, und 
die ausgezeichnete Organiſation des Zoll⸗ 
vereins trugen jetzt ihre reichen Früchte. 
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fih dem Vorgehen gegen Rußland anzu- 
ſchließen. Die preußiſche Regierung 
hielt auf Bismarcks Rat ſtreng an ihrer Neu- 
tralität feſt. Dadurch wurde einmal ver- 
hindert, daß der Kampf ſich auf deutſchem 
Bo den abſpielte, und zum andern konnte man 
der Dankbarkeit Rußlands, das bisher mit 
feinem jetzigen Feinde Oeſterreich verbündet 
war, ſicher fein. Die Folge zeigte ſich dann beim 
öſterreichiſch-italieniſchen Kriege, 
zu deſſen Beginn zwar Preußen ſeine Armee 
gegen Frankreich mobilifierte, der deutſche Bund 
aber trotz ſeiner Sympathien für Oeſterreich 
nicht einzugreifen wagte, weil der Prinzregent 
von Preußen Anſpruch auf den Oberbefehl 
über die Bundestruppen gemacht hatte. Bis 
marck, der damals ſchon eine Entſcheidung 
mit Oeſterreich wünſchte und deswegen aus 
ſeinen Sympathien für Piemont kein Hehl 
machte, war inzwiſchen durch die Entſendung 
als Geſandter nach Petersburg „kalt gejtellt“ 
worden. In den deutſchen Kreiſen, die politiſch 
dachten, wurde man ſich immer mehr klar 
darüber, daß die deutſchen und die öſterreichiſchen 
Intereſſen auf die Dauer nicht zu vereinbaren 
jeien. Wenn man das auch in Regierungskreiſen 
noch nicht einſehen wollte, ſo wurden ſich doch 

vor allem im Bürgertum immer mehr Männer 
von Weitblick deſſen bewußt. So entſteht die 
ſtarke Bewegung für eine Umgeftaltung der 
Vundesverfaſſung, die ih in dem von Rudolf 
von Bennigſen begründeten deut⸗ 
ſchen Nationalverein ſammelt. Aller- 


dings findet dieſe Bewegung zunächſt nur Boden 
in den großen Staaten. Die kleinen und mitt- 
leren Staaten denken dagegen wieder daran, 
ſich zu einer ſelbſtändigen Gruppe zuſammenzu⸗ 
ſchließen. 
Da Friedrich Wilhelm IV. geiſteskrank ge- 
worden war, mußte 1858 fein Bruder Wil- 
helm, der damals bereits 61 Fahre zählte, 
die Regentſchaft übernehmen. Aber bald zeigte 
ſich, daß dieſer „alte Herr“ eine faſt jugend⸗ 
liche Energie beſaß. Das reaktionäre Miniſterium 
Manteuffel bekam ſeine Entlaſſung, und an ſeine 
Stelle trat unter dem Fürſten Karl Anton von 
Hohenzollern ⸗Sigmaringen ein Miniſterium von 
gemäßigt liberaler Färbung. Mit der gleichen 
Tatkraft widmete ſich das neue Staatsoberhaupt 
einer Aufgabe, die ihm für die Zukunft Preußens 
dringend notwendig erſchien: der Heeres- 
reform. In dem General von Noon 
fand er für dieſes Werk einen genialen Helfer. 
Prinz-Regent Wilhelm war immer mit Luft 
und Liebe Soldat geweſen und galt als einer 
der beſten Kenner der Armee. In zwei Punkten 
griff er vor allen Singen ein. Sie Berkoppe⸗ 
zung von Linie und Landwehr 
mußte aufgehoben werden und die Zahl 
der Truppen der Einwohnerzahl entſprechend 
erhöht werden. Preußens Heer hatte bei 10 
Millionen Einwohnern 113000 Mann gehabt. 
Jetzt war die Bevölkerung mehr als 17 Millionen 
und hatte ein Heer von nur 150 000 Mann. Es 
waren in der Hauptſache Sparſamkeitsgründe 
geweſen, aus denen man bei der alten Zahl von 
40 000 Rekruten ſtehen geblieben war, jo daß 
man jedes Jahr 28 000 dienſttaugliche junge 
Leute wieder nach Hauſe ſchicken mußte. Das 
neue Wehrgeſetz ſah eine Erhöhung der 
jährlichen Rekrutenzahl auf 63000 Mann vor, 
Weiter ſollten unter Aufhebung der Verſchmel⸗ 
zung von Linie und Landwehr mobile Land- 
wehrformationen durch die Einſtellung von 
Rekruten in Linienformationen umgebildet 
werden. Auf dieſe Weiſe konnte man im 
Kriegsfalle ein Feldheer von 370000 Mann 
aufſtellen, zu dem noch rund 250 000 Landwehr⸗ 
leute kamen. Die geſamte Sienſtzeit ſollte von 
19 auf 16 Jahre herabgeſetzt werden. Daneben 
wurde in großzügiger Weiſe allmählich eine 
neue Bewaffnung des geſamten Heeres mit dem 
Zündnadelgewehr und mit gezogenen Krupp⸗ 
ſchen Hinterladern durchgeführt. Die Koften 


waren bei dem wachſenden Wohlſtand Preußens 
gar nicht jo hoch. Sie follten im ganzen 9½ Mil⸗ 
lion Taler betragen. 

Dieſe großzügige bei der drohenden Kriegs⸗ 
gefahr notwendige Heeresreform fand im Ab- 
geordnetenhauſe den allerſchärfſten Widerſpruch. 
Die liberale Mehrheit wehrte ſich gegen die 
„Zurückſetzung der Landwehr“, die den Fort- 
ſchrittlern die Idee des Volksheeres zu ver⸗ 
körpern ſchien. Die Verſtärkung der Linie ſah 
man als eine reaktionäre Maßnahme an. Trotz 
dem die Surchführung der Reform bereits in 
Angriff genommen war, gelang es dem Kriegs- 
miniſter von Noon nicht, die Kredite dafür im 
Abgeordnetenhauſe bewilligt zu bekommen. Die 
Fortſchrittler, die ja immer von dem geeinten 
Deutſchland redeten und ein geeintes Parlament 
unter preußiſcher Führung erſtrebten, wollten es 
nicht glauben, daß eine ſolche Einigung, wie die 
Verhältniſſe nun einmal lagen, nicht möglich 
fein würde, ohne eine Auseinander- 
ſetzung mit Waffen. Wer klar ſah, wie 
die Dinge ſich in Deutfchland zuſpitzten, wie 
alles zu einer Waffenentſcheidung drängte, der 
mußte dem Staate, dem er nicht nur angehörte, 
ſondern dem er auch die Vormachtſtellung in 
Deutſchland gönnte, das beſte und ſchärfſte 
Schwert zu ſchaffen ſich bemühen. 

Da die Militär vorlage nicht an- 
genommen wurde, verfiel das Ab- 
geordnetenhaus der Auflöſung. Aber die Neu- 
wahlen brachten derFFortſchrittspartei einen weite- 
ren Zufluß von Mandaten. Von den Liberalen, 
denen er von Anfang feiner Regentſchaft an 
hatte entgegenkommen wollen, in dieſer Weiſe 
im Stich gelaſſen, entſchloß ſich König Wilhelm, 
wieder mit einem konſervativen Miniſterium 
zu regieren. Auf Vorſchlag von Roon ernannte 
er Bismarck, der damals Botſchafter in 
Paris war, zum Miniſterpräſidenten 
und Miniſter des Auswärtigen. Im Oktober 
1862 trat Bismarck ſein Amt an. Er brachte 
wieder die Militärvorlage ein und begegnete 
im Parlament noch größerem Widerſtand, als 

ſeine Vorgänger ihn zuſpüren bekommen, ſchließ⸗ 
lich erklärte er, daß die Reform durchgeführt 
werden müſſe und daß er vorbehaltlich ſpäterer 
Genehmigung den Staatshaushalt auch o hne 
Bewilligung des Landtages fort⸗ 
führen werde. Es kommt zum ſchärfſten Proteſt, 
der König und ſein Miniſterpräſident ſehen ſich 
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gezwungen, da fie von dem Rechte ihrer guten 
Sache überzeugt ſind, verfaſſungswidrig zu re⸗ 
gieren. Wie vieles Häßliche hat dieſe Konflikts⸗ 
zeit mit ſich gebracht! Gar mancher ehrliche 
und aufrechte Mann hat als Opfer feiner Aeber⸗ 
zeugung ſchwer leiden müſſen. Auch die Ent- 
ſtehung einer radikalen Oppoſition iſt durch 
die traurigen Verhältniſſe der Konfliktszeit be⸗ 
günſtigt worden. Doch die Konfliktzeit dauerte 
nicht lange. Bismarck konnte bald durch Taten 
beweiſen, wie richtig ſein Handeln geweſen war, 
denn „nicht durch Reden und Majoritätsbeſchlüſſe 
werden die großen Fragen der Zeit entſchieden, 
ſondern durch Blut und Eifen“. 

Der Donaumonarchie war das Ziel der 
Bis marckſchen Politik, Oeſterreich aus dem 
deutſchen Staatenverbande auszuſchließen, na- 
türlich nicht verborgen geblieben. Beängſtigend 
mußte außerdem die gewaltige Stärkung der 
preußiſchen Militär macht durch die Heeresreform 
wirken. Um ein gewiſſes Gegengewicht zu 
ſchaffen, lud Kaiſer Franz Joſeph von Oeſter⸗ 
reich die deutſchen Fürſten nach Frankfurt ein, 
um eine Bundes reform, vor allen Hin- 
gen eine Verbeſſerung der Bundeskriegs- 
verfaſſung zu beraten. König Wilhelm iſt 
oſtentativ dieſer Tagung fern geblieben und hat 
damit die Abſicht Preußens, ſelbſtändig zu 
handeln, offen gezeigt. Die öſterreichiſchen Be⸗ 
ſtrebungen, in den deutſchen Zollverein hinein⸗ 
zukommen, ſcheiterten auch jetzt wieder. Preußen 
dagegen konnte die Verträge mit den im Zoll- 
verein zuſammengeſchloſſenen Staaten 1864 auf 
12 Jahre verlängern, und es gelang ihm auch, 
einen Handelsvertrag mit Frankreich zu 
ſchließen. 

Der Tod König Friedrich VII. von Däne- 
mark rollte die ſchleswig-holſteinſche 
Frage aufs neue auf. Chriſtian IX. von 
Glücksburg, der ſein Erbrecht auf Schleswig- 
Holſtein nur auf das Londoner Protokoll be- 
gründen konnte, verkündete kurzerhand die Ein- 
verleibung Schleswigs in Dänemark, Oeſter⸗ 
reich und Preußen waren jetzt gezwungen, ein- 
mal alles Trennende zu vergeſſen und ſich 
darüber zu einigen, was zu geſchehen habe. Der 
Bundestag, der das Londoner Protokoll nie 
anerkannt hatte, erklärte ſich für die ſofortige 
Einſetzung Herzog Friedrichs von Auguſtenburg 
in Schleswig-Holftein. Preußen und Oeſterreich 
ſtellten ſich vorläufig noch auf den Boden des 
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Londoner Protokolls. Sie forderten aber ge- 
rade auf Grund dieſes Vertrages von ChriſtianlX. 
die Aufhebung der Einverleibung, da ſie, was 
Schleswig betreffe, gegen das Londoner Pro- 
tokoll verſtoße. Dänemark glaubte, wie 1848/49 
auf die Anterſtützung von Rußland und England 
rechnen zu dürfen, und lehnte das Altimatum 
kurzer Hand ab. Aber die Weſtmächte England 
und Frankreich mißtrauten ſeit dem verunglückten 
Unternehmen in Mexiko einander, und Rußland 
war, wie wir ja ſchon oben geſehen haben, durch 
die kluge Neutralität im Krimkriege, gegen 
Preußen jetzt ganz anders geſinnt. Ein kurzer, 
aber militäriſch glänzender Feldzug im Feindes- 
land führte nach wenigen Monaten zum Waffen- 
ſtillſtand, der aber, da Preußen und Oeſterreich 
ſich jetzt nicht mehr an das Londoner Protokoll 
gebunden erachteten, und die Trennung der 
Herzogtümer von Dänemark ausgeſprochen 
wiſſen wollten, nicht lange von Beſtand war. 
Es kommt noch einmal zum Kampf, den erſt 
Anfang Auguſt ein Vorfriede endet. Im end- 
gültigen Frieden tritt dänemark alle feine Rechte 
auf Schleswig⸗Holſtein und Lauenburg an 
Preußen und Heſterreich ab. 

Aus der Art, wie Bismarck in konie- 
quenter Buchführung feiner Politik dieſen Er⸗ 
folg auszunutzen wußte, ſehen wir wieder ſeine 
geniale ſtaatsmänniſche Begabung. Es war 
ſchon ein politiſches Meiſterſtück geweſen, Oeſter⸗ 
reich ſoweit zu bringen, daß es mit dem künf⸗ 
tigen Rivalen Schulter an Schulter gegen Däne- 
mark focht. Obwohl es eigentlich auch wiſſen 
mußte, daß dieſes gemeinſame Vorgehen wahr- 
scheinlich den Konfliktſtoff für die drohende Aus- 
einanderſetzung mit den Waffen zwiſchen den 
beiden Vormächten in Deutichland mit ſich 
bringen würde. In Preußen freilich fand in 
weiten Schichten der Bevölkerung Bismarcks 
taktiſches Vorgehen nicht das geringſte Ver- 
ſtändnis. Weit über die Kreiſe der Liberalen 
hinaus ſah man in dieſem Zuſammengehen mit 
Oeſterreich einen Verrat an der deut- 
ſchen Sache. Nachdem der Kampf um 
Schleswig-Holſtein beendet und die beiden Elb⸗ 
herzogtümer den Dänen entriſſen waren, glaubte 
man im deutſchen Volke allgemein, daß man den 
ſo populär gewordenen Auguſtenburger als 
Herzog einſetzen werde. Vismarck aber wollte 
an dieſer ſtrategiſch und wirtſchaftlich ſo wich⸗ 
tigen Stelle keinen ſelbſtſtändigen Staat dulden. 
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Impreußiſchen Intereſſe lag nach ſeiner Meinung 
nur die Eingliederung der beiden Herzogtümer 
in die Monarchie. Hierbei hatte Bismarck 
alle gegen ſich, ſogar den König, der be- 
einflußt durch feine Gattin und den Kronprinzen 
für die legitimiſtiſchen Rechte des Erbprinzen 
von Auguſtenburg eintrat. Es hat ſchwer genug 
gehalten, den König zu bewegen, dem Auguften- 
burger diefogenannten Februarbedingungen1865 
zu ſtellen. Diefe Bedingungen waren u.a Unter- 
ſtellung des ſchleswig-holſteinſchen Militärs zu 
Lande und zu Waſſer unter Preußen, die Be- 
rechtigung, in die wichtigſten ſtrategiſchen Punkte 
Garniſon legen zu dürfen, die Abtretung des 
Kieler Hafens und eines Landſtreifens für den 
zu bauenden Nord-Oſtſee-Kanal, Uebergabe des 
Poſt- und Telegraphenweſens an Preußen und 
Beitritt zum Zollverein. Es war voraus zu 
ſehen, daß der Erbprinz unter ſolchen umſtänden 
nicht geſonnen war, die Herrſchaft der Herzog- 
tümer zu übernehmen. Auf der anderen Seite 
unterſtützte der Bundestag des Erbprinzen An- 
ſprüche und ernannte ihn zum Regenten. Her 
Krieg zwiſchen Oeſterreich und Preußen ſchien 
vor der Tür zu ſtehen. Aber noch glaubte Bis- 
marck den geeigneten Zeitpunkt nicht gekommen. 
Es gelang ihm, eine Einigung mit Oeſterreich 
herbeizuführen: die Konvention von 
Gaſtein vom 14. Auguſt 1865. Nach dieſem 
Vertrage ſollte Oeſterreich die Verwaltung von 
Holſtein übernehmen, Preußen die von Schleswig 
mit Kiel. Außerdem trat Oeſterreich gegen eine 
Abfindung von 21, Millionen Taler das Herzog- 
tum Lauenburg an Preußen ab. Es war klar, 

daß dieſer Vertrag nur für eine verhältnismäßig 
kurze Zeit den offenen Konflikt hinausſchieben 
konnte. Oeſterreich wollte die Vormachtſtellung 
im deutſchen Bunde, die ihm Preußen beſtritt, 

nicht aufgeben, und es konnte darum nicht 

dulden, daß das ſo ſtark gewordene Preußen 
durch Einverleibung von Schleswig-Holſtein noch 

an Umfang und damit an Einfluß gewann. 

Eine Zeit lang hoffte man in Wien auf fried- 

liche Weiſe zu einem Ausgleich zu kommen, 

indem man den Vorſchlag machte, Schleſien 

für Schleswig- Holftein einzu- 

tauſchen. Als der Plan mißlungen war, 

arbeitete man mit allen Mitteln darauf hin, 

Preußens Stellung innerhalb des Seutſchen 

Bundes zu ſchwächen. Man brachte im März 

1866 im Bundestage den Antrag ein, dem 


Augustenburger die Bezeichnung des „berech- 
tigten Herzogs von Schleswig-Holſtein“ zu 
geben. Zu gleicher Zeit begannen auf beiden 
Seiten ernſthafte Rüftungen. 

Napoleon III. verfolgte die Vorgänge 
innerhalb Deutjchlands mit geſpannter Auf- 
merkſamkeit, nach einer Gelegenheit ſpähend, 
Gebietsteile am linken Rheinufer zu erwerben. 
Wirkſam einzugreifen hinderte ihn aber das 
mexikaniſche Abenteuer, jo daß er ſich darauf be- 
ſchränken mußte, durch Zwiſchenträgerei den 
Zwiſt zu verſchärfen. Bei dieſen Verhandlungen 
Napoleons mit beiden Seiten gelang Bismarck 
durch deſſen Vermittlung ein ausgezeichneter 
Schachzug. Er ſchloß am. 8. April 1866 ein 
Bündnis mit Italien ab. Schon am 
nächſten Tage wurde Preußens Auftreten im 
Bundestage energiſcher. Es legte einen Ent- 
wurf zur Bundesreform vor, der 
Oeſterreich aus dem Bunde ausſchloß und die 
übrigen deutſchen Staaten Preußen unter- 
ordnete. Die dadurch eingetretene Verſchärfung 
der Lage zeigte ſich Anfang Wai durch die 
Mobiliſierung der geſamten preußiſchen Armee. 
Napoleon lll. trieb ſeine ntereſſenpolitik mit Eifer 
weiter. Er bot in Berlin ein Bündnis an, für 
das er allerdings Abtretungen auf dem 
linken Rheinufer forderte. Er teilte 
aber dieſen Bündnisantrag gleichzeitig Oeſter- 
reich mit, das ſich darauf hin entſchloß, Venetien 
an gtalien abzutreten, wofür Napoleon ihm 
Neutralität in dem Kampfe mit Preußen zu- 
ſicherte. Am 1. Juni wagte Oeſterreich den 
entſcheidenden Schritt. Es übertrug die Ent- 
ſcheidung über Schleswig-Holſtein dem deutſchen 
Bunde und brach damit den Gaſteiner 
Vertrag. Preußen beſetzte Holſtein, aus dem 
ſich die öſterreichiſchen Truppen kampflos zu- 
rückzogen. Oeſterreich beantragte daraufhin im 
Bundesrate die Mobiliſierung der außerpreußi⸗ 
ſchen Bundestruppen gegen Preußen. Drei 
Tage ſpäter wurde über den Antrag abgeſtimmt. 
Für Preußen ſtimmten Mecklenburg, Olden- 
burg, Anhalt, Luxemburg, die Erneſtiniſchen 
Staaten und die freien Städte außer Frank- 
furt am Main. Baden enthielt ſich der Stimme, 
da die Auffaſſung des Großherzogs im Gegen- 
ſatze zur Volksſtimmung ſtand. Die übrigen 
9 Mitglieder ſtimmten für den Antrag, der 
damit angenommen war. Das hatte 

Bismarck gewollt. Preußen erklärte 
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jest den Bundesvertrag für gebrochen, trat 
aus dem Bunde aus und teilte den europäiſchen 
Regierungen mit, daß der deutſche Bund 
aufgelöſt ſei. Die Ereigniſſe folgten ſich 
nun Schlag auf Schlag. Am 15. Juni wurden 
Hannover, Sachſen und Kurheſſen aufgefordert, 
ſich für den preußiſchen Bundesreformplan zu 
erklären. Da ſie ablehnten, wurde ihnen der 
Krieg erklärt. Am 17. Juni wurde 
Hannover beſetzt, am 19. Juni Kaſſel, der 
heſſiſche Kurfürſt wurde gefangen genommen 
und als Staatsgefangener nach Stettin gebracht. 
Der ſchnelle Verlauf des Feldzuges von 1866 
iſt bekannt. Die Oeſterreicher verfügten über 
eine ſtärkere und beſſere Artillerie, da ſie nur 
„gezogene“ Kanonen beſaßen. Auch ihre Ka- 
vallerie war überlegen. Die Preußen aber 
hatten in dem Zündnadelgewehr die bei weitem 
beſſere Handfeuerwaffe. Auch erwies ſich die 
Durchbildung des preußiſchen Heeres als weit 
gediegener. Man hat das wohl nicht mit Un- 
recht auf die gute Durchſchnittsbildung des 
preußiſchen Soldaten zurückgeführt und geſagt, 
die Schlacht von Königgrätz habe der preußiſche 
Schulmeiſter gewonnen. Zu den überraſchend 
ſchnellen Erfolgen trugen nicht nur der geniale 
Fel dzugsplan Moltkes und feine ausgezeichnete 
Durchführung durch Offiziere und Mannſchaften 
bei, ſondern es fehlte auf öſterreichiſcher Seite 
die richtige Führung. Der begabte Generalfeld⸗ 
zeugmeiſter Benedek, der Spezialiſt für 
die italieniſche Front war, war trotz ſeiner 
Bitten und Proteſte gezwungen worden, den 
Oberbefehl in Böhmen zu führen, dem er ſich 
ſelber nicht gewachſen glaubte. Die Schlacht 
von Königgrätz brachte die Entſcheidung 
des Feldzuges, und wenig mehr als drei Wochen 
ſpäter wurde der Waffenſtillſtand von 
Nikolsburg abgeſchloſſen. Er ſicherte 
Oeſterreich und Sachſen ihren vollen Beſitzſtand 
zu. Ztalien, das militäriſch nicht ſehr glücklich 
geweſen war und zu Lande bei Cuſtoza und zur 
See bei Liſſa empfindliche Niederlagen erlitten 
hatte, ſchloß ſich dieſem Vorfrieden Anfang 
Auguſt an. 

Es war Bismarck nicht leicht geworden, 
dieſe Friedensbedingungen beim König durch- 
zuſetzen. König Wilhelm, der ſich nur ſchwer zu 
dem Bruderkriege hatte entſchließen können, 
verlangte jetzt eine ſchwere Beſtrafung der nach 
ſeiner Meinung Schuldigen. Vor allen Singen 
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wünſchte er Sachſen ganz oder zum größten Teile 
zu annektieren. Auch von Oeſterreich wünſchte er 
Gebietsabtretungen und forderte vor allen 
Dingen im Verein mit den militäriſchen Kreiſen 
den Einzug der ſiegreichen Truppen in Wien. 
Bismarcks großer Einfluß auf den König 
konnte ſich diesmal zunächſt nicht durchſetzen. 
Hart näckig beſtand der König auf feinen Forde⸗ 
rungen, und wir wiſſen aus Bismarcks „Ge- 
danken und Erinnerungen“, daß es zu einem 
ſchweren an Semperamentausbrüchen reichen 
Kampf Mann gegen Mann zwiſchen dem König 
und dem Minifterpräjidenten gekommen iſt, 
ehe es gelang, dem König die Zuſtimmung 
abzutrotzen. Bismarck wußte wohl, warum 
er jo ſehr darauf drängte, möglichſt ſchnell 
einen verſöhnlichen Frieden zu ſchließen. 
Napoleons III. Bemühungen, ſich in die 
deutſchen Händel einzumiſchen, wurden immer 
energiſcher, und er nannte jetzt ſchon ganz 

offen den Preis, den er für feine Ver- 

mittlung forderte: entweder Belgien und 

Luxemburg oder große Teile des linken Rhein- 

ufers. Bismarck aber wollte natürlich im deut⸗ 

ſchen Intereſſe den Frieden ohne irgend ein 

Opfer zuſtande bringen. Er ſtellte aber die 

milden Bedingungen nicht nur, um den Gegnern 
den ſchnellen Abſchluß leicht zu machen, ſondern 
um für künftige Verſtändigungen Brücken zu 
bauen. Wollte Preußen ſeine Vormachtſtellung 
in Seutſchland dauernd feſtigen, ſo mußte es 
erſt vorher mit Frankreich, das dies nicht dulden 
wollte, die Waffen gekreuzt haben. Da dieſer 
Kampf aber nicht nur im preußiſchen, ſondern 
im deutſchen Zntereſſe geführt werden 
follte, jo hoffte Bismarck dabei auf die tätige 
Mit wirkung ſämtlicher anderen deutſchen 
Stämme und auf Oeſterreichs Neutralität. 

Die Ueberwindung der ſüddeutſchen Bun⸗ 
desgenoſſen Oeſterreichs ging ebenſo raſch, aber 
weniger blutig vor ſich. Die preußiſche Main⸗ 
armee drängte die Bayern unter verſchiedenen 
kleineren Zuſammenſtößen bald zurück. Am 
14. Juli wurde Aſchaffenburg eingenommen 
und am 16. Juli konnte der Führer der Main⸗ 
armee in Frankfurt am Main einziehen. Anfang 
Au guſt traten auch die ſüddeutſchen Staaten dem 
Waffenſtillſtandsvertrage bei. Am 25. Auguſt 
wurde dann der Frieden von Prag ge⸗ 
ſchloſſen. Er und die Friedensſchlüſſe mit den 
ſüddeutſchen Staaten brachten folgende wichtigen 


Veränderungen. Oeſterreich willigte in 
die Auflöſung des deutſchen Bundes und er- 
kannte den unter Preußens Führung ſtehenden 
norddeutſchen Bund an. Es trat Schleswig 
Holſtein an den König von Preußen ab, 
allerdings mit einer Zuſatzbeſtimmung, an die 
durch den Schmachfrie den von Berjailles wieder 
erinnert werden ſollte. Es wurde nämlich der 
Bevölkerung der nördlichen Teile Schleswigs 
auf Napoleons Beranlaſſung das Recht gegeben, 
ſich durch eine Volksabſtimmung für die Rüd- 
kehr zu Dänemark zu erklären, eine Beſtimmung, 
die ſpäter allerdings durch Vereinbarung 
zwiſchen den beiden Staaten wieder aufgehoben 
wurde. Oeſterreich erklärte ſich weiterhin be⸗ 
reit, Kriegskoſten zu zahlen. Sachſen behielt 
ſeinen bisherigen Beſitzſtand, verpflichtete ſich 
aber zum Beitritt in den norddeutſchen Bund 
unter dem Vorbehalt der eigenen Militär- 
hoheit. Dagegen überträgt es ſeine Poſt und 
fein Telegraphenweſen völlig an Preußen. Sie 
ſüddeutſchen Staaten zahlten eine Kriegsent- 
ſchädigung und ſchloſſen ein zunächſt noch heim⸗ 
liches Schutz- und Srutzbündnis mit Preußen, 
das die Beſtimmung enthielt, daß die Staaten 
im Kriegsfall ihre Truppen dem preußiſchen 
Oberbefehl unterſtellen müßten. Das Königreich 
Hannover, das Herzogtum Naſſau, das 
Kurfürſtentum Heſſen, Schleswig- 
Holſteinund Frankfurt a. Main werden 
in Preußen einverleibt. 

Die großen militäriſchen und politiſchen Er⸗ 
folge der letzten Zeit hatten es der preußiſchen 
Bevölkerung klar gemacht, daß ſie mit ihrer 
harten Kritik über den leitenden Staatsmann 
Anrecht gehabt hatte. Bismarcks politiſcher 
Weitblick hatte ſich auf das glänzendſte bewährt. 
Seine Energie im gleichzeitigen Kampfe mit 
der Volksſtimmung, dem Parlament und der 
Krone wurde allgemein bewundert. Der Kon⸗ 
flikt zwiſchen der preußiſchen Regierung und 
dem Parlament nahm nun ein ſchnelles Ende. 
Zu Anfang September brachte Bismarck ein 
Indemnitätsgeſetz ein, das die nachträgliche Be⸗ 
willigung aller Haushaltspläne forderte. Es 
wurde mit einer großen Mehrheit angenommen. 
Die Führung im Parlament hatten von nun 
ab die Vertreter der national-liberalen Partei, 
die die nationale Politik des Königs und ſeines 
Miniſterpräſidenten unterſtützten. Der National⸗ 
verein ſah ſeine Aufgabe erfüllt und löſte ſich auf. 


Mit unermüdlicher Energie ſetzte Bismarck 
fein großzügiges Einigungs werk fort. Die 
Vereinigung von 22 deutſchen Staaten zum 
norddeutſchen Bunde ging nicht ohne Schwierig 
keiten ab. Die Kleinſtaaten hatten naturgemäß 
die Furcht, alle ihre Rechte zu verlieren und zu 
völliger Bedeutungsloſigkeit herabzuſinken. Um 
dieſe Befürchtungen zu mildern und die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit des Einzelnen möglichſt groß zu 
laſſen, formte Bismarck den neuen Staat als 
einen Bundesſtaat. Der Verfaſſungs⸗ 
entwurf, der den bereits im Februar 1867 
eröffneten erſten Reichstag des norddeutſchen 
Bundes vorgelegt wurde, iſt in der Hauptſache 
Bismarcks eigenes Werk. Mit allerlei kleinen 
Aenderungen wird die Berfajjung des 
Norddeutſchen Bundes am 16. April 
1867 angenommen. Bundespräſident ift die 
Krone Preußens, die den Bund völkerrechtlich 
nach außen vertritt. Der vom Präſidenten er⸗ 
nannte Bundeskanzler leitet die Geſchäfte des 
Bundesrates, der ſich aus Vertretern aller 
22 Staaten zufammenſetzt, die je nach ihrer 
Größe und Bedeutung auch mehrere Stimmen 
haben. Neben dem Bundesrat ſteht der Reichs⸗ 
tag, der aus allgemeinen, direkten und geheimen 
Wahlen hervorgeht. Auf durchſchnittlich 100 000 
Seelen kommt ein Abgeordneter. Für die Ein⸗ 
führung dieſes demokratiſchen Wahlrechts 
ſprachen bei Bismarck verſchiedene Gründe. 
Einmal hatte er es ja ſelbſt bei den letzten 
Kämpfen um die Bundesreform dem deutſchen 
Volke angeboten. Dann hoffte er, in den großen 
nationalen Fragen den Partikularismus durch 
Aeußerung des nationalen Willens der Ge- 
ſamtheit beſſer bekämpfen zu können. Zum 
dritten wollte er damit den ſüddeutſchen Staaten 
den Beitritt erleichtern; denn in Süddeutſchland 
war das allgemeine, geheime, direkte Wahl⸗ 
recht zum Seil ſchon durchgeführt, zum Zeil 
eine lebhafte Forderung der Mehrzahl der Be⸗ 
völkerung. Für die Bundesgeſetze, denen 
Landesgeſetze nachzuſtehen haben, iſt ein Be⸗ 
ſchluß von Reichstag und Bundesrat notwendig. 
Die Friedensſtärke des Heeres, das wie die 
Kriegsflotte unter preußiſchem Oberbefehl ſteht, 
ſoll ein Prozent der Bevölkerung betragen. Das 
Boft- und Telegraphenweſen, deſſen Rechte 
Preußen für das geſamte Gebiet bereits beſaß, 
ſollte als „norddeutſche Poſt« zuſammengefaßt 
und vereinheitlicht werden. 
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Die ſüddeutſchen Staaten ſahen 
die Vorteile, die Norddeutſchland durch den Zu⸗ 
ſammenſchluß in einem mächtigen Bunde ge⸗ 
wann, immer deutlicher. Zunächſt ſuchte Süd⸗ 
deutſchland in wirtſchaftlicher Beziehung einen 
Anſchluß an das geeinigte norddeutſche Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet. Schon 1867 umfaßt der Zoll- 
verein auf Grund eines neuen Zollvertrages 
das Gebiet von ganz Seutſchland. Ser 
Zollverein hatte auch einen Zollbundesrat und 
ein Zollparlament, das 1868 zum erſten Male 
in Berlin zuſammentrat. Vorher ſchon hatten 
die ſüddeutſchen Landtage, wenn auch nicht 
ohne Aeußerungen einer temperamentvollen 
Oppoſition die Schutz und Trutzbündniſſe mit 
Preußen, die ja einen Seil des Friedensver⸗ 
vertrages bildeten, angenommen. Die Aus⸗ 
wirkung dieſer Annahme war die Uebertragung 
der preußiſchen Heereseinrichtungen auf die 
militäriſchen Formationen ſämtlicher deutſchen 
Staaten. In Wirklichkeit war alſo die Einigung 
der deutſchen Stämme zu einer ſtaatlichen 
Einheit bereits vorhanden. 

Keiner fühlte ſich durch den Ausgang des 
Krieges von 1866 ſo enttäuſcht wie der franzö⸗ 
ſiſche Kaiſer. Er hatte mit Sicherheit geglaubt, 
aus den deutſchen Händeln große Vorteile 
ziehen zu können, um auf dieſe Weiſe auch ſein 
geſunkenes Anſehen bei der Bevölkerung Frank- 
reichs wieder zu heben. Durch die Schnelligkeit 
der Kriegsereigniſſe und des Friedensſchluſſes 
und durch die geniale Art, mit der Bismarck 
die füddeutſchen Gegner mit Preußen verband, 
waren alle ſeine Pläne über den Haufen ge⸗ 
worfen worden. Da man ſo ganz ohne ihn 
fertig geworden war, war ſein guter Nuf als 
der „Schiedsrichter Europas“ ſtark 
erſchüttert. And nicht nur Napoleon ſelbſt, 
ſondern auch die Bevölkerung von Frankreich 
empfand das ſtarke Anwachſen der preußiſchen 
Macht als eine Bedrohung. Das Schlagwort 
„Rache für Sado wall erfüllte damals 
ganz Frankreich. Napoleon III. geſtand dieſe 
Schädigung des franzöſiſchen politiſchen An⸗ 
ſehens auch ganz offen ein; denn er forderte Ent- 
ſchädigungen. Er verlangte erſt wieder links⸗ 
rheiniſche Gebiete und ſpäter Belgien und 
Luxemburg. Als das nicht glückte, forderte er 
wenigſtens die Erlaubnis, Luxemburg dem holän⸗ 
diſchen König abkaufen zu dürfen. Auch das 
verhinderte Bismarck und veröffentlichte als 
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Antwort auf franzöfiſche Drohungen die 
Bündnisverträge mit den ſüddeutſchen Staaten. 
Die Luxemburger Frage wurde ſchließlich durch 
eine Konferenz in London erledigt. Luxemburg 
blieb neutral und holländiſcher Beſitz, trat aber 
aus dem deutſchen Zollverband nicht aus. Die 
preußiſchen Truppen wurden zurückgezogen und 
die Feſtung, die eine Bedrohung der preußiſchen 
Grenze bedeutete, geſchleift. 

Napoleons innerpolitiſche Stellung wurde 
immer ſchwieriger. Es gab für ihn eigentlich 
nur noch eine Möglichkeit, feinen Thron zu 
ſtützen, das war ein erfolgreicher Krieg. And 
am volkstümlichſten mußte ein Krieg gegen 
Preußen werden, deſſen Erſtarken die geſamte 
franzöſiſche Bevölkerung beunruhigte. Sorg⸗ 
fältig wurden die militäriſchen Vorbereitungen 
getroffen. Denn man hatte durch die militäriſchen 
Erfolge von 1866 geſehen, daß die Preußen ſehr 
ernſt zu nehmende Gegner waren. Das ganze 
Heer wurde völlig neu organiſiert. Ein neues 
Gewehr (Chaſſepot) und eine Art von 
großkalibrigem Maſchinengewehr, die Mi⸗ 
trailleuſe, wurden eingeführt. Zu Oeſterreich 
und zu Italien wurden enge Beziehungen an- 
geknüpft, da man auf ſie als Bundesgenoſſen 
glaubte ſicher rechnen zu dürfen. Preußen ſtand 
ſo ſcheinbar allein da. Eine Gelegenheit, es zum 
Angriffe zu reizen, ſollte ſich bald finden. In 
Spanien waren die Bourbonen, deren Miß⸗ 
wirtſchaft das Volk nicht länger ertragen wollte, 
von ihnen verjagt worden. Als Shronfolger 
kam u. a. auch der Erbprinz Leopold 
von Hohenzollern-Sigmaringen 
in Betracht, deſſen Bruder Karl ſeit 1866 Fürſt 
von Rumänien war und ſich dort außerordentlich 
gut bewährte, Nach langen Verhandlungen nahm 
der Prinz im Zuni 1870 die Kronkandidatur an. 
In Frankreich wurde das Volk durch Kammer- 
reden und durch die Preſſe in der unſinnigſten 
Weiſe gegen Preußen und die Seutſchen auf- 
gehetzt. Man behauptete u. a. daß die Hoben- 
zollern „das Weltreich Karls V. 
wieder errichten“ wollten. Man ver- 
langte von König Wilhelm als dem Chef der 
Familie Hohenzollern, daß er die Genehmigung, 
die er dem Prinzen nur ungern gegeben hatte, 
zurückziehe, und ging, als die Ablehnung des 
Prinzen den Konfliktgrund beſeitigte, ſo weit, 
an den König Forderungen in dieſer Hinficht 
auch für die Zukunft zu ſtellen. König Wilhelm 
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lehnte es daraufhin ab, den franzöſiſchen Ge- 
ſandten weiter zu empfangen. Frankreich 
empfand das als Demütigung. Die franzöſiſche 
Kammer bewilligte die Kriegskredite und am 
19. Juli 1870 wurde Preußen der Krieg er- 
klärt. Wenn Napoleon III. vielleicht geglaubt 
hatte, die alte deutſche Uneinigkeit würde auch 
hier wieder in Erſcheinung treten, ſo hatte er 
ſich geirrt. Entgegen der allgemeinen Er- 
wartung bewilligten auch die ſüddeutſchen Land⸗ 
tage ſofort die Kriegskredite, und die ſüddeutſchen 
Truppen zogen unter preußiſchem Oberbefehl 
begeiſtert ins Feld gegen den alten Erbfeind 
des deutſchen Volkes. Endlich einmal fand ganz 
Deutſchland den Mut, ſich gegen die Einmiſchung 
des Auslandes in die deutſchen Angelegenheiten 
kräftig zu wehren. 

Jetzt zeigten ſich die Früchte von Bis- 
mards weit vorausſchauender 
Politik. Das freundſchaftliche Verhältnis, 
das er ſtets zu Rußland unterhalten hatte, hielt 
den Oeutſchen nicht nur den Rüden frei, ſondern 
Rußland, das den Kampf auf Oeutſchland 
und Frankreich beſchränkt ſehen wollte, hielt 
Oeſterreich von kriegeriſchen unternehmun⸗ 
gen ab und unterdrückte auch alle Gelüfte 
Dänemarks, für 1864 Rache zu nehmen. 
Da Oeſterreich Gewehr bei Fuß ſtand und nicht 
auf Frankreichs Seite trat, war naturgemäß 
auch Ftalien ausgeſchaltet. England ſah mit 
Recht ſeinen Vorteil in der Neutralität, die es 
allerdings nicht hinderte, an Frankreich, wenig⸗ 
ſtens während der erſten Zeit des Krieges, 
Waffen in großer Zahl zu liefern. 

Der Krieg von 1870/71 iſt ein Ruh mes⸗ 
blatt in der deutſchen Geſchichte. Auf den 
Schlachtfeldern Frankreichs erkämpfte ſich das 
nach Jahrhunderten endlich wieder völlig ge⸗ 
einte deutſche Volk die Kaiſerkrone. Napoleon 
wurde, nachdem die deutſchen Truppen auf 
franzöſiſchem Boden Sieg nach Sieg erfochten 
hatten, am 2. September 1870 in Sedan ge⸗ 
fangen genommen. Kaum einen Monat nach 
Beginn war dadurch der Krieg bereits ent- 
ſchieden. Das neue franzöſiſche Kaiſertum war 
in Trümmer geſunken. An dieſem Tage wurde 
das neue deutſche Reich geboren. Die Raben, 
die den Kyffhäuſer ſeit Jahrhunderten um- 
krächzt hatten, entſchwanden für immer dar und 
der Kaijer Weißbart trat Kaiſer Rotbarts ſo⸗ 
lange verwaiſtes Erbe an. Zwar war der mili⸗ 
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täriſche Widerſtand Frankreichs noch keineswegs 
gebrochen. Mit ſtarkem Patriotismus raffte die 
Republik, die an Stelle des Kaiſerreichs getreten 
war, alle verfügbaren Kräfte zuſammen und 
leiſtete erbitterten Widerſtand. Aber am Aus- 
gang des Kampfes konnte nichts mehr geändert 
werden. Noch ehe die Waffen völlig ruhten, 
erfolgte am 18. Januar 1871 im Königſchloſſe 
zu DVerjailles, das ſpäter auch der Ort der 
iefſten Demütigung Seutſchlands wurde, die 
Proklamation König Wilhelms 
von Preußen zumdeutſchen Kaiſer. 
Die Botſchaft, die Kaiſer Wilhelm an dieſem 
Tage an das deutſche Volk richtete, betonte den 
aufrichtigen Friedenswillen des neuen Reiches. 
„Uns und unſeren Nachfolgern an der Kaiſer⸗ 
krone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer des 
deutſchen Reiches zu ſein, nicht an kriegeriſchen 
Eroberungen, ſondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens, auf dem Gebiete 
nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Geſittung.“ 

Die Neuſchöpfung des deutſchen Kaifer- 
reiches war die Krönung von Bismarck ftaats- 
männiſchem Meiſterwerk. Aber der Schluß 
ſtein des kunſtvollen Baues, der ſich im 
letzten Jahrzehnt für die Außenſtehenden 
mit einer gewiſſen Selbſtverſtändlichkeit an⸗ 
einander gefügt hatte, war nicht ſo leicht zu 
legen geweſen, wie man es hätte glauben ſollen. 
Bis marck hatte während des Krieges von 1870/71 
ſchwere Kämpfe um ſeine Stellung und für 
ſeine Pläne führen müſſen. Der Krieg iſt das 
letzte Mittel der Politik; aber nur ein Mittel 
und muß ihr ſtets untergeordnet ſein. Alle 
militäriſchen Erfolge führen zu nichts, wenn ſie 
nicht von dem Träger der Politik ausgewertet 
werden. Darum muß der leitende Staatsmann 
während eines Krieges das Recht haben, auch 
die militäriſchen Maßnahmen entſcheidend zu 
beeinfluſſen. Wir wiſſen ja aus der jüngſten 
Vergangenheit des Weltkrieges, wie verhängnis⸗ 
voll es für die deutſche Sache geworden iſt, daß 
die leitenden Generäle, die naturgemäß von der 
Politik nur wenig verſtanden, jeden Einfluß der 
Regierung auf die militäriſchen Maßnahmen mit 
ſchärfſter Energie ablehnten. Bismarck iſt ſchon 
vor dem Waffenſtillſtand von Nikolsburg auf 
Widerſtände von militäriſcher Seite geſtoßen. 
Dieſe kehrten in verſtärktem Maße wieder, als 
es ſich um die Beſchießungvon Paris 
handelte. Was militäriſch ſicherlich durchaus 
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richtig und ſehr wirkſam war, das war ein 
ſchwerer politiſcher Fehler. Und darum kämpfte 
Bismarck mit Aufbietung all feines Einfluſſes 
und all ſeiner Energie, um das Begehen 
dieſes Fehler zu verhindern. Saß es dabei 
an heftigen Zuſammenſtößen mit dem konge⸗ 
nialen Führer des Feldheeres, dem Feld- 
marſchall Graf Moltke, nicht gefehlt hat, iſt 
ja allgemein bekannt. Große Schwierigkeiten 
waren in gleicher Weiſe zu überwinden, als es 
galt, die deutſchen Stämme, deren beſte Söhne 
jetzt auf den Schlachtfeldern Frankreichs für die 
deutſche Sache bluteten, zu einem deutſchen 
Staate zu einigen. Auf der einen Seite war der 
Partikularismus der kleinen und mittleren 
Staaten, vor allen Singen in Süddeutſchland, 
zu überwinden. Da Energie und Gewalt hier 
nichts gefruchtet hätten, ſo erfand Bismarck das 
gute Mittel der NReſervatrechte, die 
den einzelnen Staaten innerhalb ihres Gebietes 
eine gewiſſe Selbſtändigkeit ſicherten. Der 
ſtärkſte Widerſtand aber war merkwürdigerweiſe 
bei dem zukünftigen Träger der Kaiſerkrone 
ſelbſt zu überwinden. König Wilhelm glaubte, 
daß durch die Wiederaufrichtung des deutſchen 
Kaiſerreiches der Glanz der Krone 
Preußens gemindert würde. Ihm 
dünkte es mehr, König von Preußen als deutſcher 
Kaiſer zu ſein. And als ſchließlich alles in den 
Hauptpunkten vereinbart war, da kam noch in 
letzter Stunde eine unvermutete Schwierigkeit. 
König Wilhelm verlangte den Titel Kaiſer 
von Deutſchland, der ihm bei dem 
bundesſtaatlichen Charakter des neuen Reiches 
natürlich nicht gegeben werden konnte. Bismarck 
mußte alle Minen ſpringen laſſen, ehe es ihm 
gelang, den König zur Nachgiebigkeit zu bewegen, 
und eine ernſtliche Verſtimmung zwiſchen Kaiſer 
und Kanzler hat beiden die freude am 18. Januar 
1871 ein wenig getrübt. Am 1. März konnte der 
Kaiſer an der Spitze von 50 000 deutſchen 
Sol daten als Sieger in Paris einziehen. 
An dem gleichen Tage ſah ſich die in Bordeaux 
tagende Nationalverfammlung der Franzoſen 
gezwungen, einen vorläufigen Friedensvertrag 
anzunehmen, in dem Frankreich das ganze 
Elſaß mit Ausnahme von Belfort und ein 
Fünftel von Lothringen mit Metz an das 
Deutſche Reich abtrat und ſich bereit erklärte, 
eine Kriegsentſchädigung von 5 
Milliarden Franken zu bezahlen. Die 
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Bedingungen dieſes Vorfriedens wurden in den 
endgültigen Frieden zu Frankfurt 
am Main übernommen, der am 10. Mai abge- 
ſchloſſen wurde. Am 16. Juni wurde der kurze 
aber blutige Krieg, der der Nation die Einheit 
und den Schutz der Weſtgrenze durch den Beſitz 
der Feſtungen Straßburg und Metz gebracht 
hatte, glanzvoll abgeſchloſſen durch den Einzug 
Kaiſer Wilhelms in Berlin an der Spitze von 
Abordnungen ſämtlicher deutſcher Regimenter. 
Mit Stolz durfte Bismarck auf die Er- 
folge ſeiner weitblickenden und konſequenten 
ſtaatsmänniſchen Kunſt zurückblicken. Eine neue 
Großmacht war in wenigen Fahren erſtanden, 
die nicht nur in der europäiſchen, ſondern auch 
in der Weltpolitik von jetzt ab ein entſcheidendes 
Wort mitzureden hatte. Aber der machtvolle 
Bau hatte auch noch einige ſchwache Stellen, 
die ausgebeſſert werden mußten, ſollte nicht in 
Zukunft dem ganzen Gebäude daraus Schaden 
erwachſen. Das Oeutſche Reich umfaßte nicht 
das geſamte zuſammenhängend geſiedelte 
Deutſchtum in Europa, ſondern nur etwa Zwei⸗ 
drittel davon. Damit war das Reich den meiſten 
anderen Staaten gegenüber im Nachteil, und 
es mußte die Aufgabe der künftigen Politik ſein, 
durch eine Annäherung an Oeſterreich eine 
Beſſerung dieſes Schadens herbeizuführen. Dazu 
kam, daß in dem neuen Staatsgebilde die inner⸗ 
politiſchen Gegenſätze noch lange nicht aus- 
geglichen waren, ſondern im Gegenteil immer 
ſchärfer wurden. Nirgends war der Kampf 
zwiſchen den politiſchen Parteien ſo erbittert, 
wie bei uns. Nirgends wurde der Unterſchied 
des religiöſen Bekenntniſſes ſo ſtark betont, und 
nirgends führten die wirtſchaftlichen und ſozialen 
Gegenſätze zu einer ſo tiefen Zerklüftung des 
Volksganzen. Auf der anderen Seite aber gab 
es wohl kaum einen Staat, bei dem in na- 
tionalen Fragen ſo ſchwer eine 
Einigung zu erzielen war. Das alte Erbübel 
der Deutſchen hatte ſich in den zwei Fahr⸗ 
taufenden feiner Geſchichte nur wenig ver- 
mindert. Ein genialer Staatsmann hatte mit 
feſtem Griff alle Stämme zuſammenfaſſen 
können. Nicht aus eigener Kraft hatte das Volk 
ſich einigen können, ſondern von Bismarck mit 
ſtarker und feſter Hand zum Teil wider Willen 
geführt. Es ift eine alte Tatſache, daß die über- 
ragende Größe eines leitenden Staatsmannes 
ſchädlich wirkt auf die Entwicklung des politiſchen 


Sinnes in der Bevölkerung. Die Mehrzahl hat 
zu dem Führer ihrer Geſchäfte volles Vertrauen 
und überläßt ihm getroft alles, ohne beim Nach⸗ 
denken zu mehr als einer oberflächlichen Kriti⸗ 
ſiererei zu kommen. Bismarck hat dieſe Gefahr 
klar erkannt. Er hat einmal geſagt, er wolle das 
deutſche Volk nur in den Sattel heben, reiten 
werde es dann allein können. Und er hat, um 
den politiſchen Sinn im Volk zu fördern, ihm 
das allgemeine Wahlrecht gegeben. Deutſch⸗ 
land wollte ehrlich den Frieden. 
Um ihn zu erhalten, mußte es, da man in Frank⸗ 
reich den Revanchekrieg wollte, gut gerüftet fein, 
Dazu mußte der Leiter der Politik darauf be⸗ 
dacht fein, Frankreich möglichft zu iſolieren. Denn 
nur mit ſtarken Bundesgenoſſen, das konnte man 
wohl nach den empfindlichen Niederlagen er⸗ 
warten, würde Frankreich aufs neue einen 
Kampf mit Oeutſchland gewagt haben. 

Dem Ausbau des neuen Reiches 
war nun Bismarcks weitere Lebensarbeit ge⸗ 
widmet. Das Fundament des neuen Staates 
wurde die Reichs verfaſſung, die in 
der Hauptſache eine Erweiterung der Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes war. Es wird ſich ver⸗ 
lohnen, hier einiges von ihr zu erzählen. Einmal iſt 
dieſes Buch ja auch für die jüngere Generation 
beſtimmt, die nicht mehr unter der alten Ver⸗ 
faffung lebte und daher nur wenig von ihr weiß. 
And zum anderen wird im zweiten Zeile des 
Buches bei der Beſprechung der Verfaſſung der 
deutſchen Republik mehrfach auf Einzelheiten 
der Verfaſſung von 1871 zurückgegriffen werden 
müſſen. 

Nach der Verfaſſung beſtand das Oeutſche 
Reich als ein „ewiger Bund zum Schutze des 
Bundesgebietes und des innerhalb desſelben 
gültigen Rechts ſowie zur Pflege des deutſchen 
Volkes“ aus 26 Einzelſtaaten. Bundes- 
präfident iſt der König von Preußen mit dem 
Titel: Oeutſcher Kaiſer. Im Bundesrat, 
deſſen Vorſitz der Reichskanzler führt, find ſämt⸗ 
liche Bundesſtaaten mit 61 Stimmen vertreten. 
Davon hat Preußen 17, Bayern 6, Sachſen und 
Württemberg je 4, Baden und Heſſen je 3, 
Mecklenburg⸗Schwerin und Braunſchweig je 2 
und die übrigen 14 Staaten und die 3 freien 
Städte je 1 Stimme. Die Bevollmächtigten zum 
Bundesrate haben nicht nach eigner Ueber⸗ 
zeugung, ſondern nach den Weiſungen der Re- 
gierung zu ſtimmen, die fie vertreten. Eine Ver⸗ 


faſſungsänderung ift nicht möglich, wenn ſich die 
Geſamtheit der Staaten, die nur eine Stimme 
haben (14), oder ſonſtige 14 Stimmen dagegen 
erklären. Preußen mit feinen 17 Stimmen kann 
alſo allein jede Verfaſſungsänderung verhindern. 
Für Militär-, Marine- und Zollfragen gilt das 
gleiche. Auch die drei übrigen Königreiche ver⸗ 
fügen zuſammen über 14 Stimmen und können, 
vereint in gleicher Weife ein Vetorecht ausüben. 
In allgemeiner, geheimer und direkter Wahl wird 
der Reichstag gewählt, der aus 397 Mit- 
gliedern beſteht. Feder Deutjche, der das 25. 
Lebensjahr vollendet hat, beſitzt das aktive und 
paſſive Wahlrecht. Ausgenommen ſind nur alle 
Soldaten und diejenigen, die ſich zurzeit nicht 
im Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte be⸗ 
finden. Die Abgeordneten haben nicht die In⸗ 
tereſſen ihrer Wähler zu vertreten, ſondern die 
Geſamtintereſſen des deutſchen Volkes. Für die 
Aeußerungen, die ein Abgeordneter in Aus- 
übung feines Berufes macht, kann er ſtrafrechtlich 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. Die 
Legislaturperiode dauerte zunächſt drei, ſeit 
1888 fünf Jahre. Die Auflöſung des Reichstages 
durch den Kaiſer darf nur mit Zuſtimmung des 
Bundesrates erfolgen. Ein Geſetz kommt zu- 
ſtande durch die Zuſtimmung von Reichstag und 
Bundesrat. Der Kaifer hat weder ein Geneh⸗ 
migungs- noch ein Vetorecht. Ihm liegt nur 
die Ausfertigung und die Verkündigung der Ge⸗ 
ſetze ob. Alle Regierungshandlungen des Kaiſers 
ſind nur dann rechtsgültig, wenn ſie die Gegen⸗ 
zeichnung des Reichskanzlers tragen, der damit 
dafür die Verantwortung übernimmt. Die 
Spitze der Reichsverwaltung iſt als einzige 
verantwortliche Perſönlichkeit 

der Reichskanzler. Ihm unterſtehen die Staats- 
ſekretäre des Auswärtigen, des Reichsamts des 
Innern, des Reichsmarineamts, des Reichsjuſtiz⸗ 
amts, des Reichsſchatzamts, des Reichspoſtamts 
und des Reichseiſenbahnamts. 1907 kam dazu 

noch ein Kolonialamt. Die Reſervate der 

Einzelſtaaten find in der Hauptſache folgende: 

Bayern, Württemberg und Baden 

dürfen weiter ihre Bier- und Branntweinſteuer 

einziehen und haben dafür jährlich an die Neichs⸗ 

kaſſe lediglich eine Abgabe zu zahlen. Die Eiſen⸗ 

bahnen bleiben alle in den Händen der Länder. 

Bayern und Württemberg haben weiter eigene 

Poſt und eigene Telegraphen. Auch die Hanja- 

ftädte Hamburg und Bremen hatten zunäcjt 
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Rejervatrehte inbezug auf ihre Freihäfen, die 
aber in den Sder Jahren wieder abgeſchafft 
wurden. Weitere Reſervate betrafen die Gliede- 
derung des Reichsheeres. Mit den kleineren 
Staaten hatte Preußen Militärverträge abge- 
ſchloſſen, nach denen dieſe ihre Truppen in das 
preußiſche Heer aufgehen ließen. Baden ver- 
zichtete gleichfalls auf eigene Truppen, hatte 
nur das Recht, daß ſeine Truppen ein befonderes 
badiſches Armeekorps bildeten. Württemberg 
und Sachſen behielten ihre eigenen Truppen⸗ 
kontingente und ernannten ihre Offiziere durch 
den König. Doch wurde der Kommandeur des 
12. (fächfiſchen) Korps auf Vorſchlag des Königs 
von Sachſen durch den Kaiſer ernannt, während 
umgekehrt der des 15. (württembergiſchen) 
Korps vom König von Württemberg, nachdem 
ſich der Kaiſer mit der Perſönlichkeit einver⸗ 
ſtanden erklärt hatte, ernannt wurde. Das 
bayriſche Heer bildete einen in ſich völlig 
geſchloſſenen Teil des Reichsheeres, der nur im 
Kriegsfalle unter dem Oberbefehl des Kaifers 
trat. Aber der Kaiſer als oberſter Kriegsherr 
hatte natürlich das Recht, durch Beſichtigungen 
ſich von der Kampfbereitſchaft dieſer Truppen⸗ 
teile zu überzeugen. Auch mußten ſich 
die bayriſchen Truppenteile in Gliederung, 
Ausbildung und Bewaffnung genau nach dem 
übrigen RNeichsheer richten. 

Weiter auf dem Wege zur völligen ſtaat⸗ 
lichen und nationalen Einheit führte auch die 
Schaffung einer einheitlichen Münze. 
1875 wurde im Reiche die Goldwährung ein⸗ 
geführt und auf dieſer Grundlage die Mark⸗ 
rechnung. Bis 1878 behielten die alten Landes- 
münzen noch Gültigkeit. Um die Geſtaltung 
der Münzen hat es einen ziemlich heftigen 
Kampf im Reichstage gegeben, wobei Bismarck 
zum Erſtaunen vieler dem partikulariſtiſchen 
Standpunkte beitrat. Die ſtrengen Anhänger 
der Einheit wollten eine einheitliche Reichs- 
münze durchſetzen, während Bismarck die glüd- 
liche Löſung fand, allen Münzen als gemein- 
ſame Kückſeite den deutſchen Reichsadler zu 
geben, während auf der Vorderſeite die Köpfe 
der Fürften der einzelnen Staaten zu ſehen 
waren. Diefe Münze war ſo recht das Symbol 
des Bundesſtaates. 

Notwendig für die Staatseinheit war auch 
ein im ganzen Reiche geltendes gleiches 
Recht. Am leichteſten war das Strafrecht 
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einheitlich zu geſtalten, weil die Abweichungen 
in den einzelnen Ländern nicht allzu groß waren. 
Bereits der Norddeutſche Bund hatte 1870 ein 
gemeinſames Strafrecht beſchloſſen, das jetzt 
weiter ausgebaut wurde und am 1. Oktober 1879 
in Kraft trat. Auch die einheitlichen Verfahren 
im Zivil- und Strafprozeß und die einheitliche 
Organiſation des Gerichtsweſens traten an 
dieſem Zeitpunkt in Kraft. Spitze dieſer Or⸗ 
ganifation der Gerichte wurde das Reichs- 
gericht in Leipzig. Preußen hatte den Sitz 
des Oberſten Gerichtshofes in Berlin haben 
wollen, aber man wollte die höchſte Inſtanz 
unbeeinflußt von der Zentralregierung und von 
höfiſchen Einflüſſen wiſſen und überſtimmte 
deswegen Preußen. Der Ausſchuß, der in mühe⸗ 
voller aber meiſterhafter und muſtergültiger 
Weiſe ein einheitliches bürgerliches Ge⸗ 
ſetz buch geſchaffen hatte, hatte feine Aufgabe 
1894 beendet. Nach zweijähriger eingehender 
Beratung wurde das bürgerliche Geſetzbuch 1896 
vom Reichstage verabſchiedet und trat mit dem 
Beginn des neuen Jahrhunderts am 1. Januar 
1900 in Kraft. 

Einige Worte ſind vielleicht noch der Ber⸗ 
teilung der franzöſiſchen Kriegs- 
entſchädigung zu widmen, die der erſte 
Reichstag vorzunehmen hatte und deren Einzel⸗ 
beiten weiteren Kreiſen nicht bekannt zu ſein 
pflegen. Von den 5 Milliarden Franken, die 
gleich 4 Milliarden Mark waren, wurde zunächſt 
ein barer Kriegsſchatz von 120 Millionen 
Mark in Gold gebildet, der im „Julius 
tur me zu Spandau aufbewahrt wurde und 
der dazu dienen ſollte, im Falle eines Krieges 
die erſten finanziellen Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden. Für einen Invalidenfonds 
wurden 560 Millionen geſtiftet, zur Verbeſſerung 
der Feſtungen und zum Ausbau und Neubau 
von Kaſernen 550 Millionen verwendet. Zur 
Begleichung der Schäden, die der Krieg im 
Rheinland und in Elſaß-Lothringen angerichtet 
hatte, waren 116 Millionen erforderlich. Die 
deutſchen Schiffsreeder wurden für die Schäden, 
die ſie im Kriege erlitten hatten, mit 17 Millionen 
entſchädigt. 66 Millionen wurden für den 
weiteren Ausbau der Flotte verwendet. An 
28 verdiente Generäle wurden Geldgeſchenke 
(Ootationen) verteilt, an bedürftige und würdige 
Landwehrleute die gleiche Summe. Die 1870 
aus Frankreich ausgewiefenen Seutſchen er⸗ 
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hielten als Erſatz für ihre Verluſte gleichfalls 
12 Millionen. Der Reft wurde an die einzelnen 
Bundesſtaaten verteilt, aber nicht etwa nach den 
militäriſchen Leiſtungen, da dabei Süddeutſch⸗ 
land ziemlich ſchlecht abgeſchnitten hätte, ſondern 
nach der Zahl der Bevölkerung. 

Bis mar ck hatte ſeine politiſchen Kämpfe 
bisher immer ziemlich raſch und mit einem ent- 
ſcheidenden Siege beenden können. In den 
erſten Fahren des neuen Reiches traf er aber 
auf einen Gegner, deſſen Ueberwindung ihm 
nicht ſo leicht und ſchnell gelang. Es war der 
alte Gegner des Kaiſertums im Mittelalter: 
das Pap ſttum. Es war, wie der große 
Kirchenhiſtoriker Haſe einmal ſagt, nicht zu er⸗ 
warten, daß zwei in ihrem Weſen ſo verſchiedene 
Gewalten (das proteſtantiſche Kaiſertum und das 
Bapittum), die nunmehr Aug in Aug einander 
gegenüberſtanden, ſofort ohne Kampf ein fried- 
liches Verhältnis zueinander finden würden. 
Ein ſolches konnte vielmehr nur aus einem Zu⸗ 
ſammenſtoß hervorgehen, in deſſen Verlauf 
beide Teile die eigene Kraft und die des Gegners 
ausmaßen, bis jeder zur Erkenntnis kam, wie⸗ 
viel der andere ihm ſchaden aber auch nützen 
konnte. Die päpftlihe Kurie hatte mit großer 
Sorge die Entwicklung der Dinge in Seutſchland 
in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts ver⸗ 
folgt. Den klugen Leitern der päpſtlichen Politik 
war es natürlich nicht entgangen, daß die Be⸗ 
wegung in Oeutſchland, die zur Schaffung 
eines proteſtantiſchen Kaiſertums führen mußte, 
ſich immer mehr verſtärkte. Die antipreußiſche 
Politik Oeſterreichs iſt darum vom Papſte ebenſo 
unterſtützt worden, wie die gegen Preußen ge⸗ 
richtete franzöſiſche Kriegspolitik. 

In demſelben Grade wie die weltliche Macht 
und der weltliche Beſitz des Papſttums abnahm, 
wurde der päpſtliche Abſolutismus verſtärkt. 
Papft Pius IX. wußte nach dem Raub des 
Kirchenſtaates das Mitleid und die Opfer willig ⸗ 
keit der Gläubigen in erſtaunlichem Maße 
zu wecken, und das ſo außerordentlich lebhaft 
gewordene erneute Intereſſe für den päpftlichen 
Stuhl zu einer gewaltigen Stärkung der päpſt⸗ 
lichen Macht zu benutzen. 1854 verkündigte er 
die Lehre von der unbefleckten 
Empfängnis der Jungfrau Maria und gab 
damit der Marienverehrung in der geſamten 
katholiſchen Welt eine neue Blüte. Um den 
Gläubigen die für den Beſtand der Kirche ge⸗ 


fährlichen Lehren der Neuzeit fernzuhalten, 
erließ er 10 Jahre ſpäter den Syllabus, 
ein Verzeichnis von 80 Irrtümern, die als unver⸗ 
träglich mit dem römiſchen Katholizismus be- 
zeichnet wurden. Unter dieſen Irrtümern be⸗ 
fanden ſich aber die weſentlichen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Errungenſchaften der neuen Zeit. Damit 
nicht genug, verlangte er nicht nur die Unter⸗ 
ordnung der Wiſſenſchaften, ſondern auch die des 
Staates unter den Papſt. Oer völlige Abſolu⸗ 
tismus wurde erreicht durch den Beſchluß des 
vatikaniſchen Konzils von 1869, der die Un- 
fehlbarkeit des Papfſtes in allen 
den Glauben oder die Sitten betreffenden 
Entſcheidungen ausſprach. Auf Grund dieſer 
Unfehlbarkeit aller Kathedralentſcheidungen be- 
durften dieſe natürlich keiner Zuſtimmung durch 
irgend ein Konzil mehr, um gültig zu ſein. Das 
Dogma der Unfehlbarkeit iſt in den Kreiſen des 
deutſchen katholiſchen Klerus beſonders ſtark 
umkämpft worden. Deutſche Kirchenfürſten 
waren es vor allem, die das neue Dogma aus 
wiſſenſchaftlichen und aus religißſen Gründen 
für unmöglich erklärten. Andere bekämpften es 
vielleicht, weil ſie merkten, daß die Anerkennung 
dieſes Hogmas die ſtraffſte Zentraliſation der 
Kirche bedeuten müſſe, deren Haupt in Rom 
ſaß und unfehlbar regierte. Aber wie jo oft ſchon 
in der katholiſchen Kirche bewährte ſich auch hier 
die alte Siſziplin. Faſt alle Gegner unterwarfen 
ſich ſehr ſchnell. Nur der Kirchenhiſtoriker 
Döllinger, der in München Stiftspropſt 
war, proteſtierte in einem offenen Schreiben 
an den Erzbiſchof als „Chriſt, Theologe, Ge⸗ 
ſchichtskundiger und Bürger“. Bald traf ihn 
der Kirchenbann, der ihn veranlaßte, mit gleich⸗ 
geſinnten Katholiken den Altkatholizis⸗ 
mus zu begründen. Die Bewegung hat aber 
keine große Bedeutung erlangt, die Zahl der 
Altkatholiken in Oeutſchland iſt nie ſehr groß 
geweſen. Auch ihr Gründer hat ſich bald der 
Bewegung entzogen. 

Die päpftliche Kurie hatte in dem Siege des 
proteſtantiſchen Preußen über das katholiſche 
Oeſterreich und über das der Kirche auch ſo 
naheſtehende Frankreich einen Sieg des Pro- 
teſtantismus geſehen, deſſen Auswirkungen mög⸗ 
lichſt eingeſchränkt werden ſollten. Die katholiſche 
Kirche hatte ſich ſchon lange mit gutem Weit blick 
auf den Kampf mit Preußen im ſtillen gerüſtet. 
Bei der Jugend anfangend, hatte ſie es ver⸗ 
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fanden, durch Bildung einer großen Zahl der 
verſchiedenartigſten Vereine die Katholiken 
Preußens und auch im übrigen Seutſchland erſt 
örtlich und dann in größeren Verbänden zu 
ſammeln. Dieje Vereine, ob es nun Lehrlings-, 
Zünglings- oder Geſellenvereine waren oder 
Bauern- und Winzervereine wurden faſt aus- 
ſchließlich durch Geiſtliche oder zum mindeſten 
unter deren Mitwirkung geleitet. Sie boten 
neben gediegener Belehrung und allerlei prak⸗ 
tiſchen Vorteilen auch fröhliche Unterhaltung. 
Für die Schaffung einer dem Papſttum völlig 
ergebenen Preſſe wurde die größte Sorgfalt 
und auch viel Geld verwendet. Von Fahr zu 
Jahr entſtanden immer neue, gut geleitete 
katholiſche Tageszeitungen und Wochenſchriften, 
deren Redakteure in dem ausgezeichnet organi⸗ 
ſierten Auguſtinus⸗Verein feſt zuſammenge⸗ 
ſchloſſen wurden. Daneben nahm der von 
Windthorſt begründete VBolksverein 
für das katholiſche Seutſchland 
„zur Bekämpfung der Irrtümer und Umfturz- 
bewegungen auf ſozialem Gebiete“ einen jo 
großen Aufſchwung, daß er bald 600.000 Mit- 
glie der zählte. Alle dieſe Vereine ſandten einmal 
im Jahre ihre Vertreter zur großen Heerſchau 
des Katholizismus, dem deutſchen Katholikentage. 
Daß die Zuſammenfaſſung großer deutſcher 
Volksteile nach dem religiöſen Bekenntnis natio⸗ 
nal trennend wirken mußte und mit dazu bei⸗ 
getragen hat, daß das Nationalgefühl im deut⸗ 
ſchen Volke ſich nicht ſo ſtark entwickeln konnte, 
wie das in England und Frankreich der Fall 
war, bedarf weiter keiner Ausführungen. 

So war es gar nichts Ueberraſchendes, daß 
die Katholiken auch im Reichstage als eine ge⸗ 
ſchloſſene Fraktion auftraten. Im erſten deut- 
ſchen Reichstage fanden ſie ſich als Fraktion 
des Zentrums, der allerdings auch einige 
Nichtkatholiken angehörten, mit etwas über 
60. Abgeordneten zuſammen. Ihr geiſtiger 
Führer war der preußenfeindliche letzte Minifter 
des entthronten Königs von Hannover, der Ab- 
geordnete Windthorſt⸗ Meppen. Windt- 
horſt war nicht nur Welfe inſofern, als er die 
Wie dereinſetzung des welfiſchen Königshauſes in 
Hannover erſtrebte, ſondern auch im mittelalter⸗ 
lichen Sinne der Kämpfe der Stauferzeit. Er 
war ein Bekämpfer der Kaiſer macht 
und der nationalen Einheit. Haupt- 
forderungen des Zentrums unter feiner Füh⸗ 
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rung waren von Anfang an die Wie derher⸗ 
ſtellung der weltlichen Macht des 
Bapftes und die Selbſtſtändigkeit 
der katholiſchen Kirche innerhalb 
Deutſchlands. Aber Bismarck dachte natürlich 
gar nicht daran, ſich in die innerpolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſe Staliens einzumiſchen, und der Reichstag 
ſtimmte ihm darin bei, indem er einen dies- 
bezüglichen Antrag des Zentrums ablehnte. 
Weiter forderten die Zentrumsvertreter die Auf⸗ 
nahme von 6 Artikeln der preußiſchen DBer- 
faſſung, die ſeinerzeit aus den Grundrech⸗ 
ten der Verfaſſung von 1849 übernommen 
worden waren, in die Verfaſſung des Seutſchen 
Reiches. Dieſe 6 Artikel gewährleiſteten die 
freie Meinungsäußerung durch Wort, Schrift, 
Druck und Bild, die Freiheit des Verſammlungs⸗ 
und Vereinsweſens, des religiöſen Bekennt⸗ 
niſſes und die Ver waltung der Ange; 
legenheiten der Religionsge⸗ 
ſellſchaften durch dieſe Geſellſchaften 
felbft. Dem Zentrum war es bei ſeinem Be⸗ 
ſtreben, die katholiſche Kirche vom Staate 
möglichſt unabhängig zu machen, natürlich in 
der Hauptſache um das letzte diefer Rechte zu 
tun. Aber auch dieſer Antrag wurde abgelehnt. 
Das Zentrum trat nun zur Regierung in die 
ſchärfſte Oppoſition, die ſich bei 
jeder Gelegenheit geltend machte. 

Am heftigſten aber entbrannte der Kampf, 
als es ſich darum handelte, die beſte Kampf⸗ 
truppe des Papſttums gegen den Proteftantis- 
mus, die Jeſuiten, außer Gefecht zu 
ſetzen. „Es wäre ein Wunder geweſen, wenn in 
dieſen Tagen, da der nationale deutſche Geiſt 
nach langem Schlummer in ſeiner Vollkraft er⸗ 
wacht war, da das moderne Freiheitsgefühl den 
Anſpruch abſoluter Herrſchaft eines Einzelnen 
über die Gewiſſen vieler Millionen als uner- 
träglich empfand, die Gegnerſchaft nicht direkt 
gegen den mächtigen klugen und zähen Orden 
ſich gerichtet hätte, der alle dieſe nationalitäts- 
ofen autoritären Tendenzen ſozuſagen in ſich 
verkörperte. Eine lange Reihe von Bittgefuchen 
lief beim Reichstag ein, welche Maßregeln gegen 
die Jeſuiten forderten; ſofort aber ſammelte das 
Zentrum Gegenbittſchriften, welche die Vor⸗ 
würfe gegen den Orden für falſch und gehäſſig, 
feine Wirkſamkeit für ſegensreich, ja patriotiſch 
erklärten und namentlich auf die Feſuiten hin⸗ 
wieſen, welche 1866 und 1870 im Kriege als 


Krankenpfleger mit den deutſchen Heeren aus- 
gezogen ſeien. Der Reichstag aber beſchloß, an 
die verbündeten Regierungen das Geſuch um 
Vorlage eines Geſetzes gegen den 
Orden zu richten, der die mächtigſte religiöſe 
Körperſchaft darſtelle, in Seutſchland nirgends 
ausdrücklich durch Verordnung zugelaſſen fei 
und folglich nur auf Grund des Vereinsrechtes 
beſtehe. Dieſes Geſetz beziehe ſich aber nur auf 
Privatvereine mit erlaubten Zwecken und unter 
Vorſtänden, die innerhalb des Landes 
wohnen, der Feſuitenorden aber ſei eine ge⸗ 
ſchloſſene Körperſchaft, deren Mitglieder eidlich 
verpflichtet ſeien, ihren im Ausland, in 
Rom, wohnhaften Oberen unbedingt zu ge- 
horchen. „Die Jeſuiten“, erklärte Bismarcks Ver⸗ 
trauter Wagener, „taſten die Grundlagen des 
Staates an, denn ſie behaupten, Geſetze, 
welche die Kirche ver werfe, ſeien für die 
katholiſchen Staatsbürger nicht bindend!“ 
(Oberſtudienrat Dr. G. Egelhaaf, Ge 
ſchichte der neueſten Zeit vom Frankfurter 
Frieden bis zur Gegenwart, S. 24). Das Ge- 
ſetz, das der Bundesrat daraufhin dem Reichs- 
tage vorlegte, wurde natürlich vom Zentrum 
mit den allerſchärfſten Mitteln bekämpft. Oer 
frühere bayriſche Miniſterpräſident Fürſt Ch lo d- 
wig zu Hohenlohe- Schillingsfürft hielt 
aber den Bundesratsentwurf für noch nicht 
weit gehend genug und forderte, obwohl er 
ſelbſt katholiſch war, ein Verbot des 
Ordens und feiner Anhängſel. Nach ſeiner 
Meinung müſſe jeder Deutſche, der Mitglied 
des Ordens werde, damit ſein Staatsbürger- 
recht verlieren und die Anſtellung eines Zefuiten 
künftig hin in Deutfchland unmöglich fein. Nach 
dieſen Vorſchlägen wurde das Geſetz vervoll⸗ 
ſtändigt, deſſen Paragraph 1 den Orden, alle 
mit ihm verwandten Orden und ordensähnlichen 
Vereinigungen aus dem Reichsgebiet ausſchloß 
und die Auflöſung aller Niederlaſſungen des 
Ordens binnen 6 Monaten anordnete. Der 
Paragraph 2 geſtattete den Regierungen alle 
ausländiſchen Feſuiten, wenn es ihnen 
nötig erſchien, aus Oeutſchland auszuweiſen, 
alle inländiſchen aber aus gewiſſen Orten 
zu entfernen, was die Entziehung 
der Freizügigkeit, alſo ein 
Ausnahmegeſetz, bedeutete. Das SGeſetz 
wurde mit 181 gegen 95 Stimmen an- 
genommen, 


Einen neuen Sturm entfachten in Preußen 
die dort 1875 eingebrachten ſogenannten „Mai - 
geſetzel, die eine Neuordnung des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Kirche und Staat und eine Neu- 
geſtaltung der inneren Kirchenverwaltung (übri⸗ 
gens für bei de Religionsgemeinſchaften) vor⸗ 
ſahen. Es handelte ſich vor allem um die Vor⸗ 
bildung und Anſtellung der Geiſtlichen und die 
Kirchenzucht über die Laien. Es kam wie der zu 
den heftigſten Kämpfen mit dem Zentrum. Am 
10. März hielt Bismarck im Herrenhaus eine 
Ne de, in der er den vorliegenden Kampf mit den 
Kämpfen verglich, die das Prieſtertum ſeit uralten 
Zeiten mit der Staatsgewalt geführt hat. Er ſprach 
da von dem Kampfe, der Agamemnon in Aulis 
die Tochter koſtete, und den Kämpfen im Mittel⸗ 
alter, die immer daraufhin zielten, die Macht 
des deutſchen Kaiſertums zu ſchwächen. Die 
Maigeſetze wurden ſchließlich von den beiden 
preußiſchen Kammern angenommen, aber von 
der katholiſchen Geiſtlichkeit bei ihrer Ausführung 
gefliſſentlich ignoriert. Man leiſtete zunächſt 
paffiven Widerſtand, ging aber 
ſchließlich in dem ſogenannten Kultur- 
kampf zumoffenen Angriff über. Die Reichs- 
tagswahlen zeigten die Erfolge dieſes mit fana⸗ 
tiſchem Eifer geführten Kampfes. Die Zahl der 
Zentrumsſtimmen war in drei Fahren von 
696 000 auf 1 445 O00 gewachſen. Die Zahl der 
Zentrumsabgeordneten erhöhte ſich dadurch von 
65 auf 91. Der Erfolg wurde allerdings da- 
durch abgeſchwächt, daß die Regierungspartei, 
die Nationalliberalen, auch die Zahl ihrer Man⸗ 
date ſehr bedeutend (auf 150) erhöhen konnten. 
Unter dem Einfluß des Kulturkampfes war ein 
grenzenloſer Haß gegen Bismarck ent- 
ſtanden. Durfte doch ein Neichstagsabgeord⸗ 
neter aus einem alten vorneh men Geſchlecht, der 
Graf Friedrich von Stolberg 
öffentlich äußern: Wenn Bismarck ge⸗ 
hangen wür de, ſo würde ich am Strange 
mitziehen.“ Wenn die Hitze des Kampfes ſchon 
bei Gebildeten derart wirkte, ſo mußte ſie ſich 
in einem harmlos- ungebildeten Gemüte zum 
Entſchluß zu einer verbrecheriſchen Tat ver- 
dichten. Drum war es nicht zu verwundern, daß 
der katholiſche Böttchergeſelle Kull mann 
den Gedanken faßte, den Reichskanzler zu er⸗ 
ſchießen, und daß er am 15. Juli 1874 in Kiſſingen 
auch den Verſuch machte, fein Vorhaben durch⸗ 
zuführen. Zum Glück ſtreifte die Kugel des 
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Mörders nur das Handgelenk, und Kullmann 
mußte die Tat feines Fanatismus mit 14 Jahren 
Zuchthaus büßen. Der Kampf tobte mit unver⸗ 
minderter Leidenſchaftlichkeit hin und her, bis 
1878 ein Wechſel auf dem päpſtlichen Stuhle 
eintrat. Papſt Leo XIII. zeigte ſich weniger 
ſchroff als fein Vorgänger, und Bismarck, der 
innerpolitiſche Schwierigkeiten durch die immer 
energiſcher werdenden Forderungen des vierten 
Standes vorausſah, und der außenpolitiſch durch 
die Veränderung des Verhältniſſes zu Rußland 
nach dem Berliner Kongreß neue Aufgaben zu 
löſen hatte, war zum Nachgeben bereit. Die Mai- 
geſetze wurden äußerſt milde gehandhabt, 1882 
wurde durch die Entſendung eines preußiſchen 
Geſandten beim Vatikan äußerlich ein beſſeres 
Verhältnis hergeſtellt, und ſchließlich wur den, 
nachdem auch der Papſt in der Anzeigepflicht 
nachgegeben hatte, die Kulturkampfgeſetze im 
weſentlichen aufgehoben. 

„Die Art, wie dieſes Ende eines mehr als 
15jähtigen Kampfes bei den verſchiedenen Par- 
teien aufgenommen wurde, iſt für eine gerechte 
Beurteilung der maßgebenden Perſonen ſehr 
bedeutſam. Auf der einen, der liberalen Seite, 
herrſchte das Gefühl einer ſch weren Nie- 
derlage der Staatsgewalt vor. Der 
nationalliberale Abg. Prof. Dr. Gneiß, einer 
der erſten Staatsrechtler der Zeit, bezeichnete es 
als ein ſchweres Unglück, daß der Staat, in dem 
beide Konfeſſionen überall durcheinander woh⸗ 
nen und der auf deren friedliche Geſinnung ange⸗ 
wieſen ſei, ſich jeden Einfluſſes auf die Erziehung 
des katholiſchen Klerus begebe, dem er doch maß- 
gebenden Einfluß auf die Volksſchule einräume. 
Im ganzen traf Vir cho w die damalige 
Stimmung der liberalen Kreiſe, wenn er Bis- 
marck an ſein Wort vom 14. Mai 1872: „Nach 
Canoſſa gehen wir nicht!“ erinnerte, und meinte, 
der Kanzler habe jetzt eine Amkehr vollzogen, 
die mit dem Weg nach Canoſſa auf derſelben 
Linie ſtehe.“ (Egelhaaf a. a. O. S. 65 f.) Aber 
auch die Katholiken waren mit dieſer Beilegung 
des Kulturkampfes, die keine Beendigung war, 
keineswegs zufrieden. Leo XIII. wurde trotzſeiner 
Unfehlbarkeit von der deutſchen katholiſchenPreſſe 
auf das heftigſte angegriffen. So ſchrieb eines 
diefer Blätter: „Es iſt eine ſchwere Prüfung 
über uns verhängt. Auf den Grabſtein des 
Zentrums müſſen die Worte kommen: „Von 
den Feinden nie beſiegt, von den Freunden nie 
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verlaſſen, aber vom Papſte, für deſſen Rechte es 
17 Fahre geſtritten und gelitten, verleugnet.“ 
Die Mißſtimmung der Katholiken gegen den 
Papſt ging ſoweit, daß in einer großen Biſchofs⸗ 
ſtadt, in der der Vincenz⸗ Verein jedes Fahr ein 
Papſtfeſt veranſtaltete, dieſer zum Leo⸗ 
Feſte des Jahres 1887 keinen Feſtredner aus 
der Geiſtlichkeit der Stadt bekommen konnte, 
ſondern ſich mit einem herbeigerufenen Land- 
geiſtlichen begnügen mußte. 

Die Gründe, die Bismarck bewogen haben, 
ſchließlich nachgiebiger zu werden, find oben kurz 
geſtreift worden. Am meiſten Sorge machte ihm 
das ungeheure Anwachſen der Sozialdemokratie. 
Ueber das Weſen des Sozialismus, über die 
Geſchichte der ſozialdemokratiſchen Partei und 
ihr Programm wird ſpäter im zweiten Teile aus- 
führlich zu reden ſein. Hier ſei nur kurz die große 
Linie der Entwicklung gegeben. Als Laſalle 
den „Allgemeinen deutſchen Ar- 
beiterverein“ gründete, geſchah dies auf 
nationaler Grundlage. Erſt mit Liebknecht 
und Bebel fand die marxiſtiſche Lehre inner⸗ 
halb des Vereins immer mehr Anhänger, und 
die 1875 vollzogene Begründung der „Inter⸗ 
nationalen ſozialdemokratiſchen 
Arbeiterpartei“ vollzog ſich ziemlich 
glatt. Hauptziele der Partei waren: die reſtloſe 
Demokratiſierung des Staates, eine genoſſen⸗ 
ſchaftlich geregelte Geſamtarbeit und die Um- 
wandlung aller der Produktion dienenden pri⸗ 
vaten Arbeitsmittel (Bergwerke, Grund und 
Boden, Verkehrsmittel, Maſchinen uſw.) und 
der erzeugten Waren in genoſſenſchaftliches 
Eigentum. 

Die ſozialdemokratiſchen Ideen fanden in 
der Arbeiterſchaft und darüber hinaus raſch 
weiteſte Verbreitung. Aber die Führer konnten 
nicht verhindern, daß die Bewegung ſtellenweiſe 
in das anarchiſtiſ che Fahrwaſſer ge⸗ 
riet, und daß für viele der jüngeren „Genoſſen“ 
die Einſchüchterung durch Meuchelmord, Brand 
und Raub das ideale Kampfmittel war. Aeußer⸗ 
lich trat dieſe Richtung zutage in zwei Atten⸗ 
taten auf den ehr würdigen 
Kaiſer Wilhelm. Am 11. Mai 1878 
feuerte ein verkommener Klempnergeſelle, der 
jetzt ſozialdemokratiſche Zeitungen verkaufte, 
auf den Kaiſer, als dieſer mit ſeiner Tochter von 
einer Spazierfahrt nach Hauſe zurückkehrte. 
Seine Schüſſe gingen fehl, die Abſicht aber 
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mußte auf dem Schaffot gebüßt werden. 
Das ſchreckte aber vor weiteren Mordverſuchen 
nicht ab. Am 2. Juni desſelben Jahres ſchoß 
Dr. Nobiling aus Poſen aus einem mit 
Rehpoſten geladenen Gewehr zwei Schüſſe auf 
den Kaifer ab, der dreißig Wunden erhielt und 
ohnmächtig zuſammenbrach. Nobiling ſchoß ſich 
darauf eine Kugel in den Kopf und ſtarb nach 
einigen Tagen, ohne ſeine Beweggründe an⸗ 
geben zu können. Der Reichstag hatte nach dem 
erſten Attentat ein Einſchreiten gegen die Sozial⸗ 
de mokraten abgelehnt. Da er auch in feiner 
jetzigen Zuſammenſetzung neuen Steuerreformen 
ſicherlich Widerſtand leiſten würde, ſo benutzte 
der Kanzler die Gelegenheit zu ſeiner Auflöſung. 
Es fanden unter dem Eindruck der beiden Mord⸗ 
anſchläge auf den im ganzen Reiche hochver⸗ 
ehrten Kaiſer Neuwahlen ſtatt, die zu einer an⸗ 
deren Zuſammenſetzung des Reichstages führten. 
Die Sozialdemokraten verloren 4 von ihren 15 
Sitzen, die Natio nalliberalen von ihren 128 30, 
auch die Fortſchrittspartei ſank von 35 auf 26 
Mandate. Die Konſervativen und Freikonſer⸗ 
vativen dagegen ſtiegen von 78 auf 115 Mandate, 
während das Zentrum fo ziemlich feinen Befit- 
ſtand bewahrte. Diefem Reichstage wurde nun 
ein Geſetz vorgelegt, das den Titel führte 
„wider die gemeingefährlichen 
Beſtrebungen der Sozialde mo- 
kratie“ Bismarck wollte damit zum Ausdruck 
bringen, daß er nicht die ſozialdemokratiſche Par⸗ 
tei treffen wollte, denn die war, wie er wußte, 
bei der Stimmung, die in den Arbeiterkreiſen 
allenthalben herrſchte, nicht mehr tot zu machen, 
ſondern die anarchiſtiſche Strömung, 
die innerhalb der Partei die Zügel an ſich reißen 
wollte. Bismarck iſt ſich auch darüber klar ge⸗ 
weſen, daß dieſem Geſetz der Unterdrückung 
parallel gehen müſſe eine geſetzliche Be- 
ſeitigung der Mißſtände, ohne die die Gründung 
und das Erſtarken der ſozialde mokratiſchen Partei 
gar nicht möglich geweſen wäre. Er wollte mit 
dieſem Geſetze vor allen Dingen zeigen, daß 
noch eine Staatsautorität vorhanden ſei, die mit 
Hetzern bald fertig zu werden wiſſe. Der Geſetz⸗ 
entwurf wollte alle Vereine, die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen und kommuniſtiſchen Zielen huldigten 
und die beſtehende Staats- und Geſellſchafts⸗ 
ordnung untergraben oder ſtürzen wollten, ver⸗ 
bieten. Ebenſo alle Verſammlungen, die 
ſolchen Zwecken dienten. Natürlich fielen unter 


dieſes Verbot auch alle Oruckſchriften, die füt 
ſozialiſtiſche Ziele eintraten. Die Ausweiſung 
von Leuten, die ſich im ſozialdemokratiſchen 
Sinne agitatoriſch betätigten, aus beſtimmten 
Orten, wo eine beſondere Schädigung durch ſie 
zu befürchten war, ſollte zuläſſig ſein. Schließlich 
ſollten ſämtliche ſozialiſtiſchen Druckereien ge- 
ſchloſſen werden. Mit allerlei Aenderungen 
und vor allem mit einem Zuſatz, der die 
Dauer des Geſetzes auf 2½ Jahre 
beſchränkte, wurde es ſchließlich mit 221 
gegen 149 Stimmen angenommen. Die Oppo- 
ſition ſtellte zu Zweidritteln das Zentrum. 
Es vergingen einige Fahre, bis die Vor⸗ 
arbeiten für die Geſetzentwürfe beendet waren, 
die Bismarck zum Schutze der wirtſchaftlich 
Schwachen ſchon ſeit einiger Zeit plante. Als 
der SAjährige Kaiſer am 17. November 
1881 den Reichstag perſönlich eröffnete, erließ 
er feine berühmte Botfchaft über die ſo ziale 
Geſetzgebung. Einige Sätze aus ihr ſollen 
auch hier einen Platz finden. „Schon im Februar 
d. Is. habe Ich meine Ueberzeugung aus- 
ſprechen laſſen, daß die Heilung der fozialen 
Schäden nicht ausſchließlich im Wege der Re⸗ 
preſſion (Unterdrückung), ſondern gleichmäßig 
auf dem der poſitiven Förderung des Wohls der 
Arbeiter zu ſuchen ſein werde. Wir halten es 
für unſere kaiſerliche Pflicht, dem Reichstage 
dieſe Aufgabe aufs neue ans Herz zu legen und 
würden mit um ſo größerer Befriedigung auf 
alle Erfolge, mit denen Gott unſere Regierung 
ſichtlich geſegnet hat, zurückblicken, wenn es 
uns gelänge, dereinſt das Bewußtſein mitzu⸗ 
nehmen, dem Vaterlande neue und dauernde 
Bürgſchaften ſeines inneren Friedens und den 
Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und Er⸗ 
giebigkeit des Beiſtandes, auf den fie Anſpruch 
haben, zu hinterlaſſen.“ Dann werden in der 
Botſchaft die einzelnen Geſetze angekündigt: 
eine Unfall-Verſicherung, die nach den Wünſchen 
des Reichstages umgearbeitet war; eine Vor⸗ 
lage über Errichtung von Krankenkaſſen und 
endlich ein Geſetz über die Verſicherung gegen 
Alter und Gebrechlichkeit. Die Votſchaft fuhr 
fort: „Die Verwirklichung dieſer Geſetze iſt eine 
ſchwierige aber auch eine der höchſten Aufgaben 
jedes Gemeinweſens, das auf den ſittlichen Fun⸗ 
damenten des chriſtlichen Volkslebens ſteht. Der 
enge Anſchluß an die realen Kräfte dieſes Volks⸗ 
lebens und das Zuſammenfaſſen der letzteren 
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zu korporativenGenoſſenſchaftenunter ſtaatlichem 
Schutz und bei ſtaatlicher Förderung wird die 
Löſung auch von Aufgaben möglich machen, 
welchen die Staatsgewalt allein im gleichen um- 
fang nicht gewachſen fein würde.“ Die Botſchaft 
machte in allen Zeilen des deutſchen Volkes einen 
tiefen Eindruck. Fhre Folgen waren, das Geſetz 
über die Krankenverſicherung (1883), 
die Unfallverſicherung (1884) und die 
Invaliditäts- und Altersverſiche⸗ 
rung der Arbeiter (1889). In dieſen Geſetzen 
war die Selbſthilfe mit der öffentlichen Pflicht 
der Anterſtützung der Schwachen gerecht ver- 
bunden. Es wurde ein erheblicher Reichszuſchuß 
gewährt, aber zu den Laſten der Verſicherung 
wurden die Arbeitnehmer wie die Arbeitgeber 
mit herangezogen. 

Die auswärtige Politik Bismarcks in den 
zwei Jahrzehnten nach dem 70er Krieg war eine 
kraftvolle Friedenspolitik. Bis- 
marck hat immer auf dem Standpunkt geſtanden, 
daß OSeutſchland — um einen Ausdruck Metter- 
nichs zu gebrauchen — „jaturiert“ ſei. 
Zum Schutze dieſer Friedenspolitik wurde das 
Heer auf der altbewährten Höhe gehalten, und 
im Intereſſe des ſich immer mehr ausbreitenden 
Welthandels der Deutſchen wurde die Kriegs- 
flotte vermehrt und verbeſſert. Eine kluge 
Bündnispolitik ſicherte Europa den Frieden. 
Allmählich hatte ſich eine ſtarke Annäherung an 
Oeſterreich vollzogen, und es war ein Triumph 
Bis marckſcher Staatskunſt, als es ihm 1872 ge- 
lang, ſowohl den Zaren, wie Kaiſer Franz 
Joſeph zu einem Beſuche in Berlin zu veran- 
laſſen, wo ein Oreikaiſer-Bündnis 
zuſtande kam. Die Verſtimmungen des Berliner 
Kongreſſes, bei deſſen Verhandlungen Bismarck 
Rußland nicht ſo unterſtützen konnte, wie dieſes 
es wünſchte, führten dann 7 Fahre ſpäter zu 
deſſen Auflöſung. An ſeine Stelle aber trat im 
gleichen Fahre der Zweibund zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich, der 1883 durch den 
Hinzutritt Italiens zum Oreibun d erweitert 
wurde, der bis zum Ausbruch des Weltkrieges, 
alſo länger als 30 Fahre, von Beſtand blieb. 
Von dieſen Bündniſſen wird im zweiten Zeil 
des Buches, wenn von den Gründen, die zum 
Ausbruch des Weltkrieges führten, gehandelt 
wird, noch zu ſprechen ſein. 

Spät erſt aber noch nicht zu ſpät konnte 
Bismarck nun auch daran gehen, dem Seutſchen 
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Reiche Kolonien zu ſchaffen. Der Widerſtand 
gegen den Erwerb von Kolonialbeſitz war merk⸗ 
würdigerweiſe im eigenen Lande ſtärker als 
draußen in der Welt. Der Beginn wurde damit 
gemacht, daß das Reich einem Erſuchen des 
Bremer Kaufmanns Lüderitz nachgebend das 
ſpätere Deutſch-Süd-Weſt- Afrika 
1884 als ein deutſches Schutzgebiet erklärte. Noch 
in demfelben Jahre erwarb der Generalkonſul 
Nachti gal Kamerun und Togo für das Reich. 
Den größten und wertvollſten Beſitz aber ge⸗ 
wann Karl Peters 1885 mit Seutſch-Oſt⸗ 
Afrika, das 1889 vom Reiche übernommen 
wurde. In demſelben Fahre erfolgte auch die 
Erwerbung der Beſitzungen in der Südfee 
(Neuguinea, Bismarck-Archipel und Samoa- 
Inſeln). Nicht leichten Herzens hatte ſich Bis- 
marck zum Erwerb von Kolonien entſchloſſen. 
Er ſah in dieſer Ausdehnung des Reiches eine 
Verſuchung, Weltpolitik zu treiben, was er 
immer für eine Gefahr für den Beftand des 
Deutſchen Reiches angeſehen hatte, und beſorgte 
Konflikte mit England, die er auf alle Fälle zu 
vermeiden trachtete. Ihm wäre es viel lieber 
geweſen, wenn die kolonialen Gebiete durch 
deutſche Geſellſchaften erworben und verwaltet 
worden wären, denen das Reich ſeinen vollen 
Schutz garantiert hätte. Auch bei dem Ausbau 
der Flotte ſuchte Bismarck durch die Art der Ver⸗ 
mehrung ihren defenſiven Charakter zu betonen. 
„Im Jahre 1874 hatte man drei Panzerſchiffe 
gebaut, dann ſtellte man den Bau von Schlacht- 
ſchiffen bis zum Fahre 1888 wieder ein; ein 
einziges noch dazu in der Konſtruktion völlig 
verfehltes kleines Panzerſchiff „Oldenburg“ lief 
1885 vom Stapel, außerdem im ganzen 5 unge- 
panzerte Kreuzer- und Patrouillenſchiffe. Die 
Aufgabe der deutſchen Seemacht, ſtellt man ſich 
vor, ſei eine rein defenſive, die am beſten mit 
dem jüngft erfundenen und ausgebildeten Tor- 
pedobvot geleiſtet ſei. Von Hochſeeaufgaben 
für deutſche Kriegsſchiffe wollte man nichts 
wiſſen.“ (Delbrück, Bismarcks Erbe, S. 199). 
Das neu erworbene Reichsland Elſſa ß⸗ 
Lothringen hat der Keichsleitung beſtändig 
viele Sorgen bereitet. Zum Teil nur ſind ſie 
auf Mißgriffe zurückzuführen, die der preußiſche 
Bürokratismus machte. Größtenteils war es 
das ungewohnte der neuen Verhältniſſe, das in 
der erſten Zeit naturgemäß keine große Liebe zu 
dem Staate, dem man einverleibt worden war, 
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aufkommen ließ. Bei Erörterung der Schuld⸗ 
frage am Weltkriege iſt Bismarck von verſchie⸗ 
denen Seiten der Vorwurf gemacht worden, daß 
im Grunde nur er durch dieſe gewaltſame Ein- 
verleibung eines Teiles von Frankreich Anlaß 
zu dem verheerenden Weltbrand gegeben habe. 
Sogar der frühere öſterreichiſche Außenminiſter 
Szernin macht ſich dieſen Vorwurf zu eigen. 
Daß Bis marck ſchonen konnte, wenn die Ausſicht 
auf einen verföhnlihen Ausgleich für die Zu⸗ 
kunft vorhanden war, das hat er 1866 deutlich 
bewieſen. Mit Frankreich wäre nach 1870/71 
keine Berſöhnung möglich geweſen, auch wenn 
wenn man ihm dieſe deutſchen Lande gelaſſen 
hätte. Denn es handelte ſich bei der Wie derbeſitz⸗ 
ergreifung von Elſaß-Lothringen nur um den 
Ausgleich einer alten Schuld Frankreichs. 7 bis 
8 Jahrhunderte lang hat dieſes von alten deut⸗ 
ſchen Stämmen bewohnte deutſche Land zum 
Deutſchen Reiche gehört, bis es ſich Frankreich 
widerrechtlich gewaltſam aneignete. Der größte 
Teil der Bevölkerung war nicht nur der Ab⸗ 
ſtammung nach, ſondern auch der Sprache und 
dem Gefühlsleben nach, trotzdem ſie ſolange zu 
Frankreich gehörte, noch deutſch geblieben. Wenn 
auch einzelne Gruppen der Bevölkerung, vor allem 
die höheren Schichten des Bürgertums, franzö⸗ 
ſiſch geſinnt waren, ſo konnte man dem Seutſchen 
Reiche nicht das Recht auf einen Verſuch be- 
ſtreiten, die ihm gewaltſam entriſſenen Volks⸗ 
genoſſen durch Kirche, Schule und Verwaltung 
wie der zu Deutihen zu machen. Wenn in unſeren 
Tagen geſagt wird, man hätte wenigſtens, um das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker zu wahren, 
eine Volksabſtimmung vornehmen müffen, 
ſo erſcheint dieſe Forderung als unberechtigt 
angeſichts der Tatſache, daß die Franzoſen mehr 
als 200 Fahre Zeit hatten, die Bevölkerung in 
ihrem Sinne zu beeinfluſſen. Man weiß ja, 
wie groß bei ſolcher jahrhundertelangen Zuge- 
hörigkeit zu einem Staate das Beharrungsver⸗ 
mögen in den breiten Maſſen der Bevölkerung 
iſt. Uebrigens haben die Franzoſen ja 1918 
gleichfalls von einer Volksabſtimmung abgeſehen, 
obwohl ſie immer behauptet haben, daß die 
überwiegende Mehrheit der „verloren gegange⸗ 
nen Provinzen“ franzöſiſch geſinnt ſei und ob⸗ 
wohl die Beeinfluſſung durch Seutſchland kaum 
ein halbes Jahrhundert gewährt hatte. Eine 
Politik, die Bismarcks Bahnen gefolgt wäre, 
hätte auch Elſaß⸗Lothringen im Laufe der 


Zeiten für immer zu gewinnen gewußt. Ge- 
fähr det wurde der neue Beſitz erſt, als die Reichs⸗ 
regierung nicht mehr wie Bismarck Kontinental⸗ 
politik ſondern Weltpolitik trieb. 

Noch ein anderes politiſches Meiſterwerk 
Bismarcks iſt in die Erörterung der Schuldfrage 
hineingezogen worden: Der Rückverſiche⸗ 
rungsvertrag mit Rußland. Wir haben 
gehört, daß das Oreikaiſer-Bündnis zwiſchen 
Deutſchland, Oeſterreich und Rußland nach den 
Verſtimmungen des Berliner Kongreſſes (1879) 
auseinanderging, indem Rußland ausſchied. Aber 
Bismarcks Staatskunſt gelang es, ſchon zwei 
Jahre ſpäter, im Jahre 1881, einen neuen 
Vertrag zwiſchen den drei Kaiſerreichen zu 
Stande zu bringen, in dem dieſe ſich für den 
Fall eines Angriffes durch eine andere Macht 
für den Zeitraum von drei Jahren wohlwollende 
Neutralität zufagten. Bei der ſcharfen Span- 
nung, die gelegentlich des Sturzes des Fürſten 
Alexander von Bulgarien zwiſchen Rußland und 
Oeſterreich eintrat, ſchied Rußland wiederum 
aus, aber während Oeſterreich mit Oeutſchland 
und Stalien im Oreibund vereint war, ſchloß 
Bismarck auf der anderen Seite 1887 für 
Deutſchland allein mit Rußland eine Ver⸗ 
einbarung über die gegenſeitige Neutralität im 
Kriegsfalle ab. Das iſt der berühmte Rüdver- 
ſicherungsvertrag. Er wurde auf Rußlands 
Wunſch geheim gehalten. Sein Beſtehen iſt 
aber trotzdem in Wien wie in Rom bekannt ge- 
weſen. Dieſes Abkommen, das auch wieder 
immer für drei Jahre lief, enthielt aber neben 
der Zuſicherung der Neutralität noch andere Be⸗ 
ſtimmungen. Der Vertrag erkannte die ge- 
ſchichtlich erworbenen Rechte Rußlands 
auf die Balkan-Halbinſel an und 
ſicherte dem Zarenreiche zu, daß ſich Deutſchland 
der Schließung des Bosporus und der Darda- 
nellen nicht widerſetzen werde. In einem ganz 
geheimen Zuſatzprotokoll erlangte Rußland 
außerdem noch das Einverſtändnis mit einer 
eventuellen Beſetzung Konſtantinopels. Der 
Vorwurf, daß Bismarck mit dieſem Vertrage ein 
doppeltes Spiel getrieben habe, iſt unbegründet. 
Die Verpflichtungen Seutſchlands ſo wohl Oeſter⸗ 
reich wie auch Rußland gegenüber traten ja nur 
ein, wenn einer der beiden Staaten ange- 
griffen wurde. Der Vertragsfall war nur 
inſofern verſchieden, daß, wenn Oeſterreich 
durch Rußland angegriffen wurde, Oeutſchland 
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zur Hilfeleiftung auf öſterreichiſcher Seite ver- 
pflichtet war, während es bei einem Angriff 
Oeſterreichs auf Rußland neutral bleiben mußte. 
Das war auch in dem Rüdverficherungsvertrage 
klar ausgeſprochen, denn Oeutſchland hatte ſich 
für den Fall eines ruſſiſchen Angriffes auf 
Oeſterreich in derſelben Weiſe freie Hand vor⸗ 
behalten, wie Rußland bei einem deutſchen An- 
griff auf Frankreich. Auch in den Beſtimmungen 
über den Balkan und die türkiſchen Meerengen 
kann kein Verrat geſehen werden. Denn Bis- 
marck hat bei den Verhandlungen über den Zwei⸗ 
bund ſtets betont, daß ſich das Bündnis nur 
auf den Schutz des öſterreichiſchen Gebietes, 
nicht etwa auf die Unterſtützung feiner Intereſſen 
im Orient, beziehe. Im übrigen war Bismarck 
ſtets beſtrebt geweſen, die Gegenſätze zwiſchen 
Rußland und Oeſterreich in den Balkanfragen 
zu mildern und als Vermittler tätig zu ſein. Wir 
wiſſen aus dem Buch des engliſchen Schrift- 
ſtellers Sidney Whit man (Perſönliche Er- 
innerungen an den Fürſten Bismarck), daß Bis- 
marck eine freundſchaftliche Verſtändigung 
zwiſchen dem Sultan und Rußland für möglich 
hielt, auf Grund deren es den Ruſſen ge⸗ 
ſtattet wurde, unterhalb Konftan- 
tinopels ein Fort an den Dardanellen 
zu bauen. „Die Ruſſen würden dann Oeſter⸗ 
reich auffordern, ſich an dem Spiele zu beteiligen, 
d. h. ſich unter anderem eine feſte Stellung in 
Saloniki zu ſichern.“ (Whitman, S. 95.) In 
Wirklichkeit richtete ſich der Rückverſicherungs⸗ 
vertrag gar nicht gegen Oeſterreich, ſondern 
gegen England, mit dem Rußland in 
Zentral- oder Oſtaſien Intereſſenkämpfe zu be⸗ 
fürchten hatte. 

1882 war es gelungen, durch den Beitritt 
Italiens den Zweibund zum Oreibund zu er- 
weitern. Man hat es zu Beginn des Weltkrieges 
in weiten Kreiſen nicht verſtanden, daß gtalien 
als Dreibundgenofje nicht ſofort an der Seite 
der Zentralmächte mit in den Krieg eingriff. 
Aber für Italien war der Bündnisfall nicht ge⸗ 
geben, und Bismarck hat auch ſeinerzeit den Bei⸗ 
tritt Italiens nicht zu dieſem Zwecke betrieben. 
Er wollte das durch Frankreich in feiner Mittel- 
meerpolitik behinderte Italien nicht als aktiven 
Bundesgenoſſen gewinnen, ſondern nur ver⸗ 
hindern, daß es, wenn einmal eine verſöhnlichere 
Stimmung gegen Frankreich wieder Platz ge⸗ 
griffen hatte, der kommenden franzöſiſch-ruſſi⸗ 
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ſchen Koalition beitrat. 1885 wurde dann der 
Oreibund durch ein gleichartiges Bündnis mit 
Nu mänien geſchickt verſtärkt. 

Weniger bekannt iſt es, daß Bismarckſich ſchon 
ſeit Mitte der 70er Jahre bemüht hatte, auch 
mit England in irgend ein Vertragsver⸗ 
hältnis zu kommen. Schon im Fahre 1875 hat 
er ſeinen vertrauten Mitarbeiter Lothar Bucher 
nach London geſchickt, um auszukundſchaften, 
wie dort die Stimmung für ein Bündnis mit dem 
Deutſchen Reiche ſei. In den folgenden Jahren 
hat er dann immer wieder Verſuche gemacht, 
die Bündnisfrage mit England anzuſchneiden. 
Noch 1887 hat er dieſes Thema in einen durch 
Hammann bekannt gewordenen Brief an Lord 
Salisbury erörtert. Aber alle dieſe Verſuche 
haben nicht einmal zu einleitenden Verhand- 
lungen geführt. 

Es würde den engen Rahmen dieſer kurzen 
Skizze der deutſchen Geſchichte ſprengen, wollte 
man der Verlockung folgen, auf Einzelheiten 
dieſer intereſſanten Zeiten einzugehen. Den 
Weg, den wir bis zur Gegenwart wandern 
müſſen, iſt noch lang, und wir dürfen nicht ver⸗ 
weilen, wollen wir friſch und ſicher am Ziele 
ankommen. 

Nach einem reich geſegneten Leben war der 
greife Kaiſer Wilhelm J. fait 91 Jahre 
alt, aus dem Leben geſchieden. Von der ganzen 
Nation wurde dieſer edle Mann, dieſer pflicht- 
getreue Fürſt, den ſtets reinſtes Wollen be- 
ſeelte, bei ſeinem Heimgange betrauert. Seine 
letzten Lebenstage waren verdüſtert durch das 
tragiſche Geſchick, das ſeinen älteſten Sohn, den 
Erben der Kaiſerkrone, betroffen. Kaiſer 
Friedrich war ein vom Tode gezeichneter 
Mann, als er die Regierung übernahm. Irgend 
eine politiſche Betätigung war ihm in den 
99 Tagen ſeines Kaiſertums nicht möglich. Als 
er von ſeinem qualvollen Leiden erlöſt wurde, 
beſtieg ſein jähriger Sohn Wilhelm IL 
den preußiſchen Thron und wurde damit deut⸗ 
ſcher Kaiſer. Ueber die politiſche und menſchliche 
Perſönlichkeit Wilhelms II. ein objektives Urteil 
abzugeben, iſt in unſeren Tagen noch nicht mög⸗ 
lich. And da in dieſem Buche kein Parteiſtand⸗ 
punkt eingenommen werden ſoll, muß auf eine 
kritiſche Beurteilung dieſer Herrſcherperſönlich⸗ 
keit, die nach langen glanzvollen Friedensjahren 
am Schluſſe des Weltkrieges von der Höhe des 
Thrones in die Einſamkeit der Verbannung 
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gehen mußte, hier verzichtet werden. Anver⸗ 
meidbar aber wird es ſein, in dem folgenden 
Seile von feinen Eingriffen in die Politik zu 
ſprechen, und ſie, ſoweit das für das Verſtehen 
der Ereigniſſe notwendig iſt, zu bewerten. 

Von Anfang an hat zwiſchen dem Alt- 
reichskanzler und dem ſehr temperamentvollen 
jungen Herrſcher, der ſelbſt regieren wollte, kein 
gutes Verhältnis beſtanden. Gegen den Kanzler 
waren des Kaiſers Worte gerichtet, die er zu 
Anfang ſeiner Regierung bei dem Feſtmahl des 
Brandenburgiſchen Provinziallandtages ſprach: 
„Ich gedenke nach Kräften mit meinem Pfunde 
zu wirtſchaften. Wer mir dabei helfen will, iſt 
mir von Herzen willkommen, wer ſich mir aber 
bei dieſer Arbeit entgegenſtellt, den zer⸗ 
ſchmettere ich!“ Das erſte Opfer dieſer 
autokratiſchen Herrſchweiſe ſollte der Schöpfer 
des neuen deutſchen Kaiſerreiches werden. Die 
Gegenſätze zwiſchen Fürſt und Kanzler verſchärf⸗ 
ten ſich immer mehr. Schließlich führten drei 
Punkte, über die man ſich nicht einigen konnte, 
zur völligen Trennung. Friedrich Wilhelm IV. 
hatte im Fahre 1852 eine Kabinettsordre er⸗ 
laſſen, die beſtimmte, daß die einzelnen Miniſter 
nicht ohne Vorwiſſen des Miniſterpräſidenten 
Immediat⸗Berichte beim König einreichen und 
allerhöchſte Anordnungen hervorrufen dürften. 
Dieje Beſtimmung war notwendig, weil der 
Miniſterpräſident allein dem Parlament und der 
Krone gegenüber die Verantwortung für die 
Politik trug, die er führte. Kaiſer Wilhelm 
kehrte ſich an dieſe Beſtimmung nicht und ließ 
ſich von den Miniftern, ohne daß der Minifter- 
präjident benachrichtigt worden war, Vortrag 
halten. Als Bismarck dies merkte, verbot er 
er es feinen Miniftern unter Berufung auf die 
Kabinettsordre von 1852. Der Kaiſer ſah nun 
in dieſem Vorrecht des Minifterpräfidenten 
eine Beſchränkung ſeiner eigenen Macht und 
verlangte von Bismarck den Entwurf einer neuen 
Ordre, die die von 1852 für ungültig erklärte. 
Das gefamte Minifterium ſtellte ſich in dieſer 
Streitfrage übrigens auf Bismarcks Seite. Weiter⸗ 
hin verlangte der Kaiſer von Bismarck, daß er den 
perſönlichen Verkehr mit Abge- 
ordneten, der ihm die Arbeit im Parlament 
oft ſehr erleichtert hatte, auf geben ſolle. 
In dieſer Forderung ſah Bismarck mit Recht 
ein unberechtigtes Mißtrauen. Am ſchärfſten 
aber wurde der Konflikt in der ruſſiſchen 


Frage. Bismarck erſtrebte mit allen Mitteln 
die Erneuerung des Rückverſicherungsvertrages, 
der im Jahre 1890 ablief. Wilitäriſche Kreiſe 
hatten nun Berichte des Konſuls Raffauf in 
Kiew, die von großen Truppenanhäufungen 
Rußlands an der Grenze gegen Oeſterreich 
meldeten, ſehr ernſt genommen und dem Kaiſer 
davon berichtet. Bismarck, der wußte, daß 
augenblicklich von ruſſiſcher Seite nichts zu be⸗ 
fürchten war, hatte mit Nückſicht darauf, daß 
die Berichte ſchon ziemlich alt waren, und auch 
von einer untergeordneten Inſtanz kamen, dem 
Kaiſer gegenüber davon nichts erwähnt. Von 
militäriſcher Seite auf den angeblichen Ernſt 
der Lage hingewieſen, richtete der Kaiſer nun an 
Bismarck folgendes Handſchreiben: „Die Be- 
richte laſſen auf das klarſte erkennen, daß die Ruſſen 
im vollen ſtrategiſchen Aufmarſch ſind, um zum 
Kriege zu ſchreiten. Ich muß ſehr bedauern, daß 
ich ſo wenig von den Kiewer Berichten erhalten 
habe. Sie hätten mich ſchon längſt auf dieſe 
furchtbare drohende Gefahr auf merkſam machen 
können! Es iſt die höchſte Zeit, die Oeſterreicher 
zu warnen und Gegenmaßregeln zu treffen. 
Anter ſolchen Umſtänden iſt natürlich an eine 
Reife nach Krasno je meinerſeits nicht zu denken. 
Die Berichte find vorzüglich. Wilhelm.“ Bis- 
marck ſah, wie wir oben ſchon erwähnten, die 
Sachlage zutreffend mit ganz anderen Augen 
an. Der Tadel und das Wißtrauen des Kaiſers 
mußten ihn kränken, zumal er völlig im Rechte 
war. Eine Politik, die dem Oeutſchen Reiche, 
das von Weſten her ſtetig bedroht wurde, auch 
im Oſten einen erbitterten mächtigen Feind 
ſchaffen mußte, konnte er nicht mitmachen. Von 
dieſem Augenblicke an hat Bismarck die Mög- 
lichkeit ſeines Rücktritts ernſtlich 
erwogen. 

Die Stellung des Reichskanzlers geſtaltete 
ſich dadurch noch ſchwieriger, daß die Reichs 
tags wahlen vom Februar 1890 eine gegen 
Bismarck gerichtete Mehrheit ergaben. Dies 
wurde benutzt, um den Kaiſer in jeder Weiſe 
gegen den Kanzler aufzuhetzen. Man erzählte 
ihm, Bismarck wolle das allgemeine Wahlrecht 
abſchaffen, und das wür de einen blutigen Bürger⸗ 
krieg zur Folge haben. Wenn er Bismarck hielte, 
müſſe der Kaiſer gegen die Mehrheit des 
Reichstages regieren, die in Wirklichkeit gar 


nicht ſo ſchlimm ſei, die nur von der „veralteten“ 


Politik Bismarcks nichts wiſſen wolle. Ueber 
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die letzten Phaſen des Kanzlerſturzes geben wir 
Dr. Egelhaaf das Wort. „Es begann eine 
Politik der Nadelſtiche. Die Verleihung von 
Orden an Perſonen, die Bismarck notoriſch als 
ſeine Gegner anſah, ſo am 6. März die Ver- 
leihung des Schwarzen Adlerordens an den 
Staatsſekretär des Innern von Bötticher, 
den Bismarck vor allen als einen tückiſchen 
Gegner betrachtete, der, zu feiner. Anterſtützung 
1880 ins Amt gerufen und 1888 zum Vizepräſi⸗ 
denten des preußiſchen Minifteriums erhoben, 
nun an ſeinem Sturze gearbeitet habe; weiter 
das Vorladen zum Vortrag in früher Morgen- 
ſtunde ohne Nückſicht auf das Alter des Fürſten; 
endlich die Nichtbeantwortung von Schrift- 
ſtücken und dergl. Anzeichen tiefer Verſtimmung. 
Schließlich nahm der Kaiſer die Meinungsver⸗ 
ſchie denheit über die Kabinettsordre vom 8. Sep⸗ 
tember 1852 zum letzten Anlaß des Oruckes und 
ſandte am 17. März 1890 morgens den Chef 
des Wilitärkabinetts, General von Hahnke, zu 
dem Reichskanzler, um ihm die Wahl zu ftellen, 
ob er ſofort eine Ordre, welche die von 1852 
außer Kraft ſetze, entwerfen oder feinen Ab- 
ſchied eingeben wolle. So war das Kampffeld 
dahin verlegt worden, wo Vismarck entweder 
feine führende Stellung im Minifterium mit 
eigener Hand zertrümmern oder charaktervoll 
aus ſeinen Aemtern ſcheiden mußte. Bismarck 
ſollte um 2 Ahr beim Kaiſer perſönlich erſcheinen, 
um den erwarteten Abſchied ſofort mündlich zu 
empfangen; er wollte aber ein Schriftſtück 
hinterlaſſen, das noch in ſpäteren Zeiten eine 
zuverläſſige Quelle über feinen Standpunkt und 
deſſen Gründe bilden ſollte, und erbat ſich des⸗ 
halb die zur Abfaſſung des Schriftſtücks nötige 
Zeit. Mittags um 3 Ahr berief er die Minifter 
inſeineAmtswohnung; alle ſtimmten ihm wieder 
bei, daß die Kabinettsordre eine Notwendigkeit 
ſei. Sie ſollen dann in Böttichers Wohnung be⸗ 
raten haben, ob beim Kaiſer Schritte zu einem 
Ausgleich getan werden könnten, aber vom 
Kaifer bedeutet worden fein, daß er ihres Rates 
in dieſer Sache nicht bedürfe. Zu gleicher Zeit 
überbrachte Hahnke Bismarck nunmehr den 
direkten kaiſerlichen Befehl, daß er ungeſäumt 
um ſeine Entlaſſung einkommen ſolle. So ver- 
faßte Bismarck in der Zeit vom 18. auf den 
19. März fein (20 Schriftſeiten füllendes) Ab⸗ 
ſchiedsgeſuch.. . Sein Schluß lautet: „Es iſt 
mir bei meiner Anhänglichkeit an den Bienſt 
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des kgl. Haufes und an Ew. Maj. und bei 
der langjährigen Einlebung in Verhältniſſe, 
welche ich bisher für dauernd gehalten hatte, 
ſehr ſchmerzlich, aus der gewohnten Beziehung 
zu Allerhöchſtdenſelben und aus der Geſamt⸗ 
politik des Reiches und Preußens auszuſcheiden; 
aber nach gewiſſenhafter Erwägung der Aller- 
höchſten Intenſionen, zu deren Ausführung ich 
bereit fein müßte, wenn ich im Sienſt bliebe, 
kann ich nicht anders, als Ew. Maj. allerunter- 
tänigſt bitten, mich aus dem Amte des Reichs- 
kanzlers, des Minifterpräfidenten und des preußi⸗ 
ſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten 
in Gnaden und mit der geſetzlichen Penſion 
entlaſſen zu wollen... Ich würde die Bitte 
. ſchon vor Jahr und Tag Ew. Maj. unter- 
breitet haben, wenn ich nicht den Eindruck ge⸗ 
habt hätte, daß es Ew. Maj. erwünſcht wäre, 
die Erfahrungen und Fähigkeiten eines treuen 
Dieners Ihrer Vorfahren zu benutzen. Nachdem 
ich ſicher bin, daß Ew. Maj. derfelben nicht be⸗ 
dürfen, darf ich aus dem politiſchen Leben zu- 
rücktreten, ohne zu befürchten, daß mein Ent- 
ſchluß von der öffentlichen Meinung als unzeitig 
verurteilt wird. v. Bismarck.“ 

Mit huldvollen Worten und mit höchſten 
Ehrungen bewilligte der Kaiſer des Kanzlers Ab- 
ſchiedsgeſuch. Welche Empfindungen die Erlaſſe 
des Kaiſers, die veröffentlicht wurden, bei Bis- 
marck auslöſten, kann man im dritten Bande der 
„Gedanken und Erinnerungen“ 
nachleſen. Mit großer Erbitterung ſpricht dort 
u. a. Bismarck von der Art, wie man ihn aus 
ſeiner Sienſtwohnung verdrängte. Sein Nach- 
folger Caprivi mahnte derart zur Eile, daß Bis- 
marcks Sachen nicht einmal richtig und forg- 
fältig verpackt werden konnten. Kein preußiſcher 
Beamter iſt wohl jemals jo ſchlecht bei der Räu- 
mung ſeiner Dienftwohnung behandelt worden 
wie der Mann, der von allen preußiſchen Beam- 
ten die größten Verdienſte um Preußen und um 
Deutſchlandſich erwarb. Bon der Bevölkerung der 
Reichshauptſtadt aber, die ſich bei ſeiner Abfahrt 
auf allen Straßen bis zum Bahnhof drängte, 
wurde Bismarck wie ein Heros gefeiert. Mit 
Bismarcks Scheiden aus dem Amte begann eine 
neue Periode in der deutſchen Politik 
und in der deutſchen Geſchichte. 

Soweit das auf wenigen Seiten möglich iſt, 
iſt hier der Verſuch gemacht worden, Bismarcks 
ſtaatsmänniſches Wirken zu charakteriſieren. Am 


Schluß dieſes Kapitels wird es aber nötig ſein, 
noch ein paar Vorwürfe zu entkräften, die ge⸗ 
rade wieder die neueſte Zeit gegen Bismarck 
richtet. Graf Czernin iſt wieder an der Spitze 
derer, die behaupten, daß Bismarck eine kraſſe 
Machtpolitik getrieben habe, die jeder Sittlichkeit 
entbehre. Der Pazifiſt Förſter geht ſogar ſoweit, 
daß er behauptet, Bismarck habe in Theorie 
und Praxis mit größter Konſequenz die Los- 
löſung der Staatsraiſon vom Sittengeſetze ver⸗ 
treten. Wer Bismarcks Perſönlichkeit genauer 
kennt, weiß, daß dieſe Vorwürfe völlig unbe⸗ 
rechtigt ſind. Bismarck vertrat mit voller Ueber- 
zeugung die Ethik des Chriſtentums. „Wie Gott 
will,“ ſchrieb er 1859 an ſeine Frau, „es iſt ja 
alles doch nur eine Zeitfrage. Völker und 
Menſchen, Torheit und Weisheit, Krieg und 
Frieden, ſie kommen und gehen wie Waſſer⸗ 
wogen, und das Meer bleibt. Was ſind unſere 
Staaten und ihre Macht und Ehre vor Gott 
anders als Ameiſenhaufen und Bienenſtöcke, 
die der Huf eines Ochſen zertritt, oder das Ge- 
ſchick in der Geſtalt eines Honigbauern ereilt ..“ 


Das Ziel von Bismarcks politiſcher Arbeit war 
die deutſche Einheit unter preußiſcher Führung. 
Dieſes Streben kann doch keinesfalls als un- 
ſittlich bezeichnet werden, auch wenn das Ziel 
nicht ohne „Blut und Eiſen“ zu erreichen war. 
„Wenn Bismarck 1864 die Entſtehung eines 
neuen, Preußen feindlichen Kleinſtaates ver⸗ 
hinderte, ſo handelte er im Intereſſe der deut⸗ 
ſchen Volksgeſamtheit, das den Schleswig- Hol⸗ 
ſteinſchen Sonderwünſchen voranging; im übri⸗ 
gen hat ſich kein Land ſo ſchnell mit der preußi⸗ 
ſchen Herrſchaft ausgeſöhnt wie die Nordmark. 
Die Annexion von Hannover, Kurheſſen, Naſſau 
und Frankfurt a. Main hat Bismarck ſelbſt im 
preußiſchen Landtage am 25. Auguft 1866 mit 
folgenden Worten treffend begründet: „Die 
Eroberung gründet ſich auf das Recht der deut⸗ 
ſchen Nation zu exiſtieren, zu atmen und ſich zu 
einigen, auf das Recht und die Pflicht Preußens, 
dieſer deutſchen Nation, die für ihre Exiſtenz 
nötige Baſis zu liefern..“ (Reg.-Rat Dr. K. 
Keller „Seutſchlands auswärtige Politik von 
Caprivi bis Bethmann-Hollweg, S. 139.) 
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VON DER KONTINENTALPOLITIK 
ZUR WELTPOLFTTK 


ei Betrachtung der nächſten 21, Fahr- 

zehnte deutſcher Politik bis zum 

Weltkriege wird das Hauptgewicht 

auf die äußere Politik gelegt werden 

müſſen, die um fo intereſſanter wird, je mehr 
wir uns dem verhängnisvollen Ausgang nähern, 
zu dem ſie ſchließlich führen ſollte. Manches, was 
zur Vorgeſchichte des Weltkrieges gehört, braucht 
hier nur angedeutet zu werden oder kann ganz 
fehlen, da ja im 2. Teile des Werkes davon im 
einzelnen zu reden ſein wird, wie es zum Kriege 
kam. Die innerpolitiſchen Vorgänge werden nur 
inſoweit herangezogen werden, als ſie die aus- 
wärtige Politik beſtimmend beeinflußt haben 
oder charakteriſtiſch ſind für die deutſche Art. 
Als Bismarck aus dem Amte ſchied, war 

die außenpolitiſche Lage des Seutſchen Reiches 
eine glänzende zu nennen. Bismarcks Nach- 
folger aber hatten nicht nur die Aufgabe, 
dieſes reiche Erbe zu erhalten, ſondern ſie 
mußten auch darauf bedacht ſein, den ver- 
änderten Verhältniſſen in Deutfchland und in 
der Welt Rechnung zu tragen. Dies durfte aber 
nicht mit einer fo ſcharfen Abkehr von der bis- 
herigen Richtung vor ſich gehen, wie es geſchah. 
Durch das ſtarke Wachſen der Bevölkerung und 
durch den märchenhaften induſtriellen Auf- 
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ſchwung, den Deutfchland genommen hatte, war 
die Zeit des „Geſättigtſeins“ vorüber. Da die 
eigene Landwirtſchaft die Bevölkerung nicht 
mehr ernähren konnte, mußte man Lebensmittel 
in größerem Umfange einführen und, um ſie zu 
bezahlen, Induſtrie-Erzeugniſſe ausführen. Man 
mußte Welthandel treiben und wurde vom 
Weltmarkt abhängig. Dieſe wirtſchaftliche Aus- 
breitung verſtärkte ſelbſtverſtändlich die Ver- 
ſuchung, Weltpolitik zu treiben. 
Bismarcks Nachfolger wurde ein General: 
Georg Leo Caprivi de Caprara de 
Montecuculi. 1851 in Charlottenburg geboren, 
hatte er ſich in den Kämpfen von 1866 und 
1870 ausgezeichnet. 18851888 ſoll er als Chef 
der Admiralität organiſatoriſches Talent be- 
wieſen haben. Dann befehligte er das 10. Korps 
in Hannover. Er übernahm das Amt des höchſten 
Beamten im Reich, nicht aus Luſt und Liebe dafür, 
ſondern lediglich, wie er in ſeiner Antrittsrede 
vor dem Abgeordnetenhauſe betonte, „dem 
Befehl des Kaiſers gehorſa me. 
Er erklärte zugleich, daß er ſein neues Amt vor⸗ 
erſt nicht überſehen könnte, auch nicht im: all- 
gemeinen. Trotzdem warf er ziemlich raſch das 
Steuer auf einen anderen Kurs. In der aus- 
wärtigen Politik machte ſich dies zuerſt geltend. 
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Wiß mann und Karl Peters hatten 
unter afrikaniſcher Sonne wichtiges für das 
deutſche Kolonialreich getan. Eine große deutſche 
Kolonie in Oſt-Afrika von Sanſibar bis 
zu den Nil quellen war geſchaffen. Da 
vernichtete der deutſch-engliſche Vertrag über 
Selgolan d und Afrika alle Ergebniſſe dieſer 
aufopferungsvollen Tätigkeit deutſcher Kolonial- 
Pioniere. Nach dem Vertrage bekam Oeutſch⸗ 
land Helgoland und gegen Bezahlung 
einer Summe an den Sultan von Sanſibar 
den Küſtenſtrich Sanſibar gegenüber. England 
dagegen erhielt die Oberhoheit über Sanſibar, 
das Sultanat Witu, das bisherige Oeutſch⸗ 
Somaliland und weitere große wertvolle Ge- 
biete. Caprivi verſtand von Kolo 
nial-Politik nicht das geringſte. 
Witu hielt er für ein wertloſes Land, und ſeine 
Aeußerung, er wolle Seutſch-Südweſt noch ein 
Probejahr geben, ehe er ſich über das Schickſal 
der Kolonie entſcheide, zeigt klar, wie ſchiefe 
Begriffe er von der Rentabilität einer neu er⸗ 
worbenen Kolonie hatte. Seine Zuſtimmung 
zu dem Vertrage, deſſen Anreger Wilhelm II. 
geweſen war, gab er nur, um England einen 
Gefallen zu erweiſen, da er feſt an einen bal- 
digen Zweifrontenkrieg mit Ruß- 
land und Frankreich glaubte und England 
günſtig für die britiſche Neutralität ſtimmen 
wollte. Denn für dieſen Krieg bot eigentlich 
der Beſitz von Helgoland mehr Nachteil wie Bor- 
teil. War die Inſel deutſch, fo mußte ſie zum 
Schutz der Elbmündung verteidigt werden, was 
ja die Engländer als Beſitzer viel beſſer und 
billiger beſorgt hätten. Anders dachte darüber 
der Kaiſer, der ſchon lange große Flottenpläne 
hatte, für die allerdings ſpäter Helgoland ein 
guter Stützpunkt werden konnte. Der Kaiſer 
erſtrebte damals ganz offen eine Annäherung an 
England. Schon im März 1890 hatte er bei 
einem Eſſen im Schloß eine Rede gehalten, die 
auf die engliſch-deutſche Waffenbrüderſchaft bei 
Waterloo binwies und betonte, die engliſche 
Flotte und das deutſche Heer ſeien berufen, den 
Frieden in Europa zu erhalten. Auch der Be- 
droher dieſes Friedens wurde genannt: Ru ß⸗ 
land. So war es natürlich, daß man den 
Rückverſicherungsvertrag nicht 
erneuerte. Bismarck mißbilligte in harten 
Worten beides: den Helgolandvertrag und den 
Bruch mit Rußland. Daraufhin wurden die 
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deutſchen Vertreter im Ausland angewieſen, den 
Regierungen, bei denen ſie beglaubigt waren 
zu erklären, daß Bismarck keinen politiſchen Ein⸗ 
fluß mehr habe, und Caprivi erhielt den 
Schwarzen Adler-Or den. Sa Caprivi 
immer in dem Glauben, der ruſſiſch-franzöſiſche 
Krieg ſtehe vor der Tür, nun auch noch die 
Polen- Politik änderte, um die 
ärgſten Ruſſenfeinde für ſich zu gewinnen, was 
ihm durch ſeine Verhätſchelungsmethode auch 
wirklich gelang, da blieb den Ruſſen kein anderer 
Ausweg, als den Anſchluß an Frankreich zu voll⸗ 
ziehen, an den es ernſtlich noch gar nicht ge dacht 
hatte. Denn die Anerkennung der Republit als 
gleichwertigen Bundesgenoſſen fiel dem Zaris- 
mus nicht leicht. Hier hatte aber ſchon der 
päpſtliche Stuhl Widerſtände zu überwinden 
mitgeholfen. Papſt Leo XIII. hatte mit viel 
Bemühungen Annäherung an Frankreich ge- 
ſucht, weil er hoffte, mit deſſen Hilfe die Heraus- 
gabe Roms bei Ftalien durchzudrücken. Er 
ſuchte die franzöſiſche Republik in jeder 
Weiſe zu ehren und hat ſie dadurch, wie ſpäter 
einmal ein Kardinal ſehr treffend geſchrieben 
hat, in Petersburg hoffähig ge- 
macht. Ein Land, mit dem der älteſte Säuverän 
Europas ſo freundſchaftlich verkehrte, konnte 
auch vom Zaren als Bundesgenoſſe angenommen 
werden. Vereits 1891 wurde die Entente 
zwiſchen Frankreich und Ruß- 
land ſchriftlich abgeſchloſſen. Es verging dann 
einige Zeit, bis Anfang 1894 auch eine Militär- 
konvention zuſtande kam, der im März desjelben 
Jahres das feſte Bündnis folgte. Zweck des 
Bündniſſes war nach feinem Wortlaut die Er- 
haltung des Friedens und die Erhaltung des 
europäiſchen Gleichgewichts, daneben aber, und 
das war das wichtigſte, die gemeinſa me 
Verteidigung gemeinſamer In- 
tereſſen. In dieſer Hinſicht ging das fran⸗ 
zöſiſch-ruſſiſche Bündnis über den Oreibund⸗ 
vertrag hinaus. 

Bismarck hat mit herber, ſcharfer Kritik 
nicht zurückgehalten. In einem Artikel der Ham- 
burger Nachrichten“ (24. Oktober 1896) läßt er 
die Ruffen folgendes erwägen: „Einen ſicheren 
Bundesgenoſſen müſſen wir uns in Europa zu 
halten ſuchen. Wir hatten früher auf den Drei- 
kaiſerbund gerechnet, dann wenigſtens auf das 
Hohenzollernſche Haus in ſeinen geſteigerten 
Machtverhältniſſen; wenn wir aber von dort 
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ber, anſtatt eine zuverläſſige Stütze in ſchwierigen 
Lagen zu finden, eine Behandlung der pol- 
niſchen Fragen erleben, die nur ruſſenfeindlich 
ſein kann, dann müſſen wir doch ſehen, daß wir 
eine anderweitige Anlehnung finden, die ſonſt 
bisher keine entſcheidende Anziehungskraft für 
uns hatte.“ Und Bismarck fügt hinzu: „So ent⸗ 
ſtand Kronſtadt mit der Marſeillaiſe und die 
erſte Annäherung zwiſchen dem abſoluten Zaren⸗ 
tum mit der franzöſiſchen Republik, unſerer 
Anſicht nach ausſchließlich durch die Miß 
griffe der Capriviſchen Politik 
herbeigeführt. Dieſelbe hat Rußland genötigt, 
die Aſſekuranz, die ein vorſichtiger Politiker in 
den großmächtlichen Beziehungen Europas gerne 
nimmt, in Frankreich zu ſuchen.“ 

Am dieſem neu gegründeten Zweibunde 
gegenüber auch dem Dreibunde mehr innere 
Feſtigung zu geben, ſchlug Caprivi den Bundes- 
genoſſen Handels verträge vor, die aus 
den Dreibundftaaten ein gemeinſames Wirt- 
ſchaftsgebiet machen ſollten. Bismarck hatte 
früher ſchon immer davor gewarnt, poli- 
tiſſche Intereſſen mit wirtſchaftlichen 
zu verquiden. Jetzt ging die Reichsregierung 
bewußt einen anderen Weg. Man ſchloß zu- 
nächſt Handelsverträge mit Oeſterreich und 
Italien, die bald danach auf die Schweiz und 
auf Belgien ausgedehnt wurden. Wit er⸗ 
drückender Mehrheit brachte Caprivi die Handels- 
verträge im Reichstage durch, und der Kaiſer 
erhob ihn in den Grafenſtan d. Der neue 
Graf ſah aber nicht die Gefahren, die er mit 
dieſen Handelsverträgen für das Reich herauf 
beſchwor. Zwar iſt ihnen das machtvolle Auf⸗ 
blühen der deutſchen Induſtrie zu danken, aber 
gerade das mußte dazu führen, daß England, 
an deſſen Freundſchaft Caprivi doch ſo außer⸗ 
ordentlich viel gelegen war, verſtimmt und be⸗ 
ſorgt wurde. Graf Caprivi aber war nur auf 
den Zweifrontenkrieg mit Frankreich und Nuß⸗ 
land eingeſtellt, den er jedes Jahr erwartete, 
obwohl Frankreich klug genug war, jetzt noch 
nicht daran zu denken, ſich wieder mit Oeutſch⸗ 
land militäriſch zu meſſen. Die franzöſiſche 
militäriſche Führung wußte ganz genau, daß 
es dem neuen ruſſiſchen Bundesgenoſſen an 
allerlei fehlte, um wirkſam im Rüden des ge- 
meinſamen Gegners tätig zu ſein. Hier bedurfte 
es langjähriger Reformarbeit, und das beſte 
ruſſiſche Heer konnte Frankreich wenig nützen, 
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wenn es nicht durch ſtrategiſche Bahnen möglichſt 
ſchnell an die Front zu bringen war. Caprivi 
rechnete jedenfalls in nächſter Zeit mit dieſem 
Kriege, und ſo war ſeine Hauptſorge darauf 
gerichtet, die Schlagfertigkeit der Armee zu er⸗ 
höhen. Er erſtrebte dies durch eine Vermehrung 
des Heereserſatzes, indem er anſtelle der drei- 
jährigen Sienſtzeit die zweijährige einzuführen 
vorſchlug. Wilhelm I. und Moltke hatten den 
leiſeſten Verſuch, an der dreijährigen Oienſtzeit 
zu rütteln, ftets ſchroff abgewieſen. Jetzt ſollte 
verſucht werden, durch angeſpannte Arbeit an 
den Rekruten den Verluſt eines Jahres zu er- 
ſetzen. Die Vorteile lagen auf der Hand. Wo 
bisher 3000 Mann drei Fahre lang ausgebildet 
wurden, alſo in jedem Jahre 1000 Rekruten 
kamen, ſollten künftig 5000 Mann zwei Jahre 
lang ausgebildet werden, was jährlich 1500 Re- 
kruten ergab. Die Koſten blieben trotz der Er- 
höhung der Zahl der Ausgebildeten um 50 Pro⸗ 
zent ſo ziemlich die gleichen. Die Verkürzung der 
Dienſtzeit um ein Orittel brachte dem Einzelnen 
auch allerlei Vorteile. Der Reichstag ging aber 
zunächſt auf die Vorſchläge das Reichskanzlers 
nicht ein. Man löſte das Parlament auf. Da 
die Neuwahlen eine kleine Verſchiebung zu- 
gunſten der Regierungsparteien ergaben, wurde 
ſchließlich die zweijährige Sienſtzeit mit 201 
gegen eine große Minderheit von 185 Stimmen 
angenommen. 

Das Fahr 1895 brachte weitere Handels- 
verträge mit Rumänien, Spanien und Serbien 
und zugleich Verhandlungen über einen Han- 
delsvertrag mit Rußland. Sa Ruß- 
land vor allen Singen Getreide ausführte, 
mußte die deutſche Landwirtſchaft, die ſchon 
unter den bisherigen Handelsverträgen er- 
heblich gelitten hatte, fürchten, ſchweren Schaden 
zu erleiden. Die Gefahr des ruſſiſchen Handels- 
vertrages einte die geſamte Landwirtſchaft in 
der großartigen Organiſation des Bundes 
der Landwirte, der bald 200000 Mit- 
glieder zählte. Aber die neue Organijation 
konnte wohl die Oppoſition gegen den deutſch⸗ 
tuffiihen Handelsvertrag im Reichstage ſtärken, 
verhindern konnte ſie ſeine Annahme nicht. Im 
Februar 1894 wurde der Vertrag mit 200 gegen 
146 Stimmen angenommen. Caprivis Stellung 
war an ſich ſchon nicht mehr ganz feſt geweſen. 
Die erbitterte Gegnerſchaft des Bundes der 
Landwirte, der in nahen Beziehungen zu den 


Konservativen ſtand, erſchütterte feine Stellung 
immer mehr. Ein Zeichen dafür war die äuß 
Ausſöhnung des Kaiſers mit Bis- 
mard. Ser Kaiſer hatte den Altreichskanzler, 
als dieſer an einer Lungenentzündung erkrankt 
war, eines feiner Schlöffer als Erholungsaufent⸗ 
halt angeboten und ihm durch feinen General- 
adjutanten eine Flaſche Steinberger Kabinett, 
den beſten Wein, den der größte deutſche Wein⸗ 
bergsbeſitzer im Keller hatte, geſchickt. Die 
Einladung hat Bismarck höflich abgelehnt; den 
Wein aber hat er ſicherlich mit großem Genuß 
getrunken. Eine Folge der Liebenswürdigkeit 
war, daß Bismarck Anfang des nächſten Jahres 
dem Kaiſer perſönlich zum Geburtstag gratu- 
lierte. Die Motive, die den Kaiſer leiteten, waren 
in der Hauptſache politiſcher Art. „Jetzt 
können ſie ihm Ehrenpforten bauen“, ſo ſoll er 
nach Hohenlohe ſich damals geäußert haben, 
„ich bin ihm immer eine Pferdelänge voraus; 
wenn jetzt die Preſſe wieder ſchimpft, ſo ſetzt 
ſie ſich und Bismarck ins Anrecht“ (Hohenlohe, 
Denk würdigkeiten II, S. 511). In ganz Seutſch⸗ 
land aber löſte die Verſöhnung Bismarcks mit 
dem Erben der Kaiſerkrone allgemeine Befrie⸗ 
digung aus. Dieſe ganze Aktion war übrigens 
vor ſich gegangen, ohne daß Caprivi gefragt 
worden wäre. Man ſieht, er war ſchon reif zum 
Sturz. Als in Frankreich der Präſident Sadi 
Carnot von einem italieniſchen Anarchiſten er⸗ 
dolcht worden war, forderte der Kaiſer in einer 
Rede zum Kampfe für Religion, Sitte und 
Ordnung gegen den Umſturz auf, und die Kon⸗ 
ſervativen wünſchten ein Amſturzgeſetz. Caprivi 
hatte dagegen Bedenken, und nach einer kurzen 
Kriſis, deren Einzelheiten noch unbekannt ſind, 
wurde er in Gnaden am 27. Oktober 1894 
entlaſſen. 

Der dritte Kanzler des Reiches, Fürſt 
Chlodwig zu Hohenlohe ⸗Schillings⸗ 
fürſt, ſtand, als er fein Amt antrat, im 76. Le⸗ 
bensjahre. Er war ein hochgebildeter, 
vielerfahrener Mann, als langjähriger Bot⸗ 
ſchafter in Paris (1874—1885) beherrſchte er 
die Technik der großen Politik, und als ehe⸗ 
maliger bayriſcher Minifterpräjident in einer 
für Bayern ſehr ſchwierigen Zeit (1866-1870) 
War er ein guter Kenner der innerpolitiſchen 
deutſchen Verhältniſſe. Dazu war er ein auf- 
rechter, ehrlich liberaler und nationaler Mann. 
Er wußte von Anfang an, was zu tun ſei. Er 


lenkte die Politik wieder in die Bismarckſche 
Bahn und beſtrebte ſich, vor allen Dingen das 
Verhältnis zu Rußland zu beſſern, um die Ge- 
fahren der franzöſiſch-ruſſiſchen Allianz möglichſt 
abzuſchwächen. Wit klarem Auge ſah er die 
Gefahren, die die einfeitige Politik der Handels- 
verträge der deutſchen Landwirtſchaft bringen 
mußte, und bemühte ſich, das Vertrauen der Land⸗ 
wirtſchaft wieder zu erringen. Daneben aber 
follten die Intereſſen von Handel und Induſtrie, 
ohne die Seutſchlands ftetig wachſende Bevöl⸗ 
kerung nicht leben konnte, auf das ſorgfältigſte 
gepflegt werden. Die Bemühungen, wieder in 
ein beſſeres Verhältnis zu Rußland zu kommen, 
wurden durch den Thronwechſel in Petersburg 
indirekt unterſtützt. Der neue Zar Nikolaus II. 
ſah die Hauptgefahr für das ruſſiſche Reich 
in dem aufſtrebenden Japan und betrieb zu⸗ 
nächſt in der Hauptſache oſtaſiatiſche Politik. 
Der Bau der ſibiriſchen Bahn, der dieſen 
Zwecken dienen ſollte, fand durch ihn die wirk⸗ 
ſamſte Anterſtützung. Wir wiſſen erſt in der 
allerjüngſten Zeit aus dem Briefwechſel zwiſchen 
Wilhelm II. und Nikolaus II., den Profeſſor 
Götz veröffentlicht hat, daß Kaiſer Wilhelm die 
oftajiatiiche Politik ſeines Freundes auf dem 
Zarenthrone in jeder Weiſe beſtärkte. Das 
große Bild, das Kaiſer Wilhelm damals mit Hilfe 
des Profeſſors Knackfuß malte, „Bölker 
Europas, wahrt eure heiligſten 
Güter!“ entſpringt ſeinem Inhalt nach dem 
Gedanken, daß die Zukunftsaufgabe Rußlands 
darin beſtehe, das Kreuz und die alte chriſtlich⸗ 
europäiſche Kultur gegen die Angriffe der gelben 
Kaffe und den Buddhismus zu ſchützen. Die 
Hinneigung zu Rußland vollzog ſich wieder jo 
plötzlich und ſchroff, daß ſich diesmal England, 
das man bisher mit Liebenswürdigkeiten über⸗ 
ſchüttet hatte, mit Recht brüskiert fühlen mußte. 
Nicht der Verſuch wieder mit Rußland auf einem 
guten Fuß zu leben, war der politiſche Fehler, 
ſondern daß es geſchah, indem man eine andere 
Macht, deren Freundlichkeit man auch hätte 
brauchen können, durch die Art, wie es geſchah, 
empfindlich verletzte. Merkwürdig iſt, wie Dr. 
Keller (a. a. O. S. 30) ſehr richtig bemerkt: 
„daß diefer Umſchwung nicht mit einem Wechſel 
in der Perſon des Staatsſekretärs des Aeußern 
verbunden war. Freiherr von Marſchall, 
der die englandfreundliche und ruſſenfeindliche 
Politik Caprivis mitgemacht hatte, machte auch 
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die ruſſenfreundliche und englandfeindliche Po⸗ 
litik der erſten Fahre Hohenlohes mit, ein Um- 
ſtand, der nicht für die Klarheit der Ziele und 
den Scharfblick dieſes Mannes ſpricht.“ 

In dieſe Zeit fällt auch der 80. Geburts- 
tag Bismarcks, der vom ganzen Volke 
mit warmer Anteilnahme als Nationlfeiertag 
begangen wurde. Nur die Vertretung des deut⸗ 
ſchen Volkes, der deutſche Reichstag, gab leider 
wieder einmal eine Probe von klein- 
licher deutſcher Art. Der Präſident 
hatte beantragt, dem Altreichskanzler ein Glück⸗ 
wunſchtelegramm zu ſenden. Die alten poli- 
tiſchen Gegner Bismarcks aber brachten es 
fertig, dieſe ſelbſtverſtändliche Höflichkeit dem 
Schöpfer der Reichsverfaſſung und des Reichs⸗ 
tages gegenüber mit 165 gegen 146 Stimmen 
abzulehnen. Ser mannhafte Reichstagspräſi⸗ 
dent v. Levetzow legte daraufhin ſein Amt 
nieder, der zweite Vizepräſident, Bürklin 
von den Nationalliberalen, tat das gleiche und, 
da beide Parteien im Präſidium dieſes Reichs⸗ 
tages nicht mehr vertreten ſein wollten, kam 
zum erſten Male ein Mitglied des Zentrums 
auf den Präſidentenſtuhl, das dieſe Würde nun 
für lange Zeit behalten ſollte. 

Hohenlohe hatte bei der freundſchaftlichen 
Annäherung an Rußland eines vergeſſen, daß 
man nicht zu gleicher Zeit ein Freund Ruß- 
lands ſein und türkiſche Intereſſen vertreten 
konnte. Wir haben geſehen, wie konſequent 
Bismarck im Rückverſicherungsvertrage in dieſer 
Hinſicht vorgegangen war. Man darf nicht ein⸗ 
wenden, daß Bismarck die erſte Bahnkonzeſſion 
in der Türkei gebilligt hat und daß der Beſuch 
Kaiſer Wilhelms beim Sultan noch unter feiner 
Reichskanzlerſchaft erfolgte. Bismarck hat nie 
etwas dagegen gehabt, daß ſich Deutſchland 
wirtſchaftliche Vorteile in der Türkei 
ſicherte. Nur ein politiſches Zuſammengehen 
mit der Türkei, das ein Eintreten für türkiſche 
Intereſſen mit ſich bringen mußte, hielt er bei 
einem gleichzeitigen freundſchaftlichen Verhält⸗ 
nis mit Rußland für unmöglich. Wenn die deut⸗ 
ſche Politik jetzt die unverſehrtheit der 
Türkei proklamierte und ihr nach Kräften 
helfen wollte, dieſe zu bewahren, ſo beſtand 
nicht nur die Gefahr, Rußland als Freund zu 
verlieren, ſondern auch die Möglichkeit, Eng⸗ 
land zum Feind zu bekommen. 
Denn England konnte nur an einer ſchwachen 
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Türkei etwas liegen, die nicht daran denken 
konnte, Aegypten und damit den Seeweg nach 
Indien zu bedrohen. Die Bagdad- und die 
Mekka⸗Bahn mußten von England politiſch und 
militäriſch bewacht werden, und es lag der Ge⸗ 
danke nabe, daß England noch vor Vollendung 
der Bahn und vor der Durchführung der tür- 
kiſchen Heeresreform mit aller Entſchiedenheit 
eingreifen würde. 

Auf das Gebiet der Weltpolitik, zu 
der die Leitung des Reiches nun immer mehr 
hinſtrebte, begab ſich die deutſche Regierung 
zum erſten Male nach dem Abſchluß des chineſiſch⸗ 
japaniſchen Krieges. Am 15. April 1895 war 
in Shimonoſeki zwiſchen Japan und 
China der Frieden mit folgenden vier Punkten 
vereinbart werden. Korea ſollte unabhängig 
werden. Die Inſel Formoſa ſollte an Japan 
fallen. Port Arthur ſollte auf eine Reihe von 
Jahren japaniſche Beſatzung erhalten und China 
300 Millionen Taels Kriegsentſchädigung an 
Japan zahlen. Durch dieſen Frieden gab China 
feine völlige Niederlage zu, und Japan war die 
größte Macht im Oſten geworden. Daß Ru ß⸗ 
land nicht ruhig zuſehen wollte, war zu be- 
greifen. Es ſelbſt hatte den eisfreien Hafen von 
Port Arthur ſchon längſt als Stützpunkt begehrt. 
Auch Frankreich konnte das Wachſen des 
japaniſchen Einfluſſes bei feinen oſtaſiatiſchen 
Intereſſen und als Schutzherr der katholiſchen 
Miſſionen in Aſien nicht gleichgültig ſein. So 
iſt es zu verſtehen, daß Rußland und Frank- 
reich gegen den Frieden von Shimonoſeki Ein- 
ſpruch erhoben. Was aber in der ganzen Welt 
Verwunderung erregte, war, daß Dentſchland, 
das doch ſonſt in einem gewiſſen Gegenſatz zu 
den Mächten des Zweibundes ſtand, ſich dieſem 
Einſpruch anſchloß, ohne daß es wirklich zwin⸗ 
gende Gründe dafür hätte vorbringen können. 
Vielleicht iſt es geſchehen, um Rußland einen 
Beweis der freundſchaftlichen Geſinnung 
Deutſchlands zu geben. Daß dieſes Vorgehen 
ein ſchwerer politiſcher Fehler war, hat Bismarck 
gleich richtig erkannt. Der Kanzler äußerte ſich 
dazu in den Hamburger Nachrichten wie folgt: 
„Hat das Vorgehen Seutſchlands in Tokio den 
Zweck gehabt, Rußland einen Dienſt zu er⸗ 
weiſen und den Beweis zu liefern, daß die 
deutſche Politik weit entfernt ſei, in dem engliſch⸗ 
ruſſiſchen Intereſſengegenſatze in Aſien zugunſten 
Englands Stellung zu nehmen, ſo würde das an 


ſich Billigung verdienen, jedoch hätte zur Er- 
reichung dieſes Zweckes die Bekundung wohl- 
wollender Neutralität genügt, ein aktives Vor- 
gehen zugunften ruſſiſcher Intereſſen wäre nicht 


erforderlich geweſen. ... Wir fühlen uns 
nicht ganz frei von der Befürchtung, daß der 
Vortritt Deutfchlands in der oſtaſiatiſchen Frage 
ein Symptom des fortdauernden Mangels an 
einer Fähigkeit bildet, die in der Politik ſehr 
wichtig iſt, nämlich die des ruhigen Abwartens.“ 
Trotzdem warnte Bismarck in einem ſpäteren 
Artikel dringend davor, jetzt ſchon wieder den 
Kurs zu ändern, und empfahl ein weiteres Zu- 
ſammengehen mit Rußland. 

Wie Bismarck ſehr klar ausgeführt hat, 
hatte dieſes Eingreifen Deutjchlands in Oftajien 
eine ſcharfe Spitze gegen England. 
Schon in der letzten Zeit Caprivis hatte man die 
Engländer mehrfach nicht allzu freundlich be⸗ 
handelt. Man gab den Franzoſen ein Stück 
von Kamerun, das uns die Engländer über⸗ 
laſſen hatten, gerade damit es nicht in 
franzöſiſchen Beſitz käme. Man hinderte Eng⸗ 
land vom Kongoſtaat einen Landſtreifen zu 
pachten, der für die von England immer er- 
ſtrebte Verbindung vom Kap nach Kairo wichtig 
war. Und im Herbſt 1894 hatte man zwei 
Kriegsſchiffe nach der Delagvabai geſchickt als 
Demonſtration für die Unabhängigkeit der 
Burenſtaaten. Dieſe Unfreundlichkeiten wurden 
verſtärkt durch die bekannte Sepeſche des Kaiſers 
an den Präſidenten Krüger nach dem Mißerfolg 
des Einfalls des Dr. Jameſon in die Buren- 
ſtaaten. Das Telegramm an den Präſidenten 
des Transvaalfreiſtaates hatte folgenden Wort- 
laut: „Ich ſpreche Ihnen meinen aufrichtigen 
Glückwunſch aus, daß es Ihnen, ohne an die 
Hilfe befreundeter Mächte zu 
appellieren, mit ihrem Volke gelungen 
iſt, in eigener Tatkraft gegenüber den bewaff⸗ 
neten Scharen, welche als Friedensſtörer in 
Ihr Land eingebrochen find, den Frieden wieder 
herzuſtellen und die Unabhängigkeit des Landes 
gegen Angriffe von außen zu wahren.“ 

Die Ungeſchicklichkeit lag vor allen Dingen 
in der Faſſung, die in England allgemeine Em⸗ 
pörung hervorrief. Der Satz: „ohne an die 
Hilfe befreundeter Mächte zu appellieren“, 
wurde allgemein als eine Drohung auf- 
gefaßt. Sollte man wirklich in Berlin die Ab⸗ 
ſicht gehabt haben, eine Drohung auszusprechen, 


ſo hätte man das getan, ohne irgendwelche 
Mittel zu haben, ſie zur Durchführung zu 
bringen. Denn wie wollte Deutjchland den 
Buren militäriſch helfen? Das Telegramm hat 
auch inſofern eine ungünſtige Wirkung aus- 
geübt, als es die deutſche Volksſtimmung gegen 
eine engliſch-deutſche Annäherung auf lange Zeit 
hin beeinflußte. 

Mit der Uebernahme des Auswärtigen 
Amtes durch Bülo w und des Reichsmarine- 
amtes durch Tirpitz, die faſt gleichzeitig erfolgte, 
beginnt die entſchiedene Wendung zur Welt⸗ 
politik. Bernhard von Bülow, am 3, Mai 
1849 zu Klein-Flottbeck bei Hamburg geboren, 
war der Sohn eines Mitarbeiters Bismarcks, 
der 7 Fahre lang (18721879) Staatsſekretär 
des Auswärtigen war; er war im diplo matiſchen 
Dienſt in Petersburg und Bukareſt tätig ge⸗ 
weſen und hatte dann das Seutſche Reich als 
Botſchafter am Quirinal in Rom vertreten, Nach 
Bülows Anſicht drängte die wachſende Bevöl⸗ 
kerungszahl Seutſchlands dazu, möglichſt viel 
Induſtrieerzeugniſſe auszuführen, um an deren 
Stelle Rohſtoffe, Lebensmittel und Futtermittel 
einzuführen. Auf dieſe Weiſe ein Teil der 
Welt wirtſchaft geworden, war das Deutſche 
Reich, das früher von England nicht angegriffen 
werden konnte, nun in feinem Aeberſeehandel 
verwundbar geworden. Aufgabe der deutſchen 
Politik mußte es darum, nach Bülows Anſicht, 
fein, dieſen Ueberſeehandel durch Schaffung 
einer ſtarken Kriegsflotte vor Beläſtigungen zu 
ſchützen. In dieſem Beſtreben durfte uns weder 
Englands Unbehagen noch der ruſſiſch-franzöſiſche 
Bündnisvertrag hindern. Deutſchland mußte 
nur darauf achten, daß es weder von Frankreich 
und Rußland gegen England noch von England 
gegen Rußland vorgeſchoben wurde. Nicht 
immer iſt Bülow, wie wir ſpäter ſehen werden, 
dieſem Programm, das er ſelbſt in ſeinem Buche 
(Bülow, Seutſche Politik) entwickelt, treu ge⸗ 
blieben. Anders Tirpitz, der nicht nur Offizier, 
ſondern auch Politiker war und gleichfalls mit 
einem genau formulierten politiſchen Programm 
an ſeine Aufgabe heranging. Durch Tirpitz 
wurden die weltpolitiſchen Pläne des Kaiſers 
zur Tat. Schon vor ſeiner Thronbeſteigung 
hatte Kaiſer Wilhelm Flottenpläne ge⸗ 
hegt. Als er nun Kaiſer geworden war, da ſah 
er feine Aufgabe darin, dem Oeutſchen Reiche 
eine ſtarke moderne Flotte zu geben. Tirpitz 
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gab dieſen Wünſchen feſte Formen. Er wollte 
keinen Küſtenſchutz, keine Auslandskreuzerflotte 
ſondern eine Schlachtflott e. Diee 
Flotte follte fo ſtark werden, daß auch die 
ſtärkſte Seemacht ein Rifito auf ſich 
nahm, wenn ſie mit ihr den Kampf wagte. 
An dem Grundſatz, daß die Flotte zunächſt dazu 
da fei, unſeren Handel und unſere Küſten zu 
ſchützen, wurde feſtgehalten. Aber die Flotte 
ſollte doch ſo ausgebaut werden, daß ſie, wenn 
es notwendig ſein ſollte, auch zum Angriff vor⸗ 
gehen könnte. Das politiſche Programm, für 
deſſen Durchführung ſich Tirpitz einſetzte, war 
nach ſeinen „Erinnerungen“ etwa das folgende: 
Mit allen Mitteln ſei danach zu ſtreben, den 
Frieden zu erhalten, der uns jährlich immer 
reichere Früchte brachte. Denn ein Krieg könne 
uns nur wenig oder gar nichts einbringen, 
vielleicht aber alles rauben. Darum fei je de 
Herausforderung fremder Mächte zu vermeiden, 
in gleicher Weiſe aber auch jeder Anbiederungs⸗ 
verſuch, namentlich gegenüber den Engländern. 
Alle Kräfte müßten geſammelt auf das weſent⸗ 
liche gerichtet werden. Eine Zerſplitterung in 
Nebenintereſſen, wie die Baltan- und die 
Orientpolitik ſei, bringe nur Schwächung. Eine 
Herſtellung des Gleichgewichts zur See ſei zu 
erſtreben, eine Verſchwiſterung mit Oeſterreich 
auf Gedeih und Verderb abzulehnen. Die Be- 
ziehungen zu Rußland und auch zu Japan feien 
auf das ſorgfältigſte zu pflegen. Dieſes Pro⸗ 
gramm war klar und zielbewußt und wäre auch 
durchzuführen geweſen. Es gab aber auch noch 
einen anderen Weg. Das war die Verſtändigung 
mit England auf einer ehrlichen Grundlage. 
Man iſt aber keinen dieſer beiden 
Wege gegangen, ſondern hat ohne ein 
feſtes Programm die auswärtige deutſche Politik 
immer mehr verfahren. 

Gleich zu Anfang feiner Amtstätigkeit hatte 
ſich Bülow mit engliſchen Bündnis⸗ 
angeboten zu beſchäftigen. Rußland hatte 
im Dezember 1897 Port Arthur und die ganze 
Mandſchurei beſetzt. Sieſes Vorgehen erregte 
in England ſtärkſte Beunruhigung, und dieſe Be⸗ 
unruhigung führte zu dem Gedanken, gegen den 
Nebenbuhler in Aſien ein Bündnis mit Deutf&- 
land zu ſchließen. Es wurde mehrere Monate 
lang verhandelt, aber die Verhandlungen ſcheiter⸗ 
ten ziemlich plötzlich. Wir wiſſen jetzt aus dem 
Briefwechſel zwiſchen Kaiſer 
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Wilhelm und dem Zaren, wie das 
gekommen iſt. Am 50. Mai 1898 teilte der Kaiſer 
dem Zaren das engliſche Bündnisangebot mit. 
Wilhelm II. ſpricht dabei von „ungeheuren Aner⸗ 
bietungen“, die Seutſchland eine weite und 
große Zukunft eröffnen. Es handle ſich um ein 
Bündnis zwiſchen England, dem Dreibund, 
Japan und Amerika. Mit letzteren beiden Mäch⸗ 
ten ſeien die Verhandlungen bereits im Gange. 
Der Kaiſer knüpft daran die Anfrage, was der 
Zar als Gegenleiſtung für die Ab- 
lehnung dieſer günſtigen Vorſchläge biete. Die 
Antwort des Zaren iſt nicht bekannt, ſie wird 
ſicher nichts Poſitives, ſondern nur allerlei 
Freundſchaftsverſicherungen und andere vage 
Verſprechungen enthalten haben. Die beſte Ge- 
legenheit, wenn wir glaubten, mit England nicht 
zuſammengehen zu können, Rußland zu feſten 
Abmachungen zu veranlaſſen, it damals unbe- 
nutzt geblieben. Als Eduard VII. den eng- 
liſchen Thron beſtiegen hatte, wurden die Bünd⸗ 
nisverhandlungen, an denen auch Japan wieder 
beteiligt war, von neuem aufgenommen. Nach 
wenigen Tagen (am 25. März 1901) waren die 
wichtigſten Punkte bereits vereinbart. Der 
Bündnisfall ſollte eintreten, wenn zwei oder 
mehrere Gegner eine der beiden vertrag⸗ 
schließenden Parteien angriffen. Die Ber- 
handlungen wären ſicher zum Ziele gekommen, 
wenn man in Berlin mehr Intereſſe dafür ge- 
zeigt hätte. So verliefen ſie ohne Ergebnis. 
Auf ein engliſches Angebot, mit ihm in Marokko 
zuſammen vorzugehen, wurde ausweichend ge- 
antwortet. Die ganze Intereſſeloſigkeit der 
Berliner Regierung an dieſem Bündniſſe 
beruhte auf dem falſchen Glauben, 
daß der Gegenſatz zwiſchen England und 
Rußland ebenſo wie der zwiſchen England 
und Frankreich nicht zu überbrücken ſei. 
Es wurde gar nicht daran gedacht, daß die 
Ablehnung aller engliſchen Bündnisangebote 
dazu führen mußte, daß England ſich allmählich 
dem Bunde zwiſchen Frankreich und Rußland 
anſchloß. Es lag weiter die Gefahr vor, daß 
auch das Verhältnis Staliens zum Oreibunde 
ein loſeres wurde. Wie wir jetzt durch die Ver⸗ 
öffentlichung aus den öſterreichiſchen Archiven 
wiſſen, hatte Ftalien bereits 1896 feinen 
Bundesgenoſſen die Mitteilung gemacht, daß 
es niemals an einem Kriege teil- 
nehmen werde, in dem England und Frank⸗ 


reich gemeinſam als Gegner des Dreibundes auf- 
treten würden. Ende 1902 hat Stalien ſogar 
einen Vertrag mit Frankreich ab- 
geſchloſſen, nach dem es niemals an einem An⸗ 
griff auf Frankreich teilnehmen werde. Als der 
deutſche Botſchafter in Rom, Graf Monts, von 
dieſem Vertrage in Berlin Mitteilung machte, 
hat man ihm dort einfach nicht geglaubt. 

Et was ſpäter liegen dann die Berhand⸗ 
lungen mit Rußland. Ams. Februar 1904 
war der ruſſiſch-japaniſche Krieg ausgebrochen. 
Nach dem bekannten Zwiſchenfall an der Sogger⸗ 
bank drohte ein ruſſiſch-engliſcher Konflikt. And 
wie England bei der Beſetzung von Port 
Arthur, ſo wandte ſich jetzt der Zar in ſeiner 
Not an OSeutſchland. Rußland ſchlug ein förm⸗ 
liches deutſch-ruſſiſches Defenſivbündnis vor. 
Der Kaiſer entwarf einen Vertrag, deſſen erſter 
Artikel lautete: „Falls eins der beiden Kaiſer⸗ 
reiche von einer europäiſchen Macht angegriffen 
ſein ſollte, wird ſein Verbündeter mit allen 
ſeinen Streitkräften zu Lande und zur See ihm 
beiſtehen. Vorkommendenfalls werden die 
beiden Verbündeten ebenſo gemeinſame Sache 
machen, um Frankreich zur Beachtung der 
Verbindlichkeiten aufzufordern, die es nach dem 
Wortlaut des franzöſiſch-ruſſiſchen Bündnisver⸗ 


trages übernommen hat. Oer Artikel 2 verbot 


den Vertragsgegnern einen Separatfrieden mit 
einem gemeinſamen Feinde abzuſchließen, im 
dritten Artikel ſtand die Verpflichtung zu gegen⸗ 
ſeitiger Hilfeleiſtung auch für den Fall, daß 
„Handlungen“, die von einer der beiden hohen 
vertragſchließenden Parteien während des 
Krieges vollzogen worden ſind wie z. B. die 
Lieferung von Kohlen an einen der beiden 
Kriegführenden, Reklamationen ſeitens einer 
dritten Macht als angebliche Verletzungen des 
Neutraliätsrechtes veranlaſſen ſollten.“ 

In einer Sitzung des Reichskabinetts hatte 
Tirpitz den Mut, ſich offen und zwar ſehr ener⸗ 
giſch gegen dieſes Bündnis auszusprechen. 
Er meinte, daß es im Augenblick gar keinen 
praktiſchen Nutzen habe und daß man nur die 
Konflikts möglichkeiten mit England vergrößere. 
Aber auch der Zar lehnte dieſen Vertragsenr⸗ 
wurf ab. Kaiſer Wilhelm verfaßte einen neuen, 
der weit allgemeiner gehalten war, aber die Ver⸗ 
handlung über den neuen Entwurf wurde jetzt 
von ruſſiſcher Seite hinausgeſchoben, da der 
engliſch-ruſſiſche Konflikt vermieden worden war 


und man die deutſche Hilfe nicht mehr ſo dringend 
brauchte. Der japaniſch⸗ruſſiſche 
Krieg verlief bekanntlich für Rußland außer⸗ 
ordentlich ungünſtig. Er hatte auch ſchwere, 
gefährliche innere Unruhen zur Folge. So ſehen 
wir den Zaren aufs neue Anlehnung an Seutſch⸗ 
land ſuchen. Das Bündnis im Jahre 1904 war 
ſchließlich daran geſcheitert, daß Rußland, als 
ihm an den Vertrag weniger zu liegen ſchien, 
plötzlich das Verlangen ſtellte, daß Frankreich 
vorher benachrichtigt werden müſſe. Dieſe For⸗ 
derung mußte deutſcherſeits abgelehnt werden, 
da ſich Frankreich ſelbſtverſtändlich mit allem 
Einfluß, der ihm zu Gebote ſtand, gegen das 
Bündnis geſtemmt und bei dieſen Beſtrebungen 
in England ſicherlich einen energiſchen Helfer 
gefunden hätte. Diesmal verhandelten der 
Kaiſer und der Zar zunächſt ganz allein. Sie 
kamen auf einem Kriegsſchiffe in der Nähe der 
Inſel Björk ö im finniſchen Meerbuſen ohne 
ihre verantwortlichen Ratgeber zuſammen und 
ſchloſſen dort einen Vertrag ab, der nach der 
Nordd. Allg. Zeitg,. vom 13. September 1917 
folgende Baſis gehabt haben ſoll: „Die beiden 
Kaiſer ſicherten einander zu, daß ſie alles in 
ihrem Machtbereich liegende tun würden, um 
die Uebereinſtimmung der beiderſeitigen Volks⸗ 
intereſſen im Falle drohender Kriegsgefahr 
auch durch die Tat zu bekunden, indem ſie 
fremde Frie densſtörer gemeinſam zur Ruhe 
verwieſen, und wenn dies erfolglos bleiben ſollte, 
einander nötigenfalls auch mit den Waffen Bei⸗ 
ſtand gewährten. Sie kamen ferner überein, 
daß verſucht werden ſollte, auch Frankreich zum 
Anſchluß an dieſe die Volkswohlfahrt Europas 
beſſer als jede Kriegsrüſtung ſichernde Politik 
des Zuſammengehens in der Abwehr aller 
friedensfeindlichen Machenſchaften zu bewegen.“ 

Der Vertrag von Björkö hatte in dieſer 
allgemeinen Faſſung natürlich überhaupt 
keinen praktiſchen Wert. Das er- 
kannten auch auf beiden Seiten die verantwort⸗ 
lichen Staatsmänner Bülow und Witte. Der 
Hauptgrund für das Scheitern jedes ernſthaften 
Bündniſſes zwiſchen Deutſchland und Rußland 
war etwas, von dem nie geſprochen wurde, 
nämlich die Sürkenpolitik, die Seutſchland be- 
trieb. Bülow hat ja in feinem Buche dieſe Bo- 
litik auch jetzt noch zu verteidigen geſucht. Er 
ſagt da: „Sehr ſorgſam haben wir die Be- 
ziehungen zur Türkei und zum Iſlam namentlich 
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feit der Orientreiſe unſeres Kaiſerpaares ge- 
pflegt. Dieſe Beziehungen waren nicht ſenti⸗ 
mentaler Art, ſondern wir hatten am Fort- 
beſtand der Türkei ein erhebliches wirtſchaftliches, 
militäriſches und auch politiſches Intereſſe. Was 
meine Politik gegenüber der Türkei anbelangt, 
fo möchte ich fie dahin zuſammenfaſſen, daß es 
mein Beſtreben war, durch eine innerlich gut 
organiſierte und unabhängige Türkei uns eine 
Stütze im Orient zu ſchaffen.“ And an einer 
anderen Stelle betont Bülow ausdrücklich, daß 
er „an der Herſtellung enger politiſcher und 
wirtſchaftlicher Beziehungen zwiſchen uns und 
der Türkei gearbeitet und das Bagdadbahn- 
unternehmen im vollen Bewußtſein ſeiner weit 
reichenden Ausſichten in die Wege geleitet habe.“ 
Wohin Oeutſchland durch feine Orientpolitit 
geführt wurde, das zeigte uns am beſten die 
Marokko - Affäre mit ihrem kläg⸗ 
lichen Ausgang in Algeciras. Verſchie dentlich 
hatte England Seutſchland das Angebot ge 
macht, ſich mit ihm über Marokko zu verſtändigen. 
Selbſt Frankr eich hatte ſich erboten, mit Oeutſch⸗ 
land ein Sonderabkommen über Marokko zu 
ſchließen. Beiden hatte Deutſchland die kalte 
Schulter gezeigt. So war es ganz natürlich, 
daß ſich ſchließlich England und Frankreich 
ohne Seutſchland über Marokko verſtändigten. 
Dieſem Abkommen trat bald Spanien und ſpäter 
auch Stalien bei. Als im Fahre 1906 die Ma⸗ 
rokkoangelegenheit auf der Konferenz von Alge- 
ciras geregelt werden ſollte, da ſtand Oeutſch⸗ 
land ganz allein da mit Oeſterreich und erlitt 
eine ſchwere diplomatiſche Niederlage. Die 
Verteidiger des deutſchen Standpunktes in der 
Marokkofrage weiſen immer wieder darauf hin, 
daß die Preisgabe Marokkos das Ende der 
deutſch⸗türkiſchen Freundſchaft bedeutet hätte. 
Dem widerſpricht die Tatſache, daß Deutſchland 
1911 das franzöſiſche Protektorat über Marokko 
anerkannte und trotzdem im Weltkriege die 
Türkei als Bundesgenoſſen an ſeiner Seite ſah. 

In das Fahr 1908 fallen neue An- 
nähernngsverſuche Englands. Sir 
Hardinge kam im Auftrage von König Eduard 
VII. nach Berlin und ſchlug dort eine Ver- 
ftändigung über das beiderſeitige Flottenbau⸗ 
programm vor. Denn das Tempo, in dem 
Deutſchland feine Flotte vermehrte, hatte in 
England große Beſorgnis hervorgerufen. Man 
wußte dieſe günſtige Situation in Berlin nicht 
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auszuwerten. Ohne daß man England gefragt 
hätte: „Was bieteſt du uns, wenn wir das 
Tempo unſeres Flottenbaues verlangjamen?“ 
lehnte der Kaiſer eine ſolche Verſtändigung ab. 

Das gleiche Fahr brachte der deutſchen aus⸗ 
wärtigen Politik nochmals einen großen Erfolg, 
der allerdings ihr letzter fein ſollte. Oeſterreich⸗ 
Ungarn hatte Bosnien und die Herzego⸗ 
win a, die es bisher nur verwaltet hatte, der 
Monarchie einverleibt. Die Serben ſahen 
dadurch alle ihre Hoffnungen auf ein groß- 
ſerbiſches Reich ſchwinden und erhoben bei 
allen, die nicht Freunde der Mittel mächte 
waren, ſchärfſten Proteſt. Rußland ſchlug eine 
internationale Konferenz zur Regelung der An- 
gelegenheit vor; aber die deutſche Politik ver⸗ 
tand es, die Verwirklichung dieſes Vorſchlages 
zu verhindern und die Anerkennung der Ein⸗ 
verleibung bei den Großmächten durchzuſetzen. 
Daß es damals nicht ſchon zu kriegeriſchen Er⸗ 
eigniſſen kam, lag wohl hauptſächlich daran, daß 
ſich Rußland nach der kaum beendeten Nie der⸗ 
werfung ſeiner inneren Revolution noch zu ge⸗ 
ſchwächt fühlte. 

Im nächſten Fahre trat Fürſt Bülow vom 
Amte des Reichskanzlers zurück. Innerpolitifche 
Vorgänge, die Kämpfe um die Reichsfinanz⸗ 
reform und vor allen Dingen um die Erbſchafts⸗ 
ſteuer hatten ſeinen Sturz veranlaßt. Sein 
Nachfolger wurde Theobald von Bet h⸗ 
mann Hollweg. Die Volksmeinung unſe⸗ 
rer Tage hat in Bethmann Hollweg den Sünden- 
bock für die verfehlte auswärtige Politik des 
Seutſchen Reiches gefunden. Wer unſeren Dar- 
legungen auf merkſam gefolgt iſt, wird erkannt 
haben, daß die nicht wie der gutzu machenden 
Kar dinalfehler der deutſchen Politik ſchon durch 
feine Vorgänger begangen worden find. Was 
man an der Wahl dieſes feinſinnigen Mannes 
zum Kanzler ausſetzen muß, iſt die völlige Nicht⸗ 
eignung für dieſen Poſten, der gerade in einer 
Zeit, wo es galt die verfahrene Politik wie der 
in richtige Bahnen zu lenken, dafür viel zu wenig 
politiſchen Weitblick und eine viel zu geringe 
Entſchlußkraft beſaß. In feinem Buche „Be⸗ 
trachtungen zum Weltkriege“ bezeichnet der 
Kanzler als den Grundgedanken ſeiner Politik: 
„die Hauptgefahr der franzöſiſch-ruſſiſchen Al⸗ 
lianz, die wir in ſich nicht ſprengen konnten, 
dadurch zu brechen, daß dem Zweibund der 
engliſche Kredit für feine antideutſche Politik 


geſchmälert wurde. Das bedeutete für uns 
den Verſuch, uns mit England zu ver⸗ 
ſt än di gen.“ 

Daneben aber verſuchte er ſich auch Ruß⸗ 
land wie der zu nähern, und er ging inſofern über 
Bülow hinaus, daß er den Ruſſen in der Orient⸗ 
politik gewiſſe Zugeſtändniſſe machte. Das 
Pots da mer Abkommen redete zwar 
noch von der Aufrechterhaltung des status quo 
am Balkan und im nahen Orient, aber das zu 
gleicher Zeit abgeſchloſſene Spezialabkommen 
über Perſien erkannte die beſonderen wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen FIntereſſen Rußlands in 
dieſem Lande an. Das Intereſſengebiet Oeutſch⸗ 
lands in Perſien wurde eng begrenzt; Rußland 
verpflichtete ſich dafür dem Bau der Bagdad⸗ 
bahn keine Hinderniſſe in den Weg zu legen 
Auch der Potsdamer Vertrag hatte keinen 
praktiſchen Wert, da der Zar unter dem Drucke 
von England und Frankreich nach kurzer Zeit 
umfiel und ſich der förmlichen Ausfertigung des 
Vertrages dadurch entzog, daß er erklärte, das 
Wort des Zaren allein müſſe genügen. Aber 
auch in Rußland ſelbſt wurden die deutſch⸗ 
feindlichen Strömungen immer 
ſtärker. Es bildete ſich eine Kriegspartei, die 
die Anſicht vertrat, daß bei der deutſchen Orient⸗ 
politik die Meerengenfrage nur 
durch einen europäiſchen Krieg 
zu löſen ſei. . 

Die Ereigniſſe gingen nun weiter ihren 
Gang, wie ſie ihn gehen mußten. Der 
Tripoliskrieg und die Balkankriege waren Sta⸗ 
tionen auf dem Wege zum Weltbrand. Soch 
im Verlauf von 1912 fanden wieder Beſprechun⸗ 

gen mit England ftatt, die ſogar zu formulierten 
gegenseitigen Vorſchlägen führten. Deutſchland 
erklärte ſich bereit, wenn England in ein Neu- 
tralitätsabko mmen willige, an der ſoeben fertig⸗ 
geſtellten Flottennovelle Abſtriche zu machen. 
Die gegenſeitigen Vorſchläge ſind intereſſant 
genug, um hier wiedergegeben zu werden. 
Seutſchland ſchlug vor: „Sollte einer der 
hohen Vertragſchließenden in einen Krieg 
mit einer oder mehreren Mächten verwickelt 
werden, ſo wird der andere Vertragſchließende 
dem in den Krieg verwickelten Vertragſchließen⸗ 
den gegenüber zum mindeſten wohlwollende Neu⸗ 
tralität beobachten und nach allen Kräften für die 
Lokaliſierung des Konflikts bemüht fein.“ Lord 
Hal dane, der Vertreter Englands, bot 


folgende Formulierung an: „Keine der beiden 
Mächte wird irgend einen unprovozierten An⸗ 
griff auf die andere machen oder zu machen ſich 
vorbereiten oder an irgend einer Vereinigung 
oder einem Unternehmen gegen die andere zum 
Zwecke des Angriffs teilnehmen oder ſich in 
irgend einen Plan eines maritimen oder eines 
militäriſchen Unternehmens, das auf ein ſolches 
Ziel gerichtet ift, allein oder mit einer anderen 
Macht einlaſſen.“ Bethmann Hollweg erklärte 
mit Recht, daß England bei diefer Formulierung 
viel zu wenig gebunden ſei. Man verſuchte nun, 
beide Formeln zu vereinigen und machte auch 
Zugeſtändniſſe deutſcherſeits durch die Opferung 
eines geplanten Großkampfſchiffes. Die Ber⸗ 
handlungen ſcheiterten ſchließlich daran, daß 
England ſich weigerte, ſich klipp und klar zu 
einer wohlwollenden Neutralität zu verpflich⸗ 
ten, wenn Oeutſchland ein Krieg aufgezwungen 
wer den ſollte. 

Inzwiſchen war die Ber bindung 
Englands mit dem Z weibund 
immer enger geworden. Im September 1912 
kam eine engliſch⸗franzöſiſche Marinekonvention 
zuſtande, zwei Monate ſpäter ſchrieb Grey an 
den franzöſiſchen Votſchafter den bekannten 
Brief, der ſich mit einer Verſtändigung des 
franzöſiſchen und des engliſchen Generalſtabes 
über eine gemeinſchaftliche Abwehr eines An- 
griffes einverſtanden erklärte, und ſeit dem 
April 1914 wurde zwiſchen England und Ruß- 
land über eine Marinekonvention verhandelt. 
Bethmann Hollweg gab ſeine Bemühungen, 
eine Entſpannung der Lage herbeizuführen, 
nicht auf. Er verhandelte mit England über 
praktiſche Singe, über die Verteilung und den 
Ausgleich des Intereſſes an den portugieſiſchen 
Kolonien und an Vorderaſien. Dieſe Be⸗ 
mübungen hatten auch einen guten Erfolg und 
ließen hoffen, daß man mit England in abſeh⸗ 
barer Zeit beſſere Beziehungen haben werde. 
Jagow weiſt darauf in ſeinem Buche (Arſachen 
und Ausbruch des Weltkrieges, S. 60) mit fol⸗ 
genden Worten ſehr treffend hin: „Die Tatſache, 
daß England und Seutſchland zu zwei ſo weit⸗ 
gehenden Verſtändigungen auf wirtſchaftlichem 
und kolonialem Gebiet gelangen konnten, hätte 
zweifellos zu einer politiſchen Entſpannung ge- 
führt, die friedlichen Tendenzen im engliſchen 
Volk wohl vertieft und es den leitenden 
engliſchen Staatsmännern dann ſchwerer ge⸗ 
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macht, die Nation gegen ihre beſſeren Inſtinkte 
in den Krieg mit uns zu treiben, wie es 
1914 der Fall war.“ Der Ausbruch des Welt- 
krieges bereitete allen dieſen Hoffnungen ein 
jähes Ende. 

Wir find nun fo weit gekommen, daß wir 
unſere Betrachtungen über das alte Seutſchland 
ſchließen können. Die uns auf der weiten Wan- 
derung gefolgt ſind, haben geſehen, warum das 
deutſche Volk trotz ſeiner inneren geſunden 
Kraft, trotz ſeiner hohen Bildung und ſeines 
emſigen Fleißes immer nur vorübergehend die 
politiſche Rolle geſpielt hat, die ihm an ſich 
dauernd gebührte. Der Hauptfehler des deutſchen 
Volkes iſt immer die Uneinigkeit der 


deutſchen Stämme geweſen, die zum 
Nutzen des Auslandes die beſten Kräfte im 
Bruderkampfe verzettelte. Wenn uns etwas 
tröſten kann bei unſerem tiefen Fall, ſo iſt es 
die Tatſache, daß die Reichseinheit trotz 
des verlorenen Krieges, trotz der Revolution und 
der ſtaatlichen Neubildung feſt gefügt ge- 
blieben iſt. Noch in allerjüngſter Zeit bei 
den Differenzen zwiſchen Bayern und der 
Reichsleitung hat das Beſtehen der Reichseinheit 
bei beiden Parteien außer Frage geſtanden. 
Bleiben wir ſo einig, dann werden wir 
wieder hoch kommen, dann wird Oeutſchland 
und das deutſche Volk auf das Weltgeſchehen 
den Einfluß gewinnen, der ihm zukommt. 
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II. TEIL 


DAS NEUE DEUTSCHLAND 


— ——— En — K 


Was glänzt, ift für den Augenblick geboren, 
Das Echte bleibt der Nachwelt unverloren! 
<GOETHE-FAUST) 


I. DER WELTKRIEG 


DIE GEGENSÄTZE 


VOR DEM KRIEGE 


DEUTSCHLANDS SCHWÄCHEN UND SEINE STÄRKE 


it den Feierlichkeiten des Jahres 
1915, bei denen der Zar und 
der engliſche König zu⸗ 
N gleich als Glückwünſchende er- 
ſchienen, mit dem nationalen Auf- 
ſchwung der Augufttage von 1914 
und mit den die ganze Welt in Staunen 
ſetzenden Siegen der im Oſten und Weiten 
unter genialen Führern vorwärts ſtürmenden 
Armeen ſtand das letzte Kaiſertum noch einmal 
glanzvoll auf dem Gipfel ſeiner Macht. Schon 
im September 1914 mit der Marneſchlacht 
begann der Abſtieg, der mit dem Kriegsende 
zum neuen Oeutſchland führte, dem erſt jetzt 
wieder der Mut zum Aufftieg zu erſtarken be- 
ginnt. Wir ſetzen darum die Kapitel über den 
Weltkrieg, der die Vorausſetzung für das neue 
Deutſchland iſt, in den 2. Teil und wollen 
ihnen aus praktiſchen Gründen auch die Ab- 
ſchnitte, die erzählen ſollen, wie es zum Welt⸗ 
krieg kam, voranſtellen. 

Wenn man erkunden will, wie der Welt⸗ 
krieg kam, jo muß man ſich vor allen Dingen 
über die europäifhe Machtſtellung 
des Heutſchen Reiches in den letzten 
Jahrzehnten vor dem Kriegsausbruch klar 
werden. Man muß dabei rückblickend vorgehen, 
wie der Pathologe, der nach der Sektion an einer 


Leiche demonſtriert, wie alles kommen mußt e. 
Man muß verſuchen, ſozuſagen eine Vorkriegs⸗ 
bilanz zu ziehen, um an ihr die damals vor- 
handenen Aktiven und Paſſiven darzuſtellen. 
Da der überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung 
Deutſchlands Kraft und Stärke vor dem 
Kriege mehr im Bewußtſein lebt als die 
damoligen Schwächen feiner Poſition, fo 
muß mit den letzteren begonnen werden. 


DIE UN GUNSTI GE 
GEOGRAPHISCHE LAGE 


Das jo raſch aufblühende geeinte Oeutſch⸗ 
land mußte auf kriegeriſche Interventionen 
früher oder ſpäter einmal gefaßt ſein. Nachteilig 
war ihm dabei ſeine ungünſtige geographiſche 
Lage im Herzen Europas mitlangenungeſchützten 
Grenzen. In friedlichen Zeiten, für Handel 
und Verkehr bietet die Lage unſtreitige Vor⸗ 
teile, die unſere Blüte im Mittelalter und der 
märchenhafte Aufſchwung nach der Reichseini- 
gung unter Preußens Führung einleuchtend 
erweiſen. Auch der umfang des Staats- 
gebietes, der ſtets Vorbedingung für eine 
Großmachtſtellung iſt, genügte durchaus. An 
Umfang des Gebietes wurde das Deutſche Reich 
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mit feinen 540000 Akim in Europa nur von 
DOefterreih-Ungarn (um 130000 Oklm) 
und vom europäiſchen Rußland um 
das Zehnfache übertroffen. Frankreich 
war allerdings nicht beträchtlich kleiner (4000 
Oklm). Großbritannien und Frland 
wieſen aber nur / des deutſchen Gebietes 
auf. Ganz anders ſieht aber ſofort das Stärke⸗ 
verhältnis aus, wenn man Rußland feine 
aſiatiſchen Gebiete und England und Frank⸗ 
reich ihre Kolonien zurechnet. Die Rieſen⸗ 
größe des ruſſiſchen Reiches gab feiner Wider⸗ 
ſtandskraft unerhörte Möglichkeiten. So ſicherte 
der Kolo nialbeſitz der beiden Weſtmächte ihnen 
höchſte Weltgeltung. Als Seutſchland an den Er- 
werb überſeeiſcher Kolonien heranging, da war 
das beſte ſchon weggegeben, und die 3½ Milli- 
onen Oklm, die es erwarb, waren auch an 
Qualität geringer als die 11 Millionen Aklm 
Frankreichs und die mehr als 30 Millionen 
Akim Englands. 


Die beſonders ungünſtige Lage unſerer 
damaligen Grenzen leuchtet ja jedem ein. 
Sie find alle ungeſchützt und ſchwer mili- 
täriſch zu halten. Dazu grenzte Deutſchland an 
die drei mächtigſten Militär⸗Mächte Europas, 
von denen allerdings eine — Sſterreich-Ungarn 
— zurzeit fein Bundesgenoſſe war. Wie 
anders England, das, Herr der mächtigſten 
Flotte der Welt, ringsum vom Meere geſchützt 
war. Wie anders Frankreich, das gegen Italien 
und Spanien durch mächtige Gebirge geſichert 
iſt, deſſen wichtigſte Päſſe es in der Hand hat. 
Gegen die Schweiz iſt der Jura, gegen das 
Elſaß waren die Vogeſen ein ſchützender Grenz 
wall. 

Der Boden, denunſere Grenzen umſchloſſen, 
iſt an Ertragsfähigkeit dem von England und 
Frankreich ungefähr gleichwertig. Aber der 
Fleiß und das Können des deutſchen Land- 
mannes wußte ihm trotz ungünſtigeren Klimas 
im Ourchſchnitt höhere Erträge abzuringen. 


DIE ART DER BEVÖLKERUNG 


Nach Rußland hatte Seutſchland mit feinen 
65 Millionen in Europa die größte Bevölke⸗ 
rungszahl. Oſterreich-Angarn hatte 50, England 
45 und Frankreich gar nur 39 Willionen. Als 
Bolt waren die Oeutſchen in Europa das 
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ſtärkſte; ſie hatten unter ihren 65 Willionen 
nur 4 Millionen Fremdſtämmige. Dazu kamen 
noch in den Kolonien ca. 12 Millionen Unter- 
tanen, die allerdings als Hilfskräfte für einen 
Krieg mit den Weſtmächten nicht in Betracht 
kamen, während dieſe aus dem Rieſenbeſtande 
ihrer Kolonial-Untertanen immer wieder Mil- 
lionen an und hinter der Front zur Verfügung 
hatten. Bei beiden Mächten übertrifft die Be- 
völkerungszahl der Kolonien die der Heimat be- 
trächtlich. Hatte doch England 579, Frankreich 
57 Millionen Rolonial-Untertanen. Obwohl die 
Stärke und die Art der Zuſammenſetzung der 
Bevölkerung Oeutſchlands recht günſtig erſcheint, 
ſo darf bei der Bewertung für den Kriegsfall eins 
nicht vergeſſen werden. Frankreich und Eng- 
land waren völlig national geeinte 
Staaten, während das Deutihe Reich nach 
600 jähriger Zerſplitterung äußerlich geeint, 
in Wirklichkeit erſt auf dem Wege zur 
nationalen Einheit war. Was alle Oeutſchen 
einte, war Sprache, Sitte und Kul⸗ 
tur; in ſtaatlicher Beziehung fühlte ſich aber 
der Deutſche auch 50 Fahre nach der Reichs- 
gründung immer noch zunächſt als Preuße, 
Bayer, Sachſe, Schwabe und ſo fort. Darin 
lag eine ſchwere Gefahr, die ſich im Ver⸗ 
laufe des Krieges auch als ſolche erwies. 


DIE GRE NZ MARKEN 
Das Reichsland — Schleswig-Holftein — Polen. 


Der Vorteil, den die geringe Zahl von 
fremdſprachlichen Elementen im Oeutſchen 
Reiche mit ſich brachte, wurde dadurch aufge⸗ 
hoben, daß dieſe faſt alle an militäriſch gefähr⸗ 
deten Grenzteilen wohnten. Elſaß-Loth⸗ 
ringen iſt im Reiche nie recht warm ge- 
worden. Die „Los-von-Berlin“-Bewegung hat 
immer viele Anhänger gefunden, nicht ohne 
Verſchul den des preußiſchen Bürokratismus. 
Dieſe Bewegung war aber keineswegs ein An⸗ 
ſchlußbeſtreben an Frankreich. Kenner der Ver⸗ 
hältniſſe haben immer wieder darauf hinge⸗ 
wieſen, daß eine Volksabſtimmung, die nach dem 
Verſailler Vertrag hätte ftattfinden müſſen, 
nicht zugunſten Frankreichs, ſondern für ein 
autonomes Elſaß- Lothringen in der Art 
Luxemburgs ausgefallen wäre. Die zweite 
Gefahr lag in der Nordmark. Schleswig 


Holſtein war immer ein geſchloſſener geo⸗ 
graphiſcher Begriff geweſen. Erſt nach der Ein- 
verleibung in Preußen ſetzte in Nordſchleswig 
eine däniſche Frredenta ein, die ganz deutlich 
Ablöfungstendenzen vertrat. Vor allen Dingen 
auf dem platten Lande fand die Bewegung, 
wieder auch nicht ohne Schuld der preußiſchen 
Verwaltung viele überzeugungstreue Anhänger. 
Die vielleicht nicht ganz erkannte Gefahr lag 
darin, daß bei einem kriegeriſchen Konflikt mit 
England oder Rußland der Feind Nordſchles⸗ 
wig zur Anterſtützung deſſen angeblicher An- 
ſprüche beſetzte und uns einen 5 Frontenkrieg 
aufzwang. Noch ungünſtiger lagen die Ver⸗ 
hältniſſe in den von Polen ſtark durchſetzten 
Gebieten der Oſtmark. Die Hoffnung auf 
ein neues Polenreich iſt, genährt von der Kirche, 
bei den außerordentlich ſtark national empfin- 
denden Polen nie erloſchen. Die Gefahr ver⸗ 
größerte ſich dadurch, daß dieſe Gegenden an 
Provinzen benachbarter Länder mit rein pol⸗ 
niſcher Bevölkerung grenzten. In den deut⸗ 
ſchen Gebieten wohnten Seutſche und Polen 
faſt in gleicher Stärke bunt durcheinander. Ge- 
lang die Wie derherſtellung Polens mit Einſchluß 
der deutſchen Gebiete, ſo war der ſchmerzliche 
Verluſt von Millionen Seutſchen zu befürchten. 


DEUTSCHLANDS 
MR EHEM LIEBT 


Dieſe kleinen Schwächen am Körper des 
mächtig emporgeblühten jungen Reiches wurden 
überreich ausgeglichen durch ſeine ſtarken Macht⸗ 
mittel. Deutſchlands Macht gründete ſich vor 
allen Singen auf die geiſtige und körperliche 
Kraft ſeiner Bevölkerung und die blühende 
Geſundheit ſeines Wirtſchaftslebens. An Kultur 
und Schulbildung ſtand Oeutſchland keinem 
Volke der Erde nach. Seine Handelsflagge 
wehte ſtolz auf allen Meeren, ſein gewaltiges 
Heer galt als eine Muſterorganiſation und 
auch die junge Marine konnte achtunggebietend 
ihre Flagge zeigen. Und doch hat weder der 
Kaiſer noch die Regierung noch das Volk daran 
gedacht, dieſe gewaltigen Macht mittel zu Er- 
oberungszwecken zu mißbrauchen. Sei⸗ 
ner ſtarker Volkskraft gewiß beanspruchte aller 
dings Deutſchland die Teilnahme am Welt markt 
und am Welthandel. Pie Lüge vom 
deutſchen Kriegswillen wird darum 
nicht wahrer, daß man ſie immer wie der in die 
Welt pojaunt. Aufgabe der folgenden Kapitel 
wird es ſein, zu zeigen, wo in Wirklichkeit 
die Urſachen zum Weltkrieg zu ſuchen find, 


ÖSTERREICHS INNERE SCHWÄCHE SEIT 1866 


DIE UNGÜNSTIGE LÖSUNG DER DEUTSCHEN FRAGE 


ei dem engen Verhältnis zwiſchen 
dem Seutſchen eich und der So nau⸗ 
Monarchie beim Ausbruch des beider 
Geſchicke entſcheidenden großen Krie⸗ 
ges iſt es zum Verſtändnis des Ausganges not⸗ 
wendig, weit zurückgreifend die innere und 
äußere Politik Oſterreich-Angarns zu betrachten. 
Mit Recht nennen öſterreichiſche Hiſtoriker von 
Ruf das Jahr 1866 den Wendepunkt. 
Denn die letzten Jahrzehnte der öſterreichiſchen 
Politit wurden beeinflußt von den Folgen der 
mit 1866 beſiegelten Loslöſung oder beſſer 
geſagt Aus ſchließung Sſterreichs aus 
Deutſchland. Hier liegt die Infektion des 
Kranth eitsprozeſſes, der ſchließlich zur völligen 
Auflöfung führen mußte. 
Man muß aber, um klar zu ſehen, vielleicht 
noch weiter zurückgehen und zwar bis in die 


Deutſchland 9 


Jahre, wo die großdeutſche und die 
kleindeutſche Frage heiß umſtritten 
waren. Die Großdeutſchen wollten — es würde 
zu weit führen, obwohl es recht intereſſant ift, 
die beiden Standpunkte bis ins einzelnſte zu er⸗ 
örtern — ein Deutſchland mit Einſchluß 
Oſterreichs, die Kleindeutſchen ein Seutſchland 
ohne Sſterreich unter Preußens Führung. 
Schon in den Jahren 1848 und 1849 haben 
großdeutſche Führer vor den Folgen einer 
ſolchen Trennung gewarnt. Hart mann 
klagte damals, daß man damit 9 Millionen 
Deutſche den Slaven ausliefere. Aber auch 
außerhalb Öfterreihs erhob Ludwig Ahland 
die Warnerſtimme: 
„And was ſoll die Stellung der deut⸗ 
ſchen Minderheit ſein in dieſem Neuftaate? 
(Gemeint ift das von Seutſchland getrennte 
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Oſterreich.) Das Kaiſerhaus, die Spnaſtie 
als deutſche, was kann ſie ihnen helfen, und 
was kann ihnen der lockere völkerrechtliche 
Faden helfen, den man zu uns nach Seutſch⸗ 
land hinüberfliegen laſſen will? Man hat 
wohl geſagt, Oſterreich hat den großen pro⸗ 
videntiellen Beruf, nach dem Oſten hin 
mächtig zu fein; nach dem Oſten Auf- 
klärung und Geſittung zu tragen. Aber wie 
kann das deutſche Öfterreih Macht üben, 
wenn es jelbjt überwältigt iſt? Wie kann 
es leuchten und aufklären, wenn es ſelbſt 
zugedeckt und verdunkelt iſt?“ 

Prof. Dr. Kaindl, deſſen kundiger Füh⸗ 
rung wir uns in dieſem Kapitel anvertrauen, 
beklagt es darum aufs ſchmerzlichſte, daß im 
Frankfurter Parlament keine andere Löſung 
der deutſchen Frage gefunden wurde. (Kaindl, 
„Oſterreichs Politik bis 1914“ im Handbuch für 
Politik, Berlin und Lpzg. 1920, II, S. 23.) Wie 
er überzeugend darlegt, iſt die verbreitete Mei⸗ 
nung, daß Öfterreih allein die Schuld daran 
trägt, nicht richtig. Die Mehrheit der öſter⸗ 
reichiſchen Abgeordneten hat damals in Frank- 
furt erklärt, daß ſie das Ziel der deutſchen Ein⸗ 
heit und Freiheit in der Begründung eines 
ganz Seutſchland umfaſſenden Bunde, 
ſtaates erblickten. Viele der öſterreichiſchen A. 
geordneten hatten ſogar für die $$ 2 und 3 des 
vorgelegten Verfaſſungsentwurfes geſtimmt, 
die beſagten, daß kein Seil des Seutſchen Reiches 
mit nicht deutſchen Ländern zu einem Staate 
vereinigt ſein dürfte. Nur eine Perſo nalunion 
ſollte geſtattet ſein. Sie willigten damit in die 
Lockerung der ſtaatlichen Einheit 
der Donaumonarchie zugunſten eines Bundes 
ſtaates. Damit war eine Brücke zu dem Vor⸗ 
ſchlage Heinrich von Gagern's ge 
ſchlagen, der ein engeres Deutſchland unter 
Preußen erſtrebte, dieſes aber unlösbar ſtaats⸗ 
rechtlich mit Öfterreich verbunden wiſſen wollte. 
Die Groß deutſchen haben auch nicht die deutſche 
Kaiſerkrone für Oſterreich verlangt. Nach ihren 
Vorſchlägen ſollte den neuen Staatenbund ein 
„Reichsdirektoriu me leiten, dem neben 
dem öſterreichiſchen Kaiſer und Preußens König 
von den übrigen Ländern ernannte Vertreter 
angehören ſollten. Die Abgeordneten in Frank⸗ 
furt hatten ſicher den beſten Willen zu einer 
Löſung in dieſem Sinne. Mehr Schuld als ſie 
an dem Scheitern dieſer Beſtrebungen trugen die 
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Regierungen in Berlin und Wien, die beide um 
keinen Preis einSeilchenihrer Macht und ihres Ein⸗ 
fluſſes einbüßen wollten, was ja immer geſchehen 
muß, wenn zwei am gleichen Strange ziehen. 


DER K A M PF DER 
DEUTSCHEN MINDERHEIT 


Bis über die Mitte des Jahrhunderts waren 
die Madjaren in Ungarn, die Deutihen in Sſter⸗ 
reich und in der Geſamt⸗Monarchie die unbe⸗ 
ſtrittenen Führer geweſen, trotzdem rein zahlen 
mäßig die Madjaren in Angarn noch nicht 
die Hälfte, die Deutfchen in Öfterreich gar kaum 
ein ſtarkes Drittel der Bevölkerung zu den 
Ihren zählen konnten. Anlaß genug für den 
immer wachfenden Haß der ſtarken fremd- 
ſtämmigen Völker, die mit ihnen in einem 
Staate zufammenlebten, ohne irgend welchen 
Einfluß zu haben. Die Zeitſtrömung, die 
immer lauter ein Mitbeſtimmungsrecht der Re⸗ 
gierten forderte und der auf die Dauer kein 
Widerſtand zu leiſten war, mußte der deutſchen 
Minderheit, die den Staat einjt geſchaffen, 
ſchwere Gefahr bringen. Das wußte man auch 
1848. Darum empfablen weitfichtige öſter⸗ 
reichiſche Politiker ſo warm den engen ftaats- 
rechtlichen Anſchluß an Oeutſchland, darum 
waren die Nicht deutſchen, vor allem die 
Sſchechen, die ſchärfſten Anſchlußgegner. Eine 
Verfaſſung mußte in abſehbarer Zeit ge- 
geben werden. In ihr den geiſtigen Führern 
im Staate -und das waren die Deut- 
ſchen — die ihrer kulturellen und wirtſchaft 
lichen Bedeutung entſprechenden Einfluß zu 
ſichern, wäre eine klug vorausſchauende Politik 
der damals völlig deutſchen öſterreichiſchen 
Regierung geweſen. Die 1848 vom Krem- 
fierer Parlament angenommene Ver- 
faſſung hätte eine Grundlage für den weiteren 
neuſtaatlichen Aufbau werden können. Sie ent⸗ 
hielt föderaliſtiſche u n d zentraliſtiſche Elemente. 
Einer derartigen Verfaſſung wären damals 
nämlich auch die fremden Volksſtämme zugäng- 
lich geweſen. Eine föderaliſtiſche Berfaſſung, 
die den einzelnen Landesteilen eigene Rechte 
und eine nur durch die Zentralgewalt kon- 
trollierte ſelbſtändige Verwaltung gab, hätte 
große Wünſche der Nicht deutſchen befriedigt 
und bei nationaler Abgrenzung der Verwal- 
tungsgebiete die Seutſchen an Einfluß nicht fo 


zurückdrängen können, wie das ſpäter geſchah. 
Die Kremſierer Berfaſſung wurde, 
ſobald die Regierung wieder die Zügel in der 
Hand hatte, aufgehoben, aber nichts 
Beſſeres an ihre Stelle geſetzt. Es begann ein 
hilfloſes Schwanken zwiſchen den beiden 
Syſtemen, das zunächſt keine praktiſche Bedeu⸗ 
tung hatte, da Oſterreich trotz der oktroyierten 
Verfaſſung von 1849 bis zum verlorenen Kriege 
gegen Stalien (1859) rein abſolutiſtiſch 
regiert wurde. Von da an wirkte der drei⸗ 
malige ſchroffe Wechſel zwiſchen den beiden 
Arten von Verfaſſung verwirrendund ſchwächend. 
Ein gut Teil der Oeutſchen in Öfterreih war 
zunächſt für die föderaliſtiſche Form. Sie 
ſicherte einerſeits vor allzu großer Vergewal⸗ 
tigung der Seutſchen und ließ auf der andern 
Seite die immer noch erſehnte Möglichkeit einer 
ſtaatsrechtlichen Verbindung mit Deutſchland zu. 
Der Krieg von 1866, wo Deutſche gegen 
Deutſche fochten, brachte die engdültige 
Trennung und bei den Seutſchen innerhalb der 
ſchwarz-gelben Grenzpfähle eine verſtändliche 
Erbitterung. Da die Hoffnung auf einen Zu⸗ 
ſammenſchluß mit Seutſchland geſtorben war 
und die nach dem verlorenen Kriege immer 
kecker werdenden Nicht deutſchen für eine föde⸗ 
raliſtiſche Verfaſſung — und zwar in der Ab- 
grenzung nach den alten Landesgrenzen, d. h. 
nach den hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten 
— eintraten, die in dieſer Form die deutſchen 
Minderheiten machtlos gemacht hätte, ſo machte 
man eine ſchroffe Wendung und trat ſeitdem 
konſequent für eine zentraliſtiſche Verfaſſung 
und Verwaltung ein. Aber dieſe zentraliſtiſche 
Verwaltung geriet bald mehr und mehr in die 
Hände der Nichtdeutſchen. Der Ausgleich 
mit Ungarn, von dem noch in einem be- 
ſonderen Kapitel zu reden ſein wird, war die 
erſte Schwächung. Bald machte man den Polen 
große Zugeſtändniſſe und gab ihnen großen 
Einfluß, was dieſe aber nicht dazu bewegen 
konnte, nicht in einem ſelbſtändigen Polen 
(auch auf Sſterreichs Koſten) das Ziel ihrer 
Sehnſucht zu ſehen. Nach 1871 wuchs die 
Verbitterung der Seutſchen in Öfterreih noch. 
Man hat es damals dort nicht verſtanden, daß 
offizielle Reden und Zeitungsartikel immer 
von der Einigung ſämtlicher deutſchen 
Stämme ſprachen, daß man ſie alſo ſcheinbar 
im neuen deutſchen Reich nicht mehr zu 


den Oeutſchen rechnete. „Man unterſchätzte 
die Do naudeutſchen politiſch und völkiſch, wußte 
auch nichts von ihren Verdienſten um Kultur 
und Fortſchritt. Man hatte vergeſſen, daß hier 
das Nibelungenlied entſtanden iſt, 
daß Wiens Mauern die Türken aufgehalten 
haben, daß bei Aſpern und Eßlingen Napoleons 
Stern zuerſt erblich, daß aus Hofers Blut die 
Saat der Freiheitshelden aufging.“ (Kaindl 
a. a. O., S. 27.) 

Die Oeutſchen in Sſterreich ſahen die 
ihnen drohenden Gefahren bald ein. Aber 
ihre Taktik der Abwehr war nicht geſchickt und 
iſolierte ſie immer mehr. Sie hatten Recht 
damit, daß fie ſich bei Ausbruch der Balkan⸗ 
wirren in den 70er. Jahren gegen eine Teil⸗ 
nahme und gegen die Einverleibung fremder 
Teile wehrten. Aber fie durften, wennſie politiſch 
klug waren, ihrer Meinung nicht fo ſchroff Aus- 
druck geben, daß es zum Bruch mit dem 
Hofe und den militäriſchen Kreiſen kommen 
mußte. Die Krone, verärgert, war nun 
um ſo mehr ſlawiſchenEinflüſſenzu⸗ 
gänglich. Die Sſchechen gewannen raſch 
Bo den. 1879 wird der erſte Sſcheche Miniſter, und 
ſchon ein Jahr ſpäter war die deutſche Staats- 
ſprache nicht mehr zu halten. Die Bewegung 
unter Schönerer, der Sſterreichs deutſche 
Lande zum deutſchen Reich führen wollte, ver⸗ 
ſchärfte den Gegenſatz naturgemäß, umſo mehr, 
da nach dem Vertrage von 1879 zwiſchen 
Öfterteih-Ungarn und dem deutſchen Reich die 
Bewegung kein praktiſches Ziel mehr batte. 
Denn das deutſche Reich wollte bei dieſem 
Bündnis nur Einfluß auf die äußere Politik 
der Sonaumonarchie gewinnen, dachte aber, 
gerade um dieſen Einfluß ſich zu ſichern und aus⸗ 
üben zu können, gar nicht daran, in Sſterreichs 
inne npolitiſche Verhältniſſe einzugreifen oder 
etwa gar eine Los- won-Oſterreich⸗Bewegung 
irgendwie zu fördern. Die alſo an ſich zweckloſe 
Bewegung gab nur den Sſchechen und Mad⸗ 
jaren Anlaß, ſich um den „Schutz der Mo- 
narchie und des Staates“ verdient zu machen. 
Echt deutſche Eigenbrödelei zerſplitterte ſchließ⸗ 
lich noch die Kräfte der einem immer wachſen⸗ 
den Unterdrüdungswillen gegenüber Kämpfen⸗ 
den. Die Sozialdemokratie ſcharte die 
deutſchen Arbeiter um ihre Fahnen, und deren 
Vertreter ſtanden mit den übrigen Oeutſchen 
meiſt nicht in einer Kampflinie. Zu dieſer Ab⸗ 
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bröckelung von links kam eine ſolche von rechts 
durch die ſogenannte „Los- von- No m- 
Bewegung“. Man machte dadurch dem 
deutſch geſinnten Zeile des Klerus die Mit- 
arbeit für die deutſche Sache unmöglich und 
verlor die Anhängerſchaft der ſtreng katholiſchen 
Bauern der Alpenländer. And nicht nur das. 
Es kam auch eine Spaltung innerhalb der 
völkiſchen Seutſchen, da viele in ihren Reihen ein 
Hineinzie hen der Religion in die 
Politik ablehnten. So ſtanden die Deut ſchen 
Oſterreichs in mehrere ſich heftig befeh dende 
Gruppen geſpalten in dieſem ſchweren Kampf. 


DER AUSGLEICH MIT UNGARN 


Das Verhältnis zwiſchen Öfter- 
reich und Ungarn ift keine Liebesheirat, 
ſondern eine Bernunft⸗Ehe geweſen und 
zwar keine beſonders glückliche. Bis 1866 hat 
ſich Ungarn zwar, oft zähneknirſchend, manch⸗ 
mal auch revoltierend, fügen müſſen, aber der 
unglückliche Ausgang des Feldzuges gab ihm 
Gelegenheit, Rechte zu erwerben. Man wird 
Preußen das gute Recht nicht abſprechen können, 
wenn es während des Krieges die Kräfte des 
Gegners zu ſchwächen ſuchte, indem es die 
politiſchen Forderungen der nicht deutſchen Völker 
Öfterreihs zu kräftigen ſuchte. Für die Zuver⸗ 
läſſigkeit des größten Bundesgenoſſen im Welt- 
kriege iſt es ſpäter nicht von Nutzen geweſen. 
Denn der nun von Ungarn energiſch geforderte 
Ausgleich von 1867 war einer der To deskeime 
für die Donaumonarchie. Außerlich ſchien der 
Ausgleich gar nicht jo ſchimm. Beide Staaten 
bildeten ein einheitliches Wirtſchaftsgebiet, 
hatten auch das Heer und die Vertretung dem 
Ausland gegenüber gemeinſam. Aber die ge- 
meinſamen Koſten waren ungerecht ver⸗ 
teilt. Jahrzehnte lang mußte Öfterreih 70% 
dieſer gemeinſamen Koſten tragen und den 
Löwenanteil die Seutſchen, die in Sſterreich 
faſt ½ der Steuern aufbrachten. Die größte 
Schwächung der Zentralgewalt aber geſchah 
durch die ſogenannten Delegationen, in denen 
die gemeinſamen Angelegenheiten beſprochen 
und beſchloſſen wurden. Hier hat Ungarn 
ziemlich von Anfang an ein entſchiedenes 
Übergewicht gehabt, da die Ungarn dort ſtets 
bis zum letzten Mann einig waren. 
Dieſes Übergewicht iſt aber nun leider ſtets 
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in egoiſtiſcher Weiſe ausgenützt worden. Immer 
mehr Rechte riß Ungarn an ſich, ohne dafür 
auch größere Laſten tragen zu wollen. Schließ⸗ 
lich erſtrebte man auch ein eigenes durch Zoll⸗ 
grenzen abgeſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, das 
auch wohl bei neuen Ausgleichsverhandlungen, 
die der Krieg verhinderte, zuſtande gekommen 
wäre. Öfterreih, das ſein Hauptabſatz⸗ Gebiet 
mit in ungarn hatte, wäre dadurch ſehr empfind⸗ 
lich geſchädigt worden. And das trotz der 
jahrzehntelangen erheblichen finanziellen Opfer, 
die es für Ungarn gebracht hatte. Weſentliche 
Anterſtützung fanden die Ungarn ſtets bei der 
Krone, die nur einmal (und da auch erfolgreich) 
energiſch wurde, als man im ungariſchen Heere 
die deutſche Ko mmandoſprache abſchaffen wollte. 
Immer hat Ungarn an ſich gedacht. Das 
Wohl der Staatseinheit, zu dem es gehörte, 
war ihm ziemlich gleichgültig, ſolange es ſelbſt 
keinen Schaden dabei erlitt. Loslöſungsbeſtre⸗ 
bungen fanden in vielen Kreiſen ein offenes 
Ohr und wir wiſſen jetzt, daß hervorragende 
Ungarn Beziehungen zu Serbien und gtalien 
hatten, um dieſe Beſtrebungen zu befördern. 


DIE IRR E D E NT A 


Auf den Begriff der Zrredenta und feine 
Geſchichte einzugehen, iſt hier unmöglich. Das 
würde den Rahmen des Gejamt- Gefüges 
ſprengen. Das Wort iſt ja jedem Zeitungs- 
leſer bekannt. Es iſt das Schlagwort für die 
Beftrebungen früher unterworfener Völker ſich 
wieder ſelbſtändig zu machen und von Volks- 
teilen, die vom Mutterlande abgeſprengt ſind, 
ſich mit dieſem wieder national und ſtaatlich 
zu vereinigen. In Öfterreih mußte die Be- 
freiungsbewegung der Völker zweiter Ordnung 
beſonders ſtark werden, da die Oeutſchen, die 
im Laufe der Geſchichte auf Grund ihrer Er⸗ 
folge in die Führerſtellung hineingewachſen 
waren, der Zahl nach, wie ſchon oben er- 
wähnt wurde, nur ein Orittel der Bevölke⸗ 
rung ausmachten. Am fanatiſchſten und nicht 
immer mit fauberen Händen hat die flawiſche 
Bevölkerung Böhmens (die Tſcheche n) 
um ihre Selbſtändigkeit gekämpft. Neben dem 
Nationalgefühl war hier ein unverſöhnlicher 
Deutſchenhaß die Triebfeder. Daß Ar 
garn mit dem Ausgleich von 1867 einen ſo 
großen Erfolg errungen hatte, löſte bei den 


Ziehen eine ſtarke Erregung aus. Sie ver- 
langten jetzt ganz offen die Rechte der 
Wenzelskro ne, d. h. die geſetzgeberiſche 
Gewalt und die Verwaltung der vereinigten 
Landesteile: Böhmen, Schleſien und 
Mähren. Ihr Rechtsanspruch war irrig. Nie 
waren dieſe drei Länder ein einheitlicher natio⸗ 
naler Staat. Man beſtritt in den Oeklara-⸗ 
tionen von 1868 übrigens auch dem Reichsrat in 
Wien das Recht, für die drei Landesteile Ge⸗ 
ſetze zu erlaſſen und wollte mit den andern Län- 
dern der Ho naumo narchie nur noch die Opnaſtie 
gemeinfam haben. Die Regierung griff zunächſt 
noch energiſch zu. Über Prag wurde im Ok⸗ 
tober 1868 der Belagerungszuftand verhängt. 
Schon damals waren p anſlawiſtiſche 
Ideen vorhanden, [hen damals wurden die 
erſten Fäden mit Fr ankreich geknüpft. 
Führer der breiten Maſſe im Kampfe war der 
in Wien einflußreiche Adel. Die Regierung 
wurde ſchwach und ſchwankend und machte zum 
Seil ſehr weitgehende Zugeſtändniſſe. Deutſche 
und Madjaren hatten aber noch ſo viel Ein⸗ 
fluß, um ihre Ausführung zu verhindern. Die 
maßlos erbitterten Tſchechen antworteten mit 
paſſiver Reſiſtenz; fie erſchienen nicht mehr im 
Reichsrat. Die weiter oben bereits gekenn 
zeichnete Stellungnahme der Seutſchen bei 
den Balkanwirren änderte die Situation. Die 
Regierung nahm einen andern Kurs, der 
erſte Sſcheche wurde Miniſter und die tſchechi⸗ 
ſchen Abgeordneten nahmen ihre patlamen- 
tariſche Tätigkeit wieder auf. Sie erreichten 
1880 die viel umkämpften Sprachenverord- 
nungen, die die tſchechiſche Sprache in den böh⸗ 
miſchen Amtern bevorzugten. Als 17 Jahre 
ſpäter Bade ni den Sſchechen noch weiter ent⸗ 
gegenko mmen wollte, eint e die Not endlich 
einmal wie der ſämtliche Seutſche und zwar mit 
vollem Erfolge. Länger als zwei Fahre hat 
der erbitterte Kampf, der viel Blut und auch 
Menſchenleben forderte, gedauert bis es der 
beharrlichen Einigkeit aller Deutſchen gelang, 
die Aufhebung der Sprachenverordnungen 
durchzuſetzen. Aber die deutſche Forderung der 
nationalen Abgrenzung der Verwaltungsgebiete 
konnte jetzt, da viel zu ſpät aufgeſtellt, einen 
Erfolg nicht mehr haben. Die Schechen re⸗ 
gierten, aber ſie machten ihre Sache ſo ſchlecht, 
daß ſchließlich der Landtag aufgelöſt werden 
und eine von Wien eingeſetzte Kommiſſion die 


Verwaltung übernehmen mußte. Trotzdem ſtand 
die natio naliſtiſche Bewegung nicht ſtill. Man 
organiſierte ſich ſehr ſtraff und band die Fäden 
zu Frankreich und Rußland immer feſter. 

Ganz anders und äußerlich erfolgreicher 
arbeiteten die Polen, deren Haupt maſſe in 
Galizien ſaß. Sie hatten nach der verfehlten 
Revolution von 1865 eingeſehen, daß Gewalt 
augenblicklich nicht zum Ziele führen könne, 
und daß man andere Wege gehen müſſe, 
um politiſchen Einfluß zu gewinnen. Man 
ſah die Erfolge Ungarns und lernte daran. 
Eine Satire „Tyka Stanczyka“ („Die Mappe 
des Hof narren⸗), die ſich gegen die u m ſtürz⸗ 
leriſche VBerſchwörer- Politik und 
Taktik richtete, gab der Stanczyken⸗Partei 
den Namen, die in Rußland den na⸗ 
türlichen Feind ſah und den Panjlawis- 
mus ablehnte. Im Herzen erträumte man 
natürlich das geeinte ſelbſtändige Polen unter 
der Flagge des weißen Adlers. Aber man wollte 
nicht durch Waffengewalt dazu kommen, ſon⸗ 
dern kraft eines überragenden politiſchen Ein- 
fluſſes. Man dachte damals, wenn man vom 
Endziel ſprach, an ein Polenreich unter einem 
Habsburger als König. Mit viel Geſchick und 
zäher Energie ging man unter Führung der 
„Krakauer Konſervativen“ an die Arbeit und 
errang Schritt um Schritt immer größeren 
politiſchen Einfluß. Der Kenner der öſter⸗ 
reichiſchen Geſchichte weiß, wie mächtig in 
Wien der Polenklub in den letzten Fahr⸗ 
zehnten der Monarchie war. Galizien wurde 
allmählich ein Staat im Staate. Schon 1871 
erreichte man die Schaffung eines eigenen 
Minifters für Galizien. Sonderrecht nach 
Sonderrecht ließ ſich die gefällige Krone abringen. 
Die polniſche Sprache wurde alleinherrſchend; 
Krakau und Lemberg wurden von 
deutſchen allmählich zu polniſchen Aniverſi⸗ 
täten. Von der Finanzkraft des Staates 
wurde mehr in Anſpruch genommen als den 
polniſchen Landesteilen zuſtand. Die Lei d⸗ 
tragenden waren auch hier die ſteuerkräf⸗ 
tigen Seutſchen, die man im übrigen auf jede 
Weiſe zu unterdrücken und zu ſchädigen ſuchte. 
Feſte Stütze dabei war der intelligenten Füh⸗ 
rung eine ausgezeichnete Organiſation, deren 
Rückgrat die Sokol Ber eine bildeten, in 
denen man die Jugend zu politiſchem Kampf 
im national-polniſchen Sinne erzog. 
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Einen Umjhwung der Taktik brachte 
der deutſch- öſterreichiſche Vertrag 
von 1879. Die Hoffnung auf die polniſchen 
Landesteile Preußens mußte vorläufig begraben 
werden. Auch der Weg zur Oſtſee, für das er⸗ 
träumte ſelbſtändige Polen eine Lebens- 
frage, führte über das Gebiet des neuen 
Verbündeten. Iſt es da ein Wunder, daß man 
jetzt die Augen auf Rußland richtete und 
daß die in den SOer Jahren einſetzende von Ruß- 
land unterſtützte panſlawiſtiſche Propaganda be- 
geiſterte Anhänger und Vorkämpfer fand? 
„Rußland allein kann Euch erlöſen!“ ſo klang 
es immer wieder in der Polen Ohren, „nur 
Rußland iſt imſtande, den verbündeten Deut- 
ſchen und Öfterteihern deren polniſche Gebiete 
zu entreißen.“ Noch ſtärker wurde die Hin- 
neigung zu Rußland, als die Petersburger Ne- 
gierung nach dem ſchweren Mißerfolge im Oſten 
(1905) ihre Politik wieder nach Weiten orien⸗ 
tierte. Der Panſlawis mus wuchs in 
den fremdſtämmigen Teilen der Ponau- 
Monarchie. 1908 waren auf dem neoflawiſchen 
Kongreß in Prag neben den Ruſſen und 
Tſchechen auch die Polen vertreten. Die 1914 
geführten Hochverrats-Prozeſſe zeigten mit er⸗ 
ſchreckender Deutlichteit den Umfang und die 
Macht dieſer ſtaatszerſtörenden Bewegung. Un- 
faßbar ſcheint uns darum heute die im Kriege 
von uns ſelbſt freiwillig bewirkte Wiederauf⸗ 
richtung eines polniſchen Staates. Die mit 
allen Mitteln des Unrechts um Oberſchle⸗ 
ſien geführten Kämpfe und ſein ewig ſchmerz⸗ 
licher Berluſt waren die polniſche Quittung auf 
dieſen unverzeihlichen Fehler. 

Die Selbſtändigkeits- und Loslöfungsbeſtre⸗ 
bungen der Südſlawen ſind lange wenig 
beachtet worden. Die Slowenen, die 
Kroaten und Serben waren in Sſter⸗ 
reich und Oeutſchland immer ſehr beliebte 
Operetten- und Witzblatt⸗Figuren. Ernſt zu 
nehmen hat man ſie erſt gelernt, als die ver⸗ 
hängnisvollen Schüſſe in Serajewo den Welt⸗ 
brand entzündeten. Der großſerbiſche Gedanke 
wurde in den genannten Völkern ſchon lange 
propagiert. Größere Dimenjionen aber nahm 
die Bewegung erſt an ſeit dem Regierungs- 
antritt König Peters von Serbien (1905), dem 
die brutale Ermordung König Alexanders und 
ſeiner Gattin Draga vorausging. Von den drei 
ſüdſlawiſchen Völkern waren die Kroaten lange 
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öſterreich-freundlich. Die Verärgerung ging bei 
ihnen von den Kroaten Ungarns aus, die trotz 
einer gewiſſen Selbſtändigkeit von den Ungarn 
oft majoriſiert wurden, ohne daß die kurzſichtige 
Reichsleitung einzugreifen gewagt hätte. Trotz 
völkiſcher und religiöfer Gegenſätze gelang es 
unter dieſen Umftänden den Serben die unzu- 
friedenen, verärgerten Kroaten für ihre Ideen 
zu gewinnen. Schon 1905 fing man —zunächſt 
allerdings nur in Reſolutionen — ſogar an, die 
Beute bereits zu verteilen. Kroatien ſollte 
Dalmatien erhalten und unterſtützte dafür die 
ſerbiſchen Anſprüche auf Bosnien und die 
Herzegowina. Die Regierung in Wien ſuchte 
nach der alten ſchwächlichen Methode des Ent⸗ 
gegenkommens die Bewegung abzuſchwächen. 
Man gab Bosnien und der Herzegowina die 
Selbſtverwaltung von Kirche und Schule und 
ſchließlich nach der Annektierung (1908) ſogar 
eine Verfaſſung. Der Landtag — verhäng- 
nisvoll eingeleitet durch Revolverſchüſſe auf 
den Landeschef — aber begann ſeine Tätigkeit 
ſofort mit dem Kampf um weitere 
Rechte und um die Unabhängigkeit der Süd⸗ 
ſlawen. Die ſüdſlawiſchen Gebiete ſtellten keine 
geringere Forderung auf als die völlige 
Gleichberechtigung mit Sſterreich 
und Ungarn. Südflawien, Sſterreich und 
Angarn ſollten gleichberechtigt gemeinſam die 
Monarchie bilden. Allerdings entwickelte ſich 
bei den Serben eine ſtarke Gegenſtrö mung 
gegen dieſe Pläne, die ja einer Vereinigung 
der öſterreichiſchen Teile, die von Serben be- 
wohnt wurden, mit dem Königreich Serbien 
hindernd im Wege ſtanden. 

Am älteſten war die FIrredentiſten⸗Bewe⸗ 
gung in Ftalien. Das Wort von dem „un- 
erlöſten Italien“ (Italia irredenta) hat ja allen 
Strömungen dieſer Art den Namen gegeben. 
Die Bewegung iſt ſehr alt. Schon im 18. Jahr- 
hundert finden wir irredentiſtiſche Regungen 
in den von Stalienern bewohnten Zeilen 
Öfterreihs. Gefährlicher aber wurde die Be- 
wegung erſt, als ihr die erfolgreichen Einigungs- 
beſtrebungen der Italiener begründete Hoff- 
nung gaben. Das Trentino (Südtirol und 
das Küſtengebiet an der Adria) hat ſeit dem 
mehr oder weniger heimlich von der italieni⸗ 
ſchen Regierung unterſtützt, nie den feſten 
Glauben an die Verwirklichung feiner Anſchluß⸗ 
gedanken aufgegeben. Auch der Dreibund 


wirkte keineswegs hemmend. Die italieniſche 
Regierung ſprach ſich zwar in allerlei feier⸗ 
lichen Erklärungen gegen die Frredenta aus. 
Aber kein Italiener nahm die Erklärungen 
ernſt. Man ehrte Ober dank, das Haupt 
der Trieſter Verſchwörung, die die gewalt⸗ 
ſame Losreißung des Trentino erſtrebte und die 
Ermordung des öſterreichiſchen Kaiſers geplant 
hatte, bei jeder Gelegenheit, ohne daß die ita⸗ 
lieniſche Regierung einſchritt. Nach Oberdank, 
dem hingerichteten Dejerteur und Verſchwörer, 
wurde in Rom eine Straße benannt. In Ve- 
nedig errichtete man ihm ein Denkmal. And 
ſelbſt in Trieſt fang man bei jedem ſich bieten⸗ 
den politiſchen Anlaß, obwohl es ſtreng ver⸗ 
boten war, ein Lied, das Oberdank und ſeine 
Pläne rühmte. Eifrig wirkte der italieniſche 
Schulverein in den „unerlöſten“ Gebieten, und 
Gabrielle d' Annunzio ſtellte das flammende 
Pathos feiner beredten Sichtkunſt begeiftert und 
begeiſternd in den Dienft der Sache. Man ar⸗ 
beitete aber auch mit dem niedrigen Mittel der 
Spionage. Syſtematiſch wurde für den 
kommenden Befreiungskampf der italieniſche 
General ſtab informiert. Dabei war die Be⸗ 
handlung der Staliener in Sſterreich einwand⸗ 
frei. Von berechtigten nicht agitatoriſchen 
Klagen hat man eigentlich nie etwas gehört. 
Aber es gelang eben nun einmal der ewigen 
Zick-Zack⸗Politik der ſchwachen Wiener Re- 
gierung nicht, das in dieſen Landesteilen ſeit 
1866 ſtark geſunkene Anſehen wieder zu heben. 
Auch hier wurde der So nau-Monarchie im 
Weltkriege die Quittung für manche Anter⸗ 
laſſungsfünde präſentiert. 


VV -POTLTITIK 


Oſterreich iſt durch Jahrhunderte der Prell⸗ 
bock Europas gegen die Türkenge fahr 
gewejen. Zwei Mal lagen die Türkenhe ere vor 
den Mauern Wiens. Infolgedeſſen war ihm 
die Orientpolitik nichts neues, und es war aus 
biſtoriſchen Gründen berufen, bei der Neuord⸗ 
nung der Geſchicke auf dem Balkan eine wich⸗ 
tige Rolle zu ſpielen. Allerdings gehörten dazu 
größere Macht mittel als es beſaß. Aber hatten 
nicht Preußen und andere Seutſche aus dem 
Reich mit Oſterreich Schulter an Schulter gegen 
die Türken gestritten? Mußte nicht die Löſung 
der „orientaliſchen Frage“ ganz Groß⸗Oeutſch⸗ 


land ſtark intereſſieren? Mit gutem Voraus- 
blick führten im Frantfurter Parlament die 
Großdeutſchen es als wichtiges Argument für 
ihre Löſung der deutſchen Frage an, daß nur 
ein Groß-Deutſchland, nicht aber Oſterreich allein 
die wichtige kulturelle und politiſche Auf gabe 
Mittel ⸗Europas im Orient erfüllen könnte. Als 
die Türken immer mehr an Macht verloren und 
es noch ein deutſches Reich und einen deutſchen 
Kaiſer in Wien gab, da lenkte die Gefahr, die 
von Napoleon drohte, den Blick nach Weſten. 
And als die Gefahr überwunden, da benutzte 
der ruſſiſche Zar ſein Anſehen innerhalb der 
heiligen Allianz, um auf dem Balkan freie 
Hand zu behalten. Die Politik der Zaren 
Alexander I. und Nicolaus I. arbeitete konſe⸗ 
quent und auch ziemlich offen darauf hin, die 
Sonaufürſtentümer und den Balkan völlig 
unter ruſſiſchen Einfluß zu bringen. Oſterreich 
fand an Preußen keine Stütze für einen et- 
waigen Widerſtand. Schon damals könnte das 
ſpätere Bismarck⸗Wort geſprochen fein, daß die 
deutſchen Intereſſen im Süd-Osten Europas 
„nicht die Knochen eines einzigen pommerſchen 
Grenadiers wert“ ſeien. Im Krim-Krie ge 
ließ Preußen ſeinen Bundesgenoſſen direkt im 
Stich. Öfterreih wagte nicht ohne Preußen zu 
handeln, weil es damals ſchon eine Aus- 
einanderſetzung mit Preußen fürchtete, und trieb 
eine ſo ſchwankende Politik, daß es ſchließlich 
beide kriegführenden Teile verärgerte. Preußen 
dagegen hatte ſich durch ſeine ſtreng neutrale 
Haltung das gleiche Entgegenkommen Rußlands 
bei der künftigen kriegeriſchen Auseinander⸗ 
letzung mit Oſterreich geſichert. Oſterreich ver⸗ 
lor die Früchte erfolgreicher Kolo niſationsarbeit. 
Es mußte die Moldau und Walachei 
aufgeben und verbittert zuſehen, wie man 
1859 Cuſa zum Fürſten beider Länder wählte. 
Es konnte auch nichts dagegen tun, als Miloſch 
Obreno witſch den ſerbiſchen Thron beſtieg. Mit 
dem Mißerfolg von 1866 ſchwand Sſterreichs 
Einfluß auf dem Balkan gänzlich. Bismarck 
hat das ſiegesſicher im April 1866 dem Prinzen 
Karl von Hohenzollern, den die Rumänen zum 
Fürſten gewählt hatten, vorausgeſagt. Er ſolle 
annehmen, riet er ihm, er gedenke Oſterreich 
eine Weile zu beſchäftigen. Eine weitere 
Schwächung des öſterreichiſchen Einfluſſes im 
Often brachte der Ausgang des ruſſiſch⸗türkifchen 
Krieges. Rumänien, Serbien und Montenegro 
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wurden jelbjtändig. Die Grundlagen für ein 
Groß-Vulgarien (unter Rußlands heimlicher 
Leitung) wurden geſchaffen, und Beßarabien 
ſteckte Rußland als Gewinn in die Taſche. 
Oſterreich bekam auch etwas als Pflaſter auf 
die Wunde ſozuſagen: Bosnien und die Herze- 
gowina. Aber es war ein Danaetr- 
Geſchenk. Wir haben weiter oben gezeigt, 
wie gefährlich gerade die Angliederung dieſer 
Landesteile dem ruhigen Verlaufe der inneren 
Politik in der Sonau-Mo narchie geworden ift. 
Serbiens Haß, die treibende Kraft mit zum 
Weltkrieg, wäre bei einer anderen Löſung ſicher 
nie fo fanatiſch geworden. Von dem Zwei- 
Bund- Vertrag an war Sſterreich zu voll⸗ 
kommener Paſſivität in der Balkan⸗Politik ver⸗ 
urteilt. Bismarck hat nie die Fühlung mit Ruß⸗ 
land aufgegeben. Er mußte alſo mit allen 
Kräften für ein leidliches Verhältnis zwiſchen 
Rußland und Öfterreich ſorgen. Das war aber 
nur möglich, wenn Sſterreich ſeine Balkan⸗ 
Intereſſen vernachläſſigte. Was nützte der 
Vertrag von Skierniwice, nach dem jede im 
Orient auftauchende Frage fortan von Ruß- 
land und Sſterreich gemeinſam gelöft werden 
ſollte. Rußland tat ja doch, was es wollte, 
und vor energiſchem Widerſpruch warnte 
immer wieder Berlin. 1882 trat eine Beſſe⸗ 
rung der Lage für Sſterreich ein. Milan 
von Serbien wurde als König anerkannt, und 
der König, der als galanter Lebemann Wien 
mehr liebte als ſeine Hauptſtadt Belgrad, trat 
bald in ein freundſchaftliches Verhältnis zur 
Donaumonarchie. Auch mit dem 1883 zum 
König gekrönten Karl von Rumänien kam man 
in ein engeres Verhältnis, das feinen Ausdruck 
in der Anlehnung Rumäniens an den Dreibund 
fand. In Bulgarien aber war der ruſſiſche 
Einfluß ſo ſtark, daß immer die Beziehungen 
kühl blieben. Lange Fahre hat es gedauert bis 
König Ferdinands kluge, zurückhaltende Politik 
ein erträgliches Verhältnis ſchuf. 

Aber die Freundſchaft mit Serbien ſollte 
nicht lange dauern. Rußland ließ den Rubel 
rollen und unterſtützte die großſerbiſche Propa⸗ 
ganda in Bosnien und der Herzegowina und 
die radikale Strömung im Königreich. 1889 war 
dieſe Arbeit ſoweit gefördert, daß Milan ab- 
danken mußte, um ſeinem Sohne, den allen 
Einflüſſen preisgegebenen Schwächling Aler- 
ander, Platz zu machen. Mit Bismarcks Ab⸗ 
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gang waren, da der Kückverſicherungsvertrag 
nicht erneuert wurde, die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen des Deutihen Reiches zu Rußland 
endgültig unterbrochen. Der längſt vorbe⸗ 
reitete Bund zwiſchen Frankreich 
und Rußland gewann feſte Formen. Aber 
als die ruſſiſchen Intereſſen ihren Schwerpunkt 
nach Oſtaſien verlegten, gelang der öſterreichi⸗ 
ſchen Diplomatie doch vorübergehend eine An- 
näherung an Rußland. Man ſchloß 1894 
eine Vereinbarung, nach der Rußland auf 
Eingriffe in die bulgariſche Politik verzichtete, 
da Sſterreich dasjelbe für Serbien verſprach. 
1897 reiſte Kaiſer Franz Foſef mit feinem 
Außenminiſter zu Beſuch nach Petersburg, und 
1905 kamen nach verſchiedentlichen gemein- 
ſamen Aktionen in Balkanfragen die Mürz 
ſteger Vereinbarungen zwiſchen Ruß. 
land und Sſterreich zuſtande. 1908 aber bekam 
mit der förmlichen Annektierung von Bos⸗ 
nien und der Herzegowina, die in Wirklichkeit 
ja nicht die geringſte Veränderung der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe brachte, die Freundſchaft 
mit Rußland einen unkittbaren Riß. Auch 
Rußland war unter den proteſtierenden Mächten. 
Aber Oeutſchland hielt treu und feſt zu Öfter- 
reich, wie dieſes in Algeciras allein an ſeiner 
Seite geſtanden. Damals erkannte man klar in 
Berlin, daß der heftige Vorſtoß gegen Sſter⸗ 
reich eigentlich dem Seutſchen Reiche galt, 
und Kain dl zitiert mit vollem Recht bei Be⸗ 
handlung der Annexionsfrage die folgende 
Stelle aus Fürft Bülo ws „Oeutſcher 
Politik“: 

„Das deutſche Schwert war in die Wag⸗ 
ſchale geworfen, unmittelbar für den öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Bundesgenoſſen, mittel- 
bar für die Erhaltung des europäiſchen 
Friedens und vor allem für das deut⸗ 
ſche Anſehen und die deutſche Welt⸗ 
geltung.“ 

Ahrenthals energiſches Eingreifen unter 
deutſcher Rückendeckung hatte der öſterreichiſchen 
Orientpolitik nach langer Pauſe einmal wieder 
einen Erfolg gebracht. Sein Nachfolger verfiel 
in die alte Schwäche, die leider von Berlin 
unterſtützt wurde. So ſah Öfterreich tatenlos zu, 
wie von Ftalien und durch die Balkankriege das 
türkiſche Reich geſchwächt und in Fetzen geriſſen 
wurde. Das winzige Montenegro hatte damals 
in der Balkanpolitik eine einflußreichere Stimme 


als die an Macht mitteln reiche Sonaumonarchie. 
Als dieſe nach dem Bukareſter Frieden (Auguſt 
1915) eingreifen wollte, um die Vergewaltigung 
Bulgariens durch Rumänien abzuſchwächen, 
war es viel zu ſpät. Mit den europäiſchen 
Mächten leiſtete auch der deutſche Bundesgenoſſe 
ſtarren Widerſtand, und die verſpätete Aktion 
hatte nur den einen Erfolg, daß nun auch die 
Rumänen unverſöhnliche Feinde der Doppel- 
Monarchie wurden. 


ITALIENS EXTRATOUREN 


Als bei Kriegsbeginn ſich Stalien nicht 
ſofort auf die Seite der kämpfenden Dreibunds⸗ 
genoſſen ſchlug, da gab's in den breiten Schichten 
Deutſchlands größte Verwunderung. Wer 
kannte denn, auch nur in den Grundzügen, den 
Sreibund- Vertrag? And wer wußte, 
daß bei der Konſtellation der Kriegserklärungen 
der „Bündnisfall“ nicht gegeben war? Wer 
die geſchichtlichen Vorgänge genau verfolgt hatte 
und wußte, daß Ftalien zu gemeinſamen Defen- 
ſiv-Handlungen ſich zwar bereit finden ließ, 
im übrigen aber, wenn's auch zum Schaden der 
„Bund-Genoſſen“ war, eigene Wege ging, 
der hat an ein kriegeriſches Eingreifen Italiens 
an der Seite Seutſchlands und Öfterreichs nie 
geglaubt. In der Kretafrage geſchah der 
erſte Seitenſprung Italiens. In Algec ir as 
hat Italien, ohne Vermittlungs⸗Anſtrengungen 
zu machen, die beiden Bund- Genoſſen 
völlig ifolieren laſſen. Mit wachſender Erbitte⸗ 
rung ſah Öfterreich die immer kräftiger wer⸗ 
dende Frredentiſten- Bewegung durch die ita⸗ 
lieniſche Regierung — wenn natürlich auch nicht 
offiziell — unterſtützt. und 1908 begnügte ſich 
bei der Annektierung von Bosnien und der 
Herzegowina stalien nicht mit Widerſpruch, 
fondern wäre auch bereit geweſen, dem Bund- 
Genoſſen in den Rücken zu fallen. Das ge- 
ſchah nun zwar nicht; aber das Ziel der Zta- 
liener wurde immer klarer. Sie wollten Valo na 
haben. Sann war die Adria a bgeſch n ürt 
und Srieſt und Fiume hatten ihre für Oſter⸗ 
reich ſo wichtige Bedeutung verloren. Die 

Mittelmeergeltung der So nau⸗Monarchie war 
damit beendet, und gtalien konnte die Erbſchaft 
antreten. Heute hat gtalien Oſterreich von der 
Adria verdrängt. Aber es wird ſeines Erfolges 
nicht froh. S'Annunzios Fiume⸗Abenteuer, das 


die Volksſtimmung für ſich hatte, iſt geſcheitert. 
Aber die Erbitterung iſt geblieben. und wenn 
das Miniſterium de Facta am 19. Juli 1922 
ſtürzte, jo geſchah das zum großen Teile des⸗ 
halb, weil es die italieniſchen Wünſche in 
Mittel meerfragen bei den Mit⸗Alliierten nicht 
durchſetzen konnte. 


ÖSTERREICHS LAGE 
ZU KRIEGSBEGINN 


Wir haben geſehen, wie feit dem Schwin⸗ 
den der Hoffnung auf Verwirklichung des groß⸗ 
deutſchen Gedankens, mit der Schwächung durch 
den 1866er Krieg die Donau-Monarchie immer 
mehr in inner- und außen politiſche Schwierig 
keiten verſtrickt wurde. Und wir haben uns 
dabei überzeugen müſſen, daß das Deutſche 
Reich ſeine Nöte in ihren Auswirkungs⸗Möglich⸗ 
keiten nicht immer klar erkannte. Man kann 
die Lage Sſterreich-Ungarns zu Kriegsbeginn 
nicht beſſer kurz und knapp kennzeichnen, als 
es Prof. Kaindl in dem mehrfach erwähnten 
Aufſatze (a. a. O., S. 42) tut. Seine Ausführungen 
ſeien darum hier im Wortlaut angeführt; 

„Faßt man die Geſamtlage vom Anfang des 
Fahres 1914 zufammen, ſo ergibt ſich folgendes 
Bild: Sſterreich- Angarn war im 
Innerſten erſchüttert. Überall för⸗ 
derten Rußland und gtalien offen die Frredenta, 
um ſich zu geeigneter Zeit auf die durchwühlte 
Monarchie zu ſtürzen. Auch zu Frankreich be⸗ 
ſtanden hochverräteriſche Beziehungen. Im 
Norden waren Sſchechen, Allpolen und All- 
ruthenen an der Wühlarbeit beteiligt. Auch 
unter den Madjaren gab es unzuverläffige Ele- 
mente. Unter den Südflawen der Monarchie 
betrieben die Irredenta vor allem die Serben, 
die mit Rußland ſeit Peter dem Großen in Ver⸗ 
bindung ſtanden und ſeit 1866 Serbien als 
Piemont des Balkans gegenüber der Habs- 
burger Monarchie bezeichneten. In Belgrad 
erging man ſich unausgeſetzt in unerträglichen 
Schmähungen und Kriegsdrohungen gegen die 
Monarchie. Ebenſo in Montenegro. Rumänien 
näherte ſich den Gegnern der Mittelmächte 
und nährte die Abfallsbewegung unter den 
Stammesgenoſſen der Monarchie. So war 
Öfterreih wie Seutſchland von allen Seiten 
von Feinden umkreiſt, zugleich aber auch im 
Innern ſo zermürbt, daß es kaum noch wagte, 
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die Hochverräter vor Gericht zu ziehen. Daraus 
ergibt ſich von ſelbſt, daß die Monarchie 
durchaus nicht angriffsluſtig war und nur die 
äußerſte Bedrohung und Herausforderung ſie 
zu entſcheidenden Schritten veranlaſſen konnte. 
Diejer Fall war durch das Attentat von Sera⸗ 
jewo gegeben. Trat Öfterreich nach dieſem nicht 
mit größter Entſchiedenheit auf, ſo verlor es 
den Reft von Anſehen und fiel in ſich zuſammen. 


Über ſeine Trümmer ging dann der Sturm 
gegen Deutſchland. Alſo nicht durch rückſichts⸗ 
loſe Politik hat Sſterreich-Angarn den Krieg 
hervorgerufen, und wie 1908 ging es auch 
1914 über Wien nach Berlin. Durch ein ſchmach⸗ 
volles Zurückweichen vor Serbien wären die 
Pläne Rußlands und 8taliens, Frankreichs und 
Englands höchſtens bis zu einem für die Mächte 
geeigneteren Zeitpunkt verſchoben worden.“ 


ENGLANDS WEG ZUR WELTHERRSCHAFT 


herrſchaft ift nicht fo alt, wie manche 

vielleicht meinen. Wenn König 

Edgar im 10. Jahrhundert ſich 
„Imperator“ nannte, ſo dachte er ſicher nur daran, 
feine Oberhoheit über ſämtliche anderen britiſchen 
Herrſcher zu bezeichnen. An eine Gleichberech⸗ 
tigung mit dem Kaiſertum Ottos des Großen 
dürfte er wohl kaum geglaubt haben. Auch die 
ſich über Jahrhunderte erſtreckenden Kriege mit 
Frankreich waren rein dynaſtiſcher Natur und 
hatten die Weltherrſchaft Englands nicht zum 
Endzweck. Macht⸗ und Kraftproben ſind es 
zwiſchen benachbarten verſchieden gearteten 
Völkern. Wäre Weltherrſchaft damals ſchon 
das Ziel geweſen, würde ſich dann Englands 
Ritterſchaft in den Roſenkriegen ſelbſt zerfleiſcht 
haben? Mit der Shronbefteigung der Tu dors 
kam wieder Ruhe und Stetigkeit in die inneren 
Verhältniſſe Englands. Das Bürgertum wurde 
ſich ſeiner andere Völker überragenden Kraft 
bewußt. Hatte bisher die Enge des Reiches als 
Nachteil gegolten und man daher benachbartes 
Land ſich zu unterwerfen geſucht, ſo begann 
man jetzt die Vorteile der inſularen 
Lage für eine Überjee-Handel treibende Na- 
tion einzuſehen. Auf die Entwicklung von 
Handel und Schiffahrt richtete nun der Eng- 
länder ſeinen zähen Willen. Kühne Seefahrer 
— Orake iſt der bekannteſte von ihnen — zeigen 
Englands Flagge auf allen Meeren, ſuchen un⸗ 
bekanntes Land und noch unbekannte Zu- 
fahrtsſtraßen zu dem ſchätzereichen Indien. 
Spanien und Portugal, die damals 
die Seegeltung hatten, beachteten den jungen 
Konkurrenten zunächſt kaum. Ihnen ſchien der 
gefährlichſte Nebenbuhler das raſch aufblühende 
Holland, das ſich von Spanien gelöſt hatte. 
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pP as Streben Englands nach der Welt- 


Im Kampf um die Seegeltung hat Eng- 
land eine großzügige Taktik angewendet. Es 
ſchlug ſich ſtets zu dem ſchwächeren 
Rivalen, um, ehe dieſer an die Reihe 
kam, erſt einmal den ſtärkeren vernichten zu 
helfen. Als Spaniens Vorherrſchaft zur See 
gebrochen werden ſollte, ging England mit 
Holland. Als ihm nun Holland zu mächtig 
geworden, brach es im Bunde mit Frankreich 
für immer Hollands Überlegenheit. Um eine 
franzöſiſche Konkurrenz nicht aufkommen zu 
laſſen, machte es Bündniſſe mit jedem, der ſich 
als Frankreichs Feind erklärte. 1588 iſt 
die erſte Station dieſes erfolgreichen Weges. 
Mit der Vernichtung der ſtolzen ſpaniſchen 
Armada (bewaffneten Flotte) ift das erſte 
Hindernis unter der Aſſiſtenz ungünſtigen 
Wetters aus dem Wege geräumt, Bisher 
hatten die Engländer wenig Glück gehabt. Ihre 
wiederholten Berſuche in Amerika feſten Fuß 
zu faſſen, waren geſcheitert, ihre Verſuche die 
nordöſtliche oder nordweſtliche Durchfahrt zu 
finden, waren geſcheitert. Immer hatte man 
der ſpaniſchen Macht, mit der man allein ſich 
nicht meſſen wollte, weichen müſſen. gebt 
hatte man die Arme frei. In das Jahr 1600 
fällt die Gründung der Oſtindiſchen Kom- 
pagnie. Überall ſetzt man ſich nun mit Weit⸗ 
blick und zäher Energie feſt: in Nordamerika, 
an Afrikas Küſten und in Weſtindien. Man 
koloniſiert großzügig, allerdings auch ſkrupellos. 
Wer ſich widerſetzt, wird vernichtet. Aber die 
Kolonien bringen nicht nur dem Mutterlande 
große Gewinne, ſondern gewinnen auch ſelbſt 
dabei wirtſchaftlich außerordentlich. England 
weiß unglaublich viel energiſche Männer zu 
ſtellen, die ſeine Intereſſen rückſichtslos ver⸗ 
treten, fein Ausdehnungsdrang wächſt ins An⸗ 


geheuerliche. Aber Hollands gefeſtigte, ſolide 
Macht ſetzt dieſem ſchier unerſättlichen Orange 
feſte Schranken. Alſo ift Holland der Feind. 
Sein Handel und ſeine Schiffahrt, die das freie 
Schalten der Engländer nach eigenem Ermeſſen 
ſtören, müſſen vernichtet, zum mindeſten ſehr 
geſchwächt werden. Die Navigationsakte 
iſt der Kampfruf. Sie verſchließt faſt der 
geſamten holländiſchen Handelsflotte die eng⸗ 
lichen Häfen. Dur drei Jahrzehnte erſtreckt 
ſich das mächtige Ringen um die Vorherrſchaft. 
In den fünfziger und ſechziger Jahren des 17. 
Jahrhunderts kämpft man mit wechſelndem 
Glück und Erfolg. Holland erweiſt ſich als 
geſchickter Gegner, und England braucht einen 
Bundesgenoſſen, um endlich zu feinem Ziele zu 
kommen. Dies Mal iſt es Frankreich, das der 
nächſte Rivale ſein wird. In denſiebziger Jahren 
kämpft Frankreich an Englands Seite gegen 
Holland. Die Übermacht ſiegt ſchließlich. 
Nicht fo, daß Hollands Bedeutung aufhört, 
aber England braucht es doch in Zukunft nicht 
mehr als gefährlichen Konkurrenten zu fürch⸗ 
ten. Sie Holländer, die ja auch an ſich ge⸗ 
ſättigt waren, verzichteten auf weitere Aus⸗ 
breitung, ließen England gewähren und genoſſen 
trotzdem behaglich die Früchte ihrer kolo ni⸗ 
ſatoriſchen Tätigkeit. 

England nächſter und vorläufig letzter 
Konkurrent wurde nun Frankreich. 
Hier lag die Niederkämpfung nun nicht 
ſo einfach, denn einen mächtigen Gegner, den 
England auch ſelbſt zu fürchten gehabt hätte, 
hatte Frankreich nicht. Man mußte alſo die 
vielen kleinen Feinde Frankreichs ſyſte matiſch 
unterſtützen. Der ſpaniſche Erbfolgekrieg, der 
ſiebenjährige Krieg, die Revolutionsfeldzüge 
und die Kriege Napoleons ſahen England ſtets 
auf der Seite der Gegner Frankreichs. Was in 
diefen Kriegen ausgefochten wurde, kümmerte 
England ſehr wenig. Es ſuchte nur den Ge⸗ 
fährder ſeiner Welt machtſtellung möglichſt zu 
ſchwächen und kämpfte in Wirklichkeit nur für 
feinen Kolonialbeſitz. Schon während des 
ſiebenjährigen Krieges gelingt es, die Franzoſen 
aus Amerika, wenigſtens vom Feſtlande, zu 
verdrängen und ihnen in wichtigen Gebieten 
Oſtaſiens den Rang abzulaufen. Der große 
Kampf begann aber erſt, als Napoleon klar die 
Gefahr der wachſenden Uebermacht Englands er⸗ 
kannte und ſie zu bekämpfen verſuchte. Napoleon 


wollte die nichtengliſchen Staaten Europas zu 
einer gemeinſamen Kampffront einigen. Er 
predigte dem Kontinent dieſes harte Muß zuerſt 
in Noten, die Bündnisverträge gegen England 
anboten. Was Friedrich der Große 
getan hätte, wenn ein ſolches Angebot an 
Preußen gekommen wäre, wiſſen wir nicht. 
Wir können aber annehmen, daß er, wenn der 
Vertrag Land und Volk ſo große Vorteile für 
die Zukunft versprach, ſich die Sache ohne 
Boreingenommenheit nochmals durchdacht hätte 
und vielleicht zu ganz anderen Ergebniſſen ge⸗ 
kommen wäre wie ſein Nachfolger auf dem 
Thron. Napoleon führte den Kampf gegen 
England mit aller Energie. Wer ſich nicht frei⸗ 
willig dem Angriffsbümdnis gegen England an- 
ſchließen wollte, den juchte er mit Waffengewalt 
nie derzuwerfen und dann dazu zu zwingen. 
Aber die Seeſchlacht bei Trafalgar machte 
ſeinen überſeeiſchen Plänen ein Ende. Alle 
Kolonien, die Frankreich und das von ihm unter- 
worfene Holland beſaßen, kamen bald in Eng- 
lands Hand. Die Kontinentalſperre 
hatte trotz ihrer brutalen Durchführung nicht 
dengewünſchtenérfolg und zu dem phantaſtiſchen 
Kriegszug zu Lande nach Indien iſt es nicht 
mehr gekommen. England wußte ganz genau, 
warum es dieſen gefährlichen Feind, nachdem 
es feiner habhaft geworden, in ſtrenger Haft 
auf St. Helena hielt. 

Wir haben gelegentlich der Befprechung 
des Wiener Kongreſſes geſehen, 
wieviel ſich dort England, trotzdem es an 
den Kämpfen verhältnismäßig wenig Anteil 
gehabt hatte, zu ſichern wußte. Nach 1815 be⸗ 
ſaß England das mächtigſte Kolonialreich. In 
Afien ſtanden Indiens wichtigſte Gebiete, 
nämlich Hinduſtan und ganz Bengalen, die 
Koro mandel⸗Küſte mit Ceplon, dazu eine große 
Zahl wertvoller Inſeln unter engliſcher Herr⸗ 
ſchaft. Ganz Auſtralien war engliſch, dazu 
in Afrika das Kapland und die Ge biete an der 
Weſtküſte, in Amerika Kanada und die Länder 
an der Hudſon-Bai, Britifh-Guyana und die 
Inſeln Jamaika, Barbados und Trinidad. Dieſe 
Kolonien hatten nicht nur einen großen wirtſchaft⸗ 
lichen Wert, ſondern auch eine große ſtrategiſche 
Bedeutung. Denn fie waren ſo verteilt, daß 
England von ihnen aus die Welthandelsſtraßen 
beherrſchte. Nach den ſchlechten Erfahrungen, 
die die engliſche Art der Koloniſierung in Ame⸗ 
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rika gemacht hatte, ging man jetzt im allgemeinen 
anders vor. Man wirkte darauf hin, daß das 
Mutterland und die Kolonien ſo Hand in Hand 
arbeiteten, daß beide davon Vorteil hatten und 
verſtand es vor allem, den Stolz, Engländer zu 
ſein, auch der Bepölkerung der Kolonien einzu⸗ 
pflanzen. 50 Fahre lang konnte England völlig 
unbehelligt fein Kolonialreich ausbauen und mit 
Hilfe ſeiner Kolonien ſeinen Handel und ſeine 
Induſtrie zu großer Blüte bringen. So konnte 
es ſich Groß-Britannien leiſten, im erſten Viertel 
des 19. Jahrhunderts alle Hemmniſſe des 
Handelsverkehrs zu beſeitigen und allmählich 
den Freihandel einzuführen. Die dies- 
bezüglichen wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen 
erreichten ihren Höhepunkt in der 1847 erfolgten 
Aufhebung der Kornzölle. 1849 
fielen dann auch für die Kolonien alle be- 
hemmenden Schranken weg. Um die Kolonien 
feſter ans Mutterland zu binden, faßte man ſie 
in Gruppen, ſogenannte Do minions, zu⸗ 
ſammen, denen man eine faſt ſelbſtſtändige Ver- 
waltung gab. Kanada, Auſtralien und Süd- 
Afrika ſind Beiſpiele dafür. Nur bei Indien 
behielt man den Charakter der Er- 
oberungskolonie bei und verwaltete es von 
London aus. 

Die engliſche Kolonialpolitik hat 
auch im eigenen Lande öfter Gegner gefunden. 
Eine beſonders ſtarke Gegenſtrömung entſtand 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Ihre Führer 
vertraten die Anſicht, daß Kolonien auf die 
Dauer doch nicht zu halten ſeien und deswegen 
die Arbeit und Unannehmlichkeiten nicht ver⸗ 
dienten, die man ſich ihretwegen mache. Richard 
Cobden, der klügſte Kopf dieſer Bewegung, 
verſtieg ſich ſogar zu der Behauptung, „es wird 
ein glücklicher Tag ſein, wenn England keinen 
Acker Landes mehr auf dem aſiatiſchen Feſt⸗ 
lande beſitzt“. Aber dieſe Bewegung war nur 
eine Epiſode. Stärkeren Einfluß gewannen die 
Männer, die eine Gleichſtellung Englands und 
ſeiner Kolonien erſtrebten. Schon Adam 
Smith hat ſich zu dieſer Ueberzeugung be- 
kannt, und auch Carlyle iſt mit Begeiſterung 
für dieſen Gedanken eingetreten. Der enge Zu⸗ 
ſammenſchluß zwiſchen Mutterland und Kolonien 
ſollte aber nicht durchpolitiſche Maßregeln, ſondern 
auf wirtſchaftlichem Wege erfolgen. Der Hi- 
ſtoriker Seeley hat ſich in ſeinem berühmt ge⸗ 
wordenen Buche „The Expansion of England“, 
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das 1885 erſchienen ift, zu der gleichen An⸗ 
ſchauung bekannt. Er ſagt: „Die große Maſſe 
der engliſchen Kolonien, die zum Nutzen des 
Mutterlandes erworben wurden und nach dem 
alten Syſtem der Kolonialpolitik auch nur ihm 
allein nützlich ſein ſollten, müſſen gleichgeordnete 
Beſtandteile einer großen Gemeinſchaft werden. 
Das Mutterland will ja ihr beſtes. Es hat auf- 
gehört ihnen wie eine Stiefmutter gegenüber 
zu ſtehen und ſie mit unbilligen Forderungen 
und drückenden Beſchränkungen zu quälen. Es 
will nur, daß ſie ſeine überſchüſſige Bevölkerung 
aufnehmen und Handelsverbindungen mit ihm 
ſelbſt unterhalten möchten. Darum müſſen auch 
die Kolonien zu der Erkenntnis kommen, daß 
ihre Losreißung nicht nur Gefahren bringen, 
ſondern ihre geiftige Verarmung bedeuten würde. 
So erſt wird unſer ſogenanntes Kolonialreich 
den Namen Greater Britain verdienen und die 
Bande werden ſich immer enger knüpfen. Die 
trennende See möge vergeſſen werden, und wir 
müſſen uns losmachen von dem Gedanken, daß 
wir nur zu einer kleinen Inſel gehören. Die 
Auswanderung nach den Kolonien iſt kein Ver⸗ 
luſt für England, ſondern nur das Heilmittel 
gegen Verarmung. Dann aber muß auch eine 
Organifation geſchaffen werden, durch welche 
die geſamte Kraft des Reiches ihm auch im 
Falle eines Krieges zur Verfügung geſtellt 
werde.“ (Profeſſor Dr. W. Michael, „Der bri⸗ 
tiſche Imperialismus“ im Handbuch der Politik, 
Bd. II, S. 47) 

Der Reichsge danke wurde nun immer mehr 
Gemeingut der Bevölkerung Englands und 
ſeiner Kolonien. Für feine Feſtigung ſorgte vor 
allen Dingen die Imperial Federation League, 
die W. E. Forſter 1885 gegründet hatte, 
und deren geiſtiger Führer ſpäter Foſeph 
Chamberlain wurde. Das großbritanniſche 
Weltreich trat, innerlich gefeſtigt durch den Ge- 
meinſamkeitsgedanken, bei dem 50jährigen Re⸗ 
gierungsjubiläum der Königin Viktoria äußerlich 
glanzvoll in Erſcheinung. Von dieſem Zeitpunkt 
an kann man mit vollem Recht von engliſchem 
Imperialismus ſprechen. Inzwiſchen war der 
Kolo nialbeſitz durch große und wertvolle Gebiete 
erweitert worden. Rho deſien und Betſchuana⸗ 
land waren einverleibt und zu Aegypten durch 
Kitcheners Siege der Sudan erobert worden. 
Den wertvollſten Beſitz aber brachte der Buren⸗ 
krieg (1899 —1902), der zwar große Opfer for⸗ 


derte, aber ſchließlich doch mit Englands völligem 
Siege endete. Land und Leute wurden wie 
eine Beute dem Reiche einverleibt. Aber auch 
hier verſtand es die engliſche Kolonialpolitik, das 
neue Glied organiſch in den Geſamtkörper ein⸗ 
zufügen. Viel ſchneller als die Welt erwarten 
konnte, haben ſich die Buren im engliſchen 
Weltreiche aſſimiliert, und ein Teil von ihnen 
hat ja bekanntlich im Weltkriege unter engliſcher 
Flagge gegen Deutſchland gefochten. 
Chamberlain forderte im Fntereſſe 
der ſtärkeren Vereinigung von Mutterland und 
Kolonien Schutzzölle. Er trat aus der Regierung 
aus, um mit größerer Energie eine perſönliche 
Propaganda für einen Reichszollverein 
und für eine gemeinſame Organifation zur mili- 
täriſchen Verteidigung zu betreiben. Nach 
Michaelis (a. a. O. S. 48) hatte Chamberlain 
dabei etwa folgenden Gedankengang: „England 
beſitzt ein Fünftel der Erdoberfläche, es be⸗ 
herrſcht 450 Millionen Menſchen. Ein ſolches 
Reich beſitzt in ſich ſelbſt alles, deſſen es be darf. 
Es iſt wohl geeignet, einen geſchloſſenen Handels- 
ſtaat zu bilden. Dem freihändleriſchen England 
ſtehen Staaten gegenüber, die durch Schutzzölle 
zu wirtſchaftlicher Größe emporgeſtiegen ſind. 
Vor allem Seutſchland und Amerika. Chamber⸗ 
lain will dieſen Beiſpielen folgen. Es wird auch 
ſo ausgedrückt: England braucht einen Mann, 
der für die engliſch ſprechende Welt (von den 
Vereinigten Staaten abgeſehen) das tut, was 
Bismarck für die deutſch ſprechende getan hat. 
Das praktiſch verfolgte Ziel ſollte die Gründung 
eines Neichszollvereins fein. England und ſeine 
Kolonien würden einander in ihren Tarifen 
begünſtigen, dem Auslande aber hinter einem 
Wall von hohen Zöllen geſchloſſen gegenüber⸗ 
ſtehen, um allmählich von ihm immer unab- 
hängiger zu werden. Auf den fremden Märkten 
iſt der engliſche bedroht, ſagt Chamberlain. 
Die kolonialen aber dürfen uns nicht verloren 
gehen. Wie die Dinge liegen, muß der Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen den Reichsteilen entweder 
enger werden oder ſich lockern, vielleicht gar 
völlig verloren gehen. Chamberlain will, daß 
er enger werde.“ 

Chamberlains Anſchauung wurde auf das 
heftigſte von den Liberalen bekämpft, die nicht 
glaubten, daß die Kolonien allein das liefern 
könnten, was England brauchte. Die Wahlen 
entſchieden zugunften der liberalen Ueberzeu⸗ 


gung. Chamberlains Pläne konnten vorläufig 
nicht durchgeführt werden, aber ſie blieben auch 
für die Folgezeit eine hart umkämpfte Streit⸗ 
frage. Der Weltkrieg und ſeine politiſchen Folgen 
erſt haben den Streit um dieſe für die Zukunft 
Englands weſentlichecFrage vorläufigruhenlaſſen. 


ENGLANDS VERHÄLTNIS 
ZU DEUTSCHLAND 


England hat die Bereinigung der deutſchen 
Staaten zum Seutſchen Reihe mit freundlichen 
Augen angeſehen und ſich über die Schwächung 
Frankreichs ſicherlich im Grunde ſeiner Seele 
gefreut. Deutſchland war ja zunächſt kein Kon⸗ 
kurrent auf dem Welt markte und konnte auch 
gar nicht daran denken, Englands weltbeherr⸗ 
ſchende Seegeltung irgendwie zu beeinträchtigen. 
Auch gegen den Zweibund und den Oreibund 
hatte England nichts einzuwenden gehabt. Als 
Deutſchland dann Kolonien erwarb, hätte viel- 
leicht ein Konflikt entſtehen können, aber die 
überſeeiſchen Gebiete, die zum Seutſchen Reiche 
kamen, waren nicht ſo wertvoll, daß England 
einen ernſten Widerſtand geleiſtet hätte. Das 
höfliche Entgegenkommen in dem Helgoland- 
vertrage ſtimmte ſogar England ſichtlich 
freundlicher. Viel mehr als durch Seutſchland 
fühlte ſich England in ſeinen Ausbreitungs- 
beſtrebungen bedroht durch Rußland und durch 
Frankreich. Mit Rußland gab es im fernen Oſten 
Streitpunkte genug, die irgendwie einmal zum 
militäriſchen Konflikt führen konnten. Und 
Frankreich hatte verſucht, die Auswertung der 
Siege Kitcheners zu hintertreiben. Der Korflikt 
von Faſcho da war jo ernſt, daß er ſicher zu 
einem Kriege zwiſchen England und Frankreich 
geführt hätte, wenn nicht Frankreich, als Eng⸗ 
land energiſch wurde, ſo willfähig zurückge⸗ 
wichen wäre. So ift es natürlich, daß von eng⸗ 
liſcher Seite verſchiedene Ann äherungs- 
verſuche an Oeutſchland gemacht 
wurden, von denen im letzten Kapitel des erſten 
Teiles ausführlicher berichtet worden iſt. Das 
Angeſchick der deutſchen Politik hatte die Ber⸗ 
legenheiten Englands zurzeit des Burenkrieges 
nicht auszunutzen verſtanden und auch ſonſt 
die Verhandlungen ohne Weitblick geführt. Man 
ſah nicht rechtzeitig, daß England das Beſtreben 
hatte, aus ſeiner Vereinſamung herauszukommen. 
und ſich einer der beiden Mächtegruppen in 
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Europa anzuſchließen. Da es in Seutſchland ip 
wenig Gegenliebe fand, ging es ſchließlich zu der 
franzöſiſch-ruſſiſchen Gruppe über. 

Ein wirklicher Gegenſatz zwiſchen 
Deutſchland und England bildet ſich erſt deutlich 
zu Anfang des 20. Jahrhunderts heraus. Grund 
dafür war der mächtige Aufſchwung des deut⸗ 
ſchen Außenhandels, das rapide Anwachſen der 
deutſchen Handelsflotte und der Bau der deut⸗ 
ſchen Kriegsflotte. Die Steigerung des deutſchen 
Außenhandels jollen ein paar Zahlen beleuchten. 
In den Fahren von 1886 bis 1906 erfuhr der 
Wert des deutſchen Außenhandels 
eine Steigerung von 5,8 Milliarden auf 14,5 
Milliarden Mark, während der eng- 
liſche Außenhandel ſich von 10,5 Milliarden nur 
auf 18,5 Milliarden ſteigerte. Während ſich alſo 
der engliſche Handel noch nicht ganz verdoppelte, 
hatte ſich der deutſche verdrei⸗ 
facht. Wenn auch England bis vor dem Kriege 
mit feinen 18,7 Millionen Tonnen Schiffsraum 
unbeſtritten die mächtigſte Handelsflotte der 
Welt hatte, ſo wuchs doch die deutſche Handels- 
flotte im Verhältnis fo raſch, daß Eng- 
land von dieſer Seite aus eine ernſtliche Kon⸗ 
kurrenz befürchten mußte. Die engliſche Handels- 
flagge erſchien immer ſeltener in den deutſchen 
Häfen, und im Ueberſeeverkehr auch zwiſchen 
zwei fremden Ländern gewannen die Seutſchen 
im Perſonenverkehr immer mehr faſt eine Art 
von Monopol. In dieſem mächtigen Anwachſen 
lag unzweifelhaft eine Kriegsgefahr, denn wie 
A. v. Peez ſehr richtig ſagt: die Konkurrenz 
einer fremden Induſtrie kann man durch Schutz⸗ 
zölle bekämpfen, ein aufſtrebender Handel läßt 
ſich nur durch Krieg außer Wettbewerb ſetzen. 

Nicht nur die engliſche Regierung, ſondern 
auch jeder einzelne Engländer ſah 
durch das unaufhaltſame Wachſen der deutſchen 
auswärtigen Handelsbilanz die Vormachtſtellung 
Englands im Welthandel bedroht. die Preſſe 
kam der öffentlichen Meinung durch Hetzartikel 
entgegen, in denen ſchon damals vereinzelt die 
Deutſchen als „Hunnen“ bezeichnet wurden. 
Immer mehr verbreitete ſich in England der 
Glaube, daß, wenn Seutſchland vernichtet wäre, 
jeder Engländer reicher ſein würde, als 

zuvor. Dazu ſah man mit großer Beſorgnis, wie 
Deutſchland ſeit dem Amtsantritt von Tirpitz 
konſequent an den Bau einer modernen 
Schlachtflotte heranging. Die deutſchen 
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Flotten-Geſetze von 1898 und 1900 haben das 
Verhältnis Englands zu Frankreich und zu Ruß⸗ 
land beſonders gefeſtigt. Seit dieſer Zeit hat 
England immer im Gegenſatz zu früheren Jahren 
den überwiegenden Zeil feiner Schlachtflotte in 
den heimiſchen Gewäſſern verſammelt gehalten. 
Es hat ja auf beiden Seiten weitblickende und 
vernünftige Männer gegeben, die die Gefahren 
der immer größer werdenden Entfremdung 
zwiſchen England und Heutſchland mit Bedauern 
ſahen und die ſich bemühten, eine Berftändi- 
gung zwiſchen den beiden germaniſchen Na- 
tionen herbeizuführen. Man war, wie wir im 
letzten Kapitel des erſten Teiles geſehen 
haben, auch auf dem beſten Wege dazu, 
allmählich eine Verſtändigung herbeizuführen, 
als der Weltkrieg ausbrach, an dem ſich England 
zum Entſetzen von Bethmann Hollweg, der das 
nie erwartet hatte, von Anfang an aktiv beteiligte. 
Daß ſich England diesmal beſtimmen ließ, 
ſofort mit einzugreifen ſtatt zunächſt, wie es 
ſonſt ſeine Art geweſen war, ſich abwartend zu 
verhalten, das hat ihm, wie auch heute einſichtige 
Leute in England ſchon wiſſen, mehr ge- 
ſ cha det als genützt. Seine Stellung im Welt⸗ 
handel iſt zum mindeſten ſtark erſchüttert. Eng⸗ 
land iſt in dieſer Hinſicht von Amerika über⸗ 
flügelt worden, das jetzt den größten Gol dbeſtand 
und die beſte Handelsflotte hat. Dazu kommt, 
daß der Militarismus Frankreichs, der nach dem 
Kriege immer noch gewachſen iſt, England die 
Freiheit ſeiner Entſchließungen nimmt. Die 
rieſige U-Bootflotte, das ungeheure Flieger⸗ 
heer, das Frankreich heute unterhält, ſind oft⸗ 
mals gewichtige Gründe geweſen, dem Willen 
der Franzoſen nachzugeben. Sicherlich möchte 
England gern aus der ſchwierigen Lage heraus, 
und hat es wohl ſchon lange bereut, daß es den 
unſeligen Vertrag von Verſailles mitunter⸗ 
ſchrieben hat, aber vorläufig hat es ſich fo feſt⸗ 
gelegt, daß eine Löſung von der En- 
tent e nicht ohne Schwierigkeiten und empfind- 
liche Verluſte für England möglich iſt. Wer die 
Vorgänge auf der Lauſanner Konfe- 
renz genau verfolgte, der ſah deutlich, daß 
der engliſch⸗franzöſiſche Gegenſatz ſich verſchärfte 
und daß England ſich oft nur widerwillig fran⸗ 
zöſiſchen Wünſchen fügte. Die unbeſtrittene 
Weltherrſchaft Englands, die es durch fein ſo⸗ 
fortiges Eingreifen in den Krieg beſonders 
feſtigen wollte, beſteht jedenfalls nicht mehr. 


DIE FERNNZOSISCHE REVANCHE.IDEE 


an mag an den Franzoſen als 

Volk mancherleiauszuſetzenhaben, 

eins wird man ihnen zuerkennen 

N müſſen, eine glühen de opfer⸗ 
bereite Vaterlandsliebe. Sieſe war 
durch den Krieg 1870/71 und den Frankfurter 
Frieden aufs tiefſte verletzt. Die altberühmte 
franzöſiſche Waffenehre war dahin, blühende 
Provinzen waren an den Feind verloren ge- 
gangen. Es war natürlich bei der Art des franzö⸗ 
ſiſchen Nationalbewußſeins, daß ſich das ganze 
Volk in vier Wünſchen zuſammenfand. 
Wiederherſtellung der verlorenen Waf⸗ 
fenehre, Zurückeroberung der verloren 
gegangenen Provinzen Elſaß und Lothringen, 
Niederwerfung des deutſchen Feindes, 
der über das ſtolze Frankreich triumphiert hatte, 
und vor allen Dingen: Zerſtörung der 
deutſchen Einheit, durch die allein 
Deutſchland hatte ſiegen können und die immer 
eine Bedrohung gegen das an Volkszahl von 
Jahr zu Jahr ſchwächer werdende Frankreich 
blieb. Dabei war, was beſonders betont werden 
muß, die Rückeroberung von Elſaß-Lothringen 
nicht die weſentlichſte Forderung. Das muß 
geſagt werden, weil ſich heutzutage immer 
wieder Leute finden, die die Behauptung auf- 
ſtellen, der Weltkrieg wäre nicht gekommen, 
wenn nicht Seutſchland im Frankfurter Frieden 
Elſaß und Lothringen von Frankreich losgelöſt 
hätte. Der Kernpunkt der Revanche⸗-Idee iſt 
etwas anderes. Seit Richelieu hatte Frank- 
reich feine Oſtgrenze dadurch zu ſichern gewußt, 

daß es in dem uneinigen Seutſchland einen Teil 

gegen den andern ausſpielte. Die Erfolge der 

franzöſiſchen Politik in dieſer Hinſicht find ja 
verſchiedentlich im erſten Teile dieſes Buches 
behandelt worden. Fetzt hatte die franzöſiſche 
Politik keine Gelegenheit mehr, ihr alt bewährtes 
Mittel anzuwenden, und ſo mußte ihr Be- 
ſtreben in der Hauptſache auf die Zertrümmerung 
der deutſchen Einheit gerichtet ſein. War die 
vollzogen, dann mußten ſich die übrigen For⸗ 
derungen ja ganz von ſelbſt erfüllen. Das dies 

richtig iſt, ſieht man am beſten daraus, daß die 

Revanche Idee älter ift, als der Krieg 1870/71 

und der Frankfurter Friede. Der Ruf „Rache 

für Sa do wal ertönte ja ſchon, als nach dem 

Kriege vonlSss Bismarcks Einigungswerk begann. 


Ueberraſchend ſchnell hatte der tiefe Pa⸗ 
triotismus der Franzoſen dafür geſorgt, daß die 
Kriegsſchulden bezahlt wurden, um die Be⸗ 
ſatzungsarmee los zu werden. Die Anleihe, 
die man zum Zweck der Aufbringung der 
Kriegskoſten auflegte, wurde 15 mal über- 
zeichnet und brachte 45,9 ftatt der gefor⸗ 
derten 3½ Milliarden. Ohne Murren nahm 
das franzöſiſche Volk auch außerordentlich 
ſchwere militäriſche Laſten auf ſich. Einer groß⸗ 
zügigen Neuorganiſation des Heeres, die u. a. 
auch die Einführung der allge- 
meinen Wehrpflicht brachte, folgte 1875 
das Cadre-Geſetz, das durch die vierten 
Bataillone eine ſtarke Heeresvermehrung be⸗ 
deutete. Sie deutſche Preſſe hat damals —ſicher im 
Einverſtändnis mit Bismarck, der ja bekanntlich 
immer eine nahe Fühlungnahme mit den maß 
gebenden Zeitungen unterhalten hat — eine 
ziemlich ſcharfe Tonart angeſchlagen, die aber 
weiter nichts bedeuten follte, als eine Warnung 
vor weiteren Rüftungen, Denn das „ſaturierte“ 
Deutſche Reich dachte damals nicht im entfern- 
teften an einen neuen Krieg. In England und 
Rußland faßte man, wohl auf Vorſtellungen von 
franzöſiſcher Seite aus, die Sachlage anders 
auf und ließ es nicht an wohlwollenden Mah nun⸗ 
gen in Berlin fehlen. Der Zar legte ſich ſogar 
bei einem Beſuch in Berlin perſönlich ins Mittel. 

Aber die Freundſchaft mit Rußland war 
noch nicht ſo weit gediehen, daß die Franzoſen 
auf dem Berliner Kongreß die ruſſiſchen Inter- 
eifen mit vertreten hätten. Sie ſtellten ſich viel⸗ 
mehr dort rückhaltlos auf die Seite Deutſchlands. 
Bismarck hat immer wieder verſucht, die Fran⸗ 
zoſen durch Liebenswürdigkeiten verſöhnlicher zu 
ſtimmen. Er hat ihre Kolonialpolitik, ſo weit es 
in ſeinen Kräften ſtand, unterſtützt, wohl mit 
dem Hintergedanken, wichtige franzöſiſche Kräfte 
dadurch zu feſſeln. An der zunehmenden Stär⸗ 
kung des Revanche -Gedankens aber konnten alle 
dieſe für Frankreich belangloſen Freundlich 
keiten nichts ändern. Eine frühzeitige Exploſion 
des aufgehäuften Zündſtoffes zeigte ſich bei der 
operettenhaft anmutenden Affäre des Generals 
Boulanger. Die an ſich komiſche Epiſo de 
hat aber doch zur Stärkung des Nevanche⸗ 
Gedankens weſentlich beigetragen. Als dann 
Rußland nach der Kündigung des Rüdverfihe- 
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ingspertrages und durch mancherlei Fehler der 
Capriviſchen Politik auf merkſam geworden, ein- 
ſehen mußte, daß es künftighin ſeine Orient⸗ 
politik auch gegen Seutſchland werde durch⸗ 
ſetzen müſſen, ſuchte es Bundesgenoſſen und 
fand den treueſten und eifrigſten in dem re⸗ 
vanchelüſternen Frankreich. Die Hoffnungen 
auf Erfüllung der Revanche-Idee, die das Bünd⸗ 
nis mit Rußland brachte, mußten natürlich dem 
Nevanche-Gedanken eine außerordentliche Kräf⸗ 
tigung geben. Willig zahlten die Franzoſen an den 
Bundesgenoſſen, der als ruſſiſche Sampf⸗ 
walz e“ dem Gegner in den Rüden fallen 
follte, immer neue Summen, die bis zum Beginn 
des Weltkrieges die ungeheure Höhe von rund 
20 Millionen Goldfranken erreicht hatten. 
Aber auch die Entwicklung des Revanche⸗ 
Gedankens ſollte ihr retardierendes Moment 
haben. Die Revanche-Idee wurde zunächſt ſtark 
erſchüttert durch den Kampf um Dreyfus, 
der 12 Fahre lang anhielt und mit der völligen 
politiſchen und moraliſchen Niederlage der Na- 
tionaliſten endete, die immer die ſtärkſten Träger 
der Nevanche-Fdee geweſen waren. Eine zweite 
Schwächung erlitt ſie durch die Kirchenpolitik 
Walded-Rouffeaus, die die Trennung von 
Kirche und Staat in der ſchroffſten Form 
durchſetzte. Auch hier waren die Anterlegenen 
die Vertreter der Nevanche-Idee. Während früher 
die Schulbücher tendenziös deutſch⸗feindlich auf⸗ 
gemacht waren, wurden jetzt in den Schulen 
Bücher eingeführt mit pazifiſtiſcher en denz. 
Aber auf die Sauer konnte die ſtarke na- 
tionaliſtiſche Bewegung nicht unterdrückt werden. 
Schon nach kurzer Zeit gewann die Nevanche- 
Idee wieder feſten Boden und breitete ſich, 
ſcheinbar geſtärkt durch die Niederlagen, ſchnell 
immer weiter aus. Eine lebhafte Propaganda 
mit Wort, Bild und Schrift brachte ihr immer 
neue Anhänger. Ihr Ziel ſah ſie jetzt in der 
Abhärtung und Ertüchtigung der Jugend. Die 
Erfolge der großzügigen Sportbewegung und 
der allgemeinen Sportbetätigung haben ſich im 
Weltkriege gezeigt. Das Wachſen Deutjchlands 
an Volkszahl und Nationalvermögen, das man 
mit Schrecken ſah, ſtachelte die franzöſiſchen 
Nationaliſten zu äußerſten Anſtrengungen an. 
Man ſah, daß das immer mächtiger werdende 
Deutſchland wahrſcheinlich auch einen Zwei- 
frontenkrieg aushalten könne, und ſuchte nach 
einem weiteren Bundesgenoſſen. Ihn fand man 
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trotz der alten Erbfeindſchaſt und trotz Fajchoda 
in England. Immer weiter breitete ſich 
die deutſchfeindliche Agitation aus. Geſchickt 
wurden alle Entgleiſungen der deutſchen Politik 
zumal Schlagworte aus den Raijer- 
reden, zur Aufhetzung der Bevölkerung be⸗ 
nutzt, mit der Wirkung, daß das franzöſiſche Volk 
ſich immer mehr durch ein kriegsluſtiges Seutſch⸗ 
land in ſeiner Sicherheit bedroht fühlte. Die 
Wahl des Elſäſſers Poincaré zum Präfi- 
denten und die Wiedereinführungder 
dreijährigen Oienſtzeit, die für 
das franzöſiſche Volk eine faſt unerträgliche Laſt 
bedeutete, zeigten die Wirkung der zielbewußten 
Arbeit der Nationaliſten. Im Fuli 1914 reiſte 
Poincars nach Petersburg zur Beſprechung von 
Abmachungen, die man dem Papier nicht an- 
vertrauen wollte, und wenige Wochen ſpäter 
ſah ſich der konſequente Seutſchenhaſſer Ele- 
menceau am Ziele ſeiner Wünſche, die ja 
auch die Münſche fajt der geſamten franzöſiſchen 
Nation waren. Die Revanche-Idee war die 
Mutter der Bündniſſe gegen Deutjchland. Sie 
ließ die Franzoſen, ohne viel nachzudenken, Un- 
ſummen an Rußland geben, die heute unwider- 
bringlich verlorenfind, ſie ließſo gar die Franzoſen, 
trotz ihres empfindlichen Nationalgefühls, die 
ſchmähliche Schlappe von Faſchoda vergeſſen. 
Zunächſt ſchien es ja ſo, als wenn die 
Franzoſen von den vier Forderungen der Re- 
vanche-Idee nichts durchſetzen ſollten. Nieder- 
lage folgte auf Niederlage, und das deutſche 
Heer drang tief vor bis an das Herz Frankreichs, 
bis auf 100 Kilometer vor Paris. Die franzö⸗ 
ſiſche Waffenehre konnte auf dieſe Weiſe nicht 
wieder hergeſtellt werden. Und auch OSeutſch⸗ 
lands Erlahmen gegenüber der rieſigen Ueber⸗ 
macht iſt nicht militäriſchen Erfolgen der Fran⸗ 
zoſen zu verdanken. Was ſie vorläufig erreicht 
haben von ihren Forderungen iſt die ungeheure 
Schwächung von Oeutſchlands militäriſcher, fi⸗ 
nanzieller und wirtſchaftlicher Kraft und die 
Rückgewinnung von Elſaß-Lothringen. Die 
Hauptforderung aber, die Zertrümme⸗ 
rung der deutſchen Einheit, um wieder einen 
Teil Seutſchlands politiſch gegen den anderen 
ausjpielen zu können, blieb unerfüllt. Alle 
Deutſchen ſollten daraus lernen und alle Partei- 
unterſchiede vergeſſend feſt zuſammenhalten, wo 
es gilt, die Einheit des Seutſchen 
Reiches zu wahren. 
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unächſt eine Erklärung des Begriffs 
Panſlawismus, von dem vor dem 

Kriege ſoviel zu leſen war. Der Pan⸗ 
ſlawismus jagt: „Alle Slawen 

ſind, wenn auch durch Staatsgrenzen 
voneinander getrennt, ein Volk, das Sprache, 
Literatur, Kultur und Religion verbindet. Darum 
haben auch alle Slawen gemeinſame Intereſſen, 
zu deren gemeinſamer Vertretung ſie alle zu⸗ 
ſammenſtehen müſſen.“ Der Gedanke des Pan⸗ 
ſlawismus, wenn auch nicht ſo klar formuliert, 
iſt ſchon alt. Bereits Peter der Große 
ging von ihm aus, als er bei ſeinem verunglückten 


Kriege gegen die Türkei auf die Hilfe der 


ſlawiſchen Völker des Balkans rechnete. In der 
Folgezeit iſt der Gedanke nie ganz geſtorben. 
Zu vollem Leben erwachte er aber erſt wieder 
im 19. Jahrhundert, als die Idee ein klares 
Syſtem bekam. Geführt von der Intelligenz, be- 
kannten ſich die Slawen immer mehr zu einer 
Raſſengemeinſchaft mit Rußland als 
Zentrum. Die Mehrzahl der nichtruſſiſchen 
ſlawiſchen Völker war von der Türkei unter⸗ 
worfen worden und litt unter der türkiſchen 
Herrſchaft. Es war nicht zu verwundern, daß 
ihr Befreiungs drang U nlehnung an Ruß⸗ 
land ſuchte, und es war ſelbſtverſtändlich, daß 
fie Rußlands Wunſch, Konſtantinopel zu be⸗ 
ſitzen, mit allen Kräften förderten. Von den 
ſlawiſchen Völkern ſchloſſen ſich allein die Polen 
dem Panflawismus nicht an. In ihnen waren 
die Haßgefühle gegen Rußland zu ſtark, ihnen 
blieb Rußland immer der feindliche Anter⸗ 
drücker. 

In Wirklichkeit aber war die Sachlage nicht 
ſo klar und einfach wie in der Theorie. Schon 
die Vorausſetzungen der Einheit, die der Pan- 
ſlawismus für alle Glieder der ſlawiſchen Raſſen 
annahm, trafen ja nicht zu. „Die Bulgaren ſind 
der Raffe nach überhaupt keine Slawen. In 
den Weſtflawen ift viel germaniſches Blut, in 
den Oſtſlawen viel finniſch⸗mongoliſches Blut. 
Die Oſtſlawen bekennen ſich, wie Bulgaren und 
Serben, zur griechiſchen Kirche, dafür hängen 
die Weitilawen mit Slowenen und Kroaten 
der römiſchen Kirche an, und wenn ſich auch 
die einzelnen flawiſchen Sprachen näher ſtehen 
als die Zweige des germaniſchen Stammes, ſo 
iſt doch keine Rede davon, daß der Pole den 


Hentſchland nie, 
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Bulgaren ohne weiteres verſtände oder der 
Sſcheche den Ruſſen. Es gibt keine allſlawiſche 
Gemeinſchaftsſprache, und auf den panjlamifti- 
ſchen Kongreſſen ift die Schwierigkeit, ſich zu 
verſtändigen, immer außerordentlich groß ge⸗ 
weſen.“ (Profeſſor Dr. Hötzſch, Der Panſlawis⸗ 
mus in Rußland uſw. im Handbuch für Politik. 
Bd. II, S. 61). 

Die allflawiſtiſchen Kongreſſe, 
deren erſter 1848 in Prag und deren zweiter 
1867 in Moskau ſtattgefunden hat, predigten 
nun den Vertretern aller ſlawiſchen Völker die 
Idee eines großen Slawenreiches unter ruſſiſcher 
Führung mit Konstantinopel als Hauptſtadt. In 
Nußland wurden die Vertreter des Panflawis⸗ 
mus ſo mächtig, daß ſie Alexander II. zum Krieg 
mit den Türken in ähnlicher Weiſe gezwungen 
haben, wie 1914 Nikolaus II. zum Kriege mit 
Deutſchland. Ein Abflauen des Panſlawis mus 
nicht nur in Rußland, ſondern in allen ſlawiſchen 
Ländern trat ein, als der Zar das Schwergewicht 
feiner Politik nach Oſtaſien verlegte. Als dieſer 
aber durch die Niederlagen des ruſſiſch⸗japaniſchen 
Krieges dort ein Riegel vorgeſchoben wurde, 
gewannen die panflawiſtiſchen Ideen wieder 
die alte Kraft. „Das Jahr 1908 iſt gewiſſermaßen 
das Orehungsjahr. In Rußland wandte man 
ſich, wie unter einem Schickſalszwang, wieder 
dem nahen Orient zu, und von ſelbſt kehrte die 
panflawiftiihe Stimmung der 70er Fahre 
wieder. In dieſem Fahre leitete Oeſterreich 
eine aktive Politik auf der Balkan-Halbinſel ein. 
Es iſt zugleich die Zeit einer ſcharf antipolniſchen 
Politik in Preußen. Damit begann für den 
Banjlawismus, der wie von Wortführern in 
Rußland offen ausgeſprochen wurde, 1908 be- 
wußt als Idee einer entſchieden öſterreich- und 
deutſchfeindlichen Politik eingeſetzt wurde, eine 
neue Zeit. Sie war für Rußland auch im Innern 
eine neue Zeit: ſeit 1906 hatte es eine Ver⸗ 
faſſung und ein Parlament. Ging Oeſterreich 
aktiv auf der Balkan⸗Halbinſel vor, um feine 
Macht über ſlawiſche Teile von ihr zu erweitern, 
und trieb Preußen ſeine antipolniſche Politik, 
ſo ſollten ſich in Rußland die Verhältniſſe dahin 
wandeln, daß ſich die einzelnen Nationalitäten 
frei entwideln und fomit alle Gegenſätze, vor 
alle m der polniſch· ruſſiſche, gelöſt wer denkonnten. 
Das find die Vorausſetzungen für den ſogenann⸗ 
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den Neo-Panſlawismus, der feit 1908 auftrat, 
An Stelle des ausgeſprochen großruſſiſchen und 
polenfeindlichen Banjlawismus tritt eine neue 
Form, in der alle nicht zum Großruſſentum ge- 
hörenden jlawijhen Stämme ſich frei und 
ohne Bedrückung durch jenes ausleben ſollten.“ 
(Hötzſch a. a. O., S. 62.) 

Der Panſlawismus erſtrebte alſo jetzt eine 
Art Bundesſtaat unter ruſſiſcher Führung 
etwa in der Art des Deutjhen Reiches. Der 
Panſlawismus war in feiner Spitze zuerſt nur 
gegen die Türken gerichtet. Lediglich die 
Iſchechen verfolgten gegen Oeſterreich gerichtete 
Ziele und fanden erſt nach 1908, nachdem 
Oeſterreich Bosnien und die Herzegowina ein- 
verleibt hatten, auch alle anderen Slawen an 
ihrer Seite. Schließlich ſah man aber auch in 
Deutſchland, das Oeſterreich ſtützte und 
die Türkei ſchützte, den gemeinſamen Feind. 
Auf der anderen Seite wieder bedingte die an⸗ 
griffsluſtige Tendenz des Panflawismus den 
feſten Zuſammenſchluß der drei durch ihn be⸗ 
drohten Mächte. Als der Panflawismus, vor 
allem in Rußland, immer ſtärker auf einen 
Krieg drängte, entſtand dort unter Wittes Füh⸗ 


rung eine Gegenſtrömung, die für Rußland zur 
Surchführung des Agrarprogramms und der 
Koloniſationstätigkeit den Frieden forderte. 
Aber der Panſlawismus gewann unter Führung 
der Großfürſtenpartei und Iswolskis die Ueber⸗ 
hand und hat bewußt den Weltbrand entzündet. 

Im Weltkriege hat der Panjlawismus 
fein Ziel nicht erreicht. Denn ſein Ziel war 
ja nicht nur die Selbſtſtändigkeit der einzelnen 
ſlawiſchen Völker, ſondern ihre Zujammen- 
faſſung zu einer ſtarken Einheit. Es hat ſich 
gezeigt, daß für die ſlawiſchen Völker nicht die 
Naſſengemeinſchaft das einigende war, ſondern 
die gemeinſame Gegnerſchaft gegen Oeſterreich, 
Deutſchland und die Türkei. Jetzt, wo die 
ſlawiſchen Völker frei und ſelbſtſtändig geworden 
find, treten ihre Anterſchiede immer ſchärfer 
hervor und in den Tagen, in denen dieſe Zeilen 
geſchrieben werden (Mitte Juni 1925), 
ſtehen ſich nach der Lauſanner Konferenz die 
verſchiedenen flawiſchen Staaten bewaffnet 
drohend gegenüber. Im Verhältnis zwiſchen 
dem Oeutſchen Reiche und den flawiſchen 
Staaten aber wird der Panflawismus hinfort 
keine Rolle mehr ſpielen. 


DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 


ine auswärtige Politik im Sinne der 

europäiſchen Staaten hat der nord- 

amerikaniſche Staatenbund vor dem 

Jahre 1895 nicht getrieben. Er 
hatte ja inzwiſchen große koloniſatoriſche Auf⸗ 
gaben zu erfüllen, um das Rieſengebiet zwiſchen 
den beiden Ozeanen und zwiſchen dem Rio 
Grande und dem Kana da⸗-Gebirge wirtſchaftlich 
zu erſchließen. Aus eigener Kraft konnten das 
die Amerikaner nicht. Aber aus allen Teilen 
der Welt ſtrömten ihnen fleißige Helfer zu, von 
denen die Seutſchen an Zahl und Arbeits- 
leiſtung die beſten waren. Die reichen Bo den⸗ 
ſchätze ließen eine mächtige Industrie erblühen. 
Die Landwirtſchaft konnte aus dem außer- 
ordentlich fruchtbarem Lande eine ſo große 
Pro duktion erzielen, daß dieſe den Welt markts⸗ 
preis beſtimmte und den Erzeugniſſen der 
europäiſchen Landwirtſchaft ein immer gefähr⸗ 
licherer Konkurrent wurde. Eine geſunde Schutz⸗ 
zollpolitik ſicherte erſt die Befriedigung der Be- 
dürfniſſe der eigenen Bevölkerung, förderte aber 
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dann das ſtarke Ausfuhrbeftreben, das Induſtrie 
und Landwirtſchaft beherrſchte. Amerika hat 
im allgemeinen immer mehr ausgeführt 
als eingeführt. Die einzelnen Territorien hatten 
ſich jetzt zu einem feſtgefügten Staate vereinigt. 
Der Ausgang des Sezeſſionskrieges hatte die 
Nordſtaaten mit den Südſtaaten geeint, und die 
Aufhebung der Negerſklaverei endete auch die 
Kämpfe einzelner Teilſtaaten mit dem Bundes⸗ 
ſtaat. So frei wie der einzelne Staat auch ſeine 
örtlichen Angelegenheiten zu Hauſe ordnen 
konnte, im Bunde ſtellte er willig die eigenen 
Intereſſen unter die Geſamtintereſſen. Und alle 
Bürger der Einzelſtaaten fühlten ſich, ganz gleich, 
ob im Weſten oder im Oſten, im Süden wie im 
Norden, zunächſt als Amerikaner. So 
hatten die ſtolzen Worte, die der Präſident 
Cleveland bei der Eröffnung der Weltausſtellung 
in Chicago 1893 ſprach, ihre volle Berechtigung. 
„Umgeben von den ſtaunenswerten Ergebniſſen 
amerikaniſchen Fleißes und angeſichts der groß⸗ 
artigen Zeugniſſe amerikaniſcher Geſchicklichkeit 


und Intelligenz brauchen wir nicht mehr zu 
fürchten, daß unſere Beglückwünſchung über⸗ 
trieben iſt. Wir ſtehen heute inmitten der 
älteften Nationen der Welt und weiſen hin auf 
die großen Werke, die wir hier ausſtellen, ohne 
mehr Nachſicht zu erbitten, auf Grund unſerer 
Jugend.“ 
Bisher hatte die Regierung der Vereinigten 
Staaten ſich immer feſt an die Monroe 
Doktrin gehalten, die den Satz aus 
Waſhingtons politiſchem Teſtament erweiterte: 
„Seid eine Nation, ſeid Amerikaner und ſeid 
treu euchfelbjt!“ Präſident Monroe proklamierte 
fein Grundgeſetz am 2. September 1825. Es 
lautete in Schlagwortform: „Amerika den 
Amerikanern!“ Das ſoll bedeuten: Ame- 
rika verbittet ſich jede Einmiſchung in feine An⸗ 
gelegenheiten, denkt aber auf der anderen Seite 
auch nicht daran, ſich um die Angelegenheiten 
Europas irgendwie zu kümmern. Zugleich hatte 
Monroe das Beſtreben auch die Staaten Süd- 
amerikas der Union fo zu nähern, daß man 
ſeine Soktrin auf den ganzen Kontinent, auf 
Nord- und Südamerika übertragen konnte. Aber 
trotz eifriger Verfechter hat der Pan-Amerika⸗ 
nismus keine Erfolge zu verzeichnen gehabt. 
Später wurde die Monroe-Hoktrin noch inſofern 
erweitert, daß man ſagte: Kolonien europäiſcher 
Staaten haben in einem Amerika, das lediglich 
den Amerikanern gehören ſoll, keine Berech⸗ 
tigung. Man lenkte ſein Augenmerk zunächſt 
auf die ſpaniſchen Kolonien in Weſt⸗ 
indien, weil hier das Ziel des Beſitzes am 
leichteſten und am ungefährlichiten zu erreichen 
war. Als dieſe Abſicht nach dem provozierten 
Kolonialkrieg mit Spanien erreicht 
war, da kam ein Wendepunkt in der ameri- 
kaniſchen Politik. Man vergaß, daß die Monroe- 
Doktrin auf Waſhingtons politiſchem Zejtament 
beruhte, behielt ſie zwar wirtſchaftlich bei, um 
ſie politiſch immer mehr außer acht zu 
laſſen. In dem gleichen Fahre 1898, das den 
Vereinigten Staaten die Philippinen brachte, 
legten ſie auch ihre Hand auf die Inſeln von 
Hawai. Von jetzt ab trieb man bewußt eine 
eigene auf Eroberungen ausgehende Welt⸗ 
politik. In Weſtindien, in Mittel- und Süd- 
amerika, aber auch im Stillen Ozean und im 
fernen Oſten ſuchten die Vereinigten Staaten 
wachſam ihre Intereſſen zu vertreten. Aber ſie 
wagten es nicht, die volle Kraft, über die ſie ver- 


fügten, einzufegen. Darum wurde auch faſt 
nirgends ein entſcheidender Erfolg erzielt. Ein 
bedeutſamer Erfolg aber machte manchen Miß 
erfolg wieder wett. England unterlag in dem 
politiſchen Kampf um die Unabhängigkeit des 
Panamakanals. Der Clayton-Bulwer-VBertrag 
von 1850, der in Kanalfragen die Vereinigten 
Staaten an das Einverſtändnis Englands band, 
fiel und der Hay-Pauncefote Vertrag ſicherte 
den Vereinigten Staaten, die den Kanal allein 
bauten, auch die alleinige Verwaltung und 
Kontrolle, ſo daß der Panamakanal eine rein 
amerikaniſche Waſſerſtraße iſt. „Die Bedeutung 
des Kanals für den internationalen Verkehr 
und die Weltwirtſchaft wird ſich mit der des 
Suezkanals niemals meſſen können. Aber für 
die Vereinigten Staaten iſt er von größtem 
Wert, weil er die Verbindung zwiſchen Oſten 
und Weſten ihres Staatsgebietes außeror dent⸗ 
lich verkürzt, weil er die Weſtſtaaten Südamerikas 
ganz anders dem nordamerikaniſchen Einfluß 
nahebringt als bisher, und weil er ſchließlich die 
Poſition der Vereinigten Staaten im Stillen 
Ozean gegen Fapan verſtärkt. Am 10. Oktober 
1913 iſt der Kanal vom Präfidenten feierlich 
eröffnet worden. Durch Er drutſchungen iſt der 
Betrieb in den folgenden Jahren noch öfter 
geſtört worden. Techniſch find alle Schwierig⸗ 
keiten noch nicht überwunden. Aber im Jahre 
1919 ift die Surchfahrt auch der großen ameri- 
kaniſchen Großkampfſchiffe ohne Hindernis ge- 
lungen.“ (Prof. Dr. Hötzſch, Die auswärtige 
Politik der Vereinigten Staaten im Handbuch 
der Politik, Band IL, S. 77.) 

Selten haben im allgemeinen die Ber⸗ 
einigten Staaten in die Weltpolitik tätig ein- 
gegriffen. Als Roojev elt als Vermittler 
im ruſſiſch⸗japaniſchen Kriege auftrat und den 
Frieden von Portsmouth herbeiführte, tat er 
das in der Hauptſache aus innerpolitiſchen 
Gründen. Er wollte die politiſch ſehr mächtigen 
Pazifiſtenkreiſe in den Vereinigten Staaten für 
ſich gewinnen, was ihm auch gelang. Am fo 
heftiger aber wurde er von den Imperialiſten 
ſeines Heimatlandes angegriffen, weil er die 
größere Schwächung beider Gegner verhindert 
hatte. Im allgemeinen trieb Amerika zu 
Rovfevelts Zeiten die Politik der „offenen Tür“, 
die von Oeutſchland verſchiedentlich unterſtützt 
worden iſt. Weil Oeutſchland glaubte, Amerika 
werde auf der Konferenz in Algeciras aus 
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gleichen Motiven auch für die „offene Tür“ in 

Marokko eintreten, drängte es ſo ſehr auf die 
Teilnahme der Vereinigten Staaten an der 
Konferenz. Die Vorausſetzung war falſch. Denn 
das Verſtändnis und die Konſequenz der ameri- 
kaniſchen Politik hörten da auf, wo amerikaniſche 
Intereſſen nicht in Frage kamen. 

Präſident Taft, der 1909 die Regierung 
übernahm, hat mit ſeinem Staatsſekretär Knox 
verſucht, eine großzügige Oftafien-Politit zu 
treiben. Aber fein Vorſchlag der Inter- 
nationaliſierung der mandſchuri⸗ 
ſchen Eiſenbahnen fand eigentlich nur 
bei Seutſchland Unterſtützung und hatte die 
unerwünſchte Folge, daß die bisherigen Feinde 
Japan und Rußland ſich wieder einander 
näherten. Der deutſchen Diplo matie gab die 
kurze Zeit des politiſchen Zuſammengehens mit 
den Vereinigten Staaten Gelegenheit freund- 
ſchaftliche Verbindungen anzuknüpfen. Die 
amtlichen Beziehungen zwiſchen der amerikani⸗ 
ſchen und der deutſchen Regierung find niemals 
ſo gute geweſen, wie in den Fahren dieſer oſt⸗ 
aſiatiſchen Politik von 1909 bis 1915. Wie gut 
die Beziehungen waren, kann man am beſten 
ſehen aus der freundlichen Beilegung des 
Streitfalles über die deutſche Kaliausfuhr, die 
unter anderen Umftänden zu einem ſchweren 
Konflikt geführt haben dürfte. 

Im allgemeinen aber litten die deutſch⸗ 
amerikaniſchen Beziehungen, wie der frühere 
Botſchafter in Waſhington, Graf Bern- 
ſtorff, ſehr treffend ausführt, unter einem 
gegenfeitigen Mißverſtehen. „In Oeutſchland 
hatte man kein Verſtändnis für die eigenartige 
Miſchung von politiſcher Klugheit, Geſchäftsſinn, 
Zähigkeit und Sentimentalität, welche in dem 
amerikaniſchen Volkscharakter vereinigt iſt. Die 
Macht der Union wurde bei uns konſequent 
unterſchätzt, und die temperamentvollen Aeuße⸗ 
rungen amerikaniſcher Fugendkraft fanden daher 
mehr Wißbilligung als notwendig, weil man 
darin nur Bluff und Anmaßung ſah. Wir zogen 
nicht immer genügend in Betracht, daß die 
Amerikaner ſeh r „emotional“ ſind, d. h. daß fie 
leicht durch ihr Temperament hingeriſſen und 
dann unberechenbar werden. Politiſche Ueber- 
raſchungen erſcheinen in den Vereinigten Staaten 
faſt als Regel. Andererſeits nehmen ſich die 
Amerikaner niemals die Zeit, eine fremde 
Nation verſtehen zu lernen. Die Kenntnis 
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fremder Sprachen iftin den Vereinigten Staaten 
durchaus nicht verbreitet. Die Amerikaner 
nehmen daher unbewußt geiſtige Anleihen bei 
den Engländern auf, der einzigen Nation, deren 
Literatur und Preſſe ihnen in der Urſchrift zu⸗ 
gänglich ſind. Selbſtverſtändlich trug dieſe Tat⸗ 
ſache weſentlich dazu bei, den Amerikanern vor 
dem fünfjährigen Kriege das Verſtändnis 
Deutſchlands zu erſchweren, weil damals die 
deutſch-engliſchen Beziehungen ſich ſtändig ver⸗ 
ſchlechterten. Die engliſche Sprache übt in den 
Vereinigten Staaten noch mehr eine unbedingte 
Herrſchaft aus, als ſelbſt in England. Bezeich- 
nend hierfür ift z. B., daß kein Diplomat in 
Waſhington auf den Gedanken kommen würde, 
feine Geſchäfte in einer anderen Sprache zu 
erledigen. Während ich in London den franzö⸗ 
ſiſchen Botſchafter niemals habe engliſch ſprechen 
hören — ſelbſt nicht in Tiſchreden — gebrauchte 
Zuſſerand in Waſhington immer die engliſche 
Sprache. Er hätte trotz des Anſpruchs der 
Franzoſen auf die diplomatifche Vorherrſchaft 
ihrer Zunge auch gar nicht anders verfahren 
können, denn beiſpielsweiſe bin ich in den 
8 Jahren meiner amtlichen Tätigkeit in Waſhing⸗ 
ton keinem Staatsſekretär begegnet, der außer 
der engliſchen noch einer anderen Sprache 
mächtig geweſen wäre. Es leuchtet ein, daß 
dieſe Sachlage dem engliſchen politiſchen und 
kulturellem Einfluſſe Tür und Tor öffnete .... 
Man glaubte in den Vereinigten Staaten viel⸗ 
fach ehrlich an die angeblichen deutſchen Pläne, 
die Weltherrſchaft zu gewinnen. Anſere großen 
Erfolge auf wirtſchaftlichem Gebiete erweckten 
dort ſchrankenloſe Bewunderung und erzeugten 
einerſeits eine Aeberſchätzung unſerer Macht, 
die uns politiſchungünſtig war, während anderer- 
ſeits der Amerikaner oft generaliſierend den 
Deutſchen nach dem kleinen deutſch-amerikani- 
ſchen Bierphiliſter beurteilte Das Phan⸗ 
tom eines deutſchen Weltreichesvon 
Hamburg bis Bagdad ſpukte ſchon 
vor dem Kriege in den amerikaniſchen Köpfen, 
und als nächſten Schritt befürchtete man in 
den Vereinigten Staaten, daß dieſes Weltreich 
die Monroe-Soktrin antaſten und Kolonien in 
Südamerika gründen würde. Profeſſor Baum⸗ 
garten hat in einer leſenswerten Schrift darauf 
hingewieſen, wieviel die alldeutſche Publiziſtik 
dazu beigetragen hat, ſolche Phantaſien in 
Amerika groß zu ziehen.“ (Botſchafter Graf 


Bernftorff, Die deutſch-amerikaniſchen Be⸗ 
ziehungen vor dem Kriege“ im Handbuch der 
Politik, Bd. II, S. 82.) 

Aber auch wir haben die Amerikaner nicht 

richtig beurteilt. Man hat in Deutſchland die 
Amerikaner als Angelſachſen vielfach mit den 
Engländern in einen Topf geworfen. Die 
Engländer haben zwar immer die Raſſenver⸗ 
wandtſchaft mit den Amerikanern gern betont, 
aber die Amerikaner haben eigentlich nur bei 
Berbrüderungsfeften von dem gemeinſamen 
Angelſachſentum geſprochen. In Wirklichkeit 
fühlten ſich die Amerikaner ſtets als ein ge⸗ 
ſondertes Volk. Die Eigenart des Amerikaner⸗ 
tums kennzeichnete Präſident Wilſon ſehr 
fein, als er noch geiſtig geſund war, in einer 
Rede, die er zum Gedächtnis für die in Vera⸗ 
Cruz gefallenen Amerikaner am 11. Mai 1914 
hielt. Er ſagte da: „Senkt daran, wie wahrhaft 
unſeres Blutes dieſe Männer waren. Ich meine 
unſeres amerikaniſchen Blutes, das nicht einem 
einzelnen Lande, Stamm oder Sprache der 
neueren Welt entſtammt, ſondern freie Menſchen 
in aller Welt haben ihre Söhne, ihre Brüder 
und ihre Töchter in unſer Land gefandt und 
unſere große zuſammengeſetzte Nation geſchaffen, 
die aus allen ſtärkſten und beſten Elementen der 
Welt beſteht. Mit tiefem Intereſſe bin ich 
der Liſte der Toten mit ihrem Gemiſche von 
Namen gefolgt, denn die Namen tragen die 
Zeichen der verſchiedenen Volksſtämme, aus 
denen dieſe Männer hervorgegangen waren. 
Aber ſie ſind keine Fren, keine Deutſchen, keine 
Franzoſen, keine Juden oder Italiener mehr. 
Sie waren es nicht mehr, als ſie nach Vera-Cruz 
gingen. Sie waren Amerikaner, jeder einzelne 
von ihnen, und ihr Amerikanertum war durch 
ihre verſchiedene Abſtammung nicht unter⸗ 
ſchieden. Sie waren in einem beſonderen Sinne 
unſeres Blutes und haben es dadurch bewieſen, 
daß ſie ſich von unſerem Geiſte beſeelt zeigten, 
daß fie ohne Rückſicht auf ihre Abſtammung, 
ohne Nückſicht auf ihre Herkunft das dachten, 
wünſchten und taten, was amerikaniſch war. 
Und die Flagge, unter der ſie dienten, ſammelt 
alles Blut der Menſchheit in eine freie Nation.“ 
(Graf Bernſtorff a. a. O. S. 85.) 

Das Mißtrauen der Amerikaner gegen 
Deutſchland wurde immer ſtärker, trotz aller 
Verſuche, eine größere gegenfeitige Derftändi- 
gung zwiſchen beiden Völkern herbeizuführen. 


Wir erinnern an die Prinz-Heinrich-Fahrt nach 
Amerika und an den großzügigen Profeſſoren⸗ 
austauſch. Der überwiegende Teil der ameri- 
kaniſchen Bevölkerung war pazifiſtiſch, und diefe 
mußte ja in ihrem Glauben, daß Deutſchland 
außerordentlich kriegsluſtig ſei, beſtärkt werden, 
weil es dreimal der Aufforderung zu einem 
Schiedsvertrage nicht nachgekommen war, trotz⸗ 
dem faft alle anderen Großmächte — nur Japan 
verhielt ſich gleichfalls ablehnend — derartige 
Verträge mit Amerika abgeſchloſſen hatten. 

Es kamen noch ein paar Kleinigkeiten dazu, 
die in den Kreiſen der amerikaniſchen Regierung 
nicht ins Gewicht fielen, die aber dazu dienten, 
die breite Maſſe der Bevölkerung Amerikas 
gegen Oeutſchland zu erbittern. Da war zu⸗ 
nächſt das Erſcheinen des oftafiati- 
ſchen Geſchwader s unter Admiral Diede- 
richs vor Manila gerade als im Fahr 1898 
die Entſchei dung über den Beſitz der Philippinen 
fiel. Es war das nicht etwa eine deutſche Ange- 
ſchicklichkeit, die, wie Friediung ſagt, „bloß aus 
unpraktiſchem Kraftgefühl“ entſprang. Der 
amerikaniſche Geſandte in Berlin hatte vielmehr 
angedeutet, daß die Vereinigten Staaten kei⸗ 
nen Wert mehr auf die Philippi⸗ 
nen legten und nichts dagegen einwenden 
würden, wenn Seutſchland ſich der Injeln be⸗ 
mächtige. Der amerikaniſche Gejandte iſt fpäter 
von ſeiner Regierung desavouiert wordeſl und 
die amerikaniſche Preſſe hat ihren Leſern nicht 
erzählt, daß die Handlungsweiſe Deutſchlands 
auf gutem Glauben beruhe. Aehnlich ging es 
Seutſchland 1902 bei dem Venezuela 
Konflikt. Damals hatte England die An⸗ 
regung zu energiſchem Eingreifen gegeben und 
Seutſchland hatte ſich verleiten laſſen, mit Eng⸗ 
land zuſammen ein Ultimatum zu ſtellen und 
nach deſſen Ablauf die Haupthäfen von Bene⸗ 
zuela zu blockieren. Als aber die Amerikaner 
ernſtlich böſe wurden, da brachen die Engländer 
ſchnell die Aktion ab und beſchuldigten in ihrer 
Preſſe die Deutſchen als die Anftifter der un⸗ 
angenehmen Sache. Die amerikaniſche Volks⸗ 
meinung, die ja durch deutſche Zeitungen nicht 
beeinflußt werden konnte, glaubte das ſelbſt⸗ 
verſtändlich und hatte einen Grund mehr, die 
Deutſchen als händelſüchtig anzuſehen. 

In der Zeit bis 1914 hat dann Amerika 
das Schwergewicht ſeiner auswärtigen Politik 
nach dem Stillen Ozean verlegt. Dadurch kam 
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es in ſcharfen Gegenſatz zu England, das feinen 
auſtraliſchen Beſitz gefährdet glauben mußte, 
zu Holland, das für ſeine reichen Kolonien im 
Stillen Ozean fürchten mußte, und zu Japan, 
deſſen Ziel die Vormachtſtellung in Oftajien 
war, Bei dem Eintreten für die Anverletzbarkeit 
Chinas ſahen die Vereinigten Staaten das 
Deutſche Reich auf ihrer Seite. Da Japan damals 
einen offenen Konflikt nicht wagen konnte, ſo 
kam 1908 ein Vertrag zwiſchen Japan und 
Amerika zuſtande, in dem beide Vertragsgegner 
ſich für den bisherigen Stand der Dinge in Oft- 
aſien erklärten und gemeinſam die Unverletzbar⸗ 
keit Chinas anerkannten. Auch die offene Tür 
ſicherte man ſich gegenfeitig zu. Als nach der 
Errichtung der chineſiſchen Republik im Fahre 
1911 das Rieſenreich ſaniert werden mußte, da 
beteiligte ſich neben England, Frankreich und 
Deutſchland auch Amerika an der ſogenannten 
Vier mächte⸗Anleihe, die durch den Beitritt 
Japans und Rußlands bald noch erweitert 
wurde. Wilſon hielt dieſes Zuſammengehen mit 
Mächten, die in Oſtaſien ganz andere Intereffen 
hatten, nicht für richtig. Er trat, ſobald das nur 
angängig war, aus dem Finanzkonzern aus und 
ſicherte fo der amerikaniſchen Politik wie der 
freie Hand. Die Reibungsflächen zwiſchen 
Japan und den Vereinigten Staaten wurden 
immer größer. Das iſt nicht verwunderlich, wenn 
man bedenkt, daß die Wirtſchaftsintereſſen der 
beiden Staaten in China im ſchroffſten Gegen⸗ 
ſatze zueinander ſtanden. Dazu kam noch ein 
ſtarker Raſſenhaß. Die Japaner hatten den 
ruſſiſch-japaniſchen Krieg, der ja für fie ein 
Exiſtenzkampf war, militäriſch glänzend ge⸗ 
wonnen. Aber ſie konnten vorläufig die Früchte 
ihrer Siege noch nicht ernten. Sie erhielten an 
Landzuwachs nur die Südspitze von Sachalin 
und die Mandſchurei. Auch war Japan ver- 
ſchuldet, da es in den beiden großen Kriegen 
der letzten Zeit über die Finanzkräfte des kleinen 
Landes gewirtſchaftet hatte. Die außerordent⸗ 
lich große Dichte der Bevölkerung zwang Japan 
zu einer Auswanderung in großem Umfange. 
eberall hin fluteten die Maſſen der japaniſchen 
Auswanderer. Die größte Zabl davon ging nach 
den Weſtſtaaten Amerikas und Hawai. Es war 
nicht allein die Maſſe der gelben Gäſte, die die 
Amerikaner beunruhigte, ſondern die Ueber- 
legenheit des Willens und die geſchloſſene Einheit 
der Raffe, die ſie zu einem Fremdkörper im 


150 


Staate machten. Man ſuchte ſich vor der ja- 
paniſchen FInvaſion ſchließlich durch ein Geſetz 
zu ſchützen, das Ausländern verbot, in Kali- 
fornien Land zu erwerben (1915). Immer 
wieder entſtanden Konflikte zwiſchen den 
beiden Staaten, die aber ſtets bald durch 
Englands eifrige Vermittlertätigkeit beſeitigt 
wurden. 

Am andere Fragen der Weltpolitik, etwa 
um die Aufteilung Afrikas und die orientaliſche 
Frage hat ſich der amerikaniſche Imperialismus 
nicht gekümmert. Aber die Taftſche Schieds⸗ 
gerichtsvertrags-Politik verknüpfte die Ver- 
einigten Staaten doch enger mit den meiften 
Staaten Europas und machte ſie an deren poli⸗ 
tiſchen Lage intereſſiert. 

Die neu erworbene Welt machtſtellung ver⸗ 
langte naturgemäß auch eine militäriſche 
Rüſtung. Da Landkämpfe im größeren 
Umfange auf dem amerikaniſchen Kontinent 
nicht zu befürchten waren, ſo legte man das 
Hauptgewicht auf eine großzügige, moderne 
Ausbildung der Kriegsmarine. Die große 
Oe monſtrationsfahrt der geſamten amerikani- 
ſchen Flotte von einem Ozean zum anderen um 
das Kap Horn herum, zeigte, was amerikaniſche 
Energie in kurzer Zeit geſchaffen. Die Demo- 
kraten hatten den wachſenden Imperialismus 
der Vereinigten Staaten innerpolitiſch immer 
aufs ſtärkſte bekämpft. Aber im allgemeinen 
war dieſe Oppoſition ſtets unterlegen. Vor 
allen Dingen bei den Präſidentenwahlen. In 
16 Jahren, von 18981914, hatte Amerika drei 
republikaniſche und nur einen demokratiſchen 
Präſidenten. Als aber in Wilſon wieder ein 
Demokrat die Leitung der amerikaniſchen Politik 
übernahm, da konnte der gute Wille allein eine 
Kursänderung nicht mehr herbeiführen. Auch 
Wilſon hat, vielleicht ohne daß er ſich klar darüber 
wurde, ſtets eine imperialiſtiſche Politik be⸗ 
trieben. Sein Vorgehen gegen Mexiko und 
einzelne ſüdamerikaniſche Staaten iſt der beſte 
Beweis dafür, Der amerikaniſcheßmperialismus 
iſt von England, das, je näher es ſich vor einem 
ernſten Konflikt mit Seutſchland ſah, deſto 
mehr Anlehnung überall in der Welt ſuchte, 
immer bis zu einem gewiſſen Grade begünſtigt 
worden. Die Engländer benutzten aber vor 
allem die Gemeinſamkeit der Sprache, um in 
großzügiger Weiſe mit Hilfe der Preſſe die Ab- 
neigung der amerikaniſchen Bevölkerung gegen 


Deutſchland zu vertiefen. Da mächtige Finanz- 
gruppen Amerikas Deutſchlands Wettbewerb 
nur ungern ertrugen, fanden ſie auch im Lande 
ſelbſt wirkſamſte Unterjtügung. Die amerikaniſche 
Regierung aber dachte immer an die Möglich- 
keit, daß eine Koalition von Rußland, Japan 
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den erſten Monaten des Jahres 1914 
ſchien ſich die gefahrvolle Lage Deutſch⸗ 
lands etwas gebeſſert zu haben. Vor 
allem im Weiten, wo ja die gefährlichſten 

Gegner waren. Deutſchland war auf dem beſten 

Wege eine ehrliche Verſtändigung mit England 

zu erzielen. Auf beiden Seiten waren kluge und 

tatkräftige Männer an der Arbeit, die Fäden 
zwiſchen den beiden Völkern und Staaten immer 
dichter zu ſpinnen. In Frankrei ch hatten die 

Neuwahlen zur Kammer, die im Mai ſtatt ge⸗ 

funden hatten, den Revanche-Freunden eine 

Niederlage gebracht. Das konnte als ein gutes 

Zeichen für den Frieden gewertet werden. Im 

Oſten allerdings ſtanden noch allerlei Ge⸗ 

witter, die ſich in den Balkankriegen nur zum 

Teil entladen hatten. Oeſterreich und Rußland 

ſtanden ſich beinahe feindlich gegenüber. Die 

panſlawiſtiſche Offizierspartei hetzte in Rußland 
ganz ſyſtematiſch zu einem Kriege, der mit 
Oeſterreich auch Seutſchland vernichten ſollte. 
Oeſterreich, das durch den immer ſtärker wer den⸗ 
den Panſlawis mus innerhalb feiner Landes 
grenzen große innerpolitiſche Schwierigkeiten 
hatte, plante mit Billigung Berlins eine Gegen- 
aktion. Daß ſich auch die deutſche Regierung 
über das Bedrohliche der Lage völlig im klaren 
war, geht aus einer Rede des Kaiſers hervor, 
die er am 25. Juni in Hamburg gehalten hat. 
Er ſagte dort: „Wir müſſen in der Lage ſein, 
eines der beſten Worte, die der eiſerne Kanzler 
je geprägt hat, tatſächlich auf uns zu übertragen 
und auszuführen, d. h. wir müſſen ſo leben 
und handeln, daß wir alle Zeit mit ihm ſagen 
können: wir Deutſchen fürchten Gott und 
ſonſt nichts und niemanden auf 
der Welt.! 

Diele Leſer werden ſich des ſchönen Zuni- 
Sonntages erinnern, als gegen Abend die Extra⸗ 
blätter die Ermordung des öſterreichiſchen 
Shronfolgers und ſeiner Gemahlin der Welt 


und Oeutſchland feinen oſtaſiatiſchen Plänen 
einen Riegel vorſchieben könnte. So war 
ſchon, ehe die wüſte Preſſehetze während der 
Kriegszeit begann, in der Stimmung der ameri- 
kaniſchen Bevölkerung die Möglichkeit eines 
ernſten Konfliktes mit Seutſchland vorhanden. 
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verkündeten. Von dieſem 28. Juni 1914 waren 

es bis zur furchtbaren Kataſtrophe nur wenige 

Schritte. In Seraje wo war die Bluttat 

geſchehen. Der Bombenwurf des Buchdruckers 

Cabrinovic hatte ſein Ziel verfehlt. Um ſo 

ſicherer wußte die Piſtole des Gymnaſiaſten 

Princip zu treffen. Die ſorgfältig vor⸗ 

bereitete Tat war das Ergebnis einer Verſchwö⸗ 

rung, die aufs engſte mit der groß- ſerbiſchen 
Agitation zuſammenhing. Die Attentäter waren 
zwar bosniſche und damit öſterreichiſche Anter⸗ 
tanen, und wirkliche Beweiſe für eine Mitſchuld 
der ferbiſchen Regierung konnten nicht erbracht 
werden. Indirekt und moraliſch aber war die 
ſerbiſche Regierung, die die groß ſerbiſche Be⸗ 
wegung mit allen Mitteln förderte, ſchuldig. 
Man kann es der öſterreichiſchen Regierung 
nachfühlen, wenn ſie glaubte, nun die Pflicht 
zu haben, „mit entſchloſſener Hand die Fäden 
zu zerreißen, die ihre Gegner zu einem Netz 
über ihrem Haupt verdichten wollten“. Ein 
energiſches Einſchreiten gegen Serbien ſchien 
geboten. Kaiſer Wilhelm ſah ein ſolches feſtes 
Zugreifen für ein ſicheres Mittel an, den Frieden 
Europas weiter zu wahren. Er ſo wohl wie die 
Berliner Regierung haben nicht daran ge dacht, 
den Krieg zu wünſchen. Durch die 25 Jahre 
ſeiner Regierung hatte der Kaiſer den 
Frieden gewahrt, wenn ihm auch in 
den letzten Jahren manchmal Bedenken auf⸗ 
geſtiegen waren, ob eine Auseinanderſetzung 
mit den Waffen unvermeidbar ſei. Schon im 
Jahre 1912 hat der Kaiſer, nach Bethmann- 
Hollweg, wieder und wieder von der Koalition 
geſprochen, die ſich ähnlich der Kaunitzſchen 
gegen Seutſchland bilde, und die über uns her⸗ 
fallen werde. Beim Neujahrsempfang 1915 
hatte er zu demfranzöſiſchen Votſchafter Cambon 
nicht ohne Bitterkeit geäußert: „Jetzt ſind es 
25 Fahre, daß ich Frankreich die Hand 
hinſtrecke, und 25 Jahre ſchlägt es ſie aus 
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Man ſah die Lage in Berlin nicht als hoff⸗ 
nungslos an. Man folgerte dort ſo: Wenn Ru ß⸗ 
land nicht einen Krieg um jeden Preis wolle, 
— und dann ſei er ja doch nicht zu vermeiden — 
ſo wer de es jetzt nicht eingreifen und den Serben 
erklären, daß es eine Kampfesweiſe, die mit 
Meuchelmord arbeite, mißbillige. Man 
wußte, daß in England ſeit der Ermordung 
des Königs Alexander für Serbien gar keine 
Sympathien beſtanden. Frankreich konnte 
nach Meinung der Berliner militäriſchen Kreiſe 
der Krieg im Augenblick nicht angenehm ſein, 
da es gerade im Begriffe ſtand, die ſeinem Heere 
fehlende ſchwere Artillerie zu ſchaffen. Wenn 
Deutſchland die von Oeſterreich energiſch ge- 
forderte Genugtuung unterſtützen würde, ſo 
wür de entweder Serbien ſich demütigen, oder 
der Krieg auf Oeſterreich und Serbien beſchränkt 
bleiben. 

„Es braucht nicht geſagt zu werden, daß in 
dieſer Rechnung verhängnisvolle Frr⸗ 
tümer und Fehlſchlüſſe ſteckten. Aber es 
ſcheint ſo, daß der Kaiſer und Kanzler ſo und 
nicht anders gerechnet haben. Natürlich waren 
ſie nicht blind genug, um zu überſehen, daß die 
Gefahr eines ernſten kriegeriſchen Ausgangs be⸗ 
ſtand. Aber ſie beruhigten ſich darüber mit der 
Erwägung, daß, wenn Rußland das Einſchreiten 
gegen Serbien zum Anlaß nehme, um loszu⸗ 
ſchlagen, dann eben erwieſen ſei, daß es unter 
allen Umjtänden den Krieg wolle, und daß für 
den unvermeidlichen Krieg der gegenwärtige 
Augenblick günſtiger ſei als ein ſpäterer. Nament- 
lich erwarteten ſie für jetzt die Neutralität Eng⸗ 
lands. Nach einem Bericht des k. und k. Bot⸗ 
ſchafters vom 12. Juli glaubte die deutſche Re- 
gierung ſichere Anzeichen dafür zu haben, daß 
England ſich derzeit an einem, wegen eines 
Balkanlandes ausbrechenden Krieges nicht be- 
teiligen würde, ſelbſt dann nicht, wenn er zu 
einem Waffengang mit Rußland eventuell auch 
mit Frankreich führen ſollte; und gegen Ruß- 
land und Frankreich allein meinte man im deut- 
ſchen Generalſtab gute Ausſichten des Krieges zu 
haben. Gerade deshalb aber galt es für unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß die Gegenſeite es auf das äußerſte 
ankommen laſſen werde. Es werde et was 
Gepolt er geben, aber ſchließlich werde Ruß⸗ 
land zurückweichen.“ (Profeſſor Dr. L. Lud- 
waldt, „Der unmittelbare Kriegsanlaß“ im 
Handbuch für Politik, Bd. II, S. 110.) 
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Berlin ſah alſo die Gefahr nicht allzuängit- 
lich an. 

Man war nur der Meinung, daß der Ein- 
druck der blutigen Tat ſich nicht abſchwächen 
dürfe, und daß Oeſterreich möglichſt ſchnell ein- 
greifen müſſe. Im Minifterrat, der am 7. Juli 
in Wien ſtattfand, wies der ungariſche Miniſter⸗ 
präſident Graf Tiſza darauf hin, daß man un- 
bedingt den Anſchein vermeiden müſſe, als 
Friedensſtörer den Krieg zu wollen. 
Trotzdem war die Mehrzahl im Kabinett der 
Meinung, daß Serbien durch eine Kraftäußerung 
für immer unſchädlich gemacht werden müßte, 
und daß ein bloßer diplo matiſcher Erfolg gar 
keinen Zweck habe. Man hatte ſich an dieſem 
Tage dahin geeinigt, daß man die Forderungen 
an Serbien nicht befriſten wollte. Die leitenden 
militäriſchen Kreiſe aber drängten auf die Form 
eines Alti matums. Man beſchloß darauf⸗ 
hin, Serbien nur eine kurze Friſt von 48 Stunden 
zu gewähren. Die Formulierung der Note hat 
außerordentlich viel Arbeit gemacht. Sie wurde 
nicht weniger als ſechsmal umgeformt. And 
jedesmal wurde die Tonart ſchärfer. Die letzte 
Faſſung hatte 10 Punkte. Sie verlangte u. a. 
das Verbot der großſerbiſchen Propaganda in 
der Preſſe, in den Schulen und in Vereinen; 
forderte die Entfernung aller von Oeſterreich 
bezeichneten Beamten und Offiziere und die 
Zuſtimmung dazu, daß „Organe der öfterreichi- 
ſchen Regierung bei der Unterdrückung der gegen 
die territoriale Integrität der Monarchie ge- 
richteten ſubverſiven Bewegung mit wirkten“. 
Eine Unterſuchung gegen die an der Ermordung 
des Thronfolgers Mitſchuldigen in Serbien 
ſollte unter ſtändiger Zuziehung öſterreichiſcher 
Beauftragter ſtattfinden. Weiter wurde eine 
feierliche Abbitte gefordert, deren Wortlaut vor⸗ 
geſchrieben war. Trotzdem die Zeit drängte, und 
obwohl die ſerbiſche Regierung immer wieder 
weitgehende Verſöhunungsvorſchläge machte, 
ſchob man die Ueberreichung der Note bis zum 
25. Juli hinaus, da man die Abreiſe Poincarés 
aus Petersburg abwarten wollte. In Berlin 
hat man die Note vorher nicht vorgelegt; ſie iſt 
dort erſt am Abend des 22. Juli bekannt ge- 
worden. 

Man hatte ja in Berlin gewußt, daß die 
Wiener Regierung faſt unerfüllbare Forderun⸗ 
gen ſtellen würde, und war darum über den 
Inhalt der Note nicht erſtaunt. Wohl aber über 
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die Form, die bei den Mädten, an deren 
Eingreifen man jetzt noch nicht dachte, Anſtoß 
erregen konnte. Das iſt auch geſchehen. Sir 
Edward Grey erklärte die Note für das 
furchtbarſte Dokument, das je von 
einem Staat an einen anderen gerichtet worden 
ſei, und König Karl von Rumänien 
unterbrach den Grafen Czernin, der ihm die 
Note vorlas, in größter Erregung mit den 
Worten: „Jas iſt der Weltkrieg.“ Die 
Note war am 25. Juli, nachmittags 6 Uhr, über⸗ 
reicht worden. Drei Stunden vor Ablauf der 
Friſt mobiliſierte Serbien ſeine Armee. Aber 
zwei Minuten vor Ablauf des Altimatums war 
eine ferbiſche Antwort in Wien eingegangen, 
die außerordentlich geſchickt abgefaßt war und die, 
trotzdem fie nichts zugeſtand, doch die Grund- 
lage für weitere Verhandlungen hätte bilden 
können. Oeſterreich aber wollte ja keinen bloßen 
diplo matiſchen Erfolg. Es erklärte die Antwort 
für ungenügend, und der Kaifer Franz Foſeph 
befahl die Mobilmachung von acht 
Armeekorps. Nach Berlin hatte man die 
ſerbiſche Note, die Kaiſer Wilhelm ſpäter für 
eine brillante Leiſtung erklärt hat, wie ſchon 
oben erwähnt, vorher nicht mitgeteilt. Die 
deutſche Regierung ſtellte ſich aber doch mit 
aller Entſchiedenheit neben den Bundesgenoſſen. 
Sie ließ durch ihre Botſchafter in Petersburg, 
Paris und London erklären: „Wir wünſchen 
dringend, die Lokaliſierung des Konflitts, weil 
jedes Eingreifen einer anderen Macht 
infolge der verſchiedenen Bündnisverpflichtun⸗ 
gen unabſehbare Konſe quenzen 
nach ſich ziehen würde.“ 

Rußland fühlte ſich durch den ſcharfen Ton 
der öſterreichiſchen Note ſelbſt getroffen. Schon 
am 24. Fuli ſchrieb das Amtsblatt, daß die 
ruſſiſche Regierung die Entwicklung des öſter⸗ 
reichiſch-ſerbiſchen Konfliktes auf merkſam ver- 
folge, da Rußland dabei ja nicht 
gleichgültig bleiben könne. Trotzdem 
ſchien die ruſſiſche Gefahr nicht allzu groß. In 
der Bevölkerung Rußlands zeigte ſich gar keine 
Kriegsſtimmung. Oer größte Teil der Preſſe 
war ſehr zurückhaltend. Daß der Zar ehrlich 
den Frieden wünſchte, war bekannt. Man traf 
natürlich allerlei Vorbereitungen für die Mög- 
lichkeit eines ernſten Konfliktes. Man brach die 
Manöver ab, zog Reſerviſten ein und beſchloß, 
wenn Oeſterreich wirklich den Krieg erklären 


ſollte, 15 Korps zu mobiliſieren. Saſe now 
wurde ſogar liebenswürdig. Er fand 7 von den 
10 Forderungen der Oeſterreicher anneh mbar, 
fo daß der öſterreichiſche Botſchafter den Ein- 
druck gewann, „daß der Winiſter bei der vor⸗ 
handenen Unluſt, mit der Monarchie in Konflikt 
zu geraten, ſich an Strohhalme klammere, in 
der Hoffnung, doch noch der gegenwärtigen 
Situation zu entkommen“. (Roderich Goß, 
Das Wiener Kabinett und die Entſtehung des 
Weltkrieges, S. 286.) Auch die Haltung Saſa⸗ 
nows dem deutſchen Geſandten gegenüber war 
außerordentlich freundlich. Die Geſandten 
Seutſchlands und Oeſterreichs bekamen jo den 
Eindruck, daß England und Frankreich, wie man 
ja erwartet hatte, Rußland vom Kriege abrieten. 
In Wien traf außerdem aus Kopenhagen eine 
verbürgte Nachricht ein, nach der England in 
St. Petersburg erklärt hätte, es würde neutral 
bleiben. Das Verhalten des engliſchen Bot⸗ 
ſchafters in Petersburg ſchien dieſe Nachricht zu 
beſtätigen. Sir Buchanan hatte ziemlich kühl 
erklärt, daß in Serbien keine britiſchen Inter⸗ 
eſſen vorhanden wären, und daß ein Krieg um 
Serbien in England niemals populär werden 
könne. Auch könne England beſſer vermitteln, 
wenn es ji vorläufig zurüdhalte. In London 
billigte man die Stellungnahme des Votſchafters, 
lehnte aber zu gleicher Zeit eine Bitte Oeutſch⸗ 
lands, in Petersburg mäßigend einzuwirken, ab. 
England ſpielte alſo völlig mit verdeckten Karten. 
„Vom Standpunkt des rückblickenden Betrach⸗ 
ters wird man dieſe Politikt ief bedauern; 
denn es iſt durchaus wahrſcheinlich, daß der 
Weltkrieg nicht ausgebrochen wäre, wenn En g⸗ 
landſich von vornherein auf die 
eine oder die andere Seite ge- 
ſtellt Hätte. Dann hätte entweder Seutſch⸗ 
land rechtzeitig abgeſtoppt oder Rußland weit⸗ 
gehend nachgegeben. Aber es muß doch aner- 
kannt werden, daß in dem einen wie in dem ande⸗ 
ren Fall eine erhebliche Berſchlechterung 
der Lage Englands die Folge hätte 
fein müſſen. Enttäuſchte es Rußland, ſo trieb 
es dieſes in die Arme Seutſchlands; und rief 
es Seutſchland, wie im Sommer 1911 anläßlich 
der Agadir-Kriſis, ein brutales „Hände 
weg!“ zu, fo lief es Gefahr, daß der Berliner 
Hof in Zukunft ſeine ganze Politik auf das 
„perfide Albion einſtellte. 1911 war Grey 
die bedingunsloſe Parteinahme im eigenen 
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Land vielfach und heftig vorgeworfen worden. 
Er hatte es daraufhin während des Balkan⸗ 
krieges mit einer vermittelnden Haltung ver- 
ſucht, die die Gegenſätze zwiſchen den beiden 
Bündnisgruppen auswog oder abſchwächte. 
Diefe hatte Erfolg gehabt. Es lag nahe, daß er 
ſie auch jetzt als das beſte Mittel anſah, die 
europäiſche Kriſis zu löſen, ohne daß England 
Schaden dabei erlitte. Von Anfang an ent- 
wickelte er den Gedanken, daß die vier nicht 
unmittelbar beteiligten Mächte, England, Seutſch⸗ 
land, Frankreich und gtalien, die Sache in die 
Hand nehmen müßten, und am 25. Juli ließ 
er den Regierungen in Berlin, Paris und Rom 
amtlich den Vorſchlag machen, ſie möchten ihre 
Botſchafter anweiſen, ſich mit ihm zu einer 
Konferenz in London zu vereinen. Bis dieſe 
geſprochen habe, ſollten Oeſterreich, Rußland 
und Serbien erſucht werden, alle militäriſchen 
Operationen einzustellen.“ (Luckwaldt a. a. O., 
S. 114) 

Die Lage für die deutſche Regierung war 
nach dieſem Vorſchlage Englands ziemlich ſchwie⸗ 
rig. Vor kurzem noch hatte, wie wir gehört 
haben, Seutſchland jede Einmiſchung in den 
Konflikt zwiſchen Serbien und Oeſterreich ab- 
gelehnt. Ging es nun auf den ſo plötzlich auf⸗ 
tauchenden Konferenzgedanken ein, ſo mußte 
das als ein Zeichen von Schwäche aufgefaßt 
wer den. Außerdem bot ja eine Konferenz keine 
wirkliche Sicherheit dafür, daß der Friede nun 
auch erhalten blieb. Gerade, da man mit Nuß⸗ 
land als Gegner zu rechnen hatte, konnte eine 
Verzögerung der Entſcheidung dazu dienen, die 
Macht mittel des Gegners zu ſtärken. So wurde 
der Greyſche Vorſchlag durch Staatsſekretär 
von Jago w abgelehnt mit der Begründung, 
daß die Angelegenheit nur dann durch ein 
Schiedsgericht entſchieden werden könnte, wenn 
ein ſolches von Oeſterreich und Rußland ge- 
fordert würde. Der Botſchafter Oeſterreichs in 
Berlin, der ein ſehr verdienter aber ſchon recht 
alter Diplomat war, hatte ſcheinbar die Stellung 
nah me der deutſchen Regierung nicht ganz ver⸗ 
ſtanden. Er berichtete, daß man in Berlin jede 
Einmiſchung ſchroff ablehne, auch wenn man 
den engliſchen Vorſchlag der Form halber nach 
Wien weiter gegeben habe. So von der wirk- 
lichen Stimmung in Berlin nicht richtig unter⸗ 
richtet, tat man in Wien einen verhängnisvollen 
Schritt. Man wies die Vermittlung Rußlands, 
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das dringend zu einem Meinungstauſch über 
die ſerbiſche Angelegenheit aufgefordert hatte, 
zurück und erklärte am 28. Juli an Ser⸗ 
bien den Krieg, obwohl keine Notwendig- 
keit dafür vorhanden war, und man auch ſelbſt 
ſofortige militäriſche Operationen nicht plante. 

Inzwiſchen war der Kaiſer unerwartet 
plötzlich von der Nordlandreiſe zurückgekehrt. Er 
hatte an demſelben Vormittag, an dem die 
öſterreichiſche Kriegserklärung an Serbien ab- 
ging, die ſerbiſche Antwortnote vom 25. Juli 
geleſen, und war zu der Anſicht gekommen, daß 
nach dieſer Demütigung Serbiens ein drin⸗ 
gender Anlaß zum Kriege nicht mehr vorhanden 
ſei. Er griff nun ſelbſt in die Verhandlungen 
ein, mit aller Energie den Frieden zu erhalten 
ſuchend. Er verließ die Stellung des Verbünde⸗ 
ten und trat als Vermittler auf. So telegra⸗ 
phierte er an den Zaren: „Eingedenk der herz⸗ 
lichen Freundſchaft, die uns beide ſeit langer 
Zeit mit feſtem Bande verbindet, ſetze ich meinen 
ganzen Einfluß ein, um Oefterreih-Ungern zu 
bestimmen, eine offene und befriedigende Ber⸗ 
ſtändigung mit Rußland anzutreten.“ Man 
richtete auch nach Wien die Mahnnng, 
Greys Wünſchen nach einer Vermittlung und 
den ruſſiſchen Wünſchen nach einer Ausſprache 
entgegenzukommen. Aber dieſe Mahnung war 
nicht energiſch und nicht offen genug. Denn 
man hatte zu gleicher Zeit den deutſchen Bot⸗ 
ſchafter in Wien von Sſchirſchky ange 
wieſen, daß er den Eindruck vermeiden ſolle, 
„als wünſchten wir Oeſterreich zurückzuhalten. 
Es handelt ſich lediglich darum, einen Mo dus zu 
finden, der die Verwirklichung des von Oeſter⸗ 
reich-Ungarn angeſtrebten Zieles, der groß- 
ſerbiſchen Propaganda den Lebensnerv zu unter⸗ 
binden, ermöglicht, ohne gleichzeitig einen Welt⸗ 
krieg zu entfeſſeln, und wenn dieſer ſchließlich 
nicht zu vermeiden iſt, die Bedingungen, unter 
denen er zu führen ift, für uns nach Tunlichkeit 
zu verbeſſern.“ Jeder Unbefangene wird zu- 
geben müſſen, daß die Wiener Regierung eine 
derartige Mahnung als nicht beſonders 
ernſt gemeint anſehen konnte. Am 
29. Juli hatte ſich die Lage bedeutend mehr zu⸗ 
geſpitzt. Aus Frankreich wurden umfangreiche 
KRüftungen gemeldet, Rußland erklärte, daß es 
infolge der Kriegserklärung Oeſterreichs an 
Serbien die Armee bezirke Kiew, Odeſſa, Moskau 
und Kaſan mobiliſieren müßte und an dem 


gleichen Tage fand auch die bedeutſame Unter- 
redung zwiſchen Sir Edward Grey und dem 
Fürſten Li chnowsky ſtatt, in der Grey 
dem deutſchen Botſchafter „ganz privatimfreund- 
schaftlich“ die Mitteilung machte, daß der freund⸗ 
ſchaftliche Ton der Unterredungen den Bot⸗ 
ſchafter nicht zu der mißverſtändlichen 
Annahme verführen dürfe, daß England bei 
Seite ſtehen würde. Auf den Kaiſer, wie auf 
Beth mann Hollweg machte der Bericht Lich⸗ 
no wskys einen niederſchmetternden Eindruck. 
Statt nun aber ein wenig einzulenken, glaubte 
man in Berlin mit einer Methode der Ab- 
ſchreckung noch etwas erreichen zu können. Die 
Botſchafter in Petersburg und Paris wurden 
angewieſen, ſehr energiſch gegen die Rüftungen 
in den beiden Ländern zu proteſtieren. England 
gegenüber verſuchte man es mit Verſprechungen. 
Bethmann Hollweg erklärte am Abend des 
29. Juli dem britiſchen Botſchafter Goſchen, daß 
Deutſchland nicht daran denke, Teile von Frank- 
reich mit Waffengewalt zu erwerben, oder die 
Neutralität von Holland und Belgien zu ver⸗ 
letzen. Ser engliſche Botſchafter zeigte ſich 
dieſem Annäherungsverſuche gegenüber ebenſo 
kühl und zugeknöͤpft, wie die engliſche Regierung. 
Immerhin waren noch einige Hoffnungen vor⸗ 
handen. Grey hatte dem deutſchen Botſchaft er 
einen Vermittlungsvorſchlag gemacht, der un- 
gefähr dasſelbe wollte, wie Kaifer Wilhelm. 
Danach ſollte Oeſterreich, auch wenn es vielleicht 
inzwiſchen Belgrad und ſerbiſches Gebiet be- 
ſetzt hätte, ſeine Truppen nicht zurückziehen 
müffen, ſondern nur erklären, daß es nicht weiter 
vorgehe, bis die Vermittlungsaktion zwiſchen 
ihm und Rußland in irgend einer Weiſe ent- 
ſchieden ſel. Da man mit dieſem Vorſchlage 
mit England konform ging, verſuchte man in 
Wien einen ſtarken Oruck auszuüben unter Hin- 
weis auf die ſchweren Folgen, die für Oeutſch⸗ 
land und Oeſterreich eintreten müßten, wenn 
dieſes auf die engliſchen Vorſchläge nicht ein⸗ 
gehe. Am 50. Juli wurden zwiſchen Prinz 
Heinrich und König Georg von England Tele⸗ 
gramme gewechſelt. König Georg erklärte: 
„Meine Regierung tut ihr möglichſtes, um Ruß⸗ 
land und Frankreich nahe zu legen, weitere 
militäriſche Vorbereitungen aufzuſchieben, falls 
Oeſterreich ſich mit der Beſetzung von Belgrad 
und benachbartem Gebiet als Pfand für eine 
befriedigende Regelung ſeiner Forderungen zu⸗ 


frieden gibt, während gleichzeitig die anderen 
Länder ihre Kriegsvorbereitungen einſtellen.“ 
Kaiſer Wilhelm hat zu dieſem Zeitpunkt ge⸗ 
glaubt, wie der damalige amerikaniſche Bot- 
ſchafter in Berlin, Gerard, in ſeinem Buche er⸗ 
zählt, daß die Haupt gefahr überwun- 
den ſei. 

Aber die Dinge waren ſchon jo weit ge⸗ 
diehen, daß das Unheil nicht mehr ab- 
zuwenden war. Schon die Beſchießung 
Belgrads, die bereits am 29. Juli erfolgte, und 
die militäriſch gar keinen Zweck hatte, war eine 
Ungeſchicklichkeit. In dem öſterreichiſchen Mi⸗ 
niſterrat vom 31. Juli vertrat Graf Berchtold 
den Standpunkt, daß eine einfache B eſetzung 
Belgrads zwecklos ſei. Man würde 
dann bald zu einer friedlichen Löſung kommer, 
Rußland würde von den flawiſchen Völkern als 
der Erretter Serbiens gefeiert werden, und in 
ein paar Jahren würde die Sonan-Mo narchie 
vielleicht in viel ungünſtigerer Lage vor der 
gleichen Entſcheidung ſtehen. Der Minifterrat 
erklärte ſchließlich ſein Einverſtändnis mit dem 
engliſchen Vorſchlag, wollte aber trotzdem den 
Feldzug gegen Serbien fortführen, und ver⸗ 
langte für ſein Nachgeben die Einſtellung der 
ruſſiſchen Mobilmachung. 

Als die Entſcheidung des Miniſterrates in 
den erſten Morgenſtunden des 1. Auguſt in die 
Welt hinausging, da waren die Würfel bereits 
gefallen. Im Verlaufe des 50. Zuli hatte die 
Wilitärpartei in Rußland, die den 
Krieg unter allen Umſtänden wollte, den Be- 
fehl zur Mobil machung durchge⸗ 
ſetzt. Zwei Vorgänge brachten in Petersburg 
die Entſcheidung. Einmal hatte man die Ge- 
wißheit erlangt, daß nicht nur Frankreich, ſondern 
auch England an einem Kriege gegen die 
Mittelmächte teilnehmen würden. Den 
zweiten Anlaß bot die Ungeſchicklichkeit eines un- 
beſonnenen Berliner Redakteurs. 

Am 30. Juli vormittags war in der Re⸗ 
daktion des „Berliner Lokalanzeigers“ 
der Text eines Extrablattes feſtgelegt worden, 
weil man der Ueberzeugung war, daß die Nach⸗ 
richt von der deutſchen Mo bil machung jede 
Stunde herauskommen mußte. Der dienſt⸗ 
tuende Redakteur hatte in feinem Uebereifer 
dieſen Text ohne Zuſtimmung der Geſchäfts⸗ 
leitung und des Chefredakteurs in 2000 Erem- 
plaren drucken laſſen. Von der Geſchäftsleitung 
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War ausdrücklich angeordnet worden, daß die 
feſtgelegte Faſſung des Extrablattes nur eine 
Vorbereitung ſei, daß alſo das Extrablatt auch 
nicht gedruckt, viel weniger her⸗ 
ausgegeben werden dürfte. Die 2000 
Exemplare wurden einem Angeſtellten über- 
geben, der fie gut verwahren ſollte. 
Dieſer hatte die erteilte Weiſung mißver⸗ 
ſtan de nund die Extrablätter ausgegeben. Auf 
dieſe Weiſe gelangten dieſe 2000 Exemplare auf 
die Straße, teilweiſe bis unter die Linden. Das 
Verſehen wurde ſofort bemerkt und dem Wolff 
ſchen Telegraphenbureau ſowie dem Hirſchſchen 
Telegraphenbureau telephoniſch mit geteilt. 

Der Wortlaut des Extrablattes war fol⸗ 

gender: 
Extrablatt. 
Berliner Lokal-Anzeiger. 
32. Jahrgang. Donnerstag, den 50. Juli 1914. 
Mobilmachung in Oeutſchland. 

Die Entſcheidung iſt gefallen, gefallen in 
dem Sinne, wie es nach den Nachrichten der 
letzten Stunden erwartet werden mußte. Wie 
wir erfahren, hat Kaifer Wilhelm ſoeben die 
ſofortige Mobiliſierung des deutſchen Heeres 
und der deutſchen Flotte angeordnet. 

Der Schritt Seutſchlands iſt die not ge⸗ 
drungene Antwort auf die drohenden kriege⸗ 
riſchen Vorbereitungen Rußlands, die ſich 
nach der Lage der Dinge gegen uns nicht 
minder wie gegen unſeren Bundesgenoſſen 
Oeſterreich-Ungarn richten. 

Die Tatſache ſelbſt, daß das Extrablatt über 
die Mobilmachung in der Redaktion des „Ber⸗ 
liner Lokalanzeigers“ feſtgelegt worden war, iſt 
für jeden Zeitungsmann nichts ungewöhnliches. 
Daß das Telegramm verſehentlich verfrüht her⸗ 
ausgebracht worden iſt, gehört auch nicht zu den 
Abſonderlichkeiten, wenigſtens nicht des „Lokal⸗ 
anzeigers“, der ſeinerzeit den Tod Kaiſer Wil⸗ 
helms I. ebenfalls vorzeitig in großer Auflage 
durch Extrablätter gemeldet hat. 

Von deutſcher Seite geſchah ſofort alles, 
um den Vertretern des Oreiverbandes die Un- 
richtigkeit der Mitteilungen des Extrablattes zu 
beweiſen. Es erſchien ein zweites Extrablatt, 
das den Inhalt des erſten dementierte. Auch 
wurde die Angelegenheit durch einen Vertreter 
des Auswärtigen Amtes beim rufſiſchen Vot⸗ 
ſchafter aufgeklärt. Aber der ruſſiſche Bot⸗ 
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ſchafter, dem dieſes unverzeihliche Verſehen 
ſcheinbar außerordentlich willkommen war, hatte 
die Nachricht ſofort nach Petersburg weiter 
gegeben. Die Berichtigung aber hat er ſo ver⸗ 
zögert, daß inzwiſchen die Entſcheidung gefallen 
ſein mußte. Es iſt aus dem Prozeß gegen den 
früheren Kriegsminiſter Such o mli no w, 
der im Jahre 1917 ſtattfand, bekannt geworden, 
daß man dem Zaren bereits am 29. Juli die 
Anterſchrift unter dem Mobilmachungsbefebl 
abgezwungen hatte, die aber Nikolaus II., als 
inzwiſchen ein neues Telegramm des deutſchen 
Kaiſers gekommen war, widerrief. Der Kriegs- 
miniſter und der Generalſtabschef haben aber 
dieſen Widerruf in keiner Weiſe beachtet. Am 
51. Juli war im ganzen Rieſenreiche Rußland, 
ſoweit es durch den Telegraphen zu erreichen 
war, die Bekannt machung der Mobilmachung 
angeſchlagen. 

In Berlin war man nun gezwungen, ſchnell 
zu handeln. Der Generalſtab konnte ſich nicht mit 
dem Telegramm beruhigen laſſen, das der Zar 
an demſelben Tage, an dem die ruſſiſche Mobil- 
machung bekannt gemacht wurde, an den Kaiſer 
geſchickt hatte: „Wir find weit davon entfernteinen 
Krieg zu wünſchen. Solange wie die Verhand- 
lungen mit Oeſterreich über Serbien andauern, 
werden meine Truppen keine herausfordernde 
Aktion unternehmen. Ih gebe Dir mein 
feierliches Wort darauf.“ Oeſter- 
reich zog aus der ruſſiſchen Mobilmachung ſofort 
die Konſequenzen und mobilifierte am 31. Juli 
mittags ſein geſamtes Heer. Kaifer Wilhelm 
aber konnte ſich zu dem letzten entſcheidenden 
Schritte nur ſchweren Herzens entſchließen. Vom 
Generalſtab aufs ernſtlichſte bedrängt, gab er 
ſchließlich inſofern nach, daß er die Berk ün⸗ 
dung der drohenden Kriegsge- 
fahr bekannt gab. Der Reichskanzler zeigte 
ſich der Situation in keiner Weiſe gewachſen. 
Ein halber Tag Aufſchub hätte vielleicht eine 
Aenderung der Geſamtlage herbeiführen können. 
Er aber wußte kein Mittel, einen kurzen Zeit⸗ 
aufſchub herbeizuführen, und konnte weiter 
nichts tun, als ein zwölfſtündiges Ultimatum 
an Rußland richten, alle Kriegs maßnahmen 

ſofort einzuſtellen. Ein ähnliches Ultimatum, 
auf 18 Stunden befriſtet, ging nach Frankreich 
mit der Frage, ob Frankreich im Fall eines 
ruſſiſch-deutſchen Krieges neutral bleiben werde, 
Die Beantwortung dieſer Frage mit „Za!“ war 


Frankreich ſchon deswegen unmöglich gemacht, 
weil für dieſen Fall die uebergabe der Feſtungen 
Soul und Verdun an Oeutſchland bis zur Be- 
endigung des Krieges mit Rußland gefordert 
wurde. Frankreich antwortete, daß es tun 
würde, was ſeine Intereſſen ihm rieten und 
mobiliſierte Heer und Flotte. Zu derſelben 
Stunde erging der Wobil machungsbefehl für 
die deutſche Land- und Seeſtreit macht. Dreimal 
hat der Kaiſer, wie Helfferich erzählt, die Feder 
abgeſetzt, ehe er die entſcheidende Anterſchrift 
vollzog. 
Nachdem die Mobilmachung unter- 
zeichnet worden war, ließen zwei Nachrichten 
aus England noch einmal für kurze Zeit die 
Hoffnung auf Vermeidung des blutigen Kon- 
fliktes aufkommen. Der engliſche König teilte 
in einem Telegramm an den Prinzen Heinrich 
mit, daß er ſich dem Zaren gegenüber bereit 
erklärt habe, alles zu tun, um die Wie derauf⸗ 
nahme der Verhandlungen zu fördern. Dieſes 
Telegramm von König Georg an den Zaren 
iſt tatſächlich abgegangen und führt eine ziemlich 
energiſche Sprache. Die Hoffnung verſtärkte 
ſich, durch eine Sepeſche des Fürſten Lichnowsky, 
die lautete: „Soeben hat mich Sir Edward Grey 
ans Telephon gerufen und mich gefragt, ob ich 
glaubte, erklären zu können, daß für den Fall, 
daß Frankreich neutral bliebe, in einem deutſch⸗ 
ruſſiſchen Kriege wir die Franzoſen nicht an⸗ 
griffen.“ Dieje beiden Nachrichten gaben die 
Möglichkeit, daß die beiden Weſtmächte in den 
Krieg nicht mit eingriffen. Da Rußland nur im 
Vertrauen auf die tätige Unterſtützung ſeiner 
Dreiverband⸗Genoſſen ſich ſoweit vorgewagt 
hatte, ſo war zu erwarten, daß es allein den 
Krieg nicht riskieren würde. In Berlin erklärte 
man ſich mit Freuden bereit, den engliſchen Vor⸗ 
ſchlag anzunehmen, wenn England die Bürg- 
ſchaft für Frankreichs Neutralität überneh me. 
Bis zum 3. Auguſt, abends 7 Uhr, wollte man 
eine zufagende Antwort Englands erwarten 
und bis dahin die deutſchen Truppen diesſeits 
der Grenze halten. Die engliſche Antwort war 
niederſchmetternd. Grey erklärte, ſo habe er 
die Sache nicht gemeint. Es ſei ſelbſtverſtändlich, 
daß, wenn Frankreich neutral bliebe, natürlich 
auch DSeutſchland nicht in den Kampf eingreifen 
dürfe. Ob tatſächlich ein Mißverſtändnis vor⸗ 
liegt, oder ob Grey unter dem Einfluß Frank⸗ 
reichs und der kriegeriſch geſonnnenen Mit⸗ 


glieder des Kabinetts eine Schwenkung machte, 
iſt noch nicht klar geſtellt. Jedenfalls beſchloß 
die Mehrheit des engliſchen Kabinetts am 2. 
Auguft den Krieg. Die Miniſter John Burns, 
Lord Morney und Srevelpan ſchieden daraufhin 
aus dem Kabinett aus. Zwei Gründe bewogen 
die Mehrheit im Kabinett zu dieſem für England 
ſo folgenſchweren Entſchluß. Einmal glaubte 
man Frankreich die Bundestreue halten au 
müſſen. Auf der anderen Seite aber ſprach die 
Befürchtung mit, daß Deutſchland mit Frank⸗ 
reich und Rußland allein, vielleicht ſo gar ſehr 
leicht und ſchnell fertig werden und damit eine 
ſchwer zu bekämpfende Vor machtſtellung auf 
dem Kontinent erlangen würde. Die Verletzung 
der belgiſchen Neutralität hat erſt in dritter 
Linie mit geſpielt. 

Die Verletzung der bel giſchen 
Neutralität iſt einem korrekten Juriſten 
wie Bethmann Hollweg natürlich außeror dent⸗ 
lich ſchwer gefallen. Aber der General ſtab beſtand 
mit voller Energie auf dem Schlieffenſchen 
Kriegsplan, der den urch marſch durch Belgien 
zur Borausſetzung hatte. Am 2. Auguft abends 
verlangte der deutſche Geſandte in Brüſſel mit 
einer Friſt von 12 Stunden, daß Belgien den 
Durchmarſch der deutſchen Armee durch ſein 
Gebiet dulden ſolle. Kurz und ſtolz lehnten die 
Belgier dieſe Forderung ab, und in der Nacht 
vom 3. zum 4. Auguſt rückten die deutſchen 
Truppen in Belgien ein. Inzwiſchen war an 
Frankreich der Krieg erklärt wor⸗ 
den, als Grund waren Uebergriffe franzöſiſcher 
Flieger angegeben wor den, die auch heute noch 
nicht klar zu beweiſen ſind. Die Kriegserklärung 
Englands war eine natürliche Folge der voran⸗ 
gegangenen Ereigniſſe. Oeſterreich, um deſſent⸗ 
willen der Konflikt entſtanden war, war In- 
zwiſchen ziemlich in den Hintergrund gedrängt 
worden. Da man es ſo wenig beachtete, hielt 
man es in Wien nicht einmal für notwendig, die 
diplo matiſchen eziehungen zu Rußland abzu⸗ 
brechen. Man nahm ſich bis zum 6. Auguſt Zeit, 
ehe man die Kriegserklärung an Rußland aus⸗ 
ſprach. 5 Ne 

Italien griff in den Krieg nicht ein. 
Obwohl man mit italieniſcher Hilfe gerechnet, 
und ſogar ſchon die Plätze beſtimmt hatte, die 
italieniſche Truppen einnehmen follten, hatte 
man, weil man Indiskreditionen befürchtete, 
die Regierung in Rom nicht eingeweiht. Dies 
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Vorgehen der öſterreichiſchen Regierung ver- 
ſtieß klar gegen den Oreibundvertrag, der in 
feinem 7. Artikel bei Unternehmungen auf dem 
Balkan eine Benachrichtigung zur Pflicht machte. 
So mußte das Ultimatum an Serbien, das in 
Nom erſt nach Ueberreichung bekannt wurde, 
verletzend wirken. Oeſterreich hätte die Staliener 
vielleicht aber ſchnell verföhnen können, wenn 
es ihnen als Preis für die Hilfe das Trentino 
gegeben hätte. Berlin war für dieſe Löſung. 
Aber die Wiener Regierung meinte, daß die 
Neutralität Italiens ſicher ſei, und daß man ihre 
tätige Mithilfe nicht brauche. So konnten die 
Italiener mit Recht, als der Krieg ausbrach, 
ſagen, daß der Bündnisfall für ſie nicht gegeben 
fei. In Berlin war man, obwohl man den Fta⸗ 
lienern keinen Rechtsbruch vorwerfen konnte, 
ſehr erbittert, und Kaiſer Wilhelm hat feiner 
Empörung ſehr draſtiſch Ausdruck gegeben, indem 
er Giolitti einen „unerhörten Schuft“ und den 
König Viktor Emanuel einen „Schurken“ nannte. 


DER VERLAUF 


Wer gerecht die letzten Zeiten vor dem 
Weltkriege betrachtet, der wird der deutſchen 
und vor allen Dingen der öſterreichiſchen Diplo- 
matie manchen Vorwurf nicht erſparen können. 
Wenn man aber eine Schuldfrage erheben will, 
fo ift die Schuld ebenſo leicht auf der Gegenſeite 
wie bei uns zu finden. Bei ſolchem weltgeſchicht⸗ 
lichen Geſchehen, das am beſten mit einem ſich 
konſequent entwickelnden Krankheitsprozeß zu 
vergleichen iſt, wird man am beſten überhaupt 
die Schuldfrage ausſchalten. Hier 
handelt es ſich viel eher um ein ſchweres Der- 
hängnis, als um die Schuld einzelner oder 
ganzer Macht gruppen. Beth mann Hollweg hat 
vielleicht ganz richtig am 30. Juli geäußert: 
„Es ſei traurig, ſagen zu müſſen, daß gewiſſer⸗ 
maßen durch elementare Kräfte 
und die langandauernde Verhetzung zwiſchen 
den Kabinetten möglicherweiſe ein Krieg 
entfeſſelt würde, den kein Staat 
wolle,“ 


DES.KRIEGES 


IIC) T TENDN 


Himmel ſtanden, hatten natürlich 

den großen Generalſtab veranlaßt, 

die militäriſche Lage unſerer vor⸗ 
ausſichtlichen Gegner genau zu prüfen. Daß die 
militäriſchen Stellen ſehr ſorgfältig gearbeitet 
und die Lage — die militäriſche wie die politiſche 
— ſehr genau überſehen haben, das ergibt ſich 
aus einer Denkſchrift, die der Chef des 
Generalſtabes, Generaloberſt v. Woltke, be- 
reits 1911 dem Reichskanzler übergeben hat. 
Wir können die militäriſche Lage bei Ausbruch 
des Krieges nicht klarer und beſſer darlegen, als 
es Moltke in dieſer Senkſchrift getan hat. Es 
heißt da unter anderem: 

„Die heutige politiſche Gruppierung 
Europas wird menſchlicher Vorausſicht nach 
einen zwiſchen Frankreich und Deutfchland 
iſolierten Krieg unmöglich machen 
Scheidet man die Türkei als unbeteiligt, 
Italien als unſicher aus den Erwägungen 
aus, ſo bleiben als ſichere Faktoren, mit denen 
zu rechnen iſt, nur die vereinigten Streit- 
kräfte Seutſchlands und Oeſterreichs, die 
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P ie Gewitter, die ſtändig am politiſchen 


einer Koalition Frankreich, England, Ruß- 
land entgegengeſtellt werden können, und 
dieſe Koalition wird ihre geſamten militäri⸗ 
ſchen Kräfte, ohne durch anderweitige poli⸗ 
tiſche Verwicklungen behindert zu ſein, gegen 
die verbündeten Monarchien einſetzen 
können.“ 

Ueber die großen Rüſtungen der Entente 
äußert ſich Moltke 1911 und 1914 wie folgt: 

„Rußland hat feine bis dahin (1911) 
friedensmäßig beſtehenden Reſerven und 
Feſtungstruppen in 6 neue Korpsverbände zu⸗ 
ſammengeſetzt und ſie zu aktiven Armeekorps 
umgewandelt. Es hatte 1914 die 3% und 4%- 
jährige Dienſtzeit. 

England kam heute (1910 eine Armee 
von 150 000 Mann auf dem europäiſchen Kriegs- 
ſchauplatz einſetzen. 

Frankreich unterhält unter ſchärfſter 
Inanſpruchnah me ſeiner Bevölkerung ein Heer, 
das an Friedenspräſenzſtärke der des deutſchen 
faft gleichkommt, und deſſen Kriegsſtärke (1911) 
nach Abzug der in Afrika unentbehrlichen Trup⸗ 
pen nur unweſentlich hinter uns zurückbleibt. 


Seine vier großen Grenzfeſtungen Verdun, 
Soul, Epinal und Belfort find mit allen Mitteln 


moderner Technik ausgebaut und durch eine 


Reihe von Sperrforts mit einander verbunden. 
Dabei nützt es ſeine Volkskraft in einer Weiſe 


aus, hinter der Seutſchland weit zurückbleibt. 


Selbſt nach Surchführung des jetzigen (1911) 
Friedenspräſenz-Geſetzes, das erſt 1915 wirkſam 
wird, wird Seutſchland im Verhältnis zu feiner 
Bevölkerungsziffer nur O, 865 % einziehen, wäh- 


rend Frankreich ſchon jetzt 1,22% in das Heer 
einftellt.“ Kurz danach hatte dann Frankreich 
unter Aufſtellung eines neuen Armeekorps die 
Zjährige Dienſtzeit wie der eingeführt. Auf eine 
Mitwirkung gtalzens und Rumäniens, mit dem ja 
auch ein Bündnis beſtand, hat Moltke ſcheinbar nie 
gerechnet. Sie Stärke der Parteien zu 
Beginn gibt die folgende Tabelle, die zu meiſt die 
von dem Generalſtabs major Noſſe im „Hand- 
buch der Politik“ errechneten Zahlen benutzt. 


DIE KRIEGS- UND FRIEDENSSTÄRKEN 
DER ARMBEN BEI KRIEGSAUSBRUCH 


(EINS OHL. 


O F HFI Z I E R E) 


DEUTSCHLAND ee e 


77ͤö;à — 


... ͤ . U 
Die Feldarmeen 
| Friedensſtärke | Kriegsſtärke e ee e 
JJ... ?—ͤ—ᷓ—4 

Deutſches Rib - - - 7 761 000 3.900.000 2019000 
Oefterteih-Ungatn - = 7 456 000 2500 000 1400 000 

En | | I —8 
Zuſammen 1197 eee e 6 400 000 | 3419 000 


DALE „ N DER 


— nn mn 


— —T—T————— 


Franke = 882 000%) 
Auplaneme 8 2520000 

Heimat 138 500?) 
enten Kolonien 109 5003) 
Belgten 61000 
Serbiens 52000 


— — -b— 
\ über 31, Millionen | ca. 10,8 Millionen 


| Frie densſtärke 


Kriegsſtärke Feldarmeen 


4564 00050 2055 O05 
ca, 5000 000 3341 000 
549 000°) 200 O00 
109 500%) a 
ca, 300.000 200.000 
ca. 500 000 285 000 


TTT 
6 Millionen 


‚erdem 
3) 797 000 Franzoſen und 85000 Farbige und Fremdenlegionare; *) nur reguläre weiße Truppen, auß, 


Territoriale, Milizen und Farbige; ) einſchl. Farbige; ) nur Weiße, 


) nur Weiße und Farbige in Frankreich. 


Deutſchland 11 


außerdem 190 000 eingeborene Truppen; 
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DER RUEMARS CH 

Da man den Krieg fo ſchnell als möglich in 
Feindesland tragen mußte und erwarten durfte, 
daß Rußlands große Entfernungen und ſeine 
bekannte Schwerfälligkeit einen ſofortigen Ein⸗ 
marſch in deutſches Gebiet verzögern würden, ſo 
ſammelte man, einem früheren Plan Schlieffens 
folgend, die Heeresmaſſen im Weſten, um zu 
verſuchen, ſo tief wie möglich nach Frankreich 
hinein vorzuſtoßen. An der ca. 500 km langen 
Weſtgrenze marſchierten 7 Armeen auf. Ihre 
Führer waren General-Oberſt v. Kluck (1. Ar⸗ 
mee), General-Oberſt v. Bülow (2. Armee), 
General-Oberſt v. Haufen (3. Armee), General- 
Oberſt Herzog Albrecht v. Württemberg (4. Ar- 
mee), Kronprinz Wilhelm (5. Armee), Kron⸗ 
prinz Rupprecht von Bayern (6. Armee) und Ge⸗ 
neral-Oberſt v. Heeringen (7. Armee). Im Oſten 
ſchützte die rieſige Grenze von 1000 km nur 
eine — die 8. Armee unter General v. Pritt witz 
und Gaffron. Am 22. Auguſt übernahm den 
Befehl der 8. Armee General von Beneckendorff 
und Hindenburg. Das ſchleſiſche Landwehr⸗ 
korps machte den Vormarſch mit den Oeſter⸗ 
reichern mit. Den Oberbefehl übernahm der 
Kaiſer, Generalſtabschef war General-Oberſt 
von Moltke. 

Oeſterreich, das die Aufgabe hatte, 
bis zum Gelingen der deutſchen Pläne im Weſten 
die Ruſſen aufzuhalten, ſtellte 6 Armeen auf, 
von denen die beiden letzten (die 5. und 6.) unter 
dem Befehl des F3 M. Potiorek gegen Serbien 
und Montenegro marſchierten, während die 
Haupt macht (56 Infanterie-Truppen⸗Oiviſionen 
und 11 Ravallerie-Sruppen-Divifionen) die Ar⸗ 
meen Sankl, v. Auffenberg, v. Bruder mann und 
die Armee-Abteilung v. Köveß die Offenſive an 
der ruſſiſchen Front ergreifen ſollte. Zu dieſer 
Haupt macht ſollte dann noch die aus Ungarn 
kommende Armee v. Boehm ⸗Ermolli ſtoßen. Der 
Kaiſer hatte den Oberbefehl dem General der 
Infanterie Erzherzog Friedrich übertragen. Chef 
des Generalſtabes war: Gen. d. Inf. Frhr. Con⸗ 
rad v. Hötzendorf. 


Die Feinde. 
Frankreichs Mobilmachung iſt viel- 
leicht noch ſchneller vor ſich gegangen als die 
deutſche. Man zögerte mit der Eröffnung der 
Feindſeligkeiten, weil man überzeugt war, daß 
die ruſſiſche Dampfwalze bald die franzöſiſche 
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Oſtfront entlaſten müßte. Auch die Ankunft der 
kriegsbereiten engliſchen Truppen ſollte abge⸗ 
wartet werden. Hatte doch der engliſche General⸗ 
ſtab in Gemeinſchaft mit dem der Franzoſen und 
Belgier ſchon längſt das Eingreifen zu gemein⸗ 
ſamen Operationen vereinbart. Landungshäfen 
waren in erſter Linie: Boulogne, Calais, Dün- 
kirchen, ferner Cherbourg und Le Havre, in 
Belgien: Oftende und Zeebrügge. Die Franzo⸗ 
ſen marſchierten mit ihrer Haupt macht zwiſchen 
Belfort und Maubeuge auf. Oberbefehlshaber 
war General Joffre. Es wurden zunächſt 5 Ar- 
meen gebildet. Von der 1. wurde ſpäter die 
Armee d'Alſace (Pau), von der 5. die Armee 
de Lorraine abgezweigt. 

Das engliſche Expeditionskorps 
beſtand zunächſt nur aus 2 Armeekorps und einer 
Kavallerie diviſion. Unter Feldmarſchall Freuchs 
Kommando beſetzte das Korps die Linie zwiſchen 
Le Cateau und Maubeuge. 

Die Ruſſen hatten bekanntlich unter 
allerlei Vorwänden größere Truppenmaſſen in 
der Nähe der deutſchen und öſterreichiſchen 
Grenze zuſammengezogen. Das war ſchon eine 
Art von Mobilmachung. Zur Enttäuſchung der 
franzöſiſchen Verbündeten, ſoweit dieſe in der 
Preſſe zum Ausdruck kam, marſchierte aber die 
Haupt macht nicht nach Berlin, ſondern wandte 
ſich mit voller Wucht gegen Oeſterreich. 7 ſtarke 
Armeen ergriffen unter dem Oberbefehl des 
Gen. d. Kav. Nikolaus Nikolajewitſch die Offen- 
ſive. An der rumäniſchen Grenze ſtand eine 
ſchwache 8. Armee. Aus langſam nachrückenden 
ſtarken Reſerveformationen wurden bald drei 
weitere Armeen gebildet. 

Die Belgier hatten raſch 6 Armee- 
diviſionen und eine Kavallerie diviſion mobil ge⸗ 
macht und ließen ſie unter dem Oberbefehl 
König Alberts zwiſchen Brüſſel und der Maas 
auf marſchieren. 

Die Serben ftellten unter dem Oberbefehl 
des Kronprinzen Alexander 5 Armeen zu 3 bis 
5 Divifionen ins Feld. Die 4 Divifionen der 
Montenegriner beſetzten die Grenze und den 
Lo wzen. 


DIE KRIEGSERKLAÄRUNGEN 
1914. 

28. Juli Oefterreih-Ungern an Serbien. 

1. Aug. Deutſchland an Rußland. 

3. „ Deutſchland an Frankreich. 


4. Aug. England an Oeutſchland. 
5. „ Oeſterreich-Ungarn an Rußland. 
6. „ Serbien an Oeutſchland. 


7. „ Montenegro an Heſterreich-Ungarn. 


„ Oeſterreich-Ungarn an Frankreich. 
„ England an Oeſterreich-Ungarn. 

„ Montenegro an Seutſchland. 

„ Japan an Deutſchland. 

5. „ Oeſterreich-Angarn an Japan. 

7. „ Heſterreich-Ungarn an Belgien. 
2. Nov. Rußland an Türkei. 
5 

7% 


2 
27. 


„ England und Frankreich an Türkei. 


„ Belgien und Serbien an Türkei. 
1915. 
25. Mai Stalien an Oeſterreich-Ungarn. 
20. Aug. Italien an Türkei. 
14. Okt. Bulgarien an Serbien. 
15. „ England an Bulgarien. 
16. „B Frankreich an Bulgarien. 
19. „ Italien an Bulgarien. 
19. „ Rußland an Bulgarien. 


1916. 

27. Aug. Stalien an Oeutſchland. 
27. „ Rumänien an Oeſterreich-Ungarn. 
29. „ Deutſchland an Rumänien. 
50. „ Zürtei an Rumänien. 

1. Sept. Bulgarien an Rumänien. 

1917. 
6. April Amerika an Seutſchland. 


7. „ Cuba an Oeutſchland. 

8. „ Heſterreich an Amerika. 
9. „ Bulgarien an Amerika. 
10. „ Panama an Oeutſchland. 


22. Juli Siam an Oeutſchland und Heſterreich. 
14. Aug. China an Oeutſchland. 
11. Sept. China an Oeſterreich-Ungarn. 
Anter dieſen 45 Kriegserklärun⸗ 
gen hat alſo Seutſchland nur 3 abgegeben. 
Ferner brachen die Beziehungen zu uns 
ab: Bolivia, Braſilien, Ecuador, Griechenland, 
Guatemala, Haiti, Hedſchas, Honduras, Liberia, 
Nicaragua, Peru, Portugal und Uruguay. 


DER KRIEG IM WESTE N 


Unmöglich ift es, auf dem engen Raume, der 
uns zur Verfügung ſteht, den Verlauf des Welt- 
krieges in allen ſeinen Einzelheiten zu ſchildern. 
Um das fo tun zu können, daß jeder Feldzugs- 
teilnehmer die Bewegung ſeines Truppenteiles 


genau verfolgen kann, müßte unſer Buch den 
doppelten Umfang haben und dürfte dann nur 
dem Weltkriege gewidmet ſein. Wir müſſen 
uns im Rahmen des Gejamtaufbaues dieſer 
Arbeit halten und können nur in großen und 
groben Strichen den Verlauf der ungeheuren 
Kämpfe zeichnen, wobei eine Vergewaltigung 
der Einzelheiten nicht zu vermeiden iſt. 
Voraus geſchickt muß werden, daß wohl nie, 
ſolange es eine Kriegsgeſchichte gibt, ein Heer 
ſo heldenmütig und ſo ausdauernd einer zahlen⸗ 
mäßig und techniſch überlegenen Ueber macht 
ſtandgehalten hat. Führer und Truppen wett⸗ 
eiferten nicht nur in einzig daſtehenden Helden- 
taten, ſondern bewahrten auch in den ent⸗ 
nervenden Zeiten eines jahrelangen Stellungs⸗ 
krieges, ſowie beim Rüdzuge der gewaltigen 
Heeresmaſſen vorbildliche ſoldatiſche Oiſziplin. 
Was menſchliche Energie, was geiſtige und 
körperliche Ausdauer zu leiſten vermochten, das 
iſt ſowohl im Angriff wie in der Verteidigung 
von den deutſchen Heeren geleiſtet worden. 
Wenn ſchließlich die Widerſtandskraft der deut⸗ 
ſchen Sruppen gegen eine Uebermacht, die von 
der ganzen Welt immer wieder mit den beſten 
Kampf mitteln verſorgt wurde, erlahmte, ſo ge- 
ſchah es nur deshalb, weil alles menſchliche 
Wollen und Können eine Grenze hat, die auch 
die ſtärkſte Vaterlandsliebe und der energiſchſte 
Wille zum Siege nicht zu überſchreiten vermag. 
Bei Kriegsausbruch hatten die Mittel- 
mächte, denen im Oſten Rußland und Serbien, 
im Weſten Frankreich, England und Belgien 
feindlich gegenüberſtanden, ihre Kräfte wie folgt 
verteilt: Da man damit rechnen konnte, daß 
Rußland vor dem Ablauf einiger Wochen nicht 
entſcheidend eingreifen konnte, jo ſoilte die 
Maſſe des deutſchen Heeres im Weiten möglichft 
ſchnell eine Waffenentſcheidung herbeiführen, 
damit man dann mit größeren Streitkräften der 
ruſſiſchen Rieſenarmee gegenübertreten konnte. 
Zunächſt follte deswegen die öſterreich-ungariſche 
Armee zur Seckung der Heimat die Ruſſen in 
Schach halten. Außerdem ſollte eine öſterreichi⸗ 
ſche Armee unter dem General Potiorek in 
energiſchem Angriffe die Serben niederwerfen. 
Es beſteht wohl heute kein Zweifel darüber, 
daß, wenn die Seutſchen dem Gegner nicht zu- 
vor gekommen wären, die Ententetruppen ihren 
Vor marſch durch Belgien genommen hätten. Am 
dem Gegner zuvor zu kommen, war höchſte Eile 
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geboten. Ein in der Nacht vom s. zum 6. Auguſt 
unternommener Angriff auf Lüttich glückte 
nur zum Seil, bis dann am 16. Auguſt, im 
weſentlichen durch die Hilfe der ſchweren Ar⸗ 
tillerie, die Feſtung fiel. Für die belgiſchen 
Truppen wäre es Wahnſinn geweſen, ſich in 
offener Feldſchlacht dem an Zahl und militäri⸗ 
ſcher Tüchtigkeit weit überlegenen Gegner zu 
ſtellen. Die Belgier nahmen deswegen ihre 
Truppen nach Antwerpen zurück. Die deutſche 
erſte Armee ließ nur ein Korps zurück, um die 
Feſtung Antwerpen in Schach zu halten und 
ging gemeinſam mit der zweiten Armee gegen 
die Linie BrüffelNamur vor. Am 
24. Auguſt fiel Namur. Inzwiſchen hatte die 
dritte Armee die Maas überſchritten, und die 
vierte Armee war über die Ardennen vorge- 
drungen. Der franzöſiſche Gegenſtoß wurde 
ſchnell zum Halten gebracht und die franzöſiſchen 
Truppenmaſſen mehr und mehr ins eigene 
Land zurückgedrängt. Wenig Glück brachte auch 
den Engländern ihr erſtes militäriſches Ein⸗ 
greifen. Sie wollten über Mons hinaus vor⸗ 
gehen, wurden aber ſchnell ziemlich leicht zu⸗ 
rückgeworfen und fluteten bald weſtlich Mau- 
beuge zurück. Aehnlich erging es einem neuen 
Vorſtoß der Franzoſen bei Charleroi. Ueberall 
an der Nordfront mußten die Franzoſen weichen, 
und ſie ſuchten ſchließlich Schutz hinter der 
Maas. Am 26. Auguſt bereits fiel Lon gwy. 
Die Franzoſen ſetzten ſich überall tapfer zur 
Wehr, konnten aber der ſtändigen Zurückbiegung 
ihrer Front keinen Einhalt gebieten. Ernſtlichen 
und erfolgreichen Widerſtand konnten ſie nur 
unter dem Schutze ihres ſtarken Feſtungsgürtels 
leiſten. Der Vorſtoß auf Verdun mißlang. In⸗ 
zwiſchen drangen die erſte und zweite Armee am 
nördlichen Flügel unaufhaltſam vorwärts. Am 
28.—50. Auguft wurden die Franzoſen bei 
St. Quentin entſcheidend zurückgeworfen, 
am 26. Auguſt die durch franzöſiſche Truppen 
verſtärkten Engländer ſüdlich Cambrai ge 
ſchlagen. Einem weiteren Schlage entzogen ſich 
die Engländer dadurch, daß ſie ſich hinter die 
Marne zurückzogen. Das Ziel der deutſchen 
Heeresleitung war nicht nur, den linken Flügel 
der Gegner zu umfaſſen, ſondern auch den rech⸗ 
ten Flügel, der ſich an den ſtarken Feſtungs⸗ 
gürtel anlehnte, ernſtlich zu bedrohen. Man 
glaubte nach den faſt unerwarteten Erfolgen, 
die die deutſchen Steilfeuergeſchütze bei Ber⸗ 
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nichtung der belgiſchen Feſtungswerke bewieſen 
hatten, auch der franzöſiſchen Feſtungen Herr 
zu werden, und man verſuchte deshalb einen 
Durchbruch durch den franzöſiſchen Feſtungs⸗ 
gürtel zwiſchen Soul und Epinal. Wäre dieſer 
Durchſtoß gelungen, ſo wäre eine entſcheidende 
Niederlage des Gegners ſicher geweſen, und man 
hätte eine große Anzahl von Truppen für die 
bedrohte Oftfront frei gehabt. Aber der Verſuch 
mißlang. Die Maasforts oberhalb Verdun 
leiſteten dem erſten Anprall erfolgreichen Wider⸗ 
ſtand, und ein zweiter mit allen Mitteln und ver- 
fügbaren Kräften unternommener Angriff führte 
nur zur Eroberung des Forts Camp des No mains 
und zum Vortreiben einer keilförmigen Stellung 
bei St. Mihiel, Die hier gefeſſelten Kräfte 
konnten leider erſt ſo ſpät gelöſt und auf den 
rechten Flügel geworfen werden, daß ihre Hilfe 
dort zu ſpät kam. 

Der rechte Flügel der gewaltigen 
deutſchen Front war inzwiſchen bis tief nach 
Frankreich hinein vorgedrungen. Am 
3, und 4. September bereits hatte er die Marne 
überſchritten. Aber inzwiſchen hatte ſich durch 
dieſes unaufhaltſame Vordringen der Seutſchen 
das Kräfteverhältnis zwiſchen den beiden 
Gegnern etwas verſchoben. Die franzöſiſche 
Front wurde durch das Zurückweichen immer 
kürzer und damit in ſeinen einzelnen Teilen 
ſtärker, während die deutſche Front immer 
länger und dünner wurde, zumal ſie bei jedem 
Kilometer Vormarſch immer wieder Truppen 
zur Sicherung der Etappen abgeben mußte. 
Außerdem hatte der Nordflügel vier volle 
Armeekorps verloren. Ein Korps lag 
vor Antwerpen, ein zweites vor Maubeuge, je 
ein Korps der zweiten und dritten Armee war 
nach dem äußerſt bedrohten Oſten geworfen 
worden. Kritiker unſerer Tage meinen, daß 
man den rechten Offenſipflügel nicht in dieſer 
Weiſe hätte ſchwächen dürfen, und daß man 
die vier ſicherlich notwendigen Armeekorps 
beſſer vom linken deutſchen Flügel genommen 
hätte. Selbſtverſtändlich ging der Siegeszug der 
Truppen auch nicht ohne Marſch- und Kampf⸗ 
verlufte ab. Auf der Gegenfeite ſtand aber allein 
in dem Abſchnitt zwiſchen Paris und Verdun 
eine Million Fronttruppen, die ein günſtiges 
Eisenbahnnetz und ausgezeichnete Straßen für 
ihre Kraftfahrzeuge zur Verfügung hatten. Da 
der franzöſiſche Feſtungsgürtel ſchwerſten An⸗ 


griffen fo erfolgreich widerſtanden hatte, fo 
waren die Franzoſen außerdem in der Lage, 
ihrem rechten Flügel Truppen zu entnehmen. 
Als die franzöſiſche Heeresleitung erkannte, daß 
die deutſchen Truppen die Feſtungswerke von 
Paris rechts liegen laſſen und öſtlich an Paris 
vorbei marſchieren wollten, verſuchte ſie einen 
Entſcheidungskampf. Eine neu zufammenge⸗ 
ſtellte Armee machte einen gut angelegten Am⸗ 
faffungsangeiff gegen den deutſchen rechten 
Flügel, Es gelang zwar den Franzoſen nicht, 
den deutſchen Flügel einzudrücken, da General- 
oberſt von Kluck ſeine ſämtlichen Truppen noch 
rechtzeitig wieder über die Marne zurückge⸗ 
nommen hatte, aber es war doch zwiſchen der 
erſten und der unter Generaloberſt von Bülow 
heftig kämpfenden zweiten Armee eine Lücke 
entſtanden, die nur durch Kavallerie verſchleiert 
wurde. Hier brachen nun Engländer ein, und 
zwar mit dem Erfolge, daß am 9. September 
die erſte Armee auf Soiffons, die zweite 
Armee auf Reims zurückgenommen werden 
mußte. Die benachbarten Armeen mußten 
ſich naturgemäß zur Schaffung einer neuen 
einheitlichen Kampffront dieſer Nüd- 
wärtsbewegung anſchließen. Die 
Franzoſen feiern noch heute dieſe ſo genannte 
„Marneſchlacht“ als einen großen fak⸗ 
tiſchen Sieg. Damals haben fie ihre Lage nicht 
ſo günſtig beurteilt, denn ſie drangen nur lang⸗ 
ſam und taſtend den zurückgenommenen deut⸗ 
ſchen Streitkräften nach. Als ſie ſchließlich die 
Situation erkannten und ſchärfer nachdrücken 
wollten, wurden ſie erfolgreich abgewieſen. Es 
begann nun auf beiden Seiten der ſogenannte 
‚Wettlauf nach dem Meeres, bei 
dem fi die Seutſchen mit Hilfe kleiner Teilan⸗ 
griffe in der Verteidigung hielten. Bis dann am 
10. Oktober nach nur 12tägiger Belagerung 
Antwerpen fiel und mit den Belage- 
rungstruppen auch neuer Erſatz aus der Heimat 
zur Verfügung ſtand. Man beabſichtigte, bei 
der Bſer durchzudringen, um den linken 
franzöſiſchen Flügel zu umfaſſen. Die zahlen⸗ 
mäßige Ueberlegenheit der Gegner (man ſchätzt, 
daß ſie eine halbe Million betrug) und die nicht 
genügende Schulung der Erſatztruppen ver⸗ 
hinderten die Verwirklichung dieſes Planes. 
Trotz allen Heldenmutes und trotz aller Opfer⸗ 
bereitſchaft der deutſchen Soldaten gelang der 
bei Bpern geplante Durchbruch nicht. Er wäre 


vielleicht gelungen, wenn nicht die wankend ge- 
wor dene engliſche Front durch friſche franzöſiſche 
Truppen rechtzeitig verſtärkt worden wäre. Als 
man die Ausſichtsloſigkeit eines weiteren Vor⸗ 
marſches einſah, und weil man größere Truppen⸗ 
maſſen auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatze drin⸗ 
gend brauchte, entſchied man ſich auf der ganzen 
Weſtfront für den Stellungs krieg. „Der 
Uebergang zu dieſem iſt nicht aus freiem Ent⸗ 
ſchluß des Generalſtabschefs, ſondern unter dem 
harten Druck der Notwendigkeit erfolgt. Sehr 
früh erkannte man jedoch, daß dieſe Art der 
Kriegsführung, abwechſelnd mit ſchweren, wohl⸗ 
vorbereiteten Schlägen gegen Teile des Feindes, 
die einzige war, durch deren Anwendung man 
hoffen konnte, den Krieg, ſo wie ſich die Lage 
der Mittelmächte durch die Ereigniſſe an der 
Marne und in Galizien geſtaltet hatte, zum guten 
Ende zu bringen. Nur durch ihren Gebrauch hat 
Seutſchland feine Grenzen dauernd zu halten 
vermocht.“ (v. Falkenhayn, Die oberſte Heeres 
leitung 1914—1916, Seite 34.) Mit dem letzten 
Satze iſt der weſentlichſte Grund für die Wahl 
des Stellungskrieges gegeben. In einer Aus 
dehnung von 750 Kilo metern lief die 
feſt ausgebaute deutſche Stellung vom Aermel⸗ 
Kanal bis zur Schweizer Grenze. Die Art des 
Stellungskrieges ſtellte die ſchwerſten Anforde⸗ 
rungen an die Nervenkraft der deutſchen Truppen, 
zu mal der Munitionsreichtum, über den die 
Gegner dank der amerikaniſchen Lieferungen 
verfügten, dieſen eine unbeſchränkte Betätigung 
der Artillerie geſtattete. Man hätte ja die Mög- 
lichkeit gehabt, den Gegner verſchiedentlich in 
den einzelnen Frontabſchnitten durchbrechen zu 
laſſen, umihn dann zu vernichten, aber manhätte 
bei dieſer Schwächung des Gegners auf die 
Sauer bedeutende Gebiete des jetzt beſetzten 
feindlichen Landes aufgeben müſſen. 

In der zweiten Hälfte des Auguft hatten 
die Franzoſen zunächſt erfolgreich einen Bor⸗ 
ſtoß in das o bereElſaß unternommen, 
hatten dann aber die eroberten Strecken nicht 
lange halten können. Landwehrleute waren es 
in der Hauptſache, die hier die Grenze ſchützten 
und die Franzoſen bis auf einen ſchmalen 
Streifen deutſchen Landes, der ihnen richt zu 
entreißen war, über die Grenze zurückdrückten. 
Es begann nun auf beiden Seiten ein Sappen- 
und Minenkrieg mit wechſelndem Erfolge für 
beide Seiten. Berſchiedentlich rafften die 
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Gegner alle ihre Kräfte zu entſcheidenden Dor- 
ſtößen zufammen. Aber weder in der Winter- 
ſchlacht in der Champagne noch bei 
St. Mih iel erzielten unſere Gegner Erfolge. 
Auch die Loretto- Schlacht, die ſich 
nördlich von Arras abſpielte, und die Anfang 
Mai 1915 begann, erzielte im Verhältnis zu 
den Opfern an Menſchen und Munition nur 
geringe örtliche Vorteile. Immer mehr ver⸗ 
ſchob ſich das zahlenmäßige Verhältnis auf 
beiden Seiten. Während im Mai 1915 noch 
1900000 Seutſche 2 450 000 Feinden gegen- 
überſtanden, waren es Mitte Juli desjelben 
Jahres nur noch 1800000 Seutſche gegen 
2850 o00 Mann feindlicher Truppen. Auch der 
Maſſenangriff, der im September gleichzeitig an 
zwei Stellen in der Champagne mit 35 und im 
Artois mit 31 Divifionen vorgetragen wurde, 
erzielte nach tagelangem Trommelfeuer, das die 
deutſchen Gräben zum Zeil völlig einebnete, 
nur geringe Einbuchtungen der deutſchen Front, 
die ſich im übrigen als durchaus widerſtandsfähig 
erwieſen hat. 

Immer neue Truppenmaſſen waren in der 
Heimat und hinter der Front ausgebildet worden. 
Saft ½ Million Mann mehr als Mitte Sep- 
tember 1915 zählten die Truppen im Weſten 
Anfang Februar des folgenden Jahres. Die 
Gegenſeite war ihnen trotzdem noch um etwa 
1 Million Truppen überlegen. Da das engliſche 
Heer, das ein ausgezeichnetes Erſatzmaterial 
hatte, inzwiſchen zu anſehnlicher Größe gewach⸗ 
ſen war, und man auf eine Offenſive des Feindes 
gefaßt ſein mußte, ſo wollte man dieſer durch 
einen Angriff zuvorkommen. Mit allen verfüg⸗ 
baren Kräften ſollte verſucht werden, Ver- 
du n, das ein Eckpfeiler der franzöſiſchen Front 


war, zu nehmen. Der deutſche Angriff hatte zu⸗ 


nächſt große Erfolge, führte aber ſchließlich zu 
der Dau erſchlacht im Maas gebiete, 
die außerordentlich viel Blut koſtete. Freilich 
mehr auf feindlicher als auf deutſcher Seite. Die 
Verluſte der Franzoſen ſollen mehr als das 
Doppelte der deutſchen Verluſte betragen 
haben, denn vom Februar bis Mitte Juni 1916 
haben ſich 70 franzöſiſche Divifionen zur Der- 
teidigung von Verdun faſt verblutet. Anfang 
Juni begannen die Engländer an der So mme 
eine Entlaſtungsoffenſive. Auch dieſe hätte ab- 
gewehrt werden können, wenn nicht die An- 
fangserfolge der Ruſſen bei ihrer Offenſive in 
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Oſtgalizien dort deutſche Truppen dringend er- 
forderlich gemacht hätten. So mußten die An- 
griffe auf Verdun eingeſtellt werden und die 
Truppen an der Somme infolge des fehlenden 
Erſatzes außerordentlich ſchwere Zeiten durch- 
leben. Der überlegene Feind führte nur aus- 
gerubte Truppen in die Schlacht, während die 
deutſche Kampftruppe bei ihrer geringen Zahl 
nur ſelten in Ruhe gehen konnte. Dazu kam noch, 
daß die Engländer techniſche Kampfmittel in 
großer Menge verwenden konnten. Zäheſten 
Widerſtand leiſteten die deutſchen Truppen in 
dieſen unaufhörlichen blutigen Kämpfen. Der 
ganze Erfolg der Gegner beſtand nach monate- 
langen Kämpfen darin, daß die deutſche Front 
zwiſchen Bapaume und Peronne um nur 10 Kilo- 
meter zurüdweichen mußte. Der engliſche Surch⸗ 
bruch war nicht gelungen. um den Mangel an 
Material auszugleichen, wurde von der deutſchen 
Induſtrie unter Einziehung der zum vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſt Verpflichteten 
das ſogenannte Hindenburg Pro- 
grammdurch geführt, bei deſſen Bewäl- 
tigung die deutſche Industrie eine unerhörte Pro- 
duktionskraft bewies. Das dadurch gewonnene 
Kriegsmaterial trat zum erſten Male im No- 
vember in Wirkſamkeit, bei dem ſogenannten 
Gegenſtoß von Cambrai, der den 
Engländern einen wenige Tage zuvor mit Hilfe 
der Tanks erzielten großen Geländegewinn 
wieder entriß. Die Angriffsluſt der Gegner 
ſchien gebrochen zu ſein. Man wartete ſcheinbar 
auf das Eingreifen der verſprochenen militäriſchen 
Hilfe Amerikas. Für Deutfchland aber hatte ſich 
nach dieſerr erfolgreichen Abwehr die Sache in- 
ſofern günſtiger geſtaltet, als der Krieg mit 
Rußland nach der entſcheidenden Staatsum⸗ 
wälzung, die dort eingetreten war, feinem 
Ende entgegenging und man hoffen 
konnte, im nächſten Jahre an der Oſtfront nicht 
mehr kämpfen zu brauchen. 

Es war klar, daß die deutſche oberſte Heeres⸗ 
leitung ſogleich nach dem Zuſammenbruch Ruß- 
lands, der ihr größere Truppenmaſſen freigab, 
verjuchen würde, im Weſten militäriſche Erfolge 
zu erzielen. Ein ſolcher Erfolg war natürlich nur 
zu erreichen durch eine Offenſive großen 
Stils. Als man ſich zu ihr entſchloſſen hatte, 
traf man aufs ſorgfältigſte alle Vorbereitungen. 
Man ſammelte vor allen Dingen rieſige Maſſen 
von Kriegs material an, was jetzt nach der völligen 


Durchführung des Hindenburg-Programms mög- 
lich geworden war. Denn der Krieg hatte ſich 
ja mehr und mehr zu einem Materialkrieg 
entwickelt. Für den Vorſtoß wählte man von 
allen Fronten ſorgfältig die beſten Truppen 
aus und ließ ihnen eine beſondere Schulung zu- 
teil werden, die hinter der Front vorgenommen 
wurde. In ganz kurzer Zeit mußten Führer 
und Truppen mit einer neuen Technik vertraut 
gemacht werden, die in der Hauptſache darauf 
hinzielte, die immer koſtbarer werdenden Men- 
ſchenleben zu ſparen. Die Truppe, die ſolange 
im Stellungskampf gelegen hatte, mußte manches 
von der früher geübten Taktik vergeſſen lernen 
und an den Gedanken gewöhnt werden, daß das 
Kriegsmaterial das wichtigſte und weſentlichſte 
leiſten ſollte. Der rieſige Angriff war ſo gedacht. 
Ein ungeheures Trommelfeuer ſollte die Stel⸗ 
lung des Gegners erſchüttern, darauf ein um⸗ 
faffender Gasangriff die feindliche Artillerie 
außer Gefecht ſetzen. Dann erſt ſollte die In⸗ 
fanterie vorgehen; und zwar nicht allein, ſondern 
gemeinſam mit leichter Artillerie und fahrbaren 
Maſchinengewehren und Minenwerfern. Auf 
Tanks hatte man bewußt verzichtet, um die Be⸗ 
laſtung der Induſtrie nicht allzu ſehr zu über- 
ſpannen. Den Angriff gleichmäßig auf einem 
großen Seile der Front vorzutragen, war bei 
dem beſchränkten Material und bei den ge- 
ſchwächten Truppenkörpern natürlich nicht mög- 
lich. So konzentrierte man den Angriff von 
62 Oiviſionen, die man in die 2. die 17. und 
18. Armee eingeteilt hatte, auf den eilabſchnitt 
z wiſchen Arras und La 5 
Am 31. März 1918, 5 Ahr 30 früh, begann 
ein Trommelfeuer von ungeheurer Heftigkeit 
auf die feindlichen Batterien. um 6 Ahr wurde 
das Feuer in gleicher Stärke auf die Gräben ge⸗ 
legt und um 8410 Uhr begann die deutſche 
Artillerie allmählich ihr Feuer feindwärts vor⸗ 
zutragen. Die Infanterie folgte, in loſe Gruppen 
aufgelöſt, den vorwärtsſchreitenden Artillerie 
geſchoſſen und brach faſt überall in die erſte 
Linie des Gegners ein. Die 2. und die 18. Armee 
hatten bald in voller Frontbreite die zweite 
Stellung des Feindes genommen, während die 
17. Armee von vornherein mehr zähen Wider⸗ 
ſtand fand, der ſich beim weiteren Vorwärts 
drängen immer mehr verſtärkte. Im ſcharfen 
Vorſtoß erreichte die 2. Armee bei Albert die 
Anere, die 18. Moreuil und Montdidier. Dort 


aber ſchwächte ſich die faſt übermenſchliche 
Offenfiotraft der Truppen ab. Der Erfolg dieſes 
für die Feinde völlig überraſchenden Vorſtoßes 
war nicht nur ein beträchtlicher Geländegewinn 
und eine reiche Beute an Kriegs- 
material, ſondern die Bevölkerung der 
Feindſtaaten merkte auch deutlich, daß es mit 
dem Zuſammenbruch der deutſchen Armee, von 
den man täglich in ihren Zeitungen leſen konnte, 
doch nicht ganz richtig ſein könne. Denn die 
Ziffern der 90000 Gefangenen, der 1200 
Geſchütze und vieler Tauſende von Maſchinen⸗ 
gewehren konnten doch auch in den Feindſtagten 
nicht auf die Sauer verheimlicht werden. 

Aber zur ſtrategiſchen Ausnützung dieſes 
taktiſchen Erfolges fehlten der deutſchen Heeres⸗ 
leitung die Kräfte. Es ergaben ſich durch das 
Vorwärtsdrängen der Front fogar allerlei Nach⸗ 
teile, Denn die Front war länger geworden, 
und man mußte mit vieler Mühe über völlig 
zerſtörte Trichterfelder erſt Verbindungswege 
zur Etappe ſchlagen. 

Aber Ludendorffs Offenfivgeift, der bei der 
faft verzweifelten Situation in der Offenſive 
die einzige Hoffnung auf Beſſerung der Lage ſah, 
erlahmte nicht. Nach kurzer Zeit gelang es ihm, 
eine neue erfolgreiche Offenſive ins Werk zu 
ſetzen. Nach ſorgfältiger Vorbereitung unter⸗ 
nahm man einen überraſchenden Angriff auf 
den hart umſtrittenen Kemmel und eroberte 
ihn am 25. April. Damit kam das Höhenge- 
lände von Wytſchaete in deutſche Hand. Die 
Beute betrug 50 000 Gefangene und 450 
Geſchütze. Nur einen Monat wurde den Truppen 
Ruhe gegönnt. Dann ging man am Chemin 
des dames zu einem dritten Angriff vor. Auch 
hier führte eine ſorgfältige Vorbereitung zum 
Ziele. Die ſtark befeſtigte franzöſiſche Stellung 
wur de überrannt. Die Aisne wurde überſchritten, 
und am 30. Mai hatten die deutſchen Truppen 
wieder die Marne erreicht. Bald nahmen ſie 
auch Soiſſons und ſtießen bis vor Reims vor. 
Auf Seiten der Feinde herrſchte eine Beun⸗ 
ruhigung, die an Beſtürzung grenzte. Man ver- 
gap die kleinen Eiferfüchteleien unter den Füh⸗ 
rern, die bei einer Koalition ja unvermeidbar 
ſind, und ernannte den Marſchall Foch zum ge⸗ 
meinſamen Oberbefehlshaber der alliierten 
Truppen. Der durch ihn ſtraffer organiſierte 
feindliche Widerſtand machte ſich bald bemerkbar, 
und am 5. Zuni ſah ſich die deutſche oberſte 
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Heeresleitung genötigt, die Offenſivkämpfe ab- 
zubrechen, da weitere Verluſte die Geſamt⸗ 
fituation gefährdet hätten. Auch die dritte Offen⸗ 
five hatte ganz gewaltige äußere Erfolge gehabt. 
Man hatte 65000 Gefangene gemacht, 
700 Geſchütze, 2 500 Maſchinengewehre, ſowie 
Munition, Lebensmittel und Kriegsgerät in 
großer Maſſe erbeutet. Aber dieſe Erfolge 
hatten auch außerordentlich viel Blut gekoſtet. 
Der Erſatz für die gelichteten Bataillone war 
kaum mehr aus der Heimat zu beſchaffen, dazu 
machte eine heftige Grippe-Epidemie noch einen 
Teil der Truppen kampfunfähig. 

Marſchall Foch, ebenſo klug wie 
willensſtark, wußte die augenblicklichen Schwächen 
des Gegners ſofort zu nützen und bereitete jorg- 
fältig eine großzügige Gegenoffenſive vor. Man 
hatte nach den neuerlichen deutſchen Erfolgen 
den Transport der amerikaniſchen Truppen in 
jeder erdenklichen Weiſe beſchleunigt, und ſo 
ſtanden dem Marſchall eine Menge ganz friſcher 
Diviſionen zur Verfügung, die das, was ihnen 
an Kriegserfahrung und Ausbildung fehlte, 
durch beſtes techniſches Kriegsmaterial erſetzen 
konnten. Ludendorff ſah die drohende Gefahr 
und bot ſeine ganze Energie auf, eine erneute 
Gegenoffenſive zuſtande zu bringen. Der An⸗ 
griff ſollte in der Champagne erfolgen; an ihn 
follte ſich eine Offenſive in Flandern direkt an- 
ſchließen. Auch dieſer Angriff war auf das 
ſorgfältigſte vorbereitet. Er fand aber eine ſo 
zielbewußte Abwehr, daß man denen wohl recht 
geben muß, die behaupten, daß die deutſchen 
Pläne dem Gegner durch Verrat bekannt ge- 
weſen ſein müſſen. Trotzdem wurden Zeil- 
erfolge erzielt. Bis der Feind durch ein plan⸗ 
mäßiges Zurückgleiten die nachdrängenden Geg- 
ner bis in ſeine zweite feſt ausgebaute Stellung 
lockte, ohne daß die deutſche Artillerie der In⸗ 
fanterie hätte folgen können. Da ein Sturm 
unter dieſen Umſtänden ungeheure Opfer ge- 
fordert hätte, mußte die Offenſive abgebre hen 
werden. Auch die Operationen gegen Reims 
waren jetzt nicht mehr durchzuführen. 

Dieſen Augenblick der Ermattung benutzte 
nun Foch, um mit feiner gewaltigen Gegen⸗ 
offenſive einzuſetzen. Er drängte die 
Seutſchen langſam aber ſtetig zurück und zwang 
fie dazu, ſtets in der Abwehr zu bleiben. Dem 
ungeheuren Aufwand von Menſchen und Mate- 
rial konnte ſchließlich die deutſche Front nicht 
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mehr Stand halten. Des Schlußaktes dieſer 
Tragödie ſoll ſpäter noch gedacht werden. 

Wenn man von den großen militäriſchen 
Erfolgen des Weltkrieges ſpricht, darf man nicht 
vergeſſen, auch dieſe Kämpfe des Jahres 1918 
rühmend zu erwähnen. Führer und Mann- 
ſchaften haben in dieſem Offenſivkampfe nach 
dreijährigem Abwehrkrieg Angeheuerliches ge⸗ 
leiſtet. Kurz ehe das Völkerringen zu Ende 
ging, erwarb das deutſche Heer noch einmal 
unvergänglichen Waffenruh m. 


DER KRIEG IM OSTEN 


Es wurde ſchon darauf hingewieſen, daß 
der Plan des deutſchen Generalſtabes bei einem 
Zweifrontenkriege damit rechnete, daß Rußland 
ziemlich ſpät erſt aktiv in die Kämpfe würde 
eingreifen können. Die Haupt macht der deut⸗ 
ſchen Truppen war darum nach dem Weſten ge⸗ 
worfen worden. An der ruſſiſchen Front ſtand 
in Oſtpreußen der Generaloberſt von Prittwitz 
und Gaffron mit nur 4½ Armeekorps und 
einer einzigen Kavalleriediviſion. Das Land- 
wehrkorps, das Generaloberſt von Woyrſch in 
Schleſien gebildet hatte, ſtieß verabredungs- 
gemäß zu der öſterreichiſchen Oſtarmee, die 
zunächſt auch nur 750 000 Mann ſtark war. Die 
öſterreichiſche Armee hatte die Aufgabe, die 
Ruſſen auf ſich zu locken und ſie 
möglichſt lange zu feſſeln. Conrad von Hötzen⸗ 
dorf, der öſterreichiſche Heerführer, hat dieſe 
Aufgabe auch glänzend gelöſt. Denn nach den 
Vereinbarungen mit Frankreich ſollte Rußland 
mit feiner Haupt macht durch Oſtpreußen und 
Schleſien in das Herz Deutfehlands, nach Berlin 
vorſtoßen. Es erregte in Paris ſtärkſte Ent⸗ 
rüſtung, als man hörte, daß die Ruſſen 5 
von ihren 8 Armeen gegen Oeſterreich mar⸗ 
ſchieren ließen, mit dem ſie wohl ſehr leicht 
fertig zu werden glaubten, während nur 2 Ar⸗ 
meen, die noch dazu getrennt marſchierten, in 
Oſtpreußen angeſetzt wurden. Die beiden ruſſi⸗ 
ſchen Armeen, befehligt durch die Generäle 
Rennenkampfund Samſono w, kamen 
ziemlich langſam vorwärts. Aber doch viel 
ſchneller als man in Berlin erwartet hatte. Dazu 
kam, daß ſie wohl auf heftige Forderungen 
Frankreichs hin, zunächſt alle ruſſiſchen Reſerven 
zugeſandt bekamen. um die gefährliche Ver⸗ 
einigung der beiden Armeen zu verhindern, ſah 


ſich Generaloberft von Prittwitz gezwungen, 
trotz feiner ſchwachen Kräfte (es ſtanden 200 000 
Deutſche 750 000 Ruſſen gegenüber) einen An- 
griff auf die nördliche Armee zu unternehmen. 
Es kam am 20. Auguft zur Schlacht bei Ga⸗ 
waiten- Gumbinnen. Auf beiden Sei⸗ 
ten wurden Ceilerfolge, aber keine Entſcheidung 
erzielt. Da Prittwitz die Ueber macht des Gegners 
immer mehr zu fühlen bekam, ſah er ſich ſchließ⸗ 
lich zu dem folgenſchweren Vefehl veranlaßt, 
der feine Truppenhinter die Weichſ el zurücknahm. 
Wertvolle blühende deutſche Landesteile wurden 
dadurch kampflos dem Feinde preisgegeben 
und — vielleicht ohne zwingende Notwendigkeit. 
Die oberſte Heeresleitung griff ſchnell ener⸗ 
giſch ein. Pritt witz wurde abberufen 
und die Führung an der gefährdeten Stelle 
zwei Männern anvertraut, von denen nur der 
Name des jüngeren beim Falle von Lüttich 
weiteren Kreiſen ehrenvoll bekannt geworden 
war. Bo mGeneralvon Benekendorf und Hinden- 
burg hatte das deutſche Volk vorher noch nichts 
gehört. Die Lage war außerordentlich ſchwierig, 
als Hindenburg — mit dieſem Namen 
ſteht der Herr von Benekendorf in der kurzen 
Reihe der großen Feldherrn der Weltgeſchichte 
— unterſtützt von ſeinem Generalſtabschef Lu- 
dendorff am 22. Auguſt in Marienburg den 
Oberbefehl übernahm. Die wichtigſte Aufgabe 
war, mit allen Mitteln die Vereinigung der 
beiden ruſſiſchen Armeen zu verhindern. Durch 
geniale ſtrategiſche Maßnah men gelang es, die 
von Samſano w geführte Narew - Armee zu 
umzingeln, und ſie wie mit eiſernen Klammern 
ſo zuſammenzupreſſen, daß ſie ſich bei Tan ne n⸗ 
berg nach 5 Tagen verzweifelter Gegenwehr 
ergab. Samſanow war von ſeinem Unpermögen, 
ſich dieſer unerbittlichen umklammerung zu ent- 
ziehen, ſo erſchüttert, daß er ſich erſchoß. Zwei 
ko mmandierende Generäle und 92 000 Offi- 
ziere und Mannſchaften gerieten in 
deutſche Gefangenſchaft. Die Beute 
an Material war ſo ungeheuer groß, wie bei 
keiner Schlacht in der geſamtenriegsgeſchichte. 
Der Sieg bei Tannenberg war ein Sieg des 
deutſchen Geiſtes und der deutſchen Kultur über 
die ruſſiſche Unbildung und Unkultur. Die 
ruſſiſche Armee hat ſich von dieſem Schlage nie 
wieder erholt. Der Glaube an die Macht der 
Zahl und die Anwi derſtehlichkeit der Maſſe war 
bei den Ruſſen für lange erſchüttert. 


Auch die Oeſterreicher hatten zu Anfang in 
einer Offenſive ſchöne Erfolge erzielt. Aber die 
Siege bei Kras nik und Lublin ließen ſich 
nicht ausnützen, weil General Bru der manns 
eigenmächtiger Vorſtoß auf den rechten Flügel 
eine Niederlage erlitten hatte, die ſich leicht zu 
einer Kataſtrophe für die ganze Armee hätte 
auswachſen können, wenn es Hötzendorf nicht 
gelungen wäre, die ganze Armee Auffenberg 
geſchickt ſtrategiſch zurückzunehmen. 

Hindenburg wollte auch die zweite 
ruſſiſche Armee möglichſt ſchnell erledigen und 
traf energiſch umfaſſende Vorbereitungen zu der 
ſogenannten Sommerſchlacht von Ma- 
ſuren. Sie oberſte Heeresleitung hatte zwei 
Armeekorps aus der Weſtfront losgelöft und zu 
der Oſtarmee als Verſtärkung geſchickt. Ob das 
richtig oder ein ſchwerer Fehler war, darüber 
ſind ſich die Sachverſtändigen nicht einig. Jeden- 
falls wurde die Geſamtkriegslage Deutſchlands 
dadurch weſentlich verſchlechtert, daß durch den 
Mangel an Truppen die Weſtfront zum Stehen 
kommen mußte. Man darf bei der Beurteilung 
des Entſchluſſes der oberſten Heeresleitung aber 
nicht vergeſſen, daß die Schlacht bei Sannen- 
berg noch nicht geſchlagen war, als dieſer Be⸗ 
fehl erging. General Renne nkampf, dem 
der zweite Schlag Hindenburgs gelten ſollte, 
war vorſichtiger als ſein Kamerad Samjanow. 
Er konnte es auch fein, da er die Furcht barkeit 
des Gegners kannte. Er verzichtete auf das 
Riſiko eines Sieges in offener Fel dſchlacht und 
wußte ſich geſchickt der umklammerung Hinden- 
burgs zu entziehen. Er verlor aber dabei eine 
ungeheure Zahl ſeiner Leute und eine Unmenge 
von Kriegsmaterial. Der Hauptzweck der deut⸗ 
ſchen Führung aber war doch erreicht: Oft- 
preußen war vom Feinde frei. 
Mit ſtarker Stoßkraft nahmen Hindenburgs 
Truppen die Verfolgung auf und ſtanden bald 
am Njemen. 

Inzwiſchen waren die Oeſterre ich er 
immer weiter zurückgedrängt worden und be- 
durften dringend deutſcher Hilfe. Ueberraſchend 
ſchnell verſtand es Hindenburg, feine Streit 
kräfte umzugruppieren. Seine Baſis war jetzt 
Schleſien. Von dort aus führte er Ende 
Auguſt feine Truppen durch Süd⸗Polen in der 
Richtung auf Zwangorod vor. Zu gleicher Zeit 
griffen die Oeſterreicher planmäßig ein, ent- 
ſetzten die ſchwer bedrängte Feſtung Pre myfl 
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und faßten an der San-Linie wieder feſten Fuß. 
Großfürſt Nicolai Nikolaje witſch ſah 
in Hindenburg den gefährlichſten Gegner und 
wandte ſich mit der Haupt macht ſeiner Truppen 
gegen ihn. Die überlegene Stärke des Feindes 
berückſichtigend, nahm Hindenburg feine Truppen 
zurück und zwang dadurch die Oeſterreicher zu⸗ 
rückzugehen und Przemyfl wieder aufzugeben. 
Schon fühlte ſich der Großfürſt als Sieger. Er 
plante einen wuchtigen Vorſtoß nach Schleſien, 
um, wie es damals in ruſſiſchen Offizierskreiſen 
hieß, Hindenburg den Genickfang 
zu geben. Mit faſt übermenſchlicher An⸗ 
ſtrengung waren die Truppen Hindenburgs Be- 
fehl gefolgt und in Gewalt märſchen nach 
Schleſien zurückgekehrt. Von da wurden ſie 
mit der Bahn nach Thorn gebracht, durch Er- 
ſatztruppen verſtärkt und follten nun von diefer 
Baſis einen Vorſtoß in die Flanke des ruſſiſchen 
Rieſenheeres unternehmen. Am 10. November 
begann Hindenburg ſeine großzügige Operation 
und ſtieß auf Kut no vor. Hindenburgs ſchnelle 
Zerſchmetterung des ruſſiſchen Flankenſchutzes 
zwang den Großfürſten zu einer völligen Front⸗ 
änderung, die dem ruſſiſchen Führer, der mili⸗ 
täriſch hoch befähigt war und die Maſſe ſeiner 
Truppen feſt in der Hand hatte, auch gelang. 
Es entwickelte ſich eine ganz gewaltige 
Schlacht, die ihren Mittelpunkt in Lo dz 
hatte, und die bis in den Dezember hinein 
dauerte, ohne eine Entſcheidung zu bringen. 
Bei Lo dz gerieten ſogar größere deutſche Trup⸗ 
penteile in ſchwere Gefahr. Das XXV. Reſerve⸗ 
Korps und die 5. Garde-Oiviſion hatten ſich 
zuweit vorgewagt und wurden völlig abge- 
ſchnitten. Eine Rettung erſchien unmöglich, und 
der Großfürſt hatte bereits eine Reihe von 
Eiſenbahnzügen zum Abtransport der großen 
Maſſe von Gefangenen beſtellt. Da gelang den 
Seutſchen in der Nacht vom 24. zum 25. No- 
vember der Qurchbruch und fie retteten nicht 
nur faſt ihr ganzes Kriegsgerät, ſondern brachten 
auch noch 10 000 feindliche Gefangene und 50 
Geſchütze mit. 

Auch die Oeſterreicher hatten in Weſtgalizien 
bei Li mano va einen ſchönen Erfolg zu ver⸗ 
zeichnen gehabt. Aber die Abſicht, auf der 
Karpathenfront die Linie gegen den Feind 
weiter vorzutragen, wurde nicht erreicht. Immer 
wie der mißlangen die ſcharfen Vorſtöße aus den 
Päſſen der Karpathen. Im allgemeinen aber 
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konnte man ſchon Mitte Dezember die militäriſche 
Lage im Oſten für überaus günſtig anſehen. 
Frankreich mußte jedenfalls jetzt alle Hoff⸗ 
nung aufgeben, daß die Ruſſen den Krieg nach 
Oeutſchland hineintragen würden. 

Dagegen kamen Hiobspoſten vom 
ſerbiſchen Kriegsſchauplatz. Der 
Gegner, den man am leichteſten niederzuwerfen 
geglaubt hatte, führte einen erfolgreichen Der- 
zweiflungskampf der Abwehr. General Po- 
tiorek, der die Südgruppe der in Serbien 
eingedrungenen Truppen befehligte, wurde nach 
Anfangserfolgen vernichtend geſchlagen und ge⸗ 
zwungen, mit ſeiner Armee Serbien zu räumen. 

Großfürſt Nikolai Nikolaje witſch 
war ein Mann von ſeltener Energie. Noch im 
Dezember gelang es ihm, ſeine Truppenmaſſen 
zu einer neuen Offenfive gegen die Karpathen 
und gegen Ungarn vorzutreiben. 5 ruſſiſche Ar- 
meen führte er ins Feuer und erzielte zunächſt 
weſentliche Erfolge. Die Mehrzahl der Kar- 
pathenpäſſe fiel in feine Hand, und ein gut 
Stück ungariſchen Bodens wurde von feinen 
Truppen erobert. Mit deutſcher Hilfe planten 
die Oeſterreicher einen Gegenſtoß 
und führten ihn, obwohl der ſtrenge Winter die 
Operationen ſtark behinderte, auch mit Erfolg 
durch. Es gelang ihnen, die Mehrzahl der Kar- 
pathenpäſſe zurückzuerobern und die Ruſſen 
aus Ungarn hinauszuwerfen. Eine Nachwirkung 
war, daß General Pflanzer die Bukowina 
wieder beſetzen konnte. 

Trotz aller Aderlaſſe wuchs das ruſſiſche 
Heer immer mehr. Aber auch Hindenburg er- 
hielt ſtändig neue Verſtärkungen. In aller Stille 
war eine gänzlich neue Armee unter General- 
oberſt von Eichhorn in Oſtpreußen auf- 
geſtellt worden, die für die nächſten Pläne 
Hindenburgs notwendig war. Die Witterungs- 
verhältniſſe waren außerordentlich ungünſtig. 
Ein ſtrenger ruſſiſcher Winter 
wurde den Feinden ein guter Bundesgenoſſe. 
Aber Hindenburg ließ ſich nicht abſchrecken, den 
Angriff auf den ruſſiſchen Nordflügel zu wagen. 
Trotz der ungünſtigen Witterung, die Stegemann 
inſeiner Geſchichte des Krieges (2. Band S. 457) 
wie folgt ſehr draſtiſch ſchildert: „Am 5. Februar 
erhob ſich in Livland ein gewaltiger Schnee- 
ſturm und fegte mit Braufen und Klirren durch 
Kurland und Maſuren und die Urwälder von 
Suwalki. Die letzten Wegſpuren wurden über⸗ 


ſtaubt von feinem Pulverſchnee, der ſich in alle 
Ritzen fraß und gleich breiten Brandungsſchauern 
über die eingeſchneiten mafuriſchen Felder und 
Seen dahinfuhr. Pie Paprother Berge (bei 
Lötzen) wurden mit weißen Tüchern zugedeckt. 
Im Fohannisburger Forſt klirrte brechendes 
Geäſt, und über die Heidelandſchaft zwiſchen 
Pillkallen und Goldap tanzten Schneewirbel 
von den ruſſiſchen Linien zur Angerapp bin- 
über, als ſchritten auf der begrabenen Wahlſtatt 
Geſpenſter und Tote.“ In ungeheuren Kämpfen 
gegen zäheſten und tapferſten ruſſiſchen Wider⸗ 
ſtand erzielte Hindenbur gs Operation Schritt für 
Schritt Erfolge, bis am 21. Februar der größte 
Teil der feindlichen Armee geworfen oder ge⸗ 
fangen genommen worden war. Ae ber 
100000 Gefangene wurden in die Heimat 
gejandt, und ungeheures Kriegsmaterial wurde 
wieder erbeutet. Aber eine Entſcheidung wurde 
auch durch dieſe ſchweren und ſiegreichen Kämpfe 
nicht herbeigeführt. Dabei zeigten ſich im 
Heere der öſterreichiſchen Bundesgenoſſen ſchon 
jetzt deutliche Zeichen der Ermattung. 

Als im April der ruſſiſche Winter ſich an⸗ 
ſchickte, allmählich dem Frühling zu weichen, da 
ſtand die deutſche oberſte Heeresleitung vor 
einem ſchwerwie genden Entſchluß. 
Im Weſten war die geſamte Front zum Still⸗ 
ſtand gekommen, und man konnte vorausſehen, 
daß dort in der nächſten Zeit keine Entſcheidung 
fallen würde. Hindenburg gehörte zu denen, 
die bei dieſer Situation eine € ntſcheidung 
im Oſten herbeiführen wollten. Man trat 
ſeinen Plänen bei, und er bekam alle irgendwie 
verfügbaren Truppen nach dem Oſten. Als An- 
griffspunkt hatte der Marſchall das Becken von 
Jaslo und Gorlice gewählt. 

Am 2. Mai 1915 ſetzte er die unter ſeinem 
Befehl vereinigten deutſchen und öſterreichiſchen 
Truppen zum Sturm auf die ſiebenreihigen Ber⸗ 
teidigungsſtellungen der Ruſſen bei Gorlice an. 
Nach ein paar Stunden ſchon waren große 
Erfolge zu verzeichnen, die in den nächſten Tagen 
voll ausgenützt wurden. Die Ruſſen waren ge- 
zwungen, ihre Stellungen nach und nach aufzu⸗ 
geben, und als mit der Wie dereroberung der 
Feſtung Przemyf 1 ein Eckpfeiler der ruſſi⸗ 
ſchen Front fiel, wälzte ſich die geſamte ruſſiſche 
Heeres maſſe langſam nach Norden zurück. Auch 
hier war eine große Entſcheidung nicht gefallen. 
Aber die Bedrohung Ungarns war endgültig 


vorüber, und der öſterreichiſchen Armee war die 
Entlaftung gebracht, deren fie jo dringend be- 
durfte, da inzwiſchen die Staliener den Krieg 
erklärt hatten und ihre Südfront bedrohten. 
Die deutſche Front wurde nun weiter planmäßig 
vorgetragen. Mackenſen hatte bald ganz 
Galizien erobert und rückte in Polen ein. Auch 
in Polen ſtockte der Bormarſch nicht. Am 15. Juli 
fiel die Narew- Linie, am 5. Au guſt 
Warſchau und am 19. No wo- Geor - 
gie wſk, die ſtärkſte aller ruſſiſchen Feſtungen. 
Aber auch dadurch wurde keine Entſcheidung 
herbeigeführt. Die ruſſiſche Armee wich nord⸗ 
wärts aus, ohne außer Gefecht geſetzt worden 
zu ſein. 

Auch im Norden der Fro nt gelang 
überall der Vormarſch. Bald war ganz Kur⸗ 
land in deutſcher Hand. Am 17. Auguſt fiel 
Ko wno, am Sedantage Grodno. dm 
zwiſchen hatte im Zentrum der Front die 
Mackenſen Armee Breſt⸗ Litowfſk ge 
nommen. Aber jetzt kam allmählich der ſtändige 
Vormarſch zum Stehen. Hindenburg und Lu⸗ 
dendorff konnten nicht die Verſtärkungen be- 
kommen, die fie zur Verwirklichung ihrer Pläne 
brauchten, und ſo konnte die Mitte September 
begonnene Schlacht bei Wilna nicht in dem Sinne 
des deutſchen Oberbefehlshabers geſchlagen wer⸗ 
den. Es kam nun auch im Oſten zum Stel- 
lungskrieg. Gegen Ende September grub 
man ſich gegenſeitig auf einer Linie ein, die von 
Czernowitz über Binft nach Barano witſchi führte, 
und die dann kurz vor den Städten Dünaburg, 
Friedrichſtadt und Riga weiter bis zum Meere 
ging. Der deutſchen oberſten Heeresleitung kam 
dieſes Erſtarren der Front ſehr gelegen, denn 
fie war gezwungen, im Oſten Truppen frei zu 
machen, da die Türken und die Bulgaren, die 
inzwiſchen in den Krieg eingetreten waren, ohne 
deutſche Hilfe ſich der Gegner nicht erwehren 
konnten. Auch brauchten die Oeſterreicher 
immer mehr Truppen für ihre Südfront. 

Der Winter 1915/16 ift im allgemeinen an 
der Oſtfront ſehr ruhig verlaufen. Erſt im 
März rafften ſich die Ruſſen zu einer erneuten 
Offenſive auf, die zwiſchen Wiſchniez und Na- 
rotſchſee einſetzte, und bei der zum erſten Male 
die an der deutſchen Weſtfront übliche Taktik 
auch hier vom Gegner angewendet wurde. Man 
begann den Angriff mit einer außerordentlich 
ſtarken Artillerievorbereitung, die, wenn auch 
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die Zahl der verfagenden Geſchoſſe ſehr groß 
war, bei den dünnen deutſchen Linien zu Ge- 
ländeverluſten führen mußte, die allerdings 
4 Wochen ſpäter leicht wieder ausgeglichen 
wurden. Bis zum Mai war dann wieder Ruhe. 
Da aber begann eine energiſche Entlaftungs- 
offenſive der Ruſſen, die deren Bundes- 
genoſſen verlangten. Denn zu gleicher Zeit be- 
gannen die Engländer ihre furchtbare Offenſive 
an der Somme, und die Italiener konnten den 
öſterreichiſchen Andrang kaum noch Stand halten. 
Beiden ſollte die ruſſiſche Offenſive Entlaſtung 
bringen. Oer ruſſiſche Angriff ſtieß zunächſt mit 
beträchtlichen Maſſen auf die deutſche Front 
von Barano witſchi bis Riga vor. Die Oeſter⸗ 
reicher ſuchte man durch Nebenangriffe zu 
feſſeln. Aber die deutſche Front ſtand feſt, und 
dafür hatten die Nebenangriffe gegen die Oeſter⸗ 
reicher Erfolg. Als bei Lu d die Oeſterreicher 
fluchtartig zurückwichen, griff man dort nach 
und verſchob das Ziel des Angriffes. Die Offen- 
five, die man nach ihrem Führer die Bruffi- 
lo w- Offenſive nannte, hatte einen großen 
Erfolg. Es gelang den deutſchen Hilfstruppen nur 
im ganz geringen Grade, das Weichen der Bundes⸗ 
genoffen aufzuhalten, und die Oeſterreicher 
ſahen ſich ſchließlich gezwungen, ihre ausſichts⸗ 
reiche Offenſive gegen Italien abzubrechen. Aber 
zu einer Entſcheidung, die diesmal die Nuſſen mit 
aller Kraft erſtrebten, kam es wieder nicht. Eine 
völlige Niederlage der Oeſterreicher wurde durch 
das Eingreifen deutſcher Truppen verhindert. 
Noch eine andere Tatſache hatte bei den 
Ruſſen die reſtloſe Ausnutzung ihrer taktiſchen 
Erfolge verhindert. Schon im Oktober waren 
die erſten Anzeichen der Revolu-⸗ 
tion auch im Heere bemerkbar. Ganze Divi- 


fionen hatten bereits bei dieſen Kämpfen ge- 
meutert, und es nützte nichts mehr, daß man 
Koſaken und Maſchinengewehre in den Rücken 
der Truppen aufſtellte, um ſie vorwärts zu 
treiben. Als Rumänien den Krieg erklärte, war 
das ruſſiſche Heer ſchon nicht mehr intakt, und 
die ruſſiſche Hilfe nur ſehr wenig wert, auf die 
man in Rumänien gerechnet hatte. 

Im März 1917 brach dann die Re volu⸗ 
tion in Rußland wirklich aus. Die 
Ruſſen kämpften nicht mehr, leiſteten aber doch 
noch meiſt Widerſtand, wenn man ſie zurück⸗ 
drücken wollte. An einzelnen Stellen kam es 
aber ſchon zu Waffenſtillſtandsverhandlungen, 
und zwiſchen den beiden Gräben entwickelte ſich 
ein ungezwungener, faſt freundſchaftlicher Ver⸗ 
kehr. Noch einmal verſuchte Kerenſki, der 
erſte Machthaber im neuen Rußland, das Heer 
zu einer Offenfive zuſammenzureißen, die ſeinen 
Namen trägt. Aber nach kleinen Anfangser⸗ 
folgen brachten die Seutſchen die ganze ruſſiſche 
Front zum Wanken. Nachdem am 1. September 
1917 Ni ga und wenige Wochen ſpäter g ako b⸗ 
fta dt gefallen war, und Mitte Oktober Oeſel 
und die Nachbarinſeln des Rigaiſchen Meer- 
buſens an die Oeutſchen verloren gegangen 
waren, da ging es mit Rußlands militäriſcher 
Macht zu Ende. Ueberall auf der Front wurden 
für die betreffenden Abſchnitte örtliche 
Waffenruhe abkommen getroffen. Am 
15. Dezember 1917 wurde dann der offizielle 
Waffenſtillſtan d abgeſchloſſen. Die Ver⸗ 
handlungen führten ſchließlich, nachdem man ſie 
wieder abgebrochen hatte und nochmals vor⸗ 
marſchiert war, zum Frieden von Breſt⸗ 
Litowſk, der nicht gerade ein Meiſterſtück 
der deutſchen Staatskunſt zu nennen iſt. 


DIE TÜRKEI UND BULGARIEN 


ir haben geſehen, wie verhängnis⸗ 
voll die deutſche Türkenpolitit fü 
die Iſolierung Deutjchlands ge- 
wor den iſt. Der engliſch⸗ruſſiſche 
Gegenſatz, der für eine maßvolle deutſche Orient⸗ 
politik nur günſtig ſein konnte, iſt dadurch auf⸗ 
gehoben worden. Als der Krieg ausbrach, mobili⸗ 
ſierte die Türkei ſofort ihre Truppen, blieb aber 
neutral, da ſie erſt einmal den Verlauf der Dinge 
abwarten wollte. Da die Großmächte mit wich⸗ 
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tigeren Dingen ſehr beſchäftigt waren, glaubte 
fie die Gelegenheit ausnützen zu müfjen, und 
kündigte für den 1. Oktober 1914 die Kapitu- 
lationen. Oeutſchland, das dadurch wohl am 
meiſten geſchädigt wurde, erklärte bereitwillig 
fein Einverſtändnis. Die Türkei hatte dabei nicht 
daran gedacht, daß ſie damit England einen 
triftigen Grund zum Eingreifen gab. 
Daß England einen großen europäiſchen Krieg 
dazu benutzen würde, ſeine Pläne im nahen 


Orient durchzuführen, war mit Sicherheit zu 
erwarten. Nie konnte ja für England die Ge⸗ 
legenheit günſtiger ſein, ſeinen alten Plan, den 
Landweg vom Kap über Kairo 
nach Kalkutta in der Hand zu haben, in 
die Tat umzusetzen. England erblickte in der 
Kündigung der Kapitulationen eine Beein- 
fluſſung der Türkei durch Seutſchland. Es for⸗ 
derte darum kategoriſch die Entlaſſung des 
deutſchen Generals Liman von Sa n⸗ 
ders, der das türkiſche Heer reorganiſierte. 
Die Türken antworteten mit der Entlaſſung des 
engliſchen Admirals Limpus, der dieſelbe Funk⸗ 
tion wie Liman für die türkiſche Flotte hatte. 
Deutſchland erhoffte von der Beteiligung 
der Türken am Kriege ſehr viel und drängte 
deshalb in Konſtantinopel auf das Losſchlagen, 
obwohl es eigentlich hätte wiſſen müſſen, daß 
ſo wohl die türkiſche Flotte, wie auch die Sar da⸗ 
nellenbefeſtigungen im denkbar ſchlechteſten Zu⸗ 
ſtande waren und daß das türkiſche Heer die 
Nachwehen der Balkankriege noch nicht über⸗ 
ſtanden hatte. Admiral Sou ch o n hatte ſich 
mit den beiden deutſchen Kriegsſchiffen „Bres⸗ 
Lau“ und „Soeben“ vor der Uebermacht der 
Ententeflotte im Mittelmeer in den Schutz der 
Dar danellen zurückgezogen. Die Schiffe waren 
formell an die Türken übergeben worden. Aber 
Souchon behielt das Kommando, und er griff am 
29. Oktober die Ruſſen im Schwarzen Meere an. 
Rußland nahm das zum Anlaß, um am 50. Ok⸗ 
tober, trotz aller Entſchuldigungen der Türkei, ihr 
den Krieg zu erklären. England und Frankreich 
ſchloſſen ſich Anfang November dieſem Vorgehen 
an. Das erſte, was England tat, war, die Inſel 
Cypern, die es ſeit 1878 beſetzt hielt, dem bri⸗ 
tiſchen Weltreiche einzuverleiben. Wenige Tage 
ſpäter beſchoß die engliſche Flotte die Sar da⸗ 
nellen, wagte aber die Einfahrt nicht, obwohl 
ſie damals noch ziemlich ungefährlich geweſen 
wäre. Die Türken ſtellten 4 Armeen auf. Die 
ſtärkſte unter dem Befehl von Liman 
Sanders ſollte Konſtantinopel ſchützen, eine 
zweite Armee in Armenien gegen die Ruſſen 
vorgehen, die beiden ſchwächſten Armeegruppen 
ſollten Mejopotamien und Paläſtina ſchützen. 
Die ar meniſche Armee hatte große 
Mißerfolge. Ihre Offenſive im Kaukuſas zer⸗ 
brach am ruſſiſchen Widerſtande, und eine Fleck⸗ 
typhus-Epidemie ſchwächte die Truppenzahl be- 
denklich. Zu Beginn des Jahres 1915 begannen 


die Kämpfe um die Sar danellen 
England, das ſich durch die türkiſchen Operationen 
in Palästina am Suez⸗Kanal bedroht fühlte, 
wollte die Einfahrt in die Sar danellen erzwin⸗ 
gen. Engliſche und franzöſiſche Kriegsſchiffe be- 
gannen am 26. Februar die türkiſchen Außen⸗ 
forts mit ſchwerem Feuer zu belegen. Die 
Oeutſchen hatten glücklicherweiſe noch ganz zu- 
letzt einige moderne ſchwere Batterien ein- 
bauen können, aber die Verteidigung wäre auf 
die Dauer unmöglich geweſen, wenn die alliierte 
Flotte energiſcher eingegriffen hätte. Die wie der⸗ 
holten Flottenangriffe, die ſich bis zum März 
hinzo gen, ver mochten zwar ſchließlich die Außen⸗ 
forts zu zerſtören, aber die Hauptverteidigungs⸗ 
ſtellung an der engſten Stelle der Meeresſtraße 
blieb intakt. Da man eine Anzahl von Schiffen 
verloren hatte, wollte man die Eroberung nun 
auf dem Landwege verſuchen. Am 27. April 
landete man auf Gallipoli. Der erſte 
Stur m auf die Landbefeſtigungen aber mißlang. 
Auch die heftigen Angriffe, die in den Monaten 
Mai, Juni, Juli und Auguſt immer erneut 
wurden, führten nicht zum Ziele. Auf 60 Schiffe 
war inzwiſchen die Kriegsflotte der Ver⸗ 
bündeten angewachſen, ohne daß nach ſoviel 
vergeblichen Verſuchen die Ausſicht beſtand, das 
Ziel zu erreichen. So faßte man ſchließlich den 
Beſchluß, das Unternehmen aufzugeben. Ende 
Dezember und Anfang Januar wurden die 
Landungstruppen wieder auf die Schiffe ge⸗ 
nommen. 

Wie ſchon oben erwähnt, war die armeniſche 
Armee bereits gleich zu Beginn außer Gefecht 
geſetzt worden. Als die Auffen im Januar 1916 
ſich zu einer Offenſive auf Erzerum 
entſchloſſen, da hatten ſie ziemlich leichtes Spiel 
Am 16. Februar hatten ſie die Stadt in der 
Hand, am 17. April eroberten ſie Trapezunt, 
Anfang Mai Muſch und Bitlis. 

Dafür hatten die Türken in Meſo po⸗ 
tamien zuerſt Erfolge gehabt. Der erſte 
engliſche Angriff auf Bagdad wurde 
abgeſchlagen. Anfang Januar 1916 wurde die 
engliſche Vorhut unter Townshend in Kutel 
A mara eingeſchloſſen und mußte am 26. April 
kapitulieren. Mit dem To de des deutſchen 
Marſchalls von der Goltz, der zuletzt er⸗ 
folgreich das Kommando geführt hatte, begannen 
die Mißerfolge. Die Engländer unter General 
Maune unternahmen im Dezember 1916 einen 
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neuen Vorſtoß, der bei Kut el Amara zu einer 
vernichtenden Niederlage der Türken führte. 
Am 11. März 1917 war Bagdad in den Hän- 
den der Engländer. 

In Paläſtina lag für die Engländer 
eine große Gefahr. Gelang es den Deutſchen 
und Türken dort eine Armee zu bilden, die zum 
Suez Kanal vorſtieß, ſo war England an 
einer ganz beſonders empfindlichen Stelle ge- 
troffen. Deutſche Kritiker haben ſchon während 
des Krieges die Möglichkeit, einen ſolchen Vor⸗ 
ſtoß erfolgreich durchzuführen, bezweifelt. Die 
Schwierigkeiten, die die Sinai-Wüſte, die in 
12 Tages märſchen durchquert werden mußte, be- 
reitete, waren nur ſchwer zu überwinden. Nur 
kleine Abteilungen der Türken ſind an den Suez- 
Kanal gekommen. Als man im Februar 1915 ver- 
ſuchte, bei El Kantara mit größeren Kräften über 
den Kanal zu kommen, wurde man zurückge⸗ 
worfen. Die Engländer faßten die Sache groß 
zügiger an. Sie bauten eine Wüſten bahn 
von El Kantara über El Ariſch bis in die Gegend 
von Gaza und begannen darauf geſtützt eine 
Offenſive mit einer Heeresmacht von 300 000 
Mann. Die Araber kämpften dabei trotz 
des heiligen Krieges, deſſen Be⸗ 
deutung in Seutſchland weit überſchätzt wor den 
iſt, da ihn im Orient kein Menſch ernſt nahm, 
durch Geld und Verſprechungen angelockt, auf 
Seiten der Engländer. Als Anfang November 
1917 die Engländer Gaza erobern wollten, 
war es von den Türken bereits geräumt. Am 
11. Dezember fiel Feruſale m. Strategiſch 
hatte die Stadt ja gar keine Bedeutung. Aber 
in der Welt des Islam mußte es als Zeichen der 
türkiſchen Schwäche angeſehen werden, daß die 
Türken die heilige Stadt nach faſt 1000 jährigem 
Beſitz wieder in die Hände der Chriſten fallen 
ließen. Als ſchließlich Liman Sanders die ver⸗ 
fahrene Situation retten ſollte, war es ſchon zu 
ſpät, obwohl deutſche geſchloſſene Truppenteile 
bier eingeſetzt wurden. Dieſe Truppen mußten 
im Sommer 1918, da die Heimat in den letzten 
entſcheidenden Wochen jeden Soldaten brauchte, 
wieder zurückgerufen werden. Es bedurfte gar 
keiner ſo großen Anſtrengung von Seiten der 
Engländer, um die türkiſche Front in Paläſting 
zu durchbrechen, und die feindliche Armee zu 
vernichten. Die türkiſchen Truppen ſind nach 
dieſem unglücklichen 18. September einfach aus- 
einandergelaufen. Bis zum 7. Oktober waren 
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71.000 Türken in die Hände der Sieger gefallen. 
Am 51. Oktober ſah ſich die Türkei, da das Zu⸗ 
ſammenbrechen Bulgariens die Verbindung mit 
Deutfchland geſtört hatte, gezwungen, einen 
Waffenſtillſtand mit den Alliierten ab- 
zuſchließen. Die Bedingungen wurden von der 
Entente diktiert, Konſtantinopel von 
den Truppen der Alliierten be- 
ſetzt. All die großen Geldſummen und die 
viele geiſtige Arbeit, die Deutſchland in die 
Türkei geſteckt hatte, waren für immer dar ver- 
loren. Die türkiſche Frage ift heute noch nicht 
geklärt. In dem Augenblick, da dieſe Zeilen 
geſchrieben werden, hat die nationaliſtiſche Be⸗ 
wegung unter Kemal Paſcha große Erfolge zu 
zeitigen gewußt, und England, Frankreich und 
Italien ſind jetzt bereit, mit den Türken über die 
Neugeſtaltung des Osmanen-Reiches zu ver⸗ 
handeln. 

Es hat bis zum Herbſt 1915 gedauert, ehe 
ſich Bulgarien entſchloß, auf die Seite des 
neuen Oreibundes zu treten. Für Seutſchland 
und feine Verbündeten war der neue Bundes- 
genoſſe beſonders erwünſcht, denn er ſicherte 
den Mittel mächten nicht nur den Zugang zur 
Türkei, ſondern er konnte auch tatkräftig helfen 
die Serben endlich niederzuwerfen. Aller dings 
iſt die Bundesgenoſſenſchaft von Bulgarien auch 
von Anfang an eine große Gefahrenquelle ge- 
weſen, da Bulgarien ja nicht um der Sache der 
Mittel mächte willen in den Krieg eintrat, ſondern 
aus egoiſtiſchen Gründen, weil es 
die Gebiete, die es im zweiten Balkankriege ver⸗ 
loren hatte, auf dieſe Weiſe wieder zu gewinnen 
hoffte. Mit den Bulgaren vereint gingen nun 
die Seutſchen und Oeſterreicher in einem groß⸗ 
zügigen unternehmen gegen Serbien vor. 
Aber die völlige Vernichtung der an ſich ge- 
ringen ſerbiſchen Streitkräfte, die man geplant 
hatte, gelang nicht. Die Serben mußten zwar 
der Ueber macht weichen, fie konnten aber ihre 
Haupt macht aus der Umzingelung retten. Die 
Refte der ſerbiſchen Armee, die ziemlich abge- 
kämpft waren, wurden nach Korfu gebracht, 
und dort nach einer Erholungszeit reorganiſiert. 
Sie ſind dann in Stärke von etwa 80 000 Mann 
den Ententetruppen, die bei Sa- 
loniki gelandet worden waren und unter 
Serrails Oberbefehl ſtanden, ausgezeichnete 
Bundesgenoſſen geweſen. Serrail hatte 
zwar nicht verhindern können, daß die Feinde 


ganz Serbien beſetzten, dazu war er zu ſpät ge⸗ 


kommen und hatte auch mit ſeinen verſchiedent⸗ 
lichen Vorſtößen keinen rechten Erfolg gehabt. 
Die deutſche Kriegsleitung hat aber hier eine 
ernſte Gefahr überſehen oder zum 
mindeſten unterſchätzt. Man begnügte ſich mit 
der Beſetzung von ganz Serbien und drängte 
Serrail auf ſeine Baſis zurück, unternahm aber 
jonft nichts gegen ihn. Der osmaniſche Major 
Endres nennt das einen der entſchei⸗ 
dendſten Fehler der deutſchen 
Kriegführung. Er ſchreibt: „Die Salo⸗ 
niki-Armee Serrails, am 10. und 11. Dezember 
1915 von den Bulgaren unter To dorow in der 
Gegend von Hojranſee-Gjevgeli entſcheidend ge⸗ 
ſchlagen und zum Rückzug nach Griechenland 
gezwungen, wurde nicht über die griechiſche 
Grenze verfolgt, nicht in ihre Schiffe zurück⸗ 
getrieben. Diefer unverzeihliche Fehler rächte 
ſich jedoch. Die Saloniki-Armee blieb eine 
ſtändige Bedrohung der türkiſ &-deutihen Bahn 
verbindung, band dauernd ſehr ſtarke Kräfte 
und geſtattete der Entente, Griechenland zu ſich 
herüberzuziehen. Was 1915 und Anfang 1916 
leicht geweſen wäre — die Vernichtung Serrails 
— wurde ſpäter, nachdem die Entente, die die 
Bedeutung der Saloniki⸗Armee ſchärfer er⸗ 
kannte und dieſe Armee gewaltig verſtärkte, 
immer ſchwerer und ſchließlich unmöglich. Der 
Angriff dieſer Saloniki⸗Armee im März 1918 
gegen die am Bündnis mit den Mittel mächten 
jatt gewordenen Bulgaren war es, der den 
Zuſammenbruch Oeſterreichs und 
der Türkei und damit zum großen Teile 
auch den Oeutſchlands entſchied.“ (Endres, 
„Die Haltung der Türkei und der Balkan⸗ 
ftaaten“ im Handbuch der Politik, Bd. II, 
S. 162.) 

In dieſem Zuſammenhang ſoll auch ganz 
kurz der ru mäniſche Feldzug behandelt 
werden. Am 27. Auguft 1916 hatte Rumänien, 
das ſchon lange mit dem Herzen auf der Seite 
der Entente ftand, an Oefterreih-Ungarn den 
Krieg erklärt. Die Alliierten triumphier⸗ 
ten, denn fie glaubten, daß das Eingreifen Ru- 
mäniens ſchnell eine entſcheidende Wendung 
des Krieges bringen wür de. Aber die rumäniſche 
Armee, die aus 500 000 Mann mit 400 000 
Mann Rejerven beſtand, hatte nicht nur ſchlechte 
Führer, ſondern einen Angriffsplan, der von 
Preſtige-⸗Kückſichten beſtimmt war. Statt ſich 
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auf die Saloniki⸗Armee zu ſtützen, warf man 
habgierig 5 Armeen nach Siebenbürgen hinein, 
wo der Widerſtand nur gering fein konnte. Da 
Oeſterreich nicht mehr imſtande war, auch gegen 
den neuen Feind Truppen aufzubringen, ſo 
übernahmen die Seutſchen, Bulgaren und Tür⸗ 
ken unter deutſcher Führung die Niederwerfung 
des neuen Gegners. Am 2. September hatte 
Mackenſen mit ſeiner Armee die Do brudſcha⸗ 
Grenze überſchritten, am 6. nahm er den 
Brückenkopf Tutrakan, ſchlug am 5. die ru⸗ 
mäniſchen Truppen bei Sobritſch und zog am 
10, bereits in Siliſtria ein. Der Feind wurde 
immer weiter nördlich gedrückt, am 20. Oktober 
nochmals geſchlagen und am 22. war Conſtantza 
in den Händen von Mackenſens Truppen. Damit 
war dann Rumänien die Verbindung mit Nuß. 
land endgültig abgeſchnitten. Inzwiſchen waren 
auch die rumäniſchen Truppen, die in Sieben 
bürgen eingedrungen waren, von der Armee 
Falkenhayn mehrfach geſchlagen und zu⸗ 
rückgeworfen worden. Aber die völlige Ber- 
nichtung des rumäniſchen Heeres wollte nicht 
gelingen. Man zwang die Rumänen zwar noch 
einmal weſtlich von Bukareſt am Argeſul, eine 
Schlacht anzunehmen, die A Tage lang dauerte. 
Aber auch hier gelang es den Rumänen, nachdem 
fie die Ausſichtsloſigkeit des Weiterkämpfens 
ſahen, in ziemlicher Ordnung abzuziehen. Am 
6. Dezember wurde Bukareſt, die ſtärkſte 
Feſtung des Landes, kampflos beſetzt. Die ru⸗ 
mäniſche Armee hatte bisher 150 000 Gefangene 
und 400 Geſchütze verloren. Immer weiter 
wurden nun die Rumänen zurückgedrängt, bis 
ſie ſchließlich Verbindung mit den Ruſſen be- 
kamen und erneut Widerſtand leiſten konnten. 
Zu Anfang des Fahres 1917 machten dann 
schließlich deutſche Truppen durch eine Offenſive 
gegen den Sereth dem Kriege mit Ru mänien ein 
Ende. Wenn die ru mäniſchen Truppen auch 
nicht ganz vernichtet waren, ſo waren ſie doch 
ſo geſchwächt, daß ſie für abſehbare Zeit als 
militäriſche Gegner nicht mehr in Betracht kamen. 
Die Beſetzung faſt des ganzen Landes brachte 
auch allerlei wirtſchaftliche Vorteile. 
Die in der Heimat ſehr knapp gewordenen 
Vorräte an Petroleum und Schmieröl konnten 
reichlich ergänzt werden, und die jetzt für eine 
große Strecke in den Händen der Mittel mächte 
befindliche Donau wurde ein wichtiger 
Transportweg. 
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DER KRIEG ZUR SEE 


Der von Seutſchland jo ſehr geprieſene 
Niſiko- Gedanke hatte bei Ausbruch des 
Krieges mit England kläglich Schiffbruch er⸗ 
litten. Denn fein Sinn war doch, daß England 
infolge unſerer Schiffsbauten, weil es dabei 
ſelbſt zuviel verlieren könnte, den Krieg mit 
uns nicht wagen ſollte. Da der Riſiko⸗Gedanke 
beim Aufftellen der deutſchen Flottenbaupläne 
beſtimmend mitgewirkt hatte, war aber die 
deutſche Flotte bei Kriegsausbruch auf einen 
Seekrieg mit England nicht vorbereitet. 

Hätte Oeutſchland nur Krieg mit Rußland 
und Frankreich zu führen gehabt, ſo hätte ſeine 
Flotte genügt, die Gegner an ihren Küſten und 
in allen Meeren zu ſchädigen. Da aber nun 
England, das alle Straßen des Weltverkehrs 
ſicher beherrſchte, Deutſchlands Kriegsgegner ge⸗ 
wor den war, ſo war jede großzügige Betätigung 
der deutſchen Flotte unterbunden. Leicht fiel 
es England, uns alle Seeverbindun- 
gen abzuſchneiden und die deutſchen 
Kriegsſchiffe, die im Auslande weilten, nach 
heldenmütiger Gegenwehr zu vernichten. Bald 
fühlten wir in voller Schwere den Unterſchied, 
der zwiſchen dem Seekrieg und dem Landkrieg 
beſteht und den Vizeadmiral von Maltzahn in 
ſeinem Auffag „Seemacht und Kriegsflotte“ 
(Deutſchland unter Kaifer Wilhelm II., Berlin 
1914, Bd. 1) wie folgt treffend zu charakteriſieren 
weiß: „Der Landkrieg muß, wo nicht, wie 
beim Fnſelreich England die Flotte das mit⸗ 
beſorgt, den territorialen Beſitz wahren und die 
heimiſche Arbeit ſtützen. Im Seekrieg iſt 
von dem ganzen Wirtſchaftsapparat nur ein 
Glied zugänglich, der Seehandel. Aber 
ſeine Anterbindung bringt den ganzen Betrieb 
zum Stillſtand und zeigt, daß das ganze Land 
abhängig iſt von der See und damit vom See⸗ 
krieg. Denn nicht nur die Küſte wird geſchädigt, 
wenn der Feind unſere Häfen ſchließt, ſondern 
das ganze Land. Seine Schiffe müſſen Halt 
machen, wo die See endet, aber über die Küſte 
hinweg greift die gepanzerte Hand der See⸗ 
herrſchaft, die pocht an das Kontor des Kauf⸗ 
manns drinnen im Land, an die Tore der Fa- 
briken in den großen binnenländiſchen Zentren 
der Induſtrie, wie an die Türe des Arbeiters. 
Die wirtſchaftliche Abhängigkeit des Kontinents 
von England, die der Beginn des vergangenen 
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Jahrhunderts gebracht hatte, beſteht im da- 
maligen Sinne nicht mehr. Sie hat ſich aber de⸗ 
durch in eine militäriſche verwandelt, daß die 
Feſtlandſtaaten verwundbarer geworden ſind 
für Englands Haupt waffe: den Seekrieg. So 
iſt ihnen, den Konkurrenten Englands, die 
Flottenrüſtung aufgezwungen worden, die ihrem 
Anteil am Seeverkehr entſpricht. Sonſt leben 
ſie von Englands Gnade.“ 

Das einzige Mittel, die Feſſeln der Blockade 
zu ſprengen, war eine Beſiegung des mächtigſten 
Feindes zur See durch eine Offenſive, ſo weit 
eine ſolche möglich war. Das Kräfteverhältnis 
der beiden Gegner war zur See außerordentlich 
ungleich. Während die Alliierten über 
eine Großkampfſchiffs⸗Tonnage von 800 000 t 
verfügten, beſaßen die Mittelmächte da⸗ 
von nur 400 000 t. Die deutſche Kriegsmarine, 
ſoweit ſie nicht von der Heimat abgeſchnitten 
war, hatte zu Kriegsbeginn 15 Linienſchiffe, 
3 Schlachtkreuzer, 22 ältere Linienſchiffe, 5 
ältere große Kreuzer, 14 kleine Kreuzer, 42 
neuere und 46 ältere Zerſtörer und 10 U-Boote. 
Während einer der Gegner, En gland, allein 
in der Nordſee zur Verfügung hatte: 
20 Linienſchiffe, 4 Schlachtkreuzer, 36 ältere 
Linienſchiffe, 20 ältere große Kreuzer, 55 kleine 
Kreuzer, 78 neuere und 77 ältere Zerſtörer und 
7 U-Boote, 

Die Ueberlegenheit an Schiffszahl wurde 
aber auch nicht etwa durch überlegene Kampf⸗ 
kraft der Schiffe unſeres Beſitzes ausgeglichen. 
Die deutſchen Schiffe hatten zwar einen wirk⸗ 
ſameren Panzer- und Unterwaſſerſchutz, hatten 
beſſere Torpedos und Granaten von größerer 
Durchſchlagskraft, dafür aber waren die eng⸗ 
liſchen Schiffe ihnen an Schnelligkeit überlegen 
und trugen Geſchütze von weit ſtärkerem Kaliber. 

Hauptaufgabe der deutſchen Flotte war, zu 
verhindern, daß die Engländer in die Oſtſee 
eindrangen und ſich dort mit den ruſſiſchen See⸗ 
ſtreitkräften vereinigten. Wäre das nach einer 
für Deutſchland unglücklichen Seeſchlacht er⸗ 
möglicht worden, dann hätten die Engländer 
und RNuſſen leicht an jeder Stelle der langen 
Oſtſeeküſte Truppen landen können. Was das 
bei unferem Zweifrontenkrieg bedeutet hätte, 
kann ſich jeder ſelbſt ausmalen. Dazu kam noch, 
daß mit dem Aufhören der Oſtſeeherrſchaft 
auch unſere Kriegs wirtſchaft hätte zu- 
ſammenbrechen müſſen. Ohne die ſchwe⸗ 


diſchen Erze, die über die Oſtſee zu uns den 
Weg nah men, wäre eine genügende Belieferung 
unferer Feldheere mit Kriegsmaterial unmög⸗ 
lich geweſen. 

Die engliſche Flotte verſuchte den Ein⸗ 
bruch in die Oſtſee zunächſt nicht. Sie 
ſtellte ſich auch nicht irgendwo zum Kampfe, 
ſondern blieb weit vom Operationsgebiet des 
Marine-Kleinkrieges faſt in Berborgenheit. And 
ließ ſich auch nicht aus ihrer Neſerve heraus- 
locken, als unſere kleinen Streitkräfte immer 
kecker wurden und vor Themſe, Tyne und 
Humber Minenſperren gelegt hatten. Trotzdem 
war die engliſche Flotte immer bereit, einem 
etwaigen deutſchen Offenſiwſtoß mit aller Kraft 
entgegenzutreten. Der deutſche Kaiſer hatte ſich 
für eine defenſive Taktik entſchie den. 
Vor allen Singen, um Verluſte von Linien⸗ 
ſchiffen durch A-Boote zu vermeiden. Zum 
Seil war aber auch die Rückſicht auf die 
Neutralen dafür beſtimmend. Eine Ent- 
ſcheidungsſchlacht herbeizuführen, ſollte der Ini- 
tiative des Feindes überlaſſen bleiben. Marine- 
fachleute find der Anſicht, daß dies ein Fehler 
geweſen iſt, und daß man bei dieſer Situation 
unbedingt eine Seeſchlacht hätte wagen müſſen. 
Nach ihrer Meinung hätte ein militäriſcher Erfolg 
zur See über die Engländer unferem Anſehen 
in der Welt viel mehr genützt, als alle die 
glänzenden Siege zu Lande. Beth mann 
Hollweg ſoll bei dem Beſchluſſe des Kaiſers den 
Ausſchlag gegeben haben. Er war der Anſicht, 
daß man die Flotte bis zum Schluß 
auffparen müſſe, um bei den Verhand- 
lungen über den Frieden ein wirkſames unge- 
ſchwächtes Mittel in der Hand zu haben. Zweck 
wür de eine derartige Aufſparung der Flotte aber 
nur gehabt haben, wenn man zu Lande über⸗ 
legen gejiegt hätte. Nach der Marneſchlacht 
aber war ein entſcheidender Landſieg ziemlich 
unwahrſcheinlich, und man hätte nach dieſer 
Zeit dieſes Argument für die Zurückhaltung 
der Flotte nicht mehr anführen dürfen. 

Wie leiſtungsfähig unſere junge Marine 
war, bewies der Kreuzerkrieg in fer ⸗ 
nen Meeren. Die Taten der „Karls⸗ 
ruhe“ und der „Emden“, und ſpäter die 

der Hilfskreuzer „Mö wel, „Seeadler“ 
und „Wolfe erregten jubelnde Begeifterung 
im Baterlande und die Bewunderung der 
ganzen Welt, ſo weit fie nicht durch die feindliche 


Preſſe verhetzt und falſch unterrichtet war 
Höchſten Waffenruhm aber errang ſich für alle 
Zeiten unſer o ſtaſiatiſches Geſch wa 
der unter dem Grafen Spee. Graf Spee 
wollte weniger den feindlichen Handel durch 
Kaperkrieg ſchädigen, ſondern rein militäriſch 
wirken. Vor Coronel kam es zu der be- 
rühmten Seeſchlacht, in der das einzige Mal 
faft gleiche deutſche und feindliche Streitkräfte 
zur See ſich maßen. Nach kaum einſtündigem 
Gefecht hatte der Feind zwei große Schiffe 
„Monmouth“ und „Good Hope“ verloren und 
im übrigen ſoviel Beſchädigungen erlitten, daß 
er die Schlacht abbrechen mußte. Durch diefen 
Sieg ſahen die Engländer ihr Preſtige bedroht. 
Nicht weniger als 5 ſtarke Geſch wa der 
rüſteten ſie aus, um das kleine deutſche Ge⸗ 
ſchwader einzukreiſen und zu vernichten. Bei 
den Falklandsinſeln gelang es endlich 
am 8. Dezember überlegenen engliſchen und 
japaniſchen Streitkräften das Geſchwader des 
Grafen Spee zu ſtellen. Der Enderfolg dieſes 
Kampfes war vorauszuſehen, da unfere Gegner 
nicht nur an Zahl überlegen waren, ſondern 
auch weitertragende Geſchütze hatten, gegen die 
jedes Ankämpfen vergeblich war. Doch man 
dachte nicht an Flucht oder Uebergabe, man 
kämpfte mit zäher Entſchloſſenheit ſolange noch 
ein Schuß möglich war. Die ſtolzen Schiffe 
„Scharnhorſte, „Sneijenauf, „Lei p⸗ 
zig‘, „Nürnberg“ und eine Reihe von 
Transportſchiffen ſanken mit der geſamten Be- 
ſatzung. Mit ihnen fand Admiral Graf Spee 
und zwei ſeiner Söhne den Heldentod. Nur 
der „Dresden“ war es gelungen, als der Kampf 
ausſichtslos geworden war, zu entkommen, ſie 
wurde Ende des Monats in den chileniſchen 
Gewäſſern vom Feinde vernichtet. Anfang 1915 
mußte ſchließlich auch der Hilfskreuzer „Kron⸗ 
prinz Wilhelm“, deſſen Maſchinen und deſſen 
Beſatzung völlig am Ende der Kraft waren, in 
den Hafen von Newport News einlaufen und 
ſich ergeben. 

Als der Krieg begann, beſaß die deutſche 
Flotte 10 Offenfiv-U-Boote und war in dieſer 
Hinſicht den Gegnern überlegen. Die großen 
Erfolge des u-Boot- Krieges in der erſten 
Zeit ſind ja allgemein bekannt. Aber die Rüd- 
ſicht auf die Neutralen veranlaßte den Kaiſer 
immer wieder neue beſchränkende Beſtimmungen 
für den U-Bopt-Rrieg zu erlaſſen. Dieſe min- 
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derten durch die gebotenen Vorſichtsmaßregeln, 
die feſtſtellen ſollten, ob das zu torpedierende 
Schiff auch wirklich zu den Feindſtaaten ge- 
hörte, natürlich die Wirkſamkeit und brachten 
der Waffe auch außerordentlich ſchwere DBer- 
luſte. Die Torpedierung der „Luſit ani ac, 
die, wie wir heute genau wiſſen, ſowohl Truppen 
wie Munition an Bord hatte, und die Ver⸗ 
ſenkung des Dampfers „Suſſex“ bewirkten 
durch die Erregung, die fie bei den Neutralen 
und vor allen Dingen in Amerika auslöſten, 
eine weitere Einſchränkung der U-Boot⸗Tätigkeit. 
Dieſe ſchwache und nachgiebige Haltung dürfte 
uns mehr geſchadet als genützt haben. Unſerm 
Preſtige als Seemacht diente ſie jedenfalls nicht. 
Schließlich wurde der U-Boot-Krieg ſo 
gut wie aufgehoben, und unfere Füh- 
rung verzichtete damit auf das Hilfsmittel, das 
allein gegen die Hungerblockade wirkſam war. 
Als Admiral Scheer und Konteradmiral 
von Trotha die Leitung der Marine über. 
nommen hatten, begann eine neue zielſichere 
Flottentätigkeit, die ihren Höhepunkt in der 
glorreichen Schlacht im Skagerrak be- 
kam. Wir geben ihren Verlauf in der aus- 
gezeichneten Schilderung des Korvettenkapitäns 
Groos im Handbuch der Politik (Bd. 2, S. 179). 
„Nach einer Pauſe, wie fie durch Minen- 
räumen, Reparaturperioden, Wetterverhältniſſe 
und Uebungen ſtets bedingt waren, begann im 
Mai eine neue Unternehmung. Vom 18. bis 
22. d. Mts. ſtanden etwa 10 U-Boote im bri- 
tiſchen Blockadegebiet zwiſchen den Shetlands 
und Norwegen. Danach nahmen ſie vor feind- 
lichen Stützpunkten Aufſtellung, um bei einem 
neuen Vorſtoß der Flotte mitzuwirken, der ſich 
aber infolge der für Luftſchiffe ungünſtigen 
Wetterlage bis zum Ende des Monats verzögerte. 
Um der Unterſtützung der U-Boote noch ſicher 
zu fein, verzichtete der Chef der Hochjee-Streit- 
kräfte auf die Luftſchiffaufklärung und ließ am 
51. Mai den Vormarſch ins Skagerrak beginnen, 
um den Feind endlich zum Vorſchieben von 
Streitkräften zu veranlaſſen. Merkwürdiger⸗ 
weiſe iſt den U-Booten der wahrſcheinlich bei 
Nacht erfolgte Aus marſch des größten Teiles der 
feindlichen Flotte verborgen geblieben. Um fo 
überaſchender, allerdings auch dem Feind uner⸗ 
wartet, erfolgte um 5 Ahr 50 nachmittags vor 
dem Skagerrak der Zuſammenſtoß der beider- 
ſeitigen Kreuzergruppen, dem nach etwa zwei⸗ 


180 


zweiſtündigem Gefecht der Schlachtkreuzerge⸗ 
ſchwader und des fünften engliſchen Linien 
ſchiffsgeſchwaders der „Queen Eliſabeth“-Klaſſe 
und nach Vernichtung der „Queen Mary“ und 
des „Indefatigable“ bei ſtark geminderter Sich⸗ 
tigkeit ums Uhr nachmittags der Zuſammen⸗ 
prall der Flotte folgte. Die überlegene 
Zahl der engliſchen Schiffe, ihre größere 
Geſchwindigkeit und die zu dieſem Zeitpunkt 
für die britiſche Flotte günſtigeren Sichtigkeits⸗ 
verhältniſſe ermöglichte dem britiſchen Flotten⸗ 
chef die Uumklammerung, aus der ſich die deut⸗ 
ſche Flotte nur in zweifachem Stoß bis auf 
Nah gefechtsentfernung unter Torpedoboots-⸗ 
Maſſenangriffen und rückſichtsloſem Einſatz der 
Schlachtkreuzer und nach abermaligen ſchweren 
Verluſten für den Feind zu löſen vermochte. 
Diefer verlor die Führung, ſteuerte aber, un⸗ 
mittelbar binter ſich die deutſche Flotte, in der 
Nacht die deutſche Bucht an. Heftige Kämpfe 
der britiſchen Rückendeckung mit der ſtarken 
deutſchen Landſicherung führten zwar wiederum 
zu größeren Verluſten auf engliſcher als auf 
deutſcher Seite, aber es gelang den deutſchen 
Torpedobooten nicht an das feindliche Gros 
heranzukommen und ſo die unvergleichliche 
Ueberlegenheit der deutſchen Torpedo waffe noch⸗ 
mals in der Nacht zum Tragen zu bringen. Den- 
noch hatten die britiſchen Kreuzer und Torpedo- 
boote und ſogar eine Linienſchiffsdiviſion im 
Verlauf der Nacht gefechte den Anſchluß an ihr 
Gros verloren, während die deutſche Flotte ge⸗ 
ſchloſſen Hornsriff erreichte. Unter dieſen um- 
ſtänden erſchien dem britiſchen Höchſtkomman⸗ 
dierenden das Riſiko eines deutſchen Angriffs zu 
gewagt, die Kämpfe waren beendet. Ohne die 
Mit wirkung von U-Booten, Minen und Luft- 
ſchiffen hatte die deutſche Flotte einen Sieg 
davongetragen, der dem Feinde ſchwerſte Ver⸗ 
luſte brachte. Der Erfolg war in erſter Linie 
der alle Erwartungen übertreffenden Wider- 
ſtandsfähigkeit der deutſchen Großkampfſchiffe, 
ſowie der vernichtenden Wirkung ihrer Panzer⸗ 
ſprenggranaten, ferner der guten Kriegsaus- 
bildung und dem hervorragenden taktiſchen Zu⸗ 
ſammenarbeiten aller Schiffsklaſſen zu ver- 
danken.“ 

Die Verluſte auf engliſcher Seite waren, 
wie gejagt, bedeutend größer, trotz der zahlen⸗ 
mäßigen Ueberlegenheit des Feindes. Gefallen 
find in der Schlacht 6014 Engländer und 2535 


Deutihe. An Sotalverluſten hatten die Eng⸗ 
länder 5 große Schlachtkreuzer, 5 ältere große 
Kreuzer, 2 kleine Kreuzer und 8 Zerſtörer. Die 
deutſche Flotte verlor dagegen nur 1 großen 
Schlachtkreuzer, 1 älteres Linienſchiff, 4 kleine 
Kreuzer und 5 Zerſtörer. Die Nachricht von 
der großen Seeſchlacht und den deutſchen Er- 
folgen in ihr löſte in der Heimat großen Jubel, 
bei den Neutralen Erſtaunen, bei den Gegnern 
ſtarke Beſorgnis aus. Die deutſche Flotte hatte 
den Beweis feiner bedeutenden Leiſtungs⸗ 
fähigkeit erbracht. Aber Admiral Scheer, der 
in der Schlacht im Skagerrak kommandierte, hat 
die ſtrategiſche Wirkung der Seeſchlacht in 
keiner Weiſe überſchätzt. In feinem Ge- 
fechtsbericht an den Kaiſer heißt es: 
„Bei günſtigem Verlauf der weiteren Opera- 
tionen wird der Gegner zwar empfindlich ge- 
ſchädigt werden können, trotzdem kann kein 
Zweifel beſtehen, daß ſelbſt der glücklichſte Aus- 
gang einer Hochſeeſchlacht Eng lan din dieſem 
Kriege nicht mehr zum Frieden 
zwingen wird. Die Nachteile unſerer 
militär geo graphiſchen Lage gegenüber der des 
Inſelreichs und die große materielle Ueber macht 
des Feindes werden durch die Flotte nicht in 
dem Maße ausgeglichen werden können, daß 
wir der gegen uns gerichteten Blockade oder des 
Inſelreichs ſelber Herr werden, auch nicht, wenn 
die U-Boote für militäriſche Zwecke voll ver⸗ 
fügbar ſind. Ein ſieghaftes Ende des Krieges 
in abſehbarer Zeit kann nur durch Niederringen 
des engliſchen Wirtſchaftslebens erreicht werden, 
alſo durch Anſetzen des Anterſee⸗ 
Bootes gegen den engliſchen Han⸗ 
del. Hierzu irgend eine abgeſchwächte Form zu 
wählen, muß ich nach pflichtgemäßer Ueber⸗ 
zeugung nach wie vor Ew. Majeſtät dringend ab- 
raten. Nicht nur, weil es dem Weſen der Waffe 
widerſpricht, und der Einſatz der U-Boote nicht 
im Verhältnis zu dem zu erwartenden Gewinn 
ſteht, ſondern weil es trotz größter Gewiſſen⸗ 
haftigkeit der Kommandanten nicht möglich iſt, 
in Englands Gewäſſern, in denen die ameri- 
kaniſchen Intereſſen lebendig find, Zwiſchenfälle 
zu vermeiden, die uns zu demütigendem Nach⸗ 
geben zwingen, wenn wir nicht bis zur vollen 
Schärfe durchhalten können.“ 
Am 1. Februar 1917 begann endlich der 
hier von Admiral Scheer empfohlene unein⸗ 
geſchränkte N-Boot-Krieg. Die 


Schlachtflotte mußte jetzt zu ſeinem Schutze 
in Rejerve gehalten werden. Die Bedingungen 
für dieſen Kampf waren weſentlich ungünſtiger 
als in früheren Jahren geworden. Vor allem 
rächte es ſich, daß man im Jahre 1916 den Bau 
von U-Booten ganz weſentlich eingeſchräönkt 
hatte. Im ganzen ſind während des Krieges 
764 U-Boote gebaut worden, davon 1914: 185, 
1915: 186, 1916: 90, 1917: 269 und 1918: 220. 
Außerdem aber hatte der Feind Zeit gefunden, 
wirkſa me Gegenmaßnahmen zu 
treffen. Neben Minenfperren und U-Bootfallen 
wurde eine ausgezeichnete Be wa ffnu ns 
der Handelsſchiffe durchgeführt. Wäh⸗ 
rend 1916 noch nur 9 Prozent der verſenkten 
Dampfer bewaffnet waren, betrug die Zahl 
der bewaffneten feindlichen Handelsſchiffe im 
Februar 1917 45 Prozent und im Oktober 1917 
ſo gar 84 Prozent. So kommt es, daß in den 
Jahren 1915/16 eine geringere Zahl von A- 
Booten größere Erfolge hatte als die jetzt ſtark 
vermehrte Anzahl. Aber der unbeſchränkte 
U-Boot ⸗Krieg übte trotzdem ſehr bald eine ſtarke 
Wirkung aus. Schon im Fr ühjahr 1917 
wollten Ribot und Lloyd George nach 
Rom reiſen, um von dort aus Fried ews = 
verbandlungen anzubabnen. Aber 
allerlei Ausnahmen, die man wieder in Rüd- 
ſicht auf die Neutralen machte und vor allem 
die Friedensreſolution im So m- 
mer 1917 wirkte auf die feindlichen Staats- 
männer wieder ermutigend. Man hatte be- 
rechnet, daß der U-Boot⸗Krieg in 5 Monaten 
die Engländer zwingen würde, die Hand zum 
Frieden zu bieten. Daß dieſer Erfolg nicht ein- 
trat, lag daran, daß die Engländer es verſtanden 
hatten, den Schiffbau in der ganzen Welt ſo 
zu organiſieren, daß nicht nur jedes verſenkte 
Schiff ſo gleich erſetzt werden konnte, ſondern 
daß ſchließlich ſo gar mehr Schiffe gebaut als 
verſenkt wurden. Wenn auch leider der bezweckte 
Erfolg, der uns viele ko ſtbare Menſchenleben 
koſtete, nicht erreicht wurde, ſo wur den doch die 
Engländer ſchwer geſchädigt. Die Engländer 
verloren durch Torpedierung 15 Linienſchiffe, 
5 Schlachtkreuzer, 15 Kreuzer, 2kleine Kreuzer, 78 
Tor pe do boote und an Handelsſchiffen 2aa Trans- 
port dampfer, 2479 Sampfer und Segelſchiffe und 
675 Fiſchdampfer. Beſchädigt wurden außerdem 
1885 Handelsſchiffe. Die deutſche Marine 
verlor nicht weniger als 191 U-Boote. 
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Trotzdem es ihr nicht gelang, entſcheidende 
Wirkungen auszuüben, hat unſere Flotte doch 
ihren Zweck erfüllt. Ohne fie wäre es unmöglich 
geweſen, den Landkrieg ſolange fortzuſetzen. 
Sie hat ihr heroiſches Ende bei Scapa Flow 
nicht verdient. 


TTFTTTJJCCVCVCCCC 
FREMDEN ERD TEIL EN 


Bei Ausbruch des Weltkrieges ſtanden die 
Beſatzungen in den Kolonien auf verlorenem 
Poſten. Man befürchtete auf deutſcher Seite 
zunächſtkeine feindiichen Handlungen der Kriegs- 
gegner, da ja die Kongo-Konferenz im Jahre 
1885 beſchloſſen hatte, einen europäiſchen Krieg 
nicht nach Mittel⸗Afrika hinüberzutragen. Zum 
mindeſten ſollte der Eröffnung von Feindſelig⸗ 
keiten in den Kolonien eine Vermittlung be⸗ 
freundeter und neutraler Mächte vorausgehen. 
Aber die muſtergültige Verfaſſung der deutſchen 
Kolonien weckte ſchnell die Begehrlichkeit unſerer 
Feinde. Schon am 6. Auguſt überfielen die 
Franzoſen einen deutſchen Poſten im 
Innern von Kamerun. Am 8. Auguſt beſchoſſen 
die Engländer Daresjalam und am 13. kaperten 
fie den deutſchen Dampfer auf dem Nyaſſa-See. 
Belgien, das zunächſt für die Aufrechter⸗ 
haltung der Kongo-Akte und ihrer Beſtimmungen 
geweſen war, hatte dem franzöſiſchen Oruck 
nachgeben müſſen. Die Vereinigten 
Staaten aber, deren Vermittlung Seutſch⸗ 
land anrief, zeigten ſchon jetzt ein recht geringes 
Wohlwollen für Oeutſchland, deſſen Intereſſen 
zu vertreten fie während des Krieges über- 
nommen hatten. Sie erklärten, daß ſie ſeinerzeit 
die Kongo⸗-Akte nicht ratifiziert hätten und daher 
nichts tun könnten. Später haben ſie einem noch⸗ 
maligen deutſchen Vorſchlag, Mittelafrika für 
neutral zu erklären, „ohne jede Bemerkung“ an 
die Feinde weitergegeben. Am ſchnellſten be⸗ 
mächtigte man ſich unſerer Beſitzungen in der 
Süd- See. Hier war vor allen Dingen 
Zapan raſch zur Hand. Japan hatte bei 
ſeinem Eingreifen in den europäiſchen Krieg 
Gründe und Ziele, die mit dem eigentlichen 
Konflikt gar nichts zu tun hatten. Schnell 
ſicherte man ſich Anteil an den deutſchen Ko⸗ 
lonien in der Südſee, weil man hier engliſche 
Konkurrenz zu fürchten hatte. Ganz anders 
aber ging man gegen die deutſche Kolonie 


182 


Sfingtau vor. Hier hatte man ja Zeit 
und brauchte keine unnützen Opfer zu bringen. 
Am 18. September landeten die Japaner In- 
fanterie und Artillerie auf chineſiſchem Boden 
an der Lauſchan-Bucht, man ſchob dieſe Kräfte 
ganz langſam nach Südweſten vor, unterbrach 
die Bahnverbindung und landete nach einer 
kurzen Beſchießung von der Seeſeite am 28. Sep- 
tember an einer anderen Stelle, die nur 40 Kilo- 
meter vom Hafen entfernt lag. Nachdem man die 
verſchwindende deutſche Minderheit ausgehun⸗ 
gert und zermürbt hatte, nahm man die letzten 
deutſchen Stellungen am 7. No vember mit 
ſtür mender Hand. Man übernahm die deutſchen 
Kohlenbergwerke und auch die Schantungbahn 
mit dem größten Teil ihrer Beamten. Damit 
hatten die Japaner ihr Kriegsziel erreicht und 
ihre Bundespflichten erfüllt. Nun hatten ſie in 
dieſen bewegten Zeiten die Arme für ihre welt- 
politiſchen Pläne frei. An der Beſitznah me der 
deutſchen Kolonien in der Südſee hatte ſich 
natürlich auch England beteiligt, das ein 
großes Intereſſe daran hatte, daß ſich Japan 
nicht allein hier feſtſetzte. 

So einfach und ſchnell wie im Stillen Ozean 
aber ging in Afrika die Wegnahme der deut- 
ſchen Kolonien nicht vor ſich. Zuerſt fiel natur- 
gemäß Togo, das für eine Verteidigung 
nicht geeignet war, und deſſen 500 ſchwarze 
Poliziſten zum Feinde übergingen. In Ka- 
merun hatten ſich die Deutſchen mit den 
ihnen treu ergebenen Schwarzen geſammelt 
und ſich ins Innere zurückgezogen. Langſam 
nur drangen die Franzoſen hier vor, und es 
dauerte bis Ende Januar 1915, ehe fie das 
ganze Gebiet in der Hand hatten. Es gelang 
ihnen aber nicht, die kleine deutſche Streit macht 
zu ſchlagen oder gar zu vernichten. Mancherlei 
Gefechte fanden während des ganzen Fahres 
1915 ftatt, bis ſchließlich die deutſche Führung 
die Ausſichtsloſigkeit des Unternehmens einſah. 
Am 7. Februar 1916 trat der Reſt der Getreuen: 
1140 Weiße und 5900 ſchwarze Sol daten, auf 
ſpaniſches Gebiet über, wo er entwaffnet wurde. 

Verhältnismäßig lange hat ſich auch 
Deutſch-Südweſt- Afrika gehalten. 
Die Schutztruppe beſtand hier aus 4000 Mann. 
Sie hätte aber bei den guten Verbindungen, 
die man im Lande geſchaffen hatte, die Kolonie 
nicht lange verteidgen können. Mit großer 
Skrupelloſigkeit hatten die Engländer die Buren 


veranlaßt, hier tätig einzugreifen. Mit Hilfe 
einer gefälſchten Karte beſchuldigte man die 
Deutſchen einer Grenzverletzung und erwirkte 
die Kriegserklärung der Buren unter Botha. 
Der Widerſpruch angeſehener Burenführer wie 
Hertzog, Sewet und Delarey fruchtete nichts. 
Delarey wurde kurz darauf erſchoſſen. De⸗ 
wet, der ſich mit einem Teil der Buren er- 
hoben hatte, wurde, nachdem 4000 Buren ge- 
fallen waren, im Dezember 1914 gefangen ge- 
nommen und ins Gefängnis geſetzt. General 
Botha ging nun an der Spitze einer Armee 
von ziemlich 65 000 Mann gegen die kleine 
Schutztruppe vor. Diefe aber erreichte durch 
tapferſte Gegenwehr am 9. Juli 1915, nachdem 
ſie 450 Offiziere und Soldaten verloren hatte, 
eine ehrenvolle Kapitulation. 200 
Offiziere und 2000 Mann verpflichteten ſich, 
in dieſem Kriege nicht mehr gegen England zu 
kämpfen, durften dafür ihre Waffen behalten 
und ſich ſelbſt einen Aufenthalt wählen. 

Die oſtafrikaniſche Schutztruppe 
iſt während des ganzen Krieges unbeſiegt 
geblieben. Sie hat ſich erſt im November 1918 
nach dem Waffenſtillſtande im Weltkriege er⸗ 
geben. Das Herz ſchlägt einem höher, wenn man 
in dem Buche des Führers dieſer tapferen Schar, 
des General von Lettow- Vorbeck, 
von den unvergleichlichen Heldentaten lieſt, die 
dieſe weißen und ſchwarzen Männer unter den 
größten Schwierigkeiten fern von der Heimat 
vollbracht haben. Gegenüber einemkleinen Häuf⸗ 
lein von anfangs 5000 Mann hatten die Engländer 
aufgeboten: 26 000 Südafrikaner, 8 engliſche 
indiſche Regimenter, 2500 europäiſche Frei⸗ 
willige, 5 Eingeborenen-Regimenter dazu noch 
Rho deſier, Neuſeeländer, Landungstruppen der 
Flotte, 12 000 Belgier und 5000 Portugieſen. 
Auf rieſigen Strecken iſt der Führer mit der ihm 
treu ergebenen Schar hin und her durch das 
Schutzgebiet gezogen. Dem Feinde geſchickt 
ausweichend oder ihm durch einen überraſchen⸗ 
den Handstreich Munition und Lebensmittel ab- 
nehmend. Zweimal iſt es einem deutſchen 
Dampfer gelungen, den Kämpfern Kriegs 
material und Lebensmittel zu bringen. Der 
VBerſuch, mit einem Zeppelin eine neue Sendung 
nach Afrika gelangen zu laſſen, mußte abge- 
brochen werden. Als man auf deutſchem Gebiete 
ſich nicht mehr halten konnte, ging man kurzer⸗ 
hand auf portugieſiſches Gebiet über. Auch 


dort gelang es der rieſigen Ueber macht der 
Gegner nicht, auf die Bewegungen der unbe⸗ 
ſiegten Truppe irgend einen Einfluß zu ge⸗ 
winnen. Lettow-Vorbeck fühlte ſich in der Lage, 
den Kampf in dieſer Weiſe noch ein ganzes Fahr 
fortſetzen zu können, als er am 12. November 
1918 ein Telegramm des engliſchen Führers 
erhielt, das ihm den Waffenſtillſtand 
in Euro pa mitteilte. Am nächſten Cage kam 
dann die ſchmerzliche Nachricht, daß Deutſchland 
ſich im Waffenſtillſtande verpflichtet hatte, im 
Verlaufe eines Monats die Streitkräfte in Oft- 
afrika bedingungslos dem Feinde auszuliefern. 
Die Gegner haben die Heldenſchar in jeder 
Weiſe ritterlich behandelt. 


DER ZUSAMMENBRUCH 


Das Eingreifen der Vereinigten 
Staaten von Amerika hatte jede Hoff⸗ 
nung auf einen günſtigen militäriſchen Ausgang 
des Krieges zunichte gemacht. Der heldenhafteſte 
Widerſtand konnte auf die Dauer dem an Men⸗ 
ſchenzahl und techniſchen Hilfsmitteln weit über- 
legenen Gegner nicht Stand halten. Mit tiefer 
innerer Teilnahme wollen wir uns die letzten 
Tage des Erliegens noch einmal vergegen⸗ 
wärtigen. Ser entſcheidende Unglüdstag an 
der Weſtfront war der 8. Au gu ſt. An diefem 
Tage brachen Franzoſen und Engländer zwiſchen 
Somme und Avre in breiter Front über die 
deutſchen Artillerieftellungen hinaus vor. Die 
Stellung war nicht mehr zu halten, zumal die 
Truppen, die faſt gar nicht mehr abgelöſt werden 
konnten, immer matter und kriegs müder wurden. 
Es gelang aber, die Front in ihrer ganzen Aus- 
dehnung Schritt für Schritt zurückzunehmen, 
bis man an den ſtark ausgebauten, für dieſen 
Fall vorbereiteten Stellungen wieder einen 
Halt hatte. Es waren das die Siegftied- 
Stellung, die Hermann-Hunding-Brun⸗ 
hilde⸗Stellung und die Michel⸗Stellung. Die 
Angriffsluſt der Feinde wurde nach dem ſtarken 
Geländegewinn, den ſie erzielt hatten, natürlich 
immer größer. An allen Stellen der Front 
trugen ſie ihre Angriffe vor, und überall war die 
deutſche Führung genötigt, die Truppen zu⸗ 
rückzunehmen. Auch die feſten Stellungen 
hatten Mitte Oktober verlaſſen werden müſſen, 
aber trotz einzelner bedauerlicher Diſziplin⸗ 
loſigkeiten war das Geſamtheer doch feſt in der 
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Hand der Führung, als man am 11. November 
den Waffenſtillſtand ſchloß. 

Inzwiſchen war Witte September durch 
die kataſtrophale Niederlage der Bul- 
garen der Weg nach Konſtantinopel den 
Engländern frei geworden. Ende September 
brach die türkiſche Paläſtinafront 
vollkommenzuſammen, und auch am 
Tigris leiſteten die Türken kaum noch Wider⸗ 
ſtand. Am 51. Oktober war der Waffenſtillſtand 
mit der Türkei geſchloſſen worden. 

Oeſterreichs Schickſal erfüllte ſich 
am 24. Oktober. Das Heer hatte jede Diſziplin 


verloren, Ganze Regimenter und Brigaden 
meuterten, ſo daß die Front gegen Italien voll- 
kommen zuſammenbrechen mußte. Am 4. No- 
vember ſchloſſen die Oeſterreicher einen Waffen⸗ 
ſtillſtand ab. 

So war Deutſchland von allen 
verlaſſen, als es ſich am 11. November 
unter den härteſten Bedingungen zu einem 
Waffenſtillſtande entſchließen mußte. Der trotz 
der Revolution im großen Ganzen geregelte 
Rückzug des Feldheeres in die Heimat war 
die letzte militäriſche Großtat der deutſchen 
Truppen. 


DERIWIERTIE TRITT SER BG 


ins gab dem Weltkrieg von 1914 bis 

1918 das eigenartige Gepräge im 
Verhältnis zu früheren Kriegen, daß 

jetzt zu den militäriſchen Aktionen 

ſich der Wirtſchaftskrieg geſellte. Zwar 
hatte man ſchon gelegentlich in früheren Kriegen 
den Gegner auch wirtſchaftlich ſchwer zu ſchädi⸗ 
gen verſucht. Wir erinnern an die Naviga 
tionsakte Cromwells und die Kon- 
tinentalſperre Napoleons. Aber 
ſo lückenlos und konſequent wie dies Mal war 
ein Wirtſchaftskrieg bisher noch nicht geführt 
worden. Sein Zweck war nicht nur die Erleich⸗ 
terung der Kämpfe mit den Waffen, ſondern 
die möglichſt vernichtende Schädigung der ge- 
ſamten Volkswirtſchaft des Gegners. Bei 
England, das in dieſem Wirtſchaftskrieg 
die Initiative und die Leitung hatte, iſt wohl 
auch der Nebengedanke maßgebend geweſen, 
einen gefährlichen Gegner auf dem Welt markte 
für lange Zeit auszuſchalten. Es entfpricht dem 
Begriffe von „Feind“, den der Engländer 
hat, daß er mit dem Wirtſchaftskrieg die ge⸗ 
ſamte Bevölkerung Seutſchlands treffen wollte. 
Denn Feind iſt für den Engländer nicht der 
Staat, mit dem er im Kriege liegt, ſondern 
jeder Bürger dieſes Staates. Diefe 
Anſchauung wird deutlich bewieſen durch ein 
engliſches Gerichtsurteil vom 21. Dezember 
1915, in deſſen Begründung es ausdrücklich 
heißt, daß das Gericht einen Feind anders 
behandeln müjfe als einen Engländer, und 
daß auch das Gericht die Pflicht habe, den 
feindlichen Angriff ſoviel als möglich zu läh men. 
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Der Wirtſchaftskrieg begann damit, daß man 
jedes Geſchäft mit den Angehörigen feindlicher 
Staaten verbot. Dieſes Handels verbot 
Englands wurde bereits am 5. Auguſt 1914 er- 
laſſen. Ihm folgte das Verbot, an einen Ange- 
hörigen der feindlichen Mächte irgendwelche 
Zahlungen zu leiſten. Selbſt die Einlöſung 
von Wechſeln und die Zahlung von 
Zinſen und Dividenden blieb verboten. Man 
ging dann dazu über, den Grundbeſitz, die 
Fabriken, die Firmen und vor allen Dingen 
die Banken, in denen feindliches Vermögen 
inveſtiert waren, in Zwangs ver waltung 
zu nehmen. Nach einiger Zeit endete dieſe in 
der Liquidation, bei der naturgemäß die 
feindlichen Werte zugunſten der eigenen Volks- 
wirtſchaft verſchleudert wurden. Den Höhe- 
punkt fand dieſe Räuberpolitik in einzel⸗ 
nen Kolonien, wo die Liquidatoren kurzerhand 
die Geſchäftsbücher verbrannten, 
um zu verhindern, daß ſpäter einmal ihre Ge⸗ 
ſchäftsführung irgendwie nachgeprüft werden 
konnte. Die Beſtandaufnah me der feindlichen 
Guthaben führte zu deren Beſchlagnahme, die 
feindlichen Firmen wurden faſt reſtlos aufgelöſt. 
Schließlich ging man ſoweit, die Pat ente und 
den Muſterſchutz, den man für gutes Geld 
ſelbſt gewährt hatte, aufzuheben und die Er- 
gebniſſe deutſcher Geiſtesarbeit an die Kon- 
kurrenz in den Ententeftaaten zu verkaufen. 
In Seutſchland griff man natürlich Schritt 
für Schritt zu den gleichen Maßregeln, um nach 
Kriegsende gewiſſe Pfänder für den Ausgleich 
in der Hand zu haben. Aber in dem Friedens⸗ 


vertrag von Verſailles zwang man uns, die 
feindlichen Liquidationen an- 
zuerkennen, während wir uns verpflich⸗ 
teten, allen feindlichen Beſitz reſtlos herauszu⸗ 
geben oder, wo er verbraucht war, ihn hundert⸗ 
fach zu erſetzen. 

Man glaubte aber durch dieſe Maßnah men 
noch nicht genügend wirken zu können. Deutſch⸗ 
land grenzte an neutrale Staaten, die 
Zwiſchenhändler und Lieferanten werden konn⸗ 
ten. Mit einer ungeheuren Brutalität wurde 
die Neutralität dieſer Länder mißachtet. Man 
fing noch ziemlich beſcheiden damit an, ſoge⸗ 
nannte ſchwarze Liſten der Firmen aufzuſtellen, 
die mit Oeutſchland in Handelsbeziehungen 
ſtanden. Bei ſchwerer Strafe war es den eng⸗ 
liſchen Firmen verboten, mit dieſen neutralen 
Firmen Geſchäfte zu machen. Eine Reihe von 
Ententeſtaaten folgte mit ähnlichen Verboten 
dem engliſchen Beiſpiel. Aber die Bevormun⸗ 
dung ſollte noch viel weiter gehen. Man ſetzte 
Kontrollſtellen in Holland und in der 
Schweiz ein, die den Handel zwangen, ſeine 
Neutralität aufzugeben und nur im änterejje 
der Ententeſtaaten zu arbeiten. Dem Neber- 
ſeehandel zog man engſte Schranken dadurch, 
daß man den Begriff der Konterbande ver⸗ 
ſchärfte. Ganze Gegenden wurden für den all⸗ 
gemeinen Schiffsverkehr durch Minen und U- 
Boote abgeſperrt, und die ſchmalen freien Fahr⸗ 
ſtraßen waren leicht zu überwachen. Wir haben 
dieſe völlige Abſperrung vom Welthandel aufs 
ſchwerſte empfinden müſſen. 

Dazu gelang es den Gegnern, die die deut⸗ 
ſchen Kabel und Funkſtationen zerſtört hatten, 
eine völlige Nachrichtenſperre über 
Deutſchland zu verhängen. Daneben wurde in 
der ganzen Welt mit Hilfe der Preſſe eine 
rieſenhafte Propaganda gegen 
Oeutſchland veranſtaltet, um auf die Neu- 
tralen zu wirken und ſie zu veranlaſſen, auf die 
Seite unſerer Feinde zu treten. Der Frieden 
von Verſailles hat dieſen Wirtſchafts⸗ 
krieg nicht beendet, ſondern fortgeſetzt. 
Das deutſche Wirtſchaftsleben iſt durch die uner⸗ 
träglichen Laſten, die ihm dieſer Frieden auf⸗ 
bürdet, immer noch fo gut wie iſoliert. Die 
Folgen dieſer Ausſchaltung Oeutſchlands aus 
der Welt wirtſchaft, in der es ein wichtiger 
Faktor geweſen war, werden aber allmählich 
immer empfindlicher auch bei den ehemaligen 


Feindſtaaten fühlbar. Auch ihr Wirtſchaftsleben 
krankt unter den Folgen des noch nicht beendeten 
Wirtſchaftskrieges. 


DEUTSCHE ROHSTOFF- 
BEWIRTSCHAFTUNG 


Auf den beiden wichtigſten Gebieten iſt es 
Deutihland möglich geweſen, die Abſichten 
der Feinde für lange Zeit zu durchkreuzen. Denn 
nach der Gegner Willen ſollte der Mangel an 
Nohſtoffen und an Lebensmitteln 
nach ganz kurzer Zeit das Deutihe Reich zum 
Abbruch der Feindseligkeiten zwingen. Beinahe 
die Hälfte der Einfuhr von 11 Milliarden, die 
wir vor dem Kriege hatten, beſtand aus Rob- 
ſtoffen. England hatte mit ſeiner Blockade 
ganze Arbeit gemacht. Schon im Herbſt 1914 
bekamen wir direkt fo gut wie gar keine Noh⸗ 
ſtoffe mehr. Daß Seutſchland nicht große Vor⸗ 
räte davon im Innern aufgeſpeichert hatte — 
Geld dazu hätte es ja gehabt, — iſt auch ein 
Beweis dafür, daß Seutſchland dieſen Krieg 
nicht gewollt und nicht ſyſtematiſch auf ihn hin⸗ 
gearbeitet hat. Pie militäriſchen Stellen, die 
ſich mit dieſer Frage eigentlich ernſthaft hätten 
befaſſen müſſen, hatten es nicht getan, weil 
fie immer nur mit einem Krieg von kurzer Dauer 
gerechnet hatten. Es war ein Ziviliſt, der ſchon 
am Sage nach dem Kriegsausbruch den Kriegs- 
miniſter auf die große Gefahr hinwies, die 
Deutſchland durch die gering vorhandene Noh⸗ 
ſtoff menge, die bald zur Neige gehen mußte, 
drohte. Walter Rathenau, der ſo feige 
Er mor dete, iſt ſchon um deswillen des Dankes 
der Nation ſicher, daß er nicht nur auf den Fehler 
hinwies, ſondern auch die Leitung der Rohſtoff⸗ 
beſchaffung zunächſt ſelbſt in die Hand nahm. 
Seinem großen organiſatoriſchen Talent und 
ſeinen reichen Erfahrungen gelang es, die Ge⸗ 
fahr für die erſte Zeit auszuſchalten. 

Nach Verſtändigung mit den Bundes- 
ſtaaten, die ein eigenes Truppenkontingent 
hatten, übernahm die neugegründete Roh⸗ 
ſtoffabteilung des preußiſchen 
Kriegsminiſteriu ms die ſchwierige Auf⸗ 
gabe. Gegengewicht bei dieſen Beſtrebungen 
war das Reichsamt des Innern, das dafür zu 
ſorgen hatte, daß die Zivilbevölkerung von den 
militäriſchen Rückſichten nicht gar zu hart an 
die Wand gedrückt wurde. Diele Aufgaben 
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mußten in kurzer Zeit gelöft werden. Zunächſt 
ging man an die wichtigſte: die Erfaſſung 
der Rohſtoffe für den Kriegsbe darf und 
ihre Verteilung. Sie Art der Beſchlag⸗ 
nahme war etwas völlig neues. Die Nohſtoffe 
gingen ja nicht gegen Bezahlung in das Eigen⸗ 
tum des Staates über, wie das bei Requiſitio nen 
der Fall war, ſondern der Staat hatte nur die 
Verfügung darüber, wann, wie und von wem 
ſie verarbeitet werden durften. Es wurde auch 
nicht ſofort alles beſchlagnah mt, ſondern die 
Erfaſſung zog ſich bis zum Jahre 1916 hin, bis 
dann ſchließlich Kochtöpfe, Türklinken und 
Kirchenglocken zu Kriegszwecken beſchlagnahmt 
werden mußten. Die Bewirtſchaftung und die 
Verteilung war ſchon bei den inländiſchen Roh⸗ 
ſtoffen für eine Behörde ſchwierig geweſen. Faſt 
unmöglich wurde die Aufgabe, als große Mengen 
von Nohſtoffen aus den eroberten Gebieten 
dazu kamen. Man übergab deshalb die Bewirt⸗ 
ſchaftung kaufmänniſch organiſierten Kriegs- 
geſellſchaften, die nicht mit Gewinn 
arbeiten durften und denen für ihre Kapitalien 
eine Verzinſung von höchſtens 4 bis 5 Prozent 
zugeſtanden wurde. Ein etwaiger Ueberſchuß 
ſollte nach Schluß des Krieges dem Reiche zu⸗ 
gute kommen. Der Einfluß des Staates in 
diefen Geſellſchaften wurde allmählich immer 
ſtärker. Er mußte es ſein, denn alle Geſellſchaften 
erfüllten nicht reſtlos ihren Zweck allein 
für den Kriegsbedarf zu ſorgen. Es kam aber 
noch hinzu, daß die Geſellſchaften für ihre 
wachſenden Aufgaben ſtaatliche Garantien für 
ihre Bankkredite brauchten. 

Als man die Menge der Vorräte einiger⸗ 
maßen überblicken konnte, ſah man, daß man 
nicht lange damit ausreichen würde. Man ging 
nun daran, die Steigerung der Pro- 
duktion mit allen Mitteln zu fördern. Zu⸗ 
erſt erfolgte das bei der Stickſtoffgewinnung aus 
der Luft, die die Betriebsfähigkeit der Spreng⸗ 
ftoff-Fabriten und der Landwirtſchaft ſicherte. 
Je mehr man zu der Ueberzeugung kam, daß 
der Krieg noch längere Zeit dauern würde, 
deſto eifriger baute man das Syſtem planmäßig 
aus. Man ſchied zwiſchen Kriegs bedürf- 
niſſen, die zuerſt und möglichſt im vollen Am⸗ 
fange der Forderungen der Heeresleitung er⸗ 
füllt werden mußten, und Hei mat bedürf⸗ 
niſſen, die auf ein Minimum eingeſchränkt 
wurden. In großzügiger Weiſe wurde die 
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Steigerung der Rohſtoffmenge überall in An⸗ 
griff genommen. Aus Bergwerken, die ſtill 
lagen, weil ſich in Friedenszeiten der Abbau 
nicht mehr lohnte, hob man reiche Bo denſchätze, 
man baute wieder Flachs und Hanf an, um Faſer⸗ 
ſtoff weben zu können. Auch bei den Berbünde- 
ten wurde die Pro duktion in dieſer Weiſe eifrig 
gefördert. Aber die Natur ſetzte hier gewiſſe 
Schranken. Als man merkte, daß auch die 
Steigerung der Produktion die erforderliche 
Menge nicht erbringen würde, ſah man ſich nach 
Erſatzſtoffen um. Von dem Stickſtoff, der 
aus der Luft gewonnen wurde, haben wir ſchon 
geſprochen. Man ſtellte ſynthetiſchen Gummi 
und Kampfer her, erzeugte Alkohol aus Holz, 
Kohle und Kalk, und Oele, beſonders die ſo 
notwendigen Schmieröle aus Schiefer und 
tieriſchen Stoffen. Kupfer und Zinn, von dem 
nur ein geringer Vorrat vorhanden war, wurden 
durch Eiſen, Zink, Hartholz und Hartpapier er⸗ 
ſetzt. Ein außerordentlich wichtiger Erſatzſtoff 
wurde auch das viel verwendbare Aluminium. 
In großem Umfange wurde die Verzinkung an- 
gewendet. Für die Textilwaren miſchte man die 
Rohſtoffe, um fie zu ſtrecken, mit Faſern aus 
Zellſtoff, Kunſtwolle und Brenneſſel. Zur Her⸗ 
ſtellung von Schießbaumwolle wurde Zelluloſe 
nitriert. Schuhſohlen aus Holz und Treibriemen 
aus Zellſtoff bildeten das Ende der Reihe dieſer 
Erſatzſtoffe. 

Da auch das nicht ausreichte, griff man auf 
die bereits verarbeiteten Rohſtoffe 
zurück. Das ging natürlich nicht ohne ſchwere 
Eingriffe in die Privatwirtſchaft ab, und man 
hat ſich deswegen auch nur zögernd dazu ent⸗ 
ſchloſſen. Dann aber griff man nach langer Vor⸗ 
bereitung energiſch zu und es gelang aus den 
Haushaltungen und von der öffentlichen Hand 
große Mengen von verarbeiteten Metallen zu 
bekommen, die der Kriegswirtſchaft dienſtbar 
gemacht wurden. Es folgte dann die Beſchlag⸗ 
nah me faſt aller Webwaren, ſogar der Unter⸗ 
kleidung und ſchließlich nahm man aus den 
Fabriken die ledernen Treibriemen heraus und 
die Gummibereifungen von allen nicht im 
Kriegs dienſt verwendeten Fahrrädern und Auto- 
mobilen. Neben dieſer Erfaſfung der Nohſtoffe 
mußte natürlich auch eine Einſchränkung des 
Verbrauchs der aus ihnen hergeſtellten Gegen- 
ſtände gehen, ſoweit die Heimat der Ver⸗ 
braucher war, 


Den Gipfel der Leiſtungsfähigkeit erreichte 
die deutſche Kriegswirtſchaft bei der Durch- 
führung des ſogenannten Hindenburg 
Programms, deſſen Forderungen eigent⸗ 
lich gar nicht zu erfüllen waren. Man verſteht 
den ſtarken Oruck, den die Heeresleitung zu 
ſeiner Durchführung anwendete. Aber er hat 
mehr geſchadet als genützt. Denn man hatte 
eines nicht berüdjichtigt, daß Kohle und 
Eiſen, die man ja im Ueberfluß beſaß, und 
darum nicht bewirtſchaftet hatte, in den jetzt 
geforderten Mengen nicht zur Verfügung ſtan⸗ 
den. Man hatte den Kohlengruben zuviel Ar⸗ 
beitskräfte entzogen, dadurch war die Förderung 
zurückgegangen, und wir bekamen eine Kohle n⸗ 
knappheit, die bis zum Kriegsende ange- 
dauert hat. Diefe Kohlenknappheit wurde 
noch verſtärkt durch allerlei Verkehrsſchwierig⸗ 
keiten. Wie ſehr man auch die Belieferung des 
Hausbrands und der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe beſchränkte, Eiſenbahn und Kriegsinduſtrie 
hatten doch nicht immer genug Kohle, und 
mußten ihre wichtige Tätigkeit öfterunterbrechen. 
Der Kohlen mangel aber wirkte auch auf die Pro⸗ 
duktion aller anderen Nohſtoffe. Es mußten 
Verkehrseinſchränkungen eintreten, die dann 
wieder die richtige Verteilung hinderten. Es 
iſt ein glänzendes Zeichen für die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der deutſchen Induſtrie, daß es trotz 
aller dieſer Schwierigkeiten gelang, den größten 
Teil des Hindenburg⸗Programm durchzuführen. 
Wie ſorgſam und wie vorausſchauend gewirt⸗ 
ſchaftet worden war, iſt daraus zu erſehen, daß 
bei Abbruch der Feindſeligkeiten noch ſoviel Roh⸗ 
ſtoffe vorhanden waren, daß zu ihrer Verarbei⸗ 
tung die deutſche Industrie bis zum Mai 1919 
hätte tätig ſein müſſen. Durch dieſe Robftoff- 
Vorräte wurde auch der Uebergang zur Friedens- 
wirtſchaft in den unruhigen Zeiten der Friedens⸗ 
verhandlungen erleichtert. 


DIE BEWIRTSCHAFTUNG 
DER LEBENSMITTEL 


Der Wirtſchaftskrieg mit feiner Blockade 
nahm aber Seutſchland nicht nur die für die 
Kriegsführung notwendigen Rohſtoffe, ſondern 
hatte auch die Aushungerung Seutſch⸗ 
lands zum Ziel. Sehr ſpät erſt hat man dieſe 
Gefahr ernſt genommen und Vorbeugungsmaß⸗ 
regeln ergriffen. Faſt zwei Jahre hat man unbe⸗ 


nutzt verſtreichen laſſen. Als der Krieg ausbrach, 
hatte das reiche Seutſchland, das große Lebens- 
mittelmengen importierte, natürlich Rieſenvor⸗ 
räte in allen Zeilen des Reiches aufgeftapelt. 
Daher machte ſich ein wirklicher Mangel erſt im 
Jahre 1916 fühlbar. Da aber war die Möglichkeit 
einer großzügigen Borrats- Politik nicht 
mehr denkbar. Trotz der immer wirkſamer 
werdenden Rationierung lebte das deutſche Volk 
ſeit dieſem Zeitpunkt in Wirklichkeit nur von 
der Hand in den Mund. Eher als an eine Vor⸗ 
ratsbildung hatte man daran gedacht auf eine 
möglichſt niedrige Preisgeſtaltung 
hinzuwirken. Man erließ Höch ſtpreiſe 
und bedrohte deren Nichteinhaltung mit ſchweren 
Strafen. Aber man ſetzte dieſe Höchſtpreiſe zu⸗ 
nächſt war für die wichtigſten Nahrungsmittel, 
für Brotgetreide und Kartoffeln, 
feſt, und nicht für Fleiſch, Butter und anderes. 
Die natürliche Folge davon war nun, daß der 
Landmann, da Getreide und Kartoffeln zu 
ſchlecht bezahlt wurden, beides verfütterte, denn 
für die Erzeugniſſe der Viehwirtſchaft erhielt 
er ja gute, durch keinen Höchſtpreis beſchränkte 
Bezahlung. Man ſuchte dem durch ſtrenge Ber- 


fütterungsverbote zu fteuern. Dieje konnten aber 


bei dem überwiegend kleinen Grundbeſitz nicht 
konſequent durchgeführt werden, denn der Groß. 
grundbeſitz, bei dem eine Ueberwachung leichter 
möglich iſt, umfaßte im Reiche bei Kriegsbeginn 
nur ein Viertel der landwirtſchaftlich bebauten 
Fläche. Es dauerte bis zum Frühjahr 1917, 
ehe man eine ſachgemäße Staffelung der Preiſe 
für pflanzliche und tieriſche Erzeugniſſe durch⸗ 
führte, die dem normal arbeitenden Betriebe 
einen angemeſſenen Gewinn ſicherte, aber auch 
dem Städter den Lebensunterhalt nicht allzu⸗ 
ſehr verteuerte. Sieſe Preispolitik iſt viel und 
ſcharf bekämpft worden. Man hat vor allen 
Dingen behauptet, daß bei freier Preisbildung 
mehr Lebensmittel erzeugt worden wären. Ge⸗ 
wichtige Stimmen erklären dieſe Anſicht für 
falſch, da die Produktion unter den gegeben Ver- 
hältniſſen kaum hätte geſteigert werden können. 
Sicher ift, daß durch die Preisfeſtſetzung für die 
notwendigſten Lebensbedürfniſſe der Kaufwert 
der Mark lange hoch gehalten worden iſt. Es 
fragt ſich, ob die Bevölkerung jo lange durch⸗ 
gehalten hätte, wenn es den geſamten Nahrungs⸗ 
bedarf mit Schleichhandelspreiſen hätte be⸗ 
zahlen müſſen. 
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Wucher und Schleichhandel waren 
eine natürliche Begleiterſcheinung der Lebens- 
mittelknappheit. Der Wucher erfand, als man 
ihm ſcharf zu Leibe ging, bald den Ausweg des 
Kettenhandels, bei dem jedes Glied nur kleine, 
nicht als Wucher zu bezeichnende Gewinne er- 
zielte, die Ware aber doch wucheriſch verteuert 
wurde. Man iſt ſchließlich auch gegen den 
Kettenhandel mit ſcharfen Strafbeſtimmungen 
vorgegangen. Abgefaßt wor den ſind die Wenig- 
ſten, vor allem nicht die großen Gauner, die mit 
der Not des Vaterlandes ein Vermögen er⸗ 
warben und noch erwerben. 

Zuerſt wurde die lückenloſe Zwangswirt⸗ 
ſchaft beim Getreide durchgeführt. Die Reichs- 
getreideſtelle beſchlagnahmte das Getreide beim 
Erzeuger undteilte es den Kommunal-Verbänden 
nach ihrer Kopfzahl zur Verwertung zu. Der 
Produzent durfte nur für ſich, feine Familie 
und feine Leute, ſo wie als Saat gut ein genau 
vorgeſchriebenes Quantum als Sel b ſt ver- 
ſor ger zurückbehalten. Bald wurden auch die 
Mühlen und Nährmittelfabriken in die Bewirt⸗ 
ſchaftung mit einbezogen, und es gab dann wie 
Brot und Mehl auch Gries, Graupen und Zeig- 
waren nur noch in feſtgeſetzten Rationen auf 
Karten. Auch das vom Ausland eingeführte 
Getreide wurde mit bewirtſchaftet. Die übri gen 
vom Ausland kommenden Lebensmittel unter- 
lagen der Kontrolle der außerordentlich unbe⸗ 
liebten ZE, der vom Reich begründeten 
Zentraleinkaufsgeſellſchaft. 

Futter mittel waren immer in großen 
Mengen vom Ausland eingeführt worden; im 
letzten Friedensjahre waren es ca, 4 Millionen 


Sonnen geweſen. Da jetzt das Heer ſteigende 
8 11 rieſigen Pferdebeſtand 
brauchte, kam die Heimat bald zu kurz. Die dra- 
koniſchen Beſtimmungen, nach denen ein Ar- 
beitspferd nur 3%, ſpäter ſogar nur 
2% Pfund Hafer am Tage bekommen 
durfte, konnten nicht befolgt wer den, und mußten 
zu bewußter Uebertretung der Beſtimmungen 
führen. Die Reichsfutterſtelle erfaßte ſchließlich 
das geſamte Futter (auch das Rauh futter). Da 
es aber für eine Verteilung nicht langte, beſchloß 
man die Zahl der Futtervertilger zu mindern. 
Der Gedanke war richtig, aber — er wurde zu 
einem Zeitpunkt durchgeführt, wo er großen 
Schaden anrichten mußte. Der große 
Schweine mord vom Frühjahr 1915 hat 
weder bei den Erzeugern noch bei den Der- 
brauchern Verſtändnis gefunden. Allmählich 
kam nun auch alles übrige in Zwangsbewirt⸗ 
ſchaftung: Fleiſch, Milch, Butter, Speiſefette, 
Zucker, Kartoffeln und Eier. Auch Obſt, Ge- 
müſe und Fiſche wurden, ſo ſchwierig es war, 
von der öffentlichen Hand erfaßt. Saß die Ra- 
tionierung nicht gleichmäßig durchgeführt wer⸗ 
den konnte, lag an dem Fehlen einer 
Zentralgewalt mit wirklichen Macht⸗ 
mitteln. Sonderintereſſen der Bundesſtaaten 
arbeiteten in dieſer Hinſicht den Reichsbehörden 
entgegen. Nur in Preußen find die Vorſchriften 
gleichmäßig und ziemlich ſtreng durchgeführt 
worden. Wieviel trotzdem erreicht worden iſt, 
beweiſt die Tatſache, daß es möglich war, das 
deutſche Bolk trotz der Hungerblockade / Fahre 
lang zu ernähren, oder beſſer gejagt, um nicht zu 
vielzu behaupten, vor dem Verhungernzuſchützen. 


II. REVOLUTION 
UND SCHMACH FRIEDEN 
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von 1918 feſtzuſtellen, fällt ſchwer 

zu einem Zeitpunkt, an dem ihre 

letzten Zuckungen noch zu ſpüren 
ſind. Was wir geben können, iſt nur eine 
ganz loſe Skizze, die lediglich den Verlauf an⸗ 
zu deuten vermag. Klar zu ſehen, wird man 
erſt dann vermögen, wenn alle Einzelheiten 
der Bewegung ohne Parteibrille wiſſenſchaft⸗ 
lich erforſcht ſein werden. Den Verfaſſer zwingt 
das Beſtreben, unparteiiſch zu fein, auf manche 
Möglichkeit, plaſtiſch und farbig zu ſchildern, 
zu verzichten. 

Revolutionen find Semperamentſache. Dem 
deutſchen Volke liegen ſie eigentlich nicht. Es iſt 
zu beſinnlich dazu. Nach dem Bauernkriege, 
der ja nur der Verſuch einer Revolution war, 
dauerte es Jahrhunderte, bis im Jahre 1848 
ſich in verſchiedenen deutſchen Landesteilen 
wieder Revolutionen entwickelten. Aber ſie 
brachen aus nach einem jahrelangen bewußten 
Daraufhinarbeiten der bürgerlichen Intelligenz. 
Man hatte ganz beſtimmte Ziele, die man er⸗ 
reichen wollte, und in ſchwungvollen begeiſterten 
Liedern wurden die revolutionären Gedanken 
gefeiert und ins Volk getragen. 1918 war das 
ganz anders. Hier gab es keine feften Ziele 
und die revolutionären Sänger dieſer Umſturz⸗ 
Perio de haben kein Lied geſchaffen, das ins 
Volk drang. Konrad Haeniſch nennt darum die 
deutſche Revolution von 1918, die einzige li e d⸗ 
loſe Revolution der Weltgeſchichte “, 
Man hatte keine beſtimmten Ziele. Man wollte 
nur einen unerträglichen Zuſtand 
los werden, ohne zu fragen und ohne zu 
wiſſen, was dann kommen ſollte. Im Gegenſatz 
zu den Führern des 9. November hatten die 
Spartakiſten, die im erſten Dierteljahr 1919 
die junge Republik ſtürzen wollten, mit ihrer 
Forderung der Räterepublik und der 
Diktatur des Proletariats ein 
feſtes Programm. 

Die Haupturſache für den ftaatlihen Um- 
ſchwung iſtunſtreitig dermilitäriſſche Zu⸗ 
ſammenbruch geweſen. Regierung und 
Heeresleitung hatten die Hoffnung der geſamten 
Bevölkerung auf einen Endſieg immer 
wieder geſtärkt, auch dann noch, als die mili- 
täriſche Leitung ſeit Juli 1918 wußte, daß der 
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Krieg unrettbar verloren ſei. Noch 
Ende September wagte man nicht, die Wahrheit 
zu fagen und mehrte den Glauben, daß noch 
alles gut werden würde, durch die Form und die 
Art der amtlichen Berichte, zu denen 
das ganze Volk unbedingtes Vertrauen hatte. 
Das war natürlich ein ſchwerer Fehler. Als 
dann Tag für Tag die Hiobspojten kamen, als 
das deutſche Volk in kurzer Folge ſeine Bundes⸗ 
genoſſen, die Bulgaren, die Türken und Oeſter⸗ 
reich-Ungarn zuſammenbrechen ſah, da war es 
zu ſpät, um die Taktik des Verſchleierns 
mit Erfolg zu ändern. Prinz Max von 
Baden mit all ſeinen populären Miniſtern 
konnte den unaufhaltſamen ftaatlihen Zu⸗ 
ſammenbruch nicht mehr hindern. Am 5. Ok- 
tober hatte die Bitte um Waffenſtill⸗ 
ſtand durch Wilſons Vermittlung dem deut⸗ 
ſchen Volke gezeigt, daß die Kraft des Fel dheeres 
am Ende war. Als dann die Wilſon-Noten 
immer neue Demütigungen und immer ſchwerere 
Bedingungen brachten, da ward es allen Ein- 
ſichtigen mit Erſchrecken klar, wie wenig Ent⸗ 
gegenkommen das deutſche Volk von den bis- 
herigen Gegnern zu erwarten hatte. Daß man 
fo nahe am Abgrund wandelte, 
das hatte ja keiner geahnt. Man 
hatte ja in weiten Kreiſen bis in dieſe Herbſttage 
hinein immer noch von allerhand Eroberungen 
geträumt. Ueber Nacht ſah man ſich nun plötzlich 
aus allen Himmeln geriſſen. Man fühlte ſich 
betrogen, betrogen von Männern, denen man 
ein faſt kindergläubiges Vertrauen geſchenkt. 
Um der großen Sache willen hatte man immer 
wieder neue ſchwere Opfer gebracht. Und man 
hatte entbehrt, wie nur ein Volk entbehren kann. 
Nun kam ganz überraſchend die Erkenntnis, daß 
alles umſonſt geweſen ſei. Da war 
es erklärlich, daß ein Gedanke ſchnell und in 
den weiteſten Kreiſen Geltung bekam: Wenn 
nichts mehr zu retten iſt, dann ſchnell ein Ende 
machen und kein Opfer mehr bringen, 
nicht an Blut und nicht an Entbehrung. 

In dieſen Tagen der Einſicht wurde bald 
die tiefe Zerklüftung deutlich, die im 
deutſchen Volke beſtand. Große Volksgruppen 
hatten ſich ja ſchon vor dem Kriege im offenen 
Mißtrauen gegenübergeſtanden. Der Krieg hatte 
nur im Anfang dieſe Gegenſätze zu überbrücken 
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ver mocht. In feinem Verlaufe aber trat der 
betonte große Anterſchied zwiſchen dem Soldaten 
und dem Offizier immer deutlicher hervor. 
Dieſer Gegenſatz verſchärfte ſich noch zwiſchen 
den Soldaten, die das „Einjährige“ hatten 
und Offizier werden durften, und den vielen 
anderen, die trotz der Befähigung dazu und trotz 
überragender militäriſcher Tüchtigkeit nie die 
Leut nantsachſelſtücke tragen konnten. Auch die 
Volksvertretung war im Kriege ziemlich kalt ge⸗ 
ſtellt. Als die Lage bedrohlicher wurde, zog man 
allerdings den Reichstag immer mehr zur Mit- 
arbeit heran und war ganz am Schluß ſogar 
bereit, ihm größere Konzeſſionen zu machen. So 
gab man dem Reichstag ein Mitbeftimmungs- 
recht bei der Wahl und bei der Entlaſſung 
der Miniſter. 

Sehr geſchadet hat der Einigkeit im deut⸗ 
ſchen Volke auch der Kampf um die preußi⸗ 
ſche Wahlrefor m. Nachdem die Krone 
durch die Oſterbotſchaft 1917 ſelbſt die Initiative 
ergriffen hatte, mußte auch die Regierung den 
Mut haben, ſich mit allem Nachdruck für die 
Reform einzuſetzen. So aber duldete man eine 
Verſchleppung der Angelegenheit, die ein halbes 
Jahr dauerte, und mußte ſich darein fügen, als 
die Vorlage ſchließlich abgelehnt wurde. All 
das diente dazu, eine ſchwere Mißſtimmung in 
der Bevölkerung und im Heere dauernd zu er- 
halten. Ein Staatsmann großen Formats 
hätte aber ſicher auchdieſe Stimmung zum Beſten 
des Ganzen auszunutzen gewußt. Denn bei 
der Art des deutſchen Volkes war eine Evolution 
eher möglich, als eine Revolution. Prinz Max 
hat den Verſuch gemacht, die Bewegung zu 
einer logiſchen Entwicklung zu bringen, aber es 
war einmal ſchon zu ſpät dazu und zum anderen 
war der Prinz doch wohl nicht ein Staatsmann 
großen Formats. Zwei Nebenurſachen, die nur 
geringere Wirkung auslöſten, ſollen hier noch 
erwähnt werden. Im Heere wie in der Heimat 
hat es vielfach Erbitterung hervorgerufen, daß 
man zu Leutnants und Kompagnieführern ſehr 
jugendliche Herrn ernannte, die wohl nicht 
immer das richtige Berſtändnis für die ihnen 
unterſtellten Leute in den reiferen Jahren 
hatten. Die andere Nebenurſache iſt die An- 
ſteckung von Rußland her, die in einem 
gewiſſen, allerdings geringem Umfange ſeit dem 
Frieden von Breſt⸗Litowſk beſtanden hat. We⸗ 
ſentlicher war ein Gedanke, der gefühlsmäßig in 
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aller Herzen lebte, der Gedanke, daß mit einem 
Frieden auch die Vorkriegszeit wieder 
komme mit ihren billigen Butter- und Fleiſch⸗ 
preiſen. 

Die Revolution von 1918 war konſe⸗ 
quent antimonarchiſſch. Das war nach 
der Art und Weiſe, in der Wilhelm II. die 
zur Führung gelangten Kreiſe früher behandelt 
hatte, nicht zu verwundern. Des Kaifers Reden 
aber hatten ihm auch in bürgerlichen Kreiſen 
viele Gegner geſchaffen, und feine Flucht nach 
Holland machte ſogar manchen Monardiften 
der Revolution geneigt. Der geſetzloſe Zuſtand 
der Revolution wurde nicht als etwas beſonders 
Neues empfunden, da ſich ja der größte Teil der 
Bevölkerung während des Krieges daran ge- 
wöhnt hatte, die Mehrzahl der geſetzlichen 
Beſtimmungen als nicht vorhanden anzusehen. 

Die Revolution hat einige Vorboten 
gehabt. Im Sommer 1917 brach in Wil⸗ 
helmshaven auf der Flotte eine Meu- 
terei aus, die mit Aufbietung großer Energie 
ſchnell unterdrückt wurde. Die beiden Führer 
wurden hingerichtet, und über die ande⸗ 
ren insgeſamt 200 Jahre Zuchthaus verhängt. 
Eine ſtärkere Mahnung waren die Maſſen⸗ 
ſtreiks, die Januar 1918 in der Rüftungs- 
industrie von Berlin und München ausgebrochen 
waren. Von beiden führen Fäden bis zur 
November-Revolution. 

Die Revolution begann mit dem Ab- 
fall der Flotte. Am 28. Oktober 
erhielt die Flotte den Befehl, auszulaufen. Nach 
Angaben der Marineleitung ſollte die Flotte 
durch einen leichten Vorſtoß den rechten Flügel 
der ſich aus Flandern zurückziehenden Armeen 
decken. In den Kreiſen der Matroſon aber war 
man überzeugt, daß die Führung vorhabe, die 
Flotte in einer furchtbaren Seeſchlacht aufs Spiel 
zu ſetzen, um an Anſehen zu gewinnen und davor 
bewahrt zu fein, die Flotte ausliefern zu müſſen. 
Unvorſichtige Aeußerungen von Marineoffi⸗ 
zieren, die von einem „Todesritt“ ge⸗ 
ſprochen hatten, gaben dieſem Glauben neue 
Nahrung. Die Marine mannſchaften hielten in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl dieſes — an- 
gebliche —Hinopfern von Schiffen und Menſchen, 
da es zwecklos ſei, für Wahnſinn. Um ihr Leben 
zu retten, löſchten die Heizer die Feuerungen 
aus und die übrigen Mannſchaften verhinderten 
durch einmütige Gehorſamsverweigerung das 
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Auslaufen der Flotte. Der Anfang der 
Revolution hatte alſo nicht aggreſſiven, ſondern 
defenſiven Charakter. Hätte man ſich 
bei Berückſichtigung der allgemeinen Lage damit 
begnügt, daß die Matroſen ihren Willen, eine 
zweckloſe Seeſchlacht zu vermeiden, bekommen 
hätten, ſo hätten dieſe ſich vielleicht völlig zu⸗ 
frieden gegeben. Das aber duldete die mili⸗ 
täriſche Difziplin nicht. Das dritte Geſchwader, 
wo die Bewegung am ſtärkſten hervorgetreten 
war, dampfte durch den Nord-Oftfee-Ranal nach 
Kiel, um dort die Meuterer aburteilen 
zu laſſen. Auch von dem Standpunkt der 
Offiziere aus, war das Unternehmen eigentlich 
zwecklos. Denn in Kiel befand ſich einmal eine 
außerordentlich gut organiſierte Arbeiterſchaft, 
und zum anderen war auch die Gefahr vor⸗ 
handen, daß die meuternde Geſinnung auf die 
im Kieler Hafen liegenden zahlreichen Schiffe 
übergreifen konnte. Denn in Kiel lagen damals 
SLinienſchiffes Torpedoboots⸗Flottillen, mehrere 
Kreuzer und eine ganze Anzahl von Spezial⸗ 
ſchiffen, die zuſammen eine Beſatzungvon 25 000 
Köpfen hatten. Aber man ſah die Gefahr nicht. 
Sobald man in den Hafen eingelaufen war, 
wur de ein großer Teil der Leute des dritten Ge⸗ 
ſchwaders verhaftet. In der Marine begann 
es daraufhin zu gären. Schon am 1. November 
fand im Gewerkſchaftshauſe eine Beſprechung 
von mehreren Hundert Matroſen ſtatt. Eine 
Deputation wollte dem Kommandanten, Ad- 
miral Souchon, die Forderung überbringen, 
die Verhafteten frei zu laſſen. Entrüſtet lehnte 
der Admiral jede Verhandlung mit Untergebenen 
ab. Am 2. November fanden immer unruhiger 
werdende Matroſenanſammlungen ſtatt. Die 
zweite Kompagnie des erſtenErſatz⸗Seebataillons, 
die die Anſammlungen ſprengen ſollte, verfagte 
mit der Waffe in der Hand den Gehorſam. Am 
nächſten Tage meuterte die Beſatzung des 
Linienſchiffes „Markgraf“. Man wurde zwar 
der Lage ſchnell wieder Herr und verhaftete 
80 Matroſen. Die Unruhe unter den Marine- 
truppen aber wurde immer größer. Ihre Ver⸗ 
ſammlungen wurden immer erregter. Um feine 
Leute wieder zu ſammeln, ließ der Admiral 
Alarm ſchlagen. Aber die Matroſen 
dachten gar nicht daran, ihre Schiffe und Quar⸗ 
tiere aufzufuchen und formierten ſich zu einem 
De monſtrationszuge, der die verhafteten Kame⸗ 
raden aus der Militärarreſtanſtalt befreien ſollte. 


An einer Straßenecke wollte ein aus Anter⸗ 
offizieren und Seckoffizieren gebildetes Ab⸗ 
ſperrungskommando den Zug aufhalten. Da 
die Demonjtranten nicht freiwillig auseinander 
gehen wollten, ſchoß man auf ſie und der Zug 
wurde ſchnell zerſtreut. 8 Tote und faſt 50 
Schwerverletzte lagen auf dem Platze. Die 
ſelbſtverſtändliche Folge war, daß ſich nun auch 
die Matroſen bewaffneten. Am 4. November 
war die Zahl der bewaffneten Meuterer bereits 
auf 20 000 Mann geſtiegen. Man holte von 
auswärts Infanterie herbei, aber dieſe weigerte 
ſich, auf die Kameraden zu ſchießen, und wurde 
von den Revolutionären entwaffnet. Die Sol⸗ 
daten bildeten aus ihrer Mitte einen Sol- 
datenrat, der vom Gewerkſchaftshaus aus 
regierte. Jetzt endlich ſah der Ad- 
miral den Ernſt der Lage ein 
und wollte verhandeln. Da die ganze Bewegung 
in keiner Weiſe vorbereitet war, mußte man ſich 
erſt beſinnen, was man für Forderungen ſtellen 
ſollte, und fo kam ein merkwürdiges Gemiſch 
von wichtigen und unwichtigen Forderungen zu⸗ 
ſtande. Inzwiſchen hatte die Reichsregierung 
die Abgg. Noske (Soz.) und Haußmann 
(Fortſchrittler) nach Kiel geſchickt mit dem Auf⸗ 
trage, dort wieder geordnete Zuſtände zu 
ſchaffen. Noske wurde Kommandeur von Kiel, 
und es gelang ſeiner Klugheit und ſeiner Energie, 
die Bewegung wenigſtens in geordnete Bahnen 
zu lenken und darauf hinzuwirken, daß von 
Seiten des Reiches je de militäriſche Aktion gegen 
die aufſtändiſche Kieler Garniſon unterblieb. 
Damit war Kiel feſt in der Hand 
der revolutionären Matroſen. 

Die Bewegung bewies eine faſt märchen⸗ 
hafte Ausdehnungskraft. Aeberall zeigte ſich 
der Bo den für die revolutionäre Idee gut vor⸗ 
bereitet. Am 5. November bereits iſt Lübeck 
in den Händen der Revolutionäre, am nächſten 
Tage iſt die Revolution in Hamburg, Bremen, 
Wilhelmshaven und Roſtock⸗Warne münde durch- 
geführt. Dann machte die revolutionäre Be⸗ 
wegung raſche und erfolgreiche Vorſtöße land⸗ 
einwärts. Hannover und Braunſchweig, Köln 
und Frankfurt a. M. waren innerhalb der 
nächſten beiden Tage der revolutionären Be⸗ 
wegung angeſchloſſen. Ueberall erklärten ſich 
die Soldaten für die neue Bewegung und all⸗ 
mählich erreichten auch die Arbeiter einen ſtär⸗ 
keren Einfluß auf die revolutionären Vorgänge. 
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Inzwiſchen war ganz unabhängig davon 
auch in München die Revolution ausge- 
brochen. Im Gegenſatz zu der Militärrevolution 
von Kiel handelte es ſich hier um eine zivi⸗ 
liſtiſche Bewegung, die in der Haupt- 
ſtadt des Landes ausbrach. Vorbereitet war die 
Revolution durch die partikulariſtiſchen Stim⸗ 
mungen, die im Verlauf des Krieges in Bayern 
immer ſtärker geworden waren. Nie iſt der 
Preußenhaß der Bayern jo ſchlimm ge- 
weſen, wie in den Kriegsjahren. Der Bierbank⸗ 
politiker beſchuldigte die bayeriſche Regierung, 
daß ſie ſich durch Preußen in den Krieg hätte 
hineinziehen laſſen, der das Bier und die Kalbs⸗ 
haxen verminderte und verteuerte. Als dann 
der Krieg verloren war, war diefe Unzuftieden- 
heit natürlich ein ganz beſonders günftiger Nähr⸗ 
boden für revolutionäre Propaganda. Dieſe 
entfaltete vor allem der frühere „Vorwärts“ 
Redakteur Kurt Eisner, der Ende Oktober 
für die u. S. P. O. gegen den Mehrheits⸗ 
ſozialiſten Auer in München für den Reichstag 
kandidierte. Die Revolution begann damit, daß 
einige hundert Unabhängige zu dem Gefängnis 
Stadelheim marſchierten und dort die Heraus- 
gabe von 5 Parteigenoſſen forderten, die bei 
den Streikunruhen im Januar feſtgeſetzt worden 
waren. Sie Freilaſſung wurde bewilligt, und 
damit war die erſte Aktion beendet. Am 5. No⸗ 
vember wollte die Maſſe ſchon losbrechen. Aber 
Eisners Beredſamkeit gelang es, ihr bei einer 
Rieſenverſammlung auf der Thereſienwieſe klar 
zu machen, daß der richtige Augenblick noch nicht 
gekommen ſei. Am 6. November traten nun 
auch die Mehrheitsſozialiſten auf den Plan, 
fie luden für den Donnerstag, den 7. November, 
gleichfalls zu einer Rieſenverſammlung ein. Auf 
dem Rückwege fluteten die Maſſen in die Ka⸗ 
fernen, deren Beſatzung fi ihnen zum Zeil an- 
ſchloß, zum Teil keinen Widerſtand leiſtete. Im 
Laufe des Abends war die Stadt im Beſitz der 
Revolutionäre. Ein Arbeiter- und Soldatenrat 
wurde gebildet und in der Frühe des 8. No- 
vember die Republik Bayern aus- 
gerufen. 

In Berlin hatte ſich ſchon bei dem Streik 
in der Nüſtungsinduſtrie (Januar 1918) ein 
Arbeiterrat gebildet. Er beſtand aus gewählten 
revolutionären Obleuten der Großbetriebe. Füh⸗ 
rer waren der Kommuniſt Liebknecht und 
die unabhängigen Le debour, Säu mig 
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und Bart h. Sieſes Revolutionsko mitee wollte 
bereits am 4. November losſchlagen, ſah aber 
bald ein, daß man bei ſo geringer Vorbereitung 
nichts erreichen würde. Man verſchob daher 
den Aufſtand auf den 11. November. General- 
oberſt von Linſingen, der in Berlin komman⸗ 
dierte, war entſchloſſen, die Revolution blutig 
zu unterdrücken. Als Vorbeu gungsmaßregel 
wurde die Stadt vom Nachrichtenverkehr völlig 
abgeſperrt. Fernſprecher und Telegraph nach 
auswärts wur den unterbrochen, und am 8. No- 
vember wurde ſogar der Fernverkehr verboten, 
um zu verhindern, daß revolutionäre Matroſen 
in die Stadt kämen. Trotzdem gelang es einzelnen 
Matroſen nach Berlin hineinzukommen und 
dort von den großen bisherigen Erfolgen der 
Revolution zu berichten. Ein Verbot des Ge- 
neralkommandos, Arbeiter- und Sol datenräte 
zu bilden, beſchleunigte nur noch das Aus- 
brechen des Aufſtandes. Inzwiſchen hatte die 
ſozial de mokratiſche Partei ihr Verbleiben in der 
Regierung von der ſofortigen Ab dan 
kung des Kaiſers abhängig gemacht. Man 
hatte diefe Forderung befriſtet abgeſchickt. Würde 
der Kaiſer bis Freitag nicht abgedankt haben, 

ſo ſollte am Sonnabend morgen der General- 

ſtreik beginnen. Inzwiſchen gingen in ſchneller 

Folge die Berliner Truppenteile zu den Revo⸗ 

lutio nãren über, Den Anfang machten die für be- 

ſonders zuverläſſig geltenden Naumburger Zäger, 

denen das Alerander-Regiment und die Gar de⸗ 

Füfiliere folgten. Am Freitag abend war die 

Abſetzung von Linſingens von dem 

Prinzen Max von Baden durchgeſetzt worden. 

Es iſt aller dings ſehr fraglich, ob es Linſingen 

gelungen wäre, bei der damals herrſchenden 

Stimmung die Truppen dazu zu bringen, auf 
deutſche Bürger zu ſchießen. 

Zu gleicher Zeit traf die Nachricht von der 
Abdankung des Kaiſers ein, die die 
Gefahr eines Bürgerkrieges endgültig beſeitigte. 
Man kennt aus früheren Schilderungen und vor 
allen Dingen durch das Buch des Kronprinzen 
die Vorgänge im großen Hauptquartier am 9. 
November. Obwohl Hindenburg und 
Gröner davon überzeugt waren, daß die 
Abdankung notwendig ſei, war der Kaiſer dazu 
nicht zu bewegen. And als er ſich ſchließlich ent⸗ 
ſchloſſen hatte, auf die Kaiſerwür de zu verzichten, 
da wollte er nur als deutſcher Kaiſer aber 
nicht als König von Preußen abdanken. 


She ſich der Kaiſer noch entſchloſſen hatte, die 
Unterſchrift unter die Verzichtserklärung zu 
ſetzen, hatte der Reichskanzler, um den Bürger- 
krieg zu vermeiden, die Abdankung des Kaiſers 
als bereits vollzogen der Berliner 
Bevölkerung mitgeteilt. Nach dem 9. November 
hat ſich dann die Revolution, ohne irgendwelchen 
Widerſtand zu finden, im ganzen Deutſchen 
Reich verbreitet. Einen wirklichen Kampf für 
die neuen Ideen und für die neue Staatsform 
hat es nirgends gegeben. Das alte Syſtem 
wurde damals von ſeinen Anhängern kampflos 
aufgegeben. 

Das Neue, das die Revolution brachte, ſoll 
in ſpäteren Kapiteln behandelt und, ſoweit das 
möglich iſt, auch bewertet werden. Das wich- 
tigſte war, daß die Reichseinheit ſich als 
unzerſtörbar erwies. Darauf allein beruht die 
Hoffnung auf ſpätere völlige Gejundung. So- 
lange wir unter dem Druck der unerfüllbaren 
Friedensbedingungen ſtehen, find uns inner- 
politiſch in mancher Hinſicht die Hände völlig 
gebunden. Wir können es uns im Augenblick 
einfach nicht leiſten, Verbeſſerungen an dem im 
Ganzen ſicherlich großzügigen Aufbau des neuen 
Staates vorzunehmen. In ruhigen und beſſeren 
Zeiten wird auf Grund der neuen Verfaſſung 
das Volk ſelbſt zu entſcheiden haben, in welcher 
Form es regiert ſein will. 

Wie jede Revolution, jo hat auch die von 
1918 viel Schlechtes mit ſich gebracht. Allerlei 
Auswüchſe traten kraß in die Erſcheinung. Ein 
Streikfieber, das gar nicht zu endigen 
ſchien, hemmte die Umjtellung auf die Frie dens⸗ 
wirtſchaft und damit das geſamte Wirtſchafts⸗ 
leben. Eine große Arbeitsunluſt zeigte 
ſich nicht nur bei den Arbeitern, ſondern auch 
bei vielen Angeſtellten und Beamten. In er- 
ſchreckender Weiſe gingen die Leiſtungen zurück. 
Am ſchlimmſten wirkten die Streiks der 
Kohlenarbeiter. Ihre Folge war ein 
großer Kohlenmangel. Er legte ungezählte Be⸗ 
triebe lahm, beſchränkte die Beleuchtung durch 
Gas und Elektrizität auf ein kaum mehr erträg- 
liches Maß, behinderte zeitweiſe faſt völlig den 
Eiſenbahnverkehr und bewirkte einen großen 
Mangel an Hausbrand, den gerade die Arbeiter⸗ 
ſchaft mit am unangenehm mſten empfand. Dazu 
kam, daß die Arbeiter- und Sol datenräte zu 
lange ihre Funktionen ausübten, die mit der 
Hinleitung der Revolution in geordnete Bahnen 


ihren Zweck erfüllt hatten. Es waren mancherlei 
Widerſtände zu überwinden, ehe man die 
hemmende und nicht immer unſchädliche Tätig⸗ 
keit dieſer Revolutionsorganiſationen los ge- 
worden war. Andere böſe Auswüchſe zeitigte 
die im Kriege tief geſunkene Moral breiter 
Schichten. Eine unerſättliche Bergnügungs-⸗ 
fu ch tund eine ungeheure de wiſſenloſig⸗ 
keit ſchienen den größten Teil des Volkes zu 
beherrſchen. So war es erklärlich, daß die 
Spartakiſtenunruh enzunächſt viel Zu⸗ 
lauf fanden und in Raub und Plünderung aus- 
arteten. Blutige mit ſtarker Energie durch- 
gefochtene Kämpfe hat es gekoſtet, bis das 
Recht ſich wieder durchzuſetzen vermochte. Als 
einen Auswuchs kann man vielleicht auch den 
Mißbrauch bezeichnen, der zunächſt mit der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung gemacht wurde. Schließ⸗ 
lich aber gelang es den Männern der Regierung 
doch, eine Aufwärtsentwicklung zum Rechtsstaat 
wieder durchzuſetzen und vor allen Dingen die 
Anſtürme des Bolſche wis mus reſtlos und 
erfolgreich abzuſchlagen. 


DIR CCC 
UND SOL DATE N RAT E 


Die Arbeiter- und Sol datenräte find eine 
Neubildung der ruſſiſchen Revolution und von 
dort aus bei uns übernommen worden. Ar⸗ 
beiterräte gab es in Berlin in Wirklichkeit 
ſchon ſeit dem großen Streik im Januar 1918. 
Dieſe aus den Betrieben gewählten Arbeiter- 
räte, die in einer Zentrale zuſammengefaßt 
waren, hatten das konſequente Ziel, eine Nät e⸗ 
republik nach ruſſiſchem Muſter in Deutſch⸗ 
land einzuführen. Etwas anderes waren 
die Sol datenräte, ſoweit fie beim Feld⸗ 
heer gebildet wurden. Dort hatten ſie die Auf⸗ 
gabe, die Siſziplin zur Durchführung des Rück⸗ 
zuges zu ſichern, und ſie haben dieſe Auf gabe 
zum überwiegenden Teil auch ausgezeichnet 
erfüllt. Selbſt bei der oberſten Heeresleitung 
gab es bekanntlich einen Soldatenrat, und in 
einem Erlaß vom 10. November hat Hindenburg 
direkt zur Wahl von Vertrauensleuten aufge- 
fordert. Dieſe Sol datenräte aber führten im 
Gegenſatz zu denen der Heimat und der Etappe 
eine Abſetzung der Offiziere nicht 
durch, ſondern fanden ſich mit ihnen zu einer 
im ganzen erfolgreichen Arbeit zuſammen. In 
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der Heimat aber wirkten die Arbeiterräte bald 
bei der geſamten Verwaltung mit und hatten 
ihren Sitz in den unteren, mittleren und höheren 
Behörden. Ihr einziger poſitiver Nutzen lag 
in ihrem Ausgleichsvermögen. Sonſt wurde 
ihnen die Betätigung ſchwer gemacht. Sie 
ſaßen zwar in allen Berwaltungsftellen mit einem 
Vetorecht, waren aber in der Praxis gegenüber 
dem feſtgeſchloſſenen Beamtenkörper machtlos. 
Sie überwachten die Landesregierungen und 
auch die als Reichsregierung fungierenden Volks- 
beauftragten, und ihre Spitze hatte zunächſt tat⸗ 
ſächlich die Regierungsgewalt. Aber der Ruf 
nach einer verfaſſunggebenden Na- 
tio nalverſammlung wurde immer 
lauter. Selbſt die Mehrheit des Rätekongreſſes 
ſtimmte ſchließlich für deren Einberufung, und 
der Zentralrat der Arbeiter- und Sol datenräte 
legte, nachdem ſie zuſammengetreten war, die 
politiſche Gewalt in ihre Hände. Allerdings 
wurde dabei eine Forderung aufgeftellt: die 
Eingliederung der Arbeiterräte 
in die in der Verfaſſung feſtgelegten Grun d⸗ 
rechte des deutſchen Volkes. Die Regierung 
lehnte aber bereits am 26. Februar 1919 dieſe 
Forderung ab und wollte die Arbeiterräte nur 
als Vermittler in den einzelnen Betrieben als 
Betriebsräte beſtehen laſſen. Das Be⸗ 
triebsrätegeſetz hat jpäter dieſen Wünſchen Er- 
füllung gebracht. Auch der Reichswirtſchaftsrat 
erfüllt ja manche Forderungen, die früher die 
Arbeiter- und Soldatenräte erhoben. Im all⸗ 
gemeinen hat man ſich heute in der Arbeiter⸗ 
ſchaft, ſo weit ſie nicht kommuniſtiſch orientiert iſt, 
mit dieſer Regelung der Rätefrage abgefunden. 


DER BOLSCHEWIS MUS 


Auch vom Bolſche wis mus werden 
in dieſem Zuſammenhange einige Worte zu 
reden ſein. Der Begründer und Ber wirklicher des 
Bolſchewismus iſt unſtreitig Lenin, eine Per⸗ 
ſönlichkeit von großen Geiſtesgaben und ſtarker 
Energie. So mbart nennt ihn „einen fanatiſchen 
Haſſer, einen rückſichtsloſen, amoraliſchen Welt⸗ 
menſchen, einen genial-brutalen mongoliſchen 
Hor denführer, dabei zugleich einen gelehrten 
Buchmenſchen und ſtarrſinnigen Soktrinär“. 
Den Urfprung der Worte „Bolſchewismus“ und 
„Bolſchewiki“ erklärt Lenin in ſeiner Schrift 
„Staat und Revolution“ humoriftiſch aber zu⸗ 
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treffend, wie folgt: „Wir haben eine wirkliche 
Partei, ſie entwickelt ſich vorzüglich. Es mag 
auch ein noch ſo unſeliges und verkrüppeltes 
Wort als wie Bolſchewik paſſieren, das abſolut 
nichts anderes ausdrückt außer den rein zu- 
fälligen Umftand, daß wir 1905 auf dem Brüſſel⸗ 
Londoner Kongreß die Mehrheit hatten.“ Bol- 
ſchewik oder wie wir meiſt ſagen Volſchewiſt 
heißt alſo weiter nichts wie „Mehrheitler“, 
und der Bolſchewismus ift das Pro gramm der 
Mehrheitler. Den Gegenſatz zu dem Volſche⸗ 
wismus bilden die Menſchewiki, von 
mensch=minder herrührend, alſo die „Minder- 
beitler“. Beide Gruppen waren bis zum 
Jahre 1905 in dem revolutionären Geheimbund 
der ſozialiſtiſchen ruſſiſchen Arbeiterpartei ver⸗ 
einigt geweſen. Während aber die Menſchewiki, 
revifioniſtiſchen Gedankengängen folgend, einen 
organiſchen und damit langſam werdenden 
Sozialismus lehrten, und unter grundſätzlicher 
Ablehnung jeder Gewalt die Maſſen erſtſammeln 
und belehren wollten, ehe ſie daran gingen, die 
politiſche und wirtſchaftliche Macht zu über- 

neh men, vertraten die Bolſchewiki unter Lenins 

und Trotzkis Führung eine auf ſchnellen Am- 

ſturz gerichtete Gewalttaktik. In ähnlicher Weiſe 

wie die deutſchen Mehrheitsſozialiſten wollten 

die Menſchewiki ihr Ziel mit Hilfe der Demo- 

kratie und des Parlamentarismus erreichen. Die 

Bolſchewikt dagegen wieſen jedes Zuſammen⸗ 

gehen mit dem Bürgertum als einen Verrat am 

Proletariat weit von ſich. Der Anhang der 

radikalen Richtung wuchs immer mehr. Er 

ſetzte ſich zuſammen nicht nur aus dem Groß- 

ſtadt⸗Proletariat und den Fnduſtricarbeitern, 

ſondern auch aus breiten Schichten der Intelli⸗ 

genz, die meiſt ein elendes proletariſches Dafein 
führen mußten. Sie bekamen auch den Zulauf 

ganzer Gruppen. Ende Oktober 1917 ſchloſſen 
ſich die radikalen Sozialrevolutionäre den Bol⸗ 
ſchewiken an, und am 7. Novemder 1917 
ſprengten die ſo erſtarkten Radikalen das Vor⸗ 
parlament der ruſſiſchen Republik und ſtürzten 
den leitenden Miniſter, den Führer der Sozia⸗ 
liſten, Kerenſki. Am Tage darauf beſchloß 
der trotz des Verbotes von Kerenſki in Peters⸗ 
burg zuſammengetretene zweite allruſſiſche Kon⸗ 
greß der Arbeiter-, Soldaten und Bauernräte 
die Bildung einer rein bolſchewiſti⸗ 
ſchen Regierungunter Lenin und CTrotzli. 
Seit dem 15. November 1917 haben dieſe beiden 


Männer tatſächlich die geſamte Regierungs- 
gewalt in Rußland, die ihnen bisher blutige 
Gegenrevolutio nen nicht haben entreißenkönnen. 
Die bolſchewiſtiſchen Ideen haben in Rußland 
und den benachbarten öſtlichen Ländern einen 
faſt dämoniſchen Einfluß ausgeübt, wie ihn die 
Weltgeſchichte ſeit Attilas und Sſchingis Chans 
Zeiten nicht mehr kennt. Sie haben Sibirien, 
Perſien und Afghaniſtan erobert und ſind auch 
drohend in Gebiete Indiens eingedrungen. 
Die Gründe für dieſes märchenhafte Anwachſen 
der Bewegung liegen zum Teil darin, daß 
Rußland, auch vor dem Kriege ſchon, in 
Wirklichkeit ſehr viele kommuniſtiſche Einrich⸗ 
tungen hatte. SO Prozent der ruſſiſchen Be- 
völkerung waren Bauern, und dieſe hatten bis 
zum Fahre 1917 noch zum größten Zeil den 
Agrarkommunis mus. Die Aecker und 
Wieſen gehörten nicht einem einzelnen Beſitzer, 
ſondern der Geſamtheit der Gemeinde. 
Von dem geſamten Ertrage, den ſie lieferten, 
wurden erſt die Steuern für ſämtliche Gemeinde- 
mitglieder abgezogen und der Reſt dann unter 
die übrigen gleichmäßig verteilt. Alſo ein Kom⸗ 
munismus in der Art, wie ihn die Archriſten 
hatten. Aber auch in den Städten waren 
ko mmuniſtiſche Einrichtungen, die ſogenannten 
„Artels“, weit verbreitet. Da taten ſich zum 
Beiſpiel eine Reihe von Steinſetz⸗ Arbeitern zu⸗ 
ſammen und übernahmen gemeinſam die Pflafte- 
rung einer Straße. Sie wohnten, aßen und 
ſchliefen zuſammen und hatten eine gemeinſame 
Kaffe, aus der die Bedürfniſſe jedes einzelnen 
beſtritten wurden. So etwas wärein Heutſch⸗ 
land nicht möglich, da der deutſche 
Arbeiter einen ſtark ausgeprägten 
Eigentumsbegriff hat. Er gibt wohl, 
mehr oder weniger willig, einen Teil ſeines 
Ver dienſtes für eine gemeinſame Sache ab, im 
übrigen aber will er über die Erträge ſeiner 
Arbeit ſelbſt und allein verfügen. Weit 
verbreitet waren die Artels auch bei den Hand- 
werkern, die zu gemeinſamem Nutzen für andere 
Häuſer aufbauten, oder bei Kellnern, die ge⸗ 
meinſam eine Gaſtwirtſchaft betrieben. Aber 
dieſer freiwillige Kommunismus war zu keines 
Menſchen Schaden. Anders der Bolſchewismus, 
der dem Proletariat eine einſeitige Herr⸗ 
ſchaft ſicherte. Seine Theorien und deren 
praktiſche Ausführung werden wir jetzt zu 
behandeln haben. 


Wenn, wie Sombart jagt, Marx der 
Vater des Volſchewismus geweſen iſt und 
die Revolution ſeine Mutter, ſo war 
der Krieg, wie Brandt (Der Bolſchewismus 
und feine Heilung 1919) ſehr richtig bemerkt, 
ſein Nähr- und Pflegevat: Anver⸗ 
hülltes Ziel des Volſchewismus iſt die VBer⸗ 
nichtung des Bürgertums. Zur Er- 
reichung dieſes Zieles hatte man frühere revo⸗ 
lutionäre Fundamentalforderungen aufgegeben. 
Preſſefreiheit und Vereinsrecht werden von 
ihm in der unerhörteſten Weiſe geknebelt und 
nicht etwa aus taktiſchen Gründen, ſondern ganz 
ſyſte matiſch. So ſagt einmal Bucharin: „Wenn 
alſo von der Preſſe die Nede ift, fragen wir vor 
allen Singen, von welcher Preſſe man 
ſpricht, von der bürgerlichen oder Arbeiterpreſſe. 
Desgleihen bei Berſammlungen. Wer dieſe 
Dinge nicht unterſcheidet, verſteht nichts. Preſſe, 
Verſammlungen, Verbände uſw. ſind Mittel 
des Klaſſenkampfes während der Nevolutions⸗ 
epoche, in der Revolutionszeit aber ſind ſie 
Mittel des Bürgerkrieges ebenſo 
wie Waffendepots, Maſchinengewehre, Pulver 
und Bomben.“ Der Volſchewismus empfiehlt 
zur Durchführung ſeiner Ziele direkt den Bürger⸗ 
krieg. Er will vor allen Singen erſt einmal 
den beſtehenden Staat in die 
Luft ſprengen. Frgendwelche Kom- 
promiffe find für ihn ganz ausgeſchloſſen. Der 
Parlamentarismus iſt ebenſo zu zertrümmern 
wie der Staat und die Demokratie. Die So w- 
jets, wie man die Räte nannte, erſtreckten 
ſich über das ganze Land und wurden in Be⸗ 
zirken und Kreiſen und Provinzen mit eigenen 
Spitzen zuſammengefaßt. Die oberſte Spitze ift 
das allruſſiſche zentrale Exekutiv⸗ 
ko mitee, dem nur 200 Perſonen angehören. 
Dieſes Komitee wählt den So wjet der 
Volkskommiſſare, die die Regierungs- 
geſchäfte führen. Das Wahlrecht zu den 
iſt natürlich nicht demokratiſch, ſondern außer⸗ 
ordentlich ungleich. Die ſtädtiſche Bevölkerung 
wird vor der ländlichen bevorzugt. Wahlbe- 
rechtigt und wählbar ſind nur die Männer und 
Frauen von über 18 Fahren, die ſich ſel bſt 
die Mittel zum Leben durch produktive oder ge⸗ 
meinnützige Arbeit erwerben. Wahlrecht haben 
auch Perſonen, die im Haushalt tätig ſind, damit 
anderen das produktive Arbeiten möglich iſt. 
Dieſelben Rechte haben die Soldaten der roten 
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Armee und Flotte und alle Arbeitsunfähigen. 
Das Bürgertum war dadurch ſo gut wie völlig 
ausgeſchaltet. Aus geſchloſſen vom ak⸗ 
tiven und paſſiven Wahlrecht ſind nämlich die 
Perſonen, die Lohnarbeiter beſchäftigen, die 
von arbeitslofem Einkommen leben (Rentner), 
Kaufleute und Agenten, Mönche und Geiſtliche, 
alle Angehörigen der früheren Polizei ſo wie die 
Mit glieder der Zarenfamilie, Geiſteskranke und 
ſchließlich Verbrecher, denen man das Wahl- 
recht durch Gerichtsurteil genommen hat. Auch 
inbezug auf die Ernährung wird das Proletariat 
außerordentlich bevorzugt. Man hat nach der zu⸗ 


geteilten Nahrungsmittel menge vier Klaſſen ein⸗ 
geteilt. Am meiſten bekommt die erſte Klaſſe, 
in die Schwerarbeiter und Soldaten gehören, 
etwas weniger die zweite Klaſſe: die Sowjet⸗ 
Beamten und die Intellektuellen, noch weniger 
in der dritten Klaſſe die Leute mit kurzer Ar⸗ 
beitszeit, und faſt gar nichts die vierte Klaſſe, 
in der man die Bürger untergebracht hat. Auf 
das bolſchewiſtiſche Wirtſchaftspro gramm einzu⸗ 
gehen, fehlt der Platz. Es wird ja ſchon längſt 
nicht mehr mit der alten Konfequenz durchgeführt. 
Schon heute gibt es in Rußland wieder Privat- 
eigentum, gibt es Banken und freien Handel. 


WARPENSTILLSTAND UND FRIEDENS VERTRAG 


DIE 14 PUNKTE WILSONS 


as Programm einer neuen Welt⸗ 
pP ordnung, das der Präſident der 

Vereinigten Staaten von Amerika 

am 8. Fanuar 1918 auf dem 
Waſhingtoner Kapitol verkündet hatte, ver⸗ 
anlaßte die deutſche Regierung ſich an den 
Präsidenten Wilſon zu wenden, als ſie ſich 
gezwungen ſah, in Verhandlungen über einen 
Waffenſtillſtand und einen Frieden einzutreten. 
Dieſe 14 Punkte, die nach der deutſchen Ueber- 
zeugung die Grundlage der Friedensverhand⸗ 
lungen bilden ſollten, beſagten etwa das 
Folgende: 

1. Die Friedensverträge müſſen 
öffentlich zuſtande kommen. 

2. Das Meer muß frei für die Schiff⸗ 
fahrt ſein. 

3. Alle wirtſchaftlichen Schranken müſſen 
beſeitigt und es muß Handelsgleichheit 
für alle Nationen hergeſtellt werden. 

4. Es muß eine allgemeine Rüftungs- 
beſchränkung durchgeſetzt werden. 

5. Es hat ein unbefangener und abſolut 
unparteiiſcher Ausgleich aller kolo⸗ 
nialen Anſprüche zu erfolgen. 

6. Rußland muß geräumt werden und 
es iſt ihm das Selbſtbeſtimmungsrecht zuzu⸗ 
billigen, ſowie Hilfe zu gewähren. 

7. Belgien muß geräumt und wieder 
hergeſtellt (restored) wer den. 
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8. Frankreich muß geräumt und die 
beſetzten Gebiete müfjen wieder hergeſtellt 
(restored) werden. Auch iſt das Anrecht, welches 
Frankreich im Jahre 1871 in Beziehung auf 
Elſaß Lothringen angetan worden iſt, 
wie der gutzu machen. 

9. Die neue Grenzziehung für Ftalien 
ſoll nach genau erkennbaren Linien der Nationali- 
täten erfolgen. 

10. Den Völkern Oeſterreich- An- 
gar ns ſoll die freieſte Gelegenheit auto no mer 
Entwicklung zugeſtanden werden. 

11. Rumänien, Serbien und 
Montenegro müſſen geräumt und die be- 
festen Gebiete wieder hergeſtellt werden. Ser⸗ 
bien ſoll einen freien ſicheren Zugang zur See 
erhalten. 5 
12. Den türkiſchen Teilen des Otto- 
maniſchen Reiches iſt die Souveränität 
zu gewährleiſten. Die anderen Nationalitäten 
unter der türkiſchen Herrſchaft müſſen das Recht 
der Selbſtbeſtimmung erhalten. 

13. Es ſoll ein unabhängiges Polen 
entſtehen, das alles Land, zu umfaſſen hat, das 
von unbeſtritten polniſcher Bevölkerung be- 
wohnt wird. Der neue Staat muß freien und 
ſicheren Zugang zur See erhalten. 

14. Es muß ein allgemeiner Ber band 
der Nationen gebildet werden, zum Zweck 


gegenſeitiger Garantien, für die politiſche Un- 
abhängigkeit und die territoriale Anverletz⸗ 
barkeit. 7 

Anſtreitig war dieſes Programm von einem 
großen Idealismus getragen. Auf der anderen 
Seite aber enthielt es für Seutſchland doch 
ſehr harte Bedingungen. 

Am 4. Oktober 1918 nahm der Reichs- 
kanzler Prinz Max von Baden in einer Note 
an Wilſon diefes Programm als Grundlage für 
die Friedensverhandlungen an. Ehe die Frie- 
densverhandlungen beginnen konnten, mußte 
am 11. November 1918 Seutſchland einen 
Waffenſtillſtand annehmen, wie ihn 
die Kriegsgeſchichte in ſolcher Härte kaum kennt. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich Pflicht der Generäle, 
die einen Waffenſtillſtand abſchließen, die Be- 
dingungen möglichſt ſo zu ſtellen, daß der Gegner 
fortab militäriſch ausgeſchaltet iſt. Aber man 
hat die harten Bedingungen dieſes Waffenſtill⸗ 
ſtandvertrages Seutſchland gegenüber erſt dann 
in voller Schärfe angewandt, und immer wieder 
noch erweitert, als es längſt ein deutſches Heer 
nicht mehr gab, und die militäriſch gar nicht 
in Betracht kommenden Freikorps nur mit 
großer Mühe die Ordnung im Innern des Landes 
aufrecht erhalten konnten. Obwohl die Bedin⸗ 
gungen militäriſch überhaupt nicht mehr not⸗ 
wendig waren, beſtand man auf ihrer reſtloſen 
Erfüllung. Das deutſche Verkehrsleben, das an 
ſich ſchon nicht mehr leiſtungsfähig war, wurde 
durch die ſofortige Ablieferung von 
5000 Lokomotiven, 150 000 Eifen- 
bahnwagen und Sooo Laſtkraft⸗ 
wagen faſt zum Zuſammenbruch gebracht. 
Man ſetzte nicht nur die Hungerblockade gegen 
das geſchwächte deutſche Volk noch monatelang 
fort, ſondern erzwang auch die im Waffen- 
ſtillſtand garnicht vorgeſehene Herausgabe faſt 
ſämtlicher Handelsſchiffe und einer großen Zahl 
von landwirtſchaftlichen Maſchinen. (400 
Dampfpfluggeuppen, 6500 Säe-Maſchinen, 6500 
Süngerſtreu maſchinen, 6500 Pflüge, 6500 Bra- 
bantpflüge, 6500 Meſſereggen, 12 500 Eggen, 
2500 Stahlwalzen, 2500 Croskill, 2500 Gras mäh⸗ 
Maſchinen, 2500 Heuwender und 3000 Binder- 
mäher.) Die Hoffnung, mit Hilfe überſeeiſcher 
Einfuhr auf eigenen Schiffen und durch eine mit 
den jetzt vorhandenen Arbeitskräften möglich ge⸗ 
wor dene Steigerung der landwirtſchaftlichen 
Produktion die Ernährungsſchwierigkeiten zu 


heben, wurde dadurch zunichte gemacht. Zeh n⸗ 
tauſende ſind nach dem Waffen- 
ſtillſtand in Seutſchland an Un- 
ter ernährung geſtorben, bumdert- 
tauſende, vor allen Dingen Kinder, in ihrer 
Geſundheit für lange Zeit oder dauernd ge- 
ſchädigt worden. Auch die Beſetzung der Ge- 
biete links des Rheins mit den Brückenköpfen 
von Köln, Coblenz und Mainz, die ja nur eine 
militäriſche Bedeutung haben ſollte, wurde zur 
Schädigung der deutſchen Wirtſchaft ausgenutzt. 
Die deutſche Bewirtſchaftung der Lebensmittel 
und Rohſtoffe wurden im beſetzten Gebiete 
aufgehoben, die Ausübung der Zollkontrolle 
nicht geſtattet und ſo entſtand das große 
Loch im Weſten, das uns wirtſchaftlich ſo 
ſchwer geſchädigt hat, weil durch dieſe Oeffnung 
Kohle und Eiſen in ungeheuren Mengen der 
Wirtſchaft der bisherigen Feinde zugute kam. 
Auch Elſaß-Lothringen wurde, ehe noch im 
Friedensvertrage eine Entſcheidung über feine 
Zugehörigkeit gefällt worden war, einfach Frank⸗ 
reich einverleibt. Daß die Entente ſich beim 
Waffenſtillſtand zunächſt ausmachte, daß die 
deutſchen Gefangenen vorläufig noch 
nicht entlaſſen werden ſollten, während Seutſch⸗ 
land alle ſeine Gefangenen herausgeben mußte, 
das entſprang der Befürchtung, daß dieſe deut⸗ 
ſchen Gefangenen, in die Heimat zurückgekehrt, 
einen wiederauflebenden bewaffneten Wider⸗ 
ſtand verſtärken könnten. So war dieſe Forde⸗ 
rung berechtigt. Als man aber erkannt hatte, 
daß Seutſchland militäriſch, geiſtig und wirt⸗ 
ſchaftlich völlig zuſammengebrochen war, und 
an gar keinen Widerſtand denken konnte, da war 
dieſe Gefahr völlig ausgeſchaltet. Von da ab 
zeigte die Zurückhaltung der deutſchen Ge- 
fangenen nur noch die Abſicht, einenſeeliſſchen 
Druck auf das deutſche Volk auszuüben, der 
die Friedensverhandlungen, die man übrigens 
mit großem Raffinement immer wieder ver⸗ 
ſchob, in einem der Entente günſtigen Sinne 
beeinfluſſen ſollte. Als dann ſchließlich am 2. Mai 
1919 die Friedenskonferenz in Ber- 
failles eröffnet wurde, da wurde den 
deutſchen Abgeſandten bei der Eröffnung nur 
kurz mitgeteilt, daß wirkliche mündliche Ver⸗ 
handlungen ausgeſchloſſen ſeien und daß die 
Deutſchen lediglich mit kurzer Friſt ſchriftliche 
Bemerkungen vortragen dürften. Auf dem 
Proteſt der Seutſchen, die ſich auf den Geiſt von 
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Wilſons 14 Punkten beriefen, erwiderte Cle⸗ 
menceau am 10. Mai ebenſo zyniſch wie 
brutal: „Die Vertreter der alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Mächte können keinerlei Diskuffion über 
ihr Recht zulaſſen, die Grundbedingungen des 
Friedens in der Geſtalt aufrecht zu erhalten, 
wie ſie feſtgeſetzt worden ſind.“ Nur Anregungen 
praktiſcher Art könnten in Erwägung gezogen 
werden. Am 22. Juni machten die deutſchen 
Vertreter einen letzten verzweifelten Verſuch, 
um wenigſtens die Ehre zu retten. 
Sie erklärten ſich mit den Worten: „Die Re- 
gierung der deutſchen Republik iſt bereit, den 
Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne je- 
doch damit anzuerkennen, daß das 
deutſche Volk der Urheber des Krieges ſei 
und ohne eine Verpflichtung zur Auslieferung 
nach Artikel 227 bis 250 des Friedensvertrages 
zu unternehmen“ für eine beſchränkte Annah me 
der Bedingungen. Aber an demſelben Tage noch 
antwortete die Entente ſehr kühl und beſtimmt: 
„Die Zeit der Verhandlungen iſt vorbei Von 
der Friſt, innerhalb deren die deutſche Regierung 
ihre endgültige Entſcheidung über Anterzeich⸗ 
nung des Friedensvertrages treffen muß, bleiben 
weniger als 24 Stunden.“ Da keine 
Ausfiht auf irgendwelche Hilfe vorhanden 
war, und die feindlichen Regimenter am Rheine 
bereit ſtanden, um nach Seutſchland hinein zu 
marſchieren, ſo überreichte der deutſche Geſandte 
von Haniel am 25. Juni nachmittags 
4 Ahr 40 folgende Note: 

„Die Regierung der deutſchen Republik hat 
aus der letzten Mitteilung der alliierten und 
aſſoziierten Regierungen mit Erſchütterung er⸗ 
ſehen, daß fie entſchloſſen find, von Oeutſchland 
auch die Annahme derjenigen Friedensbedin- 
gungen mit äußerſter Gewalt zu erzwingen, 
die ohne eine materielle Bedeutung zu beſitzen, 
den Zweck verfolgen, dem deutſchen 
Volke ſeine Ehre zu nehmen. 
Such einen Gewaltakt wird die Ehre des deut⸗ 
ſchen Volkes nicht berührt. Sie nach außen zu 
verteidigen, fehlt dem deutſchen Volke nach den 
entſetzlichen Leiden der letzten Jahre jedes 
Mittel. Der über mäßigen Gewalt 
weichend, und ohne da mit ihre 
Auffaſſung über die unerhörte 
An gerechtigkeit der Friedens 
bedingungen aufzugeben, erklärt 
die Regierung der deutſchen Republik, daß ſie 
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bereit iſt, die von den alliierten und aſſoziierten 
Regierungen auferlegten. Friedensbedingungen 
anzuneh me nund zu unterzeichnen.“ 
Am 28. Zuni 191 iſt dann die Unter- 
zeichnung dieſes Schmachfriedens durch die 
deutſchen Unterhändler in Verſailles erfolgt. 
Seutſchland, das ein Intereſſe daran hatte, für 
den Wiederaufbau die Rechtsgrundlage eines 
feſten Vertrages zu haben, ratifizierte nach einem 
heftigen parlamentariſchen Kampfe, den Vertrag, 
an deſſen Erfüllung in OSeutſch⸗ 
land kein Menſch glaubte, bereits 
am 6. Juli. Die Gegenfeite ließ ſich länger 
Zeit dazu. Erſt am 10. Januar des folgenden 
Jahres wurde von der Entente das Protokoll 
feſtgeſetzt, daß dem Frieden Rechtskraft verlieh. 
Der Friedensvertrag von Verſailles ſtellt 
nicht nur moraliſch, ſondern auch juriſtiſch einen 
glatten Wortbruch dar. Nur auf der 
Grundlage der Wilſonſchen 14 
Punkte war man bereit geweſen, einen 
Waffenſtillſtand abzuſchließen und in Verhand- 
lungen über den Friedensvertrag einzutreten. 
Jetzt, nachdem Seutſchland entwaffnet war, 
diktierten die Feinde, ohne an Verhand- 
lungen zu denken, und ohne ſich um Wilſons 
Programm im geringſten zu kümmern, einfach 
unerhört harte Bedingungen. Wilſon ſelbſt hat 
in Paris aus Gründen, die noch heute jedem 
Gerecht denkenden unfaßbar find, ſämtliche Punkte 
ſeines Programms preisgegeben. Die Entente⸗ 
vertreter hatten die Grundlage der Verhand- 
lungen völlig verſchoben. Sie ſetzten in den 
Mittelpunkt die Kriegsſchuld Seutſch⸗ 
lands, die ihnen den Rechtsgrund geben 
mußte für ihre unerhörten Bedingungen. Wir, 
die wir unter den Folgen dieſes Schmachfriedens 
leiden, der nicht nur unerfüllbar, ſondern auch 
unmenſchlich und unſittlich iſt, wir fordern 
Gerechtigkeit. Wir verlangen die Ne- 
viſion dieſes Vertrages nach Maßgabe der 
vorausgehenden bindenden Ber 
einbarungen über die Berhandlungsbaſis. 
Es iſt unmöglich, alle die Bedingungen, die 
der Friedensvertrag dem deutſchen Volke auf⸗ 
erlegt, hier wiederzugeben. Je eingehender 
man ſich mit dem Studium dieſes dickleibigen 
Dokumentes beſchäftigt, deſto mehr erkennt man 
den Amfang der Verpflichtungen, die uns 
daraus erwachſen. Aber einige der einſchneiden⸗ 
ſten Beſtimmungen müſſen doch hier Platz finden. 


D FR VERLUST AN 
E A ND n RU TSEIN 


Nach den Friedensbedingungen mußten 
folgende Gebietsteile ſofort und ohne Volks⸗ 
abſtimmung abgegeben wer den: 


1. Das Gebiet um Memel. . 2522 qkm 
2. Das Gebiet um Danzig. 197 „ 
3. Die an Polen fallenden Ge⸗ 
biete: 
a) in Oſtpreußen 650 „ 
b) in Weſtpreußen 16 505 „ 
c) in Pommern 30 „ 
t e 00er 2887 


4. Die an die Sſchecho - Slo; 
wakei fallenden Gebiete in 


Schleien 88 
5. Das an Frankreich fallende 
Elſaß-Lothringen . . 1452 „ 


5. Die an Belgien fallenden 
Gebiete in der Rheinprovinz 989 „ 


7. Das Sa arge biet 2015 „ 


e e 2 2 65 868 qkm 


Nach einer Volksabſtimmung konnten nach 
dem Vertrage ungünſtigſtenfalls aus dem Ge⸗ 
biet des Deutſchen Reiches ausſcheiden: 


1. Die an Polen fallenden Ge- 


biete: 

a) in Oſtpreuß en 12 261 qkm 
b) in Weſtpreußen 2453 „ 
e) in Oberſchleſien 11653 „ 


2. Die an Dänemark fallenden Ge⸗ 
biete in Schleswig- Hol- 
fte! ne 7724 „ 


Im ganzen nach einer Volks- 
abſtimmung, die ungünſtig für 
Deutſchland ausfiel 54 071 qkm 


Die Geſamtfläche der ohne und nach 
einer Abſtimmung abzutretenden Gebiete be⸗ 
trug alſo nach dem Friedensvertrage im un- 
günſtigſten Falle 99 959 qkm. Im ungünſtigſten 
Falle, wenn alle Gebiete ſich gegen Seutſchland 
entſchieden hätten, was ja glücklicher weiſe nicht 
der Fall geweſen iſt, hätte das Seutſche Reich 
18,5 Prozent ſeines bisherigen 
Gebietes abtreten müffen, Der Ver⸗ 


luſt, der mit dem Tage der Ratifikation einge- 
treten war, betrug bereits mehr als 12 Prozent 
der Geſamtfläche des Reiches. In dieſem ab⸗ 
getretenen Gebiete von beinahe 66000 qkm 
wohnten mehr als 6 Millionen Men- 
ſchen, das waren 9,54 Prozent der bisherigen 
Geſamtbevölkerung. 

Nicht alles, was der Vertrag vorſah, iſt 
auf Grund der Abſtimmungen dem Oeutſchen 
Reiche verloren gegangen. Aber doch der 
allergrößte Teil davon und nicht immer mit 
den Mitteln des Rechts. Noch heute brennt die 
Wunde, die uns der rechtlich nicht ganz ein⸗ 
wandfreie Verluſt des größten und wertvollſten 
Teiles von Oberſchleſien ſchlug. Beim 
Saar gebiet waren ganz eigenartige Be- 
ſtimmungen getroffen worden. Nach § 34 des 
Friedensvertrages ſoll ſich die Bevölkerung des 
Saarlandes er ſt nach 15 Fahren darüber 
entſcheiden, ob es zu Frankreich oder zu Seutſch⸗ 
land gehören will. it die Entſcheidung ge⸗ 
fallen, dann entſcheidet der Völkerbund, unter 
welche Souveränität des Gebiet fällt. Die 
Volksabſtimmung iſt dadurch beſchränkt, daß 
gemäß den Ausführungen des Friedensver⸗ 
trags nicht für das ganze Gebiet, ſondern be- 
zirksweiſe entſchieden wer den ſoll, fo daß einzel- 
nen Teilen, wenn fie auch noch fo fehr zum alten 
Vaterlande zurückſtreben, das Schickſal gewiſſer 
Teile von Oberſchleſien bevorſteht. und wenn 
die geſamte Bevölkerung ſich für Seutſchland 
entſcheidet, dann hat das Seutſche Reich nach 
§ 36 des Friedensvertrages noch eine harte 
Bedingung zu erfüllen. Es heißt da: „Be⸗ 
ſchließt der Völkerbund die Vereinigung des 
ganzen Saarbeckengebietes oder eines Teiles 
mit Seutſchland, jo hat Seutſchland die Eigen- 
tumsrechte Frankreichs an den in dieſem Ge- 
bietsteil gelegenen Gruben im ganzen und 
zu einem in Gold zahlbaren Preiſe zurüd- 
zukaufen. Dieſer Preis wird durch drei nach 
Stimmenmehrheit beſchließende Sachverſtändige 
feſtgeſetzt. Einer dieſer Sachverſtändigen wird 
von Oeutſchland, einer von Frankreich und einer, 
der weder Franzoſe, noch Seutſcher fein darf, 
vom Völkerbund ernannt,“ 

Die ungeheuren Verluſte an Land und 
Leuten, an in der Erde ruhenden Kohlen und 
Erzen, an Holz und landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
dukten können hier nicht einzeln aufgezählt 
fondern nur bitter beklagt werden. 
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DIE ENTWAFFNUNG 


Die Artikel 159 bis 203 des Verſailler Ver⸗ 
trages gehen von dem Gedanken aus, daß ein 
nicht völlig entwaffnetes Seutſchland noch ſehr 
gefährlich ſei. Man hat wohl bei Auftellung 
der einſchneidenden Forderungen in dieſer Be⸗ 
ziehung auch in Betracht gezogen die eventl. 
Bündnisfähigkeit eines noch teilweiſe bewaff⸗ 
neten Deutjchlands. Der Gedanke an Rußland 
von deſſen Plänen ja keiner etwas ahnte, wird 
da unbedingt mitgeſpielt haben. Als Grund 
der völligen Entwaffnung des deutſchen Heeres 
wurde angegeben, daß nur, wenn Seutſchland 
entwaffnet ſei, auch die übrigen europäiſchen 
Mächte daran gehen könnten, ihre Rüſtungen 
einzuſchränken. Oer betreffende Artikel des 
Friedensvertrages beginnt mit den Worten: 
„um den Anfang einer allgemeinen 
Beſchränkung der Rüftungen aller 
Nat io nen zu ermöglichen, verpflichtet ſich deutſch⸗ 
land ufw.“ Wenn man ſieht, wie Frankreich 
gar nicht daran denkt, feine Rüftungen zu be- 
ſchränken, und wenn man geleſen hat, wie hart⸗ 
näckig es ſich auf der Konferenz von Waſhington 
gegen jede Einſchränkung ſeiner militäriſchen 
und maritimen Macht mittel gewehrt hat, jo 
kommt einem dieſer Einleitungsſatz trotz der 
Bitterkeit, der jeder Artikel dieſes Vertrages 
auslöſt, beinahe komiſch vor. Nach den Be- 
ſtimmungen ſoll das deutſche Heer künftighin 
nur 100000 Mann Friedensſtärke haben. 
Am zu verhindern, daß durch ein Ergänzungs⸗ 
ſyſtem von Miliz-Charalter die wirkliche Stärke 
des deutſchen Heeres verſchleiert wird, ſtellte 
man die Bedingung, daß die Geſamtſtärke des 
Offizierkorps 4000 Mann nicht überſchreiten 
dürfe und legte für Offiziere und Mannſchaften 
eine langjährige Oienſtzeit feſt. An- 
teroffiziere und Mannſchaften müſſen ſich auf 
12 Fahre, Offiziere auf 25 Fahre feſt verpflichten 
und in jedem Jahre dürfen an vorzeitig Aus- 
ſcheidenden nicht mehr als 5 Prozent entlaſſen 
werden. Die Kadettenfchulen ſollten nicht mehr 
Offiziersaſpiranten ausbilden dürfen, als in 
jedem Jahre Offiziersſtellenfrei werden. Krieger⸗ 
und Schützenvereine, ſowie überhaupt Ver⸗ 
einigungen jeder Art follen ſich nicht mit mili- 
täriſchen Dingen beſchäftigen dürfen, keinerlei 
Verbindung mit militäriſchen Behörden haben, 
oder in der Handhabung und im Gebrauch 


206 


von Kriegswaffen ausgebildet werden dürfen. 
Es wird auch verboten, daß Deutfchland Militär- 
miffionen in fremde Länder ſchickt, und daß 
deutſche Reichs angehörige in 
eine fremde Armee eintreten. Ausge- 
nommen iſt allerdings bei dieſer letzten Be⸗ 
ſtimmung, die natürlich überhaupt nicht 
durchführbar iſt, der Dienft in der franzö⸗ 
ſiſchen Fremdenlegion. 


Auch die Zahl der Waffen, die das 
deutſche Heer führen darf, ſind genau vorge⸗ 
ſchrieben. Die deutſche Armee darf nicht mehr 
beſitzen als 84 000 Gewehre und 18.000 Kara- 
biner mit je 400 Schuß, 792 ſchwere und 1134 
leichte Maſchinengewehre mit je Sooo Schuß, 
65 mittlere und 189 leichte Minenwerfer mit 
4000 bezw. Sooo Schuß, 204 gel dgeſchůtze (Z em) 
mit je 1000 und 84 Feldhaubitzen (10,5 cm) 
mit je 800 Schuß. Darüber hinaus darf nur 
eine Reſerve von 4 Prozent der Handfeuer⸗ 
waffen und 2 Prozent bei Geſchützen vorrätig 
gehalten werden. Waffen und Munition dürfen 
nur unter der Kontrolle der Entente hergeſtellt 
wer den, ihre Einführung vom Ausland iſt ſtreng 
verboten. Ebenſo die Anfertigung und Einfuhr 
von giftigen Gaſen, Tanks und anderem. Die 
Befeſtigungen bis zu einer Linie 50 km öſtlich 
des Rheins mußten geſchleift werden. Neue 
Befeſtigungen in dieſem Gebiet anzulegen, iſt 
verboten. Die übrigen Feſtungen dürfen nur 
eine ſo ſchwache Bewaffnung mit Geſchützen 
und nur ſo wenig Munition für dieſe haben, 
daß ſie gar nicht daran denken können, ihren 
Zweck zu erfüllen. Die äußere Organiſation 
des Heeres gliedert ſich ſehr einfach in zwei 
Armeekorps, mit zuſammen 7 Infanterie- und 
3 Kavalleriediviſionen, fo daß es der Entente 
ſehr leicht wird, das Heer zu kontrollieren. 


Auch die deutſche Kriegsflotte wird 
durch den Vertrag zu einer Schwäche herab⸗ 
gedrückt, die es ihr kaum geſtattet, polizeiliche 
Funktionen auszuüben. Nach Artikel 181 darf 
hinfort die im Oienſt befindliche Kriegsflotte 
nur noch betragen: 

6 Linienſchiffe der Deutſchland⸗ 
oder Lothringen -Klaſſe (das iſt ein Schiffstyp, 
der in den Fahren 1904 bis 1906 gebaut wurde, 
und der 1906 bis 1908 dienſtbereit war, alſo 
einen Kampf mit modernen Kriegsſchiffen gar 
nicht aufnehmen kann), 


6 kleine Kreuzer, 
12 Zerſtörer und 
12 Torpedoboote. 

Der Bau und die Zndienſtſtellung von 
A-Booten iſt verboten. Auch über die Er- 
gänzung der deutſchen Kriegsflotte find ge⸗ 
naue Beſtimmungen getroffen. Bei Neubauten 
oder bei Ankauf dürfen folgende Maße nicht 
überſchritten werden: Linienſchiffe dürfen nicht 
größer als 10 000 Tonnen ſein, kleine Kreuzer 
nicht größer als 6000 Tonnen. Die Höchſtgrenze 
bei Zerſtörern iſt 800 Tonnen, bei Torpedo⸗ 
booten 200 Sonnen. Man vergegenwärtige ji 
dabei, daß unſere Torpedoboote vor dem Kriege 
ſchon 650 Tonnen hatten, und daß Deutfchland 
ſeit 1887 bereits Torpedoboote von über 300 
Tonnen baute. Die Anzahl der Marinetruppen 
mit Offizieren, Deckoffizieren und Beamten 
darf nicht mehr als 15 000 Mann betragen. Auch 
das Halten von Handels- U- Booten iſt 
Seutſchland übrigens im Artikel 191 ausdrücklich 
verboten. 

Am radikalſten verfuhr man bei der Be⸗ 
ſeitigung der Luftſtreitkräfte. Alle 
Flugzeuge und Lenkballons mußten abgeliefert 
werden, und für Heer und Marine bleibt dieſe 
Waffe auch für derhin völlig verboten. Das 
Verbot erſtreckt ſich auch auf Luftſchiffhallen 
und Schuppen, auf Anlagen zur Herſtellung 
von Waſſerſtoffgas und alle der Luftſchiff⸗ 
fahrt dienenden Inſtru mente. 

Zur Ueberwachung der Durchführung der 
Entwaffnung wurdeninteralliierte Kon⸗ 
trollkommiſſionen eingeſetzt, die in 
Deutſchland freie Bewegungs möglichkeit haben, 
und denen neben der Kontrolle die Auslegung 
der einzelnen Beſtimmungen des Friedens- 
vertrages obliegt. Die umfangreichen Koſten 
für dieſe Kontrollko mmiſſionen muß natürlich 
das Seutſche Reich tragen. 


DIE SACHLIEFERUNGEN 


Sie ſchwere wirtſchaftliche Kri⸗ 
fis in Deutfchland, die ſich in den Zeiten nach 
dem Friedensvertrage nicht nur von Fahr zu 
Jahr, ſondern von Monat zu Monat verſchärft 
hat, hat ſeinen Hauptgrund darin, daß die 
Entſchädigungszahlungen, die wir 
zu leiſten haben, nach oben nicht feſt 
begrenzt find. Alle Verſuche, eine feſte 


Summe der Kriegsſchuld zu formulieren, ſind 
lei der bis in die neueſte Zeit vergeblich geblieben. 
Anders war es bei den Sachlieferungen, 
die in ihrer Höhe feſtſtanden. Sie betrafen un⸗ 
gewöhnlich große Mengen an Verkehrs material 
(Lokomotiven, Eiſerbahnwaggons ujw.), aber 
ſie erſtreckten ſich auch u. a. auf lebendes 
Vieh. So mußte Deutſchland nach dem Ver⸗ 
ſailler Vertrage liefern: an Frankreich 
innerhalb dreier Monate nach Friedensſchluß 
5 00 Hengſte, 
50 000 Fohlen und Stuten, 
2 000 Stiere, 
90 O00 Milchkühe, 
1000 Widder, 
100 000 Schafe und 
10 000 Ziegen. 


Die Lieferungen an Belgien, ebenfalls 
innerhalb dreier Monate nach Friedensſchluß, 
betrugen: 

200 Hengſte, 
10.000 Stuten und Füllen, 
2000 Stiere, 
50 000 Milchkühe, 
40 000 junge Rinder, 
200 Widder, 
20 000 Schafe und 
15 000 Mutterſchweine. 


Ganz beträchtlich waren auch die Kohle n⸗ 
lieferungen, die ja, da ſie nie ganz er- 
füllt werden konnten, Frankreich immer wieder 
Gelegenheit gaben, uns neue Laſten aufzu⸗ 
bürden. Geliefert werden ſollten nach dem 
Friedensvertrage: 

70 Millionen To. Kohlen an Frankreich 
im Laufe von 10 Fahren. Außerdem noch an 
Frankreich im erſten bis fünften Friedensjahre 
jährlich bis zu 20 Millionen Tonnen und im 
6. bis 15. Friedensjahre jährlich bis zu 8 Millionen 
Sonnen. Weiter ſollten im Verlaufe von 10 
Jahren geliefert werden an Belgien 80 
Millionen Tonnen und bis zu 77 Willionen 
Sonnen an Ftalien. Neben großen Liefe⸗ 
rungen in Benzol, Kohlenteer und ſchwefel⸗ 
ſaurem Ammoniak verlangte die Entente inner⸗ 
halb 60 Tagen nach Inkrafttreten des Friedens⸗ 
vertrages die Lieferung von 50 Prozent der an 
dieſem Cage in Oeutſchland befindlichen Far b⸗ 
ftoffe und che miſch-pharmazeuti⸗ 
ſchen Pro dukte. 5 Fahre lang hat außer⸗ 
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dem die Entente nach dem Vertrage das Recht, 
25 Prozent der geſamten normalen Pro duktion 
dieſer Stoffe zu fordern. 

Ganz klar waren auch die Sachleiſtungen 
umſchrieben, die Deutfchland als Wie der- 
gut machung für die Schäden des 
Au- Boot⸗Kriegſes aufzubringen hatte. 
Von der deutſchen Handelsflotte waren aus- 
zuliefern: 

1. Sämtliche Handelsſchiffe über 1600 Brutto- 
Regiſter⸗Tonnen. 

2. 50 Prozent (nach Tonnengehalt) der Schiffe 
zwiſchen 1000 und 1600 Br. Neg. To. 

Zu der deutſchen Handelsflotte in dieſem 
Sinne wurden nicht nur alle Schiffe gerechnet, 
die die deutſche Handelsflagge führten, ſondern 
auch die, welche unter fremder Flagge fuhren, 
aber deutſche Eigentümer hatten. Im ganzen 
fielen unter dieſe Beſtimmungen beinahe 1000 
Schiffe mit ungefähr 4½½ Millionen Brutto- 
Regifter-Sonnen. Der deutſchen Handelsflotte 
blieben nur wenig über 1000 kleine Schiffe 
übrig, die zuſammen mit wenig mehr als 
400 000 Brutto-Regifter-Zonnen etwa ½ des 
Nau minhalts der deutſchen Handelsflotte vor 
Kriegsbeginn ausmachten. 


WEITERE FORDERUNGEN 
UNDBEDINGUNGEN 


Wollte man weiter in ſyſtematiſcher Weiſe 
die Laſten des Friedensvertrages betrachten, 
ſo würde ihre Aufzählung allein einen beträcht⸗ 
lichen Teil dieſes Buches füllen. Eine Reihe 
wichtiger Bedingungen, deren Mitteilung not⸗ 
wendig erſcheint, foll deswegen im folgenden 
nur loſe aneinandergereiht mitgeteilt werden. 

Die deutſchen Kolonien fallen, 
ohne daß die deutſche Vorkriegsſchuld über⸗ 


nommen wird und ohne Zahlung einer Ver⸗ 


gütung an Oeutſchland, an die Alliierten. 

Die Befetzung des linken Rhein- 
ufers und der Brückenköpfe erfolgt auf 15 
Jahre. Eine Verlängerung dieſer Friſt, ja ſo gar 
eine Wie der-Neubeſetzung nach bereits erfolgter 
Räumung ſteht im Belieben unſerer Feinde, 
wenn fie glauben, daß wir unſeren Vertrags- 
verpflichtungen nicht nachgekommen ſind. 

Deutſchland verpflichtet ſich zu folgenden 
Leiſtungen, Anerkennungenoder Berzichtleiftun- 
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gen, ohne daß der Gegenwert als 
Kriegsentſchädigung oder Wiedergutmachung 
angerechnet wird: 

Volle und endgültige Berzichtleiſtung 
auf jedweden Geldanſpruch wegen irgendeiner 
vor Inkrafttreten des Frie densvertrages liegen- 
den Tatſache gegenüber ſolchen alliierten und 
aſſoziierten Mächten, mit denen wir nicht im 
Kriegszuſtand lebten, die aber die diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen zu uns 
abgebrochen haben, gleichviel wer daran 
beteiligt iſt. 

Voller Unterhalt jeder Art der 
Beſatzungsarmeen in allen beſetzten 
Gebieten. 

Unterhalt aller Ueber wachungs aus- 
ſchüfſe. 

Geſamtkoſten des Wiedergut machungs⸗ 
ausſchuſſes. 

Nückerſtattung des von Belgien bei den 
Alliierten zur Kriegführung entliehenen Geldes 
mit 5% Zinſen ab 11. November 1918 in Schatz⸗ 
anweiſungen per 1. Mai 1926. 

In Ehina Verzicht auf deutſches Staats- 
eigentum und Rechte. 

In Schantung Verzicht auf deutſches 
Staatseigentum und Rechte. 

In Siam Verzicht auf deutſches Staats⸗ 
eigentum und Rechte. 

In Marokko Verzicht auf deutſches 
Staatseigentum und Rechte. 

In Aegypten Verzicht auf deutſches 
Staatseigentum und Rechte. 

Abtretung aller Unterfee- 
kabel, die dem Oeutſchen Reiche gehören. 

Verzicht auf die Vorteile aus den Ber- 
trägen von Breſt-Litowsk und Bu- 
kur eſt mit Rückzahlung aller auf Grund dieſer 
Verträge erhaltenen Werte. 

Rückzahlung der von Elſaß- Lothrin⸗ 
gen geleiſteten Kriegsbeiträge, Anterſtützungen, 
Einquartierungslaſten uſw. 

Laufende Auszahlung aller von Elſaß⸗ 
Lothringern erdienten Penſionen. 

Ueberweifung des Anteils der Rüdftellun- 
gen auf Invaliden und Altersverſicherung, der 
auf Elſaß-Lothringer entfällt. 

Aebergabe der Reſerven für die von Ve- 
wohnern des Saargebiets erdienten Nen⸗ 
ten. 


Abtretung eines entſprechenden Teiles der 
Geſamtrücklagen Oeutſchlands für ſoziale 
Zwecke an diejenigen Staaten, denen bisher 
deutſches Gebiet zufällt. 

Erſatz der Verluſte franzöfiſcher Staats⸗ 
angehöriger in den Grenzgebieten von Ka me⸗ 
run während der Zeit vom 1. Januar 1900 
bis 1. Auguſt 1914. 

Erſatz der Schäden, die die Donau- 
to mmiſſion während des Krieges erlitten 
hat. 

Aushändigung aller von der Türkei oder 
Oeſterreich hinterlegten Sicherheiten im 
Dienſte ihrer inneren Anleihen oder ihrer Papier⸗ 
gel dausgaben. 

Rückerſtattung aller auf Grund der Verein⸗ 
barungen über Aequatorialafrika von 
Frankreich feit dem 4. November 1911 hinter- 
legten Werte, Kredite und Vorſchüſſe. 

Verzicht auf die von China infolge 
des Boxerkrieges zu leiſtenden Zahlungen ſeit 
14. März 1917. 

Rückzahlung aller in Berlin hinterlegten 
Summen aus dem Verkauf von Kaffee 
des Staates Sao Pablo an Braſilien. 

Rüderftattung des während des 
Krieges weggeführten Geldes und lebenden und 
toten Inventars. 

Rückgabe der aus Peking nach Oeutſchland 
überführten aſtro no miſchen Inſtru⸗ 
mente, 

Nüdgabe der während des Krieges aus 
Belgien weggeführten Archive uſw. 

Rückgabe der während des Krieges 
1870/71 in Frankreich erbeuteten 
Trophäen, Archive uſw. 

Aushändigung von Handſchriften, Bücher, 
Karten uſw. an Belgien als Erſatz für die beim 
Brand von Löwen verlorengegangenen 
Gegenſtände. 

Aushändigung der Flügel des Triptychons 
van Eyck „Sie Anbetung des Lammes“ und 
der Flügel des Tryptichons Dierk Bouts 
„Das Abendmahl“. 

Auslieferung des Originalkorans 
des ehemaligen Kalifen Osman (Geſchenk des 
Sultans an den Kaiſer). 

Aushändigung des aus Oſtafrika nach 
Deutſchland verbrachten Schädels des 
Sultans Makana. 


Deutſchland 1% 


Auslieferung des gejamten 
Kriegs materials jeder Art ſowie 
der zur Herſtellung von Kriegs- 
material dienenden Maſchinen. 
Ausgenommen iſt die notwendigſte Ausrüſtung 
für 100 000 Mann Sol datenund 15 000 Matroſen. 

Deutſchland iſt zur 

Erſatzleiſtung 
von folgenden Schäden, Verpflichtungen oder 
Verluſten der Alliierten oder ihrer Staats- 
angehörigen verpflichtet: 

Schäden, die Zivilperſonen oder 
deren Hinterbliebene an Perſon und Leben 
durch irgendwelche Kriegshandlungen bei der 
kriegführenden Gruppe erlitten haben. 

Schäden jolder Zivilperſonen durch Gra u⸗ 

amkeit, Internierung, Abſchiebung. 

Schäden ſolcher Zivilperſonen durch Ver⸗ 
letzung ihrer Arbeitsfähigkeit oder Ehre. 

Schäden der Kriegsgefangenen 
durch ſchlechte Behandlung. 

Auszahlung aller Penſionen 
uſw. an die Kriegsopfer. 3 

Rüdzahlung der von den Alliierten ge⸗ 
leiſteten Unterſtützungen von Kriegsge- 
fangenen und deren Familien. 

Rückzahlung der von den Alliierten ge- 
leiſteten Anterſtützungen an die Familien 
der Mobiliſierten. 5 

Verluſte von Zivilperſonen infolge von 
zu gering bezahlter Arbeiteleiſtung. 

Verluſte von Zivilperſonen infolge von 
Beitreibungen. 

Verluſte der alliierten Staaten und ihrer 
Staatsangehörigen an ihrem Eigentum. 
Ausgenommen find Anlagen und Material des 
Heeres und der Marine. 

Die Geſamtſchuld Seutſchlands 
lediglich für Wie der gut machung 
wird ſpäter in einem Geſamtbetrag be- 
kanntgegeben. 

Als Anzahlung 
bat Seutſchland zu zahlen: 

ſofort eine Anweiſung auf 20 Milliar- 
den Mark in Gold, zahlbar am 1. Mai 192 
ohne Zinſen, 

ſofort eine Anweiſung auf 40 Milliar⸗ 
den Mark in Gold, verzinsbar für die Jahre 
1921 bis 1926 mit 2%, %, weiterhin mit 5% 
und 1 % Amortiſation, 


209 


— 


ſofort die ſchriftliche Verpflichtung zur Aus- 
ſtellung einer weiteren Anweiſung auf 40 Mil- 
liarden Mark in Gold, falls die Alliierten 
die Ueberzeugung gewinnen, daß Zinſen und 
Amortiſation von Oeutſchland aufgebracht wer- 
den können. 

Als Zahlungs mitt el dient nicht nur 
Gold, ſondern Seutſchland verpflichtet ſich zu 
folgenden Naturalleiſtungen, deren Goldwert 
von den Alliierten (Wie der gut machungsausſchuß) 
feſtgeſetzt wird. Ein Seil dieſer Sachleiſtungen 
iſt in einem beſonderen Abſchnitt aufgezählt 
worden. Es kommt noch dazu: 

Ein Viertel des Sonneninhalts der fertigen 
o der im Bau befindlichen Fiſchereifahr zeuge. 

Bis zu 20 9 des vorhandenen Flußfahr⸗ 
zeugparkes. 

Einen der Höhe nach noch nicht genannten 
Teil des noch verbleibenden Flußfahrzeugparkes, 
der Anlegeplätze, Lagerhäuser, Ladevor⸗ 
richtungen uſw. 

Fünf gah re lang jährlich bis zu 200 000 
Tonnen Schiffsneubauten. 

Maſchinen und Maſchinenteile, deren 
Menge noch angegeben wird. Sofort kann die 
Auslieferung aller unbenutzten und in jedem 
Betrieb bis zu 30% der dort benutzten Maſchinen 
verlangt werden. 

Eine noch zu nennende Menge von Stei- 
nen, Vackſteinen, feuerfeſten Steinen, Sach- 
ziegeln, Bauholz, Fenſterglas, Stahl, 
Kalk, Zement uſw. 

Die Kohlengruben des Saar- 
beckens, das gemäß einer in 15 Jahren vor- 
zunehmenden Abſtimmung gegebenenfalls ganz 
an Frankreich abzutreten iſt. Das Nutznießungs⸗ 
recht am deutſchen Staatseigentum geht ſ cho n 
jetzt auf hen Völkerbund über. 

Forderungen des Deutfhen Reiches 
un feine Verbündeten, Oeſterreich-Ungarn, Bul- 
garten und Türkei. 

Geſamte Forderungen, Beteiligun⸗ 
gen, überhaupt Werte jeder Art deutſcher 
Staatsangehöriger in den Ländern 
der alliierten und aſſoziierten Staaten. 

Deutfbes Staatseigentum in 
denjenigen deutſchen Gebieten, die gemäß dem 
Friedensvertrag Sſchechien, Dänemark oder 
Polen zufallen. Hierunter gehören auch die 
Eiſenbahnen mit dem von den Alliierten 
zu beſtimmenden Fahrpark. 
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Seutſche Anterſeekabel, die ſich 
in deutſchem Privatbeſitz befinden. 

Rechte und Beteiligungendeut⸗ 
ſcher Staatsangehöriger an öffent⸗ 
lichen Unternehmungen oder Konzeſſionen in 
Rußland, China, Oeſterreich, ungarn, Bulgarien, 
Türkei und in den Gebieten, die von Seutſchland 
o der feinen Verbündeten jetzt abgetreten werden. 

Daneben übernimmt Seutſchland noch fol⸗ 
gende 

allgemeine Verpflichtungen: 

Volle Meiſtbegünſtigung der 
feindlichen Staaten im Handelsverkehr auf 
5 Jahre. 

Behandlung der Staatsangehörigen der 
Alliierten in Handelsfragen wie meiſtbegünſtigte 
Ausländer, in Steuerfragen nicht ungün- 
ſtiger als Oeutſche. 

Zollfreiheit für Einfuhr aus dem ab- 
getretenen Elſaß-Lothringenfür s Zahre. 

Zollfreiheit für Einfuhr aus dem jetzt abge⸗ 
tretenen Seutſchpolen auf 3 Fahre. 

Zollfreih eit für Einfuhr aus Luxemburg 
auf 5 Sabre. 

Zollſätze vom 31. Juli 1914 für Ein- 
fuhr der Alliierten auf 6 Monate und für ge- 
wiſſe Erzeugniſſe (Wein, pflanzliche Oele, Kunſt⸗ 

ſeide, Wolle, landwirtſchaftliche Erzeugniſſe) auf 
5 Fahre. 

Zollordnung der beſetzten Gebiete 
wird von den Alliierten beſtimmt. 

Außerkraftſetzung der wichtigſten 
internationalen Staatsverträge 
für Seutſchland. 

Verzicht auf die Vorteile Seutſchlands aus 
dem Vertrag über die Samo ainſeln. 

Außerkraftſetzung aller Ver- 
träge zwiſchen Oeutſchland und einer der 
alliierten Mächte und Wiederanerkennung 
Deutſchlands derjenigen dieſer Verträge oder 
Vertragteile, die ihm mit geteilt wer den. 

Aufhebung aller zwiſchen Deutihland 
und ſeinen Berbündetenſeit deml. Auguſt 
1914 geſchloſſenen Verträge. A 

Anerkennung aller Oeſterreich, Ungarn, 
Bulgarien oder der Türkei oder deren Beamten 
vor dem 1. Auguſt 1914 vertraglich zugeſtandenen 
Rechte und Vorteile als für die Alliierten gültig. 

Außerkraftſetzung aller vor oder während 
des Krieges mit Rußland oder Rumänien ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge. 


Internationaliſierung der Flüſſe Elbe, 
Memel, Oder, Donau und Rhein. 

Anerkennung derjenigen Kriegsent⸗ 
ſchädigung (Wiederherſtellung, Wiedergut⸗ 
machung), die die Alliierten ſpäterhin Ru ß⸗ 
land zuſprechen werden. 

Anerkennung einer Reihe von Verträgen, 
die von den Alliierten in Zukunft ohne Mit- 
wirkung Seutſchlands geſchloſſen werden. 

Verpflichtung, jede Unterfubung 
in militäriſchen Angelegenheiten zu dulden, die 


der Völkerbund für gut befindet, und zwar „ſo⸗ 
lange der gegenwärtige Vertrag in Kraft bleibt“. 

Anerkennung der Anklage Kaiſer Wil⸗ 
helms II. wegen „ſchwerſter Verletzung des 
internationalen Sittengeſetzes und der Heilig 
keit der Verträge“. 

Auslieferung aller Perſonen, 
die von irgendeiner der alliierten und aſſoziierten 
Mächte wegen eines „Berftoßes gegen 
die Geſetze und Gebräuche des 
Krieges“ angeklagt werden, 


III. DIE REPUBLIK 


DIE WEIMARER VERFASSUNG 


it dem Shronverzicht des Kaiſers, 

der am 28. November nochmals 

ausdrücklich beſtätigt wurde, und 

N mit dem Verzicht der übrigen 
deutſchen Bundesfürften auf ihre Throne hatte 
das deutſche Kaiſerreich zu beſtehen aufgehört. 
In der neuausgerufenen Republik waren die 
Arbeiter- und Soldatenräte zunächſt die Träger 
der politiſchen Macht. Sie bezeichneten es als 
ihre vorläufige Hauptaufgabe die Errungen- 
ſchaften der Revolution feſtzuhalten und auszu⸗ 
bauen und alle gegenrevolutionären Bewegun- 
gen niederzubalten. Wir haben geſehen, daß 
die Reichskonferenz der Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte im Dezember 1918 beſchloß, dieſe politiſche 
Gewalt in die Hände der am 19. Januar 1919 
zu wählenden Nationalverſammlung 
zu legen. Die Nationalverſammlung trat am 
6. Februar in Weimar zuſammen. Die 
Reichsregierung erkannte dieſes erſte Parlament 
der deutſchen Republik als höchſten Souverän 
an und legte auch ihrerſeits die Macht, die 
fie hatte, in deſſen Hände, Sie Zuſtändigkeit 
der Volksvertretung wurde am 10. Februar 1919 
durch das Geſetz über die vorläufige 
Reichs gewalt feſtgelegt. Am 11. Februar 
wählte das Parlament den Reihbspräfi- 
denten und gab ihm, obwohl ſeine Stellung 
in der Verfaſſung noch nicht feſtgelegt war, eine 
ganze Reihe von Rechten des früheren Kaiſers. 
Die parlamentariſche Regierungsweiſe wurde 
dadurch feſtgelegt, daß die Miniſter nur am- 
tieren konnten, ſolange ſie das Vertrauen der 
Natio nalverſammlung hatten, der fie im vollen 
Amfange verantwortlich waren. Die Beratungen 
über die Verfaſſung begannen auf Grund eines 
Ent wurfes, den der Staatsſekretär Dr. Preuß 
verfaßt hatte, und der mit einer Denkſchrift 
vom 20. Januar 1919 im Reichsanzeiger ver- 
öffentlicht wurde. Aus dem Preuß'ſchen Ent- 
wurf erwuchs auch die Regierungsvorlage. Nach 
verſchiedenen Uebergangsgeſetzen wurde dann 
am 11. Au gu ft 1919 die Weimarer Ber⸗ 
faſſung angenommen, die die Grundlage 
des jetzigen ſtaatlichen Oeutſchland bildet. Nach 
diefer Verfaſſung ift das Oeutſche Reich ein auf 
Volksfouveränität beruhender republikaniſcher 
Bundesſtaat, der eine demokratiſche Grundlage 


hat und der in der parlamentariſchen Regie⸗ 
rungsweiſe geleitet wird. Die Reichsverfaſſung 
legt in ihrem erſten Satze, die republi- 
kaniſche Staatsform endgültig feſt. 
Kein Organ des Seutſchen Reiches kann, ohne 
die Verfaſſung zu brechen, mo narchiſche Gewalt 
ausüben. Und da das Reich ſelbſt Republik iſt, 
können auch die Länder, aus denen es ſich zu- 
ſammenſetzt, keine Monarchien ſein. An Stelle 
des Kaiſers tritt jetzt der Reichspräſident, an 
Stelle der beiden Gewalten, die die geſetz⸗ 
geberiſchen Funktionen hatten (Bundesrat und 
Reichstag) tritt allein der Reichstag und an 
Stelle der durch Bundesrat, Raifer und Reichs⸗ 
kanzler gebildeten höchſten Verwaltungsinſtanz 
die Reichsregierung, die auf parlamentariſcher 
Grundlage beruht. 

Zur parlamentariſchen Regie- 
rungsform war man, was viele ſchon wieder 
vergeſſen haben, bereits in den letzten 
Zeiten des kaiſerlichen Regi- 
ments übergegangen. Der Kanzlerwechſel 
im Herbſt 1917 zeigte zum erſten Mal einen 
ſtarken Einfluß des Parlaments bei Beſetzung 
des wichtigſten Beamtenpoſtens im Reiche. Der 
Raifer nahm Fühlung mit dem Reichstag und 
ernannte mit dem langjährigen Parlamentarier 
Graf Hertling einen Mann, der das Ver- 
trauen der Majo rität der Volksvertretung hatte. 
Auch wur de der Poften eines Vizekanz⸗ 
lers geſchaffen, der als Miniſterſtelle ohne 
Portefeuille geſtaltet und mit Herrn von 
Paper, alſo ebenfalls mit einem Parlamen- 
tarier beſetzt wurde. In Wirklichkeit war zwar 
verfaſſungsmäßig die parlamentariſche Regie⸗ 
rungsform noch nicht vorhanden. Doch mehr 
als je zuvor richtete ſich der Kaiſer bei der Wahl 
von Hertlings Nachfolger nach den Wünſchen 
der Volksvertreter. Prinz Mar von Baden 
hat ſein Reichskanzleramt von vornherein par- 
lamentariſch aufgefaßt. And er gab dieſer Ueber⸗ 
zeugung durch ein Geſetz bald das ſichere Fun⸗ 
dament. Mit dem Geſetz vom 28. Oktober 
wurde dann der Parlamentarismus als ftaat- 
liche Einrichtung eingeführt. Damit war die 
mo narchiſche Herrſchaft in der bisherigen Form 
zu Ende und die Macht des Bundesrates ſtark 
gemindert. Alle Gewalt lag allein 
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beim Reichstage. Vor allem wurde als 
Ergänzung zu Art. 15 RD. beſtimmt: Der 
Reichskanzler bedarf zu feiner Amtsführung des 
Bertrauens des Neichstages. Er 
und ſeine Stellvertreter find für ihre Amts⸗ 
führung dem Bundesrat und Reichstag verant⸗ 
wortlich, und zwar für alle Kundgebungen 
von politiſcher Bedeutung, die der Kaiſer in 
Ausübung der ihm nach der Reichsverfaſſung 
zuſtehenden Befugniſſe vornimmt. Gleichzeitig 
wurde Kriegserklärung und Friedensſchluß in 
allen Fällen an die Zuſtimmung des Bundes- 
rats und Reichstags, alſo an die Form des Ge- 
ſetzes gebunden. Nicht nur dies. Auch die Per⸗ 
ſonalbewegung unter den Marineoffizieren und 
Beamten und den der kaiſerlichen Ernennung 
zuſtändigen Offizieren, die bislang das außer 
dem konſtitutio nellen Rahmen ſtehende Militär- 
und Marinekabinett behandelte, wurde an die 
Gegenzeichnung des Kanzlers gebunden. 
Auch die vier Kontingentsherren (die vier 
Könige) wurden bei Ernennung ihrer Offiziere 
und Militärbeamten von der Mitwirkung der 
einzelnen Kriegsminiſter abhängig gemacht, und 
dieſe, Beamte des Einzelſtaats, der Verant⸗ 
wortlichkeit vor Bundesrat und Reichstag unter⸗ 
worfen. Nun war die Parlamentari⸗ 
ſierung des Reichs Tatſache. Der 
Kaiſer konnte nicht mehr bloß genötigt wer den, 
einen mißliebigen Kanzler oder Staatsſekretär 
zu entlaſſen, ſondern erhielt den neuen Mann 
vom Reichstag vor geſchrieben. Nur 
wen der Reichstag als ſeine Vertrauensperſon 
bezeichnete, konnte Reichsminiſter werden. Da⸗ 
mit war aber die Reichsregierung in 
einen Ausſchuß von Bertrauensmännern 
des Reichstags verwandelt. Nun konnte 
auch der Parlamentarier als Parteimanm in den 
Bundesrat einziehen. Die Inſtruktion der Bun⸗ 
desratsbevollmächtigten wurde ſinnlos, wenn 
der Parlamentarier nach Ueberzeugung und 
Parteidiſziplin ſtimmte. Deshalb mußte die 
Stellung des Bundesrats als Gegengewicht 
gegen den Reichstag aufhören, da er nicht 
einmal die Rolle eines richtigen Oberhauſes 
übernehmen konnte. Denn dieſes iſt wegen der 
Anverträglichkeit der Mitgliedſchaft in beiden 
Häuſern dem Anterhaus ſelbſtändig gegenüber⸗ 
geſtellt. In der Rückwirkung vom Reiche aus 
vollzog ſich auch die Parlamentariſierung der 
Einzelſtagten in gleicher Weiſe. Der Lenker 
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des Staates war nicht mehr der Monarch, das 
war viel mehr die Volksvertretung durch den 
Ausſchuß ihrer Vertrauens männer, das parla- 
mentariſche Miniſterium. Das alles vollzog 
ſich alſo ſchon vor der Revolution, vor der 
Abdankung der Fürſten. 


Praktiſch konnte die Neueinrichtung im 
Reiche ihren Wert nicht erweiſen, denn kaum 
zwei Wochen ſpäter gab es ein deutſches Kaifer- 
tum nicht mehr. Wir wollen hier nicht die Ver⸗ 
fafjung zergliedern und ihre einzelnen Zeile 
kommentieren, ſondern wollen ſie ſelbſt ſprechen 
laſſen. Nur etwas noch über den Begriff De- 
mokratie. Das Wort ſtammt aus dem 
Griechiſchen und heißt Volksherrſchaft. Nun 
kann aber das Volk in feiner ganzen Mafje 
niemals herrſchen, niemals regieren. And wird 
es nie können. Schon Rouſſeau weiſt in 
ſeinem contrat social darauf hin, daß eine 
wirkliche Regierung der Volksverſammlung nur 
in ganz kleinen Staaten möglich ſei. Immer wird 
nur ein Teil des Volkes, wer den nur feine Der- 
treter die Regierungsgewalt haben. In paria- 
mentariſchen Staaten werden die Regierungs- 
geſchäfte von Berufspolitikern ausgeführt wer⸗ 
den, die den Parteien angehören, die im Par⸗ 
lament die Mehrheit haben. Die Beamten 
wer den, wenn ſie nicht auch im politiſchen Leben 
an hervorragendem Platze ſtehen, nicht mehr 
in die leitenden Stellen aufrücken. Die Haupt⸗ 
gewalt für das Volk übt die Volksver⸗ 
tretung aus. Denn das Volk kann ſich nur 
von Zeit zu Zeit wirklich betätigen: bei den 
Wahlen von Abgeordneten und dem Reichs⸗ 
präfidenten und bei den ſeltenen Fällen, in 
denen man ſich an das Volk wegen einer wich⸗ 
tigen Entſcheidung wendet. Sonſt liegt die Re⸗ 
gierungsgewalt bei Reichstag, Reichsrat und 
dem Reichspräſidenten und die Bevölkerung iſt 
die regierte Maſſe der Untertanen. 


Die Verfaſſung beginnt: 

Das Oeutſche Volk, einig in feinen Stäm- 
men und von dem Willen befeelt, ſein Reich in 
Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu 
feſtigen, dem inneren und dem äußeren 
Frieden zu dienen und den geſellſchaftlichen 
Fortſchritt zu fördern, hat ſich dieſe Verfaſſung 
gegeben. 


Aufbau und Aufgaben des Neichs. 
Reich und Länder. 
Artikel 1. 
Das Oeutſche Reich iſt eine Republik. 
Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. 
Artikel 2. 

Das Reichsgebiet beſteht aus den Gebieten 
der deutſchen Länder. Andere Gebiete können 
durch Reichsgeſetz in das Reich aufgenommen 
werden, wenn es ihre Bevölkerung kraft des 
Selbſtbeſtimmungsrechts begehrt. 

Artikel 5. 

Die Reichsfarben find ſchwarz-rot⸗gold. Die 
Handelsflagge iſt ſchwarz⸗ weiß · rot mit den Reichs ⸗ 
farben in der oberen inneren Ecke. 

Artikel 4. 

Die allgemein anerkannten Regeln des 
Völkerrechts gelten als bindende Beſtandteile 
des deutſchen Reichsrechts. 

Artikel 5. 

Die Staatsgewalt wird in Reichsangelegen- 
beiten durch die Organe des Reichs auf Grund 
der Reichsverfaſſung, in Landesangelegenheiten 
durch die Organe der Länder auf Grund der 
Landesverfaſſungen ausgeübt. 

Artikel 6. 

Das Reich hat die ausſchließliche 

Geſetz gebung über: 
1. die Beziehungen zum Ausland; 
2. das Kolo nialweſen; 
5. die Staatsangehörigkeit, die Freizügigkeit, 
die Ein- und Auswanderung und die Aus- 
lieferung; 

die Wehrverfaſſung; 

. das Münzweſenz 

.das Zollweſen ſowie die Einheit des Zoll- 
und Handelsgebiets und die Freizügigkeit 
des Warenverkehrs; 

das Poſt- und Telegraphenweſen einſchließ⸗ 
lich des Fernſprechweſens. 

Artikel 7. 

Das Reich hat die Geſetzgebung über: 

das bürgerliche Recht; 

das Strafrecht; 

das gerichtliche Verfahren einſchließlich des 
Strafvollzugs, ſowie die Amtshilfe zwiſchen 
Behörden; 

4. das Paßweſen und die Fremdenpolizei; 

5. das Armenweſen und die Wandererfürforge; 


on 


N 
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6. das Preſſe-, Vereins- und Verſammlungs⸗ 
weſen; 

7. die Bevölkerungspolitik, die Mutterſchafts⸗, 
Säuglings-, Kinder- und Jugendfürforge; 

8. das Geſundheitsweſen, das Veterinärweſen 
und den Schutz der Pflanzen gegen Krank 
heiten und Schädlinge; 

9. das Arbeitsrecht, die Verſicherung und den 
Schutz der Arbeiter und Angeſtellten, ſo wie 
den Arbeitsnachweis; 

10. die Einrichtung beruflicher Vertretungen für 
das Reichsgebiet; 

11. die Fürſorge für die Kriegsteilneh mer und 
ihre Hinterbliebenen; 

12. das Enteignungsrecht; 

15. die Vergeſellſchaftung von Naturſchätzen und 
wirtſchaftlichen Unternehmungen, ſo wie die 
Erzeugung, Herſtellung, VerteilungundPreis⸗ 
geſtaltung wirtſchaftlicher Güter für die Ge⸗ 
meinwirtſchaft; 

14. den Handel, das Maß- und Gewichtsweſen, 
die Ausgabe von Papiergeld, das Bank- 
weſen ſowie das Börſenweſen; 

15. den Verkehr mit Nahrungs- und Genuß 
mitteln ſowie mit Gegenſtänden des täg- 
lichen Bedarfs; 

16. das Gewerbe und den Bergbau; 

17. das Verſicherungsweſen; 

18. die Seeſchiffahrt, die Hochjee- und die Küſten⸗ 
fiſcherei; 

19. die Eifenbahnen, die Binnenſchiffahrt, den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen zu Lande, zu 
Waſſer und in der Luft, ſowie den Bau von 
Landſtraßen, ſoweit es ſich um den allge- 
meinen Verkehr und die Landesverteidigung 
handelt; 

20. das Theater- und Lichtſpielweſen. 

Artikel 8. 

Das Reich hat ferner die Geſetzgebung über 
die Abgaben und ſonſtigen Einnahmen, ſo⸗ 
weit ſie ganz oder teilweiſe für ſeine Zwecke in 
Anſpruch genommen werden. Nimmt das Reich 
Abgaben oder ſonſtige Einnahmen in Anſpruch, 
die bisher den Ländern zuſtanden, ſo hat es auf 
die Erhaltung der Lebensfähig- 
keit der Länder Kückſicht zu nehmen. 

Artikel 9. 

Soweit ein Bedürfnis für den Erlaß ein⸗ 
heitlicher Vorſchriften vorhanden iſt, hat das 
Reich die Geſetzgebung über: 
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1. die Wohlfahrtspflege; 

2. den Schutz der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit. 

Artikel 10. 

Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung 
Grundſätze aufſtellen für: 

1. die Rechten und Pflichten der Religions- 
geſellſchaften; 

2. das Schulweſen einſchließlich des Hochſchul⸗ 

weſens und das wiſſenſchaftliche Bücherei⸗ 

weſen; 
„das Recht der Beamten aller öffentlichen 

Körperſchaften; 

4. das Bodenrecht, die Bodenverteilung, das 
Anſiedlungs- und Heimſtättenweſen, die 
Bindung des Grundbeſitzes, das Wohnungs⸗ 
weſen und die Bevölkerungsverteilung; 

5. das Beſtattungsweſen. 

Artikel 11. 

Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung 
Grundſätze über die Zuläſſigkeit und Erhebungs⸗ 
art von Landes ab gaben aufſtellen, ſoweit 
ſie erforderlich ſind, um 

1. Schädigung der Einnahmen oder der Han- 
delsbeziehungen des Reichs, 

2. Soppelbeſteuerungen, 

5. übermäßige oder verkehrshindernde Be⸗ 
laſtung öffentlicher Verkehrswege und Ein⸗ 
richtungen mit Gebühren, 

4. ſteuerliche Benachteiligungen eingeführter 
Waren gegenüber den eigenen Erzeugniſſen 
im Verkehr zwiſchen den einzelnen Ländern 
und Landesteilen oder 

5. Ausfuhrprämien 

auszuſchließen oder wichtige Geſellſchaftsinter⸗ 
eſſen zu wahren. 
Artikel 12. 

Solange und ſoweit das Reich von ſeinem 
Geſetzgebungsrecht keinen Gebrauch macht, be⸗ 
halten die Länder das Recht der Geſetzgebung. 
Dies gilt nicht für die ausſchließliche Geſetz⸗ 
gebung des Reichs, 

Gegen Landesgeſetze, die ſich auf Gegen⸗ 
ſtände des Artikel 7 Ziffer 15 beziehen, ſteht 
der Reichsregierung, ſofern dadurch das Wohl 
der Geſamtheit im Reich berührt wird, ein Ein- 
ſpruchsrecht zu. 


or 


Artikel 15. 
Reichsrecht bricht Landrecht. 
Beſtehen Zweifel oder Meinungsverſchie⸗ 
denheiten darüber, ob eine landesrechtliche Bor⸗ 
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ſchrift mit dem Reichsrecht vereinbar ift, ſo kamm 
die zuſtändige Reichs- oder Landeszentralbehörde 
nach näherer Vorſchrift eines Reichsgeſetzes die 
Entſcheidung eines oberſten Gerichtshofs des 
Reichs anrufen. 

Artikel 14. 

Die Reichsgeſetze werden durch die Landes⸗ 
behörden ausgeführt, ſoweit nicht die Reichs⸗ 
geſetze etwas anderes beſtimmen. 

Artikel 15. 

Die Reichsregierung übt die Aufſicht in den 
Angelegenheiten aus, in denen dem Reiche das 
Recht der Geſetzgebung zuſteht. 

Soweit die Reichsgeſetze von den Landes- 
behörden auszuführen find, kann die Reichs- 
regierung allgemeine Anweifungen erlaſſen. Sie 
iſt er mächtigt, zur ueberwachung der Ausführung 
der Reichsgeſetze zu den Landeszentralbehörden 
und mit ihrer Zuſtimmung zu den unteren Be⸗ 
hörden Beauftragte zu entſenden. 

Die Landesregierungen find verpflichtet, 
auf Erſuchen der Reichsregierung Mängel, die 
bei der Ausführung der Reichsgeſetze hervor⸗ 
getreten ſind, zu beſeitigen. Bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten kann ſowohl die Reichsregierung 
als die Landesregierung die Entſcheidung des 
Staatsgerichtshofs anrufen, falls nicht durch 
Reichsgeſetz ein anderes Gericht beſtimmt iſt. 

Artikel 16. 

Die mit der unmittelbaren Neichsverwal⸗ 
tung in den Ländern betrauten Beamten ſollen 
in der Regel Landes angehörige ſein. 
Die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der 
Reichsverwaltung find auf ihren Wunſch in 
ihren Heimat gebieten zu verwenden, 
ſoweit dies möglich iſt und nicht Rüdfichten auf 
ihre Ausbildung oder Erforderniſſe des Dienſtes 
entgegenſtehen. 

Artikel 17. 

Jedes Land muß eine frei- 
ſtaatliche Verfaſſung haben. Die 
Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher 
unmittelbarer und geheimer Wahl von allen 
reichsdeutſchen Männern und Frauen nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt werden. 
Die Landesregierung bedarf des 
Vertrauens der Volksvertretung. 

Die Grundſätze für die Wahlen zur Volks⸗ 
vertretung gelten auch für die Gemeinde 
wahlen. Zedoch kann durch Landesgeſetz 


die Wahlberechtigung von der Dauer des Aufent- 
halts in der Gemeinde bis zu einem Jahre ab- 
hängig gemacht werden. 

Artikel 18. 

Die Gliederung des Reichs in Länder ſoll 
unter möglichſter Berückſichtigung des Willens 
der beteiligten Bevölkerung der wirtſchaftlichen 
und kulturellen Höchſtleiſtung des Volkes dienen. 
Die Aenderung des Gebiets von Ländern und 
die Neubildung von Ländern inner- 
halb des Reichs erfolgen durch verfaſſungs⸗ 
änderndes Reichsgeſetz. 

Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder 
zu, fo bedarf es nur eines einfachen Reichs⸗ 
geſetzes. 

Ein einfaches Reichsgeſetz genügt ferner, 
wenn eines der beteiligten Länder nicht zuſtimmt, 
die Gebietsänderung oder Neubildung aber durch 
den Willen der Bevölkerung gefordert wird und 
ein überwiegendes Reichsintereſſe fie erheiſcht. 

Der Wille der Bevölkerung iſt durch Ab⸗ 
ſtimmung feſtzuſtellen. Die Reichsregierung 
ordnet die Abſtimmung an, wenn ein Drittel 
der zum Reichstag wahlberechtigten Einwohner 
des abzutrennenden Gebiets es verlangt. 

Zum Beſchluß einer Gevietsänderung oder 
Neubildung ſind drei Fünftel der abge⸗ 
gebenen Stimmen, mindeſtens aber die Stim- 
menmehrheit der Wahlberechtigten erforderlich. 
Auch wenn es ſich nur um Abtrennung eines 
Teiles eines preußiſchen Regierungsbezirkes, 
eines bayeriſchen Kreiſes oder in anderen Län⸗ 
dern eines entſprechenden Verwaltungsbezirkes 
handelt, iſt der Wille der Bevölkerung des ganzen 
in Betracht kommenden Bezirkes feſtzuſtellen. 
Wenn ein räumlicher Zuſammenhang des abzu- 
trennenden Gebiets mit dem Geſamtbezirke nicht 
beſteht, kann auf Grund eines beſonderen Reichs- 
geſetzes der Wille der Bevölkerung des abzu- 
trennenden Gebiets als ausreichend erklärt 
wer den. 

Nach Feſtſtellung der Zuſtimmung der Be⸗ 
völkerung hat die Reichsregierung dem Reichs- 
tag ein entſprechendes Geſetz zur Beſchluß⸗ 
faſſung vorzulegen. 

Entſteht bei der Vereinigung oder Abtren⸗ 
nung Streit über die Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung, fo entſcheidet hierüber auf Antrag einer 
Partei der Staatsgerichtshof für das Deutſche 
Reich. 


Artikel 19. 

Ueber Verfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb 
eines Landes, in dem kein Gericht zu ihrer Er- 
ledigung beſteht, ſowie über Streitigkeiten nicht 
privatrechtlicher Art zwiſchen verſchiedenen Län- 
dern oder zwiſchen dem Reich und einem Lande 
entſcheidet auf Antrag eines der ſtreitenden 
Teile der Staatsgerichtshof für das 
Deutſche Reich, ſo weit nicht ein anderer Gerichts⸗ 
hof des Reichs zuſtändig iſt. 

Der Reichspräſident vollſtreckt das Urteil 
des Staatsgerichtshofs. 


DER REICHSTAG 


Die Rechte des Reichstages find durch die 
Weimarer Verfaſſung bedeutend erweitert wor⸗ 
den. Der Reichstag hat jetzt ein unbeſchränktes 
Recht der Initiative auf dem Gebiet der 
Reichsgeſetzgebung. Er iſt auch jetzt, da der 
Reichsrat nicht die Funktionen des Bundesrates 
hat, alleiniger Geſetzgeber gewor⸗ 
den; denn er allein beſchließt die Reichsgeſetze. 
Auch auf die Führung der auswärtigen 
Politik hat er einen entſcheidenden Einfluß 
gewonnen. Am alle Einſeitigkeit zu vermeiden, 
haben aber auch andere Reichsorgane ein Bor- 
ſchlagsrecht für Geſetze erhalten. Der 
Reichsrat, die Reichsregierung und auch der 
Reichs wirtſchaftsrat können Geſetz⸗Entwürfe zur 
Beratung ſtellen. Sogar die Bevölkerung ſelbſt 
hat bei Erfüllung gewiſſer Borausfetzungen das 
Recht der Initiative. Auch haben alle dieſe 
Organe das Recht, bei Geſetzes-Vorlagen ihre 
abweichende Anſicht dem Reichstag zur Kenntnis 
zu bringen. Es beſteht auch ein Einſpruchs⸗ 
recht dieſer Organe gegen alle Beſchlüſſe des 
Reichstages, die ſogar zur Anrufung der Ent- 
ſcheidung des Volkes führen können. Inwieweit 
allerdings der Bolksentſcheid bei einem 
fo großen Volke ſich praktiſch durchführen läßt, 
muß erſt die Erfahrung zeigen. Während früher 
die Zeit der Geſchäftstätigkeit des 
Reichstages im weſentlichen vom Kaiſer be- 
ſtimmt wurde, iſt jetzt der regelmäßige Ter min 
feines Zuſammentritts durch die Reichsver⸗ 
faſſung feſtgelegt. Schluß der Tagung und 
Wie derzuſammentritt wird jetzt allein vom 
Reichstag beſtimmt. Das Recht einer früheren 
Einberufung ſteht nicht nur dem Präfidenten 
des Reichstages zu, ſondern auch einem Drittel 
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der Reichstagsmitglieder. Alles andere ift aus 

den Kapiteln der Reichsverfaſſung über den 

Reichstag zu erſehen, die wir hier folgen laſſen. 
Artikel 20. 

Der Reichstag beſteht aus den Abgeordneten 
des deutſchen Volks. 

Artikel 21. 

Die Abgeordneten find Vertreter des 
ganzen Volkes. 

Sie ſind nur ihrem Gewiſſen unterworfen 
und an Aufträge nicht gebunden. 

Artikel 22. 

Die Abgeordneten werden in allgemeiner, 
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl von 
den über zwanzig Jahre alten Männern und 
Frauen nach den Grundſätzen der Verhält⸗ 
nis wahl gewählt. Der Wahltag muß ein 
Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein. 

Das Nähere beſtimmt das Reichs wahlgeſetz. 

Artikel 25. 

Der Reichstag wird auf vier Jahre 
gewählt. Späteſtens am ſechzigſten Tage 
nach ihrem Ablauf muß die Neu wahl ftattfinden, 

Der Reichstag tritt zum erſten Male ſpäte⸗ 
ſtens am dreißigſten Tage nach der Wahl zu- 
ſammen. 

Artikel 24. 

Der Reichstag tritt in jedem Jahre a m 
erſten Mittwoch des November 
am Sitze der Reichsregierung zuſammen. Der 
Präſident des Reichstags muß ihn früher be⸗ 
rufen, wenn es der Reichspräjident oder min⸗ 
deſtens ein Drittel der Reichstags mitglieder 
verlangt. 

Der Reichstag beſtimmt den Schluß der 
Tagung und den Tag des Wie derzuſammentritts. 

Artikel 25. 

Der Reichspräſident kann den Reichstag 
auflöſen, jedoch nur einmal aus dem 
gleichen Anlaß. 

Die Neuwahl findet ſpäteſtens amſechzigſten 
Tage nach der Auflöſung ſtatt. 

Artikel 26. 

Der Reichstag wählt ſeinen Präſidenten, 
deſſen Stellvertreter und ſeine Schriftführer. 
Er gibt ſich ſeine Geſchäftsordnung. 

Artikel e 7. 

Zwiſchen zwei Tagungen oder Wahl perio den 
führen Präſident und Stellvertreter der letzten 
Tagung ihre Geſchäfte fort. 
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Artikel 28. 

Der Präſident übt das Hausrecht und 
die Polizeigewalt im Reichstagsgebäude aus. 
Ihm unterſteht die Hausverwaltung; er ver⸗ 
fügt über die Einnahmen und Ausgaben des 
Haufes nach Maßgabe des Reichshaushalts und 
vertritt das Reich in allen Rechtsgeſchäften und 
Rechtsſtreitigkeiten feiner Verwaltung. 


Artikel 29. 
Der Reichstag verhandelt öffentlich. 
Auf Antrag von fünfzig Mitgliedern kann mit 
Zweidrittelmehrheit die Oeffentlichkeit 
ausgeſchloſſen werden. 


Artikel 30. 

Wahrheitsgetreue Berichte über die Ver⸗ 
handlungen in den öffentlichen Sitzungen des 
Reichstags, eines Landtags oder ihrer Aus- 
ſchüſſe bleiben von jeder Verantwort- 
lichkeit frei. 

Artikel 31. 

Bei dem Reichstag wird ein Wahl- 
prüfungsgericht gebildet. Es entſcheidet 
auch über die Frage, ob ein Abgeordneter die 
Mitgliedſchaft verloren hat. 

Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus Mit- 
gliedern des Reichstags, die dieſer für die Wahl⸗ 
periode wählt, und aus Mitgliedern des Neichs⸗ 
verwaltungsgerichts, die der Reichspräſident auf 
Vorſchlag des Bräfidiums dieſes Gerichts beſtellt. 

Das Wahlprüfungs gericht erkennt auf Grund 
öffentlicher mündlicher Verhandlung durch drei 
Mitglieder des Reichstags und zwei richterliche 
Mitglieder. 

Außerhalb der Verhandlungen vor dem 
Wahlprüfungsgericht wird das Verfahren von 
einem Reichsbeauftragten geführt, den der 
Reichspräſident ernennt. Im übrigen wird das 
Verfahren von dem Wahlprüfungsgericht ge⸗ 
regelt. 

Artikel 32, 

Zu einem Beſchluſſe des Reichstags iſt 
einfache Stimmenmehrheit erfor⸗ 
derlich, ſofern die Verfaſſung kein anderes 
Stimmenverhältnis vorſchreibt. Für die vom 
Reichstag vorzunehmenden Wahlen kann die 
Geſchäftsordnung Ausnahmen zulaſſen. 

Die Beſchlußfähigkeit wird durch die Ge⸗ 
ſchäftsordnung geregelt. 


| 
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Artikel 55. 

Der Reichstag und ſeine Ausſchüſſe können 
die Anweſenheit des Reichskanz⸗ 
lers und jedes Reichsminiſters verlangen. 

Der Reichskanzler, die Reichsminiſter und 
die von ihnen beſtellten Beauftragten haben zu 
den Sitzungen des Reichstags und ſeiner Aus- 
ſchüſſe Zutritt. Die Länder ſind berechtigt, in 
dieſe Sitzungen Bevollmächtigte zu entſenden, 
die den Standpunkt ihrer Regierung zu dem 
Gegenſtande der Verhandlung darlegen. 

Auf ihr Verlangen müſſen die Regierungs- 
vertreter während der Beratung, die Vertreter 
der Reichsregierung auch außerhalb der Tages- 
ordnung gehört werden. 

Sie unterſtehen der Ordnungsgewalt des 
Vorſitzenden. 2 

Artikel 34. 

Der Reichstag hat das Recht und auf Antrag 
von einem Fünftel ſeiner Mitglieder die Pflicht, 
Anterſuchungsausſchüſſe einzuſetzen. 
Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher Ver⸗ 
handlung die Beweiſe, die ſie oder die Antrag⸗ 
ſteller für erforderlich erachten. Die Oeffentlich⸗ 
keit kann vom Anterſuchungsausſchuß mit Zwei⸗ 
drittel mehrheit ausgeſchloſſen werden. Die Ge- 
ſchäftsordnung regelt das Verfahren des Aus- 
ſchuſſes und beſtimmt die Zahl feiner Mitglieder. 

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
find verpflichtet, dem Erſuchen dieſer Ausſchüſſe 
um Beweiserhebungen Folge zu leiſten; die 
Akten der Behörden ſind ihnen auf Verlangen 
vorzulegen. 

Auf die Erhebungen der Ausſchüſſe und 
der von ihnen erſuchten Behörden finden die 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung ſinnge⸗ 
mäße Anwendung, doch bleibt das Brief-, Poſt⸗, 
Telegraphen- und Fernſprechgeheimnis un⸗ 
berührt. 

Artikel 55. 

Der Reichstag beſtellt einen ſtändigen 
Ausſchuß für auswärtige Ange- 
legenheiten, der auch außerhalb der Ta⸗ 
gung des Reichstags und nach der Beendigung 
der Wahlperiode oder der Auflöfung des Neichs⸗ 
tags bis zum Zuſammentritte des neuen Reichs⸗ 
tags tätig werden kann. Die Sitzungen dieſes 
Ausſchuſſes ſind nicht öffentlich, wenn 
nicht der Ausſchuß mit Zweidrittel mehrheit die 
Oeffentlichkeit beſchließt. 


Der Reichstag beſtellt ferner zur Wahrung 
der Rechte der Volksvertretung gegenüber der 
Reichsregierung für die Zeit außerhalb der 
Tagung und nach Beendigung einer Wahl- 
periode einen ſtän digen Ausſchuß. 

Diefe Ausſchüſſe haben die Rechte von 
Anterſuchungsausſchüſſen. 

Artikel 36. 

Kein Mitglied des Reichstags oder eines 
Landtags darf zu irgendeiner Zeit, wegen ſeiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausübung 
feines Berufs getanen Aeußerungen gericht 
lich oder dienſtlich verfolgt oder 
ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden. 

Artikel 37. „ 

Kein Mitglied des Reichstags oder eines 
Landtags kann ohne Genehmigung des Hauſes, 
dem der Abgeordnete angehört, während der 
Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe be- 
drohten Handlung zur Anterſuchung 
gezogen oder verhaftet werden, es ſei 
denn, daß das Mitglied bei Ausübung der Tat 
oder ſpäteſtens im Laufe des folgenden Cages 
feſtgenommen iſt. 

Die gleiche Genehmigung iſt bei jeder an⸗ 
deren Beſchränkung der perſönlichen Freiheit 
erforderlich, die die Ausübung des Abgeordneten. 
berufs beeinträchtigt. 

Jedes Strafverfahren gegen ein 
Mitglied des Reichstags oder eines Landtags 
und jede Haft oder ſonſtige Beſchränkung ſeiner 
perſönlichen Freiheit wird auf Verlangen des 
Hauſes, dem der Abgeordnete angehört, für 
die Dauer der Sitzungsperio de aufgehoben. 

Artikel 38. 

Die Mitglieder des Reichstags und der 
Landtage ſind berechtigt, über Perſonen, die 
ihnen in ihrer Eigenſchaft als Abgeordneten Tat- 
ſachen anvertrauen, oder denen ſie in Ausübung 
ihres Abgeordnetenberufs ſolche anvertraut 
haben, ſowie über dieſe Tatſachen ſelbſt das 
Zeugnis zu verweigern. Auch in 
Beziehung auf Beſchlagnahme von Schrift⸗ 
ftüden ſtehen fie den Perſonen gleich, die ein 
geſetzliches Zeugnisverweigerungsrecht haben. 

Eine Durchſuchung oder Beſchlagnah me 
darf in den Räumen des Reichstags oder eines 
Landtags nur mit Zuſtimmung des Präſidenten 
vorgenommen werden. 
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Artikel 39. 

Beamte und Angehörige der Wehrmacht 
bedürfen zur Ausübung ihres Amtes als Mit- 
glieder des Reichstags oder eines Landtags 
keines Urlaubs. 

Bewerben ſie ſich um einen Sitz in dieſen 
Körperſchaften, fo iſt ihnen der zur Vorbereitung 
ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. 

Artikel 40. 

Die Mitglieder des Reichstags erhalten das 
Recht zur freien Fahrt auf allen 
deutſchen Eiſenbahnen ſowie Ent- 
ſchädigung nach Maßgabe eines Neichsgeſetzes. 


DER REICH SPRASIDENT 

Nichts machte der geſamten Bevölkerung 
die völlige Amwälzung deutlicher als die Tat⸗ 
ſache, daß an Stelle des erblichen Trägers der 
Krone ein gewähltes Staatsoberhaupt trat, das 
in ſeiner Perſon die Reichsgewalt verkörperte. 
Mit keiner führenden Perſönlichkeit des neuen 
Deutſchland hat ſich die Volksmeinung und — 
der Volkswitz ſo ſtark und ſo lange beſchäftigt 
wie mit dem erſten Reichspräſidenten. Von 
feiner ſtaatsrechtlichen Stellung aber weiß kaum 
einer etwas. Man vergleicht die Stellung des 
deutſchen Reichspräſidenten oft mit der des Prä⸗ 
ſidenten der Vereinigten Staaten oder der des 
franzöſiſchen Präſidenten. Beides iſt falſch. In 
Amerika find Träger der Staatsgewalt zwei 
nebeneinander ſtehende vom Bolt gewählte Or- 
gane: das Parlament, das lediglich gef etzgeberiſche 
Funktionen hat, und der Präſident, der die Re⸗ 
gierungsgewalt ausübt. Er iſt ſein eigener Mi⸗ 
niſterpräſident und iſt in Regierungsfragen vom 
Parlament unabhängig. In Frankreich vertritt 
die Volksſouveränität allein das Parlament. 
Hier iſt der Präſident nur formelles, repräſen⸗ 
tatives Staatsoberhaupt ohne irgendwelche ſelb⸗ 
ſtändigen Rechte. In der deutſchen Republik 
iſt die Reichsgewalt geteilt. Zwar ift der Reichs- 
tag ihr wichtigſtes Organ; denn er hat die ge⸗ 
ſamte Geſetzgebungsgewalt und die ſtändige 
Kontrolle über alle Regierungshandlungen. Aber 
neben ihm ſteht, ganz unabhängig vom Parla⸗ 
ment mit beſonderen Rechten der Reichspräfi- 
dent, der vom geſamten Volke auf 7 Jahre 
gewählt wird. Gewählt iſt, wer im erſten Wahl⸗ 
gang mehr als die Hälfte aller Stimmen oder 
im zweiten die meiſten Stimmen erhält. Zur 
Reichsregierung hat er kein näheres Ver⸗ 
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hältnis; er kann fie nur ernennen oder abberufen. 
Dieſe aber braucht, um tätig zu fein, das aus- 
drücklich betonte Vertrauen des Reichstages. 
Der Reichs präſi dent iſt kein Beamter des Reiches, 
ſondern er verkörpert ſelbſt die Reichsgewalt. 
Auf die Leitung und Richtung der Politik ein- 
zuwirken, hat er formal keine Rechte. Doch 
wird ein kluger Politiker in diefer Stellung, da 
ja die Auswahl der Männer, die die Regierung 
führen, in ſeiner Hand liegt, immer einen 
ſtarken Einfluß ausüben. Oer Reichspräfident 
iſt auch abfetzbar. Aber die Sache iſt ziemlich 
ſchwierig. Erſt muß ſich der Reichstag mit zwei 
Drittel Mehrheit für die Abſetzung aussprechen 
und ein allgemeiner Volksentſcheid dieſem Be⸗ 
ſchluſſe zuſtimmen. Fällt der Volksentſcheid 
zugunſten des Präſidenten aus, jo iſt damit 
auto matiſch der Reichstag ſofort aufgelöft und 
der Präſident auf weitere 7 Jahre wiederge⸗ 
wählt. Der Reichspräſident kann auch jeder 
Zeit den Reichstag auflöfen, aller dings in der⸗ 
ſelben Sache nur einmal. Auch eine ganze Reihe 
anderer Rechte hat er von dem früheren Kaiſer 
übernommen. Er hat den Oberbefehl über die 
geſamte Wehrmacht, er vertritt das Reich nach 
außen, kann Verträge und Bündniſſe abſchließen, 

er ernennt die Beamten und Offiziere und hat 

ein weitgehendes Verordnungsrecht. Er kann 

ſogar die einzelnen Bundesſtaaten mit Waffen- 

gewalt zur Erfüllung ihrer Pflichten gegen das 

Reich erzwingen. Dem Volke gegenüber iſt er 

allein verantwortlich. Bei ſchuldhafter Ver⸗ 

letzung der Reichsverfaſſung kann ihn der 

Reichstag beim Staatsgerichtshof anklagen. Die 

Einrichtung eines Vizepräſidenten wie in Ame⸗ 

rika beſteht bei uns nicht. 

Der Reichspräſident leiſtet bei der Ueber⸗ 
nahme ſeines Amtes vor dem Reichstag fol⸗ 
genden Eid: 

Ich ſchwöre, daß ich meine Kraft dem 
Wohle des deutſchen Volkes widmen, feinen 
Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, 
die Verfaſſung und die Geſetze des Reichs 
wahren, meine Pflichten gewiſſenhaft er⸗ 
füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. 

Die Beifügung einer religiöſen Beteuerung 
iſt zuläffig. 

Der Reichspräſident darf nicht zugleich 
Mitglied des Reichstages ſein. Er übt für das 
Reich das Begnadigungsrecht aus. Reichs⸗ 


amneſtien bedürfen aber eines Reichsgeſetzes. 
Im Falle der Behinderung wird der Reichs- 
präſident durch den Reichskanzler vertreten. 
Dauert die Verhinderung längere Zeit, io muß 
die Vertretung durch ein Reichsgeſetz geregelt 
werden. Das Gleiche gilt für den Fall einer 
vorzeitigen Erledigung der Präſidentſchaft bis 
zur Durchführung der neuen Wahl. 

Die Natio nalverſammlung hatte Fritz 
Ebert nur vorläufig zum Reichspräfidenten 
gewählt. Sie endgültige Wahl ſollte Ende 
1922 ſtattfinden. Aber in Kückſicht auf die 
ſchwere Not der Zeit beſchloß der Reichstag 
am 24. Oktober 1922, den zweiten Satz des 
$ 180 der Reihsverfaffung, wie folgt, abzu⸗ 
ändern: 

„Der von der Natio nalverſammlung ge⸗ 
wählte Reichspräſident führt ſein Amt 
bis zum 30. Juni 1925.“ 

Der Antrag wurde mit 314 von 390 ab- 
gegebenen Stimmen beſchloſſen, alſo mit einer 
ganz über wiegenden Mehrheit, 
die die in der Verfaſſung vorgeſchriebenen zwei 
Drittel weit übertrifft. Die Minderheit beſtand aus 
den Seutſch⸗Nationalen und den Kommuniſten. 
Dieſer Neichstagsbeſchluß beendet das bisherige 
Proviſorium der Ebert'ſchen Reichspräfident- 
chaft. Von jetzt ab übt Reichspräſident 
Ebert ſein hohes Amt auf Grund der Reichs⸗ 
verfaſſung aus. Während die Sitzung noch fort- 
dauerte, begaben ſich der Reichstagspräſident 
Löbe, und die Vizepräſidenten Dietrich, 
Bell, Hitt mann und Nie ßer zum 
Reichspräſidenten, um ihn in feierlicher Form 
von dieſem Beſchluß in Kenntnis zu ſetzen. 


DER REICH SK AN Z LER 
UND DIE REICHS REGIERUNG 


Die Stellung des Reichskanzlers, die auch 
in der Weimarer Verfaſſung viel von der 
ſtaatsrechtlichen Eigenart der von Bismarck für 
ſich ſelbſt geſchaffenen Poſition behalten hat, 
iſt an ſich und in ihrem Verhältnis zu den Reichs- 
miniſtern dort ſo klar gezeichnet, daß man für 
ihre Schilderung keine beſſeren Worte finden 
kann. Wir laſſen darum die betreffenden Artikel 
der Verfaſſung hier folgen. 

Artikel 52. 

Die Reichsregierung beſteht aus dem Reichs⸗ 

kanzler und den Reichs miniſtern. 


Artikel 55. 

Der Reichskanzler und auf feinen Vorſchlag 
die Reichsminiſter wer den vom Reichspräfidenten 
ernannt und entlaſſen. 

Artikel 54. 

Der Reichskanzler und die Reichsminiſter 
bedürfen zu ihrer Amtsführung des Ver- 
trauens des Reichstags. Jeder von 
ihnen muß zurücktreten, wenn ihm der Reichstag 
durch ausdrücklichen Beſchluß fein Vertrauen 
entzieht. 

Artikel 55. 

Der Reichskanzler führt den Vorſitz in 
der Reichsregierung und leitet ihre Geſchäfte 
nach einer Geſchäftsordnung, die von der Neichs⸗ 
regierung beſchloſſen und vom Reichspräſidenten 
genehmigt wird. 

Artikel 56. 

Der Reichskanzler beſtimmt die Richt⸗ 
liniender Polit ikundträgt dafür gegen- 
über dem Reichstag die Verantwortung. Inner⸗ 
halb dieſer Richtlinien leitet jeder RNeichs⸗ 
miniſter den ihm anvertrauten Geſchäfts⸗ 
zweig ſelbſtändigundunter eigener Ver⸗ 
ant wortung gegenüber dem Reichstag. 

Artikel 57. 

Die Reichs miniſter haben der Reichsregie⸗ 
rung alle Geſetzentwürfe, ferner Angelegenheiten, 
für welche Verfaſſung oder Geſetz dieſes vor⸗ 
ſchreiben, ſowie Meinungsverſchiedenheiten über 
Fragen, die den Geſchäftsbereich mehrerer 
Reichs miniſter berühren, zur Beratung und Be⸗ 
ſchlußfaſſung zu unterbreiten. 

Artikel 58. 

Die Reichsregierung faßt ihre Beſchlüſſe 
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vor- 
ſitzenden. 

Artikel 59. 

Der Reichstag iſt berechtigt, den Reichs- 
präfidenten, den Reichskanzler und die Reichs- 
minifter vor dem Staatsgerichtshof für das 
Deutſche Reich anzuklagen, daß fie ſchuld⸗ 
hafter weiſe die Reichsverfaſſung oder ein Neichs- 
geſetz verletzt haben. Der Antrag auf Er⸗ 
hebung der Anklage muß von minde- 
ſtens 100 Mitgliedern des Reichstages unter⸗ 
zeichnet ſein und bedarf der Zuſtimmung der 
für Verfaſſungsänderungen vorgeſchriebenen 
Mehrheit. Das Nähere regelt das Reichs geſetz 
über den Staatsgerichtshof. 
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V 


Der Reichsrat hat mit feinem Vor⸗ 
gänger, den Bundesrat, den rechtlichen 
Grundcharakter gemeinſam. Beide find für- 
derative Organe. Sie vertreten die einzelnen 
Länder in der Zentralgewalt des Reiches. Aber 
mit der Erklärung der Souveränität des Volkes 
mußte der Machtbereich dieſes förderativen 
Organs weſentlich eingeſchränkt werden. Der 
Bundesrat konnte Beſchlüſſe von weittragender 
Bedeutung faſſen, er übte die den verbündeten 
Regierungen zuſtehende Reichsgewalt aus. Der 
Reichsrat dagegen kann in maßgebenden An- 
gelegenheiten des Reichs überhaupt keine Be- 
ſchlüſſe allein faſſen, er iſt lediglich ein mit- 
wirkendes Organ in Geſetzgebung und Ver- 
waltung. Die ſchwache Stellung des Reichsrates 
iſt vielfach angegriffen worden. Man hat vorge- 
ſchlagen nach amerikaniſchem und ſchweizeriſchem 
Muſter aus ihm eine Art von „Er ſter Kam- 
mer“, ein Staatenhaus, zu machen. Dagegen 
ſpricht, daß ein aus Wahlen der Landtage her- 
vorgegangener Reichsrat in ſeiner Zuſammen- 
ſetzung und in feinem Kräfteverhältnis ſich wahr- 
ſcheinlich vom Reichstag nicht ſehr unterſcheiden 
würde. Dann würden in ihm die politiſchen 
Kämpfe des Parlaments nur eine Art von 
Wiederholung finden. Bei der jetzigen Zu⸗ 
ſammenſetzung des Reichsrates können die Ver⸗ 
treter der Landesregierungen mehr die ſach⸗ 
lichen Intereſſen der Länder zur Gel- 
tung bringen. Ein Staatenhaus könnte ſich 
übrigens auch nicht an der Verwaltung des 
Reiches beteiligen. Die Arbeit des Reichsrates 
iſt dadurch vereinfacht, daß nicht mehr wie im 
Bundesrat Vertreter der Regierungen ſitzen, 
die deren Inſtruktionen zu vertreten haben, 
ſondern die Mitglieder der Landes- 
regierungen ſelbſt. Eine vielum- 
ſtrittene Ausnahme bildet Preußen, das die 
Hälfte ſeiner Vertreter durch die Pro vinz⸗ 
ver waltungen beſtellen laſſen muß. Alles 
weitere ergibt ſich leicht aus den Artikeln der 
Verfaſſung, die vom Reichsrat handeln. Sie 
lauten: 


Artikel 60. 


Zur Vertretung der deutſchen Länder bei 
der Geſetzgebung und Verwaltung des Reichs 
wird ein Reichs vat gebildet, 
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Artikel 61. 

Im Reichsrat hat jedes Land min- 
deſtens eine Stimme. Bei den größe 
ren Ländern entfällt auf eine Million Einwohner 
eine Stimme. Ein Ueberſchuß, der mindeſtens 
der Einwohnerzahl des kleinſten Landes gleich- 
kommt, wird einer vollen Million gleichgerechnet. 
Kein Land darf durch mehr als zwei Fünftel 
aller Stimmen vertreten ſein. 

Oeutſchöſterreich erhält nach feinem 
Anſchluß an das Seutſche Reich das Recht der 
Teilnahme am Reichsrat mit der feiner Bevöl⸗ 
kerung entſprechenden Stimmenzahl. Bis dahin 
haben die Vertreter Oeutſchöſterreichs beratende 
Stimme. 

Die Stimmenzahl wird durch den Reichsrat 
nach jeder allgemeinen Volkszählung neufeſt⸗ 
geſetzt. 

Artikel 62. 

In den Ausſchüſſen, die der Reichsrat aus 
ſeiner Mitte bildet, führt kein Land mehr 
als eine Stimme. 

Artikel 63, 

Die Länder werden im Reichsrat durch 
Mitglieder ihrer Regierungen 
vertreten. Jedoch wird die Hälfte der preußiſchen 
Stimmen nach Maßgabe eines Landesgeſetzes 
von den preußiſchen Provinzialverwaltungen 
beſtellt. 

Die Länder ſind berechtigt, jo viele Ver⸗ 
treter in den Reichsrat zu entſenden, wie fie 
Stimmen führen. 

Artikel 64. 

Die Reichsregierung muß den Reichsrat auf 
Verlangen von einem Drittel feiner Mitglieder 
einberufen. 

Artikel 65. 

Den Vorſitz im Keichsrat und in ſeinen 
Ausſchüſſen führt ein Mitglied der Neichsregie- 
rung. Die Mitglieder der Reichsregierung haben 
das Recht und auf Verlangen die Pflicht, an den 
Verhandlungen des Reichsrats und feiner Aus- 
ſchüſſe teilzunehmen. Sie müſſen während der 
Beratung auf Verlangen jederzeit gehört werden. 

Artikel 66. 

Die Reichsregierung ſowie jedes Mitglied 
des Reichsrats find befugt, im Reichsrat An- 
tr ä ge zu ſtellen. 

Der Reichsrat regelt ſeinen Geſchäftsgang 
durch eine Geſchäftsordnung. 


Die Vollſitzungen des Reichsrats find df- 
fentlich. Nach Maßgabe der Gejchäfts- 
ordnung kann die Oeffentlichkeit für einzelne 
Beratungsgegenſtände ausgeſchloſſen werden. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet die ein- 
fache Mehrheit der Abſtimmenden. 8 

Artikel 67. 


Der Reichsrat iſt von den Reichs miniſterien 
über die Führung der Reichsgeſchäfte auf dem 
Laufenden zu halten. Zu Beratungen über 
wichtige Gegenſtände ſollen von den Neichs- 
miniſterien die zuſtändigen Ausſchüſſe des Reichs⸗ 
rats zugezogen werden. 


GRUNDRECHTE UND GRUND- 
PFLICHTEN DER DEUTSCHEN 


Von den übrigen Teilen der Verfaſſung, 
die ſich mit der Reichsgeſetzgebung, der Reichs- 
verwaltung, der Rechtspflege, der Religion und 
den Religionsgeſellſchaften, Bildung und Schule, 
und dem Wirtſchaftsleben befaſſen, ſoll hier 
lediglich auf die Grundrechte und Grundpflichten 
jedes Seutſchen und das ſogenannte Bea m- 
tenrecht eingegangen werden. Einer Er- 
läuterung bedürfen die klaren Artikel kaum. 


Rechte und Pflichten der Einzelperfon, 
Artikel 109. 

Alle Oeutſchen find vor dem 
Geſetze gleich. 

Männer und Frauen haben grund- 
ſätzlich dieſelben ſtaatsbürgerlichen Rechte 
und Pflichten. 

Oeffentlichrechtliche Vorrechte oder 
Nachteile der Geburt oder des 
Standes ſind aufzuheben. Adels- 
bezeichnungen gelten nur als Zeil des 
Namens und dürfen nicht mehr ver- 
liehen werden. 

Titel dürfen nur verliehen werden, wenn 
ſie ein Amt oder einen Beruf bezeichnen; 
akademiſche Grade find hierdurch nicht betroffen. 

Orden und Ehrenzeichen dürfen 
vom Staat nicht verliehen werden. 

Kein Seutſcher darf von einer aus- 
ländiſchen Regierung Titel oder Orden 
annehmen. 

Artikel 110. 

Die Staatsangehörigkeit im Reich und in 

den Ländern wird nach den Beſtimmungen eines 


Deutſchland 18 


Neichsgeſetzes erworben und verloren. Feder 
Angehörige eines Landes iſt zugleich Reichs- 
angehöriger. 

Jeder Seutſche hat in jedem Land des Reichs 
die gleichen Rechte und Pflichten wie die 
Angehörigen des Landes ſelbſt. 

Artikel 111. 

Alle Seutſchen genießen Freizügig⸗ 
keit im ganzen Reich. Feder hat das 
Necht, ſich an beliebigem Orte des Reichs auf- 
zuhalten und niederzulaſſen, Grundſtücke zu er⸗ 
werben und jeden Nahrungszweig zu betreiben. 
Einſchränkungen bedürfen eines RNeichsgeſetzes. 

Artikel 112. 

Jeder Oeutſche iſt berechtigt, nach außer- 
deutſchen Ländern auszuwandern. Die Aus- 
wanderung kann nur durch Reichsgeſetz be- 
ſchränkt werden. 

Dem Ausland gegenüber haben alle Reichs- 
angehörigen inner- und außerhalb des Reichs- 
gebiets Anſpruch auf den Schutz des Reichs. 

Kein Oeutſcher darf einer ausländiſchen 
Regierung zur Verfolgung oder Beſtraſung 
ausgeliefert werden, 

Artikel 115. 

Die fremdſprachigen Volks- 
teile des Reichs dürfen durch die Geſetzgebung 
und Verwaltung nicht in ihrer freien, voltstüm- 
lichen Entwicklung, beſonders nicht im Gebrauch 
ihrer Mutterſprache beim Unterricht, ſowie bei 
der inneren Verwaltung und der Rechtspflege 
beeinträchtigt werden. 

Artikel 114. 

Die Freiheit der Perſon iſt 
un verletzlich. Eine Beeinträchtigung oder 
Entziehung der perſönlichen Freiheit durch die 
öffentliche Gewalt iſt nur auf Grund von Ge- 
ſetzen zuläſſig. 

Perſonen, denen die Freiheit entzogen wird, 
ſind ſpäteſtens am darauffolgenden Tage in 
Kenntnis zu ſetzen, von welcher Behörde und 
aus welchen Gründen die Entziehung der Freiheit 
angeordnet worden iſt; unverzüglich ſoll ihnen 
Gelegenheit gegeben werden, Einwendungen 
gegen ihre Freiheitsentziehung vorzubringen. 

Artikel 115. 

Die Wohnung jedes Oeutſchen iſt für 
ihn eine Freiſtätte undunverletzlich. Aus- 
nahmen find nur auf Grund von Geſetzen zu- 
läſſig. 
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Artikel 116. 

Eine Handlung kann nur dann mit einer 
Strafe belegt werden, wenn die Strafbarkeit ge⸗ 
ſetzlich beſtimmt war, bevor die Handlung 
begangen wurde. 

Artikel 117. 

Das Brief geheimnis ſowie das Poft- 
Telegraphen- und Fernſprechgeheimnis find un- 
verletzlich. Ausnahmen können nur durch Neichs⸗ 
geſetz zugelaſſen werden. 

Artikel 118. 

Jeder Oeutſche hat das Recht, innerhalb 
der Schranken der allgemeinen Geſetze ſeine 
Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild 
o der in ſonſtiger Weiſe frei zu äußern. An dieſem 
Rechte darf ihn kein Arbeits- oder Anftellungs- 
verhältnis hindern und niemand darf ihn be- 
nachteiligen, wenn er von dieſem Rechte Ge- 
brauch macht. 

Eine Zenſur findet nicht ſtatt, doch können 
für Lichtſpiele durch Geſetz abweichende 
Beſtimmungen getroffen werden. Auch ſind 
zur Bekämpfung der Schund und 
Sch mutzliteratur ſowie zum Schutze 
der Zugendbei öffentlichen Schauſtellungen 
und Darbietungen geſetzliche Maßnahmen zu- 
läſſig. 

Das Gemeinſchaftsleben. 
Artikel 119. 

Die Eh e ſteht als Grundlage des Familien- 
lebens und der Erhaltung und Vermehrung der 
Nation unter dem beſonderen Schutz der Ver- 
faffung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung 
der beiden Geſchlechter. 

Die Reinerhaltung, Geſundung und ſoziale 
Förderung der Familie iſt Aufgabe des 
Staats und der Gemeinden. Kinderreiche Fa- 
milien haben Anſpruch auf ausgleichende Für- 
ſorge. 

Die Mutterſchaft hat Anſpruch auf 
den Schutz und die Fürſorge des Staats. 

Artikel 120. 

Die Erziehung des Nach wuchſes 
zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen 
Tüchtigkeit iſt die oberſte Pflicht und natürliches 
Recht der Eltern, über deren Betätigung die 
ſtaatliche Gemeinſchaft wacht. 

Artikel 121. 

Den unehelichen Kindern find 

durch die Geſetzgebung die gleichen Bedingungen 
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für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche 
Entwicklung zu ſchaffen wie den ehelichen 


Kindern. 
Artikel 122. 


Die Fugen d iſt gegen Ausbeutung ſo wie 
gegen ſittliche, geiſtige und körperliche Ver⸗ 
wahrloſung zu ſchützen. Staat und Gemeinde 
haben die erforderlichen Einrichtungen zutreffen. 

Fürſorgemaßregeln im Wege des 
Zwanges können nur auf Grund des Geſetzes 
angeordnet werden. 

Artikel 125. 

Alle Deutſchen haben das Recht, ſich ohne 
Anmeldung oder beſondere Erlaubnis friedlich 
und unbewaffnet zu verſammeln. 

Verſammlungen unter freiem Himmel kön- 
nen durch Reichsgeſetz anmeldepflichtig gemacht 
und bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit verboten werden. 

Artikel 124. 

Alle Seutſchen haben das Recht, zu Zwecken 
die den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, Ver- 
eine oder Geſellſchaften zu bilden. 
Dies Recht kann nicht durch Vorbeugungsmaß— 
regeln beſchränkt werden. Für religiöſe Vereine 
und Geſellſchaften gelten dieſelben Beſtim— 
mungen. 

Der Erwerb der Rechtsfähigkeit ſteht jedem 
Verein gemäß den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts frei. Er darf einem Verein nicht aus dem 
Grunde verſagt werden, daß er einen politiſchen, 
ſozialpolitiſchen oder religiöfen Zweck verfolgt. 

Artikel 125. 

Wahlfreiheit und Wahl geheim 
nis ſind gewährleiſtet. Das Nähere beſtimmen 
die Wahlgeſetze. 

Artikel 126. 

Jeder Deutſche hat das Recht, ſich ſchriftlich 
mit Bitten oder Beſchwerden an die 
zuſtändige Behörde oder an die Volksvertretung 
zu wenden. Dieſes Recht kann ſowohl von 
einzelnen als auch von mehreren gemeinſam 
ausgeübt werden. 


Rechte und Pflichten der Beamten. 
Die Grundlage alles Beamtenrechtes bilden 
die folgenden Artikel der Reichsverfaſſung: 
Artikel 128. 
Alle Staatsbürger ohne Unter- 
ſchied find nach Maßgabe der Geſetze und ent- 


ſprechend ihrer Befähigung und ihren Leiſtungen 
zu den öffentlichen Aemtern zu- 
zulaſſen. 

Alle Ausnah mebeſtimmungen gegen weib- 
liche Beamte werden beſeitigt. 

Die Grundlagen des Beamtenverhältniſſes 
find durch Reichsgeſetz zu regeln. 


Artikel 129. 


Die Anftellung der Beamten erfolgt 
auf Lebenszeit, ſoweit nicht durch Ge- 
ſetz etwas anderes beſtimmt iſt. Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenverſorgung 
werden geſetzlich geregelt. Die wohlerworbenen 
Rechte der Beamten ſind unverletzlich. Für die 
vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten 
ſteht der Rechtsweg offen. 

Die Beamten können nur unter den geſetzlich 
beſtimmten Vorausſetzungen und Formen vor- 
läufig ihres Amtes enthoben, einſtweilen 
oder endgültig in den Rubeftand oder 
in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt 
verſetzt wer den. 

Gegen je des dienſtliche Straferkenntnis muß 
ein Beſchwerdeweg und die Möglichkeit eines 
Wie deraufnah meverfahrens eröffnet ſein. In 
die Nachweiſe über die Perſon des Beamten 
find Eintragungen von ihm ungünſtigen Tat- 
ſachen erſt vorzunehmen, wenn dem Beamten 
Gelegenheit gegeben war, ſich über ſie zu äußern. 
Dem Beamten iſt Einſicht in ſeine 
Perſonalnachweiſe zu gewähren. 

Die Anverletzlichkeit der wohlerworbenen 
Rechte und die Offenhaltung des Rechtswegs 
für die vermögensrechtlichen Anſprüche werden 
beſonders auch den Berufsſoldaten ge- 
währleiſtet. Im übrigen wird ihre Stellung 
durch Reichsgeſetz geregelt. 

Artikel 150. 

Die Beamten find Diener der Ge— 
ſamtheit, nicht einer Partei. 

Allen Beamten wird die Freiheit 
ibrer politiſchen Geſinnung und 
die Vereinigungsfreiheit gewähr- 
leiſtet. 

Die Beamten erhalten nach näherer reichs⸗ 
geſetzlicher Beſtimmung beſondere Bea mt e n⸗ 
vertretungen. 

Artikel 151. 

Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm 

anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm einem 


Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, ſo 
trifft die Berant wortlichkeit grundſätz⸗ 
lich den Staat oder die Körperſchaft, in 
deren Dienfte der Beamte ſteht. Der Rückgriff 
gegen den Beamten bleibt vorbehalten. Der 
ordentliche Rechtsweg darf nicht ausgeſchloſſen 
wer den. 

Die nähere Regelung liegt der zuftändigen 
Geſetzgebung ob. 

Artikel 152. 

Jeder Oeutſche hat nach Maßgabe der Ge- 
ſetze die Pflicht zur Uebernahme ebrenamt- 
licher Tätigkeiten. 

Artikel 155. 

Alle Staatsbürger ſind verpflichtet, 
nach Maßgabe der Geſetze perſönliche Dienfte 
für den Staat und die Gemeinde zu leiſten. 

Die Wehrpflicht richtet ſich nach den 
Beſtimmungen des Reichswehrgeſetzes. Dieſes 
beſtimmt auch, wieweit für Angehörige der Wehr⸗ 
macht zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur 
Erhaltung der Manneszucht einzelne Grundrechte 
einzuſchränken ſind. 


e e ee eee ee 
UND VOLKSBEGEHREN 


Etwas ganz neues bringt die Weimarer 
Verfaſſung mit der Einführung des DVoltsent- 
ſcheids und des Volksbegehrens. Der Volks- 
entſcheid ſoll eine Möglichkeit geben, die 
große Macht des Reichstags in Fällen, in denen 
die Wählerſchaft anderer Meinung iſt als ihre 
Vertreter, einzuſchränken. Das Volksbe— 
gehren der Weimarer Verfaſſung geht noch 
über das der Schweizer Bundesverfaſſung injo- 
fern hinaus, daß es auch bei gewöhn- 
lichen Geſetzen möglich iſt. Aber das Volks- 
begehren hat bedeutende Feſſeln, damit dieſes 
recht koſtſpielige letzte Mittel nur im äußerſten 
Notfall angewandt wird. Einmal muß ein voll- 
ſtändig ausgearbeiteter Geſetzentwurf vorliegen, 
und dann iſt die Zahl derer, die den Antrag unter- 
ſtützen müſſen, ſehr hoch gegriffen. Windeſtens 
ein Zehntel der Stimmberechtigten muß den 
Antrag ſtellen. Nehmen wir die Zahl der Stimm- 
berechtigten niedrig mit 35 Millionen an, ſo 
müſſen 5% Millionen Stimmen ge- 
ſammelt werden, ehe eine Volksabſtimmung 
möglich iſt. Günſtiger iſt die Unterſtützungs⸗ 
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ziffer beim Volksentſcheid bei Ausſetzung der 
Verkündigung eines Geſetzes auf Antrag von 
mindeſtens einem Stittel des Reichstages, da 
genügt ein Zwanzigſtel der Stimmberechtigten. 
Aber auch dieſe Zahl iſt ſo groß, daß ſie nur mit 
erheblichen Geldopfern zuſammenzubringen ſein 
dürfte. Oer deutſche Volksentſcheid iſt zum 
Anterſchied von dem ſchweizeriſchen nicht o b⸗ 
ligatoriſch bei Verfaſſungsän⸗ 
derungen; er iſt immer an gewiſſe Voraus- 
ſetzungen gebunden. Er findet ſtatt, wenn ein 
Volksbegehren keine unveränderte Annahme im 
Reichstage findet, wenn, wie ſchon oben erwähnt, 
auf Antrag eines Orittels des Reichstages die 
Verkündigung eines Geſetzes ausgeſetzt wird und 
ein Zwanzigſtel der Stimmberechtigten ihn ver- 
langt, wenn der Reichsprafident ihn über ein 
vo m Reichstag beſchloſſenes Geſetz binnen 1 Mo⸗ 
nat anruft, wenn ein Geſetz nach Einſpruch des 
Reichsrats zum zweiten Male vom Reichstag 
und zwar mit zwei Orittel Mehrheit ange- 
nommen wurde, der Reichspräſident es aber 
nicht verkünden will, wenn der Reichstag eine 
vom Reichsrat beanſtandete Verfaſſungsände⸗ 
rung zum zweiten Male annimmt und der 
Reichsrat binnen zwei Wochen den Volksent⸗ 
ſcheid verlangt und ſchließlich, wenn der Neichs⸗ 
tag die Abſetzung des Reichspräſidenten bean- 
tragt. Man ſieht, daß der Reichstag, deſſen 
Rechte der Volksentſcheid einſchränken ſoll, bei 
deſſen Zuſtandekommen, ein gewichtiges Wort 
mitzuſprechen hat. Der Reichspräfident wird 
auch kaum wagen, gegen den Willen des Reichs- 
tags an das Volk zu appellieren. Iſt einmal 
eine jo große Spannung zwiſchen dem Staats⸗ 
oberhaupt und dem Parlament entſtanden, fo 
wird er wohl eher zu einer Reichstagsauflöfung 
greifen. Zum mindeſten zuerſt. Hat dann das 
Ergebnis der Neuwahlen gegen den Präſidenten 
entſchieden, jo wird ein Volksentſcheid auch nicht 
günſtiger für ihn ausfallen. Volksentſcheid und 
Volksbegehren dürften alſo praktiſch keine allzu 
große Rolle ſpielen. Die betreffenden Artikel 
der Reichsverfaſſung lauten: 
Artikel 75, 

Ein vom Reichstag beſchloſſenes Geſetz iſt 
vor ſeiner Verkündung zum Volksent⸗ 
ſcheid zu bringen, wenn der Reichspräſident 
binnen eines Monats es beſtimmt. 

Ein Geſetz, deſſen Verkündung auf Antrag 
von mindeſtens einem Drittel des Reichstags 
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ausgeſetzt iſt, iſt dem Volksentſcheid zu unter⸗ 
breiten, wenn ein Zwanzigſte! der 
Stimmberechtigten es beantragt. 

Ein Volksentſcheid iſt ferner herbeizuführen, 
wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten das 
Begehren nach Vorlegung eines Gejet- 
entwurfs ſtellt. Dem Volksbegehren muß ein 
ausgearbeiteter Geſetzentwurf zugrunde liegen. 
Er iſt von der Regierung unter Darlegung ihrer 
Stellungnahme dem Reichstag zu unterbreiten. 
Der Volksentſcheid findet nicht ſtatt, wenn der 
begehrte Geſetzentwurf im Reichstag unver- 
ändert angenommen worden iſt. 

Ueber den Haushaltsplan, über Abgaben⸗ 
geſetze und Beſoldungsordnungen kann nur der 
Reichspräfident einen Volksentſcheid veranlaſſen. 

Das Verfahren beim Volksentſcheid regelt 
ein Reichsgeſetz. 

Artikel 74. 

Gegen die vom Reichstag beſchloſſenen Ge⸗ 
ſetze ſteht dem Reichsrat der Einſpruch zu. 

Der Einſpruch muß innerhalb zweier Wochen 
nach der Schlußabſtimmung im Keichstag bei 
der Reichsregierung eingebracht und ſpäteſtens 
binnen zwei weiteren Wochen mit Gründen ver⸗ 
ſehen werden. 

Im Falle des Einſpruchs wird das Geſetz 
dem Reichstag zur nochmaligen Beſchlußfaſſung 
vorgelegt. Kommt hierbei keine Uebereinſtim⸗ 
mung zwiſchen Reichstag und Reichsrat zuſtande, 
ſo kann der Reichspräſi dent binnen drei 
Monaten über den Gegenſtand der Meinungs- 
verſchiedenheit einen Volksentſcheid an⸗ 
ordnen. Macht der Präſident von dieſem Rechte 
keinen Gebrauch, ſo gilt das Geſetz als nicht zu⸗ 
ſtande gekommen. Hat der Reichstag mit Zwei⸗ 
drittelmehrheit entgegen dem Einſpruch des 
Reichsrats beſchloſſen, fo hat der Präſident 
das Geſetz binnen drei Monaten in der vom 
Reichstag beſchloſſenen Faſſung zu verkünden 
oder einen Volksentſcheid anzuordnen. 

Artikel 75. 

Durch den Volksentſcheid kann ein Beſchluß 
des Reichstags nur dann außer Kraft geſetzt 
werden, wenn ſich die Mehrheit der 
Stimmperechtigten an der Abitim- 
mung beteiligt. 

Artikel 76. 

Die Verfaſſung kann im Wege der Ge- 

ſetzgebung geändert werden. Jedoch kommen 
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Beſchlüſſe des Reichstags auf Abänderung der 
Verfaſſung nur zuſtande, wenn zwei Orittel der 
geſetzlichen Mitgliederzahl anweſend ſind und 
wenigſtens zwei Drittel der Anweſenden zu⸗ 
ſtimmen. Auch Beſchlüſſe des Neichsrats auf 
Abänderung der Verfaſſung bedürfen einer 
Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen 
Stimmen. Soll auf Volksbegehren durch Volks⸗ 
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as Wort Parlamentarismus iſt in 
dieſem Buche ſchon verſchiedentlich 

gefallen, ohne daß es möglich war, 

näher auf den Begriff einzugehen. 
Wir, die wir in einem parlamentariſch regierten 
Staate leben, müſſen aber eine gewiſſe Vor⸗ 
ſtellung davon haben, was Parlamentarismus 
iſt. Mit Erklärungen iſt da nicht viel getan. Am 
elarſten wird fein Weſen, wenn wir feine Ent- 
ſtehung betrachten. Eine eingehende Schilderung 
der Entwicklungsgeſchichte des Parlamentaris- 
mus kann hier natürlich nicht gegeben werden. 
Wir müſſen uns damit begnügen, ſein Werden 
in ſeinem Geburtslande England zu verfolgen 
und ſeine kürzere Geſchichte in Frankreich und 
in Seutſchland zu betrachten. 


DIE ENTWICKLUNG DES 
PARLAMENTARISMUS IN ENGLAND 


England iſt nicht nur das Mutterland, 
ſondern auch das Muſterland des Parlamenta- 
rismus. Alles, was England in dieſer Be⸗ 
ziehung geſchaffen: das Zweikammerſpſtem, die 
aus Wahlen hervorgehende Volksvertretung, das 
Recht der Steuerbewilligung, der Geſetzgebung 
und der Kontrolle der Berwaltung iſt für alle 
Volksvertretungen der Folgezeit vorbildlich ge⸗ 
weſen. Anſätze zum Parlamentarismus hat es 
in England ſchon in ſehr früher Zeit gegeben. 
Die Mitglieder der Hoftage nahmen ſeit alten 
Zeiten an der Geſetzgebung und der Verwaltung 
teil, allerdings nur mit beratender Stimme. 
Aber der 1215 von Johann ohne Land mit den 
rebelliſchen Baronen geſchloſſene Vertrag, die 
berühmte Magna Charta, enthält bereits eines 
der wichtigſten beſchließenden Rechte einer Volks⸗ 
vertretung, denn er macht die Erhebung der 
Steuern von der Zuſtimmung der Reichsver- 


entſcheid eine Verfaſſungsänderung be- 
ſchloſſen werden, ſo iſt die Zuſtimmung der 
Mehrheit der Stimmberechtigten erfor derlich. 

Hat der Reichstag entgegen dem Einſpruch 
des Reichsrats eine Verfaſſungsänderung be⸗ 
ſchloſſen, jo darf der Reichspräſident dieſes Ge⸗ 
ſetz nicht verkünden, wenn der Reichsrat binnen 
zwei Wochen den Volksentſchei d verlangt. 
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fammlung abhängig. Zu dieſer Reichsverſamm⸗ 
lung wurden die Prälaten und die großen welt⸗ 
lichen Barone durch königliches Schreiben per⸗ 
ſönlich eingeladen, die weniger bedeutenderen 
Mit glieder lud der Sheriff. Schon da alſo 
eine nicht gleichmäßige Behandlung der Mit- 
glieder. Die Stände haben ſich dieſes Recht der 
Steuerbewilligung formal nie wieder entreißen 
laſſen, wenn es auch Zeiten gab, in denen es⸗ 
keine praktiſche Bedeutung hatte. Das Geld- 
bedürfnis der Könige erweiterte den Umfang 
der Reichsverſammlung. Die Grafſchaften und 
wenig ſpäter auch die Städte wurden eingeladen, 
Vertreter zu wählen und in die Reichsverſamm⸗ 
lung zu entſenden. Schon im 15. Jahrhundert 
wohnten ſolche gewählten Vertreter den Der- 
handlungen der Reichsverſammlung bei. Deut- 
lich kann man bereits zwei Gruppen unter- 
ſcheiden. Die eine hat Sitz und Stimme in der 
Verſammlung durch das Amt (Geiftliche) oder 
durch Geburt (der hohe Adel), die andere 
umfaßt die gewählten Vertreter der Grafſchaften 
und Städte. So war in dieſem erſten Parlament 
die ſpätere Teilung in ein Ober- und Unterhaus, 
in ein Haus der Lords und eins der Gemeinen 
ſchon gegeben. Als man ſpäter zum Zwei⸗ 
kammerſpſtem überging, hat man das ſicher 
nicht in Kückſicht auf die Nützlichkeit dieſer Ein- 
richtung getan, ſondern weil ſich dieſe Gruppie- 
rung ganz zwangläufig ergab. 

Bald gewann das Parlament ein neues 
Recht. Das Recht auf Petitionen. Da man 
das Recht der Steuerbewilligung hatte, konnte 
man nun dieſe von der Erfüllung der vorge⸗ 
brachten Bitten abhängig machen. Die Ver⸗ 
treter des Oberhauſes befähigte Amt und Er⸗ 
ziehung dazu entſcheidend an den Regierungs⸗ 
geſchäften teilzunehmen. Den Mitgliedern des 
Anterhauſes war die in den Grafſchaften und 
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Städten durchgeführte Gelbftverwal- 
tung meiſt eine gute Vorſchule geweſen. An 
der äußeren Form und der Zuſammenſetzung 
des Parlaments hat ſich in den folgenden Jahr⸗ 
hunderten nur wenig geändert. Dagegen war 
der Einfluß ſehr verſchieden, den das Parlament 
zu den verſchiedenen Zeiten auf die Regierungs- 
handlungen gehabt hat. Schon in den Rofen- 
kriegen ſank das Parlament zur völligen Be- 
deutungsloſigkeit herab gegenüber der ſieg⸗ 
reichen Oynaſtie. Noch geringer wurde fein 
Einfluß, als die Tu dors zur Herrſchaft kamen, 
die das grenzenloſe Vertrauen des Volks be- 
ſaßen und die die Handlungen des Parlamentes 
beſtimmten, ohne es erſt um ſeine Meinung zu 
fragen. Die Tudors waren aber klug genug, 
äußerlich die Form und die Rechte des Parla- 
ments nicht anzutaſten. Als dann die Stuarts 
den Thron beſtiegen, verſuchten fie auch in der 
Form abfolut zu regieren. Karl I. hat 11 Jahre 
lang die Negierungsgeſchäfte geführt, ohne ſich 
um das Parlament im geringſten zu kümmern. 
Als er es dann brauchte, und ſich ſeiner Mit⸗ 
wirkung bedienen wollte, da war es zu fpät. 

Die Revolution ſchaffte das Oberhaus ab 
und ließ nur das Unterhaus beſtehen. 
Dieſes ſollte den Beſtimmungen nach eine reine 
Parlaments-Herrſchaft führen. Aber das Par⸗ 
lament, das vor 8 Jahren gewählt worden war, 
war überhaupt nicht mehr vollftändig vorhanden. 
Der kleine Reſt der Mitglieder führte eine Art 
von Oligarchenherrſchaft, die zu ſtürzen Er o m- 
well nicht ſchwer wurde. Ero mwell er⸗ 
kannte das Parlament wieder an, und zwar in 
feinen beiden Teilen. Und er gab den beiden 
Häufern auch große Rechte. In Wirklichkeit 
aber war ſeine Herrſchaft eine reine Militär⸗ 
diktatur. Als das Parlament ihm gegenüber 
eigene Anſichten vertreten wollte, wurde es 
einfach nach Haufe geſchickt. Bald nach Crom⸗ 
wells Tode führten die Stuarts wieder das 
Zepter, aber nicht lange mit Glück. Als Jakob II. 
vertrieben war, und Wilhelm von Ora- 
nien als ſein Schwiegerſohn zum engliſchen 
König gekrönt wurde, da mußte er ſich 1688 
auf die Bill of Righs verpflichten, die in 
Englanddas konſtitutionelle König 
tum einführte. Das Parlament bekam jetzt 
neben dem Recht der Steuerbewilligung auch 
das Recht der Geſetzgebung, das Unterhaus 
ging nur aus Wahlen hervor und kein Parla- 
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mentsmitglied konnte wegen Aeußerungen, die 
es in Ausübung feines Mandates getan hatte, 
zur Rechenſchaft gezogen werden. Es begann 
nun eine parlamentariſche Herrſchaft des Unter- 
haufes, die nur dadurch möglich wurde, daß es 
in ihm nur zwei große Parteien gab. Die eine 
Partei waren die Whigs, die das Recht des 
Widerſtandes und ein freies Kirchentum ver- 
fochten und größere parlamentariſche Rechte 
haben wollten, (die heutigen Liberalen), die 
anderen die Tories, die treu zus Staatskirche 
ſtanden, für paſſiven Gehorſam und ein ſtärkeres 
Königtum eintraten (die heutigen Konſervativen 
oder Anioniſten). Der König war von nun ab 
gezwungen, immer auf die Mehrheit im Unter- 
hauſe Rüdficht zu nehmen, auch bei der Wahl 
ſeiner Miniſter. Und ſo kam es, daß in der 
Folgezeit immer Torie- und Whig-Minifterien 
miteinander abwechſelten, je nachdem die Tories 
oder die Whigs die Mehrheit im Unterhaufe 
hatten. Seit dem das Haus Hannover die Krone 
trägt (1714), bat es nur noch Parteikabinette 
gegeben. 

Die Macht des Königs wurde immer mehr 
eingeſchränkt. An ſich iſt die Zuſtimmung des 
Königs für jedes Geſetz notwendig. Aber zum 
letzten Male verſagte die Zuſtimmung im Jahre 
1708 die Königin Anna undſeit demkein Herrſcher 
Englands wieder. Damit hatte die Krone auf⸗ 
gehört, ein Faktor der Geſetzgebung zu ſein. Man 
hatte die Regierung als Kabinett bezeichnet, weil 
ſich ihre Mitglieder unter dem Vorſitz des Königs 
in deſſen Kabinett zu verſammeln pflegten. All⸗ 
mählich aber entzog ſich das Kabinett immer 
mehr dem Einfluſſe der Krone, indem es — 
ſchon zu Zeiten der Königin Anna — allein für 
ſich beriet und ſelbſtändig mit dem Parlament ver⸗ 
handelte. Der Miniſterrat hatte bald nur noch 
den Namen des königlichen Kabinetts behalten, 
in dem er ſich ſonſt zu verſammeln pflegte. Zwar 
blieb die Regierung vom König abhän- 
gig, da ſie von ihm ernannt wurde und auch 
von ihm wieder abberufen werden konnte. Aber 
dem Parlament gegenüber, das Anklage er- 
heben und die To desſtrafe verhängen 
konnte, war er verant wortlich. Es war 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß bei diefer Sachlage 
der Einfluß des Königs immer ge⸗ 
ringer wurde. Aeußerlich kam das dadurch 
zum Ausdruck, daß an Stelle des Königs ein 
Premierminiſter nicht nur den Vorſitz 


der Kabinettsberatungen, ſondern auch die 
Leitung der geſamten Politik übernahm. Der 
erſte derartige Premierminiſter von Bedeutung 
it Wal pole, der 1721 bis 1742 amtierte. 
Er ſtellte zuerſt ausdrücklich den Grundſatz feſt, 


daß das Kabinett nur aus Mitgliedern der Partei 


beſtehen dürfe, die im Unterhaus die Mehrheit 
hat. Er ging auch ſelbſt zu allen wichtigen 
Sitzungen in das Unterhaus und griff tempe- 
ramentvoll in die Debatten ein. Sein Andenken 
iſt dadurch nicht ganz fleckenlos, daß ihn die Be⸗ 
ſtechung von Abgeordneten für ſeine Zrpecke 
nachgewieſen werden konnte. Seinen erſten 
offenen Sieg errang der Parlamentarismus 
schließlich 1756, als der ältere Pitt dem 
König vom Parlament als Premier miniſter 
aufgezwungen wurde. Von da ab be- 
ginnt die reſtloſe Zweiteilung, die für das Parla⸗ 
mentsleben Englands jo charakteriſtiſch iſt. Im 
Anterhaus ſtehen ſich lediglich zwei große Grup⸗ 
pen gegenüber, die Regierungspartei 
und die Oppoſitio en. Die Regierungspartei 
beſetzt alle wichtigen Aemter mit ihren An⸗ 
hängern, und verſucht, die Anſichten und Hand- 
lungen der Regierung in jeder Weiſe zu ſtützen. 
Die Oppoſition kritiſiert und bekämpft die Re- 
gierung. Aber ſie iſt nicht geneigt, den Wähler⸗ 
majfen mehr zu verſprechen, als fie halten kann, 
da fie ja nach jeder Neuwahl vielleicht gezwungen 
wer den könnte, ſolche Wechſel auf Sicht einzulöſen. 
Die engliſche Oppoſition verſucht auch nie die 
Regierung in ihren Regierungsgeſchäften völlig 
lahm zu legen. Sie bleibt ſtets auf dem Boden 
der Verfaſſung, iſt national und monarchiſch. 

Im 19. Jahrhundert wurden eine Reihe 
von Wahlrechtsrefor men durchgeführt, 
die immer weiteren Kreiſen eine Vertretung im 
Unterhaus ermöglichten. Das Oberhaus 
hatte ſich in vornehmer Zurückhaltung inzwiſchen 
ſeine hiſtoriſche Stellung zu bewahren gewußt. 
In allen Finanzfragen hatte es eine Art von 
Vorſtimmrecht. Es gab ſeine Meinung über 
die Finanzgeſetze ab und überließ ihre Regelung 
dann dem Unterhaus. Nur einmal in neuerer 
Zeit hat es energiſchen Widerſtand geleiſtet. 
Im Fahre 1909 lehnte es die neuen Steuer- 
geſetze ab. Es kam zu einem ſehr ſcha rf en 
Konflikt mit dem Unterhaufe, der dazu 
führte, daß man die Macht des Oberhauſes 
ganz erheblich einſchränkte. Im Fahre 1911 
kam die Barlaments-Bill zuſtande, die 


dem Oberhauſe jedes Necht in Finanzfragen 
nahm und ihm eigentlich nur noch von allen 
ſeinen Rechten ein aufſchiebendes Vetorecht ließ. 

Die Konſervativen haben ſich bis zum 
heutigen Tage mit dieſer Entrechtung des Ober⸗ 
hauſes noch nicht abgefunden, und ſie haben 
immer damit gedroht, daß ſie, falls ſie einmal 
wieder die Majorität im Unterhaufe hätten, nicht 
zögern würden, dem Oberhauſe ſeine 
hiſtoriſchen Rechte wieder zu 
geben. Sieſe Hoffnung iſt in den Tagen, in 
denen dieſe Zeilen in den Drud gehen (No vember 
1922) in Erfüllung gegangen. Die Konſer⸗ 
vativen haben nach dem Sturze von 
Lloyd George eine neue Regierung gebildet, 
und die Neuwahlen, die ihre Herrſchaft beſtätigen 
ſollen, find für Mitte November ausgeſchrieben. 

Im Kriege iſt durch die Not der Verhält⸗ 
niſſe die Macht des Parlamentes etwas ver- 
mindert und die Poſition der Regierung ſehr 
verſtärkt worden. Im Fahre 1915 gelang es 
nach Einigung der beiden großen 
Parteigruppen untereinander und mit 
der Arbeiterpartei ein Koalitionsmini⸗ 
ſteriu mau bilden, deſſen Beſetzung zwar mehr⸗ 
fach wechſelte, das aber als ſolches erſt jetzt im 
Oktober 1922 ein Ende gefunden hat, Im Jahre 
1917, als die Nöte des Krieges hart auf England 
laſteten, kam eine Wahlreform, die das all- 
gemeine, gleiche Wahlrecht allen 
Männern von 21 Fahren (gedienten Leuten 
bereits von 19 Fahren) und allen Frauen vom 
50. Jahre an gab. Die Wahlen, die nach Be⸗ 
endigung des Krieges 1918 ſtattfanden, zeigten 
ein ganz anderes Bild wie alle vorhergehenden. 
Es ſtanden ſich nicht mehr die beiden großen 
Parteien der Whigs und Tories, der Liberalen 
und Ronfervativen gegenüber, ſondern die Man⸗ 
datsbe werber ſpalteten ſich in Regierungs⸗ 
anhänger — Haupt der Regierung war da⸗ 
mals Lloyd George — und Anhänger der 
Oppoſition. Liberale, Anioniſten und 
Arbeiter-⸗Parteiler waren diesmal in beiden 
Lagern zu finden. Nur die Fren blieben ge⸗ 
ſchloſſen in der Oppoſition. Ihre Forderung 
war jetzt nicht mehr nur Home Rule, ſondern 
„Los von England!“ Die Neuwahlen im No- 
vember 1922, die wie der einen Kampf zwiſchen den 
einzelnen Parteien bringen, werden für die wei- 
tere Entwicklung des Parlamentarismus in Eng- 
land vielleicht von entſcheidender Bedeutung ſein. 
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DIE ENTWICKLUNG DES PAR- 
LAMENTARISMUS IN FRANKREICH 


Vor der großen Revolution hat es in Frank⸗ 
reich keinen eigentlichen Parlamentarismus ge- 
geben. Es gab zwar „Parlamente“ ſchon 
lange. Aber das waren in der Hauptſache die 
Gerichtshöfe der Landſchaften. Allerdings 
maßten ſich dieſe Gerichtshöfe allerlei Rechte 
an, die ſonſt Parlamente haben. Vor allen 
Dingen das Recht der Kritik an der Ver- 
waltung. Außerdem erklärten ſie Geſetze 
in ihren Bezirken erſt dann für gültig, wenn ſie 
von ihnen in das Geſetz⸗Regiſter des Parlaments 
eingetragen worden waren. Auch in den Ge⸗ 
neralſtänden hat kein eigentliches parla⸗ 
mentariſches Leben geherrſcht. 

Mit 1789 bekommt aber dann die Volks⸗ 
vertretung eine außerordentlich ſtarke 
Machtbefugnis, ohne allerdings praktiſch 
allzu viel erreichen zu können, da die einzelnen 
Parteigruppen ſich gegenfeitig zerfleiſchten. Nach 
dem Sturze der Schreckensherrſchaft arbeitete 
der Konvent die ſogenannte Sirektorial⸗ 
verfaſſung aus, die im Oktober 1795 Ge- 
ſetz wurde. Die Gewalten waren in ihr ſtreng 
geteilt. Die Verwaltung hatte ein Kollegium 
von s gewählten Direktoren, die Geſetzgebungs⸗ 
gewalt zwei Kammern: ein Rat der Fünf ⸗ 
hundert (weite Kammer) und ein Rat 
der Alten (250 über 40 Jahre alte Mit- 
glieder). Die Wahl war indirekt, das Wahlrecht 
war nur an einen ganz geringen Steuerſatz ge⸗ 
bunden. Die Verfaſſung bewährte ſich in keiner 
Weiſe. Die Korruption unter den Abgeordneten 
wurde immer größer, und es war dem General 
Bonaparte ein leichtes, ſie durch einen 
Staatsſtreich (1799) zu beſeitigen. 

Anter Napoleon hat der Parlamentarismus 
irgend welche Bedeutung nicht erlangt. Aeußer⸗ 
lich hatte Napoleon allerlei Konzeſſionen ge⸗ 
macht, die Miniſter verantwortlich ⸗ 
keit feſtgelegt und auch einen Eid des Kaiſers 
auf die Verfaſſung vorgeſehen. Statt zwei 
Kammern hatte er ſogar deren drei gewählt: 
den Senat mit 60, das Tribunat mit 
100 und die geſetzgebende Körper⸗ 
ſchaft mit 300 Mitgliedern. Um ein wirk⸗ 
liches Mitregieren der Volksvertretung zu ver⸗ 
hindern, war ihre Zufammenſetzung wie folgt 
beſtimmt: Ser Senat, der in der Hauptſache 
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durch Dertrauensmänner des Kaiſers gebildet 
wurde, ernannte die Mitglieder der zwei 
geſetzgebenden Körperſchaften, und zwar auf 
Grund von Liſten, die durch mehrere indirekte 
Wahlen zuſtande gekommen waren. Oadurch 
war einer Schiebung zugunſten des Kaiſers 
natürlich Tür und For geöffnet. Den Urwählern 
hatte man aller dings, rein zum Spott, das all- 
gemeine Wahlrecht verliehen. Die Par⸗ 
lamente ſind unter der Regierung des Kaiſers 
völlig bedeutungslos geweſen. Als 1807 das 
Tribunat einmal verſuchte, Schwierigkeiten zu 
machen, wurde es einfach abgeſchafft. 

Als der Bourbone Ludwig XVIII. 
wieder den Thron ſeiner Väter beſtiegen hatte, 
verſuchte er es mit einerkonſtitutio nellen 
Regierung, die aber keinen parlamentari⸗ 
ſchen Charakter hatte. Der König hatte allein 
die Staatsgewalt und war lediglich bei der Be⸗ 
ſteuerung und der Geſetzgebung an die Mit- 
wirkung des Parlamentes gebunden. Neben 
der Kammer der Abgeordneten ſtand die Ka m⸗ 
mer der Pairs, beide waren gleichgeordnet 
und gleichberechtigt. Die Mitgliederzahl der 
Pairs-Kammer war unbeſchränkt. Ihr gehörten 
durch die Geburt die königlichen Prinzen und 
die Pairs an, die ein erbliches Recht darauf 
hatten. Die übrigen Mitglieder ernannte der 
König auf Lebenszeit. Die Mitglieder der 
Kammer wurden gewählt, allerdings war 
das aktive und paſſive Wahlrecht durch einen 
hohen Steuerzenſus ſehr beſchränkt. Gewählt 
werden durfte nur der, der 1000 Franren 
direkter Steuern zahlte und alle die, die nicht 
mindeſtens 300 Frank direkte Steuern zahlten, 
hatten kein Wahlrecht. So kam es, daß nur 
90 ooo Franzoſen zur Kammer das Wahl- 
recht beſaßen. Ludwigs Nachfolger Karl X., 
war weniger politiſch gemäßigt als ſein Vor⸗ 
gänger; er neigte mehr der Partei der Rechten 
zu und wurde deswegen von der linken Seite 
des Parlamentes ſehr ſcharf angegriffen. Als 
die Radikalen eine Erweiterung des Wahlrechts 
und die Einführung der parlamentariſchen Ne⸗ 
gierungsweiſe verlangten, antwortete der König 
mit einer Beſchränkung des Wahl- 
rechts und der Beſeitigung der 
Preßfreiheit. Es brach daraufhin ſehr 
bald eine Revolution aus, die den König ſtürzte. 
Sein Vetter Louis Philipp, der ihm folgte, 
nahm einige Aenderungen der Verfaſſung im 


liberalen Sinne vor. Er dehnte vor allem das 
Wahlrecht aus, jo daß jetzt immerhin ſchon 
200 000 das Wahlrecht zur Kammer hatten, 
und ſchaffte die erbliche Mitglied- 
ſchaft der Pairs- Kammer ab. Außer- 
dem gab er ihr durch zahlreiche Ernennungen 
Bürgerlicher einen weſentlich anderen Charakter. 
Aber auch hier bewährte ſich die Parlaments- 
mit wirkung an den Regierungsgeſchäften nicht. 
Es fanden immer wie der Minifterwechfel ſtatt. 
Außerdem war oft die Stimmung der Bevölke⸗ 
rung anders als die Mehrheit der Kammer. 
Schließlich kam es zur Febru ar- Revo 
lutio n, und am 25. Februar 1848 wurde die 
zweite Republik in Frankreich ausgerufen. Am 
4. November 1848 wurde eine neue Verfaſſung 
angenommen, die die Regierungsgewalt teilte 
zwiſchen einer einzigen Kammer, die die Be⸗ 
fugniſſe des Geſetzgebers hatte und einem auf 
vier Fahre gewählten Präſidenten, dem die 
Verwaltung zufiel. Zur Kammer wurde nach 
all ge meinem, gleichem, direktem und geheimem 
Wahlrecht gewählt. Die Zahl der Abgeordneten 
betrug 750. Die Macht des Präſidenten war 
außerordentlich ſtark geftaltet, und als am 10. Se⸗ 
zember 1848 das franzöſiſche Volk mit er⸗ 
drückender Mehrheit den Neffen Napoleon I, 
zum Präſidenten wählte, da war das der erſte 
Schritt wieder zur Monarchie. Die Kammer 
hatte nach erfolgter Wahl eine merkwürdige 
Zuſammenſetzung. Nach einer Revolution zählte 
ſie zu ihren Mitgliedern 500 Mo narchiſten gegen 
250 Republikaner und Sozialiſten. Dieſe 
Kammer knebelte die Preſſe und nahm ein Wahl⸗ 
rechtsgeſetz an, das einer großen Anzahl von 
Franzoſen wieder das Wahlrecht nahm. Da 
ſie auf dieſe Weiſe alles Anſehen verlor, gelang 
es dem Präſidenten Napoleon leicht, durch eine 
Volksabſtimmung ſich das Recht zuſprechen zu 
laſſen, [elb it dem Volk eine neue Verfaſſung 
zu geben. Dieje Verfaſſung vom 14. Januar 
1852 machte Napoleon auf 10 Zahre zum 
Präſidenten. Zwei Kammern ſollten ſeine Macht 
einſchränken. Ein Senat von 150 Mitgliedern 
und eine geſetzgebende Körperſchaft 
von 261 Mitgliedern. Der Präſident allein 
konnte Geſetzesvorlagen einbringen und er⸗ 
nannte die Mitglieder des Senats auf Lebens⸗ 
zeit. Bei der Stimmung der Bevölkerung, die 
ja 1851 die Berfaſſungsneuordnung Napoleon 
mit 7% Millionen Stimmen gegen 647 000 


übergeben hatte, war es erklärlich, daß auch die 
Mehrheit der nach allgemeinem und direktem 
Wahlrecht gewählten Kammer ganz auf Seiten 
des Präſidenten ſtand. So konnte dieſer ſchon 
im November 1852 wieder durch eine Dolts- 
abſtimmung feine Wahl zum Kaiſer der 
Franzoſen herbeiführen laſſen, die mit 
7,8 Millionen gegen 250 000 Stimmen erfolgte. 
Die franzöſiſche Kammer aber hat ihre Macht 
allmählich zu verſtärken und zu erweitern ge- 
wußt. Sie erlangte das Recht, auf die Shron- 
rede mit einer Adreſſe zu antworten, in der die 
Regierung kritiſiet werden durfte. Auch durften 
die Debatten, die bisher nur im Auszuge ge- 
druckt wurden, von jetzt ab im Wortlaut ver- 
öffentlicht werden. Einige Zeit ſpäter bekam die 
Kammer das Recht Anfragen an die Ne⸗ 
ierung zu ſtellen, die beantwortet wer den 
mußten. Nach den Wahlen von 1869, die eine 
Stärkung der Oppoſition ergaben, erreichte die 
Kammer weitere Rechte. Das Gejamtmini- 
ſterium war ihr verantwortlich. Die Kammer 
erhielt außerdem das Recht, ihre Vorſitzenden 
zu wählen, das Recht der Initiative und der 
Budget- Bewilligung. Das Verlangen nach einer 
parlamentariſchen Regierungsweiſe wies der 
Kaiſer energiſch ab. 

Nach dem Zuſammenbrechen der franzöſi⸗ 
ſchen Kaiſermacht trat im Februar 1871 in 
Bor deaux eine Natio nalverſammlungzuſammen, 
die merkwürdigerweiſe wie das Parlament nach 
der Revolution von 1848 zuſammengeſetzt war. 
Auch nach dieſer Revolution ſaßen in dem erſten 
Parlament der jungen Republik nur 250 Ne- 
publikaner gegen 500 Monarchiſten. Die Her- 
ſtellung einer Verfaſſung machte zunächſt Schwie⸗ 
rigkeiten, da die Monarchiſten ſich nach dem Ber⸗ 
zicht des orleaniſtiſchen Kandidaten, des Grafen 
von Paris, auf keinen Thronkandidaten 
einigen konnten. So wurde die Verfaſſung trotz 
der über großen monarchiſtiſchen Majoritär ſchließ⸗ 
lich republikaniſch. Von da ab wurde in Frank⸗ 
reich eine wirkliche Parlamentsherrſchaft von 
zwei Kammern ausgeübt. Die Kammer der 
Abgeordneten beſteht aus 738 Mitgliedern, die 
nach allgemeinem gleichen direkten Wahlrecht 
gewählt werden. Das Wahlrecht zum Senat, 
der 500 Mitglieder zählt, ift ſehr beſchränkt. Es 
wird von den Abgeordneten der Provinzver⸗ 
tretungen ausgeübt. Häufiger Miniſterwechſel 
iſt bei der ſtarken Zerſplitterung der Parteien 
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des franzöſiſchen Parlamentes nicht verwunder⸗ 
lich. In der letzten Zeit vor dem Kriege wurden 
die Schädigungen, die ſich daraus, vor allen 
Dingen für die auswärtige Politik ergaben, da⸗ 
durch eingeſchräntt, daß der Minifter des Aeuße⸗ 
ren nicht gezwungen war, mit jedem Kabinett, 
das de miſſio nierte, auch ſeinen Poſten nieder- 
zulegen. Außer dem fand eine Blockbil dung 
von Parteien der Linken und der Mitte ſtatt, die 
eine gewiſſe Sauerhaftigkeit der von ihnen 
unterſtützten Miniſterien garantierten. Im 
Kriege ſelbſt iſt das Parlament an Bedeutung 
immer mehr geſchwächt worden. Die leitenden 
Männer konnten, wenn ſie das Vertrauen der 
öffentlichen Meinung haben, das Vertrauen 
der Parlamentsmehrheit mehr oder weniger ent- 
behren. Ele mence au hat eine ganze Zeitlang 
wie ein Diktator regiert, ohne ſich auch um die 
Parteien, die ihm früher nahegeſtanden, zu 
kümmern. Von irgendeiner Mitarbeit des Par⸗ 
laments iſt nichts zu ſpüren geweſen. Seine 
Haupttätigkeit hat darin beſtanden, die Hand- 
lungen der Regierung hinterher gutzuheißen. 


DIE ENTWICKLUNG DES PAR. 
LAMENTARISMUS IN DEUTSCHLAND 


Sehr ſpät erſt kann man von einem wirk⸗ 
lichen Parlamentarismus in Deutjchland reden. 
In ſeiner eigentlichen Form tritt er erſt nach der 
Revolution in die Erſcheinung. Zwar gab es 
eine Mitarbeit der Bevölkerung an Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung ſchon im Mittelalter 
in den Städten. Aber das kann man nicht als 
Parlamentarismus bezeichnen, deſſen Voraus- 
ſetzung iſt, daß nicht nur die Vertreter einzelner 
Klaſſen, ſondern die der geſamten Bevölkerung 
einen entſcheidenden Einfluß auf das ſtaatliche 
Leben haben. Nicht einmal die Forderung einer 
Volksvertretung ſtatt einer Ständevertretung 
iſt alt. Erſt in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts 
tritt ſie in den Kreiſen der Gebildeten zunächſt 
rein theoretiſch auf als Reaktion gegen die 
brutale Form des Abſolutismus. Die Grund- 
stimmung in „Emilia Galotti“ und „Kabale 
und Siebe“ iſt ihr literariſcher Niederſchlag. Wirk⸗ 
liche Bedeutung erlangte die Forderung, wie 
wir im erſten Teile des Buches gehört haben, 
erſt nach den Befreiungskriegen. Die Kämpfer, 
die das Vaterland mit beiſpielloſem Opfermut 
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vom fremden Foch befreit hatten, fühlten ſich 
mündig geworden und wollten zum Wohle des 
Staatsganzen tätig mitwirken. Da ihnen die 
Schwächen der die Uneinigkeit för dernden Klein⸗ 
ſtaaterei in den Zeiten der Fremdherrſchaft klar 
geworden waren, forderten fie ein einiges 
Reich und in ihm als Vertretung des Volkes 
ein Reichs parlament. Die Regung 
dieſer Wünſche, deren Hauptträger die deutſche 
Burſchenſchaft wurde, gelang es mit 
brutaler Gewalt zu unterdrücken. Der Herzog 
Karl Au gu ſt von Weimar aber war 
weitſichtig genug, um einzuſehen, daß eine Be⸗ 
teiligung der Bevölkerung an den Staatsge- 
ſchäften das Staatsgefühl erheblich zu ſtärken 
geeignet ſei. So erhielt das kleine Sachſen⸗ 
Weimar 1817 als erſter deutſcher Staat Ber- 
faſſung und Volksvertretung. Von 
demſelben Gedanken ausgehend, folgten Baden, 
Bapern, Heſſen und Württemberg bald nach. 
Die übrigen deutſchen Staaten zögerten ſo 
lange, bis revolutionäre Bewegungen ſie z wa n⸗ 
gen, Verfaſſungen zu geben. Die von der 
Pariſer Zuli-Revolution ausgehende Aufſtands⸗ 
welle in Seutſchland brachte Sachſen, Hannover 
und Braunſchweig eine Verfaſſung. 1848 mußten 
ſich ſchließlich auch der König von Preußen 
und der Kaiſer von Oeſterreich fügen. Nicht 
zu vergeſſen die beiden Mecklenburg. Dieſe 
kehrten allerdings ſehr bald zu der ſtändiſchen 
Verfaſſung zurück, die trotz aller Refor mwerſuche 
bis zur Revolution beſtanden hat. 

Die deutſchen Parlamente hatten in der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch einen 
ſtändiſchen Eharakter, da nur ein 
Teil der Abgeordneten aus Wahlen hervorging. 
Die anderen wurden von Korporationen in 
den Landtag geſandt. Auch war das Wahlrecht 
eng begrenzt, ſo daß eine große Zahl nicht 
wählen konnte. Die Regierungen wußten auch 
geſchickt, den Einfluß der Parlamente zu mindern. 
Ein Verſammlungsverbot erſchwerte die Ver- 
bindung zwiſchen Abgeordneten und Wählern, 
die Zenſur beſchränkte die Berichterſtattung der 
Zeitungen. Die große Menge der Bevölkerung 
zeigte infolgedeſſen nur wenig Intereſſe für die 
politiſchen Vorgänge. Erſt die verſchiedentlichen 
Revolutionen bewirkten eine Politiſierung der 
breiten Maſſe. Außerdem führten dieſe Ne- 
volutionskämpfe endlich auch zu einer klaren 
Parteibil dung, an der es früher gefehlt 


hatte. Die Folge dieſer ſtärkeren Ausprägung 
der Parteien war die Begründung von Part ei⸗ 
zeitungen, von denen die 1848 zuerſt er- 
ſchienene „Kreuzzeitung“ noch heute beſteht. 
Der Einheitsgedanke, ſehr gefördert durch das 
Frankfurter Parlament, wurde immer ſtärker. 
Die Einigung der Gleichgeſinnten in den ver- 
ſchiedenen Ländern fand ihren Ausdruck in 
den geſamtdeutſchen Parteitagen. 
Reges Intereſſe für Politik war damals in den 
weiteſten Kreiſen vorhanden. Es beſtand faſt 
ein Hunger nach der Beſprechung von wichtigen 
Fragen politiſcher aber auch wirtſchaftlicher 
und ſozialer Art. 

Das erſte wirkliche Parlament in der Pauls⸗ 
kirche erlag der Fülle des Stoffs, den es gründ⸗ 
lich bearbeiten wollte. Ganz einig iſt man ſich 
über die Form der Verfaſſung, die man erſtrebte, 
nicht geworden. Viel klarer ging Bis mar ck 
an die Aufgabe heran. Er legte eine Art von 
Konſtitution zugrunde, deren Theorie der Staats- 
lehrer Stahl geſchaffen. Stahl hielt für zeit⸗ 
gemäß eine Verfaſſungsform, in der der Herr⸗ 
ſcher „nicht willenloſes Werkzeug 
der parlamentariſchen Mehrheit iſt, nicht Mi- 
niſter eines Regierungsſyſtems annehmen muß, 
das ſie vorſchreibt, ſondern innerhalb der ge⸗ 
ſetzlichen Schranken ſelbſtändig nach eigenem 
Ge wiſſen und Urteil regiert“. Auf dieſer Theorie 
beruht die von Bis mar ck geſchaffene Staats- 
form, die bis zum Kriegsende bei uns beſtanden 
hat. Es war aber von vornherein zu ſehen, daß 
dieſe Ausbalanzierung der Kräfte nicht von 
Dauer ſein konnte. „Aehnlich wie ſich in 
der großen Politik immer wieder die Neuordnung 
des Gleichgewichts vollzieht, ſo auch im Innern; 
nur mit einem wichtigen Unterſchiede. Die inner- 
politiſche Entwicklung wird ungleich ſtärker vo n 
geiſtigen Faktoren beherrſcht. Die 
Auffaſſung der inneren Politik iſt ganz abhängig 
von der allgemeinen Weltanſchauung; ſo kann 
die Entwicklungslinie der inneren Politik ſtärker 
und ſicherer vorausgeſehen werden, als die der 
äußeren. Im Falle der Entwicklung des deutſchen 
Parlamentarismus bedeutet dies, daß aus den 
ganzen geiſtigen Tendenzen der Zeit heraus als 
ſicher zu erkennen war, wie das von Stahl kon⸗ 
ſtruierte Gleichgewicht ſich zu gunſten der 
Volksvertretung werde verſchieben müſ⸗ 
ſen. Das Problem lag alſo jo, daß alles darauf 
ankam, dieſe Verſchiebung möglichſt reibungslos 


verlaufen zu laſſen. Gerade die Stahlſche Kon⸗ 
ſtruktion wirkte dem aber entgegen. Sie war 
aufs ſtärkſte zeitlich bedingt und wurde zum 
zeitloſen Programm gemacht.“ (L. Bergſträßer, 
Geſchichte des Parlamentarismus in Oeutſch⸗ 
land. Handbuch d. Pol., Bd. I. 332.) 

Das Budgetrecht des Parlamentes wurde 
zwar von Bismarck anerkannt, er hat aber immer 
verſucht, dieſem Rechte feine wirkliche Be⸗ 
deutung zu nehmen. Schon in den Verhand- 
lungen über die Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes mußten ſich die Nativnalliberalen das 
unumſchränkte Budgetrecht erkämpfen. Der 
Kanzler ſuchte das Ausgaben-Bewilligungsrecht 
nicht zu verkümmern. Wichtiger war ihm eine 
Beſchneidung der Einnah me⸗ 
Bewilligung. Daher ſeine Vorliebe für 
Monopole und indirekte Steuern, 
die nicht ſo ſchnell wieder abgeſchafft werden 
können, und die mit dem Wachſen der Bevölke- 
rung auto matiſch höhere Erträge bringen. Sa mit 
wird eine Regierung unabhängiger von der zu⸗ 
fälligen Partei-Konſtellation. Aber auch eine 
überragende Perſönlichkeit wie Bis marck konnte 
auf die Dauer das Anwachſen der Macht des 
Parlamentes nicht hindern. Die Wahlen von 
1890 fielen bekanntlich gegen Bismarck aus. 
Der Gedanke Bismarcks an einen Staatsſtreich 
auf ſtaatsrechtlicher Grundlage durch die Er- 
klärung, daß das Reich ein „Vertragszuſtand 
zwiſchen den Regierungen ſei“, wäre wohl 
praktiſch nicht zu verwirklichen geweſen. Ca⸗ 
privi hat die Verſchiebung der Wachtver⸗ 
hältniſſe zugunſten des Parlaments dann ſpüren 
müſſen. Noch mehr Bül o w, der abging, als 
die von ihm geſchaffene Blockmehrheit ausein⸗ 
anderfiel. So konnte das Parlament wenigſtens 
negativ wirken, poſitiv hat es ſich nicht zur 
Geltung bringen können. Sieſer Mangel an 
ſelbſtſchöpferiſcher Betätigungs möglichkeit hat es 
mit ſich gebracht, daß Oeutſchlands beſte poli⸗ 
tiſche Begabungen ſich vom Parlament fern- 
hielten und daß aus dieſem Grund ein auf der 
der Kulturhöhe des deutſchen Volkes erſtaunlicher 
Mangel an politiſchen Führern 
vorhanden war. „So ging Oeutſchland in den 
Krieg, der die gewaltigſte Anſpannung des ge⸗ 
ſamten Volkes verlangte, mit einem mangelhaft 
organiſierten Syſtem des Teiles der Politik, 
der von unten, vom Volke her getragen wird; 
es war hier nicht nur ein Abſtand in der Ent- 
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wicklung gegenüber der Mehrzahl der Gegner, 
ſondern vor allem und eben auch infolge dieſer 
gehemmten, man kann fagen, künſtlich hintan 
gehaltenen Entwicklung, eine Diskrepanz. Volk 
und Regierung ſtanden ſich, entſprechend der 


Grundauffaſſung des Konſtitutionalismus, 
immer noch als getrennte Faktoren gegen- 
über, von denen zumindeſt der eine peinlich 
bedacht war, ſich keinerlei Rechte entwinden 
zu laſſen.“ (Vergſträßer a. a. O. S. 355.) 


DAS GESETZ ZUM SCHUTZE DER REPUBLIK 


Is die Er mor dung Walther 
Rathenaus die Reichsregierung 
eines ihrer fähigſten Mi 
raubte und bei der Ermittelung der 
Vorgeſchichte dieſes politiſchen Mor des feſt⸗ 
geſtellt werden mußte, daß geheime Organifa- 
tionen beſtanden, die das Ziel hatten, ohne vor 
Morden zurückzuſchrecken, die Reichsverfaſſung 
und die Republik zu beſeitigen, da zwang der 
Selbſterhaltungstrieb die Reichsleit ung zu au ßer⸗ 
ordentlichen Maßnahmen. Der Reihspräfident 
erließ auf Grund des Artikels 48 eine Verord- 
nung zum Schutze der Republik. Dieſe Verord- 
nung wurde mit vielfachen, z. T. einſchneidenden 
Aenderungen vom Reichstage zum Geſetz er⸗ 
hoben. Die weſentlichſten Beſtimmungen müſſen, 
gerade weil ſie ſo heftig angegriffen werden, 
auch hier einen Platz finden. 

Der Kern des Geſetzes liegt im erſten Ab- 
ſchnitt: Strafbeſtim mungen zu m 
Schutze der Republik. Mit Zuchthaus 
nicht unter 5 Jahren oder mit lebenslangem 
Zuchthaus wird nach § 1 beſtraft, wer an einer 
Vereinigung oder Verabredung teilnimmt, zu 
deren Beſtrebungen es gehört, Mitglieder 
einer republikaniſchen Regie- 
rung des Reichs oder eines Landes durch 
den Tod zu beſeitigen. Mit Tod 
oder lebenslangem Zuchthaus wird jeder be⸗ 
ſtraft, der zur Zeit der Tat an der Vereinigung 
teilnahm und ihre Beſtrebungen kannte, wenn 
in Folge dieſer Beſtrebungen eine Tötung be⸗ 
gangen oder verſucht worden iſt. Die SS 1a 
bis le ſtellen die Teilnehmer und Begünſtiger 
ſolcher Geheimverbindungen, Ver- 
einigungen und Verabredungen unter ſchwere 
Strafen. Der § 1d ſetzt Zuchthausſtrafe, bei 
mildernden Amſtänden Gefängnis von minde- 
ſtens drei Monaten gegen denjenigen feſt, der 
von dem Saſein einer ſolchen Vereinigung, 
Verabredung oder Verbindung oder von einem 
Tötungsplan Kenntnis hat, wenn er es unter- 
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läßt, von dem Beſtehen ſolcher Organifation, 
den Tätern und dem Sötungsplan, der Behörde 
o der der bedrohten Perſon unverzüglich Kenntnis 
zu geben. Straffrei bleibt der Geiſtliche 
in Anſehung des ihm in der Seelſorge An- 
vertrauten. Ebenſo bleiben ſtraffrei Verwandte 
in auf- und abſteigender Linie, Geſchwiſter und 
Ehegatten, wenn ſie ſich nach Kräften bemüht 
haben, den Täter von der Tat abzuhalten, es 
fei denn, daß die Unterlaſſung der Anzeige eine 
Tötung oder einen Tötungsverſuch zur Folge 
gehabt hat. 

Der zweite Abſchnitt regelt die Organifation 
und das Zuſtändigkeitsgebiet des „Staats- 
gerichtshofs zum Schutze der Re- 
publik“. Es war das umſtrittenſte Kapitel 
der Vorlage, gegen das namentlich von der 
baperiſchen Regierung und den bapyeriſchen 
Abgeordneten ſchwere Bedenkenerhoben wurden. 
Nach langwierigen Beratungen hat fich die Mehr⸗ 
heit dahin verſtändigt, den Staatsgerichtshof aus 
neun vom Reichspräſidenten zu ernennenden 
Mitgliedern zuſammenſetzen, wovon drei 
Reichs gerichtsrät eundſechs Laien ſind. 
Der Staatsgerichtshof iſt zuſtändig für die in 
den §8 1—2a bezeichneten Handlungen ſowie für 
Hochverrat und für Tötung von Regierungsmit- 
gliedern. Soweit dieſelben ausſchließlich gegen 
die Republik eines Landes oder gegen Regie- 
rungsmitglieder eines Landes oder gegen Lan⸗ 
desfarben gerichtet ſind, iſt der Staatsgerichtshof 
nur zuſtändig, wenn die Landesregierung oder 
der Verletzte bei dem Oberreichsanwalt vor Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens Einleitung oder 
Uebernah me beantragt. 

Der dritte Abſchnitt befaßt ſich mit den 


„Berbotenen Vereinigungen“. Ver- 


ſammlungen, Aufzüge, Kundgebungen können 
nach § 7 verboten werden, wenn beftimmte 
Tatſachen vorliegen, die die Beſorgnis recht⸗ 
fertigen, daß in ihnen Erörterungen ſtaltfinden, 
die den Tatbeſtand einer der in 88 1 bis 2a be⸗ 


zeichneten ſtrafbaren Handlungen bilden. Ver⸗ 
eine und Vereinigungen, in denen Erörterungen 
ſolcher Art ſtattfinden oder die Beſtrebungen 
dieſer Art verfolgen oder die Erhebung einer 
beſtimmten Perſon auf den Thron betreiben, 
können verboten oder aufgelöſt werden. Im 
Verbotsfall erhält der Veranſtalter auf Antrag 
ſofort koſtenfreien Beſcheid mit Gründen. Zu 
Gunſten der Wahlverſammlungen ſind 
durch den vom Reichsausſchuſſe eingefügten 
a bedeutſame Ausnahmen feſtgelegt worden. 
Aber auch die ſonſt erlaubten Wahlverfamm- 
lungen, worin Verſtöße gegen $$ 1— 2a vor- 
kommen und geduldet werden, können durch 
Beauftragte der Polizeibehörde auf gelöſt 
werden. Der vom Rechtsausſchuſſe in zweiter 
Leſung neu eingefügte § 9a mit Strafvorſchrift 
gegen den, der nichtverbotene Verſammlungen, 
Aufzüge oder Kundgebungen mit Gewalt oder 
durch Bedrohung mit Gewalt ſprengt oder ihre 
Abhaltung verhindert, iſt in der dritten Leſung 
des Plenums wieder geſtrichen worden. Von 
drei Parteien iſt aber gleichzeitig ein entſprechen⸗ 
der ſelbſtändiger Initiativ⸗Antrag gegen den 
Verſammlungs-Terror eingebracht worden, der 
im Oktober oder November 1922 den Rechts- 
ausſchuß beſchäftigen wird. 

Im Abſchnitt IV wird, als Folge der vor⸗ 
herigen Abſätze, die Beſchlagnah me und das 
Verbot von Oruckſchriften geregelt, 

Der Abſchnitt V beſchäftigt ſich mit den 
„Mitgliedern vormals landes- 
herrlicher Familien“. Die Mehrheit 
des Ausſchuſſes und auch der Vollverſammlung 
hat den den Hauptſtein des Anſtoßes bildenden 
§ 13, der die von der Mehrheit als unerträglich 
und unannehmbar bezeichnete Aus nah me- 
vorſchrift über Ausweiſungsrechte enthielt, 
geſtrichen. Nach § 14 kann Mitgliedern früherer 
landesherrlicher Familien, wenn ſie ihren Wohn⸗ 
ſitzo der dauernden Aufenthalt im Ausland haben, 
von der Reichsregierung das Betreten 
des Reichsgebiets unterſagt oder 
der Aufenthalt auf beſtimmte Teile oder Orte 
des Reiches beſchränkt werden, wenn die Be⸗ 
ſorgnis gerechtfertigt iſt, daß andernfalls das 
Wohl der Republik gefährdet wird, 
Im Falle von Zuwiderhandlungen können ſie 
durch Beſchluß der Reichsregierung aus dem 
Reichsgebiet ausgewieſen werden. Der Rechts- 
ausſchuß, der unter weſentlicher Amgeſtaltung 


des Entwurfs die vorſtehende Faſſung unter 
Billigung des Plenums wählte, hat dem § 14 
einen neuen Abſatz zum Rechtsſchutz des 
Betroffenen hinzugefügt, wonach jede 
ſolche Anordnung mit ſchriftlichen Gründen dem 
Betroffenen zuzuſtellen iſt und von ihm binnen 
zwei Wochen durch Anrufung des Staatsgerichts⸗ 
hofs zum Schutze der Republik angefochten 
wer den kann. 

In den Schlußbeſtimmungen unter VIfindet 
ſich außer Aenderungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs, 
gg 40b und 111 Abſ. 2 Satz 1, betreffend Ber⸗ 
abredung eines Mordverbrechens und Aufforde- 
rung zur Tötung, im letzten $ 17 die Vorſchrift, 
daß das Geſetz nach Ablauf von fünf 
Jahren außer Kraft tritt. 

Zugleich mit dem Geſetze zum Schutze 
der Republik wurden drei andere Geſetzesvor⸗ 
lagen beraten und angenommen: das Re ich s⸗ 
kriminalpolizeigeſetz, das Beam- 
tengeſetz und das A mneſtiegeſetz. 


Neichskriminalpolizeigeſetz. 


Gegen das Reichskriminalpolizeigeſetz iſt 
bei den Beratungen des Reichsausſchuſſes und 
auch im Plenum des Reichstages der Vorwurf er⸗ 
hoben worden, daß es mit den Maßnah men zum 
Schutze der Republik in gar keinem Zuſammen⸗ 
hange ſtehe, und daß der Mord an Rathenau 
nur zum Anlaß genommen ſei, um auch in 
kriminalpolizeilicher Hinſicht wieder die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reichs auf Koſten der 
Länder gegen die Verfaſſung einſeitig zu 
erweitern. Beſtehen bleibt aber die Tat⸗ 
ſache, daß der Entwurf im Reichsrat mit ſämt⸗ 
lichen Stimmen gegen die bayeriſchen Stim- 
men angenommen worden iſt. Alle übrigen 
Länder, namentlich auch Preußen, haben ihre 
urſprünglichen Bedenken gegen eine reichsge⸗ 
ſetzliche Regelung des Kriminalpolizeiweſens 
zurückgeſtellt. Weiter iſt nachdrücklich darauf 
hinzuweiſen, daß durch die Vorlage den Ländern 
keineswegs ihre Zuſtändigkeit auf dem Gebiete 
des Kriminalpolizeiweſens entzogen worden iſt. 
Im Gegenteil: die Länder bleiben 
darin nach wie vor zuſtändig. Aus 
dem ausgedehnten Kreife des Kriminalpolizei⸗ 
weſens iſt nur ein verhältnismäßig kleines, aller⸗ 
dings wichtiges Segment für das Reich durch 
das neue Geſetz herausgeſchnitten worden. Es 
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iſt ferner unrichtig, daß Grund und Veranlaſſung 
zu dieſer geſetzgeberiſchen Maßnahme erſt nach 
dem Morde an Rathenau ent deckt wor den feien. 
Bereits ſeit ze hn Zahrenſchwebten darüber 
Verhandlungen zwiſchen Reich und Ländern. 

Im § 1 des Geſetzes iſt — abweichend von 
der Vorlage — das Zuſtändigkeitsge⸗ 
biet dahin geregelt, daß ein Reichskrimi⸗ 
nalpolizeiamt mit dem Sitz in Berlin, 
unterſtellt dem Reichsminiſter des Innern, er- 
richtet wird „zur Bekämpfung des Verbrecher⸗ 
tums, das ſein Tätigkeitsfeld nicht auf beſtimmte 
Orte oder Landesteile beſchränkt“. Die Landes- 
regierungen errichten nach $ 2 Landes- 
kriminalpolizeiämt er, die den Lan⸗ 
desregierungen unterſtehen. Die 88 3—5 regeln 
die Zuſtändigkeit der Landeskriminalpolizei⸗ 
behörden und grenzen deren Aufgabenkreis im 
Berhältnis zu den Reichsbehörden, beſonders 
auch zum Zwecke der Anterſtützung der Staats⸗ 
anwaltſchaften und Gerichte bei Auf deckung 
und Aufklärung von Straftaten, ab. 

Nach $ 6 ſtellt das Reichskriminalpolizeiamt 
Richtlinien für die einheitliche Ge⸗ 
ſchäftsführung der Landeskriminalpoli⸗ 
zeibehörden und für entſprechende Aus bil dung 
der Beamten auf; weiter wird darin der ſonſtige 
Aufgabenkreis des Reichskriminalpolizeiamts 
umſchrieben. 

Die umſtrittenſte und beſonders in Bayern 
am lebhafteſten angefochtene Geſetzesbeſtim⸗ 
mung war im $ 7 enthalten. Sie drei erſten 
Abſchnitte, wonach in Fällen, deren Auf deckung 
und Aufklärung ſich über das Gebiet mehrerer 
Landeskriminalpolizeiämter zu erſtrecken hat, 
das Reichskriminalpolizeiamt die in Betracht 
kommenden Landeskriminalpolizei⸗ 
ämter über die durch den Nachrichtendienſt in 
Erfahrung gebrachten Zuſammenhänge unter⸗ 
richtet, weiter auf Antrag eines der beteiligten 
Landeskriminalämter und ausnahmsweiſe in 
anderen wichtigen — beſtimmt formulierten — 
Fällen ſelbſtändig ohne Antrag vorgehen 
kann, begegneten keinem erheblichen Widerſpruch. 
Dagegen wurden die ſtärkſten Bedenken, beſon⸗ 
ders von Bayern, gegen den in der Vorlage ent- 
haltenen vierten Abſatz des $ 7 erhoben, wonach 
dem Reichs polizeiamt die Befugnis, ohne 
Antrag im ganzen Reichsgebiet durch ſeine 
eigenen Vollzugsbeamten Ermittlungen anzu⸗ 
ſtellen und allen Polizeibehörden 
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Weiſungen zu erteilen, von der 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichs- 
rats auch für ganze Sondergebiete polizeilicher 
Tätigkeit übertragen werden kann. Dieſer Ab⸗ 
ſatz 4 iſt ſowohl vom Ausſchuß wie vom Plenum 
des Reichstags geſtrichen worden. 

Die Schlußbeſtimmungen regeln die 
Koſtenfrage dahin, daß die Koſten des 
Reichskriminalpolizeiamts und ſeiner Beamten 
das Reich, die Koſten der Landeskriminalpolizei 
das Reich zu einem Drittel, die Länder zu zwei 
Dritteln tragen. 


Das Beamtengeſetz. 


Nach gründlichen Ausſchußberatungen hat 
der Reichstag auch den Entwurf des Geſetzes 
über die Pflichten der Beamten zum 
Schutze der Republik in dritter Leſung 
verabſchiedet. Dem Geſetzentwurf lag der Ge⸗ 
danke zugrunde, daß jeder Staat, gleichviel, in 
welche Staatsform er gekleidet iſt, ſich auf 
ſeine Beamtenſchaft unbedingt 
verlaſſen können muß, und daß die Geſetze 
zum Schutze der Republik wirkungslos fein 
würden, wenn die mit der Durchführung der 
Reichsgeſetze oder Landesgeſetze betrauten Be⸗ 
amten nicht feſt und treu hinter der Republik 
ſtänden. Anter Ablehnung jeder Geſinnungs⸗ 
ſchnüffelei und unter Aufrechterhaltung der 
freien Meinungfür jeden Beam- 
ten wie für jeden anderen Staatsbürger wird 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Staats- 
ordnung verlangt, daß der im Dienfte der Re- 
publik ſtehende Beamte der Republik treu bleibt. 

Die Vorſchriften des neuen Geſetzes ſollen 
hier in gedrängter Kürze zuſammengefaßt wer⸗ 
den, wobei betont wird, daß ſich das Geſetz an 
das Reichsbeamtengeſetz in der Faſſung vom 
18. Mai 1907 anſchließt und dieſes in folgenden 
Punkten ändert. 

Nach § ö in der neuen Faſſung wird jeder 
Reichsbeamte auf die Reichsverfaſſung und auf 
die gewiſſenhafte Erfüllung aller Obliegenheiten 
des ihm übertragenen Amtes eidlich ver- 
pflichtet. Eidesverweigerung hat Ent- 
laſſung des Beamten zur Folge. An § 10 werden 
die neuen $ 10a und lob angeſchloſſen, wonach 
der Reichsbeamte in feiner amtlichen Tätigkeit 
für die verfaſſungs mäßige republikaniſche Staats⸗ 
form einzutreten und alles zu unter⸗ 


Lajfen hat, was unvereinbar mit ſeiner 
Stellung als Beamter der Republik iſt. Nament⸗ 
lich iſt der Mißbrauch ſeines Amtes oder ihm 
zugänglicher amtlichen Einrichtungen für Be⸗ 
ſtrebungen zur Aenderung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Staatsform verboten. Weiter darf er 
bei Ausübung ſeiner Amtstätigkeit oder ſeiner 
Amtsftellung keine Handlungen begehen oder 
Aeußerungen tun, die geeignet ſind, die ver⸗ 
feffungsmäßige Republik oder die Neichs⸗ 
flagge in der öffentlichen Meinung herabzu⸗ 
ſetzen. Es iſt ihm ferner unterſagt, bei Aus- 
übung der Amtstätigkeit oder unter Mißbrauch 
ſeiner Amtsſtellung auf ſeine nachgeordneten 
Beamten, Angeſtellten, Arbeiter, Zöglinge oder 
Schüler im Sinne mißachtender Serabſetzung 
der republikaniſchen Staatsform oder der ver⸗ 
faffungsmäßigen Regierung des Reichs oder 
eines Landes einzuwirken. Ebenſowenig darf 
er derartige Handlungen bei dienſtlich unter- 
ſtellten Perſonen, falls fie im Dienft begangen 
wer den, dulden. Dieſen Vorſchriften der Vor⸗ 
lage hat der Rechtsausſchuß und das Plenum 
als 5. Punlt hinzugefügt, daß dem Reichs- 
beamten auch unterſagt iſt, im Amte par- 
teipolitiſche Propaganda zu treiben, 

Endlich iſt dem Reichsbeamten verboten, 
öffentlich gehäſſig oder aufreizend Beſtrebungen 
zu fördern, die auf Wie derherſtellung 
der Monarchie oder gegen die Republik 
gerichtet ſind, oder ſolche Beſtrebungen durch 
Verleumdung, Beſchimpfung oder Verächtlich⸗ 
machung der Republik oder von Mitgliedern 
der heſtebenden Regierungen des Reichs oder 
eines Landes zu unterſtützen. 

Ueber dieſe für alle Reichsbeamten gel- 
tenden Vorſchriften des § 10a hinaus ſind durch 
$ Job weitergehende Verpflichtungen, abgeſehen 
von den bereits geltenden Vorſchriften — für 
diejenigen Reichsbeamten feſtgeſetzt wor den, die 
mit dem Schutz der Republik beſonders betraut 
find. Dieſe in einem Anlage -Verzeichnis auf- 
geführten Beamten haben auch außerhalb 
ihrer amtlichen Tätigkeit Angriffe 
auf die verfaſſungs mäßige republikaniſche Staats- 
form zu unterlaſſen. 


Das Amneftiegeſetz. 
Der Inhalt der Geſetzesvorlage war kurz 
und klar. Gleichwohl gab er zu erheblichen 
Meinungsverſchiedenheiten im Rechtsausſchuſſe 


wie in der Vollverſammlung de 
Anlaß. Brei Gruppen ſtanden ſich hier gegen- 
ſätzlich gegenüber. Einmal die äußerſte Rechte, 
die jede Amneſtie ablehnen wollte, weiter die 
beiden ſozialiſtiſchen Gruppen und die Kommu⸗ 
niſten, die weit über die Vorlage hinaus die 
Straffreiheit geſetzlich feſtzulegen verlangten, 
und endlich die Parteien der Mitte, die ſich auf 
den Boden der Regierungsvorlage ſtellten und 
nicht darüber hinausgehen wollten. Dement- 
ſprechend ift auch mit wenigen Aenderungen die 
Regierungsvorlage angenommen worden. ; 

Nach § 1 des Geſetzes wird Perſonen, die 
im Jahre 1920 nach dem 4. Auguſt und im Jahre 
1921 an einem hochverräteriſchen Unternehmen 
als Täter oder Teilnehmer mit gewirkt haben, 
Straffreiheit gewährt. Hiervon ſind 
ausgenommen Straftaten, die ſich in das Jahr 
1922 fortgeſetzt haben. Straffreiheit gilt weiter 
für diejenigen, die von den auf Anordnung des 
Reichsjuſtizminiſters im Jahre 1921 errichteten 
außerordentlichen Gerichten wegen Handlungen 
verurteilt worden ſind, die mit einem gegen das 
Reichgerichteten hochverräteriſchen Unternehmen 
im Zuſammenhang ſtehen, falls die Handlungen 
nicht lediglich auf Roheit, Eigennutz oder ſonſti⸗ 
gen unpolitiſchen Beweggründen beruhen. Da- 
gegen werden von der Straffr eiheit 
ausgeſchloſſen diejenigen, die zur Durch- 
führung des hochverräteriſchen Unternehmens 
oder im Zuſammenhang hiermit beſtimmte ge⸗ 
meine Berbrechen oder gemeingefähr⸗ 
liche Verbrechen wie Mord, Tötung, ſchwere 
Körperverletzung, ſchweren Raub, Brandſtiftung, 
vorſätzliche Eiſenbahntransport gefährdung oder 
Sprengſtoff⸗Verbrechen begangen haben. Weiter 
finden § 2 und 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1920 derart Anwendung, daß auch die rück⸗ 
ſtändigen Geldbußen und Koſten erlaſſen werden 
und daß auf Antrag des Verurteilten auch Ber⸗ 
merke über bereits verbüßte Strafen, die unter 
die Straffreiheit fallen würden, im Straf- 
regiſter zu tilgen find. 

Im 8 la wird das Amneſtieverfahren derart 
geregelt, daß auf Antrag die Akten, falls die von 
dem Beſchuldigten oder Verurteilten auf Grund 
dieſes Geſetzes verlangte Straffreiheit durch eine 
gerichtliche Entſcheidung verneint wird, einem 
vom Neichsminiſter der Fuſtiz zu berufenden 
Aus ſſchunß vorgelegt wird und daß 
dieſer Ausſchuß, falls er die Vorausſetzungen 
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der Straffreiheit für gegeben erachtet, dem 
Reichsjuſtizminiſter zur Entſchließung vor- 
zulegen hat. 

Dieſe geſetzlichen Vorſchriften ſind von der 
Mehrheit des Ausſchuſſes und des Plenums an- 
genommen worden, wobei die grundſätzliche 
Stellung der Mehrheitsparteien dahin präziſiert 
wurde, daß im allgemeinen weitgehende Am- 
neſtien im Intereſſe der Rechtsordnung und der 
Rechtsſicherheit möglichſt zu vermeiden feien, 
daß man aber den beſonderen Verhältniſſen und 
der außerordentlich erregten Spannung durch 
Annahme der Regierungsvorlage gebührend 
Rechnung tragen wolle. Dagegen könne man 
ſich nicht entſchließen, darüber hinaus die 
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weiter gehenden Anträge der 
Linksparteien anzunehmen. Das gelte 
insbeſondere von der verlangten allgemeinen 
Einbeziehung der am jüngſten Eiſenbahner⸗ 
ſtreik beteiligten Perſonen, zu mal dieſerEiſen⸗ 
bahnerſtreik mit dem Geſetze zum Schutze der 
Republik in keinem Zuſammenhange ſtehe, da 
er ein rein wirtſchaftlicher Streik 
geweſen ſei. Dagegen gaben die drei Parteien 
der Mitte, die ſich ausſchließlich auf den Boden 
der Regierungsvorlage ſtellten, klar zum Aus- 
druck, daß ſie auch gegenüber den aus Anlaß des 
Eiſenbahnerſtreiks zu Oiſziplinarſtrafen oder ge- 
richtlichen Strafen Verurteilten möglich ſte 
Milde befürworten. 


DES WIEDERAUFBAUS 
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Dentſchland 18 


TS 


IV. PROBLEME 


C , SAUGEN 


B EY 


n das Wort „Wiederaufbau“ 
klammert ſich jede Hoffnung in dem 
am Boden liegenden Oeutſchland. 
Um auf den Trümmern des alten 

ein neues Seutſchland aufzurichten, dazu 
iſt nicht nur kühner Mut, eiſerner Fleiß und 
unbeirrbare Tatkraft notwendig, ſondern auch 
die klare Erkenntnis der gegenwärtigen Lage. 
Die Höhe unferer gegenwärtigen Berfhul- 
dun giſt außerordentlich ſchwierig zu berechnen. 
And iſt das Exempel glücklich zu Ende, dann ſind 
ſeine Zahlen ſchon längſt überholt. Da bei der 
ſteten Entwertung unſerer Mark unſere Schul- 
denlaſt, die ja zum Teil in Goldwert zu tilgen 
und zu verzinſen iſt, immer mehr anſchwillt. 
Zu der Verſchuldung des Reiches tritt noch die 
Verſchuldung der Länder und der Gemeinden. 
Die letzteren find augenblicklich am ſchlimmſten, 
dran, da ihnen Reich und Länder faſt ſämtliche 
Steuereinnahmen entzogen haben und ſie nur 
mit Neichszuſchüſſen ihren Verwaltungsapparat 
aufrecht erhalten können. Dazu kommt noch die 
Verſchuldung des Einzelnen. 

Einem ſo verſchuldeten Volke, das man 
außerdem wirtſchaftlich jo einengt, daß es nicht 
wie der gefunden kann, die Leiſtungen des Ver- 
failler Vertrages zuzutrauen, iſt ein 
Anding. Aber dieſe Einſchätzung iſt zugleich ein 
Beweis dafür, was für eine ſtarke innere Kraft 
man Seutſchland zutraut. Der ſtaunenswerte 
Aufſchwung vor dem Kriege und die faſt un- 
möglich erſcheinende wirtſchaftliche Ausdauer 
während des Krieges hat unſere Gegner glauben 
gemacht, Deutſchland fei alles zuzutrauen. Aber 
Ueber menſchlicheskanntrotzallerhärteſtenruckes 
nicht geleiſtet werden. Ein Volk, das einen 
Außenhandel von 20 Milliarden Goldmark be- 
ſaß, und plötzlich 4 Jahre von der Welt wirtſchaft 
losgelöſt und gezwungen wurde, Raubbau 
an feinen Kräften zu treiben, das an 
Flächeninhalt und Bevölkerung verkleinert, wich⸗ 
tiger landwirtſchaftlicher Pro duktions-Gebiete 
beraubt, arm geworden war, das hätte ſchon 
genug damit zu tun gehabt, die Heimat wie der 
aufzubauen. Es iſt unmöglich, daß ein Land, das 
von feinen wertvollſten Arbeitskräften 2 Millio- 
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nen Männer auf dem Schlachtfelde verlor, dem 
1%, Millionen Männer zu Krüppeln geſchoſſen 
wurden, dem man ſämtliche Kolonien und faſt 
die geſamte Handelsflotte wegnah m, das all’ 
ſein Kapital, das im Ausland arbeitete, verlor, 
jetzt Laſten tragen ſoll, die es auch vor 1914 
kaum hätte auf ſich nehmen können? In dieſen 
Tagen, 4 Fahre nach Kriegsende, bricht ſich end⸗ 
lich auch bei unſern Gegnern die Erkenntnis Bahn, 
daß der Verſailler Vertrag uner- 
füllbar iſt. Wäre dieſe Einſicht früher ge- 
kommen, die ſchwere Entkräftung Seutſchlands, 
die jetzt auch dem böswilligſten Gegner klar ge- 
worden, wäre — auch zum Nutzen unferer 
Gläubiger — nicht eingetreten. 

Deutſchland hat während des Krieges feine 
Ausgaben durch Anleihen beſtritten. Nur 
die Beträge für den Zinſendienſt dieſer Anleihen 
wur den durch Steuer naufgebracht. Man hat 
beſtehende Steuern erhöht und hat ſich auch zur 
Einführung neuer Steuern entſchloſſen. Das 
Reich hatte ja in der erſten Zeit nach der Grün- 
dung nur von Beiträgen der Bundesſtaaten ge- 
lebt. Die Steuern auf Vermögen und Ein- 
kommen hüteten die Staaten ängſtlich als wich- 
tiges Neſervat. Bis vor dem Kriege noch war 
das Reich in der Hauptſache auf indirekte Steu- 
ern, auf eine Beſteuerung des Verkehrs und 
Verbrauchs und auf Zölle angewieſen. Da die 
Blockade ſtarke Preisſteigerungen für alle Ver⸗ 
brauchsgüter brachte, durften dieſe durch erhöhte 
Beſteuerung nicht noch verſtärkt werden. 

In den beiden erſten Jahren (1914 und 
1915) war der Ertrag der „Wehrſteuer“, 
deren 1915 begonnene Zahlung auf 5 Fahre 
verteilt war, eine gute Hilfe. Für 1916 aber 
mußte man ſich nach neuen Einnahmequellen, 
umſehen. Man erfaßte zunächſt die Kriegs- 
gewinne. Durch einmalige außerordentliche 
Steuern (Kriegsabgabe 1916 nebſt Zuſchlag und 
Kriegsabgabe 1918) beſteuerte man den Ver- 
mögenszu wachs und das Mehrein- 
kommen während des Krieges. Auch die 
Verkehrs- und Verbrauchsſteuern wurden aus⸗ 
gebaut. Ser Po ſt- und Telegrapben- 
verkehr mußte von 1916 ab eine jährliche 
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außerordentliche Reichsabgabe zahlen, deren Zu⸗ 
ſchläge 1918 erhöht wurden. Als Vorläufer der 
Umſatzſteuer wurde 1916 der Warenumſatz⸗ 
ſtempel eingeführt. Die Kohlenſteuer 
1917 und die Amſatzſteuer 1918 waren die 
erſten Verſuche auf breiter Bafis, den Geſamt⸗ 
verbrauch ſteuerlich zu erfaſſen. Im übrigen 
wurden einige Verbrauchsſteuern durch Er- 
höhung der Sätze ergiebiger geſtaltet. Im 
gleichen Jahre wur de die Branntweinſteuer durch 
das Branntwein mo no pol erſetzt, das 
es dem Reiche ermöglichte, aus der Verwaltung 
des Branntweins höhere und ſteigerungsfähige 
Erträge zu erzielen. 


Das Geſamt aufkommen aus Steu- 
ern war 1915 2077 Millionen. 1914 und 
1915 ſank die Einnahme, um von da ab bis auf 
7591 Millionen im Jahre 1918 zu ſteigen. 
Da 1918 die Mark faſt noch die Friedensparität 
hatte, bedeutete das, daß Seutſchland im Ber⸗ 
lauf des Krieges die Steuereinnahmen, ein- 
schließlich der aus einmaligen Steuern fließenden 
auf mehr als das Dreifache geſteigert hat. 


Dennoch waren die Einkünfte des ches 
gering, gemeſſen an den Ausgaben, die der 
Krieg mit ſich brachte. Waren doch die Ausgaben 
nach Abzug der Verwaltungseinnah men und 
ohne Berückſichtigung der Betriebsverwaltungen 
von 2500 Millionen Mark im Jahre 1915 auf 
44000 Millionen Mark im Jahre 1918 
geſtiegen. So mußte Deutfchland am Ende des 
Krieges vor einer außerordentlichen Schul den⸗ 
laſt ſtehen. Die Reichsſchuld, die 1915 4700 Mil- 
lionen Mark betragen, war nunmehr auf 95 700 
Millionen gewachſen. Hierzu traten 48 000 Mil- 
lio nen ſchwebender Schulden. Alſo ſchon ohne 
die Laſten des Friedensvertrages war die Liqui⸗ 
dation der Kriegsfinanzen für Seutſchland eine 
ſchwere Aufgabe. Die Folgen des verlorenen 
Krieges haben jede Möglichkeit, zu geſunden 
Wirtſchaftsgrundlagen zurückzukehren, auf län⸗ 
gere Zeit hinaus vernichtet. 


Zu dem militäriſchen Zuſammenbruch 
Deutſchlands trat die ſtaatliche Amwälzung. 
Etwa 8 Millionen Heeresangehöriger mußten 
plötzlich aus den Heeresverbänden entlaſſen wer⸗ 
den. Mit dem Aufhören der Kriegsinduſtrie 
ſchwand für Hunderttauſende die Gelegenheit 
zur Arbeit. Um ein Abgleiten der breiten Maſſen 
der Bevölkerung in die radikalſten politiſchen 
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Richtungen zu verhindern und das Chaos einer 
ſozialen Auflöfung von Deutſchland abzuwenden, 
mußte Arbeits gelegenheit geſchaf⸗ 
fen, mußten die Er werbsloſen un⸗ 
terſtützt werden. Dazu kam der Mangel an 
den notwendigſten Lebensmitteln und Noh⸗ 
ſtoffen. Die Einfuhr von beiden erfor derte große 
Zuſchüſſe des Reichs, da eine plötzliche Anpaſſung 
der Inlandpreiſe an die Welt marktpreiſe ohne 
ſchwere Erſchütterung nicht möglich war. Der 
letzte Reſt dieſer Zuſchüſſe, deren Beſeitigung 
nur allmählich erfolgen konnte, findet ſich im 
Haushaltsplan 1922. 

Die Ueberleitung der Heeresangehörigen in 
bürgerliche Berufe iſt im weſentlichen gelungen. 
Die innerpolitiſchen Berhältniſſe haben ſich lang⸗ 
ſam befeſtigt, die Gefahr des Bolſchewis mus iſt 
bisher mit Erfolg bekämpft wor den. Aber die 
finanziellen Opfer, die dafür gebracht werden 
mußten, ſind ſehr groß geweſen. Von der Zeit 
des Abſchluſſes des Waffenſtillſtandes bis zum 
51. März 1919 — dem Ende des Rechnungs- 
jahres 1918 — hatte ſich die ſchwebende Schuld 
des Reichs um rund 15700 Millionen 
Mark erhöht. 


Die Finanzreform. 


Nur durch eine großzügige Finanz-Reform 
war es möglich, den ſchon damals drohenden 
finanziellen Zuſammenbruch zu verhindern. Die 
ungeheuren ſteuerlichen Laſten, die aufgebracht 
werden mußten, erforderten eine völlige 
Neuordnung, die eine gleich mäßige 
Beſteuerung für das ganze Reich 
durchführte. Mit den großen Steuern auf Ein- 
kommen und Vermögen mußte auch die ein⸗ 
heitliche Finanzverwaltung auf 
das Reich übergehen. Nicht ohne die Ueber- 
windung heftigen Widerſtandes gelang es 1919 
beides im Reichstage durchzuſetzen. Dem Reiche 
ſteht ſeit dem die einheitliche Veranlagung und 
Erhebung der Einko mmenſteuern und großen 
Ver mögensabgaben zu. 

Zunächſt ging man daran, die Kriegsſteuer⸗ 
geſetzgebung weiter auszubauen und durchzu- 
führen, um die Kriegsgewinne an Ver- 
mögen und Mehreinkommen zu erfaſſen. Die 
außerordentliche Kriegsabgabe für 1919 und die 
Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs bewirk⸗ 
ten das. Dazu kam das einmalige Neichsnot⸗ 
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opfer, das den größten Vermögen 60% ab- 
verlangte. Eine Erhöhung der laufenden Steuern 
und neue Steuern gingen nebenher. Die Ka⸗ 
pitalertragſteuer brachte eine Vorbe- 
aſtung des Einkommens aus Ver mögen mit 1090. 
Die Einkommenſteuer bekam Sätze bis 
60%, die Körperſchaftsſteuer ſolche 
bis 20%. Die Grunder werbsſteuer be⸗ 
ſteuerte die Grundftüd-Umfäte. Die Er ban 
fallſteu er hatte Sätze bis 70% und Nachlaß⸗ 
ſteuer und Erbanfallſteuer konnten zuſammen 
bis 90% des Erbes wegſteuern. Die Umſatz⸗ 
ſteuer erfaßte alle Leiſtungen und Lieferungen, 
fie wurde durch eine 15%ige Luxusſteuer und 
Sonderſteuern auf gewerbsmäßige Beherbergung 
und Reklame ergänzt. Die Zölle wurden nach 
dem Gold maßſtab erhoben und ein Gold- 
zollaufſchlag eingeführt. Die Wirkungen dieſer 
alles erfaſſenden Steuern zeigte ſich bald. Die 
Einnahmen aus den Steuern brachten 
1919 . . 10545 Millionen, 
1920 . . 50801 15 
1921 ca. 87 000 
(worl. Feſtſtell.) 
Die Steuer-Einnah men hätten völlig aus- 
gereicht für die Bedürfniſſe des 
Staates, wenn nicht die ſtändige Verſchlech⸗ 
terung der deutſchen Valuta die Ausgaben ſtetig 
geſteigert hätte und die Laſten des Verſailler 
Vertrages immerunerträglicher gewor den wären. 
So mußte man ſich bereits 1921 zu einem 
weiteren ſcharfen Anziehen der Steuerſchraube 
entſchließen. Nach manchem parlamentariſchen 
Kampf und mit vielen Abänderungen wurden 
die Entwürfe dieſer Steuern im März und im 
April 1922 Geſetz. Durch fie wurden die Sätze 
der Körperſchaftsſteuern auf 35%, die der Am- 
ſatzſteuer auf 2% und die Kohlenſteuer 
von 20 auf 40% des Kohlenpreiſes erhöht. 
Gleichfalls erhöht wurden die Zölle und die 
Steuern auf Kraftfahrzeuge, Ber- 
ſicherungen und Rennwetten. Ein 
Kapitalverkehrsſteuergeſetz be 
laſtet die Börſen-Amſätze, die Ausgabe von 
Wertpapieren und die Errichtung von Gefell- 
ſchaften. Eine laufende Steuer auf Ber⸗ 
mögensbeſitz wird eingeführt, die bis 
zu 1% im Jahre anſteigt und zu der auf die 
Dauer von 15 Jahren Zuſchläge bis zu 200% 
erhoben werden, die anſtelle des Neichsnotopfers 
treten. Für die Beſitzſteuer kommt eine Ber- 
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mögenszuwachsſteuer mit Sätzen bis 
zu 10%. Auch die Zwangs- Anleihe iſt 
ja eine Art von Steuer. Die meiſten Ver- 
brauchsabgaben wur den auf das Mehrfache ihrer 
Sätze erhöht. Auch das Branntwein⸗Mo no pol 
erhöhte ſeine Preiſe beträchtlich. Man hat die 
vermutliche Steuereinnah me für 1922 
mit ca. 110 Milliardenveranſchlagt, 
ſie wird aber erheblich höher ſein. Eine ſtärkere 
Belaſtung des deutſchen Volkes mit Steuern er⸗ 
ſcheint unmöglich. Ser Goldzollzuſch lag 
hat augenblicklich (19. Zuni 1925) 1451 900 
des Zollſatzes erreicht. 


Die Reichseifenbahn. 


Die Eiſenbahnen mußten nach dem Kriege 
mit großen Zuſchüſſen arbeiten, die die Länder 
zumeiſt nicht aufzubringen vermochten. Das 
erleichterte die Uebernahme der Bahnen durch 
das Reich, die aus Zweckmäßigkeits- und Spar⸗ 
ſamkeitsgründen erfolgte. Die Eiſenbahnen 
waren bei dieſer Bereinigung zur Reichseiſen⸗ 
bahn in ſehr ſchlechtem Zuſtande. Betriebs 
anlagen und rollendes Material waren im 
Kriege aufs höchſte beanſprucht worden. Die 
VBerſchlechterungen hatten weder durch aus- 
reichende Reparaturen noch durch Erneuerungs- 
bauten ausgeglichen werdenkönnen. Dann mußte 
das beſte Materialan der Entente 
abgegeben werden. Hinzu kam, daß, wie die 
Po ft, fo auch die Eiſenbahnen aus dem Heere 
Entlaſſene in großer Zahl und weit über ihren 
Be darf hinaus hatten aufnehmen müſſen, um fie 
nicht der Arbeitsloſigkeit und damit unprodul⸗ 
tiver Erwerbsloſenfürſorge anheimfallen zu laſ⸗ 
fen. Die ſich hieraus für die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung ergebende Belaſtung war ſehr hoch; denn 
der Abbau des Perſo nalbeſtandes konnte in den 
folgenden Fahren nur ſehr vorſichtig durchge⸗ 
führt werden. 

Eine mehrmalige Steigerung der 
Tarife bewirkte zugleich mit einer großen 
Verwaltungsreform, daß nach dem Haushalts- 
plan für 1922 Zuſchüſſe nicht mehr erforderlich 
ſein ſollten. Die ſich in den letzten Monaten 
entwickelnde ſtarke Teuerung, die große Lohn⸗ 
erhöhungen im Gefolge haben mußte, hat aber 
trotz der jetzt faſt jeden Monat erfolgenden 
ungeheuren Tarif-Erhöhungen dieſe Hoffnung 
zu Schanden werden laſſen. 
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I. Allgemeine Neichs verwaltung. 


Einnah men A) Ordentlicher Haushalt. 
5 Mark 
1. Steuern und Abgaben .. 109 806 659 041 1. Fortdauernde Ausgaben 
2. Verſchiedene Verwaltungs⸗ 2. Einmalige Ausgaben 
Eh!!! 5 714 974 226 3. Ueberfchüffe, verfügbar für 
den Haushalt zur Ausfüh⸗ 
rung des Friedensvertrags 
Sa. 115 521 633 267 Sa 


B) Außerordentlider Haushalt. 


1. Außerordentliche Einnahmen 3 449 106 580 Außerordentli 
entl 
2. Im Wege der Anleihe zu be⸗ 5 „ 


af se 5 430 596 569 
Sa 6879 702 949 


II. Betriebs-Verwaltungen. 
A) Ordentlicher Haushalt. 
1. Reichs- Poft- und Telegraphen- Verwaltung. 


19022 


Ausgaben 
Mark 

91 475 564758 

7 546 068 509 


16 500 000 000 


. 115 521 633 267 


6879702 949 


Betriebseinnabmen . . . . . 20881275885 Betriebsausgaben 20 881 275 885 
5 8 2. Reichs druckerei. 
Betriebs einnahmen 604 462 000 1. Betriebsausgaben 597 976 527 
2. Betriebsüberſchuß 6485473 
A Sa, 604 462 000 
1 8 5. Verwaltung der deutſchen Reichsbahn. 5 
Betriebs einnahmen 100 888 618000 Betriebsausgaben 100 888 618 000 


B) Außerordentlicher Haushalt. 


1. Reichs- Poſt⸗ und Selegraphen- Verwaltung. 


1. Außerordentliche Einnah men 78 O00 O N i 
ußerordentli 2 1 
2. 3m Wege der Anleihe zu be⸗ . 


erf 2554 859 750 
Sa. 2612859 750 


2. Verwaltung der deutſchen Reichsbahn. 


1. Außerordentliche Einnahmen 6 500 O00 Al i 
lußerordentliche Aus 
2. Im Wege der Anleihe zu be⸗ ; Be 


[Dorfen mr 17 385 959 000 
Sa. 17392 459 000 


III. Ausführung des Friedensvertrags. 


1. Ueberſchuß der Allgemeinen 1. Ausgaben im ordentlichen 


2612 859 750 


17 392 459 000 


85 510 449 410 
Sa. 226 469 759 410 


Reichsverwaltung 16 500.000 000 Hau 
3 0 R shall ann. 165 159 290.000 
25 Im Wege der Anleihe zu be⸗ 2. Ausgaben im außerordent⸗ 
affe; 209 969 739 410 lichen Haushalt 
Sa. 226 469 759 410 
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Den beiten Begriff der allgemeinen Finanz⸗ 
lage des Reiches gibt die nebenſtehende kurze 
Aeberſicht über den vorletzten vom Reichstage 
genehmigten Haushaltsplan, den wir einem aus⸗ 
gezeichneten Aufſatz des bekannten Staatsf 
tärs Dr. Schröder im Keichsfinanzminiſte⸗ 
rium entnehmen, der in Nr. 5 der vom „Man- 
chester Guardian Commercial“ herausgegebenen 
Serie: „Der Wiederaufbau Euro- 
pas“ (Hauptſchriftleiter Keynes) erſchienen 
iſt. Dieſe Ueberſicht iſt außerordentlich klar und 
gibt ein beſſeres Bild der Verhältniſſe als der 
Haushalt 1925, der bei der ſchwankenden Lage 
durchaus problematiſch iſt und deſſen Zahlen 
durch die Gel dentwertung nicht mehr ſtimmen. 
Staats ſekretär Dr. Schröder bemerkt zu 
dieſer Etat-Ueberſicht (a. a. O. S. 310): 

„Am einen klaren Ueberblick über die Fi⸗ 
nanzlage zu erleichtern, find bei der Aufſtellung 
des Haushaltsplanes für 1922 die Betriebsver⸗ 
waltungen des Reiches — Poſt und Telegraph, 
Reichs druckerei, Eifenbahnen — und die Aus⸗ 
gaben für die Ausführung des Friedensvertrages 
als beſondere Zeile außerhalb der allgemeinen 
Reichsverwaltung behandelt worden. Jede der 
drei Gruppen hat einen ordentlichen und einen 
außerordentlichen Haushalt. In dem ordent⸗ 
lichen Haushalt ſind die Ausgaben enthalten, 
die nach ihren Zwecken durch laufende Einnah⸗ 
men gedeckt werden müſſen; auf den außer⸗ 
ordentlichen Haushalt find die Ausgaben ver- 
wieſen, die nach geſunden finanzpolitiſchen 
Grundſätzen aus Anleihen beſtritten werden 
können. Dies gilt z. B. für Kapitalaufwendun⸗ 
gen zur Erneuerung von Eiſenbahnanlagen oder 
für ſolche Ausgaben zur Ausführung des Frie- 
densvertrages, mit denen nicht für eine längere 
Reihe von Jahren zu rechnen ift. 

Was ergibt ſich aus dieſen Zahlen für die 
Beurteilung der Finanzlage? 

Die Betriebsverwaltungen decken aus eige⸗ 
nen Einnahmen ihre laufenden Ausgaben; ſie 
haben aber für Erneuerung und Ergänzung der 
Anlagen einen Anleihebe darf von 19,9 
Milliarden Mark. Der Vetrag erſcheint 
zunächſt hoch. Er iſt aber, wenn man die Ent⸗ 
wertung des Geldes und die Steigerung aller 
Preiſe berückſichtigt, niedriger als der 
normale Bedarf der Betriebe vor dem 
Kriege bei den Eiſenbahnen (17,7 Prozent der 
geſamten Betriebsausgaben gegen 51,1 Prozent 


im Fahre 1913). Die Zahl erſcheint noch ge- 
ringer, wenn man die ſtarke Abnutzung der An- 
lagen durch den Krieg bedenkt. Auf den 
Bau neuer Bahnſtrecken hat man 
grundſätzlich verzichtet. Ob es aller⸗ 
dings gelingen wird, die erforderlichen 19,9 Mil⸗ 
liarden Mark im Wege einer langfriftigen An- 
leihe {hen im Jahre 1922 zu beſchaffen, muß 
bezweifelt werden. 

Die Einnah men der allgemeinen Reichs- 
verwaltung überſteigen im ordentlichen Haus⸗ 
halt die Aus gaben um 16,5 Milliarden Mark. In 
den Ausgaben von 99 Milliarden Mark ſind 
29 Milliarden Mark für den Schuldendienſt und 
22 Milliarden Mark für Ueberweiſungen an die 
Länder und Gemeinden enthalten. Den Ländern 
werden Anteile an den Reichsſteuern über- 
wieſen, die ihnen als Erſatz für die ihnen ge⸗ 
nommenen großen Steuern zuſtehen und die 
fie zur Beſtreitung ihrer dringend 
ſten Aus gaben benötigen. Für Benfionen, 
Militärrenten und Verſorgung der Hinter⸗ 
bliebenen der Kriegsteilneh mer 
ſind ferner 15,8 Milliarden Mark aufzuwenden. 
Aus dem Reft von rund 52 Milliarden Mark 
werden die laufenden Ausgaben aller Zweige 
der allgemeinen Reichsverwaltung beſtritten. 3m 
Fahre 1913 wurden für dieſe Zwecke 2,1 Nilliar- 
den Mark ausgegeben. Stellt man in Rechnung, 
daß die allgemeine Teuerung, die Steigerung 
der Preiſe aller Materialien und die Koſten der 
Lebenshaltung der Angeſtellten im Surchſchnitt 
mindeſtens das 30fache erreicht haben, ſo beweiſt 
der Anſatz von 52 Milliarden Mark, der einem 
Aus gabepoſten von rund 1,1 Milliarden Gold- 
mark gleichkommt, daß ſparſam gewirt⸗ 
ſchaftet wird. Im Hinblick auf die Not des 
Reiches hat die deutſche Beamtenſchaft ſich in 
ihrer Lebenshaltung mit am ſtärkſten unter allen 
Bevölkerungskreiſen einſchränken müſſen. 

Der Anleihebe darf des außerordent⸗ 
lichen Haushalts der allgemeinen Verwaltung 
beträgt 5,4 Milliarden Mark. Er iſt im weſent⸗ 
lichen durch die Nachwirkungen des Krieges her⸗ 
vorgerufen und muß in den folgenden Jahren 
verſchwinden oder doch auf eine nur geringfügige 
Summe herabgedrückt werden können. 

Der Ueberſchuß des ordentlichen Haus- 
halts der allgemeinen Verwaltung mit 16,5 
Milliarden Mark ſoll zur Durchfüh⸗ 
rung des Friedens vertrages ver- 


247 


wendet werden. Er kann aber die hierfür erfor⸗ 
derlichen Ausgaben nur zu einem ganz kleinen 
Teile decken. Mit dieſer Feſtſtellung kommen 
wir zur Quelle des ganzen Elends 
der deutſchen Finanzen. Die auf 
dem Friedensvertrage beruhenden Ausgaben 
ſind zum erheblichen Teile in fremder Valuta zu 
leiſten. Sie ſind deshalb unmittelbar unabhängig 
vom Kurſe der Mark. Die 720 Millionen Gold- 
mark, die für das Jahr 1922 in Cannes feſtgeſetzt 
ſind, erfordern bei einem Sollarkurſe von 200 
Mark 54,4 Milliarden Papier mark, bei einem 
Dollarkurſe von 500 Marks 1,4 Milliarden Bapier- 
mark. (Bei dem jetzigen Sollarkurſe von 80 000 
würde die Summe gegen 15700 Milli ar⸗ 
den Papier mark betragen. Ser Verf.) 
Zur Abbür dung dieſer Laſt genügen die Mittel 
der Steuergeſetzgebung nicht. Selbſt wenn es 
möglich wäre, die Steuerbeträge ſo zu erhöhen, 
daß der im Augenblick erforderliche Bedarf an 
Papier mark insgeſamt gedeckt wäre, ſo würde 
das doch noch keine wahre Deckung 
bedeuten, ſo lange die Zahlungsbilanz der deut⸗ 
ſchen Volks wirtſchaft nicht ausgeglichen iſt. Denn 
Steuern erbringen nur Papier mark für 
die Zahlungen müffen aber Devifen beſchafft 
werden. Iſt der Ausfuhrüberſchuß der deutſchen 
Wirtſchaft nicht jo groß, daß die Devifen dem 
Reiche gegen Papier mark zur Verfügung geſtellt 
werden können, ſo bleibt dem Reiche nur die 
Möglichkeit, de viſen im Auslande an⸗ 
zukaufen. Das Zahlungsmittel des Reiches 
ift wieder die Papier mark. Nach dem Grundſatz 
von Angebot und Nachfrage mu ß dieſer Zwang, 
Papier mark auf den Markt zu werfen, um De- 
viſen dafür einzutauſchen, den Kurs der 
Mark ftetig weiter drücken. Hier liegt 
der Ausgangspunkt für den circulus vitiosus: 

Notwendigkeit des Verkaufs der natio⸗ 
nalen Währung im Ausland, Rückgang ihres 
Wertes im Verhältnis zu den übrigen Wäh⸗ 
rungen, Steigen der Preiſe für aus ländiſche 
Lebensmittel und Nohſtoffe, Steigen der In⸗ 
landpreiſe, der Löhne und der Produktions⸗ 
koſten und damit zuſammenhängend Zunahme 
des Geldumlaufs, Fehlbeträge im Haus halt, 
Zunahme der ſchwebenden Schulden, ſteigende 
Inflation, weitere Abnahme der äußeren Kauf⸗ 
kraft und weitere Geldvermehrung.“ 

Wir haben die klaren Ausführungen des 
Staatsſekretärs im vollen Wortlaut wieder- 
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gegeben, weil hier wohl der beſte Kenner 
der Materie ſpricht. Staatsſekretär Dr. 
Schröder, der auch im November 1922 bei 
den vergeblichen Berliner Verhandlungen mit 
der Reparationsko mmiſſion über die Stabi- 
liſierung der Mark als unſer Sachver- 
ſtändiger auf verantwortungsvollſtem Poſten 
ſtand, wendet ſich dann weiter gegen die 
Anſicht, daß die Befeitigung der Inflation 
(die Ueberſchwemmung des Marktes mit Papier- 
geld) allein die Währungsnot beſſern würde. Er 
führt dabei überzeugend aus (a. a. O. S. 311): 
„Die Entwertung des Geldes kann zweifel- 
los auf einer Inflation beruhen, die in dem Zu⸗ 
ſtande des Staatshaushalts ihren letzten Grund 
hat, ſie kann aber auch in der paſſiven 
Zahlungsbilanz der Volkswirtſchaft ihre 
Arſache finden, und fie wird meiſt dem Zu⸗ 
ſammenwirken beider Urfahen entſtammen. Ze 
mehr aber die Paſſivität der Zahlungsbilanz 
zur vorherrſchenden Urfahe der Währungsnot 
wird, deſto weniger kann mit der mechaniſchen 
Bekämpfung der Inflation geholfen werden. 
Vielmehr müſſen die Verhältniſſe berücksichtigt 
werden, die jetzt durch die Verſchul dung 
der Staaten Europas an das Aus⸗ 
land infolge des Krieges eingetreten ſind. Für 
dieſe von Grund auf geänderten Verhältniſſe 
müſſen neue Grundſätze gelten. Für 
das Deutſche Reich iſt das Bild klar. Solange 
die Auslandſchuld des Reiches nicht in einer 
Weiſe geregelt iſt, welche die Veſchaffung der 
nötigen Seviſen aus dem Ausland durch den 
Exportüberſchuß und die Aufbringung 
der Mittel für die Bezahlung der Devifen im 
Inland durch Steuern ermöglicht, kann die 
deutſche Währungnicht geſunden. 
Iſt diefe Vorbedingung geſchaffen, fo kann 
die Währung ftabilifiert werden, auch 
wenn dies nicht in der Höhe der Parität vor dem 
Kriege wird geſchehen können. Dann werden 
die deutſchen Steuern bei wachſender Konſum⸗ 
fähigkeit des Volkes auch einen erheblich höheren 
Neberſchuß (berechnet auf Goldmark) bringen 
und die Verzinſung und Silgung vermehrter 
Auslandsſchulden ermöglichen. Iſt die Herab- 
ſetzung der Schuld auf ein der wirklichen Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit Oeutſchlands entſprechendes Maß 
nicht ſogleich erreichbar, ſo kann das Problem 
der Erfüllung für Deutfchland vorläufig nur 
durch die Aufnahme einer ausländiſchen 


Anleihe gelöſt werden, die wenigſtens für 
einige Fahre die Zahlungsverpflichtungen ab- 
bürdet. Nur auf dieſem Wege kann auch der 
Geldbedarf einzelner Gläubigerſtaaten, der bat 
dige und erhebliche Zahlungen nötig macht, be- 
friedigt und können zugleich die hrlich en 
Leiſtungen Oeutſchlands mit der Tragfähigkeit 
ſeines Budgets in Einklang gebracht werden. 
Diefe Auffaſſung ſteht im Einklang mit der 
grundſätzlichen Anſchauung der hervor 
ragendſten Sach verſtändigen Eu- 
ropas, die von dem Finanzausſchuß der Wirt⸗ 
ſchaftskonferenz in Genua mit der Begut⸗ 
achtung der Währungsfragen betraut wurden. 
Sie haben in den Vorſchlägen, die fie der Kon⸗ 
ferenz zur Annahme empfahlen, die leitenden 
Gedanken der Währungsreform in folgenden 
Sätzen zuſammengefaßt: „Es iſt bekannt, daß 


bei verſchiedenen Ländern die Höhe der Schulden 
derartig iſt, daß es unmöglich iſt, das 
Gleichgewicht im Staatshaushalt zu ſchaffen 
ohne die Hilfe einer ausländi- 
ſchen Anleihe. Anderenfalls kann es nicht 
gelingen, die relative Stabilität der Währung 
zu erreichen, von der der Ausgleich im Staats- 
haushalt in weitem Umfange abhängt.“ 

Inzwiſchen hat der rechtswidrige Ein- 
bruch in das Ruhrgebiet die Finanz- 
lage des Reiches ſo verſchlechtert, daß die ſchwe⸗ 
bende Schuld viele Billionen beträgt und man 
dem Reich kaum vom Ausland eine Anleihe ge- 
währen wird. Auf den mißglückten Berſuch einer 
dauernden Mark⸗Stabiliſierung (Jan. — März 
1923) und die Bemühungen zur Löſung der Re- 
parationsfrage ſoll im Schlußkapitel noch aus⸗ 
führlich eingegangen werden. 


DIE DEUTSCHEN LEISTUNGEN 
AUSDEM FRIEDEN SVE RT RAGE 


ſchen Wiedergutmachung“ iſt die 

umſtrittenſte, aber wohl auch 

wichtigſte politiſche und wirt⸗ 
schaftliche Frage für ganz Europa. Mit dem 
Londoner Zahlungspla n vom s. Mai 
1921 iſt für uns inſofern eine Klärung einge 
treten, als wir nun wiſſen, wieviel unſere ehe⸗ 
maligen Kriegsgegner von uns zu bekommen — 
wünſchen. Denn daß wir die dort feſtgeſetzte 
Kapitalſumme und ihre Jahresleiſtungen nie 
wür den aufbringen können, wurde immer klarer, 
je mehr die Erfüllungspolitik fortſchritt. Schon 
vorher aber hatten große Leiſtungen aufgebracht 
werden müſſen, deren Wert von der Geſamt⸗ 
ſchuld abzuziehen ift. Dieſe Leiſtungen, die ganz 
beträchtlich geweſen ſind, werden aber in Geld 
recht verſchieden gewertet. Während Miniſter 
Dr. Rathenau im Reichstag am 22. März 
1922 erklärte, daß Seutſchland bis zum 1. April 
1922 unter Einſchluß der Werte unſerer terri⸗ 
torialen Verluſte (Kolonien, Elfaß-Lothringen, 
Oberſchleſten, Weſtpreußen uſw.) Sach- und 
Vermögenswerte im Betrage von über 100 
Milliarden Goldmark geleiſtet oder 
verloren habe, — rechnet man den Wert der 


pP as Problem der fogenannten „deut- 


Gebietsverluſte ab, ſo bleiben immer noch mehr 
als 40 Milliarden Goldmark übrig — rechnete 
kürzlich der Finanzminiſter Horne im Kabinett 


Lloyd Georges nur 9,6 Milliarden heraus. Na- 


türlich iſt den Franzoſen auch dieſe Summe 
noch zu hoch gegriffen. Am einen Begriff davon 
zu geben, was bisher das deutſche Volk nach dem 
Kriege der Entente geopfert, ſollen die Wert⸗ 
berechnungen, wie ſie Staatsſekretär Dr. Schrö- 
der in einem Auffa in Nr. 8 der Serie „Der 
Wiederaufbau Europas“ (Manchester Guardian 
commercial) aufſtellt, hier folgen. 

Dr. Schröder bewertet die vor dem 
1. Mai 1921 getätigten Reparatjonsleiſtungen 
wie folgt: 
J. Leiſtungen aus vorhandenen Beſtänden und 

Abtretung von Eigentum. 


Goldmark 
1. Reichs- und Staatseigentum 
im In- und Ausland, aus- 
ſchließlich Oberſchleſiens, El⸗ 
ſaß Lothringens, Eupen⸗ 
Mal medys und der deut⸗ 
ſchen Kolonien 4 710 000 000 
2. Saargruben 1 100 000 000 
3. Beipattabel en 2 20 85 500 000 
249 


4. Rücklaßgüter in den von den 
deutſchen Truppen geräum- 
ten Gebieten 9 

5. Waffenſtillſtands - Eifen- 
bahnmaterial einſchließlich 
der Fahrzeugerſatzteile und 
Laſtkraftwagen, Eifenbahn- 
und Schiffbrücken, Eifen- 
bahnfahrzeugpark in den Ab⸗ 
tretungsgebieten 1626 000 000 

6. Handelsflotte (einſchließlich 
der Amerika- und Embargo- 
ſchiffe). Welt markt preis nach 
dem Stande zur Zeit des 
Verſailler Friedensſchluſſes 7510 500 000 


3 O00 000 000 


Binnenschiff; 78 000 000 
8. Aktien der Marokkaniſchen 
Stats; 650 000 


9. Liquidiertes deutſchesEigen⸗ 
tum im Ausland I 700 000 000 
10. Abtretung der Anfprüche 

Deutſchlands an feine ebe- 
maligen Kriegsverbündten 7 000 000 000 
Summe I: 56 610 450 000 


II. Leiſtungen aus laufender Produktion. 
11. Kohlen, Koks und Neben- 
produkte (ohne Berückſichti⸗ 
gung der Fob-Preife). . . 475 000.000 
12. Farbſtoffe und chemiſch⸗ 
phar mazeutiſche Erzeugniſſe 
(Inlandspreiſe ) 44.000.000 
REIN Er ee 104.000 000 
14. Wiederaufbaulieferungen 
(landwirtſchaftliche und an- 
dere Maſchinen, Materialien) 
(Inlandspreiſe ) 30.000.000 
Summe II: 653 000 000 


III. Barzahlungen. 
15. Für die Ueberlaſſung des 
Schrotts aus zerſtörtem 
Kriegs materials 26 000 000 
16. Verſchiedenes (Rheinland- 
Sölle , ne 10 000.000 
Summe III. 36000000 
Hierzu Summe II 655 000 oo 
Summe . 36 610 450 000 
Das ſind an Leiſtungen auf 
Grund des Verſailler Ver- 
trages insgefamt 37.299 450 000 
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Staatsſekretär Dr. Schröder weift dann er⸗ 
läuternd darauf hin, „daß man dieſe Leiſtungen 
nicht nur ihrem Werte, ſondern auch ihrem 
Umfange nach kennen lernen müſſe“. „In dem 
Eiſenbahnwagenpark,“ fährt Dr. 
Schröder fort, „der in den Abtretungsge- 
bieten zurückgelaſſen werden mußte, ſind 

1500 Loko motiven, 
1800 Berfonenwagen, 
465 Gepäckwagen und 
2000 Güterwagen 
und andere Wagen enthalten. Außer dem hat 
Deutſchland an rollendem Eiſenbahnmaterial 
nach dem Vertrage von Verſailles und dem 
Waffenſtillſtandsabkommen vom 11. November 
1918 abgeliefert: 
5 016 Lokomotiven, 
8 892 Perſo nenwagen, 
3306 Gepäckwagen und 
155 840 Güterwagen 
einſchließlich der zu den Lokomotiven erforder- 
lichen Betriebsſtoffe und der für den Wagenpark 
erforderlichen Wagenerſatzteile.“ Dabei hat 
Dänemark auf das ihm für Nordſchleswig 
zuſtehende Eiſenbahn-Material verzichtet. Zm 
Ganzen ſind das üb er 6000 Lokomotiven 
und über 150000 Eiſenbahnwagen 
und zwar das beſte Material. 

Die Lieferungen an landwirtſchaft⸗ 
lichen Maſchinen umfaßten nach Dr. 
Schröder ungefähr 150 000 verſchie dene Stücke 
und erſtreckten ſich vom Sampfpflug bis zur ein- 
fachen Heugabel. Von der Handelsflotte 
ſind im ganzen über 1000 Fahrzeuge mit einem 
Bruttoraumgehalt von 4,6 Millionen Tonnen 
abgeliefert worden. Bis auf einen geringen Reit 
hat damit Deutjchland feine geſamte Neberfee- 
handelsflotte den alliierten Regierungen über- 
eignen müſſen. An leben dem Vieh hat 
Deutſchland bis zum Mai 1921 annähernd 
400000 Stück, darunter etwa 155 000 Rinder 
und etwa 50 000 Pferde übergeben. Wegen 
des ſtark zurückgegangenen Viehbeſtandes und 
wegen der beſonderen Anforderungen, die die 
alliierten Regierungen bezüglich der Qualität 
an das zu liefernde Vieh ſtellten, mußten große 
Mengen der Pferde und der Rinder aus dem 
Auslande beſchafft und mit Seviſen be- 
zahlt werden. Auch an Kohlen, Koks und 
Kohlennebenpro dukten hat Seutſchland bis zum 
Mai 1921 über 22 Millionen Tonnen geliefert. 


An Farbſtoffen und demifh-phar. 
mazeutiſchenErzeugniſſe n belaufen 


ſich die Lieferungen auf weit über 14000 Sonnen. 
Neben der Ueberſeeflotte iſt auch die Binnen ⸗ 
ſchiffahrt durch große Lieferungen an die 
verbündeten Regierungen vermindert worden. 
In den nach dem Waffenſtillſtand geräumten 
Gebieten haben die deutſchen Truppen Güter, 
die auch für nicht militäriſche Zwecke Verwendung 
finden konnten, wie Maſchinen, Wagen, elek⸗ 
triſche Geräte u. a. m. im Werte von etwa 
5 Milliarden Goldmark zurückgelaſſen. 

Staatsſekretär Schröder wendet ſich dann 
gegen die Behauptung der Gegenfeite, daß die 
Bewertungen zu hoch ſeien. „Der deutſchen 
Bewertung der Liegenſchaften, Güter und Wa- 
ren find“, fährt er fort, „anerkannte wiſſenſchaft⸗ 
liche Bewertungs metho den zugrunde gelegt wor⸗ 
den. Der Wert der Handelsflotte im beſonderen 
iſt in der Weiſe ermittelt worden, daß von zwei 
bewährten Sachverſtändigen auf dem Gebiete 
der Taxierung von Handelsſchiffen unter Ab⸗ 
wägung aller in Frage kommenden Verhältniſſe 
der Wert jedes einzelnen Schiffes 
geſondert ermittelt worden iſt, und zwar 
für den Tag des Inkrafttretens des Vertrages 
von Verſailles, den 10. Januar 1920, an dem 
das Eigentum an den Schiffen übergegangen iſt. 
Die Reparationsko mmiſſion hat die Entſcheidung 
über die Amerikaſchiffe, d. h. die in 
Amerika internierten Schiffe zurückgeſtellt und 
auch eine Gutſchrift für die Embargoſchiffe 
d. h. der gekaperten oder beſchlagnah mten Schiffe 
abgelehnt. Für die übrigbleibenden Schiffe hat 
ſie ohne nähere ziffernmäßige Begründung bis 
jetzt nur einen Betrag von 749 458 000 Gol d⸗ 
mark gutgeſchrieben.“ 


Leiſtungen nach dem 1. Mai 1921. 


Mit dem 1. Mai 1921 wurden durch die Be⸗ 
ſtimmungen des Londoner Zahlungsplans die 
Verpflichtungen gegenüber den alliierten Re- 
gierungen neu geſtaltet. Die deutſchen Ver⸗ 
pflichtungen aus Artikel 231, 252 und 255 wur- 
den unter beſtimmten Vorausſetzungen auf 152 
Milliarden Goldmark feſtgeſetzt, und es wurden 
beſtimmte Zins⸗ und Amortiſatjonsverpflichtun⸗ 
gen normiert. Zur Erfüllung dieſer Verpflich⸗ 
tungen hat Deutihland nach dem 1. Mai 1921 
bis zu m 31. Zu li 1922 folgende Leiſtungen 
ge macht: 


I. Barzahlungen. 


Goldmark 
1. Seviſenzahlungen 1 446 000 000 
2. Engliſche Santtionsabgabe 
(Recovery Act) bis einſchl. 
Ende Februar 1922 52 000 000 
3. Verſchiedeness 950 000 


Summe I 1 498 950 000 


II Sachleiſtungen. 


4. Eiſenbahnfahrzeugpark in 
den Abtretungsgebieten 


(neue Lieferungen) 500 000 000 
5. Sahrzeugerjatteile . . . - 1500 000 
6. Binnenfdiffe . - - - - - 32 000 000 
TRSIere en 86 500 000 
8. Kohlen, Koks und Neben- 3 

Dreaukee 409 000 000 


9. Farbſtoffe und chemiſch⸗ 

phar mazeutiſche Erzeugniſſe 25 000.000 
10. Wie deraufbaulieferungen, 

Waffenſtillſtandslieferungen 

(Maſchinen, Geräte), Poena 

und Verpflichtungen aus 

Artikel 247 des Friedens- 

vertrages (Löwener Univer- 


fität und Kunſtgemälde ). 00 o00 oo 
11. Engliſche Sanktionsabgabe 
(Recovery Act)) 42.000 000 


Summe II I 194000 000 
dazu Summe I 1498 3 950 000 
mithin insgefamt: 2692 950 000 

Zu Punkt 11 iſt dabei zu bemerken, daß 
bis zum 1. März 1922 die Einnah men aus der 
engliſchen Sanktionsabgabe bei den Barzah⸗ 
lungen und nach dem 1. März 1922 infolge 
der Entſcheidung der Reparationsko mmiſſion 
vom 21. März 1922 bei den Sachleiſtungen ver⸗ 
rechnet werden. 

Heutſchland hat alſo in 15 Monaten 
für einen Betrag von über 2% Milliar- 
den Goldmark Zahlungen gemacht oder 
Waren geliefert. 

Der Menge nach find in dieſen Liefe- 
rungen u. a, über 21 Millionen Tonnen Ko b 
len, Koks und Nebenprodukte, etwa 52 0⁰⁰ 
Pferde, 56000 Rinder, 70000 Schaf e 
und 186 000 Stück Geflügel und über 
5000 Sonnen Farbſtoffe und chemiſch⸗phar ma⸗ 
zeutiſche Erzeugniſſe enthalten. 
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Die geſamten Liefer ungen an 
die Alliierten beziffern ſich danach, mit 
dem auf rund 900 Millionen Goldmark ge- 
ſchätzten Wert des Neichs⸗ und Staatseigen⸗ 
tums in dem verlorenen Teil von Oberſchleſien 
auf nahezu 

41 Milliarden Goldmark. 
Die franzöſiſche Kr iegsentſchädigung andeutſch⸗ 
land betrug 1871 ganze vier Milliarden Gold⸗ 
mark. 

Mit den eigentlichen Reparationsverpflich⸗ 
tungen einſchließlich der Lieferungen für den 
Wie deraufbau der zerſtörten Gebiete ſind aber 
die Verpflichtungen Seutſchlands aus dem Ver⸗ 
trage von Verſailles noch nicht erſchöpft. 

Es ſind außerdem in der Zeit nach dem 
Waffenſtillſtand bis zum 31. Juli 1922 aus der 
Erfüllung des Friedensvertrag noch fol- 
gende Ausgaben entſtanden: 

Papier mark 

1. Zahlungen aus dem Aus- 

gleichs verfahren 22 411 000 000 
2. Beſatzungsko ſten 14 000 000 000 
3. Ausgaben für interalliierte 

Ko mmiſſionen 2 900 000 000 
4. Leiſtungen aus dem Ver- 

trage von Verſailles außer⸗ 

halb der Reparationen (Re⸗ 

ſtitutionen und Subſtitutio⸗ 

nen von Vieh, Maſchinen u. 

anderem Material, Ausliefe⸗ 

rung u. Anbrauchbar machung 

von Kriegsgerſlt 6 540 O00 000 
5. Innere Ausgaben für Aus- 

führung des Friedensvertra- 

ges (Buchführung der Ent- 

ſchädigung der Auslands- und 

Kolonial deutſchen und der 

Verdrängten, Fürſorge für 

die deutſchen Flüchtlinge aus 

den abgetretenen Gebieten 


Ff 7.256 000 060 
6. Sicherheitsleiſtungen an das 
Garantieko miteee 5 575 000 000 


Trotz dem Raubbau während des Krieges, 
trotz der unerhörten finanziellen und wirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtungen in der Nachkriegszeit iſt die 
deutſche Volkswirtſchaft nicht zuſammenge⸗ 
brochen. Im Gegenteil: ſie hat es verſtanden, 
die Bevölkerung, die ſich auf einem weſentlich 
verrringerten Territorium viel mehr als früher 
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ftaut, faft durchweg zu beſchäftigen, ſo daß es 
Arbeitsloſe kaum gibt. Das deutſche Ei gen⸗ 
tum im Auslande iſt zwar, ſoweit es 
aus der Vorkriegszeit ſtammte, liquidiert wor⸗ 
den. Einft waren die deutſchen Unternehmungen 
und Beteiligungen im Auslande derjenige Fak⸗ 
tor, der, angeſichts einer paſſiven Handelsbilanz, 
die Zahlungsbilanz aktiv geſtaltete. Heute haben 
Induſtrie und Handel, dazu auch viele Privat- 
leute, nach und nach wie derum erhebliche Gut⸗ 
haben außerhalb der deutſchen 
Grenzen angeſammeltundin Oeutſch⸗ 
land ſelbſt fremde Seviſen in einem 
früher nicht gekannten Ausmaße im Beſitz. Dieſe 
Aktivpoſten werden indeſſen nur in einem ver⸗ 
hältnismäßig geringeren Grade der deutſchen 
Volks wirtſchaft dienſtbar gemacht, weil es weni⸗ 
ger werbende Anlagen als Reſer vepoſten 
find. Lloyd George hat vor einiger Zeit 
in einer Rede ganz richtig darauf hingewieſen, 
daß vor allem der deutſche Bürger 
ſelbſt erft einmal der Fin anzwirt⸗ 
ſchaft feines Landes Vertrauen 
entgegenbringen müſſe. Tritt das ein, 
dann wird dieſes ſcheinbar tote Kapital aus 
feinem Sornröschenſchlaf erwachen und ſich be⸗ 
fruchtend auf die deutſche Volkswirtſchaft er⸗ 
gießen. 

„Unter den in Ziffer 5 der letzten Tabelle 
aufgeführten inneren Ausgaben für die Aus- 
führung des Friedensvertrages werden die- 
jenigen Aufwendungen verſtanden, welche durch 
die Entſchädigung der Auslands- und 
Kolonialdeutſchen und der aus den 
abgetretenen Gebieten Ber drängten für 
den Verluſt ihres Eigentums entſtanden find. 
Im Vergleich zu den erheblichen Verluſten ſind 
die bisherigen Entſchädigungszahlungen ſeitens 
der deutſchen Regierung gering. Ferner gehören 
hierher die Ausgaben für Perſo nen- und ſonſtige 
Schäden, die in den beſetzten Gebieten entſtehen 
und ſolche Ausgaben, welche die Fürſorge für 
die Flüchtlinge aus den abgetretenen Gebieten 
verurſacht. Endlich gehören zu den inneren Aus- 
gaben für die Ausführung des Friedensvertrags 
die Aufwendungen für die nter natio na- 
liſierung der deutſchen Ströme 
und für die finanzielle Auseinanderfetung mit 
den abgetretenen Gebieten.“ 

„Die in Ziffer 6 aufgeführten Sicherheits⸗ 
leiſtungen an das Garantieko mit ee ſind 
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in der Zeit vom 15. Oktober bis Ende Dezember 
1921 gemacht worden. Sie ſtellen den Gegen- 
wert von 25% des Wertes der in dieſem Zeit⸗ 
raum gemachten deutſchen Ausfuhr dar. Auf 
Grund einer beſonderen Vereinbarung mit dem 
Garantieko mitee wurde diefer Betrag zur Sicher⸗ 
ſtellung der am 15. Januar 1922 fälligen Nepa⸗ 
rationsrate an das Garantieko mitee bezahlt. 

Insgeſamt belaufen ſich die aus der Durch- 
führung des Vertrages von Verſailles bis zum 
31. Juli 1922 entftandenen Ausgaben in Papier- 
mark einſchließlich der Papier markaufwendun⸗ 
gen für die unter Ziffer I und II gemachten 
Leiſtungen auf rund 186 Milliarden. In 
dieſem Betrage ſind die ſehr großen reinen Ver⸗ 
waltungskoſten, die durch die Ausführung des 
Vertrages von Verſailles entſtehen, nicht ent⸗ 
halten. 

In dem Zeitraum vom Ende April 1921 bis 
Ende Juli 1922 find an Ausgaben für die Er- 
füllung des Friedensvertrages rund 151 Mil- 
liarden Papiermark entſtanden. Dieſem Be⸗ 
trage ſteht eine Zunahme der ſchwebenden 
Schuld für den gleichen Zeitraum von 155 Mi- 
liarden Mark gegenüber. Es ſind alſo in dieſer 


Zeit rund 16 Milliarden Mark Reparations- 
ausgaben aus den laufenden ordentlichen Ein⸗ 
nahmen gedeckt worden; die geſamte Ber 
mehrung der ſchwebenden Schuld 
für dieſen Zeitraum ift lediglich aus der Aus⸗ 
führung des Vertrages von Verſailles ent⸗ 
ſtanden.“ (Schröder). 

Für die Verſenkung der deutſchen Kriegs⸗ 
flotte in Scapa Flo w hatte Oeutſchland 
außer dem abzuliefern: 


Socks rund 220.000 t 
Bagger . „ 27 Oo t 
%% He 15 2 500 t 
Schlepper 55 5 000 t 
Schiffbau material. „ 15 000 t 
1 Oeltantdampfer . . „ 8000 t. 
1eSelleihter na 1200 t 


Das Material ift zum größten Zeil geliefert 
bezw. abgegolten. Am 10. Januar 1922 fehlten 
noch: 


Dec rund 48 500 t 
Bagger! 15 16 500 t 
Kas hr 600 t 
Schlepper 55 500 t 


WAS IST EIN STAAT SBANK ROT T7 


on einem Staatsbankrott hört 

man in unſeren Zeiten bei der 

ſtändig kataſtrophaler werdenden 

finanziellen Lage des Staates 
immer häufiger reden. Aengſtliche Gemüter 
zittern vor ihm und glauben mit jeinem 
Eintreten den völligen Zuſammenbruch des 
deutſchen Wirtſchaftslebens und die allgemeine 
Anarchie gekommen. Andere ſehen die Sach⸗ 
lage nüchterner an und fordern, die Erklärung 
des Bankrotts möglichſt ſchnell herbei⸗ 
zufüheren, weil ſie in dieſem Radikal mittel 
die einzige Nettungs möglichkeit aus der immer 
ſchwieriger werdenden Situation ſehen. Wir 
müſſen uns darum auch mit dieſer Frage be- 
ſchäftigen. 

Das Wort Bankrott ſtammt aus dem Sta⸗ 
lieniſchen (banco rotto). Bankrott ift aber im 
juriſtiſchen Sinne nicht dasſelbe wie Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeit oder Zahlungsunmöglichkeit. Das 
iſt der Konkurs. Der Konkurs iſt ein recht⸗ 
liches Verfahren gegenüber einem Zahlungs 


unfähigen im Intereſſe der Gläubiger. Der 
Schuldner wird in der Verfügung über ſeine 
Aktiven faſt völlig beſchränkt und die gemein ⸗ 
ſame Wahrung der Rechte der Gläubiger wird 
einem Konkursverwalter übertragen. Der Straf⸗ 
richter kümmert ſich um den normalen Konkurs 
nicht. Der im Konkurs befindliche verliert nur 
während der Dauer des Konkurſes das Wahl- 
recht und die Fähigkeit zur Bekleidung gewiſſer 
öffentlicher Aemter. Als Bankrott bezeichnet 
die Reichskonkursordnung Handlungen, die ein 
im Konkurs Befindlicher zum Schaden der 
Gläubiger unternimmt. Dieſer Ba nkrott, 
der ein einfacher oder betrügeriſcher Bankrott 
fein kann, iſt ſtraf bar. 

Es iſt klar, daß der Staatsbankrott et was 
anderes fein muß. Wollen wir ſeinen Be⸗ 
griff recht verſtehen, ſo müſſen wir an den 
Bolks gebrauch des Wortes denken. Der Volks- 
mund nennt einen Menſchen bankrott, der ſeinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen 
kann, und der keinen Kredit mehr hat, um ſie 
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zu erfüllen. Ein Staat ift bankrott, wenn er 
die ſeinen Gläubigern gegenüber übernommenen 
Schuldverpflichtungen ganz oder teilweiſe, dau⸗ 
ernd oder zeitlich nicht mehr zu erfüllen vermag. 
Es gibt mancherlei Arten von Staatsbankrott, 
je nachdem, in welcher Form Zins- oder Til⸗ 
gungsverſprechungen nicht erfüllt werden, in 
welcher Höhe das Kapital verloren geht und 
Sicherheiten verletzt werden, ob Gläubiger im 
Ausland oder im Inland in Betracht kommen. 

Nur im Falle äußerſter Not wird ein Staat 
daran gehen, offen ſeinen Bankrott zu erklären. 
Denn für lange Zeit iſt natürlich ſein Kredit 
im Auslande, wie im Inlande aufs ſchwerſte 
geſchädigt. Außer dem wird ein Staat, der feine 
völlige Zahlungsunfähigkeit erklärt, auch vor 
ſchweren innerpolitiſchen Erſchütterungen nicht 
bewahrt werden. Wir finden Staatsbankrotte 
am häufigſten in der Zeit des Abfolutismus, 
wo die geordnete Finanzwirtſchaft allein auf 
dem Verantwortungsgefühl einer Perſönlichkeit, 
des Fürſten, beruhte und in den kleinen Repub- 
liken, die ſich bei ſtändigem Regierungswechſel 
in Parteikämpfen zerfleiſchen. Bei den großen 
modernen Staaten ſchien ein Staatsbankrott, 
wenigſtens vor 1914, eine Anmöglichkeit zu fein. 
England hat nach den ſchweren Schädigun⸗ 
gen der napoleoniſchen Kriege ebenſo wenig 
den Staatsbankrott erklären müſſen, wie die 
Vereinigten Staaten nach dem Bür- 
gerkriege, obwohl ſie 15 Jahre brauchten, ehe 
ſie ihre Währung wieder ſtabiliſiert hatten. 
Auch Frankreich hat nach dem 7oer Kriege 
wie Rußland nach dem japaniſchen Kriege relativ 
ſchnell die Finanzkriſe ohne Staatsbankrott 
überwunden. Nach dem Weltkriege ſcheint aber 
die Möglichkeit des Staatsbank⸗ 
rotts auch für die großen Staaten wieder 
vorhanden zu ſein. Rußland hat ihn 
ja bereits erklärt. Es iſt dabei außer⸗ 
ordentlich radikal vorgegangen, indem es alle 
feine Schulden im Fnlande und im Aus- 
lande für nichtig erklärt hat. Bei 
allen an dem großen Kriege beteiligt geweſenen 
Staaten iſt aber eine ſo außerordentlich große 
Verſchlechterung der Finanzverhältniſſe einge⸗ 
treten, daß es auch auf Seiten der Sieger Staaten 
gibt, die eventuell von einem Staatsbankrott 
betroffen werden können. 

Dem offenen Bankrott geht ge⸗ 
wöhnlich eine Zeit voraus, in der alle Vorbe- 
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dingungen für den Bankrott ſchon da ſind. Man 
kann dieſen Zuſtand als latenten Bank⸗ 
rott bezeichnen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
jede Staatsleitung es bis zum letzten Augenblick 
verſucht, den offenen Bankrott zu vermeiden, 
zum Seil wohl auch durch die Hauptgläubiger 
in dieſem Beſtreben unterſtützt, die in Ruhe 
ihre Maßnahmen treffen möchten, ehe der Zu⸗ 
ſammenbruch erfolgt. 

Es gibt allerlei Mittel, den offenen 
Bankrott aufzuſchieben, wirkſa me und 
ſchädliche. Die beiden einzigen gefunden 
Mittel, die angewendet werden dürfen, ſind 
einmal die rückſichtsloſe Einſchrän⸗ 
kung des Staatsbedarfs bis zu dem 
Punkt, daß die Ausgaben den Einnahmen ent⸗ 
ſprechen und zweitens, wenn das nicht möglich 
iſt, die Erhöhung der laufenden Einnah men 
bis zur völligen Seckung des Ausgabebedarfs. 
Daneben wird man ſich bemühen müſſen, den 
außerordentlichen Etat durch Anleihen zu decken, 
die der hei miſchen Volkswirtſchaft lang 
oder kurzfriſtig entnommen werden. Ausländi⸗ 
ſches Kapital wird nur dann heranzuziehen ſein, 
wenn ſeine Kredite für Nahrungs- und Pro- 
duktionsmittel, ſowie für Rohſtoffe gegeben 
werden, die für die Steigerung der heimiſchen 
Volkswirtſchaft unbedingt notwendig find. Man⸗ 
cher Staatsbankrott hätte ſich vermeiden laſſen, 
wenn die Anwendung dieſer Mittel durchführbar 
geweſen wäre. Sie ſcheitert aber meiſt an dem 
mangelnden Steuerwillen oder der mangelnden 
Steuerkraft der Bewohner, die ja allerdings 
ſpäter, wenn der Bankrott offen erklärt iſt, 
noch ſchlechter daran ſind. 

Es kommen aber auch immer wieder noch 
andere Wittel zur Anwendung, obwohl 
ihre Schädlichkeit längſt bekannt iſt. Aber fie 
ſind bequemer und finden faſt nie energiſchen 
Widerſtand bei der Bevölkerung. Das eine 
dieſer Mittel iſt die mit immer neuen Schulden 
arbeitende Defizit wirtſchaft, das an- 
dere, das bei längerer Anwendung unbedingt 
zum Bankrott führen muß, iſt die Gel dver⸗ 
ſchlechterung. Früher beſtand ſie in einer 
Münzverſchlechterung, indem man 


leichteres Geld prägte, oder ſtatt des edlen 


Metalls ein unedles nahm. Heute hatte man 
durch die Notenpreſſe ein bequemeres Ver⸗ 
ſchlechterungs mittel. Man vermehrte aber nicht 
etwa das Geld dadurch, daß man die Ausgabe 


von ſtaatlichen auf den Kredit des Staates ge- 
gründeten Papiergeld vermehrte, ſondern, in- 
dem man die Noten der großen Zettelbanken, 
(alſo kein eigentliches Papiergeld) in großer 
Zahl von den Banken drucken und ſich über- 
weiſen ließ. Das Oeutſche Reich iſt in dieſer 
Beziehung dem verhängnisvollen Beiſpiel der 
meiſten kriegführenden Staaten gefolgt. Ge- 
heimrat Schwarz erklärt das in einem Auf- 
ſatz („Vermeidung des Staatsbankrotts“ im 
Handbuch der Politik, Bd. 4, Seite 51) in fol⸗ 
gender Weiſe: „Anſerer Finanz-, Geld- und 
Reichsbankpolitik im Kriege ſchwebten als Vor⸗ 
bild offenbar die großen Dienſte vor, die die 
Politik der Bank von Frankreich im Kriege 
1870/71 dem franzöſiſchen Staate geleiſtet hatte, 
wo ebenfalls nach Kriegsausbruch der Zwangs- 
kurs der Banknoten eingeführt wurde und man 
ſich über das im Frieden übliche Seckungsver⸗ 
hältnis hinwegſetzte, wo man aber trotzdem 
ſelbſt nach dem verlorenen Kriege den Wert der 
franzöſiſchen Franknote faſt voll hatte aufrecht 
erhalten können. Solange man in Seutſchland 
mit einem Kriege von verhältnismäßig kurzer 
Dauer, wie 1870/1, rechnen konnte, hätte ſich 
gegen eine ſolche Politik wohl nicht viel einwen⸗ 
den laſſen. Bei den reichen kaum geahnten 
Hilfsquellen des Landes mit dem großen Opfer- 
ſinn ſeiner Bevölkerung, ganz beſonders auch 
der breiten Maſſen, war ja in der Tat ſelbſt 
gegen Ende der eigentlichen Kriegführung noch 
im Herbſt 1918 der Status der Reichsbank ein 
immerhin verhältnismäßig günſtiger. Bei 
2,5 Milliarden Goldbeſtand hatten wir einen 
Notenumlauf von rund 14 Milliarden Mark, 
d. h. nur in Höhe des ſechsfachen Betrages, 
ein Verhältnis, das dem etwa dem heutigen 
der franzöſiſchen Bank entſpricht. Bei 
ſolcher Banklage, in der nicht ganz unbe- 
rechtigten Hoffnung auf noch verhältnismäßig 
günftige Friedens bedingungen, 
(Wilſons 14 Punkte), durfte die Reichsbankleitung 
damals immerhin noch glauben, in abſehbarer 
Zeit durch kluge und energiſche Finanz- und 
Wirtſchafts maßnahmen der Reichsbanknote wie- 
der ihr altes Anſehen und ihre alte Tatkraft auch 
im Ausland zu verſchaffen.“ 

Als aber mit dem Ende des Krieges alle 
dieſe Hoffnungen vernichtet waren, da hätte 
vielleicht die Reichsbank auf einer Aenderung 
der bei Kriegsbeginn durchgeführten Geſetz⸗ 


gebung beſtehen müſſen, die die Reichsbank, 
trotzdem fie eine Aktiengeſellſchaft mit ſelbſt⸗ 
ſtändiger Berantwortlichkeit war, vollkommen 
von der Reichsfinanzverwaltung abhängig ge⸗ 
macht hatte. In England und Frankreich hat 
man ſich zu einem gleichen Schritte nicht ent⸗ 
ſchließen können. Auch dort erhielt der Staat 
Vorſchüſſe von der Bank von England und der 
Bank von Frankreich, aber nur unter bank⸗ 
mäßigen Bedingungen und mit der Verpflich- 
tung, ſeine Anleihen beim Publikum unterzu⸗ 
bringen. Bei uns hingegen bekam das Reich die 
Berechtigung, ſeine ganze ſchwebende 
Schuld durch Fnanſpruchnah me der Reichs- 
bank zu decken. Hatte die Reichskaſſe kein Geld, 
ſo gab ſie in der Höhe der benötigten Summe 
Schatzwechſel an die Reichsbank, die dafür dem 
Reiche Noten geben oder ihm Buchkredite er⸗ 
öffnen mußte. Der Reichsbank lag es auch ob, 
dieſe Schatzwechſel an den Mann zu bringen. 
So hatte die Reichsbank bei dem immer ſtärker 
werdenden Geldbedürfnis des Staates keinen 
Einfluß mehr auf die Höhe des Notenumlaufs. 

Neben den Gegnern der Notenver mehrung 
hat dieſe aber auch ihre Verteidiger gefunden, 
die in der Inflation einen mächtigen An⸗ 
ſporn für die Produktion begrüßten, weil die 
produktiven Unternehmungen bei der vorhan⸗ 
denen Papiergeldmenge leicht Kredit bekamen 
und ſich durch Preiserhöhung an die durch 
die Inflation ſteigenden Preiſe anpaſſen konnten. 
Man hat die Inflation auch als Beruhigungs 
mittel geprieſen, indem man ſagte, daß der 
Rentner die inflatoriſche Steigerung der Preiſe 
auf das Doppelte als unabwendbar hinneh me, 
während er bei einer Einko mmenſteuer von 50% 
ſich als das Opfer räuberiſcher Willkür einer 
antikapitaliſtiſchen Regierung beklagen würde. 
(Dr. Bendixen „Ser Abgrund des Staats- 
bankrotts“.) Gewiß hat die Inflation eine 
Steigerung der Pro duktion herbeigeführt. Aber 
je mehr die Preiſe ſich verteuerten, um ſo ſtärker 
wur de auch die Rückwirkung auf die ausländiſchen 
Deviſen. Die Gel dentwertung im Innern mußte 
eine Geldentwertung im Auslande zur Folge 
haben, die Preiſe für Nahrungsmittel und Roh⸗ 
ſtoffe, die wir aus dem Auslande beziehen 
müſſen, ſtiegen immer mehr und dadurch wur de 
auch die Produktion im Inlande gewaltig ge- 
hemmt. Die ſprungartig ſinkende Valuta der 
deutſchen Mark machte außer dem eine richtige 
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Kalkulation unmöglich und öffnete der Spe⸗ 
kulation Tür und Tor. Allmählich merkten auch 
die Kapitaliſten und die Feſtbeſoldeten die ver⸗ 
derblichen Folgen der Inflation immer mehr. 
Eine Weile kann man ja die Erhöhung der 
Preiſe durch Einſchränkung der Lebensweiſe 
ausgleichen. Aber das geht doch nur eine ge- 
wiſſe Weile, dann kommt man an eine Grenze, 
die nicht überſchritten werden kann. Der Nent- 
ner, der von einem feſten Kapitalertrage lebt, 
kam zuerſt in die ſchwerſte Bedrängnis. Die 
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter konnten 
eine Weile durch mehr oder weniger erzwungene 
Erhöhung ihrer Bezüge einen Ausgleich ſchaffen. 
Aber allmählich laufen die Löhne und noch mehr 
die Gehälter bei der rapid ſteigenden Geld- 
entwertung in immer größerem Abſtande hinter 
den Preiſen her. Es droht eine Zeit zu kommen, 
wo die Arbeitgeber dieſe ungeheure Steigerung 
der perſönlichen Laſten ihrer Betriebe nicht 
mehr mit machen können. Der Staat wird 
ſchließlich dem letzten Rettungsmittel zu neuen 
Zwangsanleihen und unerhört 


DAS 


as Fallen und Steigen der Valuta 

1 greift heutzutage tief in das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben jedes Einzelnen 

ein. Schon die Kinder wiſſen, daß 

der ſteigende Dollarkurs die Verteuerung aller 
wichtigen Bedarfsgüter und eine Verſchlech⸗ 
terung der Lebenshaltung im Gefolge hat. Was 
bedeutet nun aber dieſes ſo viel gebrauchte Wort 
„Valuta“? Valuta iſt der Wert der einheimiſchen 
Zahlungsmittel gemeſſen am Wert 
der auswärtigen Zahlungsmittel. 
Wie kommt es nun aber, daß die deutſche 
Valuta ſchon während des Krieges und vor 
allen Singen in unſeren Tagen eine ſo große 
Entwertung aufweiſt? Wir wollen die Frage 
von einem Sachkenner allererſten Ranges, den 
Geheimrat Diehl beantworten laſſen. Er 
ſchreibt in einem Auffatz („Die Entwertung der 
deutſchen Valuta“ im Handbuch der Politik, 
Bd. 4, Seite 39) in Beantwortung dieſer Frage 
folgendes: „Um das zu erklären, muß man ſich 
klar machen, woher es kommt, daß in Friedens- 
zeiten die deutſche Valuta gegenüber 
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hohen Steuern greifen müſſen, bis er 
ſich nach einer langen Zeit des Elends, das der 
größte Teil der Bevölkerung voll auskoſten 
muß, vielleicht doch gezwungen ſieht, offen 
den Bankrott zu erklären. Vein 
theoretiſch iſt es praktiſcher, den latenten als 
den offenen Bankrott zu vermeiden. Im rich⸗ 
tigen Zeitpunkt angewendet kann der Staats- 
bankrott, wenn keine andere Ret⸗ 
tung zu ſehen iſt, zum Heilmittel werden. 
Natürlich werden ſich die Formen des offenen 
Bankrotts immer nach den beſtehenden Verhält⸗ 
niſſen richten müſſen. 

Als im November und Sezember die Mark 
ihren kataſtrophalen Sturz erlebte, da glaubten 
viele, daß die Regierung bald gezwungen ſein 
würde, zu dem Problem des Staatsbankrotts 
offen Stellung zu nehmen. Bisher iſt das nicht 
nötig geweſen, ja iſt ſogar gelungen, den Sollar⸗ 
ſtand faſt 5 Monate lang auf ca. 20 000 zu ſta⸗ 
biliſieren. Jetzt wo ſich der Dollarftand vervierfacht 
hat, taucht das Geſpenſt des Staatsbankrotts 
drohend wieder auf. 
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allen anderen Ländern mit Goldwährung immer 

einen unabänderlichen Stand hatte 

Dies erklärt ſich daher, daß die Valuta bei 

ihrem normalen Stand einen feſten Preis hat 

Dieſer feſte Preis iſt durch die Menge an Eold 
gegeben, die in den Münzen der verſchiedenen 
Goldwährungsländer enthalten iſt. Beim Ein- 
ſchmelzen von 1000 Frank in goldenen 10-Frank⸗ 
Stücken erhält man genau ſo viel Gold als in 
81goldenen 10-Mark-Stücken enthalten iſt. Saher 
hat der deutſch⸗franzöſiſche Wechſelkurs ſich mit 
ganz kleinen Abweichungen immer um 81 herum⸗ 
bewegt. Aus demſelben Grunde hat der deutſch⸗ 
engliſche Wechſelkurs immer auf etwa 20,43 ge- 
ſtanden. Wenn jemand in Friedenszeiten 
1000 Frank in Frankreich zu bezahlen hatte, 
bezahlte er dafür niemals einen höheren Kurs 
als 81. And zwar deshalb, weil es ſonſt für 
ihn billiger geweſen wäre, deutſche Goldmünzen 
nach Frankreich zu ſchicken, wo dann immer 
durch Einſchmelzen von 810 Mark 1000 Frank 
gelöſt werden konnten. Er wird auch bereit fein, 
etwas mehr als einen Kurs von 81 zu zahlen, 


denn er hat durch Verſendung, Verſicherung, 
Einſchmelzen der Goldmünzen Speſen, deret- 
wegen er bereit iſt, auch z. B. 81,20 / o der 
81,50 „ zu zahlen. Aber er wird nicht über 
den ſo genannten Golde xportpunkt hin- 
ausgehen, d. h. über den Punkt, bei dem es 
für ihn vorteilhafter wird, Goldmünzen zu ex⸗ 
portieren.“ 

„Umgekehrt wird jeder, der Wechfel auf 
Frankreich zu verkaufen hat, ſie nicht viel 
unter 81 „ hergeben. Denn ſonſt läßt er ſich 
billiger von ſeinem franzöſiſchen Schuldner 
20-Frank-Stücke remittieren, die er dann durch 
Einſchmelzen ſo verwerten kann, daß 100 Fr. 
gleich 81 K find. Auch hier wird er bereit ſein, 
um die Speſen zu vermeiden, den Wechſel etwas 
billiger abzugeben, alſo etwa für 80,80 „ oder 
80,60 , aber nicht für weniger als dem ſoge⸗ 
nannten Goldimportpunkt entſpricht. 
Diefe beiden Goldpunkte, zwiſchen denen ſich 
itets der deutſch-franzöſiſche Wechſelkurs bewegte, 
find nach Haupt: 80,56 und 81,37 . Auf 
dieſe Weiſe iſt zwiſchen allen Ländern mit Gold⸗ 
währung ein normaler Stand der 
Valuta vorhanden, die ſogenannte Pari⸗ 
tät, welche dem gegenſeitigen geſetzlichen 
Ausprägungsverhältniſſen der Goldmünzen ent⸗ 
ſpricht. So kommt es, daß zwar das Geld jedes 
Landes nur Gültigkeit innerhalb der Grenzen 
des eigenen Landes hat, und dennoch die Gel d⸗ 
ſorten aller Länder mit Goldwährung einen in⸗ 
ternational- einheitlichen Preis 
aufweiſen. Das den Goldwährungen zugrunde 
liegende gleiche Metall ſchafft einen gebundenen 
feſten Ausgleichspreis, eine Solidarität zwiſchen 
den verſchiedenen Geldmärkten. Das Gold 
vil det alſo das internationale Ausgleichs mittel 
zwiſchen verſchiedenen Ländern für ihre gegen⸗ 
ſeitigen Forderungen und Verpflichtungen; und 
da das Gold einen feſten Preis hat, ergibt ſich 
auch daraus die Feſtigkeit der Wechſelkurſe unter 
normalen Verkehrszuſtänden bei den Gold- 
währungsländern.“ 

Zu Beginn des Krieges wurde die Reichs- 
bank von ihrer Verpflichtung zur Einlöfung der 
Banknoten in Gold entbunden. Damit war 
praktiſch in Seutſchland die Gol dwäh rung 
auf gehoben und die oben erwähnte Aus- 
gleichs möglichkeit zur feſten Parität nicht mehr 
vorhanden. Der Preis der deutſchen Zahlungs⸗ 
mittel hing jetzt lediglich von Angebot und Nach⸗ 


Seutſchland 17 


frage nach deutſchen oder ausländiſchen Zah⸗ 
lungsmitteln ab. Da Seutſchland während des 
Krieges immer mehr Waren aus dem neutralen 
Ausland bezog, als es ausführte, ſo verſchob ſich 
das Verhältnis zwiſchen fremden und deutſchen 
Zahlungsmitteln immer mehr zu unſeren Un- 
gunſten. In Seutſchland war nämlich die Nach⸗ 
frage nach fremden Zahlungsmitteln größer, 
als im Auslande die nach deutſchen Devijen. 
Einen weiteren Einfluß auf die Verſchlechterung 
der deutſchen Baluta hat die Spekulation 
gehabt. Die Devifenordnungen vom Januar 
1916 und Februar 1917 konnten gegen ſie nur 
wenig ausrichten. 1919 wurde die letztere ſo gar 
be dauerlicherweiſe wieder aufgehoben. 

Das wichtigſte aber war, daß der innere 
Wert der Mark ſank und damit naturgemäß 
dem Auslande das Vertrauen zu der 
deutſchen Währung genommen 
wurde. Ser Grund für die Entwertung der 
Mark war die Inflation, d. h. die ſich immer 
ſteigernde Maſſe von Papiergeld, die eine Er⸗ 
höhung des Preisſtandes der Waren mit ſich 
bringen mußte. Die unermüdliche Arbeit der 
Notenpreſſe ſchuf eine wachſende Kauf- 
kraft der Bevölkerung, für die nicht die ge⸗ 
nügende Mengen von Waren vor⸗ 
handen war. Das mußte die Preiſe der Waren 
ſteigern und damit das Geld entwerten. Auch 
hatte ſich die Art des Geldes verändert. Vor 
dem Kriege gab es lediglich Reichs bank⸗ 
noten, die durch Gold und durch Wechſel ge- 
deckt waren und jederzeit gegen Gold eingelöſt 
werden mußten. Es gab nur 120 Millionen 
Reichskaſſenſcheine ohne Dedung, die 
nicht geſetzliche Zahlungsmittel waren. In den 
erſten Tagen des Krieges aber hatte ein Reichs⸗ 
tagsbeſchluß die Neichskaſſenſcheine zu Bapier- 
geld mit Zwangskurs gemacht, und 
den Einlöſungszwang der Reichsbanknoten gegen 
Gold aufgehoben. Neu kamen dazu die in großer 
Menge ausgegebenen Dahrlehnskaſſen⸗ 
ſcheine. Diefer immer mehr wachſenden 
Maſſe von Papiergeld ſtand ein zuſammen⸗ 
ſchmelzender Goldbeſtand gegenüber. Im De- 
zember 1914 beſaß die Reichsbank noch für über 
2 Milliarden Gold, in der Folge war es auf 
1,1 Milliarde zurückgegangen. Da die Noten 
der Reichsbank jetzt nicht mehr nur gegen kauf⸗ 
männiſche Wechſel ausgegeben wurden, ſondern 
auf Grund von Finanzwechſeln des Deutſchen 
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Reiches, die die Regierung in beliebiger Höhe 
ausjtellen konnte, jo war der Ausgabe von 
Papiergeld natürlich keine Schranke geſetzt. um 
ein paar vergleichende Zahlen zu nennen, im 
Herbſt 1917 gab es 6 Milliarden Sarlehns⸗ 
kaſſenſcheine, im Oktober 1920 waren es bereits 
55 Milliarden geworden. Der Umlauf an 
Neichsbanknoten hatte im Herbſt 1917 10¼ 
Milliarden betragen, er war im Oktober 1920 auf 
62 Milliarden geſtiegen. Die Zahlen der neueſten 
Zeit wachſen ſo ſchnell, daß eine Angabe darüber 
veraltet ſein würde, ehe dieſe Seite gedruckt iſt. 
Jeder kann aus den Zeitungen die Zahlen des 
neueſten Reichsbankausweiſes zum Vergleich 
heranziehen. 

Auch für die Entwertung der Mark 
im Vergleich zu den Devifen einiger Länder 
ſollen Beiſpiele gegeben werden. Es koſteten 


100 Dollar 


am 25. Juli 1914 419 . 
am 30, Dezember 1916 544 I 
am 31. Dezember 1919 4925 I 
am 7. Juni 1923 . . . 17644000 #6 
100 holländiſche Gulden 
am 25. Juli 1914. 169 
am 30. Dezember 1916 259 . 
am 51. Dezember 1919 1876 4 
am 7. Juni 1923 . 6917 200 % 
10 ſch we diſche Kronen 
am 25. Juli 1914. 112 #6 
am 50. Dezember 1916 172 4 
am 31. Dezember 1919 1073 I 
am 7. Juni 1925. . 4641600 Mb 
loo ſchweizer Franken 
am 25. Juli 1914. 81,40 I 
am 30. Dezember 1916 117, — 4. 
am 31. Dezember 1919 880,— ft 


am 7. Juni 1925 3047 600, — 4 


Woher kommt nun dieſe ungeheure Geld- 
entwertung? Sie iſt die Auswirkung der Be- 
dingungen des Friedens von Verſailles auf 
unſere Auslandshandelsbilanz. Die 
Bilanz des deutſchen Außenhandels war aller⸗ 
dings auch vor dem Kriege ſchon etwas unter⸗ 
wertig. Aber der Ueberſchuß der Einfuhr über 
die Ausfuhr wurde ausgeglichen durch 
die Einnahmen aus der deutſchen Seeſchiffahrt 
und die Erträge der im Ausland arbeitenden 
deutſchen Kapitalien. Nach dem verlorenen 
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Kriege und dem Friedensvertrage hat ſich die 
Situation völlig verändert. Faſt alle Geld- 
anlagen im Auslande und die Einkünfte daraus 
find verloren gegangen. Der Beſitz des deutſchen 
Volkes an ausländiſchen Wertpapieren iſt ver⸗ 
ſchwindend klein geworden, und die Geſchäfte 
unferer Reedereien im Auslande haben nur 
einen ganz beſcheidenen Umfang. Wir hätten 
alſo auch nichts, um unſere Handelsbilanz aus- 
zugleichen, wenn fie nur dieſelbe geringe Diffe- 
renz aufwieſe, wie vor dem Kriege. Die Span- 
nung zwiſchen Ausfuhr und Ein- 
fuhr iſt aber heute ganz ungeheuer groß 
geworden. Wir haben unſere Einfuhr nicht nur 
ſtark vermehren müſſen, ſondern ihr Wert hat 
ſich auch außerordentlich erhöht. Wir haben 
große Gebiete mit reicher landwirtſchaftlicher 
Pro duktion verloren und find infolge deſſen ge- 
zwungen, noch mehr Lebensmittel als früher 
einzuführen. Außerdem iſt durch die Blockade 
und den Raubbau der Kriegsjahre ein ſehr 
großer Bedarf an Dünger und Fut⸗ 
ter mitteln eingetreten. Der Verluſt von 
Lothringen zwingt uns, Eiſenerz aus dem Aus- 
lande einzuführen. Dazu ko mit der notwendige 
Import von Rohftoffen für unſere Induſtrie. 
So gar Kohlen aus England werden in 

der letzten Zeit in ſteigenden Mengen eingeführt, 

trotzdem das Pfund zu ſchwindelhafter Höhe 

ſteigt. 

Diefe umfangreiche Einfuhr bringt natür- 
lich eine Vermehrung der Zahlungs- 
verpflichtungen Oeutſchlands an das 
Ausland. Zu dem Preiſe für die Rohſtoffe 
kommen noch die Frachten für die fremden 
Reedereien dazu. Die fortſchreitende Ueber⸗ 
fremdung unſerer Induſtrie zwingt uns zu 
großen Zinszahlungen an das Ausland. Dazu 
kommen die umfangreichen Borkriegs⸗ 
ſchulden, die wir durch die Ausgleichsämter 
in Goldwert bezahlen müſſen, und der Unter- 
halt der feindlichen Beſatzungs- 
truppen. Am ſchwerſten aber tragen wir, 
wie jeder weiß, an den ſogenannten Wie der⸗ 
herſtellungs zahlungen, die unjere 
Volks wirtſchaft bis zum äu ßerſten belaſten. Da 
für einen großen Teil dieſer Zahlungen kein 
Gegenwert hereinkommt, jo find dieſe lediglich 
Verluſte am Volksver mögen. 

Wir könnten vielleicht durch eine ſtark 
erhöhte Ausfuhr die Laſt dieſer Zah⸗ 


lungsverpflichtungen etwas herabmindern. Aber 
die Leiſtungsfähigkeit unſerer Export- Induſtrie 
wird in ſtarkem Maße gehemmt durch die in 
Seutſchland herrſchende Kohlennot. Denn 
wir müſſen, wie an anderer Stelle bereits aus- 
geführt wurde, an Frankreich und an Belgien 
große Kohlenmengen liefern, obwohl dieſe Länder 
ſelbſt an Kohlen keinen Mangel haben. Die Ge⸗ 
bietsverluſte haben aber nicht nur unſere land⸗ 
wirtſchaftliche Erzeugung eingeſchränkt, ſondern 
fie brachten auch eine Verminderung der In⸗ 
duſtrieerzeugniſſe mit ſich. So ſank z. B. durch 
den Landverluſt im Weſten und Oſten die Aus- 
fuhr von Walzwerkserzeugniſſen gegen 1915 um 
etwa 24 Prozent. Auch der viel ausgeführte 
elſäſſiſche Kalk kann nicht mehr zum Ausgleich 
unſerer Handelsbilanz dienen. Die Sach- 
lieferungen vermögen unſere Handels- 
bilanz auch in keiner Weiſe zu beſſern, da wir ja 
keine Gegenwerte dafür empfangen, ſondern 
uns dieſe nur gutgeſchrieben, d. h. von der nie 
zu leiſtenden Entſchädigungsſumme, die in Lon⸗ 
don im Mai 1921 feſtgeſetzt wurde, abgezogen 
werden. Unfere Ausfuhr wird noch weiter ge- 
hemmt durch die Schranken hoher Baluta- 
z ölle, die das Ausland gegen fie aufrichtet. 

Da der größte Teil des Erlöſes unferer Aus- 
fuhr in Form von Devifen an den Feindbund 
geht, das Reich aber in Papiermark den Gegen- 
wert an den Ausfuhrkauf mann zahlt, jo muß 
unſer Geld immer mehr entwertet, 
unſere Valuta immer ſchwächer werden. Der 
Reichskanzler Dr. Wirth hat in einer Anſprache, 
die er am 2. November 1922 an die in Berlin 
zuſammengekommenen ausländiſchen Finanz- 
ſachverſtändigen gehalten hat, darauf hinge⸗ 
wieſen, daß eine Beſſerung unſerer Handels- 
bilanz nur möglich ſei, wenn es gelinge, die 
Mark zu ftabilifieren. Schon im September 1920 
hat der große ſchwediſche Natio nalök onom Guſtav 
Caſſel, der jetzt auch wieder unter den Sach- 
verſtändigen iſt, die bemüht ſind, den ſterbenden 
deutſchen Wirtſchaftskörper noch zu retten, in 
einem Memorandum, das er der internationalen 
Finanzkonferenz in Brüſſel überreichte, ähn⸗ 
lichen Gedanken Ausdruck gegeben. Er ſagte 
dort: 


„Die wilden Schwankungen der Wechſel⸗ 
kurſe und die faſt vollſtändige Unmöglichkeit, 
künftig Werte fremden Geldes auch nur einige 
Tage vorher abzuſchätzen, iſt ſelbſtverſtändlich 
eines der Haupthinderniſſe gegen ein 
Wiederaufblühen von Handel und Pro duktion. 
Alle Bemühungen für die Wiederherſtellung der 
Welt wirtſchaft müſſen deshalb zunächſt mit der 
Herſtellung ſtabiler Wechſelkurſe zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Ländern beginnen. Da 
aber Wechſelkurſe der Maßſtab des Wertes ver⸗ 
ſchiedener Geldſyſteme find, fo können ftabile 
Wechſelkurſe nur erreicht werden, wenn die 
einzelnen Syſteme ſelbſt einen fixierten Wert 
erhalten. Die Frage, der Geldeinheit eines 
Landes einen ſtabilen Wert zu geben, iſt zwar 
in erſter Linie eine Geſchäftsfrage für 
das Land ſelbſt. Es liegt aber auch im gemein⸗ 
ſamen Vorteil der ganzen Welt, daß die 
Werte einiger Währungen feſtgelegt werden, als 
Vorausſetzung für die Valutaſtabiliſierung.“ 

„Der Wert einer Geldeinheit muß gleich- 
bedeutend fein mit dem Verhältnis zu den wich- 
tigften Waren. Auch bei einem ſtabilen Gel d⸗ 
ſyſtem können felbitverftändlih die einzelnen 
Preiſe im Verhältnis zu einander ſchwanken, 
aber die Geſamthöhe der Preiſe 
bleibt ungefähr dieſelbe. Wenn nun der Wert 
jedes Geldſyſtems an ſeiner Kaufkraft gemeſſen 
wird, müſſen die Wechſelkurſe zwiſchen zwei 
Währungen beſtimmt werden durch das Ver- 
hältnis zwiſchen der Kaufkraft dieſer Einheiten in 
ihren Ländern. Sieſes Verhältnis kann man 
am beſten die „Kaufkraftparität“ nen⸗ 
nen. Dieſe Parität gibt das Gleichgewicht der 
Wechſelkurſe der verſchiedenen Länder an.“ 

Das Problem der Stabiliſierung der deut⸗ 
ſchen Valuta hat die Sachverſtändigen der 
ganzen Welt beſchäftigt. Bekanntlich hat die 
Reichsbank im Auftrage der Regierung Cuno 
nach dem Ruhreinbruch eine großzügige Sta- 
biliſierungsaktion unternommen. Es iſt damals 
— allerdings unter großen Opfern — gelungen, 
den Kurs der Mark faſt drei Monate lang in 
faſt der gleichen Höhe zu halten. Auf dieſe Mark⸗ 
ſtützungsaktion wird im Schlußkapitel noch zu⸗ 
rückzukommen fein. 


STEUERN, ZÖLLE UND MONOPOLE 


teuern find zur Beſtreitung des öffent⸗ 

lichen Aufwands notwendig 

geweſen, ſolange es ſtaatliche Gebilde 

gibt. Aber niemals haben ſie ſich 

bei der Bevölkerung, die ſie aufbringen muß, 
einer beſonders großen Beliebtheit er- 
freut. Stets hatte die Staatsgewalt mit einem 
paſſiven Widerſtand der Bevölkerung zu rechnen 
und feine ſteuerlichen Maßnahmen find immer, 
mochten fie auch von unparteiiſcher Gerechtigkeit 
diktiert fein, von der Allgemeinheit ſcharf kriti⸗ 
fiert worden. Steuern ſollen ausreichend 
und zulänglich ſein, d. h. ſie ſollen den 
Finanzbedarf möglichſt decken. Steuer 
quelle darf nur das Natio naleinkommen fein, 
das, wenn irgend möglich, nur ſoweit in An⸗ 
ſpruch genommen wird, daß das Nationalver- 
mögen geſchont wird. Dieſe Schonung iſt not⸗ 
wendig, damit man in Zeiten der Not, wie wir 
ſie ja nach dem Kriege hatten, auch auf das 
Natio nalkapital vorübergehend zurückgreifen 
kann. Bei der Wahl der Steuern wird die Wir ⸗ 
kung auf den, der fie zahlen muß, in Kückſicht 
zu ziehen ſein. Eine Steuer, die ſich abwälzen 
läßt, wird immer lieber hingenommen als eine 
nicht abwälzbare. Eine gerechte Beſteuerung 
iſt eine allgemeine und eine gleich- 
mäßige, Sie wird eine untere Grenze haben, 
die das Exiſtenzminimum frei läßt und wird die 
Gleichmäßigkeit in der Beſteuerung nicht etwa 
fo auffaſſen, daß jeder Einzelne den gleichen 
Steuerbetrag zu zahlen hat, ſondern wird die 
Gleichmäßigkeit darin ſehen, daß jeder im Ber⸗ 
hältnis ſeiner wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit gleichmäßig belaſtet 
wird. Eine Steuer muß auch ſcharf und klar 
beſtimmt ſein. Der Steuerpflichtige muß den 
Betrag, die Zahlungszeit, den Zahlungsort und 
die Zahlungsart genau erfahren. Die Ein- 
ziehung der Steuer muß möglichſt bequem 
ſein. Ihre Erhebung iſt ſo einzurichten, daß für 
den Steuerzahler aus dieſer ſtaatsbürgerlichen 
Betätigung keine Beſchwer den erwachſen. End- 
lich wird eine geſunde Steuerpolitik danach 
ſtreben, die Erhebungsko ſte n einer Steuer 
ſo gering wie möglich zu geſtalten. 
Der 1Oprozentige Lohnabzug bei den Gehältern 
und Löhnen der Angeſtellten und Arbeiter für 
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die Einko mmenſteuer ift ein klaſſiſches Beiſpiel 
für die, im fiskaliſchen Sinne gut gelöſte, ſpar⸗ 
ſame Erhebung. 

Wenn Moritz von Stein einmal ſagt, daß 
jede Steuer eine Einko mmenſteuer ſei, ſo hat 
er damit nur in der Beziehung Necht, daß die 
wiederkehrenden Steuereinkünfte nur von wie⸗ 
derkehrenden Einkünften der Beſteuerten her⸗ 
kommen können. 

Die Steuerarten zerfallen in direkte 
und indirekte Steuern. Bei den direkten 
Steuern werden Liſten angelegt auf Grund 
deren in gewiſſen Perioden das Einkommen 
und das Vermögen der Steuerpflichtigen be⸗ 
ſteuert werden. Das Einkommen wie das Ver⸗ 
mögen wird ermittelt und zur Beſteuerung 
veranlagt. Bei den indirekten Steuern 
werden in der Hauptſache auf Grund eines 
Tarifes gelegentlich beſtimmter Handlungen 
Steuern erhoben. 

Es gibt da zwei Arten. Die Berkehrs⸗ 
ſteuern, bei denen an Kechtsgeſchäfte oder 
an die Benutzung behördlicher Tätigkeit eine 
Abgabe geknüpft iſt, und die Zölle und 
inneren Verbrauchsſteuer n. Zölle 
werden erhoben, ſobald Kaufmannsgüter oder 
Reiſegepäck über die Landesgrenzen befördert 
werden. Wit den inneren Verbrauchsſteuern 
find belegt Unternehmer, die beſtimmte für den 
Verbrauch im Inlande beſtimmte Waren ber- 
ſtellen, verfrachten oder mit ihnen handeln. 
Dieſe Abgaben werden Akziſen oder auch 
Aufſchläge genannt, weil die Höhe dieſer ſteuer⸗ 
lichen Abgaben ſtets auf den Abnehmer ab- 
gewälzt wir d. 

Schon vor dem Kriege hatte Deutſchland 
feine Belaſtung mit Akziſen nicht nur auf ent⸗ 
behrliche Dinge beſchränkt. Wir hatten ein Zoll⸗ 
ſyſtem, das durch Schutz der Erzeugniſſe der Land⸗ 
wirtſchaft und Schutz von Halbfabrikaten eine 
Verteuerung der Lebenshaltung mit ſich brachte. 
Nach dem Kriege wurden nun die inneren Ver⸗ 
brauchsſteuern ganz weſentlich erhöht. Die 
Eiſenbahntarife und die Po ſtgebüh⸗ 
ren ſtiegen ins unermeßliche, eine Kohlen- 
ſteuer von 40 Prozent des Kohlenpreiſes be⸗ 
laſtete den unentbehrlichen Verbrauch nicht nur 
der Haushaltungen ſondern auch der Landwirte, 
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der Industrie, des Handwerks und der Ver⸗ 
kehrsanſtalten. Dadurch wird der Derbrauc 
in ungeheurer Weiſe belaftet. 
Surch die Umjasfteuer und die Verkehrs⸗ 
ſteuer werden in Zukunft die Laſten der Anter- 
nehmer im Augenblick der Produktion enorm 
geſteigert werden. Im vollen Umfange werden 
wir das erſt empfinden, wenn einmal die 
Warenknappheit am Weltmarkt auf- 
hört, die Preiſe wieder einmal fallen 
ftatt zu ſteigen und die Sorge um den 
Abſatz der Produkte wieder beginnt. 
Wenn dann die deutſche Valuta erheblich ge⸗ 
beſſert ift, und der Preisabbau einſetzt, dann 
wird unſer jetziges Steuerſyſtem einer 
ſehr ſcharfen Kritik ausgeſetzt ſein. Man 
wird dann dieſes Steuerſyſtem, daß die Koſten 
der Produktion ganz außerordentlich ſteigert, 
als eine unerträgliche Feſſel der Be- 
tätigung im internationalen Wettbewerb am 
Welt markte empfinden. Heute kann uns das 
aber nicht kümmern. Oringendſte Sorge der 
Finanzverwaltung mußte es ſein, möglichſt 
ſchnell große Steuereinnahmen zu haben, um 
die ſchweren Nöte und Gefahren des Augenblicks 
zu überwinden. 

Imfolgenden ſoll von den einzelnen Steuer⸗ 
arten einiges geſagt werden. Keiner wird ver⸗ 
langen, daß in dieſem Sammelwerke jede ein⸗ 
zelne Steuerart ausführlich behandelt wird. Wir 
können nur in ganz großen Zügen das wichtigſte 
von jeder der einzelnen Steuern ſagen und 
müſſen alle die, die ſich aus beruflichen Gründen 
für eine beſtimmte Steuer intereſſieren, auf die 
mit Erläuterungen verſehenen Ausgaben der 
einzelnen Steuergeſetze verweiſen. Die Steuer⸗ 
geſetze find ſoweit dem Verfaſſer die Unterlagen 
zugänglich waren, mit ihren Erneuerungen bis 
zum Herbſt 1922 ergänzt. 


DIREKTE STEUERN 
DIE REICHSEINKOMMENSTEUER 


Der Reichseinto mmenſteuer unterliegen le⸗ 
diglich die natürlichen Perſonen. Die 
Beſteuerung der nicht phyſiſchen Perſonen (Ge⸗ 
ſellſchaften ufw.) erfolgt nach dem Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetz. Einko mmenſteuerpflichtig find mit 
ihrem gefamten Einkommen, alſo 
auch mit aus dem Ausland ſtammenden Bezügen 


1. Deutfhe Reichsangehörige, 
ſo weit fie ſich nicht länger als zwei Fahre dauernd 
im Auslande aufhalten; 

2. Nicht deutſche, wenn ſie im Inland 
ihren Wohnſitzhaben oder ſich des Erwerbs wegen 
o der länger als 6Monate in Seutſchlandaufhalten. 

Alle Perſonen ohne Rückſicht auf 
Staatsangehörigkeit, Wohnſitz und 
Aufenthalt müſſen das Einkommen aus deut⸗ 
ſchem Grundbeſitz oder einem Gewerbebetrieb, 
der in Deutfchland arbeitet, aus einer in Oeutſch⸗ 
land aus geübten Erwerbstätigkeit o der aus regel ⸗ 
mäßig wiederkehrenden Bezügen oder Anter⸗ 
ſtützungen, die aus öffentlichen deutſchen Kaſſen 
mit Nückſicht auf eine gegenwärtige oder frühere 
Dienſtleiſtung oder Berufstätigkeit gewährt wer⸗ 
den, verſteuern. Steuerbares Einkommen iſt der 
Geſamtbetrag der Einkünfte nach Abzug 
der im Geſetz vorgeſehenen Beträge. Das Geſetz 
bezeichnet zunächſt als zum ſteuerbaren Ein⸗ 
ko mmen gehörig, die Einnahmen aus den haupt⸗ 
ſächlichſten Einnahmequellen (Grundbeſitz, Ge⸗ 
werbebetrieb, Kapitalvermögen und Arbeit), 
fügt aber gleichzeitig hinzu, daß auch fo nſti ge 
Einnahmen ohne Rüdjiht darauf, ob es 
ſich um einmalige oder wiederkehrende Ein- 
nah me handelt, ein zu verſteuerndes Einkommen 
find. Sarum find Einnahmen aus einmaliger 
Tätigkeit, aus einmaligen Verkaufsgeſchäften, 
Entſchädigungen für entgehende Einnahme, Lot⸗ 
teriegewinne und andere außerordentliche Ein⸗ 
nahmen als Einkommen zu verſteuern. Als Ein- 
nahmen in dieſem Sinne gelten nicht Ver⸗ 
mögensanfälle aus Erbſchaften, Ver mächtniſſen 
und Schenkungen, Kapitaleinnah men auf Grund 
von Lebens-, Unfall- und Kapital⸗Verſicherun⸗ 
gen, Kapitalabfindungen für Erwerbsunfähigkeit, 
Kriegsehrenſolde, Naturalbezüge der Reichs⸗ 
wehr, Krankenrenten, Anterſtützungen aus öf⸗ 
fentlichen Mitteln wegen Hilfsbedürftigkeit und 

Gewinn aus einmaligen Beräußerungsgeſchäften, 
wenn es ſich um die Veräußerung von nach dem 
Beſitzſteuergeſetz zum nicht ſteuerbaren Ver⸗ 
mögen gehöriger Gegenſtände (Haushaltungs- 
mobiliar und dergl.) oder um die Veräußerung 
von Grundſtücken handelt, die länger als zehn 
Jahre im Beſitze des Pflichtigen waren. Vor⸗ 
ausſetzung für die Steuerfreiheit dieſer Ver⸗ 
äußerungsgewinne ſoll aber ſein, daß die Gegen- 
ſtände und Grundſtücke nicht in der Abſicht der 
Wie derveräußerung erworben wurden. 
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Seit dem 1. Januar 1922 find außerdem 
kein zu verſteuerndes Einkommen: Verſorgungs- 
bedürfniſſe auf Grund von Kriegsdienit- 
beſchädigungen, Kriegsverſorgung der Militär- 
hinterbliebenen ohne Rücksicht auf ihre Höhe. 

Der Einkommenſteuertarif ftaf- 
felte ſich zunächſt wie folgt: für die erſten an- 
gefangenen oder vollen 

100.000 #6 Einkommen 10 v. H. 


für weitere 50 000 „ 3 15 
„ „ 50.000 „ „ 20 „ „ 
„ „ 50000 „ „ 25 „R „ 
2 15 150 000 „ uſw. „ 50 


Bei der ſchnellen Geldentwertung muß na- 
türlich ſtändig die Einkommenſumme, bis zu der 
der Loh nabzug von 10%, erhöht und damit 
auch die Staffelung verändert werden. Die 
jetzigen Zahlen würden beim Oruck ſchon wieder 
überholt ſein. So bleibt die erſte Faſſung am 
beſten ſtehen. 

Das Einkommen der Frau, die 
ein ſelbſtändiges Geſchäft bezw. Gewerbe be- 
treibt, iſt dem Einkommen des Mannes zuzu- 
rechnen, nicht dagegen das Arbeitseinkommen, 
das die Frau etwa in einem dem Ehemann 
fremden Betriebe erzielt. Ebenſo wird das Ein 
kommen der minderjährigen Kin- 
der dem des Vaters hinzugerechnet, ſo weit es 
ſich nicht um ſelbſtändig veranlagtes Arbeits- 
einkommen handelt. 

Die Veranlagung erfolgt immer für ein 
Kalenderjahr. Maßgebend iſt das ſteuer⸗ 
pflichtige Einkommen des voraus gegan— 
genen Jahres. Es gibt nach dem neuen 
Einko mmenſteuergeſetze weder eine Hurchſchnitts⸗ 
berechnung, noch eine Veranlagung nach dem! 
wahrſcheinlichen Einkommen. Beſondere Vor- 
ſchriften beſtehen für die Ermittlung des Ein- 
kommens aus einzelnen Einkommensquellen. 
So wird das Einkommen aus Landwirt- 
ſchaft und Gewerbe durch den Vergleich 
der Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben 
unter Berüdjihtigung des Wertes der Waren, 
der Erzeugniſſe und der Vorräte und des be- 
weglichen Anlagekapitals am Anfange und Ende 
des Wirtſchafts jahres ermittelt. Im allgemeinen 
iſt der gemeine Wert anzuſetzen. Iſt aber der 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis geringer als 
der gemeine Wert, ſo kann dieſer angeſetzt werden. 
Dienſtauf wandentſchädigungen find ſteuerfrei. 
Zweifelhafte Forderungen bleiben außer Anſatz. 
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Die Seklarationspflicht beginnt 
bei einem Einkommen von 3000 . Die Steuer 
ift in vier Fahresraten (Mitte Mai, 
Auguft, November, Februar) zu entrichten. Das 
Geſetz ſieht aber vor, daß jeder Arbeit geber dem 
Finanzamt Namen, Stellung, Wohnung und 
Einkommen ſeiner Arbeitnehmer mitzuteilen 
hat und bei jeder Lohnzahlung 100% 
des auszuzahlenden Arbeitslohnes einzubehalten 
und dafür dem Arbeit neh mer in einer beſonderen 
Steuerkarte Steuermarken einzukleben hat. Es 
iſt auch die unmittelbare Zahlung des Arbeit- 
gebers an die Steuerkaſſe zuläffig. Die Steuer- 
marken werden von den Hebeſtellen wie bares 
Geld bei der Steuerzahlung angenommen. Hat 
der Arbeitnehmer mehr zu zahlen, als feine 
Steuermarken betragen, ſo muß er den über- 
ſchüſſigen Betrag zuzahlen, im anderen Falle 
wird ihm der überſchüſſige Betrag herausbezahlt. 
Dieſe Vorſchriften finden auch auf Gehalts- 
und Penſionsbezüge Anwendung. 


DER SITE UE RAB E UG 


Beim Steuerabzug vom Lohn und vom 
Gehalt ſind für den Empfänger wie für ſeine 
Frau und jedes zur Haushaltung gehörige min- 
derjährige Kind mit Ausnahme derjenigen, die 
17 Fahre alt ſind und ſelbſtändig verdienen, 
beſtimmte Beträge fteuerfrei. Der 10pro- 
zentige Steuerabzugermäßigt jich feit 
dem 1. Juli 1923 für den Steuerpflichtigen und 
feine Ehefrau um je 6000 / monatlich reſp. 
1440 % wöchentlich, für jedes minderjährige 
Kind im Haushalt um 40.000 % reſp. 9600 K. 
Weiter können abgezogen werden für Sicherung 
und Erhaltung (Werbungskoſten) 
50 000 / monatlich und 12 000 1 wöchentlich. 
Eine Erhöhung dieſer Abzüge kann beim Finanz- 
amt beantragt werden, wenn die MWerbungs- 
koſten nachweislich den üblichen Betrag 
um eine beträchtliche Summe überſteigen. Es 
bleibt ferner ein Betrag ſteuerfrei für alle die 
in $ 15 des Einko mmenſteuergeſetzes vorgeſehe⸗ 
nen abzugs berechtigten Aus gaben. 
Es ſind dies: 

a) die Beiträge zu Kranken-, An- 
fall-, Haftpflicht, Angeſtellten-, Inwaliden- und 
Erwerbslofenverfiherungen, Witwen-, Waiſen⸗ 
und Penſionskaſſen; 


b) die Beiträge zu Sterbekaſſen (bis 
1000 ) und zu Lebensverſicherungen (bis 
8000 40). 

e) die Beiträge zu Berufs-und Wirt- 
ſchafts vertretungen. 

d) die Ausgaben für Fahrten zwiſchen 
Wohn- und Arbeitsſtätte; 

e) Mehraufwendungen für den 
Haushalt, die durch die Erwerbstätigkeit 
der Ehefrau notwendig geworden ſind. 

Abziehbar ſind auch Spareinlagen 
bis 8000 jährlich, ſofern die Rückzahlung des 
Kapitals nur für den To desfall bezw. früheſtens 
nach 20 Fahren vereinbart und die Vereinbarung 
dem zuſtändigen Finanzamt angezeigt iſt. Ab- 
zugsfähig find weiter Steuern an die Reli- 
gionsgeſellſchaften, die Körperſchaf⸗ 
ten des öffentlichen Rechts ſind (Artikel 157 der 
Reichsverfaſſung), ſo weit die Steuern in dem 
maßgebenden Kalenderjahre fällig geworden 
find. Maßgebend für die dem Arbeitgeber zu- 
ſtehenden Freibeträge für Frau und Kinder iſt 
der Familienſtand am 1. Oktober 
des verfloffenen Jahres. Auch wenn der Ar- 
beitnehmer arbeitslos iſt, und keinen Lohn er- 
hält, ſteht ihm der Freibetrag für die 
Ehefrau und die Kinder ebenſo wie der Abzug 
der Werbekoſten für das ganze Jahr zu. 

Der Steuerabzug beträgt 10%, iſt aber 
vom Monats- oder Wochenlohn auf volle Mark 
nach unten abzurunden. Der Arbeitgeber hat 
den Betrag der Steuer einzubehalten und dafür 
Steuermarken in die Steuerkarte des Arbeit- 
nehmers einzukleben und zu entwerten. Als 
Arbeitslohn im Sinne des Steuerabzuges gelten 
Gehälter, Beſoldung, Löhne (auch für Neber- 
ſtunden), Tantiemen, Gratifikatio nen oder unter 
einer ſonſtigen Benennung gewährte Bezüge 
aller im öffentlichen oder privaten Dienft an- 
geſtellten Perſonen. Die Natural- und Sach- 
bezüge ſind zur Bemeſſung des einzubehaltenden 
Steuerbetrages in der Höhe anzuſetzen, die ſich 
auf der Lohntarif-Vereinbarung ergibt. 


DIE VERMOGENS STEUER 


Das Vermögensſteuergeſetz bejtimmt eine 
jährliche Steuer auf das gefamte inländiſche 
Vermögen auf volle Cauſend nach unten ab- 
gerundet. Unter das Geſetz fällt auch das aus- 
ländiſche Vermögen von Seutſchen, die nicht 


länger als 2 Fahre im Fnlande bleiben. Nicht 
zu dieſem Vermögen gehören geſetzliche Renten, 
Anſprüche auf Kapitalabfindungen oder Ent- 
ſchädigung wegen Körperverletzung, Hausrat 
und Beträge, die für Wohlfahrtszwecke zurück⸗ 
gelegt find, wohl aber Schmuck- und Ku nſt⸗ 
gegenſtän de über 20 000 M je Stück, ſo wie 
Rentenanfprüche aus privaten Verſicherungen. 

Die erſte Veranlagung erfolgt 
nach dem Stande vom 51, Dezember 
1922. Die hierbei getroffene Feſtſtellung iſt für 
3 Fahre maßgebend. Steuerfreiſind 
100000 /, ſofern der Steuerpflichtige nicht 
ſteuerfreies Vermögen im Auslande hat. Ab- 
zugsfäh ig ſind der Unterhalt für 3 Monate, 
rückſtändige Steuern, der Wert von Altenteils- 
und ähnlichen Leiſtungen, das Stammkapital, 
die Rücklagen. Das Vermögen von Ehegatten, 
die nicht getrennt leben, wird zufammengerech- 
net, doch haftet jeder Ehegatte für ſeinen Teil. 

Für Wertpapiere gelten die Durch- 
ſchnittskurſe der letzten 3 Fahre. 

Befreit ſind Ausländer, denen nach Völker- 
recht Freiheit von perſönlichen Steuern 
zuſteht, Reich, Länder, Gemeinden, Kirchen und 
gemeinnützige Vereinigungen, Reichsbank, Spar⸗ 
kaſſen, die Kaſſen der Arbeiter- und Angeſtellten⸗ 
verſicherung, Penſio ns-, Witwen-, Waifen- und 
ſonſtige Hilfskaſſen, politiſche Parteien und Ver⸗ 
eine, Berufs- und Wirtſchaftsvereinigungen ohne 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 

Für die nächſten 15 Fahre gilt folgender 
Tarif: 

Für natürliche Perſonen von 
einem Reſtvermögen (nach Abzug der fteuer- 
freien 100 000 it) bis 250 000 .M 2 vom Zaufend. 

Von den darüber hinausgehenden Ver- 
mögen beträgt die Steuer 3,75 pro Tauſend. 

Bei höherem Geſamtvermögen bis zu 
850.000 4 beträgt der Steuerſatz für den Ver⸗ 
mögensteil über 600 000 Geſamtver mögen 
6 pro Tauſend. 

Die weiteren angefangenen oder vollen 
250 O00 6 (alſo bis 1 100 000 M Gejamtver- 
mögen) erfordern 9 pro Tauſend Steuern. 

Für die weitere 1 Million M ift Steuerſatz 
12 vom Zaufend, für die weiteren 2 Millionen 
15 vom Cauſend, für die weiteren 5 Millionen 
18 vom Zaufend, für die weiteren 5 Millionen 21 
vom Cauſend, für die weiteren 5 Millionen 24 
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vom Zaufend und für die weiteren 10 Millionen 
27 vom Zaufend, für Beträge darüber hinaus 
30 vom Tauſend. 

Für alle übrigen Steuerpflich-⸗ 
tigen (Geſellſchaften uſw.) beträgt fie von dem 
RNeſtver mögen nach Abzug der ſteuerfreien 
100 000 1 3,75 pro Tauſend. 

Hat jemand am 1. Oktober eines Jahres 


z wei oder mehr Kinder, fo ermäßigt; 


ſich bei Vermögen unter 500 000 M die Steuer 
um 100 / für jedes Kind. Ueber 60jährige 
oder Erwerbsunfähige mit Vermögen unter 
500000 „ und Einkommen unter 20 000 . 
ſind auf Antrag freizuſtellen. Auch bei anderen 
Perſonen kann bei Vermögen bis 200 000 
eine Freiſtellung, bis 500 000 M eine Ermäßi⸗ 
gung bis zur Hälfte aus beſonderen Gründen 
bewilligt werden. Ueberſteigt das Vermögen 
nur wenig dieſe Grenzen und geht durch die 
Steuer das Vermögen unter die Grenze, ſo wird 
nur ſoviel erhoben, daß fie aus der Hälfte deſſen 
beſtritten werden kann, was über die Grenze 
hinausgeht. 

Bei Erbſchaftszuwachs von mehr als 
50 000 ft oder bei Verminderung um 1 Fünftel 
während der drei Jahre erfolgt neue Beranlagung. 

Die Steuer wird am 15. Februar, Mai, 
Auguft und November jedes Jahres erhoben. 
Vorerben und Verwalter gebundenen Ver⸗ 
mögens (von Familiengütern uſw.) können ſie 
aus der Maſſe neh men. Auslands deutſche bleiben 
vom Mo natsſchluß nach ihrer Rückkehr ins Aus- 
land befreit. 


VERMÖGENSZUWACHSSTEUER 


Von dem Vermögenszuwachs am geſamten 
Kapitalvermögen und am inländiſchen Grund⸗ 
und Betriebsvermögen wird von allen in Seutſch⸗ 
land anſäſſigen In- und Ausländern, die länger 
als 6 Monate des Erwerbes wegen ſich hier 
aufhalten, eine Abgabe erhoben. Als Vermögens- 
zuwachs gilt der Anterſchied zwiſchen dem An⸗ 
fangsver mögen und dem En dver⸗ 
mögen. Anfangsver mögen iſt das in- und 
ausländiſche Vermögen bei inländiſchem Aufent⸗ 
halt und das inländiſche Grund- und Betriebs- 
vermögen auch bei ausländiſchem Aufenthalt, 
das für die Vermögensſteuerveranlagung zum 
31. Sezember 1922 als Anfangsvermögen zu 
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Grunde gelegt worden iſt, Endvermögen: das 
Vermögen am 31. Dezember 1925. Die innere 
Kaufkraft der Mark ift an beiden Terminen zu 
berückſichtigen. Befreit ſind Ausländer, die nach 
Völkerrecht Perſo nal ſteuerfreiheit genießen. 
Sind am 31. Dezember 1922 nur Schulden vor- 
handen, am Endtermin aber Ver mögen, jo gilt 
als Anfangsvermögen nur 0 Mark. Ausſcheiden, 
Kapitalabfindungen aus Geſetz oder unerlaubter 
Handlung und Kriegsſchäden. 

Steuerpflichtig iſt der Steuerzuwachs nur, 
wenn er 100 000 & überfteigt und das Endver⸗ 
mögen mehr als 200 000 M beträgt. Letzteres 
gilt nicht für Ausländer bezüglich ihrer inländi⸗ 
ſchen Vermögen. Der Zuwachs wird auf volle 
Tauſende nach unten abgerundet. Ueber 60- 
jährige oder Erwerbsunfähige unter 500 000 .M 
ſind frei. 

Der Tarif iſt folgender: 

Für die erſten angefangenen oder vollen 

200 000 I 1% 

für die weiteren 200 000 1 2% 

für die weiteren 500 000 59% 

für die ferneren 300 000 4% 

für jede weitere Million um 19% bis 990 

ſteigend, für die weiteren Beträge 
10% des Zuwachſes. 

Die Steuer, je zu einem Drittel, ift binnen 
3,9 und 15 Monaten nach Zustellung des Ver⸗ 
anlagungsbeſcheides fällig. Wird bei geringer 
Aeberſchreitung der obigen Grenzen (100 000 und 
200 O00 Mark) das Endvermögen oder der Ver⸗ 
mögenszuwachs durch die Steuer unter dieſe 
Grenzen gedrückt, ſo wird die Steuer nur inſo⸗ 
weit erhoben, als ſie aus der Hälfte des Betrages 
bezahlt werden kann, der dieſe Grenzen über⸗ 
ſchreitet. 

Im übrigen gilt das Ver mögensſteuergeſetz. 


DIE KÖRPERSCHAFTSSTEUER 


Durch das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 
30. März 1920 wird das Einkommen ju⸗ 
riſtiſcher Perſonen getroffen, jo weit 
es nicht als Einkommen natürlicher Perſonen 
verſteuert wird. Unter das Geſetz fällt auch das 
Einkommen der Bergwerksgeſellſchaften, nicht 
rechtsfähiger Vereine, Stiftungen uſw., und 
zwar auch der ausländiſchen, ſoweit inländiſcher 
Grundbeſitz und Gewerbebetrieb vorhanden ift. 


Befreit von dieſer Steuer ſind: 

1. Kirchen, das Reich, das Land und Gemeinden, 
die Reichsunternehmungen einſchl. Neichs⸗ 
bank, die Staatsbank und öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen; 

. Anſtalten und Stiftungen, deren Zwecke im 
Falle der Unzulänglichkeit der eigenen Mittel 
vo m Reiche ganz oder teilweiſe erfüllt werden; 

. die Träger der Reichsverſicherung; 

4. gemeinnützige oder mildtätige inländiſche Ver⸗ 
einigungen (596ige Berzinſung der Einlagen 
ſchließt die Gemeinnützigkeit nicht aus) wenn 
die Einlagen bei Auflöſung zum Nennwert 
zurückgezahlt werden und der Ueberſchuß für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden iſt; 

rechtsfähige Penſionskaſſen oder ſonſtige Hilfs⸗ 
kaſſen für Not oder Arbeitsloſigkeit; 

6. juriſtiſche Perſonen, denen nach Völkerrecht 

Steuerberfreiung zuſteht; 

Berufs- und Wirtſchafts vertretungen und 

Verbände. 

Als ſteuerbare Einkommen der Körper- 
ſchaften werden alle Gel deinkünfte 
angeſehen nach folgenden Abzügen vom 
Geſamtbetrage: 

1. Der zur Erwerbung, Sicherung und Erhal⸗ 
tung des Einkommens gemachten Aufwen⸗ 
dungen, einſchließlich der Ertragsſteuer und 
regelmäßigen Abſchreibungen; 

2. Schul denzinſen und Renten; 

5. Beiträge zu den geſetzlichen Berufsvertre⸗ 
tungen. 

Für die Zentralen der Genoſſenſchaftskaſſen, 
die Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit und 
die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
gelten als Einkommen nur Einkünfte aus Grund⸗ 
beſitz, Kapitalvermögen und Gewerbe. Ein 
ſolches liegt nicht vor, wenn ſich der Ge⸗ 
ſchäftskreis auf Mitglieder be- 
ſchränkt. 

Ausnahmen gelten ferner bei den Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen 
Rechts für Einkünfte aus Unternehmungen, die 
vorwiegend im öffentlichen Intereſſe betrieben 
werden, ſowie für ihre Grundſtücke, bei den 
Sparkaſſen und bei den Kirchen und für Ein- 
künfte, die lediglich gemeinnützigen Zwecken zu⸗ 
geführt werden. 

Steuerfrei find ferner die Rücklagen 
der Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaften, die Tan- 
tie men, die Gewinnbeträge der perfönlich haften⸗ 
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den Geſellſchafter, Einkünfte politiſcher Parteien 
oder Vereine, ſoweit ſie nicht aus eigenem Ge⸗ 
werbebetrieb ſtammen, Steuern, Umlagen auf 
öffentlich rechtlicher Grundlage, Beiträge für 
Mitglieder von Perſonenvereinigungen ſowie 
geſellſchaftliche und genoſſenſchaftliche Einlagen, 
Einkünfte, die ſatzungsgemäß gemeinnützigen 
Zwecken zugeführt werden, endlich Gewinn- 
anteile aus Aktien anderer Erwerbsgejellichaf- 
ten, wenn der Aktienbeſtand mindeſtens ½ der 
Aktien der anderen Gefellſchaft beträgt. Abzu⸗ 
ziehen find ferner Zuwendungen an Penſions⸗ 
kaſſen, zur Deckung von Unterbilanzen einge- 
ſtellte Beträge, die Abgaben von Mehr gewinn, 
nicht dagegen Aufwendungen zur Verbeſſerung 
und Vermehrung des Vermögens, zu Kapital- 
anlagen und zur Schuldentilgung und Rüd- 
zahlung vom Stammkapital oder Geſchäftsan⸗ 
teil, ferner Zinſen für das im Betrieb angelegte 
eigene Vermögen des Steuerpflichtigen, ſowie 
Aufwendungen für die Erfüllung der vorge⸗ 
ſchriebenen Zwecke der Körperſchaften, ebenſo⸗ 
wenig wie die zur Bezahlung der Körperſchafts⸗ 
ſteuer für das laufende Jahr aufgewendeten 
Beträge. 

Der Steuerſatz iſt bei den Erwerbs- 
geſellſchaften auf 20%, ſonſt auf 10% des fteuer- 
baren Einkommens feſtgeſetzt. Bei Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und allen anderen Kapitals- und Per- 
ſonalgeſellſchaften und Vereinigungen, deren 
Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für 
ihre Mitglieder iſt, wird ein Zuſchlag von 
den Beträgen erhoben, die als Gewinnanteile 
irgendwelcher Art verteilt werden, Der Zuſchlag 
beträgt 15% der ausgeſchütteten Beträge. Sind 
im Einkommen von Geſellſchaften (oder Einzel⸗ 
perſonen) Gewinnanteile einer Aktien- odey 
ähnlichen Geſellſchaft enthalten, ſo werden 15, 
121% oder 10% des Gewinnanteilbetrages (nach 
Abzug der Kapitalertragsſteuer auf volle Tau⸗ 
ſend nach unten abgerundet) auf die Körper⸗ 
ſchafts- oder (Einkommen) Steuer angerechnet, 
und zwar wenn das Einkommen mehr als 
2 Millionen beträgt nur 10%, darunter aber 
mehr als 300000 , 127 ſonſt 15%; bei 
geringen Ueberſchreitungen dieſer Grenzen ver⸗ 
bleibt es bei der höheren Anrechnung. Ueberſteigt 
der anzurechnende Betrag die ganze Steuer⸗ 
ſchuld, fo wird der Mehrbetrag nicht erſtattet. 

Für ausländiſche Erwerbsge⸗ 
ſellſchaften iſt eine beſondre Beſtimmung 
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dorgejehen, desgleichen für den Fall, daß ein 
Grund- oder Stammkapital nicht vorhanden ift. 
Auch für den Fall der Auflöſung der Erwerbs- 
geſellſchaft enthalten SS 14, 29 des Geſetzes 
eine beſondere Beſtimmung. Desgleichen findet 
dieſe Beſtimmung finngemäße Anwendung falls 
der Sitz des Unternehmens ins Ausland ver⸗ 
legt wird. 

Das Einkommen wird auf volle hundert 
Mark nach unten abgerundet. Die Grundſätze 
der Veranlagung, Steuererklärung und Steuer⸗ 
entrichtung ſind im weſentlichen dem Neichs⸗ 
einko mmenſteuergeſetze nachgebildet. Die Kör⸗ 
perſchaftsſteuer wird vom Einkommen eines Ge⸗ 
ſchäfts- oder Wirtſchaftsjahres, falls ein be⸗ 
ſonderes Geſchäftsjahr nicht vorhanden iſt, des 
Kalenderjahres erhoben. Sie iſt binnen einem 
Monat nach Empfang des Steuerbeſcheides zu 
entrichten. 

Die Erhöhungen des neuen Geſetzes treten 
bei der Veranlagung in Kraft, die für das 
Wirtſchaftsjahr erfolgt, das nach dem 51. De- 
zember 1921 endet. Die Anrechnung fremder 
Gewinnanteile findet erſt im folgenden Jahre 
(bezw. bei Einzelperſonen bei der Einkommen⸗ 
ſteuer 1923) ſtatt. Auf Antrag kann ſie aber 
auch ſchon im Fahre vorher erfolgen, wenn der 
15 % ge Zuſchlag ſchon gezahlt wird. Erlöſe 
aus der Sparprämienanleihefindfteuerfrei, 
Für die Jahre 1922 und 1923 find ferner noch 
abzufsfähig Aufwendungen für Klein⸗ 
wohnungen, ſowie für 19221927 Rüd- 
lagen für den Werkerneuerungsfonds. 


KAPITALERTRAGSSTEUER 

Don den Erträgen aus Kapitalvermögen 
wird für das Reich eine Steuer von 10% er- 
hoben. An ihrem Aufkommen ſind die Länder 
und Gemeinden nicht beteiligt. 

Es iſt zunächſt unterſchieden zwiſchen Er- 
trägen aus inländiſchen und aus aus- 
ländiſchen Kapitalanlagen. Inländiſche 
Kapitalanlagen ſind ſolche, bei denen der Schuld⸗ 
ner ſeinen Sitz im Inland hat oder bei denen 
das belaſtete Grundſtück im Inland liegt. Steuer⸗ 
bare Kapitalerträge ſind alle Erträge der Er⸗ 
werbsgeſellſchaften, z. B. auch der ſog. Bonus, 
die Zinſen von Anleihen (Reichs-, Staats-, 
Kommunalanleihenundgnduſtrie-Obligationen), 
reine Zinſen von Hypotheken und Grund- 
ſchulden (nicht die Tilgungsbeträge), Renten 
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von Rentenſchulden, vererbliche Rentenbezüge, 
Zinſen aus privaten Darlehen, einſchl. der 
Einlagen und Guthaben bei Sparkaſſen und 
Banken, und Zinſen die bei Verſicherungs⸗ 
Unternehmungen auf die Prämien-Reſerve der 
Verſicherten rechnungsmäßig nach dem Geſchäfts⸗ 
plane entfallen. 

Einnahmen aus Reichsanleihen ſind 
inſo weit befreit, als bei deren Begebung Steuer⸗ 
freiheit zugeſichert ift. 

Zinſen aus einem Darlehen find ftets 
kapitalertragsſteuerpflichtig. Eine Geldforderung 
kann aber auch auf Lieferungen beruhen oder 
onſtigen gewerblichen Leiſtungen. Die Zinſen 
aus ſolchen Forderungen find nicht Kapital-, 
ſondern gewerblicher Art. Um nun zu 
vermeiden, das derartige Transaktionen vor⸗ 
geſchoben und damit ſtets Steuerfreiheit der 
Zinſen aus Darlehen erzielt wird, iſt beſtimmt, 
daß, abgeſehen von den reinen Darlehnszinfen, 
Zinſen aus allen Geldforderungen kapital⸗ 
ertragsſteuerpflichtig ſein ſollen, wenn die For⸗ 
derung länger als 6 Monate fällig iſt. 

Die bisher geuannten Kapitalerträge follen 
ohne Rückſicht darauf, ob fie in einem land- oder 
forſtwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb 
oder außerhalb eines ſolchen anfallen, ſteuer⸗ 
pflichtig ſein. 

Außer dem find ſteuerpflichtig Diskont ⸗ 
beträge von Wechſeln und Anweiſungen 
einſchließlich der Schatzwechſel; die Steuerpflicht 
iſt aber nur dann gegeben, wenn es ſich um 
Kapitalanlagen handelt. Für fie kann ebenſo 
wie für die Erträge aus ausländiſchen 
Kapitalanlagen die Steuer nicht vom Schuldner 
entrichtet wer den; hier bleibt vielmehr die De- 
klaration erforderlich. Daher kann bei den 
Diskontbeträgen uſw. die unterſcheidung zwiſchen 
gewerblichem Ertrag und Kapitalertrag durch⸗ 
geführt wer den. 

Befreit ſind zunächſt alle Kapitalerträge, 
die öffentlichen Sparkaſſen, Genoſſenſchaften, 
deren Geſchäftskreis nur Mitglieder betrifft, 
ihren Zentralen, Verſorgungskaſſen, Hochſchulen 
und ähnlichen Bildungsanftalten und dem Fräger 
der reichsgeſetzlichen Verſicherung zufließen. Die 
Befreiung kann in Einzelfällen auf nicht öffent⸗ 
liche Sparkaſſen ausge dehnt werden. Die Spar⸗ 
kaſſen ſollen jedoch nur inſoweit befreit fein, als 
ſie Geſchäfte betreiben, die zum eigentlichen 
Sparkaſſenverkehr gehören. 


Frei ſollen ferner ſein die Zinſen aus 
Hypotheken und Darlehen, die den Geldver- 
mittlungsanſtalten anfallen, als welche Spar- 
kaſſen, ſo weit fie nicht ſchon unter die vorerwähnte 
Befreiungsvorſchrift fallen, Banken und Ban⸗ 
kiers, Hppothekenbanken, Schiffspfandbrief⸗ 
banken, Finanzierungsinſtitute uſw. in Frage 
kommen. Der Geſchäftsbetrieb dieſer Anſtalten 
geht in der Weiſe vor ſich, daß ſie Gelder zur 
Verzinſung annehmen und ſich dieſe Zinſen da- 
durch erarbeiten, daß ſie die ihnen zur Ver⸗ 
zinſung gegebenen Gelder an andere Perſonen 
weiter verleihen. 

Befreit find auch die Zinſen aus Hypo- 
theken und Darlehen, die dem Reich, den Län- 
dern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) als 
Gläubiger zufließen, ferner von Stiftungen und 
nicht wirtſchaftlichen Berufsverbänden. 


Die Erträge aus inländiſchen Anleihen und 
die oben beſprochenen Zinſen aus inländiſchen 
Verſicherungsunternehmungenſollen ſtets ſteuer⸗ 
pflichtig fein, wenn der Schul dnerim In 
land feinen Sitz hat. Staatsangehörigkeit, 
Wohnſitz oder Aufenthalt des Gläubigers ſind in 
dieſen Fällen belanglos. 

Zinſen aus inländiſchen Hypotheken ſind 
ſteuerpflichtig, wenn das belaſtete Grundſtück 
im Inland liegt. Hier kommt es alſo auf 
Staatsangehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt 
weder des Schuldners (Grundſtückseigentümers) 
noch des Gläubigers an. 

Die Steuerpflicht der übrigen Kapital⸗ 
erträge, alſo der inländiſchen Nentenbezüge, Zin⸗ 
fen aus inländiſchen Darlehen und der Siskont⸗ 
beträge aus inländiſchen Wechſeln uſw. ſowie 
aller Erträge aus ausländiſchen Kapitalanlagen, 
bemißt ſich nach Staatsangehörigkeit, Wohnſitz 
o der Aufenthalt des Gläubigers. Bei den phyſi⸗ 
ſchen Perſonen iſt die Regelung derjenigen des 
Reichseinkommenſteuergeſetzes angepaßt. Bit 
der Gläubiger alſo ein Deutſcher, jo 
ſind die Erträge ſtets ſteuerpflichtig, es ſei denn, 
daß der Gläubiger ſich länger als zwei Jahre 
dauernd im Auslande aufhält, ohne einen Wohn⸗ 
ſitz im Inland zu haben; iſt der Gläubiger ein 
Nicht deutſcher, fo find die Erträge nur 
ſteuerpflichtig wenn der Gläubiger im Seutſchen 
Reiche einen Wohnſitz hat oder ſich im Seutſchen 
Reiche des Erwerbes wegen oder länger als 
ſechs Monate aufhält. Iſt der Gläubiger eine 


juriſtiſche Perſon oder eine inländiſche Ver⸗ 
mögensmaſſe, die nicht dem Vermögen anderer 
Perſonen zuzurechnen iſt (3. B. ein nicht rechts⸗ 
fähiger Verein), ſo iſt der Ertrag ſteuerpflichtig, 
wenn der Gläubiger feinen Sitz im Fnlande hat. 
Schuldzinſen und Kapitalſteuern dürfen nicht 
abgezogen werden; ebenſowenig iſt die Kapital⸗ 
ertragsſteuer ſelbſt abzugsfähig. 

Der Belaſtete iſt der Gläubiger, der Zah⸗ 
lungspflichtige iſt der Schuldner. 
Beträgt alſo der Kapitalertrag 1000 , ſo hat 
der Schuldner 100 „ an Steuern abzuführen, 
aber au ch nur 900 N dem Gläubiger zu zahlen. 
Abwälzung iſt unzuläſſig. Abgeſehen von den 
beſprochenen Befreiungen ſind Erſtattungenu. a. 
vorgeſehen zugunſten der Zeichner deutſcher 
Kriegsanleihe, die nachweislich zur Zeichnung 
Darlehen aufgenommen haben. 

Die Steuerentrichtung durch den Schuldner 
1 Monat nach der Fälligkeit greift Platz, wenn 


der Schuldner feinen Sitz, Wohnſitz oder dauern ⸗ 


den Aufenthalt im Inland hat, oder wenn das 
belaſtete Grundſtück im Inland liegt. 

Bei den Hypotheken- und Dar- 
lehnszinſen muß der Gläubiger auch eine 
Gewähr dafür haben, daß die ihm gekürzte 
Steuer wirklich an das für den Schuldner zu⸗ 
ſtändige Finanzamt abgeführt wird. Deshalb 
ſoll hier der Schuldner für die von ihm an den 
Gläubiger über die Entrichtung der Kapital- 
erträge zu über mittelnde ſchriftliche Anzeige ab⸗ 
geſtempelte Vordrucke oder Stempel marken, die 
auf den Wert der verfallenen Steuer lauten, 
verwenden. Führt der Schuldner den Steuer⸗ 
betrag bar an ſein Finanzamt ab, ſo ſoll er die 
ihm erteilte Quittung dem Gläubiger zuſtellen. 
Da damit gerechnet werden muß, daß die 
Schuldner zum Teil auch aus Ankenntnis, be⸗ 
ſonders in der erſten Zeit, nicht überall hiernach 
verfahren werden — die Schuldner ſind übrigens 
haftbar und gegebenfalls auch ſtrafbar — fo ift 
weiter vorgeſehen, daß der Gläubiger, wenn er 
den gekürzten Kapitalertrag ohne Uebermitt⸗ 
lung einer verſtempelten Benachrichtigung er⸗ 
hält, binnen einem Monat dem Finanzamt hier⸗ 
von Mitteilung machen muß, und daß, wenn er 
den vollen Kapitalertrag ohne Uebermittelung 
einer verſtempelten Benachrichtigung erhält, 
binnen einem Mo nat die Steuer zu entrichtenhat. 

Das Geſetz iſt am 1. Juli 1925 vorläufig 
außer Kraft geſetzt. 


267 


DIE ERBSCHAFTSSTEUER 


Die Erbſchaftsſteuer iſt auch heute noch die 
mit am meiſten umſtrittene Steuer, Anſere Leſer 
erinnern ſich aus dem erſten Teil, daß der Reichs- 
kanzler Fürſt Bülow beim Kampf um die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer 1909 geſtürzt wurde. Obwohl ſie 
eigentlich überall eingeführt iſt, wird ſie von dem 
einen aufs ſchärfſte bekämpft, von dem anderen 
hochgeprieſen. Dabei iſt fie eine der älteſten 
Steuern. Schon im 7. Jahrh. v. Chr. ſoll fie in 
Aegypten beſtanden haben. Jedenfalls wird in 
einem Pappros von 117 v. Chr. ein Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz aus drücklich erwähnt. Man nimmt an, 
daß fie den Zehnten, d. h. 10% betragen habe. 
Wer die deutſchen Sätze vor dem Kriege kennt, 
wird die Summe ſehr hoch finden. Kaiſer 
Auguſtus führte eine 5% Erbſchaftsſteuer ein, 
die mehrere Jahrhunderte in Geltung war. Sie 
traf nur römiſche Bürger und entfreite ganz nahe 
Verwandte und Bedürftige. Im Mittelalter 
finden wir fie in den italieniſchen Stadtſtaaten 
meiſt 5%ig mit Entfreiung der Verwandten 1. 
und 2. Grades. In der Türkei wird 1566 eine 
10% Erbſchaftsſteuer erwähnt. Im 16. Jahr- 
hundert kam ſie nach den Niederlanden und als 
Kirchenſteuer nach Mitteldeutſchland. Im 17. 
und 18. Jahrhundert wurde ſie in Oeutſchland 
mehr und mehr eingeführt und nach dem Wiener 
Kongreß hatten ſie außer Waldeck alle deutſchen 
Staaten. Die Erbſchaftsſteuer, die heute faſt in 
allen Staaten der Welt eingeführt iſt, kam nach 
England 1694, Frankreich 1703, Oeſterreich 1759, 
Norwegen und Dänemark 1792 und nach der 
Schweiz 1798. 

Es iſt verſtändlich, daß die Finanzpolitiker in 
allen Ländern trotz der Abneigung der Bevölke⸗ 
rung alle zu dieſer Steuer griffen; denn ſie iſt 
ſteuertechniſch ſehr praktiſch. Sie kommt zur An⸗ 
wendung bei einer ſchwer zu verheimlichenden 
Tatſache: den Todesfall, ſie iſt unabwälzbar und 
trifft in den aller meiſten Fällen Perſonen, die 
ohne Arbeit einen Ver mögensvorteil haben. Sie 
wirkt allerdings als Härte, wenn ſie auf den 
Ehegatten und Kinder ausge dehnt wird, die ohne 
Entgelt in Geſchäft und Haushalt mitgearbeitet 
und dadurch das Vermögen, das ſie jetzt ver⸗ 
ſteuern müſſen, miterworben haben. Auch ent⸗ 
ferntere Verwandte, die ſich in gleicher Weſſe 
betätigten, empfinden die ihnen auferlegte 
Steuer als Ungerechtigkeit. Es wird ſpäter noch 
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darauf hinzuweiſen fein, daß ſich das neue 
deutſche Erbſchaftsſteuergeſetz ernſthaft bemüht, 
alle dieſe Härten zu mildern. 

Im deutſchen Reich hat ſich im 19. Jahr⸗ 
hundert die Erbſchaftsſteuer erſt ſpät entwickelt. 
Bis 1875 kannte man ſie in Preußen nur in Form 
einer Stempelabgabe, die die Gerichte einzo gen. 
Das preußiſche Steuergeſetz fand faſt in allen 
Bundesftaaten Nachfolger. Aber die Geſetzes⸗ 
beſtimmungen waren ſo verſchiedenartig, daß 
ſchon 1877 der Vorſchlag einer einheitlichen Re⸗ 
gelung für das Reich gemacht wur de. Dem Ein⸗ 
heitsgeſetz ſtand aber das verſchie denartige Erb⸗ 
recht in den einzelnen Bundesftaaten hindernd 
im Wege. Erſt das Bürgerliche Geſetzbuch be⸗ 
ſeitigte 1900 dieſe Hinderniſſe und 1906 kam die 
Reichserbſchaftsſteuer und zwar als Anfallſteuer 
geſtuft nach Verwandtſchaftsgrad und der Höhe 
des Erbanfalls. Ehegatten und Kinder blieben 
ſteuerfrei. Der Verſuch, 1909 die Erbſchafts⸗ 
ſteuer mit einer Nachlaßſteuer zu verbinden und 
dieſe auf Gatten und Kinder auszudehnen, 
ſcheiterte nach heftigen parlamentariſchen Kämp⸗ 
fen und erbitterten Preßfehden am 29. Zuni 
durch die Ablehnung der Vorlage im Reichstage 
mit 194 gegen 186 Stimmen. Auch 1913 ge- 
langen dahinzielende Verſuche nicht. Allerdings 
faßte das Beſitzſteuergeſetz vom gleichen Jahre 
alle Erbſchaften, ſo weit ſie bei der alle 3 Jahre 
ſtattfindenden Veranlagung noch vorhanden 
waren, ſteuerlich als Vermögenszuwachs, jo daß 
dadurch auch der Erbanfall von Gatten und Kin- 
dern in den meiſten Fällen ſchon beſteuert wurde. 

Die Finanzreform nach dem Kriege brachte, 
was ja zu erwarten war, in erſter Linie einen 
Ausbau und eine beträchtliche Erhöhung der 
Erbſchaftsſteuer. Sie beträgt im Höchftfalle 
90% des Erbanfalls und iſt damit wohl die här⸗ 
teſte Steuer der Welt. Dazu muß je de Erbſchaft 
doppelt verſteuert werden. Einmal der gefamte 
Nachlaß in einer Nachlaßſteuer und außerdem 
jeder Erbanfall, und zwar in Rüdjicht auf Ver⸗ 
wandtſchaftsgrad, die Höhe der Summe und 
das bisherige Vermögen des Erbenden. Die 
Nachlaßſteu er iſt noch ziemlich mild. Wohl 
weil ſie als eine Kontrolle der Einkommen- und 
Ver mögensſteuer hauptſächlich mit in Betracht 
kommt. Sie ermöglicht gewiſſe Abzüge und läßt 
bis 200 000 % Vermögen die erſten 20 000 . 
frei. Die Steuer iſt progreſſiv. Für die erſten 
angefangenen 200 000 „ werden 1%, für die 


nächſten 300000 M 2%, für die nächſten 
500 000 , 5%, für die nächſte Million 4% und 
für die weiteren Summen 5% erhoben. Iſt alſo 
ein Nachlaß von 1 Million Mark vorhanden, fo be⸗ 
trägt die Steuer für die erſten 200 000 .M gleich 
2000 , für die folgenden 300000 „ gleich 
6000 und für die reſtierenden 500 000 gleich 
15 000 , im Ganzen alſo 23000 , was 
weniger iſt wie die Jahreszinſen des Nachlaſſes. 
Bedeutend ſchärfer greift die Erbanfall- 
ſteuer zu. Eine Befreiung iſt grundſätzlich 
ausgeſchloſſen, doch ſind für nahe Verwandte 
und in allen Fällen, wo wirkliche Härten nach⸗ 
zuweiſen ſind, erhebliche Erleichterungen vorge⸗ 
ſehen. Es würde den Rahmen dieſes Buches 
weit überſchreiten, wollten wir uns mit all 
dieſen Einzelheiten beſchäftigen. Wer ſich für 
dieſe Fragen intereſſiert, nehme eine neue kom- 
mentierte Ausgabe des Geſetzes zur Hand. 

Das neue Erbſchaftsſteuergeſetz vom 10. 
September 1919 teilt die Erbberechtigten nach 
dem Verwandtſchaftsgrade in 6 Klaſſen. In der 
erſten am geringſten beſteuerten ſind nur der 
Ehegatte, die ehelichen Kinder, die unehelichen 
Kinder der Mutter und die vom Vater aner- 
kannten unehelichen Kinder. Angenommene 
Kinder ſind nicht dabei. In der 2. Klaſſe ſind 
die Nachkommen der Kinder aus Klaſſe 1, in der 
3. Klaſſe die Eltern und die Voll- und Halb⸗ 
Geſchwiſter. Die 4. Klaſſe umfaßt die Groß⸗ 
eltern und weitere Vorfahren, die Abkömmlinge 
1. Grades von Geſchwiſtern, die Schwieger⸗ 
und Stief⸗Eltern, die Schwieger- und Stief⸗ 
Kinder, die an Kindesſtatt angenommenen Per- 
ſonen und ihre Abkömmlinge. In der 5. Klaſſe 
find die Abkömmlinge 2. Grades von den Ge- 
ſchwiſtern, die Geſchwiſter der Eltern und die 
Verſchwägerten 2. Grades der Seitenlinie, in 
der 6. Klaſſe alle übrigen Erben. Erbteile unter 
500 / find ſteuerfrei. Bei den Ehegatten, der 
direkten Linie und den Geſchwiſtern erhöht ſich 
der ſteuerfreie Betrag auf je 5000 . Die erſte 
Stufe umfaßt die Beträge bis 20 000 H. Bei 
einem Anteil von mehr als 500 000 „ tritt der 
Höchſtſatz ein. Die 1. Klaſſe ſtuft ſich von 4% auf 
35%, die 2, von 5% auf 40%, die 3. von 6% 
auf 45%, die 4. von 8% auf 50%, die 5. von 
10% auf 60% und die 6. von 15% auf 70 9%. 

Dieſe Erbanfallſteuer erfährt nun noch 
eine beträchtliche Erhöhung, wenn der 
Erbeein Vermögen von mehr als 


100 000 M beſitzt. Dann erhöht ſich die Steuer 
bei einem Vermögen von 100-200 000 M um 
1% für je angefangene 10 000 , bei über 
200 000 6 Ber mögen um 19 für je angefangene 
20.000 MM. Da dies bei großen Erbſehaften dazu 
führen müßte, daß der Erbe von der Erb- 
ſchaft gar nichts erhält und außer- 
dem noch Steuer dazu bezahlen 
müßte, ſo iſt dieſe Zuſchlagſteuer beſonderen 
Einſchränkungen unterworfen. Sie darf nicht 
mehr als die Hälfte des 100 000 M überfteigenden 
Vermögens betragen, darf auch nicht höher ſein 
als 100% der Steuer. Nachlaßſteuer, Erbanfall⸗ 
ſteuer und Zuſchlag dürfen zuſammen nicht mehr 
betragen als 900% des Anteils. Ein Beiſpiel 
dafür. Eine Erbſchaft beträgt 6 Millionen K. 
Ein Orittel davon wird einem Nichtverwandten 
vermacht, der ſchon 2 Millionen eigenes Ver⸗ 
mögen beſitzt. Der Anteil dieſes Erben an der 
Nachlaßſteuer würde dann an ſich betragen ca. 
87 600 , die Erbanfallſteuer mit Zuſchlag 
2069 520 , zuſammen alſo 150 000 M mehr 
als das Erbteil beträgt. Infolge der Beſchrän⸗ 
kungsbeſtimmungen darf aber die Steuer nicht 
mehr als 90% gleich 1 800 000 M betragen und 
der glückliche Erbe erhält von den 2 Millionen 
wenigſtens noch 200 000 & ausbezahlt. Da das 
Reichsnotopfer die großen Vermögen zurzeit 
ſchwer belaſtet, jo wurde voerſt für die Jahre 
bis 1. April 1925 die Steuer um 2%, von da bis 
1. April 1935 um 1% ermäßigt. 

Schon immer lief neben der Erbſchafts⸗ 
ſteuer um Verſchleierungen und Verſchiebungen 
zu verhüten eine Schenkungsſteuer. Sie 
iſt natürlich gemäß der neuen Erbſchaftsſteuer 
ausgebaut und ihr angepaßt worden. Es beſteht 
eine Anmeldepflichtfür alle Schen⸗ 
kungen von ſeiten des Gebers wie des Be⸗ 
ſchenkten, ſo weit nicht die Schenkung gerichtlich 
o der notariell feſtgelegt iſt. Gerichte und Notare 
haben eine weitgehende Mitteilungs- 
pflicht. Die Länder und Gemeinden haben 
kein Recht auf Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuer 
Zuſchläge zu erheben. Dagegen jind wenigſtens 
die Länder an dem Etrage der Steuer beteiligt. 
Sie erhalten nach dem Landesſteuergeſetz vom 
30. März 1920 20%, das ift ein Fünftel als An- 
teil. Die Anſichten über die Wirkungen der ſehr 
hohen Steuer find geteilt. Einige halten es für 
gut, daß die großen Vermögen nivelliert werden. 
Einige wieder meinen, daß der Trieb zum Er⸗ 
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werben und Sparen ſehr geſchwächt und damit 
die Volks wirtſchaft erheblich geſchwächt wer den 
wir d. 

In allerjüngſter Zeit hat man ſich veranlaßt 
geſehen, das Erbſchaftsſteuer-Geſetz abzuändern. 
Am 17. Juli 1922 hat der Reichstag ein Geſetz 
beſchloſſen, das die Erbſchaftsſteuer dem ge- 
funtenen Geldwert anpaßt. Am 20. Juli hat 
es der Reichsrat beſtätigt. Die Nachlaß 
ſteuer, d. h. die unabhängig von der Perſon 
des Erben von dem Vermögen des Verſtorbenen 
erhobene Abgabe, kommt jetzt ganz in 
Wegfall. Die Erbanfallſteuer, die 
von dem Erwerber einer Zuwendung nach ſeinem 
Verhältnis zu mErblaſſer zu entrichtende Steuer, 
iſt ſtark ermäßigt worden. Für Ehe⸗ 
gatten tritt jetzt grundſätzlich Steuer 
freiheit ein. Nur wenn zwiſchen den Ehe⸗ 
leuten ein Altersunterſchied von mehr als 
zwanzig Jahren beſteht und die Ehe noch nicht 
fünf Jahre währte, wird die Erbſchafts teuer er- 
hoben. Steuerpflichtig iſt nur ein Erwerb von 
mehr als 5000 /, bei Ehegatten-Abkömmlingen, 
Eltern und weiteren Voreltern des Erblaſſers 
50000 . Hausrat, der Ehegatten oder 
Abkömmlingen zufällt, bleibt bis zum Werte 
von 500 000 , wenn er auf Eltern, Geſchwiſter, 
Großeltern, Neffen, Nichten, Ehwieger- und 
Stiefeltern oder Schwieger und Stieſkinder 
kommt, bis zum Werte von 100 000 A ſteuerfrei. 
Die Steuer beträgt für Ehegatten und Kinder 
3,5%, für Enkel 5%, für Eltern und Geſchwiſter 
6%, für Großeltern, entferntere Voreltern, 
Neffen, Nichten, Stief- und Schwiegereltern, 
Stief- und Schwiegerkinder ſowie an Kindesſtatt 
angenommenen Perſonen 89, für alle übrigen 
Begünſtigten 14%. Ueberſteigt der Wert des 
Erwerbs 100 000 , fo treten Zuſchläge zu den 
Steuerſätzen ein. 

Die Steuer iſt im allgemeinen auf etwa die 
Hälfte der nach dem Geſetz von 1919 in Be⸗ 
tracht kommenden Steuerbeträge er mäßigt. 
Nur für Großneffen und Großnichten, Onkel 
und Tanten ſowie Schwäger und Schwägerinnen 
iſt die Neuregelungungünſtig, weil fie jetzt 
den fremden Nachlaßbeteiligten gleichgeſtellt 
find, Die Steuerpflicht entſteht für den ge⸗ 
ſamten Erbanfall, wenn der Erblaſſer 
zur Zeit ſeines Todes oder der Erwerber zur 
Zeit des Eintritts der Steuerpflicht Seutſcher 
oder Nicht deutſcher mit inländiſchem Wohnſitz 
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oder Daueraufentbalt iſt. Oer gleichen Be⸗ 
ſteuerung wie der Erwerb von Todes wegen 
unterliegen Schenkungen unter Lebenden 
ſo wie Zweckzuwendungen. 

Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1921 in Kraft. War der Erblaſſer vor dieſem 
Tage verſtorben, oder iſt die Zuwendung unter 
Lebenden vorher erfolgt, ſo beſtimmt ſich die 
Steuerpflicht grundsätzlich nach bisherigen Vor⸗ 
ſchriften. 


INDIREKTE STEUERN 


Die indirekten Steuern ſind noch heute ſtark 
umſtritten. Ihre Gegner erklären ſie für un⸗ 
gerecht, da bei der Belaſtung des Maſſenver⸗ 
brauchs eine Familie mit beſcheidenen Ein- 
kommen eine im Verhältnis zu ihrer Steuerkraft 
zu große Summen zahlen müſſe. Die Gerechtig⸗ 
keit, die das Einko mmenſteuer geſetz durch ihre 
Abzüge anſtrebe, werde dadurch zunichte gemacht. 
Die Befürworter der indirekten Steuern weiſen 
darauf hin, daß die Steuern nicht gemerkt werden 
und abwälzbar find. Oer Arbeit neh mer fordert, 
um ſie aufbringen zu können, höhere Löhne, 
und der Arbeitgeber wälzt dieſen Mehrbetrag 
an Löhnen, die er zahlen muß, auf den Käufer 
ab. Sie betonen weiter, daß die Heranziehung 
der breiten Maſſen zum Mittragen der Laſten 
von Staat und Ge meinde unvermeidlich ſei und 
dem politiſchen Einfluß jedes einzelnen ent⸗ 
ſpreche. 


DIE UMSATZSTEUER 


Die am 1. Januar 1920 in Kraft getretene 
und 1922 ergänzte Umſatzſteuer iſt eine Reich s⸗ 
ſteuer, die vom Verkäufer erhoben wird, die 
in Wirklichkeit aber der Käufer tragen muß. 
Einzelſtaaten und Gemeinden dürfen eine gleich⸗ 
artige Steuer nicht erheben. Die 15%ige 
Luxusſteuer, die der Umſatzſteuer ange- 
gliedert iſt, betrifft ganz beſtimmte, genau be⸗ 
zeichnete Kategorien von Gegenſtänden. Die 
Liſte iſt 1922 gründlich revidiert worden. Dabei 
iſt eine ganze Anzahl von Gegenſtänden, deren 
Verkauf bisher der Luxusſteuer unterlag, ge⸗ 
ftrichen worden. Wer ein Intereſſe an den 
Einzelheiten hat, beſorge ſich eine kommentierte, 
allerneuſte Ausgabe des Geſetzes. Alle Kreiſe 
trifft die allgemeine Amſatzſteuer. Ihr unter⸗ 
liegen; 


a) Die Lieferungen und Leiſtungen, die im 
Inland gegen Bezahlung gewerbsmäßig aus⸗ 
geführt werden. Auch die ſog. freien Berufe 
(Aerzte, Anwälte, Privatlehrer, Künſtler, Schrift ⸗ 
ſteller ufw.) ſind umſatzſteuerpflichtig; 

b) Sie Entnahme von Dingen aus dem 
eigenen Betrieb, um ſie zu Zwecken, die außer⸗ 
halb des Unternehmens liegen, zu gebrauchen 
oder zu verbrauchen; 

c) Lieferungen auf Grund einer freiwilligen 
VBerſteigerung, auch wenn der Auftraggeber 
kein Unternehmer ift (ſteuerfrei, wenn die Ver⸗ 
ſteigerung zum Zwecke der Nachlaßteilung unter 
Miterben erfolgt). 

Als Unternehmen gilt auch die Arerzeugung 
und der Handel, alſo jede gewerbliche 
Tätigkeit, insbeſondere auch ſolcher Ge- 
noſſenſchaften, die nur an die eigenen Mitglieder 
liefern und auch dann, wenn die Leiſtung auf 
Grund geſetzlicher Anordnung bewirkt oder als 
bewirkt gilt. 

Von der Beſteuerung ausgenommen 
find: 

1. Umfäße aus dem Ausland und die im Groß- 
handel erfolgten erjten Amſätze einge⸗ 
führter Gegenſtände im Inlande ſowie in 
das Ausland; 

2. Kredit gewährungen und Umfäße von Geld- 
forderungen, insbeſondere von Wechſeln und 
Schecks, ſowie von Wertpapieren, Aktien, 
Banknoten, Papiergeld und Wertzeichen; 

3. Amſätze von Edel metallen und Edel metall⸗ 
Legierungen außerhalb des Kleinhandels; 

4. Verpachtungen und Vermietungen von 
Grundſtücken, ſo wie von Nutzungen an ſtaat⸗ 
lichem Grund und Bo den (jedoch nicht Ver⸗ 
pachtungen und Vermietungen eingerich⸗ 
teter Räume, die Vermietung möblier- 
ter Zimmer ift alſo umſatzſteuerpflichtig); 

5. Beförderungen von Perſonen und Gütern 
auf Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen, mit 
Ausnahme der Güterbeför derungen im Ha- 
fen oder auf kleineren Seglern; 

6. Lotterieloſe; 

7. Leiſtungen für Vergütungen an Aufſichts⸗ 
rats mitglieder; 

8. Berſicherungen; 

9. Aerztliche und ähnliche Hilfsleiſtungen ſo wie 
Arzneimittel, deren Entgelte von den Kran⸗ 

kenkaſſen zu zahlen find; 


10. Lieferungen und Leiſtungen an die eigenen 
Angeſtellten einſchließlich verſicherungspflich⸗ 
tiger Familienangehöriger über 16 Fahre, 
als Teil der Vergütung für geleiſtete Dienite; 
ferner an die Zöglinge der Erziehungsheime 
unter 18 Jahren, ſowie die Annahme von 
Gegenſtänden der Kleinlandwirtſchaft zum 
eigenen Bedarf, ſofern dieſe von Rentnern 
ſelbſt betrieben wird; 

11. bei Einkaufs- und Verwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaften derjenige Teil des Umjates, der als 
Entgelt für Rüdlieferungen von Rückſtänden 
aus der im Betriebe der Genoſſenſchaft er⸗ 
folgten Verarbeitung der von den Genoſſen 
eingelieferten Erzeugniſſe, oder als Rück⸗ 
vergütung auf den Kaufpreis der von den 
Genoſſen bezogenen Waren gewährt wird; 

12. die Leiſtungen der Neviſionsverbände der 
Genoſſenſchaften. 

Das Landesfinanzamt kann einer G. m. b. 
9, gleicher Art Befreiung zugeſtehen (An⸗ 
trag ſpäteſtens mit Einlegung des Rechts- 
mittels gegen Veranlagung, bei Ablehnung 
Beſchwerde an den Reichsfinanzhof). 
Von der Steuer ſind befreit: 

1. Poſt-und Selegraphenverwal⸗ 
tung, ſowie Beförderungsunternehmun⸗ 
gen (Eiſenbahnen) wegen der auf Geſetz be⸗ 
ruhenden Leiſtungen für dieſen Verkehr (d. h. 
für die Poſtbeför derung); 

2. Reid, Staat, Kreis, Gemeinde 
wegen der Schlachthöfe, Gas-, Elektrizitäts⸗ 
und Waſſerwerke; 

3. gemeinnützige oder wohltätige Unterneh- 
mungen, bei denen die Entgelte geringer 
find, als die ſonſt für gleichartige Anter- 
neh mungen gegebenen; 

4, nicht öffentliche Erziehungsanſtal⸗ 
ten, die öffentliche Zuſchüſſe erhalten. 
Die Steuerhöhe iſt nach einem Ergänzungs- 

Gefetz auf zwei Prozent bemeſſen, und zwar mit 

rückwirkender Kraft vom 1. Januar 1922 an; 

wie ſchon bei den bisherigen Erhöhungen, unter⸗ 
liegt aber eine Lieferung oder Leiſtung auf 

Grund früher abgeſchloſſener Verträge nur dann 

der höheren Abgabe, wenn die Lieferung und 

die Zahlung erſt nach dem 1. Januar 1922 

erfolgt ſind. Wie bisher in gleichen Fällen darf 

ferner der Lieferer den Mehrbetrag der Steuer 
auf feinen Abnehmer abwälzen. 
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Neugeregelt find auch die Beftimimungen 
über die Befreiung gemeinnütziger Unterneh- 
mungen. Die Vorſchriften ſind enger gefaßt, 
indem auch die einzelne Leiſtung un⸗ 
mittelbar dem gemeinnützigen Zweck dienen muß. 
Vor allem iſt endlich die unmittelbare Anrufung 
des Reichsfinanzhofs wegen der Frage der Ge- 
meinnützigkeit befeitigt, die ihn allerdings ſtark 
belaſtete; die Nachprüfung erfolgt jetzt im ge⸗ 
wöhnlichen Veranlagungs- und Rechtsmittel⸗ 
verfahren. In einigen Fällen find Steuer- 
erleichterungen eingetreten; 

Die Gewährung von Koſt und Logis an 
Schüler unter 18 Fahren außerhalb des elter⸗ 
lichen Wohnfitzes, der Eigenverbrauch aus Klein⸗ 
gärten und kleiner Landwirtſchaft iſt ſteuerfrei. 

Die Steuer wird von dem für die Leiſtung 
vereinnahmten Entgelt berechnet, bei be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitten für die Geſamtheit der 
Entgelte. Etwaige Zölle ſind hinzuzurechnen, 
ſofern ſie nicht bereits im Preiſe enthalten ſind. 
Bei Einzellieferungen iſt vom Entgelt für die 
Lieferung jedes einzelnen Gegenſtandes auszu⸗ 
geben; anders nur, wenn mehrere Gegenftände 
eine Einheit bilden und nur ein Geſamtpreis ge⸗ 
zahlt wird. Packungskoſten dürfen gekürzt wer⸗ 
den, wenn die Verpackung zurückgenommen und 
das Entgelt um ſoviel gemindert wird. Die 
Steuerbeträge ſind auf volle Mark abzurunden, 
wenn nicht einzelne Geſchäfte, ſondern alle Ge⸗ 
ſchäfte innerhalb einer beſtimmten Zeit ver- 
ſteuert werden, andernfalls auf volle 10 Pfennig, 
und zwar nach unten. Die Steuer darf nicht 
geſondert in Rechnung geſtellt wer den (außer bei 
geſetzlich bemeſſenen Gebühren), ſondern muß 
in den Preis einkalkuliert wer den. 

Neben der 15 %igen Luxusſteuer gibt es 
noch eine 109 %ige Steuer des Entgeltes bei 
folgenden Leiſtungen: 

Bei vorübergehender Gewährung von 
möblierten Zimmern, wenn für die 
Nacht 40 „ oder mehr gezahlt werden; 

bei der Aufbewahrung von Geld, 
Wertpapieren, Wertſachen, Edelmetallen, Origi⸗ 
nalwerten der Plaſtik uſw., Antiquitäten, Pelz⸗ 
werk oder Bekleidungsſtücken mit Pelzwerk; 

bei der Vermietung von Reittieren. 

Die Ueber nah me von Anzeigen 
(einſchließlich Ausrufen, Reklamewagen, Licht⸗ 
reklame und Amhertragen) unterliegt einer 
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Steuer von 5%. Der Steuerpflicht unterliegt 
nicht die Herſtellung handſchriftlicher Anzeigen 
oder durch Schreib maſchinenſchrift, Handzeich⸗ 
nung oder Handmalerei und von Anzeigen für 
öffentliche Wahlen. Auch der leere Naum gilt 
als Anzeige. 

Die Steuer ermäßigt ſich bei Zeitungen 
(Zeitſchriften) auf 1% bis 200 000 M, 114% bis 
400 O00 ,, 2% bis 600000 A, 2½% bis 
800.000 , 3% bis 1000000 .M, 31% bis 
1 1000 000 des vereinnahmten Entgelts eines 
Vierteljahr es. Wer mehrere Zeitungen heraus- 
gibt, iſt bei der Ermäßigung für jede beſonders 
zu behandeln. 

Eine Verwaltungstätigkeit neben der Auf⸗ 
bewahrung der Wertſachen ſchließt die Steuer- 
pflicht nicht aus; die Hergabe von Schließfächern 
iſt ſteuerpflichtig, ſelbſt wenn nicht gejagt wird, 
welche Gegenſtände darin aufbewahrt werden 
ſollen. Keine Steuerpflicht beſteht, wenn beide 
Teile Banken, Sparkaſſen uſw. ſind. 

Die Steuer wird im Januar jeden 
Jahres nach dem Geſamtentgelt berechnet, das 
ein Unternehmen innerhalb des vorhergehenden 
Kalenderjahres eingenommen hat. Beſteht es 
noch nicht jo lange, ſo wird am Schluffe des 
Kalenderjahres ein Einſchnitt gemacht. Wer 10 
und 15% Steuer zu zahlen hat, hat in jedem 
Kalender vierteljahr abzurechnen. 

Bei Lieferungen in und aus dem Auslande 
ſowie beim Verbringen von Originalwerken ins 
Ausland, und beim Verkauf von Koftbarkeiten 
durch Privatperſonen iſt jede einzelne Lieferung 
ſteuerpflichtig. 

Innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
Steuerabſchnitte oder nach dem Steuerereignis 
iſt eine Steuererklärung abzugeben. Die Friſt 
kann verlängert werden. Die Steuererklärung 
muß enthalten: die Geſamtheit der Entgelte 
einſchließlich der ſteuerfreien Leiſtungen, ferner 
bei den 10%igen Leiſtungen die vereinnahmten 
Entgelte, und zwar getrennt nach den verſchie⸗ 
denen Steuerſtufen, ferner die zurückgewährten 
Entgelte ſowie etwa beantragte Vergütungen. 
Ein Formular hierfür iſt erlaſſen. Die Steuer⸗ 
ſtelle erläßt einen Beſcheid. Innerhalb zweier 
Wochen nach ſeiner Bekanntgabe iſt die Steuer 
zu entrichten. Nach Ablauf eines Monats in 
jedem Vierteljahre iſt eine Vorauszahlung zu 
leiſten gemäß dieſer Steuererklärung, falls der 
endgültige Betrag noch nicht fällig iſt. Handelt 


es ſich um eine Fahresſteuer-Erklärung, fo iſt 
im erſten Monat eines jeden Vierteljahres eine 
Voranmeldung zu erſtatten, nach der die Vor⸗ 
auszahlung zu leiſten iſt, ſonſt ſetzt die Steuer⸗ 
behörde den Betrag nach dem Vorjahre feſt oder 
ſchätzt ihn. Ueberſteigt die endgültige Veran⸗ 
lagung die Summe der Vorauszahlungen um 
mehr als 20%, jo erhöht ſich die Steuer um 10% 
der Differenz. Bei einer Jahresſteuer iſt Zah⸗ 
lung in Halb- oder Vierteljahresteilen zu ge⸗ 
ſtatten. Wird die Steuer nicht innerhalb dreier 
Monate nach Schluß des Abſchnittes gezahlt, 
ſo ſind 59% Zinſen, vom Ablauf dieſer drei Mo⸗ 
nate an berechnet, zu zahlen, außer, wenn der 
Betrag 1000 / nicht üb erſteigt. 

Bei den 109 igen Leiſtungen und den Liefe- 
rungen von Koſtbarkeiten, Teppichen und Muſik⸗ 
inſtrumenten durch Privatperſonen iſt die Steuer 
von dem Leiſtungspflichtigen zu entrichten; er⸗ 
ift verpflichtet, eine Quittung über die Zahlung 
binnen zwei Wochen zu erteilen. 

Nimmt der Erwerber Steuerfreiheit 
in Anſpruch, fo hat er die behördliche Veſcheini⸗ 
gung dem Verkäufer vorzulegen. Dieſer hat 
auf der Zahlungsquittung Name, Wohnort und 
Beſcheinigung des Erwerbers zu vermerken und 
Abſchrift der Quittung als Ausweis gegenüber 
der Steuerſtelle zurück zu behalten. 

Bei den ſteuerpflichtigen Geſchäften 
von Privatperſone n (Veräußerung von 
Koſtbarkeiten, Muſikinſtrumenten und Teppichen 
und Anzeigen und Vermietungen) kann der auf 
Zahlung des Entgelts verklagte Gegner den Ein- 
wand, er habe gezahlt, nur geltend machen, wenn 
er nachweiſt, daß die Steuer entrichtet oder die 
Leiſtung ſteuerfrei war. Bei dieſen Geſchäften 
kann auch die Steuer geſondert in Rechnung ge⸗ 
ſtellt wer den; auch ergeht kein beſonderer Steuer⸗ 
beſcheid mit feinen Folgen. 

Wer eine Annonce über den Verkauf 
derartiger Koſtbarkeiten (Teppiche, Muſikinſtru⸗ 
mente uſw.) unter Chiffre erläßt, hat dem 
Verleger mit der Auftragserteilung feinen Na- 
men und ſeine Wohnung zu nennen. Der Ver⸗ 
leger darf ſolche Aufträge nur unter dieſer Be⸗ 
dingung annehmen. Der Verleger (Drucker) hat 
der zuftändigen Steuerſtelle die Oruckſchrift, die 
ſolche Angebote ohne Namens- und Wohnungs- 
angabe enthält, nach Ausgabe zu liefern und 
dabei Namen und Wohnung der Auftraggeber 
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anzugeben. Die Steuerſtelle des Wohnorts des 
Auftraggebers wird dann von der Steuerſtelle 
des Druckortes ſofort benachrichtigt. 

Bundesftaaten, Kreiſe oder Gemeinden 
dürfen von Unternehmen, die vorwiegend not⸗ 
wendige Lebensmittel vertreiben, Steuer vom 
Amfas dieſer Gegenſtände nicht erheben. Dieſe 
Beſtimmung hat zur Folge gehabt, daß jetzt in 
Preußen die Warenhäuſer bei dem Abſatz 
von Lebensmitteln von der Warenhaus 
ſteuer befreit ſind. 


K O HI L E N S T E UH E R 


Steuerfrei iſt u. a. die Seputatkohle. Die 
Reichsregierung kann Kohle für Auslandszüge, 
Schiffe und Seefiſchereifahrzeuge befreien und 
auch font ermäßigen oder erhöhen. Belaftung: 
40% vom Werte der Kohle ab Grube. 

Bon diefer Steuer kommen zur Hebung: 

1. für die Kohle des nie derſchleſiſchen 
Steinkohlenbergbaues 66,5 v. H.; 
2. für die Kohle des Aachener Steinkohlen⸗ 
bergbaues 95,5 v. H.; 
„für die Kohle des ſächſiſchen Stein 
kohlenbergbaues 80 v. H.; 

4, für die Stein- und Pechkohle des Kohlen- 
bergbaues des rechtsrheiniſchen 
Bayern 60 v. H.; 

5. für die Kohle des Steinkohlenbergbaues der 
bayriſchen Nor dweſt- Pfalz und 
der Kirner Steinkohlenwerke 25 v. H.; 

6. für die Kohle der Frankfurter Gruppe 

des Braunkohlenbergbaues öſtlich der Elbe 

60 v. H.; 

für die Kohle der Forſter Gruppe des 

Braunkohlenbergbaues öſtlich der Elbe 80 

229.5 

8. für die Kohle der Görlitzer Gruppe des 

Braunkohlenbergbaues öſtlich der Elbe 80 

v. H. 

9, für die Kohle des ſonſtigen Bergbaues öſtlich 

der Elbe 90 v. H.; 

10. für die Kohle des Grimmaer Braun- 

kohlenreviers 80 v. H.; 

11. für die Kohle des Kohlenbergbaues bei 

Caſſel 80 v. H.; 

12. für die Kohle des ſonſtigen mitteldeutſchen 

Braunkohlenbergbaues 90 v. H.; 


or 
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15. für die Kohle des Braunkohlenbergbaues im 
Weſterwald und im Lande Heſſen 
25 v. H.; 

14. für die Kohle des rheiniſchen Braun- 
kohlenbergbaues 111,5 v. 9.3 

15. für die Kohle der Braunkohlenwerke Shwan- 
dorf und Schmidgaden-Schwarzenfeld in 
Bayern 80 v. H.; 

16. für die Kohle des Braunkohlenwerkes D et- 
tingen in Bayern 60 v. H.; 

17. für die Kohle der ſonſtigen Braunkohlen⸗ 
werke im rechtsrheiniſchen Bayern 50 v. H. 
Für Kohle, die nicht in den vorſtehend auf⸗ 

geführten Bergbaubezirken gewonnen iſt, ſind 

bei Steinkohle 100, bei Braunkohle 90 und bei 

Kohle, deren Herkunft nicht nachgewieſen wird, 

100 Hundertteile der Steuer zu erheben. 

Die Steuer trifft all e Ber braucher: 
die Induſtrie, Eiſenbahn, Schiffahrtsunterneh⸗ 
mungen, Elektrizitäts- und Gaswerke und die 
geſamte Hausbrandkohle benötigende Bevölke⸗ 
rung. Die Steuer i ſt abwälzbar. Die Surchfuhr 
von Kohle iſt ſteuerfrei. Für Kohle, die aus dem 
Ausland und den abgetretenen Gebieten einge⸗ 
führt iſt, gelten Beſonderheiten. 

Die Kohlenſteuer iſt ausſchließlich Rei ſchs⸗ 
ſteuer. Einzelſtaaten und Gemeinden dürfen 
ſie nicht erheben. Die Erhöhung iſt am 1. April 
1922 in Kraft getreten. 


LEUCHTMITTEL STEUER 


Die Steuer beträgt: 
A) Für elektriſche Glühlampen 
und Brenner zu ſolchen je Stück 
a) Rohlenfaden- b) andere 
lampen Glühlamp. 


1. bis zu 15 Watt 20 Pfg. 40 ꝙfg. 
2. über 15 bis 25 Watt 40 „ 8 
3. bis 60 Watt 80 „ 5 
4. bis 100 Watt 120 „ 240 „ 
5. bis 200 Watt 200 „ 400 „ 


6. für ſolche von höherem Verbrauch je 1 K, 
bezw. 1,60 „ mehr für jede weitere ange⸗ 
fangene 100 Watt. 

B) Für Glühkörper zu Gasglühlicht 
und ähnlichen Lampen: 40 Pfg. für das Stück. 
C) Für Brennſtifte zu elektriſchen 

Bo genlampen: 


274 


1. aus Neinkohle 2,40 M für das Kilogramm; 
2. aus Kohle mit Leuchtzuſätzen und für alle 
übrigen Brennſtifte 4 % für das Kilo gramm. 
D) Für Brenner zu Queckſil ber- 
dampf- und ähnlichen Lampen: bis 100 Watt 
4 I für das Stück; 
für ſolche von höherem Verbrauch je 4 M 
mehr für jede weitere angefangene 100 Watt. 
Die Erhöhungiſt am 1. Mai 1922 in Kraft 
getreten. 


Z LN D WAREN STEUER 


Bis zum Inkrafttreten eines Herſteller⸗ 
monopols unterliegen Zündwaren (Zündhölzer, 
Zündkerzchen, Feuerzeuge, Zündſteine und 
-ſchienen) einer Steuer. Sie beträgt ab 1. Mai 
1922: 

1. für Zündhöl zer: 

a) in Schachteln von weniger als 30 Stück 4, 
von 5050 Stück 6 Pfg. für jede Schachtel 
oder jedes Behältnis; 

b) in Schachteln von mehr als 60 Stück 6 Pfg. 
für 60 Stück oder einen Bruchteil; 

2. für Zündkerzen: 

a) in Schachteln mit 20 oder weniger Kerz⸗ 
chen 20 Pfg. für jedes Behältnis; 

b) in größeren Packungen für je 20 Kerzchen 
oder einen Bruchteil 20 Pfg; 

3. für Feuerzeuge: 

a) mit Zündſteinen oder Schienen aus Zer⸗ 
eiſen oder anderem Zündmetall zum Her- 
ſtellerverkaufspreiſe bis zu 2 / 50 Pfg., 
von 2—5 „ 1 , von mehr als 5 . 
3 das Stück; 

b) Platinſelbſtzünder für Gasglühlampen 
50 Pfg.; 

c) mit anderen Zündvorrichtungen 3 „ das 
Stück (bei Feuerzeugen ganz oder teil- 
weiſe aus Edelmetall 10% Zuſchlag); 

4. für Zündſteine oder Zündſchienen aus 
Zereiſen oder anderem Zündmetall, inſoweit 
ſie nicht in Verbindung mit einem Feuerzeug 
gebracht find, 10 Pfg. für jedes Gramm oder 
einen Bruchteil. 

Inländiſche Zündwaren hat der Herſteller, 
ausländiſche der Einbringer zu verſteuern. Die 
Steuer iſt fällig, ſobald die Zündwaren in den 
freien Verkehr übergehen. Für ausländiſche 
Zündwaren iſt die Steuer neben dem Zoll zu 
entrichten. 


Zündwaren, die unter Steueraufſicht aus⸗ 
geführt oder vernichtet werden, bleiben ſteuer⸗ 
frei. Zündhölzer und Kerzchen dürfen nur ver⸗ 
packt aus den Herſtellungsräu men, den Steuer- 
lagern oder dem Ausland in den freien Verkehr 
gebracht werden. Feuerzeuge dürfen in den 
Verkehr nur dann gebracht wer den, wenn ſie 
mit einer vorgeſchriebenen Bezeichnung ver⸗ 
ſehen ſind. Die Packungen und Schachteln 
müſſen Namen und Wohnort des Herſtellers 
oder eine Marke, die die Angabe des Herſtellers 
vertritt, tragen. 


Wer Zündwaren herſtellen 
will, hat dies der Steuerbehörde ſchriftlich an⸗ 
zuzeigen unter Beſchreibung der Betriebs- und 
Lagerräume ſowie der ſonſtigen angrenzenden 
Räume, Innerhalb einer Woche iſt Anzeige zu 
erſtatten von jedem Beſitzwechſel. 


Die Zündwarenfabriken müſſen fo einge- 
richtet fein, daß eine ſtändige Bewachung und 
Abſchließung dieſer Räume möglich iſt. Auch 
iſt unausgeſetzte Ueberwachung durch Steuer⸗ 
beamte vorgeſehen. 

Für die Hinterziehung ſind Strafbeſtim⸗ 
mungen gegeben, der RNüafall iſt beſonders 
unter Strafe geſtellt, auch kann bei einer Ver⸗ 
urteilung der Gewerbebetrieb auf die Dauer bis 
zu 5 Fahren unterſagt werden. 


Erzeugniſſe, die aus Gebietsteilen eingehen, 
die dem Zollgebiet angeſchloſſen ſind, ſind 
ſpäteſtens beim Eintritt in das Inland zu ver⸗ 
zollen. Das Geſetz iſt am 1. Oktober 1919 in 
Kraft getreten. 1 


DTF 


Das Bier wird als Fertigfabrikat ver⸗ 
ſteuert. Früher beſteuerte man die Rohſtoffe. 
Für das Dünnbier bis 5,5% Stammwürzegehalt 
iſt eine Ermäßigung der ſonſt in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Sätze um die Hälfte, für Schankbier 
( bis 9% um ½, eine Erhöhung dagegen für 
Starkbier (mit mehr als 15% Stammwürze⸗ 
gehalt) um die Hälfte vorgeſehen. Die Steuer 
für gewöhnliches Bier beträgt für je des Hektoliter 
der in einem Brauereibetrieb innerhalb des 
Rechnungsjahres hergeſtellten Biermenge: Von 
den erſten 2000 Hektolitern 41 , von den fol- 
genden 8000 Hektolitern 42 //, von den folgenden 


10 000 Hektolitern 45 . 
10 000 75 44 40 
50 000 2 46 . 
60 000 5 48 . 
u. v. Refte 50 % 

Das eingeführte Bier unterliegt dem Bier- 
zoll. Diefer beträgt bei Bier in Behältniſſen 
mit einem Raumgehalt von 15 Litern oder 
mehr 8 J, in anderen Behältniſſen 12 K. 
Außer dem iſt eine innere Abgabe für die Ein- 
fuhr in die norddeutſche Brauſteuergemeinſchaft 
zu entrichten. Sie beträgt bei Dünnbier 25 „., 
bei Schankbier 37,50 , bei Vollbier 50 , 
bei Starkbier 75 M Das Nähere regelt eine be- 
ſondere Steuerordnung für Einfuhrbier. 

Für das Bier, das von Brauereien an ihre 
Angeſtellten und Arbeiter als Haustrunk 
entgeltlich oder unentgeltlich abgegeben wird, 
wird Steuer nicht erhoben. Steuerfrei iſt auch 
der Haustrunk für im Betrieb tätige Inhaber 
kleiner Brauereien. Inhaber von Brauereien 
haben zur Sicherung der Steuereingänge ein 
Sudbuch und ein Steuerbuch zu führen. In 
das Sudbuch ſind die einzelnen Einmaiſchungen, 
Menge und Gattung der hierfür verwendeten 
Brauſtoffe, die Menge der daraus gewonnenen 
Bierwürze und deren Extrakt gehalt, ſowie die 
nach den Betriebsverhältniſſen der Brauerei 
aus der Würz menge ſich berechnende Biermenge 
einzutragen. In das Steuerbuch ſind die 
Mengen des ſteuerpflichtig gewordenen, indeſſen 
von der Steuer befreiten Bieres zu verzeichnen. 

Die Ver miſchung verſchiedener 
Sorten und der Zuſatz von Zucker durch 
Brauer, Händler und Wirte nach Eintritt der 
Steuerpflicht ift verboten. Dünn- und Schant- 
bier müſſen für den Verbraucher kenntlich ge⸗ 
macht wer den. 

Die Bierfteuer iſt im Zuni 1925 durch einen 
Beſchluß des Reichstages auf das 550 fa che 
der bisherigen Sätze erhöht worden. Auch die 
Gemeinden können eine Bierſteuer er⸗ 
heben. 


Mineralwaſſerſteuer. 


In Kraft ſeit 1. 9. 1918, bezgl. der Er⸗ 
höhung ſeit 1. Mai 22. Die Steuer beträgt 
bei Mineral wäſſern 10 Pfg., bei Li 
mona den 20 Pfg., bei konzentrierten Kunſt⸗ 
limonaden 2 , bei Grundſtoffen, die zu ihrer 


208, 


Herftellung dienen, 40 / für das Liter, die 
auch für Auslandsware mit der Grenzüber- 
ſchreitung neben dem Zolle zu zahlen iſt. Der 
Abnehmer kann die Steuer auf die Ausſchank⸗ 
preiſe abwälzen. 


DEF 


Von allen Tabakerzeugniſſen, ſowie 
von dem zum unmittelbaren Gebrauche durch 
den Raucher beſtimmten Zigarettenpapier wird 
eine Steuer erhoben. Tabakähnliche Waren ſind 
wie Tabakerzeugniſſe zu verſteuern. 


Tabakerfatzſtoffe dürfen bei der Herſtellung 
von Tabakerzeugniſſen ſowie tabakähnlichen 
Waren nur nach näherer Beſtimmung des Fi⸗ 
nanzminiſters verwendet wer den. Bei der Her⸗ 
stellung von Zigarren dürfen Cabakerſatz⸗ 
ſtoffe nicht verwendet werden. Bei Erzeug⸗ 
niſſen, die aus Tabakerſatzſtoffen allein, oder 
aus Tabak zuſammen mit Erſatzſtoffen her⸗ 
geſtellt ſind, iſt dies auf den Packungen er⸗ 
kennbar zu machen. Jede aus Tabakerſatzſtoffen 
hergeſtellte Zigarette hat den Aufdruck „Erſatz⸗ 
Hoff“ und jede aus Tabak und Erſatzſtoffen her⸗ 
geſtellte Zigarette hat den Aufdruck „Miſchware⸗ 
zu tragen. 

Die Steuerſätze ſind aus dem Geſetz zu er⸗ 
ſehen. Im folgenden geben wir noch einige die 
Allgemeinheit intereſſierende Beſtimmungen des 
umfangreichen Geſetzes. 

Der Finanz miniſter beſtimmt 
für die Zeit bis zum 31. Dezember 1925 die 
Geſamt menge der im Fnlande hergeſtell⸗ 
ten Zigaretten, die auf die einzelnen Be⸗ 
triebe verteilt wird; die darüber hinaus ver⸗ 
ſteuerten Zigaretten aus inländiſchen Betrieben 
unterliegen, ſoweit die Mehrverſteuerung mehr 
als 25% beträgt, neben der Tabakſteuer einem 
beſonderen Aufſchlag (3. St. 50%). 

Die Tabakſteuer wird bei den Tabakerzeug⸗ 
niſſen nach dem Kleinverkaufspreiſe 
bemeſſen. Bei der Abgabe nach Gewicht iſt 
das Eigengewicht maßgebend. Bei Zigaretten⸗ 
papier wird ſie nach der Zahl der aus ihm her⸗ 
ſtellbaren Zigarettenhüllen bemeſſen. 

Die Steuer wird fällig mit dem Beginn der 
Herſtellung; ſie iſt zu entrichten, ſobald die ver⸗ 
packten Erzeugniſſe aus den Herſtellungsräu men 
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aus dem Tabaklager, aus dem Ausland oder 
aus dem Zollgewahrſam in den freien Verkehr 
kommen, und zwar durch Verwendung von 
Steuerzeichen. 

Tabakerzeugniſſe und Zigaretten jeder Art 
dürfen aus den Herſtellungsräumen oder den 
Tabaksſteuerlagern nur in vollſtändig 
verſchloſſenen Packungen in den 
freien Verkehr kommen. Die Verpackung gilt 
als Teil der Herſtellung. Auf jeder Packung iſt 
der Inhalt nach Art und Menge, bei Tabak- 
erzeugniſſen auch der Kleinverkaufspreis in 
Druckſchrift anzugeben. Soch iſt auch die An- 
gabe der Preisgrenzen der zutreffenden Steuer⸗ 
klaſſe geſtattet. Bei Tabakerzeugniſſen, die nach 
den höchſten Steuerſätzen verſteuert werden, 
kann die Preisangabe unterbleiben. 


Wer mit unbearbeiteten oder bearbeiteten 
Tabakblättern, Rippen, Stengeln und Abfällen 
von Tabak, ſowie mit Tabakerzeugniſſen jeder 
Art und tabakähnlichen Waren Handeltrei- 
ben oder ſolche Waren gewerbsmäßig herſtellen 
oder ſich mit der Verpackung befaſſen will, hat 
dies ſpäteſtens zwei Wochen vor Eröffnung des 
Betriebes ſchriftlich ſeiner Steuerbehörde an⸗ 
zu melden. Wer Tabak für eigene 
Rechnung pflanzt, hat der Steuerbe⸗ 
hörde des Bezirks bis zum Ablauf des 15. Juli 
die mit Tabak bepflanzten Grundſtücke einzeln 
nach Lage und Größe ſchriftlich anzuzeigen. 

Von Kleinhändlern dürfen Tabak. 
erzeugniſſe nur in vorſchriftsmäßiger Verpackung 
und mit dem zutreffenden Steuerzeichen ver⸗ 
ſehen in ihre Verkaufsräume gebracht werden. 
Im Kleinhandel dürfen Tabakerzeugniſſe nur zu 
dem Kleinverkaufspreis abgegeben wer den, der 
aus dem Steuerzeichen erſichtlich iſt. Wer zu 
höherem Preiſe abgeben will, hat ein Zuſchlag⸗ 
ſteuerzeichen zu erlegen. Die Packungen und die 
angebrachten Steuerzeichen ſind beim Klein- 
verkauf ſo lange unverletzt zu erhalten, bis die 
Packungen verkauft oder für den Einzelverkauf 
geöffnet werden. Geöffnete, ganz o der teil weiſe 
entleerte Packungen dürfen mit Tabakerzeug⸗ 
niſſen nicht nachgefüllt werden. 

Tabakpflanzer, Tabakverar⸗ 
beiter ſowie Groß- und Kleinhänd⸗ 
ler mit Tabakerzeugniſſen und Zigaretten 
unterliegen der Steueraufſicht durch 
Steuerbeamte, die die Grundſtücke und Näu me 


betreten dürfen, ſolange darin gearbeitet wird 
(m Zweifel 6-9, bei Verdacht der Steuerhinter⸗ 
ziehung auch zu anderen Zeiten). 

Auszüge aus dem Tabakſteuergeſetz und 
feinen Ausführungsbeſtimmungen find auf Ver⸗ 
langen der Steuerbehörde in allen in Frage 
kommenden Räumen auszuhängen. Den 
Steuerbeamten iſt unentgeltlich auf Verlangen 

Hilfe zu leiſten. 

Die Tabakſteuerhinter ziehung 
und ihr Verſuch wird unter Strafe geſtellt, ins⸗ 
beſondere die Nichtanmeldung und der Beginn 
der Herſtellung vor der Betriebsanzeige. Wer 
unverſteuerte Tabakerzeugniſſe ankauft o der ſonſt 
an ſich bringt, macht ſich der Steuerbehle- 
rei ſchuldig; der Rückfall iſt mit höherer Strafe 
bedroht, auch kann dem Verurteilten von dem 
Landesfinanzminiſterium auf die Sauer bis zu 
5 Jahren der Gewerbebetrieb unterſagt werden. 

Auch die Fälſchung von Steuerzeichen iſt 
unter Strafe geſtellt. 

Für die Dauer der Geltung des Geſetzes 
über die Zahlung der Zölle in Gold 
er mäßigenſich die Steuerſätze für Zigarren, 
Pfeifentabak, Kautabak und Schnupftabak um 
500%, fürgigaretten und feingeſchnittenen Rauch⸗ 
tabak um 20%, ſolange das Aufgeld 500% und 
mehr beträgt. Tritt das Gol dzahlungsgeſetz 
außer Kraft, ſo ſind die Ermäßigungen ſo lange 
weiter zu gewähren, als bei weiterer Geltung 

des Geſetzes ein Aufgeld in der oben angegebenen 
Höhe feſtzuſetzen wäre. Die Ermäßigungen ſind 
je doch entſprechend der aus dem Fortfall der 
Gol dzahlungen entſtehenden Erſparnis an Her⸗ 
ſtellungskoſten abzu mindern. 

Die erhöhten Sätze ſind am 1. Zuli 1922 in 
Kraft getreten. 


DIE ZUCKERSTEUER 


Inländiſcher Rübenzuder muß mit 50 . 
für 100 Kilo Reingewicht verſteuert werden. 
Zuckerablauf, Rübenjäfte und andere Zucker- 
löſungen, ſowie Stärkezucker können einen er⸗ 
mäßigten Satz erhalten. Steuerfrei können ge⸗ 
laſſen werden Haushaltsmiſchungen zum eigenen 
Gebrauch des Erzeugers und Erzeugniſſe aus 
inländiſchem Rübenzuder, die ausgeführt werden 
ſollen, ſowie Viehfutterartikel. Dieſer Zucker 
muß zum menſchlichen Genuß un⸗ 
brauchbar gemacht ſein. Zucker, der unter 


Steuerkontrolle ausgeführt wird, iſt frei. Nicht 
dagegen Zucker, der aus dem freien Verkehr 
ausgeführt wird. Die Fabriken müſſen durch 
ſichernde bauliche Einrichtungen und Anzeigen 
und beſondere Aufbewahrungsräume für Zucker 
leicht kontrollierbar ſein. Die Strafen ſind durch 
das neue Abänderungsgeſetz durchſchnittlich ver⸗ 
zehnfacht worden. Ein befonderer Teil des alten 
Geſetzes ſah Zuſchläge zur Zuckerſteuer vor, ſie 
wurden jedoch Anfang 1905 aufgehoben. Im 
Kriege wurde dann die Kontingentie⸗ 
rung wieder eingeführt, die erſt am 1. Oktober 
1921 mit der freien Wirtſchaft verſchwand. Die 
Erhöhung der Steuer iſt am 1. Mai 1922 in 
Kraft getreten. An dieſem Tage außerhalb der 
Fabrit befindlicher Zucker von mehr als 100 Kilo⸗ 
gramm unterlag einer Nachſteuer. Auslands ⸗ 
zucker unterliegt bei der Einfuhr neben dem Zoll 
der inländiſchen Steuer. 
* 


Es ſei ausdrücklich nochmals darauf bin- 
gewieſen, daß die Steuergeſetze hier nur in den 
allgemein intereſſierenden Einzelheiten gegeben 
werden konnten. Wer mit einer beſtimmten 
Steuer beruflich zu tun hat, kauft ſich immer 
am beſten das betreffende Geſetz in einer Aus- 
gabe mit Erläuterungen. Ohne daß näher 
darauf eingegangen werden ſoll, jeien noch die 
Berſicherungsſteuer, die Lotterie- und Renn- 
wettenſteuer, die Weinſteuer und die Spiel⸗ 
kartenſteuer genannt. Auch der 


Verkehrsſteuer 

ſoll noch kurz gedacht werden. Durch ſie iſt der 
Güterverkehr neben dem Frachturkunden⸗ 
ſtempel mit 7% belaſtet. Beim Perſonen⸗ 
verkehr tritt eine Abgabe von den Preifen 
der Fahrkarten für Schienenbahnen und 
Waſſerſtraßen ein (bei den letzteren ſind Aus⸗ 
nah men zuläſſig). Die Steuer beträgt nach 
den Wagenklaſſen geſtaffelt: 1. 
Klaſſe 16 0%, 2. Klaſſe = 14%, 5. Klaſſe 
— 12% und 4. Klaſſe = 10%. 


255 ũ 1 

Die Zölle gehören zu den indirekten Steuern 
da fie nicht ſichtlich in Erſcheinung treten, ſon⸗ 
dern in den Preis der Ware einkalkuliert ſind. 
Der Staat erhebt die Zölle beim Ueberſchreiten 
feiner Grenzen. Sie find, da fie meiſt Dinge 
des Maſſenverbrauchs treffen, große Einnah me⸗ 
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quellen, Entſtanden find die Zölle aus Ge- 
bühren, aus Straßen- Brücken- und Markt⸗ 
geldern, die an ſich ihre Berechtigung verloren 
hatten, ſobald die betreffenden Anlagen, deren 
Koſten ſie erſetzen ſollten, amortiſiert waren. 
In früheren Zeiten, als jede Gemeinde ihr 
Zollrecht hatte, wur den fie oft zu Hemmniſſen 
des Verkehrs. Erjtjpät gingen die Länder daran, 
ſie durch Grenzzölle zu erſetzen. In Preußen 
machte z. B. 1818 der Grenzzolltarif 67 Binnen⸗ 
zolltarifen ein Ende. Der deutſche Zollverein 
beſeitigte dann 1854 alle Zölle innerhalb der 
Grenzen ſeines Gebietes. 

Man muß unterſcheiden zwiſchen Finanz⸗ 
zöllen und Schutzzöllen. Finanzzölle 
wer den lediglich im fiskaliſchen Intereſſe er⸗ 
hoben, um dem Staate Einnahmen zu bringen. 
Schutzz ölle dagegen haben den Zweck, Pro- 
dukte des Auslandes bei der Einfuhr zum Schutze 
der heimiſchen Produktion ſo zu verteuern, daß 
ſie nicht mehr konkurrenzfähig ſind oder doch 
wenigſtens den heimiſchen Erzeugniſſen einen 
angemeſſenen Preis ſichern. Ihre Surchführung 
iſt aber gleich trotz der verſchiedenen Zwecke. 
Die Zölle können ſowohl die Einfuhr wie die 
Ausfuhr belaſten. 

Die Zölle werden entweder nach dem 
Wert der Waren, die die Grenze über- 
ſchreiten, oder in feſten Sätzen nach Ge- 
wicht, Hohl- oder Flächenmaß, Stückzahl uſw. 
erhoben. Die erſtere Art der Erhebung iſt die 
gerechtere, da ſie ſich den Preisſchwankungen 
und der Leiſtungsfähigkeit anpaßt. Schwierig 
wird ſie durch die Vieldeutigkeit des Begriffes 
„Wert“. Oer ſtetig ſchwankende Zollbetrag 
erſchwert dem Fabrikanten und dem Händler 
die Kalkulation. Aber auch die Einnahmen des 
Staates werden dadurch unſicher und ungleich⸗ 
mäßig. Bei ſinkendem Wert der Ware ſinkt der 
Zoll und erleichtert der ausländiſchen Kon⸗ 
kurrenz die Einfuhr gerade zu Zeiten, wo ſie 
gefährlich iſt. Bei ſteigenden Preiſen hemmt 
dieſe Art der Zollerhebung die Einfuhr, die dann 
gerade erwünſcht wäre. Die immer beliebter 
werdenden feſten Zölle haben den Nachteil, daß 
bei ſinkenden Preiſen die Zollſätze relativ zu 
hoch ſind und umgekehrt. 

Die Zölle find in Zoll-Carifen nach 
Warenart, Zolleinheit und Zollſatz zuſammen⸗ 
geſtellt. Der deutſche Zolltarif iſt in der Haupt⸗ 
ſache ſyſte matiſch, d. h. nach Pro duktionszweigen 
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geordnet. Ein Zolltarif enthält meiſt auch Sätze, 
unter die beim Abſchluß eines Handelsvertrages 
nicht gegangen werden darf. Bei uns werden 
auf dieſe Weiſe Agrar-Pro dukte geſchützt: Ge⸗ 
treide, Mehl, Vieh und tieriſche Erzeugniſſe. 
Mit Kriegsbeginn find aber diefe Zölle, ebenſo 
wie die für Mineralöle aufgehoben worden. 


Das Goldzollaufgeld. 


gede Woche wird der auf merkſame Zei⸗ 
tungsleſer eine Notiz finden, in der geſagt wird, 
das Goldzollaufgeld beträgt in der künftigen 
Woche — fagen wir einmal: 112 000 9%. Den 
meiften wird dieſe Notiz unwerſtändlich fein und 
mancher wird denken, was kümmert das mich. 
Wenn aber die Preiſe für Kaffee und Tee in 
die Höhe ſchnellen und die Lieblings-Zigarre 
nicht mehr erſchwinglich iſt, dann hat auch von 
ſeinem Geldbeutel die myſteriöſe Zahl ihren 
Tribut genommen. 

Wie kam nun das Reich auf die Erhebung 
des Zolles in Gold? Schon nach dem Kriege 
war die deutſche Währung beträchtlich entwertet, 
und die alten Zollſätze ſtanden nicht mehr im 
richtigen Verhältnis zum Werte der verzollten 
Waren. Hatte vor dem Kriege z. B. ein Doppel- 
zentner Kaffeee 200 M gekoſtet und der Zoll 
war 60 , jo hatte der Zoll 30% des Waren- 
wertes ausgemacht. Nach dem Kriege koſtete 
die gleiche Menge das 10fache, der Zoll mußte 
aber zunächſt der gleiche bleiben, da Artikel 269 
des Frie densvertrages eine Erhöhung der 
Zollſätze für einen beſtimmten Zeitraum 
verbot. Dafür eine ganze Menge von Waren 
dieſe Beſchränkung für 5 Fahre beſtimmt war, 
ſo hatte das Reich kein anderes Mittel feine 
Zollſätze dem Warenwerte anzupaſſen, als daß 
es die Zahlung des Zollesin Gold 
verlangte. Da man im allgemeinen kein 
Gold mehr beſitzt, ſo nimmt das Reich natürlich 
auch Papiergeld in Zahlung. Es berechnet dann 
aber einen Aufſchlag, der dem augenblicklichen 
Verhältnis zwiſchen Goldmark und Papier mark 
entſpricht. Das iſt der Goldzollaufſchlag. 
Das Geſetz iſt am 1. Auguſt 1919 in Kraft ge⸗ 
treten. Am beſten macht ein Beiſpiel die Be⸗ 
rechnung klar. Am 1. November 1920 betrug 
das Gol daufgeld 520 %. Der Zollſatz für einen 
Doppelzentner Kaffee war 160 . Oer Koll 
ſetzte ſich alſo zuſammen aus 160 + 852 = 992.0, 
jo daß auf ein Pfund Kaffee 4,96 „ Zoll ent- 


fiel. Ganz anders liegt es bei der Goldentwer⸗ 
tung unſerer Tage. Am 7. Juli 1925 war der 
Zoll für einen Soppelzentner Kaffee immer noch 
160 , der Gol daufſchlog dagegen 5 181 900 %. 
Das ergibt einen Aufſchlag in Sehe von 
4 980 O40 „ - 160.46 —= 4980200 6. Auf 
1 Pfund Kaffee (Rohkaffee) liegt 
alſo jetzt ein Zoll von 24 901 . 


Das Geſetz konnte zunächſt nicht voll in 
Wirkſamkeit treten, da die Entente an der 
geſamten Weſtgrenze die Erhebung des Auf- 
geldes nicht geſtattet e. Hamburg, Bre- 
men und andere Handels-Eingangspforten, die 
das Aufgeld zahlen mußten, litten darunter na⸗ 
türlich ungemein. Die Zuſtände wurden ſo 
unerträglich, daß ſich die Reichsregierung dazu 
entſchloß, den Aufſchlag für die Zeit vom 11. 
bis 31. Dezember 1919 aufzuheben. Zetzt end- 
lich, da ſie dem Schuldner große Einnahmen 
entgehen ſah, gab die Entente nach und erlaubte 
durch zwei Noten vom 22. und 25. Dezember 
1919 die Erhebung der Zölle in Goldmark, die 
nun ſeit dem 1. Januar 1920 ſo erfolgt. Die 
deutſche Regierung iſt dabei an die Entwertung 
der Mark im Verhältnis zum Dollar 
gebunden. Der in der letzten Zeit ſtändig wech⸗ 
ſelnde Zollſatz erſchwert natürlich dem reellen 
Handel die Kalkulation ſehr. Der Spekulation, 
die ſich ja jetzt auf allen Gebieten betätigt, ſind 
dafür dieſe Schwankungen natürlich ſehr er⸗ 
wünſcht. Trotz dieſer Schattenſeiten war die 
Durchführung des gleitenden Zollſatzes not⸗ 
wendig, wenn die Reichsfinanzen nicht allzu 
ſehr geſchädigt wer den ſollten. 

Bei dieſer Gelegenheit darf vielleicht er⸗ 
wähnt werden, daß eine Reihe von Zollſätzen 
jetzt, wo es möglich wur de, bedeutend erhöht 
wor den iſt. Es beträgt z. B. jetzt der Zollſatz 
in Mark für den Soppelzentner bei Bananen 10, 
getrocknet 5 ; Kaffee 160, gebrannt 500 N; 
Datteln 60 NM; Kakaobohnen 35, gebrannt EO, 
geſchält 150 ; Kakaoſchalen 40 M; Schokolade 
200 ; Tee 350 %; Auftern 200 „; Fluß- 
krebſe 200 und 270 ; Hummern 200 . 

Erhöht iſt ferner der Zoll für Zuckerwerk, 
verſchiedene Toiletteartikel und eine weitere 
Reihe von Luxusgegenſtänden. Für Sprech⸗ 

maſchinen iſt der Satz verdoppelt. Für Bananen 
zu Induſtriezwecken kommt eine Ermäßigung 
in Frage. 


Goldzölle hat es auch früher ſchon, 
allerdings nur vereinzelt gegeben. Rußland 
führte 1877 die Zahlung der Zölle in Gold 
durch und erzielte damit eine Erhöhung ſeiner 
Zolleinnah men um 30%. Auch China führte, 
wie Rußland wegen der Entwertung des Silbers 
auf Wunſch feiner Anleihe- Gläubiger die Zah⸗ 
lung der Zölle in Gold ein. 


r ON U E 


Unter einem Monopol verſtehen wir die 
Zuſammenfaſſung des Angebots e iner 
Ware ineiner Hand. Man muß unterſcheiden 
zwiſchen Erzeugungs-Monopolen, Han- 
dels-Monopolen und Konſu menten 
Mono polen. Der Begriff des Monopols ſchließt 
die Konkurrenz aus. So beſteht die Möglichkeit, 
außerordentlich große Gewinne zu erzielen, die 
für gewöhnlich der Pro duzent und der Händler 
nicht hat, der, um nicht unterboten und ausge- 
ſchaltet zu werden, zu den Erzeugungsko ſten 
bezw. zum Einkauf und den üblichen Gewinn 
verkaufen muß. Aber bis zu einem gewiſſen 
Grade ſteht auch der Mono pol-Znhaber unter 
den wirtſchaftlichen Geſetzen. Einmal begrenzt 
die Leiſtungsfähigkeit ſeiner Abnehmer feine 
Preiſe nach oben und dann gibt es nur ſelten 
Monopole für die ganze Welt, 
ſondern nur für beſtimmte Wirtſchafts gebiete. 
Der Mo no polpreis wird alſo nie jo hoch fteigen 
können, daß es der Konkurrenz aus fremden 
Wirtſchaftsgebieten möglich iſt, die Preiſe zu 
unterbieten. Dazu kommt, daß in den ſeltenſten 
Fällen die Befriedigung eines Bedürfniſſes nur 
mit eine m Gute möglich iſt. Wir haben es 
ja im Kriege geſehen, wie der hohe Preis eines 
Bedarfsgegenſtandes ein Aufblühen der In⸗ 
duſtrie zur Folge hat, die einen „Erja tz“ her- 
ſtellte. Nach Anſicht der Volkswirtſchaftler der 
klaſſiſchen Schule überwiegen bei den Mo no- 
polen die Nachteile. Meift werden die Ber 
dürfniſſe der Allgemeinheit durch Mo no pol⸗ 
Ware ſchlecht befriedigt. Der konkurrenzloſe 
Gewinn tötet allmählich alle Unterneh mer⸗ 
Initiative. Das hohe Einkommen kommt nicht 
durch ſtetige Verbeſſerung und Erweiterung des 
techniſchen Betriebes der Volks wirtſchaft wie der 
zugute. Da es nicht notwendig iſt, ſtändig an 
die Verminderung der Betriebskoſten zu denken, 
leidet die wirtſchaftliche Intenjität. Aber auch 
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Vorteile find unſtreitig vorhanden. Die 
Konkurrenzkämpfe haben oft Raubbau zur Folge, 
da die im Wettbewerb ſtehenden Unternehmen 
natürlich danach trachten, eine möglichſt hohe 
Pro duktion für einen möglichſt hohen Abfatz zu 
erzielen. Wo der in freier Konkurrenz Stehende 
oft nicht rationell arbeiten kann, wird der Leiter 
eines Monopols viel ruhiger und ſyſtematiſcher 
disponieren können. Auch das Zügeln der 
Pro duktion kann ſeine Vorteile haben. Das 
Monopol kann durch richtige Verteilung 
viel Sransportkoſten ſparen. Bei einzelnen 
Zweigen, ſo z. B. bei der Zigaretten und Scho⸗ 
koladen-Induſtrie würden außerdem die An⸗ 
ſummen, die eine großzügige Reklame koſtet, 
dem Unternehmen zugute kommen. Ein Mo- 
nopol kann auch für die techniſche Entwicklung 
ſehr nützlich ſein, wenn tüchtige, ſachkundige 
Männer ſeine Leitung haben. Ein Muſterbe⸗ 
trieb war früher das öſterreichiſche Tabaks⸗ 
monopol, das qualitativ gute Ware zu ange- 
meſſenem Preiſe lieferte und dabei reiche Ge⸗ 
winne abwarf. Man hatte dabei den Vorteil, 
im kleinſten Dorf dieſelbe Zigarre, dieſelbe 
Zigarette zu dem gleichen Preiſe zu bekommen 
wie in einer Wiener Trafik. 

Wenn man von Staats mono polen 
ſpricht, dann denkt man meift nicht an die großen 
Verkehrs mo no pole des Staates (Eiſen⸗ 
bahn, Poſt, Telegraphie und Telepho nie), ſon⸗ 
dern an die Mo no pole, die eine ergiebige Steuer⸗ 


quelle ſein ſollen. Bei den Verkehrs mono polen iſt 


der Ueberſchuß, das weiß ja ein jeder heutzutage, 
nicht immer ſicher. Die ſtändigen Cariferhöhun⸗ 
gen bei der Poſt und der Eiſenbahn vermögen 
ja nicht einmal die Riefendefizite auch nur an⸗ 
nähernd zu decken. Die Anſicht über den fis⸗ 
kaliſchen Wert der Mo no pole hat übrigens ſehr 
gewechſelt. Bis marck war aus politiſchen Grün⸗ 
den, die wir ſchon angeführt haben, ein Freund 
von Monopolen. Aber er konnte weder 1882 
für das Tabaks-Monopol noch 1886 für das 
Branntwein⸗Monopol eine Mehrheit im Reichs- 
tage finden. Auch 1909 gelang es nicht die Zu- 
ſtimmung des Reichstages für das Branntwein⸗ 
Zwiſchenhandelsmonopol zu bete mmen. Im 
Kriege ſahen dann viele in dem Monopol das 
Allheilmittel für die ſchlechten 
Reibsfinanzen, und die Verfechter 
diefer Idee fanden zahlloſe Anhänger. Man 
empfahl jetzt nicht nur Mono pole für Tabak und 
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Branntwein, fondern auch für Kohle, Petro- 
leum, Stickſtoff, elektriſche Kraft, Getreide 
und das Verſicherungsweſen. 

Im neuen Seutſchland waren die Vorbe⸗ 
dingungen für die Monopole ſehr ſchlecht. Ein⸗ 
mal waren die Zeiten für die Umſtellung, die 
großen Entſchädigungsſummen bedingt, nicht 
günſtig, und dann hätten die neuen Anterneh⸗ 
mungen ſchwer unter den Schwierigkeiten der 
zudweifen Lohn- und Preis-Bewegungen zu 
leiden gehabt. Es iſt darum gut, daß ſich der 
Ausbau der Mo no pole noch verzögert hat. Prak⸗ 
tiſch geworden iſt bisher nur das Brannt- 
wein Monopol. Als Beiſpiel eines Mo- 
nopol-Geſetzes foll das den Branntwein er- 
faſſende in ſeinen (mehrfach ſchon abgeänderten) 
Hauptbeſtimmungen hier Platz finden. 


Das Branntwein⸗Monopol-Geſetz. 


Es handelt ji hier um kein Voll- Mo no pol. 
Auch nicht um ein Erzeugungs- Mo no pol, ſondern 
um ein auf den Großhandel und die Reinigung 
und Vergällung beſchränktes Zwiſchen-⸗ 
handels- Monopol. Daneben iſt es ein 
durch Ausnahmen beſchränktes Einfuhr- Monopol. 
Der im Oeutſchen Reiche mit Ausnahme der 
Zoll-Ausſchüſſe unter amtlicher Ueberwachung 
hergeſtellte Branntwein iſt in der Regel unter 
Ausſchluß der Rechte Dritter aus der Brennerei 
zu mBranntwein-Uebernahmepreiſe an das Reich 
abzuliefern. Die Verarbeitung zu 
Trinkbranntwein und der Handel 
hiermit wird in der Regel ausſchließlich von der 
Neichs-Monopol-VerwaltungfürReichsrechnung 
betrieben. Sie führt in der Regel auch allein 
zollfrei Branntwein, mit Ausnahme von Rum, 
Arrak, Kognak und Likören, aus dem Auslande 
ein. Bei der ſchwierigen Lage der Volksernährung 


wird den landwirtſchaftlichen und Getreide . 


brennereien vorläufig geſtattet, an Stelle von 
Kartoffeln und Getreide Erſatzſtoffe, ins⸗ 
beſondere Rüben und Welaſſe zu verarbeiten, 
ohne daß ſie dadurch Nachteile in Bezug auf 
das Brennrecht und die Brennereiklaſſe erleiden. 
Die Brennereien find gegen heimliche Ent nah me 
von Branntwein zu ſichern. Gegen Entrichtung 
eines Aufſchlages (Frei gel d) braucht Obſt⸗ 
und Kornbranntwein nicht abgeliefert zu werden. 
Für Trinebranntwein, der nicht von der Me- 
nopol-Verwaltung hergeſtellt wir d, hat der Er- 
zeuger außer dem Preiſe für den Sprit noch 


entweder den Branntwein-Aufſchlag oder den 
Mono pol⸗Ausgleich zu zahlen. Dieſer Brannt⸗ 
wein darf nur unter Angabe des Weingeiſt⸗ 
gehaltes und des Ortes und der Firma des Her- 
ſtellers in den Handel gebracht werden. Die 
Brennereien zerfallen einmal in Mo no pol- und 
eigene Brennereien, letztere wieder in landwirt⸗ 
ſchaftliche, Obſt⸗ und gewerbliche Brennereien. 
Der den Brennereien zugewieſene Durch- 
ſchnittsbrand bildet ihr Brennrecht (Kon⸗ 
tingent). Daneben gilt bei Obſtbeſitzern (Einzel⸗ 
perfonen oder Gemeinden und Genoſſenſchaften) 
der Branntwein als im Brennrecht erzeugt, der 
aus eigenen Stoffen hergeſtellt wird. Bei 
Brennereien, die Branntwein aus Stoffen her⸗ 
ſtellen, aus denen er vor 1914 gewerblich nicht 
gewonnen wurde (in der Regel der Mo no pol⸗ 
verwaltung vorbehalten), finden die Vorſchriften 
über das Brennrecht keine Anwendung. Es kann 
unter beſtimmten Vorausſetzungen verloren 
gehen und anderweitig feſtgeſetzt werden. 
Hinſichtlich der vom Reich für den über⸗ 
nommenen Branntwein zu zahlenden Preiſe 
find Grundpreiſe, Abzüge nach Art der Roh- 
ſtoffe und des Verfahrens, ſowie allgemeine 
und beſondere Betriebsabzüge, endlich auch 
Zuſchläge vorgeſehen. Je nach Stärke und 
Reinheit des Branntweins kom⸗ 
men Erhöhungen und Minderungen des Ueber- 
nah mepreiſes in Frage. Für den Ueberbrand 
Erzeugung über die Menge des Brennrechts hin⸗ 
aus) wird der Grundpreis ebenfalls herabgeſetzt. 
Die Rein⸗Einnahme auf den Hektoliter 
Weingeiſt für Branntwein iſt auf mindeſtens 
4000 % bemeſſen. Außer dem find beim Weiter⸗ 
verkauf zu decken und in den Verkaufspreis ein- 
zukalkulieren Beiträge zur Bekämpfung 


D 


m 18. Juli 1922 hat der Reichstag 
das Geſetz über die Zwangsanleihe 
beſchloſſen. Bei der heutigen Geld⸗ 

entwertung fallen faſt alle Kauf⸗ 

leute, Gewerbetreibende und Landwirte 

unter dieſes Geſetz, das für alle eine ſtarke 

Belaftung bedeutet. Wir geben darum die 

weſentlichſten Teile dieſes einſchneidenden 

Geſetzes im folgenden im Wortlaut wieder. 
Sein erſter Paragraph lautet: 


der Trunkſucht, zur wiſſenſchaftlichen 
För derung des Kartoffelbaues, zur Verbilligung 
alkoholiſcher Heilmittel, zur Verbilligung des 
Branntweins für öffentliche Zwecke, Verwal⸗ 
tungskoſten und Beiträge zu einem Unter⸗ 
ſtützungsfonds für Arbeiter und Angeſtellte der 
Branntweininduſtrie. Der Abſatz erfolgt nur 
an Wiederverkäufer. Handel und Her- 
ſtellung des Crinkbranntweins ift geneh mi- 
gungspflichtig. Aus den Beſtimmungen 
über das Strafverfahren intereſſiert als Ab⸗ 
weichung vom üblichen Verfahren, daß ein⸗ 
gehende Geldbeträge z u er ft auf die Mo no pol⸗ 
Einnahme, nicht aber, wie ſonſt, auf die Strafe 
anzurechnen ſind. Verboten iſt insbeſondere 
die Verwendung von Methylalkohol zu 
allen Gegenſtänden, die irgendwie mit dem 
menſchlichen Körper in Berührung kommen 
ſollen. Für Streitigkeiten zwiſchen den Be⸗ 
teiligten und der Reichs mo no polverwaltung ift 
das Reichs wirtſchaftsgericht zuſtändig. 

Die Länder, die bisher Brannt wein⸗ 
ab gaben erhoben haben, dürfen fie noch 
5 Fahre lang erheben. Die Befugnis der Ge⸗ 
meinden, ſolche zu erheben, wird noch beſonders 
geregelt. Aus Billigkeitsgründen können Aus- 
nahmen von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
gewährt werden. 

Das Geſetz tritt im weſentlichen am 1. Okt. 
1922 in Kraft. 

Die übrigen in Ausſicht genommenen ſtaat⸗ 
lichen Monopole (Tabaks monopol, Getreide- 
handels mo no pol, Kohlenhandels monopol, Stid- 
ſtoff monopol, Kali monopol, Verſicherungs mo⸗ 
no pol u. a. m.) find noch im Stadium theore⸗ 
tiſcher Erörterungen. An ihre praktiſche Surch⸗ 
führung iſt im Augenblick noch nicht zu denken. 


„))) 


Vom Reich wird eine Zwangsanleihe in 
Höhe von 70 Milliarden Mark nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes aufgelegt. 

Zeichnungspreis, Verzinſung, Tilgung. 

§ 2. Der Zeichnungspreis der Zwangs⸗ 
anleihe beträgt: 94 v. H. des Nennwerts für 
die im Juli 1922, 96 v. H. für die im Auguſt, 
98 v. H. für die im September, 100 v. H. für 
die im Oktober und November, 101 v. H. für 
die im Dezember 1922, 102 v. H. für die im 
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Januar 1925, 104 v. H. für die im Februar 1925, 
106 v. H. für die vom März 1923 ab gezeichnete 
Zwangsanleihe. 

§ 3. Ueber die Zwangsanleihe werden 
Schuldverſchreibungen auf den In- 
haber ausgegeben. Eintragungen in das Reichs- 
ſchuldbuch ſind ausgeſchloſſen. 

$ 4. Die Zwangsanleihe ift bis zum 31. Ok⸗ 
tober 1925 un verzinslich und wird vom 
1. November 1925 an bis zum 51. Oktober 1950 
in Höhe von Av. H. und vom 1. November 1930 
an in Höhe von 5 v. H. des Nennwerts jährlich 
verzinſt. Die Zinſen werden halbjährlich am 
1. Mai und am 1. November, erſtmals am 1. Mai 
1926, fällig. 

§ 5. Die Zwangsanleihe wird vom 1. No⸗ 
vember 1925 an durch Rückkauf zum Börſen⸗ 
kurs oder durch Ausloſung zum Nennwert 
getilgt. Zur Silgung der Anleihe ift jährlich 
mindeſtens % v. H. vom Nennwert des ur- 
ſprünglichen Betrags der Zwangsanleihe zuzüg⸗ 
lich der durch die Tilgung erſparten Zinſen zu ver⸗ 
wenden. Die zu dieſem Zwecke erforderlichen 
Mittel ſind in den Reichshaushaltsplaneinzuſetzen. 


Zeichnungspflichtige Perſonen. 

$ 6. Alle natürlichen und juriſtiſchen Per 
ſonen, Perſonenvereinigungen und Vermögens⸗ 
maſſen, die am 1. Januar 1925 ver mögens- 
ſteuerpflichtig find (§8 2 bis 5 des Ver⸗ 
mögensſteuergeſetzes vom 8. April 1922, N Gef Bl. 
S. 555), habe nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes Zwangsanleihe zu zeichnen. Ausge- 
nommen von der Zeichnungspflicht find die nach 
dem Hypothekenbankgeſetz vom 15. Juli 1899 
(AGeſcel. S. 375) der Staatsaufſicht unter- 
liegenden Hypothekenbanken. Diejenigen Hypo⸗ 
thekenbanken, die Geſchäfte in weiterem als dem 
in $ 5 des Hypothekenbankgeſetzes bezeichneten 
Umfange betreiben (gemiſchte Hppotheken⸗ 
banken), ſind jedoch nach näherer Beſtimmung 
des Reihsminifters der Finanzen für denjenigen 
Teil ihres Vermögens zeichnungspflichtig, der 
nicht dem Hypothekenbankbetriebe gewidmet iſt. 
Sind Zeichnungspflichtige, die im § 2 Abf. 1 
Ziffer 3 und 4 des Vermögensſteuergeſetzes be⸗ 
zeichnet ſind, mindeſtens zu einem Fünftel am 
Vermögen eines anderen, unter die gleiche Vor⸗ 
ſchrift fallenden Pflichtigen beteiligt, ſo unter⸗ 
liegt der Wert dieſer Beteiligung nicht der 
Zeichnungspflicht. 


282 


Umfang der Zeichnungspflicht. 


8 7. Der Betrag der Zwangsanleihe, der 
auf den einzelnen Zeichnungspflichtigen ($ 6) 
entfällt, bemißt ſich nach dem Vermögen, das 
bei der erſten Veranlagung zur Vermögensſteuer 
nach den Vorſchriften des Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes feſtgeſtellt ift. 

§ 8. Die Zeichnungspflicht beſteht nicht, 
wenn das Vermögen ($ 7) den Betrag von 
100000 „ nicht überſteigt. Die im 
Abſ. ! bezeichnete Freigrenze erhöht ſich 1. auf 
300 000 6, wenn das Vermögen hauptſächlich 
aus Vermögen im Sinne des $ 9 des Ver- 
mögensſteuergeſetzes beſteht, und wenn das der 
Einkommenſteuer für das Rechnungsjahr 1921 
zugrunde liegende Geſamteinkommen 40 000 Mt 
nicht überſteigt; 2. auf 1 Million Mark, wenn 
das Vermögen hauptſächlich aus Vermögen im 
Sinne des $ 9 des Vermögensſteuergeſetzes be⸗ 
ſteht und wenn das der Einkommenſteuer für 
1921 zugrunde liegende Einkommen ſich vor- 
wiegend aus Erträgen dieſes Vermögens zu- 
ſammenſetzt, und 60 000 „ nicht überſteigt; 
dies gilt nur für Perſonen, die entweder über 
60 Fahre alt, oder erwerbsunfähig oder 
nicht nur vorübergehend behindert find, ihren 
Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu be- 
ſtreiten. Iſt die Einko mmenſteuerpflicht erſt in 
1922 begründet worden, oder hat ſich das Ein- 
kommen des Fahres 1922 gegenüber dem Ein⸗ 
kommen des Jahres 1921, infolge eines dem 
Erbſchaftsſteuergeſetz vom 10. 9. 1919 (RGSBl. 
S. 1545) unterliegenden Vermögenserwerbes, 
erhöht, jo beſtimmt der Reichsminiſter der Fi- 
nanzen, welches Einkommenzugrunde zu legeniſt. 

Wür de einem Zeichnungspflichtigen, deſſen 
Vermögen oder Einkommen die im Abf. 1, 2 
berechnete Freigrenzen überſteigt, nach Ab⸗ 
zug des zu zeichnenden Betrages ein geringeres 
Vermögen verbleiben, als wenn ſein Vermögen 
oder Einkommen dieſe Freigrenzen nicht über⸗ 
ſchritten hätte, fo iſt Zwangsanleihe nur inſo weit 
zu zeichnen, als ſie aus der Hälfte des Betrages 
gedeckt werden kann, um den die Freigrenzen 
das Vermögen oder Einkommen oder beide 
Freigrenzen überſchritt. Die im Abſ. 1, 2 be⸗ 
zeichneten Freigrenzen gelten nicht für Zeich⸗ 
nungspflichtige, die nach § 5 des Vermögens- 
ſteuergeſetzes beſchränkt ſteuerpflichtig find (be⸗ 
ſchränkt Zeichnungspflichtige). 


9. Von natürlich en Perſonen iſt auf 
die Zwangsanleihe zu zeichnen: von den erſten 
100 000 6 des Vermögens 1 v. H.; von den 
nächſten 150 000 / 2 v. H.; von den nächſten 
250 000 AL A v. H.; von den nächſten 250 000 . 
6 v. H.; von den nächſten 250 000 , 8 v. H.; 
von den weiteren Beträgen des Vermögens 
10 v. 9. des Vermögens. 

Von den übrigen Zeichnungspflich⸗ 
tigen iſt auf die Zwangsanleihe die Hälfte 
der im Abſ. 1 vorgeſchriebenen Sätze zu zeichne 

Gehören zum Haushalt des Zeichnungs- 
pflichtigen zwei oder mehr Kinder im Sinne 
des § 17 des Einkommenſteuergeſetzes, ſo er⸗ 
mäßigt ſich die Zeichnungspflicht für je des Kind, 
das nicht ſelbſt Zwangsanleihe zu zeichnen ver- 
pflichtet iſt, um ein Zwanzigſtel der Zeichnungs⸗ 
pflicht, ſofern das zeichnungspflichtige Vermögen 
nicht mehr als drei Willionen Mark beträgt. 

§ 10. Der Zwangsanleihebetrag wird, wenn 
er 50 000 % nicht überſteigt, auf volle Tauſend 
nach unten, ſonſt auf volle Tauſend nach oben 
abgerundet. 

§ 11. St auf das Reichsnotopfer 
über den gemäß § 36 des Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes geſchuldeten Betrag hinaus Zahlung ge- 
leiſtet, fo iſt der Mehrbetrag nebſt den gemäß 
§ 59 Vermögensſteuergeſetzes darauf zu ent- 
richtenden Zinſen auf Antrag auf die zu zeich⸗ 
nende Zwangsanleihe anzurechnen, und zwar, 
ſoweit die Entrichtung durch Hingabe von ſelbſt⸗ 
gezeichneter, verzinslicher deutſcher Kriegsan⸗ 
leihe erfolgt iſt, in Höhe des Annahmewertes 
zum Reichsnotopfer, ſoweit die Entrichtung in 
bar oder durch Hingabe von unverzinslichen 
Schatzanweiſungen (Schatzwechſeln) erfolgt iſt, 
unter Belaſſung der für bare Vorauszahlungen 
gewährten Vergütungen. 

Vorauszeichnung. 

$ 12. Jeder Zeichnungspflichtige kann vom 
15. Zuli 1922 ab bei einer Annah meſtelle 
Zwangsanleihe zeichnen. Als gezeichnet im 
Sinne dieſes Geſetzes gilt nur der Betrag, der 
mit der Zeichnung tatſächlich eingezahlt wird. 
Die näheren Beſtimmungen der Zeichnung trifft 
der Reihsminifter der Finanzen. 

$ 15. Der Zeichnungspflichtige hat gleich⸗ 
zeitig mit der Abgabe der Vermögens ſteuer⸗ 
erklärung, ſpäteſtens aber bis 28. Februar 1923, 
zwei Drittel des gemäß 88 9, 10 zu berechnenden 
Zwangsanleihebetrages bei einer Annah meſtelle 


im voraus zu zeichnen. Der Vorauszeichnung 
ift das in der Vermögensſteuererklärung ange- 
gebene Vermögen zugrunde zu legen. Zt eine 
Vermögensſteuererklärung nicht abgegeben, fo 
hat der Zeichnungspflichtige ſein Vermögen nach 
dem für die erſte Veranlagung zur Vermögens- 
ſteuer maßgebenden Stand (7) zu ſchätzen. 
Endgültige Zeichnung. 8 

$ 14. Gleichzeitig mit der erſten Veran⸗ 
lagung zur Vermögensſteuer ſetzt das Finanzamt 
den endgültig zu zeichnenden Zwangsan⸗ 
leihebetrag feſt und erteilt dem Zeichnungs⸗ 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid darüber, 
welchen Betrag er noch zu zeichnen oder zurück⸗ 
zuerhalten hat. Der Beſcheid gilt als Steuer- 
beſcheid im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

§ 15. Der auf Grund des Beſcheides (14) 
noch zu zeichnende Betrag iſt binnen z wei 
Monaten nach Zuſtellung des Beſcheides 
zu zeichnen. 

$ 16, Ueberſteigt das für die endgültige 
Zeichnung zugrunde gelegte Vermögen (end- 
gültiges Vermögen) das Ver mögen, das ſich aus 
der Vorauszeichnung ergibt (vorläufiges Ver⸗ 
mögen) um mehr als ein Viertel, ſo erhöht 
ſich die Zeichnungspflicht nach Maßgabe des Abſ. 2. 

Die Erhöhung beträgt, wenn das endgültige 
Vermögen nicht mehr als das eineinhalbfache 
des vorläufigen Vermögens beträgt: 20 v. H.; 
mehr als das 1% fache, aber nicht mehr als das 
2fache 50 v. H.; mehr als das 2fache, aber nicht 
mehr als das Sfache 40 v. H.; mehr als das 
Sache, aber nicht mehr als das Afache 50 v. H.; 
bei mehr als das Afache 60 v. H. des Anterſchieds⸗ 
betrages zwiſchen dem vorausgezeichneten 
Zwangsanleihebetrag und zwei Dritteln des 
endgültig zu zeichnenden Zwangsanleihebetrags, 
wenn der Zeichnungspflichtige vorſätzlich oder 
fahrläſſig das vorläufige Vermögen zu gering 
angegeben hat. Wer nichts vorausgezeichnet 
hat, unterliegt einer erhöhten Zeichnungspflicht 
nach dem erhöhten Hundertſatz des Satzes 1. 

Von der erhöhten Zeichnungspflicht (Abſ. 1) 
tannabgejehen werden, wenn Schätzungen 
des Vermögens mit ungewöhnlichen Schwierig⸗ 
keiten verbunden find und wenn der Zeichnungs⸗ 
pflichtige mit der nach § 13 zu leiſtenden Vor⸗ 
auszahlung bei dem Finanzamt unter Darlegung 
des Sachverhalts beantragt, ihn von der er- 
höhten Zeichnungspflicht zu entbinden, falls in⸗ 
folge verſchiedener Schätzung des Vermögens 
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bei der endgültigen Feſtſtellung des Vermögens 
das endgültige das vorliegende Vermögen über⸗ 
ſteigen ſollte. 

§ 17. Ueberſteigt der auf die Vorauszeich⸗ 
nung geleiſtete Betrag den endgültig zu zeich⸗ 
nenden Betrag, ſo iſt dem Zeichnungspflichtigen 
ein zuviel eingezahlter Betrag nebſt 5 v. H. 
Zinſen vom Cage der Einzahlung ab gegen KRück⸗ 
gabe eines entſprechenden Betrages in Schuldver⸗ 
ſchreibungen koſten- und ſtempelfrei zu erſtatten. 

9 18. Diejenigen auf das Reichs notopfer 
überzahlten Beträge, deren Anrechnung auf die 
zu zeichnende Zwangsanleihe der Zeichnungs⸗ 
pflichtige gemäß $ 11 beantragt, find zunächſt 
auf die nach $ 15 zu leiſtenden Vorauszahlungen 
anzurechnen. 

$ 19. Der Reihsminifter der Finanzen wird 
ermächtigt, die Stellen zu beſtimmen, die als 
Annah meſtellen für die Zeichnung der Zwangs⸗ 
anleihe tätig zu fein haben, und den Annah me⸗ 
ſtellen eine Entſchädigung für Aufwand und 
Beitverluft zu gewähren. 

8 20. Die Zeichnung der Zwangsanleihe iſt 
ganz oder teilweiſe gegen Sicherheitsleiſtung 
und Verzinſung zu ſtunden, wenn der Zeich- 
nungspflichtige nachweiſt, daß ohne die Stun- 
dungſeine wirtſchaftliche Exiſtenz 
gefährdet werden würde oder die Ein- 
ſtellung oder eine weſentliche Einſchränkung des 
Betriebs erfolgen müßte. Gegen die Ablehnung 
des Stundungsgeſuches ſteht die Beſchwer de an 
das Landesfinanzamt offen. Es entſcheidet end⸗ 
gültig. In beſonderen Fällen kann von dem 
Verlangen nach Sicherheitsleiſtung abgeſehen 
werden. Die Stundungsbewilligung wird zu⸗ 
rückgeno mmen, wenn die Vorausſetzungen hier⸗ 
für weggefallen ſind oder wenn eine nachträglich 
verlangte Sicherheit nicht geleiſtet wir d. 

Dieſe Vorſchriften finden auf die Voraus- 
zeichnung Anwendung. Sofern der Stundungs⸗ 
antrag bis 31. 1. 1923 geſtellt wird, iſt die Vor⸗ 
auszeichnung als rechtzeitig anzuſehen, wenn 
ſie innerhalb eines Monats nach Ablehnung des 
Antrags erfolgt. 

§ 21. Zur Vermeidung von Härten kann 
der Reichs miniſter der Finanzen in Einzelfällen 
von der Verpflichtung zur Zeichnung der 
Zwangsanleihe, von der Verpflichtung zur Vor⸗ 
auszeichnung, von der erhöhten Zeichnungs⸗ 
pflicht oder von allen dieſen Verpflichtungen 
ganz oder teilweiſe entbinden. Die Befugnis 
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hierzu kann den Landesfinanzämtern übertragen 
werden. Das gleiche kann für beſtimmte Grup⸗ 
pen von Fällen der Reichs miniſter der Finanzen 
mit Zustimmung des Reichsrats beſtimmen. 

$ 22. Die 88 30, 31, 32 Ver mögensſteuer 
finden auf die Vorauszeichnung (8$ 12, 15) und 
auf die endgültige Zeichnung (8 1A) entſprechende 
Anwendung. 


Straf⸗, Uebergangs⸗ und Schluß vor ſchriften. 

Hinterziehungen werden mit Geld- 
und Gefängnisſtrafen bedroht. Zuſatz 
zu § 15 Vermögensſteuergeſetz: Für die erſte 
Veranlagung zur Vermögensſteuer find Wert⸗ 
papiere (abweichend von § 141 N. A. O.) mit 
der durch drei geteilten Summe der Kurſe von 
Ende der erſten Hälfte der vorangegangenen 
drei letzten Jahre zu bewerten. Die näheren 
Beſtimmungen trifft der Reichsminiſter der 
Finanzen nach Anhörung von Sachverſtändigen. 

$ 25 beſtimmt: Bei der Feſtſtellung des Ver⸗ 
mögens auf den 31. Dezember 1922 darf die 
Verpflichtung zur Zeichnung von Zwangs- 
anleihe nicht berücksichtigt werden, ſoweit eine 
Vorauszeichnung bis 31. Dezember 1922 nicht 
ſtatt gefunden hat. Hat jedoch eine Voraus- 
zeichnung ſtattgefunden, ſo find die Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Zwangsanleihe oder der An⸗ 
ſpruch auf dieſe mit dem Kurswert, höchſtens 
mit 50 v. H. des Nennwertes zu bewerten. 

§ 25. Soweit ſich aus dieſem Geſetz nichts 
anderes ergibt, finden auf die Zwangsanleihe 
und ihre Hurchführung, insbeſondere auf die 
Ermittlung, Feſtſetzung und Erhebung, auf die 
Beſtrafung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes 
Geſetz ſowie auf das Strafverfahren die Vor⸗ 
ſchriften der R. A. O. ſinngemäße Anwendung. 
Nach $ 27 find Erträge über 70 Milliarden an- 
teilig in Schul dverſchreibungen zurüdzugewäh- 
renz fehlende Beträge in Höhe von über 4 v. H. 
ſind durch Zuſchläge nachzuzeichnen. Das Ge⸗ 
ſamtergebnis der Zwangsanleihe iſt lediglich zur 
Abdeckung von Verbindlichkeiten zu verwenden, 
die das Reich für Sach lei ſtun gen aus dem 
Berfailler Vertragund den auf Grund 
dieſes Vertrages abgeſchloſſenen Aebereinkom⸗ 
men zu zahlen hat. 

Die Ausführungsbeſtimmungen ſowie ſon⸗ 
ſtige nähere Beſtimmungen erläßt der Neichs⸗ 
miniſter der Finanzen mit Zuſtimmung des 
Reichsrats. 


/// DBO TI TETIK 


ommunalpolitit ift die Politik 
der Kommunalverbände, 
die ja beſonders wirkſam bei der 
Zwangsbewirtſchaftung der Le⸗ 
bensmittel im Kriege in die Erſcheinung ge⸗ 
treten find. die Kommunalverbände find Ge⸗ 
meinweſen, die ein ganz beſtimmtes Gebiet um- 
faſſen. Man hat ſie darum auch ſehr treffend als 
Gebietskörperſchaften bezeichnet. 
Ein ſolches Gemeinweſen hat doppelte Aufgaben, 
da es einmal Verpflichtungen gegen die in ihm 
zufammengefaßte Bevölkerung hat, zum anderen 
aber auch dem Staate gegenüber wichtige 
Pflichten erfüllen muß. Die häufigſte Form der 
Gebietskörperſchaft iſt die Gemein de. Städti⸗ 
ſche und ländliche Gemeinden ſind zwar nach 
ihrer Zuſammenſetzung und nach ihren Aufgaben 
recht verſchieden. Aber vieles an ihren Auf⸗ 
gaben ift ihnen doch gemeinſam. Zedenfalls 
ſind ſie in vielen der Mittler und das Bindeglied 
zwiſchen dem Einzelnen und dem Staat. 
ge größer die Siedlungen wurden und je 
enger die Menſchen bei einander wohnten, deſto 
mehr kam man dazu, Aufgaben, die ſonſt jeder 
einzelne hatte löſen müſſen, auf die Gemeinden 
zu übertragen. Den Schutz des Lebens und des 
Eigentums, die Erziehung und Belehrung der 
Kinder, Hilfe gegen Feuers- und Waſſernot, 
konnte ja ein Gemeinweſen viel leichter ſicher 
ſtellen als der Einzelne. Bei größeren Ge⸗ 
meindenbetrieben begann man dann gemeinſam 
die Beſchaffung von Waſſer, von Gas und elek⸗ 
triſchem Strom, ſorgte für Straßenbau und 
Straßenreiningung und erbaute Häuſer für die 
Armen, Alten und Kranken. Man tat das nicht 
etwa aus kommuniſtiſchen Grundſätzen, ſondern 
weil eine ſolche Gemeinwirtſchaft praktiſcher, 
beſſer und billiger arbeitet. und die Gemeinde 
war ja am beſten befähigt, dieſe Aufgaben zu 
übernehmen, da fie am leichteſten die Einzel⸗ 
intereſſen mit denen des Ganzen in Einklang 
bringen konnte. Denn der Einzelne iſt ja mit 
der Gemeinde ſtärker verwachſen wie mit dem 
Staate. Hier kann er aus nächſter Nähe alle 
Maßnahmen kontrollieren, auf Fehler auf merk⸗ 
ſam machen und kann ſogar bei der Verwaltung 
der heimiſchen Angelegenheiten ſelbſt mit wirken. 
Die Gemeinde wird ſich aber auf das Gebiet 
ihrer lokalen Aufgaben zu beſchränken haben. 


Nur wo große Vorteile in Ausſicht ſtehen, 
wird ſie ſich mit anderen Gemeinden zu einem 
Zweckverband oder mit dem Staate 
zu einem gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Betriebe zu⸗ 
ſammenfinden. 

Zu den wichtigſten Aufgaben der Ge- 
meinden, vor allen Dingen in der neueſten Zeit, 
gehört eine geſunde Bodenpolitik, die 
alle Siedlungsprobleme umfaßt. Die Gemeinde 
wird vor allen dingen dafür zu ſorgen haben, 
daß die Bebauung nicht ziellos, ſondern nach 
einem vorher feſtgelegten Bebauungsplane er⸗ 
folgt, der der Bodengeftaltung und den Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſen der Bevölkerung Rechnungträgt 
und allen Anforderungen der Hygiene und auch 
des Geſchmacks entſpricht. Der Bebauungs- 
plan allein genügt aber noch nicht. Die Grund- 
ſtücke müſſen auch ſinngemäß geſchnitten ſein 
und die Beſiedlung muß ſo durchgeführt werden, 
daß ſie im Geſamtintereſſe der Gemeinde liegt. 
So muß die Bebauung z. B. da erfolgen, wo 
für ſie die Straßen fertig ſind und Gelegenheit 
zum Anſchluß an das Rohrnetz des Waſſer- und 
Gas werkes gegeben iſt. Auch dürfen natürlich 
innerhalb des Gemeindegebietes nicht größere 
Strecken unbebaut liegen bleiben, wenn um ſie 
herum ſchon alles bebaut iſt. Für all das wird 
eine ſinngemäß verfahrende Bau polizei 
zu forgen haben. Am beſten aber wird ſich die 
Deſiedlung einheitlich im Intereſſe des Ganzen 
durchführen laſſen, wenn die Gemeinde ein gut 
Teil des Grund und Bodens ſelber im Beſitz 
hat. Wo das nicht der Fall ift, wird fie die Auf- 
gabe haben, jede Gelegenheit, Grund und Boden 
oder wenigſtens ein Vorkaufsrecht daran zu 
erwerben, zu benutzen. Die Gemeinde aber wird 
am beſten ſelber nicht bauen. Sie wird 
den Boden behalten und nur das Bebauungs- 
recht an einzelne vergeben. Es gibt dabei ver⸗ 
ſchiedene Verfahren: das von den Bo den⸗ 
reformern empfohlene Heimſtättenrecht, 
das Erbbaurecht, das Rentengüter- 
recht und das ſo genannte Ulmer-Wieder- 
kaufsrecht, auf die leider hier nicht näher 
eingegangen werden kann. Wird die Gemeinde 
in dieſen ihren Beſtrebungen behindert, ſo wird 
fie nicht zögern dürfen, das ihr zuſtehende Ent- 
eignungsrecht mit aller Energie anzu⸗ 
wenden. 
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Eine Fortſetzung und Erweiterung der 

Bo denpolitik ift die Wohnungsfürforge. 
Der Gemeinde liegt es nicht nur ob, dafür zu 
ſorgen, daß für die wachſende Bevölkerung auch 
Wohnungen vorhanden ſind in genügender Zahl 
und in anſtändiger Beſchaffenheit, ſondern ſie 
wird auch dafür zu ſorgen haben, daß die be⸗ 
ſtehenden Wohnungen in einem ſolchen Zu⸗ 
ſtande erhalten werden, daß man fie als be- 
wohnbar bezeichnen kann. um dem Woh- 
nungsmangel abzuhelfen, wird die Gemeinde 
auch in dieſem Falle nicht ſelber bauen, ſondern 
nur anregend zu wirken ſuchen, indem ſie das 
Bauen erleichtert und, wie das jetzt bei der 
großen Wohnungsnot geſchieht, das Bauen 
neben den Zuſchüſſen, die das Reich und das 
Land dafür gibt, durch Geldmittel unterſtützt. 
Eine wichtige Tätigkeit iſt den Gemeinden durch 
die Wohnungszwangswirtſchaft zugefallen: die 
Wohnungs vermittlung. Pie Ein⸗ 
richtung hat ſich nicht überall bewährt, da auch 
bier gerne Schleichwege gegangen werden, Für 
abſehbare Zeit aber wird wohl eine derartige 
regulierende Tätigkeit von Seiten der Gemeinde 
nicht zu entbehren ſein. 

Eine weitere wichtige Aufgabe iſt die Sorge 
für die Geſundheit der Bevölke⸗ 
rung. Hier ſoll die Gemeinde vor allen Singen 
vorbeugen helfen durch tatkräftige Unterftükung 
aller Beſtrebungen, die der körperlichen 
Ertüchtigung der Zugend dienen. 
Sie wird Turn- und Sport⸗Vereinen mit Geld 
und durch Errichtung von Turnhallen und Sport⸗ 
plätzen ihre Arbeit zu erleichtern haben, ſie wird 
Parks und ſonſtige gärtneriſche Anlagen mit 
Kinderſpielplätzen ſchaffen müſſen, damit die 
Jugend Gelegenheit hat, fi in friſcher Luft 
zu tummeln. Die Bekämpfung der 
Kinderſterblichkeit durch Belehrung 
der Mütter, durch Errichtung von Säuglings⸗ 
beimen und Anſtellung von Fürſorgeſchweſtern 
wird erfreulicherweiſe immer mehr als eine der 
wichtigſten kommunalen Aufgaben angeſehen. 
Aber auch für die Geſundheit der Erwachſenen, 
ſoweit ſie nicht ſchon durch die angegebenen 
Maßnah men befördert wird, muß fie ſorgen. In 
Zeiten der Not wird ihr die Lebens mittelbe⸗ 
ſchaffung zu erträglichen Preiſen wichtigſte Auf⸗ 
gabe ſein. Daneben ſind Badegelegenheiten zu 
ſchaffen, Beratungsstellen für Tuberkulöſe und 
Geſchlechtskranke, Seuchenbaracken für an- 
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ſteckende Krankheiten; und eine ſorgfältige tier⸗ 
ärztliche Ueberwachung auf den Schlachthöfen 
hat dafür zu ſorgen, daß nur einwandfreies 
Fleiſch in die Kochtöpfe der Bevölkerung gelangt. 
Zur Pflege und Heilung der Kranken ſind 
Krankenhäuſer und Heilſtätten mit beamteten 
tüchtigen Aerzten zu errichten, daneben Kran- 
kenſchweſtern für die Hauspflege anzuſtellen. 
Aber auch für den toten Mitbürger muß die 
Gemeinde noch ſorgen. Sie hat Begräbnis- 
plätze bereit zu ſtellen und, wenn irgend 
möglich, das Beerdigungsweſen ſelbſt in die 
Hand zu nehmen. In dieſen Zeiten der Not 
ſind ſogar viele Gemeinden dazu übergegangen, 
auch die Sarglieferung zu übernehmen. 
Daneben tritt die Fürſorge für das gei tige 
und ſittliche Wohl der Bevölkerung. 
Die Hauptaufgabe iſt dabei, für eine tüchtige 
Ausbildung und Erziehung der Jugend zu 
ſorgen. Bei den obligatoriſchen Volksſchulen 
beſchränkte ſich ja ſchon ſeit langem die Tätigkeit 
der Gemeinden nur auf die Verwaltung. Bei 
den Wittelſchulen und bei den höheren Schulen 
hatten ſie völlig freie Hand und haben dabei 
ſehr viel gutes geleiſtet, da die 
Eltern, die ſelbſtverſtändlich ein Intereſſe an 
guten Schulen haben, ihren Einfluß in dieſer 
Richtung in der Gemeinde ganz anders zur 
Geltung bringen konnten als im Staat. Leider 
find die Laſten für dieſe Schulen den Städten 
jetzt zu ſchwer gewor den; ſie haben ſie ſich vom 
Staate abnehmen laſſen, der dadurch natürlich 
auch hier den maßgebenden Einfluß gewonnen 
hat. Die Bil dungsbeſtrebungen der Erwachſenen 
ſollen durch die Einrichtung von Volkshochſchul⸗ 
kurſen und Volksbibliotheken unterſtützt wer den. 
In Mufeen find die Zeugen der Vergangenheit 
der Gemeinde mit Kunſtſchätzen aus alter und 
neuer Zeit zu vereinigen und alles iſt ſo aufzu⸗ 
ſtellen, daß der Beſchauer hier leicht Belehrung 
und Erbauung findet. Theater, die ſich aus 
eigener Kraft erhalten können, gibt es nur noch 
in ganz wenigen großen Städten Oeutſchlands. 
Die Gemeinde wird auch in der Unterhaltung 
eines Theaters mit guten billigen Volksvor⸗ 
ſtellungen eine Kulturaufgabe zu ſehen haben, 
und hat jetzt durch die Zuſchüſſe, die fie zahlen 
muß, auch das Recht zu verlangen, daß die 
Theater nur wirklicher Kunſtpflege dienen. Es 
iſt vielleicht ein Fehler geweſen, daß die Ge⸗ 
meinden nicht rechtzeitig die Lichtbildtheater in 


ihre Hand gebracht haben. Das Kino wäre in 
dieſem Falle vielleicht doch ein wenig mehr 
Kulturträger geworden. 

Die fürſorgende Tätigkeit, von der wir 
bisher geſprochen haben, galt der geſamten 
Bevölkerung. Daneben aber beſtehen auch noch 
Aufgaben ſozialer Art, die nur gewiſſen 
Gruppen der Bevölkerung zugute kommen. Die 
Gemeinden ſollen vorbildliche Muſterbetriebe 
ſein, auch in ſozialer Hinſicht. Die Pflicht, ihren 
Beamten und Arbeitern angemeſſene Gehälter 
und Löhne auszuzahlen, brauchen die Gemein- 
den augenblicklich nicht zu betätigen, da ſich die 
Höhe dieſer Bezüge jetzt auto matiſch nach den 
Gehältern der Reichsbeamten regelt. Zu den 
ſozialen Aufgaben gehört vor allen Dingen die 
Armenpflege, die in dieſen Zeiten der Not 
einen beſonders großen Umfang angenommen 
hat. Dann gilt es auch von Seiten der Gemeinde 
Kriſen im Wirtſchaftsleben wirk- 
ſam zu lindern. Ein paritätiſcher Stellennach⸗ 
weis wir d der Arbeitsver mittlung zu dienen haben 
und in Zeiten der Arbeitsloſigkeit werden Not⸗ 
ſtands arbeiten in Angriff zu nehmen ſein. 

Die Kriegswirtſchaft hat die Rommunali- 
ſierung in den Städten ſehr gefördert. Während 
früher die Gemeinden mit irgend einem Unter- 
nehmer einen Vertrag ſchloſſen, um der Ge- 
meinde Bedürfniſſe aller Art zu beſchaffen, 
nimmt die Gemeinde die Befriedigung dieſer 
Bedürfnijfe jetzt ſelbſt auf eigene Rechnung in 
die Hand. Viele ſehen darin große Gefahren 
und es hat ſich ja auch gezeigt, daß die meiſten 
Städte bei der Lebens mittelbeſchaffung große 
Verluſte gehabt haben. Anders iſt es bei Ge- 
meindenbetrieben geweſen, die unentbehrlich 
find, wie z. B. die Waſſerverſorgung und das 
Verkehrsweſen. Die Waſſerverſorgung einer 
größeren Gemeinde wird ſchon deswegen für 
einen Privatunternehmer nicht möglich ſein, 
weil dazu ſehr oft Quellen enteignet wer den 
müſſen, wozu er kein Recht hat. Den Bau von 
Straßenbahnen wird ein Privatunterneh mer 
immer nur unter dem Geſichtspunkt der Er⸗ 
zielung möglichſt großer Gewinne betreiben. 
Für die Gemeinde aber iſt das wichtigſte nicht 
die Rentabilität, ſondern die zweckmäßige He- 
bung des Verkehrs innerhalb des Stadtgebietes. 
Für die Gemeinde iſt der Veſitz der Straßen⸗ 
bahnen auch von größtem Wert für die praktiſche 
Ausgeſtaltung ihrer Siedlungspolitik. 


Mit der Finanzpolitik der Städte 
ſieht es jetzt böſe aus. Reich und Länder haben 
den im Kriege verſchuldeten Gemeinden die 
beſten Steuereinnahmen genommen und nur 
die Gemeinweſen, die eine gute Kämmerei in 
einem reichen Holzbeſtande haben, entgehen 
einer faſt kat aſtrophalen Verſchul⸗ 
dung. Dazu kommt, daß mit dem Wachſen 
der Bevölkerung die Aufgaben umfangreicher 
werden und mit dieſen die Ausgaben. Die Aus- 
gaben wachſen aber weit ſtärker an im Ver- 
hältnis als die Bevölkerung. Das kommt zum 
Seil auch daher, daß der Staat, wenn er bei 
der Erfüllung einzelner Aufgaben auf den 
Widerſtand des Parlaments ſtößt, dieſe Auf- 
gaben den Gemeinden aufbürdet. Die Ge- 
meinden werden dadurch zu Ausgaben ge- 
zwungen, die ihnen gar nicht erwünſcht ſind, 
und die ihren Plänen in keiner Weiſe ent- 
ſprechen. Sie letzte Zeit hat die Gemeinden 
gezwungen, alle Luxusausgaben zu unter- 
laſſen. Aber eine kluge Gemeindepolitik wird 
wiſſen, daß Sparſamkeit am falſchen Orte 
das allerteuerſte iſt und wird die notwendigen 
Aufgaben, die ſie hat, rechtzeitig in Angriff 
neh men. 

Im neuen Seutſchland haben auch die Ge⸗ 
meinden eine neue Verfaſſung bekommen. Das 
Einſchnei denſte war wohl für alle die Gewährung 
des allgemeinen, geheimen, direkten Wahlrechts 
an alle Männer und Frauen über 20 Fahre. 
In fämtlihen Gliedftaaten des Reiches ſind 
neue Städteordnungen und neue Landgemeinde 
ordnungen herausgekommen, die vielfach das 
Zeichen der Schnellarbeit an der Stirn tragen, 
und an denen darumſchon in den erſten Monaten 
ihres Beſtehens wieder herumgeflickt werden 
mußte. Da man außer dem in einer großen An- 
zahl von Städten und Landgemeinden mit der 
geſetzlich feſtgelegten Neuordnung in vielen 
wichtigen Punkten nicht einverſtanden iſt, und 
auch Ausſicht hat, grundlegende Aenderungen in 
den Parlamenten durchzuſetzen, ſo wäre es verfrüht 
irgend etwas über die Neugeſtaltung der Selbſt⸗ 
verwaltung in Oeutſchland zu ſagen. Eine 
wirkliche großzügige Kommunalpolitik kann aller- 
dings nicht durch Verordnungen gehemmt wer⸗ 
den, fie wird ſich aber erſt dann wirklich betätigen 
können, wenn die Gemeinden finanziell dazu 
in der Lage ſind. And das iſt heute bei faſt 
allen nicht der Fall. 
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5 


DER LÄNDLICHE GRUNDBESITZ 


enn uns die Feinde auch fait 

alles rauben konnten, da wir ja 

wehrlos am Boden liegen, drei 

Dinge können ſie uns doch nicht 
nehmen, unſere Ehre, unſer Nationalbewußtſein 
und die heimiſche Ackerſcholle. Nehmen ſie uns 
auch die noch, dann gibt es keine deutſche Wirt⸗ 
ſchaft mehr und damit auch kein deutſches Reich. 
Da der Grund und Bo den die Wurzel unſeres 
ſtofflichen Vermögens iſt, ſo iſt ſeine Verteilung 
unter die Bevölkerung von größter Wichtigkeit 
für die Wirtſchaft des Volkes. Nach Sering, 
einem der beſten Kenner der Verhältniſſe, zer- 
fällt Seutſchland im Bezug auf die Verteilung 
ſeines landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes in drei 
ungleich große Gebiete. „Am Mittel- 
und Ober-Rhein mit feinen Nebenflüſſen in 
den Landſchaften des Mains und dem größten 
Teile von Thüringen herrſcht die kleinbäuerliche 
Wirtſchaft vor, die im weſentlichen mit den 
Familien-Kräften des Beſitzers wirtſchaftet. Im 
übrigen weſtelbiſchen Seutſchland von Schleswig- 
Holſtein und Nieder-Rhein bis zu den bayriſchen 
Alpen beſtimmt der größere Bauernhof das 
Geſicht der Landſchaft. Im oſtelbiſchen Seutſch⸗ 
land gewinnt der großlandwirtſchaftliche Be⸗ 
trieb eine hervorragende Bedeutung. Werden 
in den dicht bevölkerten und ſtädtereichen Tälern 
des Klein-Bauerngebietes Wein, Obſt und 
Handelsgewächſe in ſorgfältiger, faſt garten⸗ 
mäßiger Kleinkultur dem Boden abgewonnen, 
ſo begünftigt im Bereich der Nordſeeküſte, im 
Vorlande der Bayriſchen Alpen und auf den 
deutſchen Mittelgebirgen ein mehr graswüchſiges 
Klima die Viehzucht, in der die größere Bauern⸗ 
ſchaft ihr Beſtes leiſtet. Oeſtlich der Elbe rückt 
ein mehr kontinentales trockenes Klima den 
Getreidebau in den Vordergrund, für den der 
Großbetrieb Vorteile bietet. Soch find die 
Anterſchiede der Beſitzverteilung keineswegs 
lediglich aus den natürlichen Pro duktionsbedin⸗ 
gungen abzuleiten. Die Kleinheit der Betriebe 
am Rhein und in Thüringen erſcheint als un⸗ 
mittelbare Wirkung der ſchon ſeit dem 12. Jahr⸗ 
hundert ausgebildeten Gewohnheit, die Land⸗ 
güter bei jedem Erbgang nach der Anzahl der 
Erben zu zerſtückeln, und dieſe Vererbungsſitte 
herrſcht nicht bloß in den intenſiv bewirtſchafteten 
fruchtbaren Tälern, ſondern hat ſich unter dem 
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Einfluß des franzöſiſchen Erbrechts auch auf die 
linksrheiniſchen Gebirge übertragen, wo die 
Bodenkultur den Zuſammenhalt der Grund- 
cke ebenſo erfordern würde, wie er im ganzen 
übrigen Oeutſchland üblich iſt. Immerhin wird 
man auch den Anterſchied der Vererbungs⸗ 
ſitten letzlich auf den Einfluß der vorherrſchenden 
Pro duktionsbedingungen zurückführen können. 
Viehzucht und Getreidebau verlangen größere 
Betriebe und Kontinuität der Bewirtſchaftung, 
die ſich im gleichmäßigen, wenn auch für die 
einzelnen Wirtſchaften verſchiedenen Wechfeln 
der angebauten Pflanzen vollzieht. Wein-, 
Handelsgewächs- und Gemüſebau geſtatten es 
dagegen, jede Parzelle für ſich gartenmäßig 
zu bewirtſchaften, jo daß die Teilung der Be⸗ 
ſitzungen nur geringe Störungen im Betrieb 
hervorruft.“ 

„Der Gegenſatz im ſozialen Aufbau von 
Weft- und Oſt⸗Seutſchland aber findet feine 
entſcheidende Urfahe darin, daß der Weiten 
ſchon im Anfange der deutſchen Geſchichte be⸗ 
ſiedelt worden iſt, und die damals herrſchende 
Sittenverfaſſung eine ſehr gleichmäßige Bo den⸗ 
verteilung unter den bäuerlichen Familien ent⸗ 
ſtehen ließ, während der Oſten das urſprünglich 
ſlawiſche Kolo nialgebiet der Seutſchen bildet, 
das zum größten Teile erſt in der Zeit vom 
12. bis 14. Jahrhundert unter Führung der 
Ritterſchaft im Beſitz genommen und beſiedelt 
wur de. So ließ die Ausbildung des mittelalter⸗ 
lichen Lehensſtaates in Weſtdeutſchland einen 
zahlreichen Grundadel entſtehen. Doch wurden 
feine Lebensformen vor dem Aufkommen der 
Städte geprägt; für große Mengen ſelbſtge⸗ 
wonnener Erzeugniſſe hätte man damals keine 
Verwendung gehabt. Die neue Oberſchicht 
wurde deshalb im weſentlichen auf ein reines 
Renteneintommen in Form von bäuerlichen 
Naturalab gaben geſetzt. Die öſtliche Kelonifation 
vollzog ſich erſt im Zeitalter der ausgebildeten 
Stadtwirtſchaft. Die Nitterſchaft, reichlicher 
mit Land ausgeſtattet als im Weſten, hat von 
Anfang an ſelber Landwirtſchaft größeren Stils 
mit Hilfe ſlawiſcher Arbeitskräfte zum Zwecke 
des Abſatzes betrieben. Der Schwerpunkt des 
Landbaues lag freilich auch hier weitaus bei 
den bäuerlichen Koloniſten. Als aber die alte 
Heeresverfaſſung und die ſtaatliche Organiſation 


zerfielen, die Ritter, unter dem Impuls der 
Preisrevolution des 16. Jahrhunderts zu Nitter- 
gutsbeſitzern wurden, gelang es ihnen mit Hilfe 
politiſcher Macht mittel, ihren Herrſchaftsbereich 
auf Koſten der Bauernſchaft weſentlich zu er⸗ 
weitern. In einigen Landſchaften, wie im 
Ritterſchaftsgebiet von Mecklenburg, im ſchwe⸗ 
diſchen Reu-Vorpommern führte die Ausbildung 
der modernen Großlandwirtſchaft wie in Eng- 
land zu einer beinahe vollſtändigen Verbannung 
des Bauernſtandes. In Preußen dagegen ſtellte 
ſich die erſtarkte Monarchie ſeit Friedrich Wil⸗ 
helm J. und namentlich unter Friedrich dem 
Großen dem Zuge der Entwicklung erfolgreich 
entgegen, und ihr iſt es zu verdanken, daß im 
öſtlichen Seutſchland doch der größere Teil des 
landwirtſchaftlichen Bodens in Händen bäuer⸗ 
licher Wirte verblieb.“ (Geheimrat Prof. Dr 
Sering, „Politik der Verteilung und Rechts- 
ordnung des Grundbeſitzes auf dem Lande“, im 
Handbuch der Politik, Bd. 4, Seite 182.) 

So iſt es erklärlich, daß die Bauernbefreiung 
im Weſten und im Süden Seutſchlands in der 
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GSebietsverteilung keine Aenderungen brachte 
Dort ift auch noch heute der Bauer als Klein- 
oder Mittelbefiger vorherrſchend. Bei den Ver⸗ 
hältniſſen im Oſten mußte es aber naturgemäß 
zu einer großen Umgeſtaltung kommen. Der 
Latifundienbeſitzer konnte ohne fremde Arbeits- 
kräfte ſeinen Wirtſchaftsbetrieb überhaupt nicht 
aufrecht erhalten. Hier mußte der nicht mehr 
dienſtpflichtige Bauer durch den freien Arbeiter 
erſetzt werden. Man hat ſich dieſe Arbeiterſchaft 
zum Seil dadurch geſchaffen, daß man durch 
Verordnungen (Deklaration vom 16. Mai 1816) 
und durch Aufkauf von Bauernſtellen möglichſt 
viele Bauern „legte“. 420 000 Sektar Land 
mußten die Bauern allein als Entſchädigung 
für die aufgehobenen Sienſtpflichten abgeben. 
Im ganzen beträgt die im 19. Jahrhundert an 
die großen Güter gefallene Fläche Bauernland 
mehr als 1 Million Hektar. Eine über⸗ 
aus klare Neberfiht über die Verteilung von 
Klein-, Mittel- und Großgrundbeſitz gibt die 
folgende von Geheimrat Sering (a. a. O. S. 183) 
zuſammengeſtellte Tabelle. 


che Betriebe 1907. 


Landwirtſchaftlich Davon entfallen auf die Klaſſen von 


F an 100 N 
Millionen ha 70 0% % 0% 
Oſtelbiſches Deutſchland (Großgüter⸗ 
gebiet) = - 5 15,9 8,5 22,7 28,5 40,3 
Ohne Poſen und Weſtpreußen - - 10, 9,1 21,5 29,5 40,1 
Mittel- und oberrhein, Main, Thüringen 
(Kleinbauerngebiet) - - - - 58 35,4 46,4 15,6 4,6 
Ohne Elſaß⸗Lothringen 4,7 35,2 47,9 12,7 42 
Das übrige weſtelbiſche Deutfchland 
(Gro ßbauerngebiet - - - - - - 123 15,1 37,9 575.5 9,7 
Seutſchland insgefamt - - - - - - 31,8 15,8 32,7 29,5 22,2 
Ohne Poſen, Weſtpreußen und die 
Reichs lande 273 14,5 34,4 30,7 20,6 


WERK UN. GIB.NIIDSEUR 
NDUSTRIALISIERUNG 


Bis zum Kriege 1870/71 war Seutſchland über- 
wiegend ein Agrarland geweſen. 26 von den 
40 Millionen feiner Bewohner (das find 65,900) 
lebten in Gemeinden von weniger als 2000 Ein⸗ 
wohnern. Was das Land brauchte, erzeugte es 


Deutschland 19 


mit Ausnahme der Nohſtoffe für die Webwaren, 
im Inland felbſt. Aber das Land hatte für den 
arbeitsfrohen Nachwuchs nicht genügend Ar 
beitsgelegenheiten. So begann in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts ſchon eine ſtarke Aus⸗ 
wanderung, die bis in die 80er Jahre anhielt, und 
die in manchen Fahren 2); des Bevölkerungsüber⸗ 
ſchuſſes meiſt für immer an das Ausland abgab. 
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Mit den militäriſchen Erfolgen, der na⸗ 
tionalen Einigung und den franzöſiſchen Gold⸗ 
milliarden kam über Seutſchland ein ungeahnter 
wirtſchaftlicher Aufſchwung. Wie Pilze wuchfen 
die Fabriken in allen Gegenden Seutſchlands 
aus dem Boden und bald ſtand die deutſche 
Induſtrie in ſcharfem Wettbewerb mit dem 
bisher größten Induſtrieſtaate: England. 
Deutſchland hatte bei der Wahl, ob es Menſchen 
oder Waren ausführen wollte, ſich für das 
letztere entſchieden. Die Bevölkerung wuchs in 
wenigen Jahrzehnten auf 67 Millionen, die 
deutſche Ausfuhr auf die ungeheure Zahl von 
10 Milliarden Goldmark. Der Ueber- 
ſchuß der Bevölkerung ſtrömte jetzt in den Städten 
zuſammen, beſonders in den Groß⸗Städten, die 
1871 noch 4,8, 1910 aber ſchon 21,5 % der Ge- 
ſamtbevölkerung an ſich gezogen hatten. Das 
Verhältnis der ländlichen zur ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung verſchob ſich wie folgt: 1871 hatten 
die Orte mit über 2000 Einwohnern 36,1% der 
Bevölkerung, im Jahre 1910 war dieſe Zahl 
bereits auf 60% geſtiegen. 

Wie bei der Bauernbefreiung äußerte ſich 
die Verſchiebung des Verhältniſſes von Land- 
wirtſchaft und Induſtrie, von ſtädtiſcher und 
ländlicher Bevölkerung verſchieden. Im Weſten 
und Süden, wo das Klein-Bauerntum vor⸗ 
herrſchend war, wirkte das rapide Wachſen der 
Induſtrie gar nicht ſo ungünſtig. Gerade dieſe 
Gebiete hatten ſehr viele Auswanderer geſtellt, 
da bei dem Erbteilungsprinzip dem einzelnen 
ſchließlich nur ſoviel Land noch übrig blieb, 
daß er ſich bei Aufwendung von noch ſo viel 
Fleiß davon nicht ernähren konnte. Jetzt winkte 
für die überzähligen Söhne lohnender Erwerb 
in den aufblühenden Städten des rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Induſtriegebietes. Erbte der in 
die Stadt Gezo gene dann einmal ein kleines 
Stück Land, ſo verkaufte er es, oder verpachtete 
es und trug ſo dazu bei, daß ein anderer ſich 
auskömmlich von der Scholle ernähren konnte. 
Dazu ſicherte der Bedarf großer Arbeiter maſſen 
den landwirtſchaftlichen Produkten einen 
ſchnellen Abſatz zu guten Preiſen. 

Der Oſten aber wurde durch die Neu- 
ordnung der Verhältniſſe immer mehr ent- 
völkert. Hier war es nicht die Unmöglichkeit, 
fich in der Heimat zu ernähren, die die beſten 
Kräfte hinaustrug. Sondern der Drang nach 
ſozialem Aufſtieg. Im Oſten mußte der Land⸗ 
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arbeiterſohn wieder Landarbeiter werden und 
hatte keine Aufſtiegs möglichkeit. Das war in 
den Städten und in der Induſtrie anders. Die 
Entvölkerung bewirkte, daß die großen Güter 
nicht mehr intenfiv bewirtſchaftet wer den konn⸗ 
ten. Am die Güter nicht wirtſchaftlich verfallen 
zu laſſen, ſah man ſich genötigt, Wander- 
arbeiter aus den übervölkerten ländlichen 
Bezirken Polens und Galiziens kommen zu 
laſſen. Von der großen Menge dieſer Wander- 
arbeiter, die allerlei unerfreuliche Begleiter⸗ 
ſcheinungen zeitigten, und die auch die deutſche 
Kriminalſtatiſtik ſtark belaſteten, kann man ſich 
ein Bild machen, wenn man erfährt, daß im 
zetzten Jahre vor dem Kriege von einer Berliner 
Arbeiterzentrale nicht weniger als 782 858 Le⸗ 
gitimationskarten an ausländiſche Wander⸗ 
arbeiter ausgegeben wurden. Davon entfielen 
456 736 (56%) auf die Landwirtſchaft. Da viele 
Grund genug hatten, die Kontrollſtelle nicht zu 
paſſieren, kann man in Wirklichkeit die Zahl 
der fremden Landarbeiter mit einer halben 
Million anneh men. 

Die großen Güter im Oſten wurden immer 
mehr zu Luxusgüter n. Der Titel Nitter⸗ 
gutsbeſitzer gab dem Reichgewor denen ein ge⸗ 
wiſſes Anſehen, ſicherte ihm einen angenehmen 
Aufenthalt als Grandſeigneur auf dem Lande 
und ſo kam es, daß die Güter immer mehr im 
Preiſe ſtiegen. Dieſer Preisſteigerung entſprach 
auch die Verſchuldung. Die jährliche Zunah me 
der hypothekariſchen Verſchuldung in den länd- 
ichen Bezirken Preußens betrug in den Jahren 
1886 bis 1890 155—179 Millionen Mark und 
wuchs in den Jahren 1910 bis 1915 bis auf 
787 Millionen. Die Arſache der Verſchuldung 
war nicht etwa die Beſchaffung von Mitteln 
für die Bo denverbeſſerung, ſondern der über- 
mäßige Preis, der durch den ſtändigen Beſitz⸗ 
wechſel erzielt wurde. 


AG RAR REH ORME N 


Schon vor dem Kriege begannen in Seutſch⸗ 
and einſchneidende Agrarreformen. Vor allen 
Dingen im Oſten durch die Innenkolo⸗ 
niſation. Sie geſchah weniger aus wirt- 
ſchaftlichen als aus politiſchen Gründen. Man 
hatte eingeſehen, daß der Oſten durch die Ent⸗ 
völkerung national gefährdet würde und wollte 
der immer ſtärker eindringenden flawiſchen 


Flut einen Damm deutſcher Anſiedler ent gegen⸗ 
ſetzen. Die ſogenannte Oſtmarkenpolitik hat 
mit ihrer Innenkoloniſation große praktiſche Er⸗ 
folge erzielt. Das Ziel war ſelbſtändige Bauern⸗ 
ſtellen für den „Kleinen Mann“ zu ſchaffen, die 
er mit feiner Familie ohne fremde Hilfskräfte 
bewirtſchaften konnte. Bei der Durchführung 
des preußiſchen Geſetzes vom 26. April 1886 
hat die für Poſen und Weſtpreußen eingeſetzte 
Anſiedlungskommiſſion Vorbild⸗ 
liches geleiſtet. Sie verbeſſerte das Land, ehe 
es dem Anſiedler übergeben wurde. Sie gab 
den neugebildeten Gemeinden reichliches Ge- 
meindeland und ſtattete ſie mit Kirchen und 
Schulen aus. So entſtanden ſehr ſchöne Ko- 
lonien, deren Anlagekapital ſich zwar nur zu 
2 Prozent verzinſte, deren Bewohner aber ſoviel 
Steuern aufbrachten, daß der Staat keinen 
Schaden erlitt. 22 128 Anſiedlerſtellen mit 
320755 ha Ackerland wurden im Oſten bis 
Ende 1914 begründet. Mehr als 300 
neue deutſche Dörfer ſind dadurch 
dort entſtanden. An 300 alte Sörfer und 
an 40 Städte ſind rein deutſchen Anſiedlungs⸗ 
gebieten angeſchloſſen worden. Als Rechts- 
form für die Siedlung war die Form des 
Rentengutes gewählt worden, 
„die die eigentümliche Uebertragung eines 
Grundſtückes gegen Uebernahme einer feſten 
Geldrente geſtattete, deren Ablösbarkeit von 
der Zuſtimmung beider Teile abhängig war.“ 
(Sering.) Leider iſt der größte Zeil dieſer 
ſchönen deutſchen Neuſchöpfungen durch den 
Frieden von Verſailles dem Reiche verloren 
gegangen. Eine große Anzahl von Anſiedlern, 
die erſt nach 1908 bodenſtändig geworden war, 
wurde auf Grund des Artikels 91 des Ver- 
ſailler Vertrages ſo gar vertrieben. 

Auch auf dem Gebiete der Erbfolge 
ſetzten ſchon vor dem Kriege Veränderungen 
ein. Der Gegenſtand iſt zu ſchwierig, um kurz 
behandelt werden zu können. Jedenfalls gelang 
es denen, die auf eine Reform des bäuerlichen 
Erbrechts gedrängt hatten, durchzufetzen, daß 
das bürgerliche Geſetzbuch (88 2049 und 2312) 
beſtimmte, wenn nach Verfügung des Erblaſſers 
das Landgut ungeteilt von einem Erben über⸗ 
nommen wer denſoll, ſei im Zweifel anzunehmen, 
es ſolle zum Ertragswert angeſetzt wer denz dieſer 
Wert wird dann auch der Berechnung des 
Pflichtteils zugrunde gelegt. 


Die ruſſiſche Revolution hatte 
die für dort geplanten Agrarreformen ſchnell zu 
löſen gewußt. Ohne Rückſichten hatte man die ge- 
ſchichtliche Entwicklung unterbrochen und an 
Stelle des alten etwas völlig Neues geſetzt. 
Der Erfolg war ein außerordentliches Sinken 
der landwirtſchaftlichen Produktion. In Oeutſch⸗ 
land wußte man ſehr gut, daß die Qulle der 
Pro duktion möglichſt geſchont werden mußte, 
und man ging darum weniger gewaltſam vor. 
Man begnügte ſich damit, die ſchon vor dem 
Kriege geplanten Reformen vorſichtig in An- 
griff zu neh men und wirklich zur Surchführung 
zu bringen. Radikal verfuhr man nur gegen- 
über den Fideiko mmiſſen, die durch 
den Artikel 155 der Reichsverfaſſung kurzerhand 
aufgehoben wurden. Es waren dabei 
weniger parteipolitiſche Gründe maßgebend, 
wenn ſie auch vielleicht mit geſpielt haben, da 
ſich die Macht der Ariſtokratie ja in der Haupt⸗ 
ſache auf die Fideiko mmiſſe ſtützt, ſondern wirt⸗ 
ſchaftliche Gründe, Die meiften der deutſchen 
Fideikommiſſe waren zu groß, um wirtſchaftlich 
intenſiv ausgenutzt werden zu können, und die 
großen vielfach nicht nach wirtſchaftlichen Grün⸗ 
den bebauten Flächen gingen denen, die nach 
Land hungerten, verloren. In Preußen, dem 
Hauptlande der Fideikommiſſe, gab es deren 
im Fahre 1914 1511. Sie umfaßten einen 
Flächeninhalt von 2% Millionen Hektar, das 
iſt mehr als 7% der Geſamtfläche des Landes, 
Von dieſen Fideikommiſſen waren 48,5% große 
Herrſchaften von mehr als 5000 Hektar. Der 
Fideiko mmißbeſitz zeigte zudem die Neigung, 
ſich immer mehr zu vergrößern. In den Jahren 
von 1900 bis 1914 betrug die jährliche Zunah me 
der Fideikommißfläche im Surchſchnitt 20 000 
Hektar. Nachdem die Reichsverfaſſung die Auf⸗ 
löfung der Fideikommiſſe beſtimmte, erließ 
Preußen im März 1919 eine Verordnung für 
die freiwillige Auflöfung bis zum 1. September 
1921. 

Wichtiges geſchah auch auf dem Gebiete 
der Siedlung. Die Not des Krieges hatte 
die Sehnſucht der Deutſchen nach dem Beſitz 
von Grund und Boden erheblich geſtärkt. Die 
100 000e von Städtern, die jahrelang im 
Schützengraben und hinter der Front lagen, 
hatten wieder engere Beziehungen zu der Natur 
bekommen, und in vielen von ihnen regte ſich 
immer lebhafter der Wunſch, nach dem Kriege 
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ein eigenes Stück Land, und ſei es auch noch ſo 
klein, zu beſitzen. Es kam dazu, daß die Soldaten 
ja glauben mußten, daß das Landgebiet Seutſch⸗ 
lands ſich nach dem Kriege vergrößern würde, 
und ſo ſahen viele in den fruchtbaren Gebieten 
Nordfrankreichs oder gar im weiten ruſſiſchen 
Oſten ſchon ihre neue Heimat. Dieſen Wünſchen 
und Hoffnungen gab Hindenburgs Bo denerlaß 
für die Soldaten der Oſtfront neue Nahrung. 
Als dann das Ende des Krieges dieſe Hoff- 
nungen ſchnell ſchwinden ließ, da blieb doch 
der Wunſch nach einer eigenen Scholle im 
Herzen vieler beſtehen. Das Wort Siedlung 
wur de zu einem Schlagwort, das die Reichs⸗ 
Regierung aufgriff und dem ſie durch ein groß⸗ 
zügiges Geſetz feſte Geſtalt gab. Das Neichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 1919 
verpflichtet die Glie dſtaaten in großem Umfange 
gemeinnützige Siedlungsunternehmen zu be⸗ 
gründen, oder, wo fie [hun vorhanden find, fie 
zu unterſtützen. Für die zu beſiedelnde Fläche 
ſtellte das Geſetz dieſen Unternehmungen zu- 
nächſt alles noch unbewirtſchaftete Moorland 
und ſonſtiges Oedland zur Verfügung. Dieſe 
weiten, völlig unbenutzten Flächen ſollen, wenn 
der Eigentümer ſie nicht freiwillig hergeben 
will, enteignet werden. Als Entgelt ſoll aber 
der bisherige Eigentümer nur den kapitaliſierten 
Reinertrag erhalten, den das unverbeſſerte Land 
ergab. Die Moore und Oedländer umfaſſen 
ein Gebiet von mehreren Millionen Hektar. 
Leider iſt ihre Erſchließung mit ziemlich großen 
Ko ſten, vor allen Dingen für Kunſtdünger, ver⸗ 
bunden, und ſo hatte man von vornherein. 
vorgeſehen, daß auch altes Kulturland für die 
Siedlungen zugänglich gemacht wer den folie, 
In erſter Linie wurden dazu die Domänen be⸗ 
ſtimmt. Die Gliedſtaaten ſollten verpflichtet 
fein, ihre Domänen, ſoweit die Pachtzeiten ab⸗ 
gelaufen waren, gemeinnützigen Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften zum Kauf anzubieten. Auch dabei ſollten 
die Berkaufspreiſe den kapitaliſierten bisherigen 
Ertragswert der Do mänen nicht überſteigen. 

Man ſpricht allgemein von Beſiedlung, und 
doch trägt der Begriff große Unterſchie de in ſich. 
Es gibt Siedlungen im engeren und im weiteren 
Sinne; Siedlungen, die ſich an die Städte an⸗ 
ſchließen und in der Sauptſache dem Klein- 
Gartenbau dienen, und landwirtſchaf tliche Sied⸗ 
lungen, bei denen die Siedler in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit ihren ausſchließlichen oder 
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doch hauptſächlichen Erwerb finden. Zu unter⸗ 
ſchei den iſt auch noch zwiſchen der Neugründung 
von Gemeinweſen mit neuen Menſchen und der 
Anliegerſiedlung, die ih an ein Sorf oder ein 
nicht lebensfähiges Gut anſchließen. 

Die ſtädtiſche Siedlung iſt in der Sauptſache 
ein ſoziales Problem. Die Zuſammenpferchung 
großer Menſchenmaſſen in den Städten hat der 
Bevölkerung körperlich und ſeeliſch ſchwere 
Schädigungen gebracht. Die Loslöſung der In⸗ 
duſtriearbeiterſchaft vom Grund und Boden 
hat unſere Säuglingsſterblichkeit und unferen 
Geburtenüberſchuß außerordentlich ſchädlich be- 
einflußt. Dazu kommt, daß unſere Städte viel 
zu ſchnell gewachſen find. Nicht einmal in den 
Vereinigten Staaten find die Großſtädte fo 
ſchnell gewachſen, wie in einzelnen Induſtrie⸗ 
gegenden Seutſchlands. And dieſe Loslöſung 
von Grund und Bo den ift nicht etwa notwendig 
mit der Induſtriealiſierung eines Landes ver⸗ 
bunden. England und Belgien zeigen uns, daß 
auch ausgedehnte Induſtriealiſierung mit der 
Herrſchaft der Mietskaferne und mit der völligen 
Zerſtörung der Bo denſtändigkeit nicht verknüpft 
zu ſein brauchen. 

In zweierlei Hinſicht mußte hier von 
Staatswegen eingegriffen werden. Man mußte 
verſuchen, die in den Städten und in der In⸗ 
duſtrie tätige Bevölkerung anders unterzubrin⸗ 
gen und ſie wieder ſtärker mit dem Grund und 
Boden zu verknüpfen, und mußte auf der 
anderen Seite durch planmäßige Beſiedlung 
des entvölkerten Landes der übermäßigen Land⸗ 
lucht einen Damm entgegenſetzen. Man wird 
aber bei den Siedlungen der Gro ßſtädte das 
ernährungspolitiſche Moment nicht vergeſſen 
dürfen. Wo der werktätigen Bevölkerung un- 
mittelbar am Wohnhaus oder an nächſtbereiter 
Stelle, in erſter Reihe auf unbenutztem Bauland, 
Gärten zugeteilt werden, da wird man deren 
intenfivfte Ausnutzung durch die Spatenkultur 
zu fordern und auch zu kontrollieren haben. Nur 
in beſonders bevorzugten Gegenden und in 
halbländlichen Verhältniſſen wird man, ohne in 
Gefahr zu kommen, ko ſtbares Land zu vergeuden, 
auch noch Kartoffel- und Korn⸗Acker dem Städter 
zuteilen können. Nur durch eine gartenmä 
Benutzung, die mehrere Ernten im Jahre bringt, 
wird der Ertrag der beſonders in der Nähe der 
Städte außerordentlich intenſiven Wirtſchaft der 
landwirtſchaftlichen Betriebe erreicht werden. 


Das Reich und die Länder haben zur Anter⸗ 
ſtützung der Siedlung das ſcharfe Mittel der 
Enteignung. Aber ſie werden es nicht an⸗ 
zuwenden brauchen, wenn die Landwirtſchaft 
ſelbſt in der Erkenntnis, daß Siedlungen unum⸗ 
gänglich notwendig ſind, freiwillig alles tut, 
um das große Werk zu fördern. Leider ſtehen 
weite Kreiſe der Landwirtſchaft der ländlichen 
Siedlung heute noch mit einem gewiſſen Miß⸗ 
trauen gegenüber. Es ſoll zugegeben werden, 
daß die an manchen Orten wenig glücklich durch⸗ 
geführte Anſiedler⸗Siedlung ein gut Teil Schuld 
mit daran trägt. Und gerade die Anſiedler⸗ 
Siedlung an einen größeren landwirtſchaftlichen 
Betrieb iſt für die Volksernährung von der aller⸗ 
größten Bedeutung. Die Kräfte des Anſiedlers, 
die infolge der geringen Größe feiner Stamm- 
ſtelle nicht oder nur mangelhaft ausgenutzt 
werden, ſollen durch die Gewährung eines 
größeren Arbeitsfel des wertvolleres für die All⸗ 
gemeinheit leiſten. 

Bei den Siedlungen in der Form des neuen 
Geſetzes iſt der wirtſchaftliche Gedanke auch nicht 
vergeſſen. Mag ſonſt die Frage, ob im großen 
o der kleinen Betrieb mehr erzeugt wird, jo oder 
jo beantwortet werden, Tatſache iſt, daß bei den 
ſtaatlichen Kolonien der Anſiedlungskommiſſion 
wie bei den ebenſo zahlreichen, die die General ⸗ 
ko mmiſſionen (Landeskulturämter) in denletzten 
zwei gahrzehnten überwiegend durch die gemein- 
nützigen Siedlungsgeſellſchaften angelegt haben, 

die Wirtſchaft voran kommt, und den früheren 
Großbetrieb in allem weit hinter ſich läßt. Wird 
in dieſen Bahnen in den Gebieten des Groß- 
betriebes kolonifiert, ſo wird damit unſere Er⸗ 
nährungsgrundlage in keiner Weiſe beeinträch⸗ 
tigt; ſoweit die Siedlung auf Oedland vor ſich 
geht, liegt ſogar ein uneingeſchränktes Mehr 
der Erzeugung vor. Bei jeder Neufiedlung aber 
wird entſprechend der ſtarken Vermehrung von 
Menſchen unſer innerer Markt eine ungeahnte 
und notwendige Stärkung erfahren. 

Daneben hat die Siedlung noch eine na⸗ 
tio nale Bedeutung. Wollen wir nicht, 
daß das Slawentum, das ſich doppelt ſo raſch 
vermehrt, wie wir, in unſere ſchwach bevölkerten 
weſtlichen Landesteile eindringt, dann müſſen 
wir hinter die Verſailler Grenzen unſerer nur 
mit 50 bis 78 Einwohner auf den Quadrat- 
Kilo meter bevölkerten Oſtprovinzen einen Wall 
von dichten Bauernſiedlungen ziehen. „Senn 


der Charakter eines Landes folgt nicht dem der 
Herrenſchicht oder der Intelligenz der Städte, 
völkiſch beſtimmt wird auf die Dauer ein Land 
durch feine ländliche Anterſchicht, durch ſeinen 
Bauernſtand und durch ſeine ländliche Arbeiter⸗ 
ſchaft. So greift der Gedanke landwirtſchaftlicher 
Neuſiedlungen über die Belange der Ernäh⸗ 
rungs- und Bevölkerungspolitik hinaus, und 
gehört mit zu dem Kreis von Oeutſchlands 
innerpolitiſchen Exiſtenzfragen und außenpoli⸗ 
tiſchen Schickſalsgedanken.“ 

Leider hat ſich aber, bisher zum Zeil durch 
die ſchwierigen Verhältniſſe der Gegenwart be- 
hindert, die Siedlungstätigkeit nicht jo groß⸗ 
zügig entfaltet, wie es zu wünſchen wäre. Nur 
Anliegerparzellierungen find bisher im größeren 
Umfange zuſtande gekommen. Zahlen liegen 
bisher nur für Preußen vor. Dort wurden an 
ſchon vorhandene Beſitzer in der Zeit vom 
1. Januar 1919 bis zum 1. November 1920 
16 439 Grundſtücke zu eigen und 34 508 in Pacht 
gegeben. Ihre Fläche umfaßte im erſten Falle 
18 954, im zweiten 30598 Hektar. Neufied- 
lungen dagegen gab es in Preußen nur 4884 
mit einem Flächeninhalt von 30 200 Hektar. 
Die Ueberführung von Erwerbsloſen als Siedler 
auf das Land hat ſich im allgemeinen nicht 
bewährt. 

Zu der neuen Agrarreform gehört auch 
der Pachtſchutz. In Oeutſchland iſt die 
Mehrzahl der Landwirte Eigentümer. Nur in 
der Klaſſe der ganz kleinen Wirtſchaften bis zu 
einem halben Hektar und in den Großbetrieben 
über 100 Hektar kommen bei uns Pächter vor. 
Deswegen ſorgte der Pachtſchutz zunächſt für 
die Gartenpachtungen. Die Klein-Garten- und 
Klein⸗Landpachtordnung des Reiches vom 31. 
Fuli 1919 regelte im Intereſſe der Volksgeſund⸗ 
heit und Volksernährung zunächſt die Pacht⸗ 
verhältniſſe bei den ſogenannten Schreber- 
gärten. Es werden von den unteren Verwal⸗ 
tungsbehörden die Pachtpreiſe feſtgeſetzt, und 
die Pachtverträge dürfen nur aus wichtigen 
Gründen gekündigt werden. Es kam dann die 
Reichspachtſchutzordnung vom Juni 1920. Sie 
ſieht Pachteinigungsämter vor, die 
das Recht haben, einmal für Grundſtücke unter 
2% Hektar die Geltungsdauer beſtehender Pacht⸗ 
verträge bis auf 2 Jahre zu verlängern oder die 
Verträge aufzuheben, wenn ſich das Verhalten 
des einen Teiles als wucheriſche Ausbeutung 
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oder ſchwere Anbilligteit darſtellt. Sie haben 
dann weiter das Recht, für Grundſtücke je der 
Größe die Leiſtungen, die unter den veränderten 
Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, 
ander weit feſtzuſetzen. Die Pachtſchutzordnung 
iſt in der Hauptſache zuſtande gekommen auf 
das Drängen der Pächter hin. Die Pächter 
haben aber gerade das Gegenteil erreicht, was 
ſie wollten, denn in faſt allen Fällen, wo der 
Verpächter das Pachteinigungsamt anrief, hat 
es ſich im Hinblick auf die Gel dentwertung ge- 
zwungen geſehen, die Pachten zu erhöhen. 


LANDWIRTSCHAFT LICHE 
S E LB ST VERWALTUNG 


In der erſten Hälfte des vorigen Fahr- 
bunderts hatte ſich bereits innerhalb der Land⸗ 
wirtſchaft das Bedürfnis eines berufsftän- 
diſchen guſammenſchluſſes über den 
Bereich der einzelnen Landesgrenzen hinaus 
geltend gemacht. Damals war es das landwirt⸗ 
ſchaftliche Vereinsweſen, das ſich in Intereſſen⸗ 
verbindungen über die Landesgrenzen hinaus 
zuſammenfand. Es hat ſich um die Mitte des 
19. Jahrhunderts große Verdienſte um den 
Aufſchwung der landwirtſchaftlichen Erzeugung 
erworben. Durch die Haupt- und Zentralvereine 
fanden beſonders die neugewonnenen Erkennt⸗ 
niſſe in Wiſſenſchaft und Technik Eingang bei 
den Landwirten. Bis 1872 hat aber jede Ein⸗ 
flußnahme auf die wirtſchaftspolitiſche Ge⸗ 
ſetzgebung der Länder nach einheitlichen 
Grundſätzen gefehlt. Der erſte Verſuch dazu 
geht bis 1833 zurück, als der Zollverein 
ein einheitlicheres Wirtſchaftsgebiet ſchuf. Als 
der Nor ddeutſche Bund die zentrale Regelung 
gewiſſer wirtſchaftspolitiſcher Fragen in Angriff 
nahm, beſchloß auch 1869 der zweite Kongreß 
norddeutſcher Landwirte die Ausarbeitung eines 
Organiſationsplanes für eine geſetzliche Ver⸗ 
tretung der norddeutſchen Landwirtſchaft. Auf 
dem erſten Selegiertentage der landwirtſchaft⸗ 
lichen Zentralvereine des Norddeutſchen 
Bundes ſchritt man dann zur Vorbereitung 
eines Delegiertenausfchuffes unter dem Namen 
„Land wirtſchaftsrat“, zu dem 
auch die nicht zum Bunde gehörenden 
Zollvereinsſtaaten zugelaſſen ſein ſollten. 


Nach der Reichsgründung wurde dann am 
8. April 1872 in der erſten konſtituierenden VBer⸗ 
ſammlung des Oeutſchen Lans wirtſchaftsrates 
dieſer Plan im Rahmen des neuen Reiches ver⸗ 
wirklicht. Damit war noch keine geſetzliche Ber⸗ 
tretung des Berufsſtandes erreicht. Der Land⸗ 
wirtſchaftsrat beruht auf freiwilligem 
Zuſammenſchluß der ſtaatlichen Selbſtverwal⸗ 
tungskörper der Länder, heute 35 Landwirt- 
ſchaftskammern. Die Zentral- und Haupt- 
vereine gingen meiſt in den Landwirtſchafts⸗ 
kammern auf, während deren Unterorganifationen 
heute etwa 6000 den Unterbau der ſtaatlichen 
Berufsvertretung abgaben. Einzelne Länder, 
wie Preußen und Bayern, ſchufen ſich ſeit 1919 
für ihren Landesbereich beſondere Landes- 
Zentralvertretungen öffentlich -rechtlichen Cha⸗ 
rakters. 

Das iſt der heutige Stand. Der Oeutſche 
Landwirtſchaftsrat hat in feiner 50 jährigen 
Tätigkeit eine gewaltige wirtſchaftspolitiſche 
Arbeit im Intereſſe des Berufsſtandes und 
damit auch in der gründlichen, ſachgemäßen 
Fundierung einer gefunden Erzeugungs- 
ſteigerung für das ganze Volk geleiſtet. 

Bereits ſeit 1920 iſt der Deutihe Landwirt⸗ 
ſchaftsrat mit der Umgeſtaltung in eine ge⸗ 
ſetzliche Vertretung des geſamten deut⸗ 
ſchen landwirtſchaftlichen Berufsſtandes hervor⸗ 
getreten. Es war an eine Reichslandwirtſchafts⸗ 
kammer gedacht, die ſich als Spitzenvertretung 
der regionalen Landwirtſchafts kammern dar⸗ 
ſtellen follte, wie für Preußen die Hauptland⸗ 
wirtſchaftskammer und für Bayern die Landes- 
bauernkammer. Znzwiſchen iſt ein Entwurf 
des Reihsernährungsminifteriums zu einer vor⸗ 
läufigen Reichslandwirtſchaftska m- 
mer bekannt geworden. Wann und in welchem 
Sinne indes Regierung und Reichstag zu einer 
Regelung dieſer für die Landwirtſchaft dring⸗ 
lichen Frage ſchreiten werden, läßt ſich noch nicht 
überſehen. Der Wunſch der Seutſchen Land- 
wirtſchaft iſt, bei dem Weiterbau der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung auf den DBorar- 
beiten des Landwirtſchaftsrates aufzubauen 
und ſo auf dem einfachſten Wege, auf 
der gefunden Grundlage ohne umſtürzende 
Reformen zu dem lang erſtrebten Ziele der 
geſetzlichen Zentralvertretung zu kommen. 
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eben der teuren Lebenshaltung bringt 

uns nichts ſo ſehr die Schwierigkeit 
unſerer Lage zum Bewußtſein wie 
die Wohnungsnot und die Unmög- 
lichkeit, ihr in abſehbarer Zeit zu ſteuern. Auch 
in den Ländern unſerer Gegner hat es nach dem 
Kriege eine Wohnungsnot gegeben, da ja im 
Kriege naturgemäß die Bautätigkeit völlig dar⸗ 
nie derlag und in Nordfrankreich und in Belgien 
viele Wohnſtätten den Kriegshandlungen zum 
Opfer fielen. Aber unſere Wie deraufbau⸗ 
leiſtungen ließen dort dem Uebel bald abhelfen. 
Auch in Seutſchland hat es ſchon einmal eine 
große Wohnungsnot gegeben. Das war in den 
70er Fahren in Berlin, wohin damals aus 
ganz Seutſchland die Menſchen zuſammen⸗ 
ſtrömten. Als damals die Bevölkerung raſch 
auf 140.000 Seelen wuchs, da reichten die vor⸗ 
handenen Häufer bei weitem nicht aus und über 
600 Familien, die ohne Obdach waren, mußten 
in öffentliche Anſtalten untergebracht werden. 
165 Ehepaare haben damals mit Kindern und 
Hausrat auf der ſo genannten Schlächter wieſe 
beim Kottbuſer Tor in Zelten, Lauben, ausge⸗ 
dienten Eiſenbahnwagen und auch ohne Dach 
unter freiem Himmel gewohnt. Aber auch hier 
bereitete eine rege Bautätigkeit der Schwierig. 
keit ein ſchnelles Ende. 


Nirgends und zu keiner Zeit ift aber die 
Wohnungsknappheit in allen Teilen Deutſch⸗ 
lands ſo groß geweſen, wie jetzt. Viele fragen 
erſtaunt immer wie der, wie iſt dieſe Wohnungs- 
enappheit möglich trotz der großen Menſchen⸗ 
verluſte im Kriege? Für die Nachfrage nach 
Wohnungen iſt nicht die Zahl der Bevölkerung 
entſcheidend, ſondern die Zahl der Haus⸗ 
haltunge n. Hieſe hat ſich von etwas über 
11 Millionen nach der Volkszählung im Jahre 
1910 auf über 12 Millionen nach der Volks- 
zählung im Jahre 1919 erhöht. Dieje Zunahme 
erklärt ſich durch das wachſende Heiratsbedürfnis 
in den Nachkriegsjahren. Die Lage auf dem 
Wohnungsmarkt wurde verſchärft durch die zahl⸗ 
reichen Flüchtlinge und Rückwanderer. Man 
ſchätzt die Zahl der Haushaltungen, die allein 
auf fie fallen, auf mindeftens 150.000. Im be- 
ſetzten Gebiet haben außer dem die ausländiſchen 
Beſatzungen die allgemeinen Wohnungsbedin⸗ 
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gungen verſchlechtert. Ohne Süſſeldorf, Duis- 
burg und Ruhrort find im beſetzten Gebiet rund 
15 000 Wohnungen in Privathäuſern der ein- 
heimiſchen Bevölkerung entzogen wor den. Der 
auf ſolche Weiſe verſtärkten Nachfrage nach 
Wohnungen ſteht ein ſeit 1914 beträchtlich zu⸗ 
rückgegangenes Wohnungsange⸗ 
bot gegenüber. Während man im Frieden mit 
einer durchſchnittlichen Neuherſtellung von 
200 000 Wohnungen jährlich rechnete, hat im 
Kriege die Bautätigkeit faſt ganz geruht, und da⸗ 
nach iſt bis heute nur in ſehr geringem Umfange 
gebaut worden, weil die immer wachſende Stei⸗ 
gerung der Baukoſten die rein privat wirtſchaft⸗ 
liche Bautätigkeit faſt unmöglich macht. Nur 
durch umfangreiche Maßnahmen des Reichs, der 
Länder und der Gemeinden gelang es, die Neu⸗ 
bautätigkeit in ſehr beſchränktem umfang wieder 
in Gang zu bringen. Es würde zu weit führen, 
hier die Maßnahmen, die von Regierungsfeite 
der zunehmenden Wohnungsnot entgegengeſetzt 
worden find, einzeln aufzuführen. Da Woh⸗ 
nungsbauten von der heutigen Unſicherheit der 
wirtſchaftlichen Zuſtände, insbeſondere der Wäh⸗ 
rung, weſentlich beeinflußt werden, wird es 
schwerlich möglich fein, ſowohl bei der Verwal⸗ 
tung der beſtehenden Wohnungen wie bei der 
Errichtung neuer Wohnungen und neuer Gied- 
lungen das Syſtem der freien Privat wirtſchaft 
wieder einzuführen, bevor nicht eine Sta⸗ 
bilifierung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ein⸗ 
getreten iſt. Die Ausſichten für eine baldige 
Beſſerung find alfo die denkbar ſchlechteſten. Ob 
das Mietſteuergeſetz bei der ſtändigen 
Erhöhung von Material und Löhnen dazu dienen 
kann, die Neubautätigkeit zu beleben, erſcheint 
zum mindeſten ſehr zweifelhaft. 


DAS REICH SMIETEN GESETZ 


Die große Verſchie denheit und die ſtändigen 
Streitigkeiten ließen es für notwendig erſcheinen 
die Praxis der Vermietung von Wohn- und 
Geſchäftsräu men und die Feſtſetzung der Mieten 
durch ein Reihsgefeh einheitlich zu regeln. Das 
Reichsmietengeſetz, das am 1. Juli 1922 in 
Kraft getreten iſt, bringt eingehende Beſtim⸗ 
mungen über die Vermietung von Wohnungen, 
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Geſchäfts⸗, Büro-, Lagerräumen uſw., jowie 
über die Höhe der bei Mietsverhältniſſen zu 
entrichtenden Miete, 

Grundſätzlich kann zunächſt ein Mietzins 
völlig frei vereinbart werden. Das 
Geſetz gibt jedoch dem Vermieter wie dem 
Mieter das Recht, jederzeit dem anderen Teile 
gegenüber zu erklären, daß an Stelle der ver⸗ 
einbarten Miete die „geſetzliche Miete“ 
gelten ſolle. Der Vermieter hat dieſes Recht 
auch bei laufenden, alſo auch bei langfriſtigen 
Verträgen. Iſt der Mietzins vierteljähr- 
lich zu zahlen, ſo muß die Erklärung ſpäteſtens 
am dritten Werktage des Vierteljahres erfolgen. 
Von dem erſten Tage des nächſten Vierteljahres 
gilt ſo dann die geſetzliche Miete. Bis dahin iſt 
noch die bisherige Miete zu zahlen. Wird der 
Mietzins monatlich bezahlt, ſo iſt die Er⸗ 
klärung bis zum 15. des Monats abzugeben. 
Vom 1. des nächſten Monats ab iſt ſo dann die 
ge ſetzliche Miete zu entrichten. Iſt eine wöchent⸗ 
liche Miete zu zahlen, jo muß ſpäteſtens 
am Montag der Woche die Erklärung abgegeben 
fein. Mit dem Beginn der nächſten Woche be- 
ginnt die geſetzliche Miete. Die Erklärung muß 
in ſchriftlicher Form abgegeben werden; 
es genügt ein einfacher Brief. 

Für die Höhe der geſetzlichen 
Miete iſt der Grundſatz maßgebend, daß eine 
Steigerung nur inſoweit zugelaſſen wer⸗ 
den ſoll, als eine Erhöhung der von dem Ver⸗ 
mieter für das Haus, vor allem für die Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten, aufzuwendenden Koſten er⸗ 
folgt iſt. Im einzelnen wird die geſetzliche Miete 
folgendermaßen berechnet: 

Ausgegangen wird von der Miete, die am 
1. Juli 1914 zu zahlen war (Friedens miete.) 
Ueber ihre Höhe hat der Ber mieter dem Mieter 
Auskunft zu geben; im Streitfalle ſetzt ſie das 
Mieteinigungsamt feſt. Von der Friedens miete 
werden die in ihr für Betriebs- und Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten enthaltenen Beträge abgezogen, 
und zwar ſoll allgemein für einen Gemeinde⸗ 
bezirk oder einen größeren Bezirk beſtimmt 
werden, welcher Hundertſatz der Friedens miete 
abzuziehen iſt. Der verbleibende Reft wird als 
„Grundmiete“ bezeichnet. Zu dieſer 
Grundmiete treten Zuſchläge für die Betriebs⸗ 
und Inſtandſetzungskoſten. Sieſe Zuſchläge 
werden in Hundertſätzen der Grundmiete von 
der Gemeindebehörde feſtgeſetzt. Steigen die 
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Antoften, jo ſind die Zuſchläge zu erhöhen. Da- 
mit erhöht ſich auch auto matiſch ohne weiteres 
die Miete. Der Gedanke der gleitenden 
Miete wird hiermit verwirklicht. 

Die Inſtandhaltung der Häuſer 
ſoll unbedingt geſichert werden. Anterſchieden 
wird zwiſchen laufenden und großen Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten. Als große Inftand- 
ſetzungs arbeiten find anzuſehen: die 
vollſtändige Erneuerung der Dachrinnen und 
Ablaufrohre, das Umdeden des Baches, der An- 
ſtrich oder Abputz des Aeußern, der Neuanſtrich 
des ganzen Treppenhauſes im Innern, die Er- 
neuerung der Heizanlage bei Sammelheizung 
und Warmwaſſerverſorgung. Die übrigen Ar⸗ 
beiten ſindlaufen de Znſtandſetzungsarbeiten. 
Wird eine notwendige laufende Inſtandſetzungs⸗ 


arbeit nicht ausgeführt, ſo kann der Mieter ſich 


an eine von der oberſten Landesbehörde zu be- 
ſtimmende Stelle wenden, welche die Ausfüh- 
rung durch geeignete Anordnungen zu ſichern 
hat. Der Vermieter hat der Wietervertretung 
nachzuweiſen, wie er die Mittel für laufende 
Inſtandſetzungsarbeiten verwendet hat. Für 
große Inſtandſetzungsarbeiten ſoll regelmäßig 
die Zahlung eines beſonderen Zuſchlags 
zur Grundmiete angeordnet werden. Die da- 
nach von den Mietern zu zahlenden Gelder ſind 
auf Hauskonten anzulegen, über die der Ver⸗ 
mieter grundſätzlich nur mit Zuſtimmung der 
Mieter verfügen darf. Zugelaſſen wird ferner 
die Einrichtung eines Ausgleichsfonds, 
aus dem Beihilfen an wirtſchaftlich ſchwache 
Ver mieter für die Reparaturen ihrer Häuſer ge⸗ 
währt werden können. Damit wird gleichzeitig 
auch die Belaſtung der in beſonders reparatur⸗ 
bedürftigen Häuſern wohnenden Mieter weſent⸗ 
lich gemildert. Die Mittel für dieſen Ausgleichs⸗ 
fonds ſollen durch eine beſondere Steuer zu⸗ 
ſammen mit der Wohnungsabgabe aufgebracht 
werden. Soweit Hauskonten nicht beſtehen, iſt 
von dem Mieteinigungsamt für eine ſeit Ok⸗ 
tober 1920 ausgeführte oder eine in Zukunft not⸗ 
wendig werdende große Inſtandſetzungsarbeit 
für das betreffende einzelne Haus ein beſonderer 
Zuſchlag zu der Miete feſtzuſetzen. 

Bei gewerblichen Räumen kann 
eine weitere Erhöhung der Miete eintreten. Zu⸗ 
nächſt können die allgemeinen Zuſchläge für ge⸗ 
werbliche Räume höher feſtgeſetzt werden als 
für Wohnräume. Erfordert ein gewerblich be⸗ 


nutzter Raum bejonders hohe Betriebs- und In⸗ 
ſtandſetzungskoſten, jo kann das Nieteinigungs- 
amt einen weiteren Zuſchlag zulaſſen. Schließ⸗ 
lich kann darüber hinaus ganz allgemein für ge⸗ 
werbliche Räume noch ein beſonderer Zuſchlag 
zur Grundmiete feſtgeſetzt werden, auch wenn 
dieſer zur Dedung von Betriebs- und Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten nicht mehr erforderlich iſt. 

Die Bildung einer Mieter vertretung 
wird für zuläſſig erklärt, jedoch nicht als unbe⸗ 
dingt notwendig vorgeſchrieben. Die Koſten der 
Heizſtoffe für Sammelheizung und 
Warmwaſſerverſorgung ſind getrennt von der 
geſetzlichen Miete zu berechnen. 

In Fällen der Untermiete, alſo vor 
allem bei der Vermietung möblierter 


D FEN V E 
INTERNATIONALE 


it opferfreudiger Beharrlichkeit hat 

die Arbeiterſchaft durch ihre feſt 

geſchloſſene Organiſation für ihre 

N menf&lihenundpolitiidenRedte 
gekämpft und hat heute in Seutſchland faſt alle 
ihre Forderungen inErfüllung gehen ſehen. Nicht 
mit ungemiſchter Freude blickt fie auf dieſe Er⸗ 
folge; denn vieles war in ſeiner Auswirkung 
nicht ſo, wie man es ſich erträumt. Aber auch 
die Arbeiterſchaft in allen kriegführenden Staaten 
ift einen großen Schritt vorwärts gekommen, da 
im Vertrage von Verſailles eine internationale 
Regelung des Arbeitsrechtes feſtgelegt iſt. Dem 
Völkerbund wird die Aufgabe zugewieſen, „ji 
zu bemühen, für Männer, Frauen und Kinder 
in ihren eigenen Gebieten ſowie in allen Län⸗ 
dern, auf die ſich ihre Handels- und Gewerbe- 
beziehungen erſtrecken, angemeſſene und menſch⸗ 
liche Arbeitsbedingungen herzustellen und auf- 
recht zu erhalten, auch zu dieſem Zwecke die er⸗ 
forderlichen internationalen Organifationen ein- 
zurichten und zu unterhalten.“ (§ 28). Die Be- 
wegung iſt ſchon 100 Fahre alt und ging zunächſt 
nicht von den Arbeitern ſondern von Arbeit⸗ 
gebern mit ſtarkem ſozialen Gefühl und von 
Volksfreunden aus. Eine Menge von Kongreſſen 
hat ſich mit dem Problem beſchäftigt. Bis 
zum Kriege war ſchon mancherlei erreicht. Mitte 
1914 gehörten der Internationalen Vereinigung 


Räume, muß der Mietzins in einem ange- 
meſſenen Verhältnis zu dem auf den Naum 
entfallenden Teil der Hauptmiete ſtehen. 

Für Neubauten oder durch Am- und 
Einbauten geſchaffene neue Räume gilt das 
Geſetz nicht. Das Geſetz ſoll am 1. Juli 1926 
wieder außer Kraft treten. 

Neben der ſo feſtgeſetzten Miete hat der 
Mieter noch eine beſondere Abgabe zu zahlen. 
(Geſetz über die Woh nungs abgabe). 
Mit dieſem Gelde ſoll die Neubautätigkeit 
unterſtützt werden. Inwieweit das ſo möglich 
ſein wird, daß durch Schaffung neuer Woh- 
nungen die Wohnungsnot in merkbarer Weiſe 
gemildert wird, wird die Praxis zu erweiſen 
haben. 


I 
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für Arbeiterſchutz 25 Regierungen und Landes⸗ 
gruppen an: Seutſches Reich, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Oeſterreich-Ungarn, Belgien, Bul⸗ 
garien, Dänemark, Frankreich, Finnland, Groß. 
britannien, Südafrika, Canada, Auſtralien, Ita⸗ 
lien, Niederlande, Norwegen, Schwe den, Schweiz, 
Spanien u. a. m. Noch Prinz Max von Baden 
erklärte dann 1918, „daß Deutſchland bei den 
Friedensverhandlungen (damals zweifelte man 
nicht daran, daß Seutſchland mit verhandeln 
dürfe) dahin wirken werde, daß die Verträge 
Beſtimmungen über Arbeiterſchutz enthalten 
würden.“ Teil 15 des Verſailler Vertrages ent- 
hält nun auch, ohne daß Oeutſchland an der 
Durcharbeitung feiner Anregung mitarbeiten 
durfte, Grundsätze eines internationalen Ar⸗ 
beitsrechtes. Es ſoll eine Allgemeine Arbeits- 
Konferenz eingerichtet wer den, die jährlich min⸗ 
deſtens einmal zuſammentritt. Ein allgemeines 
Arbeitsamt wird dem Völkerbunde an deſſen 
Sitz angegliedert. Die „Methoden und Grund- 
ſätze“ fordern Koalitionsfreiheit, Lohn, der an- 
gemeſſene Lebenshaltung ſichert, den Acht⸗ 
ſtundentag, einen wöchentlichen Ruhetag 
von 24 Stunden, Beſeitigung der Kinderarbeit 
und Einrichtung eines Aufſichtsdienſtes. — 
Man wird die Erwartungen für eine praktiſche 
Surchführung der Forderungen in allernächſter 
Zeit nicht zu hoch ſpannen dürfen. 
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DER ACHTSTUNDENTAG 


Gerade in allerjüngſter Zeit hat der Kampf 
m den Achtſtundentag mit beſonderer Heftig 
keit wieder eingeſetzt. In der Neberzeugung, 
daß uns nur Produktion. gerung aus dem 
Elend retten kann, bekämpft man vor allem 
ſeine ſchematiſche Anwendung und weiſt darauf 
hin, daß die Verkürzung der Arbeitszeit, die 
in einzelnen Betrieben bei Einführung des Acht⸗ 
ſtundentages vor dem Kriege beobachtete, größere 
Intenfität der Arbeit (Zeiß⸗Werke in Jena) im 
allgemeinen nicht im Gefolge gehabt hat, daß 
zumeiſt ſogar in der Stunde weniger Arbeit 
geleiſtet werde als früher. Einige Worte darum 
kurz von dieſem Teil des Arbeiterſchutzes. 
In England, dem Arſprungslande der 
oß-Induſtrie, hat {dom vor 120 Jahren der 
aat bei heftigem Widerſtande der Arbeitgeber 
Arbeiterſchutzgeſe tzerlaſſen. Diefes 
elte in der Hauptſache die Arbeitszeit 
n den Spinnereien, deren Höchſt⸗ 
dauer es auf 12 Stunden feſtſetzte. Auch die 
weiteren Schutzgeſetze dienten nur der Negelung 
der Arbeit von Frauen, jungen Leuten und 
Kindern. Wirklich durchgeführt worden ſind 
dieſe Geſetze aber erſt, als 1855 mit der Ein⸗ 


ſetzung von Fabrikinſpektoren eine gewiſſe 


Kontrolle vorhanden war. Im Fahre 1844 
wurde für die weiblichen und jugendlichen Ar⸗ 
eiter in England der 10 Stunden⸗Arbeitstag 
als Höchſtleiſtung feſtgeſetzt. Dadurch wur de, da 
dieſe beiden Kategorien Zweidrittel der ge⸗ 
ſamten Arbeiterſchaft aus machten, auch die 
Arbeitszeit der Männer mitbeſtimmt. 1842 be⸗ 
ſeitigte ein Schutzgeſetz die furchtbaren Zu⸗ 
ſtände in den engliſchen Bergwerken, ſeit den 
60er Fahren find dann die Schutzgeſetze immer 
mehr ausgebaut und auf jämtlihe Gewerbe 
und Arbeiterarten ausgedehnt worden. In 
Deutſchland beginnt der Arbeiterſchutz mit 
einer preußiſchen Verordnung vom Fahre 1859. 
Sie verbot, daß Kinder unter 9 Fahren in 
Fabriken und Bergwerken beſchäſtigt wurden. 
Sie beſchränkte außerdem die Arbeitszeit der 
Sechzehnjährigen und Jüngeren auf 10 Stunden 
und verbot, fie in der Nacht oder an Sonn- und 
Feſttagen zu beſchäftigen. Die preufif 

werbeordnungen von 1845 und 1853 verboten 
die Beſchäftigung von Kindern unter 12 Jabren 
ganz und ſetzten die Höchſtarbeitszeit für ſchul⸗ 
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Zugleich 


Sie 


pflichtige Kinder auf 6 Stunden feit. 
wurde die Fabrikinſpektion eingeführt. 
übrigen Staaten folgten mit dieſen Bejtimmun- 
gen mehr oder weniger ſchnell. In großzügiger 
Weiſe begann die Arbeiterſchutzgeſetzgebung für 
ganz Deutfchland durch die Rei ewerbertd- 
nung und vor allem durch deren Novellen aus 
den Jahren 1891, 1900, 1908 und 1911. Das 
neue Oeutſchland hat den Schutz der Arbeiter 
im Artikel 7 in die Weimarer Verfaſſung auf- 
genommen. 

Für erwachſene männliche Arbeiter ſetzte 
die Gewerbeordnung weder einen rmal- 
Arbeitstag feit, noch eine Hö. hl von 
Arbeitsſtunden am Tage. Wohl aber kannte fie 
den ſogenannten geſundheitlichen Höchſtarbeits⸗ 
tag. Der Bundesrat konnte nach der Gewerbe- 
ordnung für Gewerbe, in denen durch über- 
mäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Ge⸗ 
ſundheit gefährdet wird, die Dauer der Arbeit, 
ihren Beginn und ihr Ende, und auch die Pauſen 
vorſchreiben. Bei Bäckereien, in Getreide- 
mühlen, im Gaſtwirtsgewerbe und in der Groß⸗ 
Eiſeninduſtrie war von dieſem Rechte der Ge- 
werbeordnung ſchon lange Gebrauch gemacht 
worden. Daneben war für offene Geſchäfte 
eine Mindeftrubezeit von 10 Stunden, in 
größeren Orten von 11 Stunden, nach Be- 
endigung der Arbeit vorgeſchrieben. Außerdem 
eine angemeſſene Mittagspauſe. Von 9 Uhr 
abends bis 5 Uhr früh mußten die Geſchäfte 
geſchloſſen ſein. Wenn Sweidrittel der in Frage 
kommenden Geſchäftsinhaber für ihren Ort den 
8-Uhr-Ladenſchluß verlangten, ſo mußte dem 
ſtattgegeben werden. In den preußiſchen Berg- 
werken durfte an Stellen, an denen die Tempe⸗ 
ratur mehr als 28 Grad Celſius war, nicht länger 
als 6 Stunden gearbeitet werden. Jede Ueber⸗ 
ſchicht an ſolchen Stellen war verboten. 

Der theoretiſche Sozialismus hat zunächſt 
einen Nor mal-Arbeitstag für alle Arbeiter ge- 
fordert, ohne ſich dabei auf eine beftimmte 
Stundenzahl feſtzulegen. Dieſe Forderung 
wurde von den ſozialiſtiſchen Parteien aller 
Länder aufgenommen. Erſt der Pariſer inter⸗ 
nationale ſozialiſtiſche Kongreß von 1889 prokla⸗ 
mierte den Abt -Stundentag, der von 
den deutſchen Sozialdemokraten 1891 in das 
Erfurter Pro gramm aufgenommen wurde. Die 
Forderung fand in der Arbeiterſchaft immer 
mehr Anhänger, zumal praktiſche Verſuche in 


einzelnen Betrieben, wir erinnern vor allem an 
die Zeiß- Werke in Jena, außerordentlich günſtig 
ausfielen, da durch intenſivere Arbeitsleiſtung 
in der verkürzten Zeit für das Werk wie für die 
Arbeiter größere Gewinne erzielt wurden. Trotz 
dem man aufs erbitterſte darum gekämpft hat, 
gelang es den Arbeiterorganiſationen vor dem 
Kriege nicht den Acht⸗Stundentag in Deutſch⸗ 
land einzuführen. Als aber dann die Arbeiter⸗ 
ſchaft in den Novembertagen 1918 die politiſche 
Macht in den Händen hatte, da war eine der 
erſten Handlungen der Volksbeauftragten, ſeine 
allgemeine geſetzliche Einführung. Schon der 
Aufruf der Volksbeauftragten vom 12. No- 
vember 1918 kündigte ihn an. Eine Verordnung 
des Reichsamts für Wirtſchaft und Hemobil⸗ 
machung vom 31. Dezember führte ihn dann ein. 
Seitdem darf für die Arbeiter aller gewerblichen 
Betriebe einſchließlich des Ber gbaues, aller oöffent⸗ 
lichen Betriebe und der gewerblichen Neben- 
betriebe der Landwirtſchaft die regelmäßige tätige 
Arbeitszeit, ausſchließlich der Pauſen, von Not⸗ 
arbeiten abgeſehen, 8 Stunden nicht überſteigen. 
In den Verkehrsgewerben unterliegen die un- 
vermeidlichen Ausnahmen beſonderen Verein- 
barungen. Ausnahmen können weiter die De- 
mobil machungsko mmiſſare geſtatten. Für Bäde- 
reien und Konditoreien wurde der Achtſtunden⸗ 
tag neben dem Nachtarbeitsverbot durch eine 
beſondere Verordnung geregelt. Für die Land⸗ 
arbeiter hat die vorläufige Landarbeitsordnung 
vom 24. Januar 1919 die tägliche Höchſtarbeits⸗ 
zeit auf durchſchnittlich 8, 10 und 11 Stunden 
in je 4 Monaten feſtgeſetzt, einſchließlich der 
Wege vom und zum Hofe und im Sommer von 
mindeſtens 2 Stunden Ruhepauſe. Auch die 
Arbeitszeit der Beamten und Angeſtellten iſt 
vorläufig auf 8 Stunden feſtgeſetzt. 

Im Laufe der Zeit hat ſich immer mehr ge⸗ 
zeigt, daß die ſche matiſche Durchführung des 
Acht⸗Stundentages in der Praxis nicht möglich 
iſt. Aus den neuſten Jahresberichten der preußi⸗ 
ſchen Gewerbeaufſichtsbeamten geht das be⸗ 
ſonders deutlich hervor. In ihnen wird teil⸗ 
weiſe ausdrücklich erklärt, daß die (ſcheinbare) 
Hochkonjunktur der letzten Zeit „eine überaus 
ſtarke Belaſtungsprobe für den Achtſtundentag 
gebildet hat, und zwar beſonders in den zahl⸗ 
reichen Fällen, in denen die Sauer der Arbeits⸗ 
zeit, auf die Woche bezogen, unter acht 
Stunden herabging, d. h. wo ſie nur 47, 46, 


45 und 44 Stunden betrug. Aus dieſem Grunde 
mußte die Zahl der Durchbrechungen 
des Achtſtundentages in Geſtalt der Ueber⸗ 
arbeitswilligen immer größer werden. 
Während im Fahre 1920 nur 2080 Betrieben 
mit 198 997 Arbeitnehmern die Geneh migung 
zur Neberarbeit erteilt wurde, mußte fie 1921 
bereits an 4615 Betriebe mit 554 155 Arbeit- 
neh mern gegeben werden. Sabei hat ſich die 
Zahl der Ueberarbeitsbewilligungen, bei denen 
es ſich um mehrere Stunden handelte, erheblich 
vermehrt: z. B. wurde 1920 in 1529 Fällen 
Ueberarbeit über 1½—2 Stunden genehmigt; 
1921 dagegen waren es ſchon 5954 folcher Fälle. 
Nicht mit eingerechnet in dieſe Zahl ſind die nach 
den Berichten der Gewerbeaufjihtsbeamten an- 
ſcheinend recht häufig vorgekommenen Fälle, in 
denen ohne Benachrichtigung der Auf⸗ 
ſichtsinſtanzen nach ſtillſchweigender Verein 
barung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
Ueberarbeit geleiſtet wurde. Die Genehmigung 
zur Ueberarbeit hatten hauptſächlich eingeholt: 
Maſchinenfabriken, Textilinduſtrie, Ziegeleien, 
Zuckerfabriken, die Konſerveninduſtrie uſw., 
kurzum die Betriebe derjenigen Gewerbe, die 
wegen des Abſatzes ihrer Fabrikate oder wegen 
der zu verarbeitenden Gegenſtände mehr oder 
weniger auf Saiſonarbeit angewieſen ſind.“ 

Aus den Berichten der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten läßt ſich übrigens auch feſtſtellen, daß 
die einzelnen Arbeiter zur Verbeſſerung 
ihrer Lohnverhältniſſe oder zur Einholung von 
Arbeitsausfall (für Ueberarbeit wird in der Regel 
ein beſonderer Zuſchlag bezahlt) gern Ne ber- 
arbeit verrichten, daß dagegen die Arbeit⸗ 
nehmerorganiſationen grundſätzlich 
ſich ablehnend verhalten und in dieſer Nich⸗ 
tung auf die ihnen angeſchloſſenen Mit glieder 
einen ſtarken Oruck ausüben. Die Erkenntnis von 
der Anhalt barkeit der ſche matiſchen Regelung der 
Arbeitszeit ſcheint alſo im Laufe der letzten Zeit 
doch wohl, trotz der Widerſtände der Organiſatio⸗ 
nen, erheblich an Boden gewonnen zu haben. 


DAS ARBEITSNACHWEISGESETZ 


Es hat lange gedauert, bis mit dieſem Ge⸗ 
ſetze eine der Hauptforderungen der Arbeiter- 
Organiſatio nen erfüllt wurde. Erſt im Sommer 
1922 ift das vielumſtrittene Geſetz unter Dach 
und Fach gebracht worden. Das Geſetz will 


einen Ausgleich von Arbeitsangebot und Arbeits- 
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nachfrage nach den Grundſätzen wirtſchaftlicher 
Zweckmäßigkeit und ſozialer Gerechtigkeit herbei⸗ 
führen. Ein Netz öffentlich⸗paritäti⸗ 
ſcher Arbeitsnachweiſe ſoll plan- 
mäßig durch vergleichsweiſe Gegenüberſtellung 
der Berufs möglichkeiten in den verſchiedenſten 
Orten und Gegenden des Reiches den Ausgleich 
von Beruf zu Beruf er möglichen. Den öffent- 
lichen Arbeitsnachweiſen bleibt es überlaſſen, 
durch eigene Leiſtungen ſich auf dem Arbeits- 
markte Geltung zu verſchaffen, während die ge⸗ 
wer bs mäßige Stellenver mittlung allmählich aus- 
geſchaltet wir d. 

Bei den Beratungen über den Entwurf 
traten eine Reihe gegenſätzlicher Auffaſſungen 
zutage. Den Angelpunkt der Verhandlungen 
bildete das Monopolrecht der öffent⸗ 
lichen Arbeits nachweiſe und der Be⸗ 
nu tzungszwang der Arbeitsnachweiſe für 
die Arbeitgeber. Die Arbeitgeber aber wollen 
ſich naturgemäß eine Bedienung ſichern, die 
ihnen nicht irgendwelche Arbeiter zuweiſt, ſon⸗ 
dern folche, die in der Lage find, ihre jub- 
jektiven Anſprüche zu befriedigen. Der Zwang 
für die Arbeit geber, ihren Bedarf an Arbeitern 
nur bei den Nachweisämtern zu decken, wider⸗ 
ſpricht den Grundſätzen der Wirtſchaftlichkeit 
und bringt die Arbeitgeber in eine unerträgliche 
Abhängigkeit gegenüber den Arbeitsnachweiſen. 
Es erſcheint alſo die Forderung der Arbeitgeber 
nach Facharbeits nachweiſen als durch- 
aus gerechtfertigt. 

Am nun dieſen beſonderen Anſprüchen zu 
genügen, ſieht das Geſetz Fachabteilungen vor, 
falls die Berufsvertretungen und Vereinigungen 
der Arbeit geber und Arbeitnehmer eine dies⸗ 
bezügliche Entſcheidung treffen. Wohl die wich⸗ 
tigſte Beſtimmung des Geſetzes betrifft die 
Meldepflicht bei offenen Stellen 


DIE WIEDERAURB 
J och heute wird die Frage des prak⸗ 


tiſchen Wiederaufbaues der zer- 
ſtörten Gebiete Nordfrankreichs in 
allen daran intereſſierten Ländern 
lebhaft erörtert. Bereits im Juli 1919 hatte ſich 
die deutſche R gierung bereit erklärt, in möglichſt 
großem Umfange beim Wiederaufbau ſelbſt mit 
tätig zu ſein. Aber man lehnte den deutſchen 
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(849). Es liegt hiernach im Ermeſſen des Reichs 
arbeitsminifters, nach Anhörung des Verwal⸗ 
tungsrats beim Reichsamt für Alrbeitspermitt- 
lung anzuordnen, daß Arbeitgeber die offenen 
Stellen bei dem zuſtändigen Arbeitsnachweis 
anmelden müſſen. Ein Mel dezwang gilt je doch 
nur bedingt für Arbeitnehmer, die der Kranken- 
oder Angeſtelltenverſicherung unterliegen. Er 
gilt keineswegs für landwirtſchaftliche Betriebe, 
die unter 5 Arbeitnehmern beſchäftigen, ſo wie 
für Hausangeſtellte. 

Ein kaum weniger wichtiges Zugeſtändnis 
macht das Geſetz in bezug auf die nicht gewerbs⸗ 
mäßigen Arbeitsnachweiſe, die unter Aufſicht 
des Landesamts fortbeſtehen und neu errichtet 
werden können. Dieſe Zulaſſung muß nach dem 
Geſetz erfolgen, „wenn ſich ergibt, daß nach der 
Eigenart des Berufs oder den Anſprüchen der 
Beteiligten an die Arbeitsver mittlung dieſe — 
zumindeſt für einen nennenswerten Zeil der 
Beteiligten — auf abſehbare Zeit beſſer durch 
eigene Einrichtungen wirtſchaftlicher Vereini- 
gungen oder öffentlicher Berufsvertretungen als 
durch einen öffentlichen Arbeitsnachweis aus- 
geübt wird“, 

In der Praxis werden die ſtrengen Forderun⸗ 
gen des Geſetzes nicht reſtlos durchzuführen ſein. 
Wer Spezialarbeiter braucht, wird immer durch 
einen Vermittler, der die Branche kennt, eine 
brauchbarere Kraft erhalten wie durch den Ar- 
beits nachweis, der, ohne ſich um Sonderwünſche 
kümmern zu können, ſchematiſch vorgeht. Auch 
der Arbeiter, ſo weit er Spezialkennt niſſe hat, wird 
ſich lieber an einen Privatver mittler wenden, um 
Arbeit zu bekommen, die ihm zuſagt. Der be- 
liebteſte Vermittler dieſer Art ift das Zeitungs⸗ 
inſerat. Der geſetzliche Arbeitsnachweis wird 
aber immer ein guter Vermittler bleiben für 
ungelernte und rein mechaniſche Arbeiter. 


AULIEFERUNGEN 


Vorſchlag ziemlich kühl ab. Später eingeleitete 
Verhandlungen gerieten ins Stocken, und auf 
eine an die Reparationskommſſion gerichtete 
Note der deutſchen Regierung vom 22. April 
1921, in der auf verſchiedene Möglichkeiten der 
deutſchen Mitarbeit am Wiederaufbau erneut 
hingewieſen wurde, erfolgte keine Ant- 
wort. Ebenſo blieben Verhandlungen, die 


zwiſchen den deutſchen und franzöſiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften im Sommer 1921 über die Zuſammen⸗ 
arbeit beim Wiederaufbau der zerſtörten Ge⸗ 
biete ohne Beteiligung der beiderſeitigen Re⸗ 
gierungen ſtatt gefunden haben, auf den Gang 
der Dinge ohne Einfluß. 

Allmählich hatte ſich jedoch auch in Frank⸗ 
reich die Einſicht durchgeſetzt, daß das im Frie⸗ 
densvertrag vorgeſehene Lieferungsverfahren, 
was den Wiederaufbau Nordfrankreichs anlangt, 
nicht zum giel führen könne. So erklärt es ſich, 
daß endlich als Ergebnis mehrmonatiger Ber⸗ 
handlungen mit der franzöſiſchen Regierung über 
die zweckmäßigere Geſtaltung des Verfahrens 
zur Durchführung der Sachlieferungen für den 
Wiederaufbau am 6. Oktober 1921 zwiſchen 
Rathenau und Loucheur 


das Wiesbadener Abkommen 


geſchloſſen wurde. Hier wurde in Form eines 
Rahmenvertrages zum erſtenmal der Verſuch 
ge macht, das Problem der Sachlieferungen der 
Löſung näherzuführen. Auf Grund dieſes Ab- 
kommens ſollte zur Lieferung von Bauſtoffen, 
Einrichtungs- und Betriebsgegenſtänden auf 
deutſcher Seite eine Organiſation geſchaffen 
werden, die auf die Beſtellung der in Frankreich 
bereits beſtehenden Organiſation der franzöſi⸗ 
ſchen Geſchädigten im Wie deraufbaugebiet die 
Lieferungen bewirken ſollte, und zwar Liefe⸗ 
rungen nur inſoweit, als ſie mit den Notwendig⸗ 
keiten der Rohſtoffverſorgung, den Pro duktions⸗ 
möglichkeiten Deutſchlands und feinen ſonſtigen 
inneren Bedürfniſſen vereinbar ſind. Die Preis⸗ 
feſtſetzung ſollte grundsätzlich im Wege un- 
mittelbarer Verſtändigungzwiſchen 
Beſteller und Lieferer erfolgen. 

Neben dieſem Abkommen, das auf beiden 
Seiten heftig umstritten wurde, erfolgte zu An⸗ 
fang des Jahres 1922 der Abſchluß verſchiedener 
Zufatz- bezw. Erſatzabkommen. Das Wiesbade⸗ 
ner Abkommen war insbeſondere von franzöſi⸗ 
ſchen Induſtriekreiſen erbittert befeh det worden. 
Was fie vor allem ftörte, war der mit dem Wies- 
badener Abkommen verbundene Zwang zur 
Errichtung von Anforderungsverbän⸗ 
den, der eine glatte Abwicklung der Lieferungen 
zu ſche matiſieren und zu bürokratiſieren drohte. 
Im Intereſſe aller Beteiligten erwies es ſich 
daher als zweckmäßig, anſtatt der Sachlieferun⸗ 
gen von Organiſation zu Organifation den 


freien Verkehr zwiſchen den alliierten 
Beſtellern und den deutſchen Lieferanten zuzu- 
laſſen. Auf dieſem Grundſatz berubt das am 
2. Zuni 1922 zwiſchen Seutſchland und der Re- 
paratio nsko mmiſſion abgeſchloſſene 


Euntze⸗Bemelmans-Abkommen. 


Es führt den freien Verkehr mit denjenigen 
alliierten Mächten mit Aus nah me Frankreichs 
ein, die dem Abkommen beizutreten wünſchen. 
Als dieſes Abkommen paraphiert wurde, ent⸗ 
ſtand in Frankreich der Wunſch nach einem 
gleichen Abkommen. So erfolgte der Abſchluß 
des Ru ppel-Gillet- Abkommens, 
das die Anwendung des ſogenanntenBemelmans⸗ 
Abkommens auf Frankreich und die dadurch be- 
dingte Abänderung des Wiesbadener Abko m⸗ 
mens regelt. Auf deutſcher Seite beſteht der 
Vorzug dieſer beiden Abkommen gegenüber den 
Wiesbadener Vereinbarungen im weſentlichen 
darin, daß die Verpflichtung des mühevollen 
Aufbaus einer deutſchen Lieferungsorganiſation 
durch den freien Verkehr erſetzt iſt. Nach einem 
Uebereinko mmen der deutſchen und der franzöfi- 
ſchen Regierung gelangen die Beſtimmungen 
des Wiesbadener Hauptabko mmens und des 
Ruppel-Gillet⸗Abko mmens vom 20. Juli 1922 
ab zur Anwendung. Von dieſem Tage ab gilt 
deshalb für die Neparationslieferungen an 
Frankreich, ſo weit ſie für den Wie deraufbau der 
zerſtörten Gebiete beſtimmt ſind, der freie Ver⸗ 
kehr nach Maßgabe des Cuntze-Bemelmans⸗ 
Abkommens, das, nachdem die belgiſche Re⸗ 
gierung ihren Beitritt erklärt hat, Bel gien 
gegenüber mit Wirkung vom 15. September 
1922 ab in Kraft getreten iſt. Ausgenommen 
vom freien Verkehr ſind gewiſſe in einer be- 
ſonderen Lifte zufammengeftellte Waren, für die 
die Beſtimmungen des Wiesbadener Abkommens 
gelten. Alle dieſe Vereinbarungen haben den 
Zweck, die von Heutſchland zu bewirkenden Sach- 
lieferungen in einem zugleich einfachen und 
ſchnellen Verfahren auszuführen. Für Deutſch⸗ 
land iſt weſentlich, daß dieſe Abkommen die Um- 
wandlung von Gold- in Sachleiſtungen bewirken, 
und daß auf dieſe Weiſe im Gegenſatz zu den 
ſonſtigen Reparationsleiſtungen eine für die 
deutſche Volkswirtſchaft immerhin pro duktivere 
Erfüllung eines Teiles der durch den 
Friedensvertrag Seutſchland auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen ermöglicht wird. Die Lieferun⸗ 
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gen unterliegen der deutſchen Ausfuhrkontrolle. Rahmen der vorhin ſkizzierten Abkommen iſt 
Die ausgeführten Waren dürfen ausſchließlich es gelungen, einen Vertragstext zu formu⸗ 
im Gebiet des beteiligten alliierten Staates ver- lieren, der dieſen Abkommen praktiſche Geltung 
wendet oder verarbeitet werden, jo daß alſo verleiht, und der es ermöglicht, poſitive Wieder⸗ 
eine Wiederausfuhr ausgeſchloſſen iſt. Mit der herſtellungsarbeit in den zerſtörten Gebieten 
Durchführung der Abkommen iſt auf deutſcher Nordfrankreichs zu leiſten. 
Seite der Reichsko mmiſſar zur Ausführung von Auf die Bedeutung dieſes Vertrages und 
Wie deraufbauarbeiten im zerſtörten Gebiet be- feiner vo rausſichtlichen Auswirkungen im einzel⸗ 
auftragt worden. Die Bezahlung des nen kann hier nicht eingegangen werden. Er⸗ 
Kaufpreiſes der Sachlieferungen erfolgt durch wähnt ſei nur, daß dieſem Sieferungsvertra 
die Seutſche Regierung (Friedensvertrag-Ab- ähnliche Verträge gefolgt bezw. vorangegan 5 
rechnungsſtelle). Der franzöſiſche Beſteller über- find, von denen vor allem Ds iin 55 1 
mittelt dem deutſchen Lieferanten für die fälligen Lehrer- von Siemen 5 Ko nz e Eh 
Zahlungen einen Scheck, der vom Reichstom- (Vereinigte Bauſtoffinduſtrieer) und 55 Vet y 
miſſar zur Ausführung von Wiederaufbau⸗ einigung der bedeutendsten franzöſiſchen 55 
arbeiten im Auftrage der Seutſchen Regierung unternehmer-Gruppen ge gloſſene enannt 
ausgeſtellt iſt. Die Bezahlung der Schecks er⸗ ſei. Es handelt ſich hier um eine Parallele 5 
Ge ar Amrechnung der im barung zu dem | Stirmes- Suberfac- Bete 
rtrag geſetzten Beträge über den ameri- Gegenſtand dieſes Abkommens ift ei 5 
kaniſchen Dollar. Ueber den bei der Umrechnung ſchaftlich auf uſtellendes 95 155 1 95 
zugrunde zu legenden Kurs ſind nähere Be⸗ e 155 en 1290 
ſtimmungen getroffen worden. iſt auch auf deutſcher Seite der Be 1 
Sie erſte praktiſche Aus wirkung ſozialer Baubetriehbe“, eine Vereini- 
der zwiſchen der Reichsregierung vereinbarten gung, die den freien Gewerkſchaften nahe ſteht, 
Abkommen über Sachlieferungen im freien Ver⸗ zur Beteiligung am Wiederaufbau der 3er: 
kehr hat der vor kurzem veröffentlichte ſtörten Gebiete aufgefordert worden. Daneben 
ſchweben eine Anzahl ähnlicher Verhandlungen, 
die eie felbjtändigen Charakter haben And 
5 i zu den genannten Abkommen in kei i Be- 
a 0 Saite ziehungen ſtehen. Von e 
> a ranzöſiſcher Seite iſt auch die Tatjahe, daß das franzöfiſche Wieder⸗ 
l d 92 e e einer n deut⸗ 
8 9 ngs- her Arbeitskräfte bis zu ein ist ro- 
Genoſſenſchaften der zerſtörten Gebiete. Im zentſatz der F 


Stinnes-Zuberfac-Bertrag 


„ 


DIE KON FHF E RENE VON G E NU A 


liche Meinung in Seutſchland auf 


IM ie großen Hoffnungen, die die öffent- auf Frankreichs Wunſch nicht behandelt werden 


die Beratungen von Genug ſetzte, 
5 haben ſich nicht erfüllt und konnten 
ſich auch nicht erfüllen. Trotzdem ſind die 
Ergebniſſe von Genua auch nicht zu unter- 
ſchätzen. Schon daß Deutſchland überhaupt 
eingeladen wurde und mit verhandeln konnte, 
war ein Erfolg. Saß die Reparationsfrage 
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durfte, war vielleicht gar kein fo ße; 
Anglück. Denn eine für . 1 5 
Löſung konnte damals noch nicht herbei⸗ 
geführt werden und der bei den Beratungen 
über dieſen Gegenſtand ſicher zu erwartende 
Konflikt zwiſchen England und Frank- 
reich wäre ſchließlich ſicher wieder auf Ko ſten 
Deutſchlands überbrückt worden, Die Konferenz 


hat aber Erkenntniſſe von weittragender Be- 
deutung gebracht, denen ſich auch die Völker der 
Entente nicht verſchließen können, und die einer 
ſachlichen Erörterung des Reparationsproblems, 
die vorher nicht möglich war, z. T. ſchon zugute 
gekommen ſind. Da iſt zunächſt die Erkenntnis, 
daß die Kriegster minolo gie mit den Ausdrücken 
„Sieger“ und „Beſiegte“ verſchwinden muß, 
wenn an einen Wiederaufbau Europas ge dacht 
wer den ſoll. Daneben hat ſich in allen Sach⸗ 
verſtändigen⸗Verhandlungen ergeben, daß dieſer 
Wiederaufbau Europas nicht wirkſam beginnen 
kann, ehe nicht das Reparationsproblem gelöft 
iſt. Auch iſt Frankreich mit allem Nachdruck 
klar gemacht worden, daß es bei Ergreifung 
irgendwelcher Gewalt maßregeln, zu denen es 
gerade damals und in der Folgezeit auch öfters 
große Luft bezeigte, allein ſtehen würde. Die 
Gefahr folder Maßnahmen ift dadurch unbedingt 
verringert worden. Frankreich mußte fernerhin 
einſehen, daß außer ihm Belgien und etwa der 
Kleinen Entente niemand mehr gewillt iſt, die 
Friedensverträge als unabänderlich zu betrachten, 
und daß die Welt heute anders ausjieht, als zur 
Zeit der Verſailler Friedenskonferenz. 

Aber auch etwas Wirkliches und Bleibendes 
brachten unſere Unterhändler mit nach Haufe: 
den mit den Ruffen abgeſchloſſenen Bertrag 
von RNapollo, der ſchon deswegen ſicher 
große Vorteile für Deutſchland in ſich bergen 
muß, weil die Entente über ſein Zuſtandekommen 
fo ſehr böſe war. Der Napollo vertrag, deſſen 
wirtſchaftliche Möglichkeiten zwar erſt entwickelt 
werden müſſen, kann vorbildlich werden für 
andere Völker, die unter ſich Kriege zu liquidieren 
haben, und ſeine politiſche Bedeutung drückt 
ſich ſchon in der Tatſache aus, daß Deutſchland, 
das bis dahin ohnmächtige, deſſen politiſche 
Macht unter die der Tſchechoſlo wakei geſunken 
war, als Vermittler auftreten konnte. 

Der Rapollo-Vertrag hat auch bei uns in 
Seutſchland heftige Gegner gefunden. Sieſe 
hätten aber gewiß noch viel ſtärkere Worte der 
Kritik gefunden, wenn die deutſche Delegation 
gewartet hätte, bis ſich der Ring der Verſailler 
Signatur mächte, vermehrt durch Rußland, aufs 
neue geſchloſſen hätte und Seutſchland bei der 
Beſprechung des Ruſſenproblems ſich völlig hätte 
ausſchließen laſſen. Diefe Gefahr beſtand und 
konnte nur durch Abſchluß des Vertrages abge⸗ 
wendet wer den. 
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Frankreich iſt nach den Verhandlungen in 
Genua in ſeinen Handlungen erheblich vor⸗ 
ſichtiger geworden. Genua hat ihm gezeigt, daß 
niemand feine Rechte auf Entſchädigung und 
den Wiederaufbau ſeiner zerſtörten Provinzen 
beſtreitet. Aber es hat auch geſehen, daß ſich 
nicht nur die deutſche, ſondern die öf fe nt liche 
Meinung Europas dagegen wendet, daß 
es Unmögliches verlangt und, um die An⸗ 
möglichkeit mit Gewalt durchzuſetzen, den Frie⸗ 
den Europas aufs neue zu ſtören droht. Daß 
Frankreich dies während der Genuakonferenz 
mit vollem Nachdruck klar gemacht wurde, daß 
es erfahren mußte, daß es, wenn es zum är gſten 
kommt, weder auf den Beiſtand Englands v der 
Italiens noch ſelbſt auf den Polens oder der 
Kleinen Entente mit Sicherheit vechnen darf, 
liegt nicht zum wenigſten im Jutereſſe Frank⸗ 
reichs ſelbſt. 

Am beiten hat die Ergebniſſe der Genug⸗ 
Konferenz im Hinblick auf die Deutſchland inter⸗ 
eſſierenden Fragen die große S chlußrede 
Walter Nathenaus zufammengefaßt. 
Sie verdient mehr als eine flüchtige Zeitungs⸗ 
lettüre und foll darum hier folgen. Die Nede 
glie dert ſich nach den vier großen Wahr- 
heiten, die Rathenau als Ergebnis der Ber- 
handlungen bezeichnet, und lautet in ihren 
wichtigſten Teilen: 

„Der Abſchluß der proviſoriſchen Arbeiten 
der Konferenz geſtattet uns, einen Ueberblick 
über die welthiſtoriſchen Leiſtungen 
der Konferenz, die erſt in den kommenden 
Jahren mehr und mehr hervortreten wer den, 
und für die Europa der Genueſer Konferenz 
Dank ſchuldet. Es wäre ein unberechtigter 
Optimismus, zu hoffen, daß durch den Abſchluß 
dieſer Arbeiten die Weltkriſe ſofort eine merkliche 
Linderung erfährt. Eine ſolche Beſſerung der 
allgemeinen Weltlage wird erſt dann eintreten, 
wenn eine Reihe von Prinzipien er⸗ 
füllt ſind, die in den Beratungen der Ko mmiſ⸗ 
ſionen mit immer wachſender Oeutlichkeit her⸗ 
vortraten, wenn ſie vielleicht auch nicht ihren 
vollen Ausdruck in den niedergelegten Leitſätzen 
gefunden haben. Indem ich mich an die der 
Konferenz gezogenen Grenzen auf das ſtrikteſte 
halten werde, will ich verſuchen, die vier großen 
und unausgeſprochenen Wahrheiten darzu⸗ 
legen, die mir aus den Beratungen hervorzu⸗ 
gehenſcheinenund die, wie ich glaube, unbedingte 
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Vorausſetzungen für eine Ge- 
ſundung der Welt wirtſchaft bilden.“ 

Rathenau führte dann weiter aus: 

„Die erſte dieſer Wahrheiten lautet: Die 
geſamte Verſchuldung der Länder iſt zu groß 
im Verhältnis zu ihrer Produktionskraft. Alle 
hauptſächlichen Wirtſchaftsländer ſind in einen 
Verſchuldungskreis hineingezogen, der die meiſten 
gleichzeitigzu Gläubigern und Schuldnern macht. 
In ihrer Eigenſchaft als Gläubiger wiſſen die 
Staaten nicht, wieviel ſie von ihrem Guthaben 
erhalten wer den, in ihrer Eigenſchaft als Schuld⸗ 
ner wiſſen ſie nicht, wieviel ſie zahlen können 
und müſſen. Ueberhaupt kann kein Staat einen 
wirklichen Haushalt aufſtellen, kein Staat kann 
es wagen, ſich in große umfangreiche Neuein⸗ 
richtungen einzulaſſen, die ſeine Wirtſchaft ver⸗ 
beſſern und die dem Geldmarkt neue Nahrung 
geben. Kein Staat kann auf eine ge- 
ſicherte Stabiliſierung feiner 
Zahlungsbilanz und damit auf ſeine 
Wechſelkurſe vertrauen, mit Ausnahme 
jenes einen großen Reiches, das niemanden 
ſchul det und Gläubiger aller iſt, nämlich Amerika, 
ohne deſſen Beteiligung der Wiederaufbau 
Euro pas unmöglich wir d. Vor allem aber können 
den überſchuldeten Ländern neue Mittel, deren 
ſie bedürfen, nicht zugeführt werden, denn die 
Ueberſchuldung liegt vor aller Augen zutage, 
und ſo wenig ein freier Gläubiger bereit ſein 
kann, Oeviſen zur Verfügung zu ftellen, fo wenig 
darf ein überlaſteter Schuldner es wagen, fie 
anzunehmen. Auch in früheren Zeiten waren 
die Staaten untereinander verſchuldet, aber 
dieſe Schuld ſtand in einem Verhältnis zur Pro⸗ 
duktionskraft und entſprach über dies werbenden 
Anlagen. 

Die heutige Verſchul dung be- 
läuft ſich auf mehr, als die Staaten i n a her- 
zehnten erſparen und abzahlen 
können. Sie iſtſomit eine finanzielle Realität. 
Eine wirtſchaftliche Realität aber iſt fie info- 
fern, als jie den Pro duktionsprozeß der Welt 
hemmt. Es bleibt ſo mit nur derjenige Weg 
übrig, der von einzelnen Wirtſchaftsobjetten 
ſtets beſchritten wurde, wenn ihre Verſchuldung 
die Produktionskraft überſtieg, nämlich der 
Weg der Sanierung und des 
Schul dabbaues. 

Rathenau fuhr dann fort: Diefe Erfahrungen 
ſeien bald in Vergeſſenheit geraten und nicht 
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beachtet worden. Man müſſe ſie wieder hervor⸗ 
holen. Unter allen Uebeln, unter denen die Welt 
leide, ſei die Störung des Gleichge- 
wichts der Pro duktion das verhäng⸗ 
nisvollſte. Der Krieg habe in allen Ländern 
Induſtrien entſtehen laſſen, die nicht lebensfähig 
ſeien und habe die Pro duktion ins Rieſenhafte, 
weit über das Rationelle hinaus geſteigert. Die 
Völker müßten dies erkennen und zur Heilung 
ſchreiten. Die Kommiſſion habe geglaubt, auf 
die außerordentliche Bedeutung der land- 
wirtſchaftlichen Pro duktion bin 
weiſen zu müſſen. Die Steigerung der indu⸗ 
ſtriellen Pro duktion, die viele Kräfte vom Lande 
in die Stadt gezogen habe, habe eine Vermin⸗ 
derung der landwirtſchaftlichen Pro duktion be⸗ 
wirkt. Die landwirtſchaftliche Anterpro duktion 
ſei gleichbedeutend mit einer Hungersnot. Es 
käme darauf an, die landwirtſchaftliche Bevölke⸗ 
rung zu belehren. Gleichfalls hohe Bedeutung 
komme der Frage der Rohſtoffſe zu. Der 
Kriegszuſtand habe die Wirtſchaft der Nohſtoffe 
in Unordnung gebracht. Die ſpekulative Perio de 
habe große induſtrielle Störungen, auch ſolche 
des Handels, hervorgerufen. Die Schutz- 
maßnahmen der einzelnen Staaten hätten einen 
aggreſſiven Charakter angenommen, 
und es ſei dazu gekommen, daß die Nohſtoffe 
zur Verarbeitung zu Bedingungen geliefert 
würden, die jede Konkurrenz ſtillegen. Die 
Ko mmiſſion glaubte, hiergegen ein Syſtem wirk⸗ 
ſamer Garantien gefunden zu haben. In wirk⸗ 
ſamer Weiſe ſei auch die Frage des Austauſches 
unter den einzelnen Staaten behandelt worden. 
Der Redner weiſt darauf hin, wie die umgeſetzte 
Tonnage ſeit 1915 auf die Hälfte gefallen fei. 
Weiterhin weiſt er auf die Arbeitsloſigkeit und 
die Stockungen auf dem Markt der Nohſtoffe 
hin. Das prohibitive Syſtem in den 
einzelnen Staaten ſei hauptſächlich ſchuld daran. 

Die zweite der ausgeſprochenen Genueſer 
Wahrheiten ſcheint mir zu liegen in dem Satz, 
daß kein Gläubiger feine Schuldner am Be- 
zahlen der Schulden hindern ſollte. Wenn ein 
einzelnes Individuum einem anderen Geld 
ſchuldet, ſo kann verlangt werden, daß zur 
Auszahlung eine vereinbarte Münze verwendet 
wird, und es iſt Sache des Schuldners, ſolche 
Münzen ſich zu verſchaffen, wie ſie am Markte 
in jeglichem Umfange ſtets erhältt ch find, Ein 
Land jedoch kann einem andern auf die Dauer 


ſeine Schulden nur in Gold bezahlen und 
wenn es Gold nicht pro duziert o der nicht in 
größerem Umfange beſitzt, in Güter n. Eine 
Zahlung in Gütern aber iſt dann 
nur möglich, wenn der Gläubiger 
ſie geſtattet. Verbietet er ſie, ſo tritt 
Zahlungsunfähigkeit ein, und erſchwert er fie 
durch Zölle oder durch andere hindernde 
Maßnahmen, ſo wird der Betrag der Schuld 
willkürlich vermehrt; denn wenn um jo viel mehr 
Waren geliefert werden als erforderlich iſt, um 
die auferlegten Laſten zu bezahlen, dann wird 
das Zahlungsmittel entwertet und ſo mit die 
Schul dſu mme erhöht. Es ſollte ſomit jedes Land, 
das Zahlungen zu empfangen wünſcht, ſeinen 
Schuldnern ſolche Erleichterungen der 
Einfuhr gewähren, die es ihm ermöglichen, 
den verſchuldeten Betrag ohne unwillkürliche 
Erhöhung zu leiſten. 

Die dritte der Wahrheiten iſt vielleicht am 
deutlichſten zum Ausdruck gekommen und aus- 
geſprochen in dem Satz, daß die Weltwirtſchaft 
erſt dann wieder hergeſtellt werden kann, wenn 
ein imponderabiler Wert wieder gewonnen iſt, 
nämlich das wechſelſeitige Vertrauen. Dieſes 
Vertrauen kann aber nur wiederkehren, wenn 
die Welt im wahren Frieden lebt. 

Der heutige Zuſtand der Welt iſt nicht 
Frieden, ſondern ein Zuſtand, der dem 
Kriege ähnlich iſt, jedenfalls iſt es kein 
vollkommener Friede. Leider iſt in den einzelnen 
Ländern die öffentliche Meinung noch nicht 
de mobiliſiert. Die Ueberreſte der Kriegspropa⸗ 
ganda zirkulieren noch immer und belaſten die 
At moſphäre. Feder, der feine Mittel und feine 
Arbeit einem Lande anvertraut, hat daher mit 
der Gefahr zu rechnen, daß dieſes Land binnen 
kurzem durch Verhältniſſe höherer Gewalt, die 
nicht in Naturereigniſſen, ſondern in politiſchen 
Ereigniſſen liegen, gefährdet und verwandelt 
wer den kann. Vor allem iſt die Erkenntnis nicht 
geſichert, daß ein Schuldner, zumal wenn 
er verarmt iſt, der Schonung bedarf, und daß 
er unfähig wird, zu leiſten, wenn ihn die 
Mächte der Möglichkeit dazu, namentlich ſeines 
Kredites berauben. Daß dies tatſächlich die 
Imponderabilien ſind, die den ehemals ſo 
großen Austauſch des Produktions- und Kon⸗ 
ſumtionsverkehr hemmen, geht aus der Tatſache 
hervor, daß die Produktions mittel 
der Welt nahezu vollkommen erhalten 


ſind. Selbſt wenn man alle tief bedauerlichen 
Zerſtörungen des Krieges und vor allem der 
Nachkriegszeit in Rechnung zieht, darf man an⸗ 
nehmen, daß im geſamten Produktions- und 
Verkehrsapparat ſelbſt mehr als 90 Prozent 
erhalten find, Die gewaltigen und tief be- 
klagenswerten Zerſtörungen innerhalb des ruſſi⸗ 
ſchen Reiches greifen in den Welthandel nur 
mit etwa drei Prozent ein. Trotz der großen 
Menſchenverluſte des Krieges ſind aber die 
menſchlichen Pro duktionskräfte faſt vollſtändig 
erhalten, denn fie haben ſich in ſtarkem Am- 
fange ergänzt. Wenn ſomit die Geldmaſchinerie 
nicht arbeitet, obgleich ſowohl ihre Subſtanz 
wie ihre Triebkräfte faſt vollſtändig erhalten 
ſind, wenn auf der einen Seite Millionen 
von Händen feiern, auf der anderen Seite 
Millionen von Menſchen hungern, wenn 
auf der einen Seite unzählige Güter mengen 
urwerkäuflich ſich aufſtapeln, auf der anderen 
Seite an den gleichen Gütern der ſchwerſte 
Mangel beſteht, ſo liegt das daran, daß die 
wechſelſeitige Verſchuldung als 
pſycholo giſches Mo ment wirkt. Als weitere 
pſycholo giſche Momente find der mangelnde 
Friedenszuſtand und das mangelnde Weltver- 
trauen beſtimmend. 

Wenn man ſich nun fragt, ob es denn wirk⸗ 
lich kein Mittel gibt, die erſchlafften Kräfte des 
Weltaustauſches neu zu beleben, die Maſchinerie 
der Welt pro duktion von neuem in Bewegung zu 
ſetzen, fo ergibt ſich die vierte der unausge- 
ſprochenen Theſen, nämlich die, daß nicht durch 
irgend einen oder zwei Käufer, ſondern durch 
das Zuſammenwirken aller in den ökono⸗ 
miſchen und Weltproblemen neue Bewegung 
zugeführt werden kann. Wie ſollte auch nach 
einem Zerſtörungswerk ſondergleichen die Welt 
geheilt werden, wenn nicht ſämtliche Länder 
der Erde ſich dazu entſchließen, gemeinſchaftlich 
Abhilfe zu bringen. Durch ein univerſelles Opfer 
der Welt allein kann die leidende Menſchheit 
und eine leidende Welt geheilt wer den. Nie mals 
iſt ein Wiederaufbau anders gelungen als durch 
Aufwendung gewaltſamer neuer Mittel. Solche 
Mittel werden nicht aufgebracht wer den, ſo⸗ 
lange ein jedes Glied der Welt wirtſchaft mit 
wenigen Ausnahmen überſchuldet iſt. Das 
erſte Opfer wird ſo mit in dem allgemeinen Ab⸗ 
bau des Verſchuldungskreiſes zu ſuchen ſein. 
Das weitere Opfer beſteht in der gemeinſamen 
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Aufbringung großer neuer Mittel für 
den Wiederaufbau, ſei es auf dem 
Wege allge meiner und wechſelſeitiger Kredite, 
ſei es auf anderen Wegen, deren Erörterung zu 
weit führen wür de. 

Daß die Genueſer Konferenz zur Erörterung 
dieſer Fragen geführt hat, ift eine Tatſache, die 
in der Geſchichte Europas unvergeſſen bleiben 
wird. Ein weiteres hiſtoriſches Ergebnis der 
Konferenz erblickt die deutſche Selegation in 
der Annäherung des großen, ſchwerbedrängten 
ruſſiſchen Volkes an den Kreis der 
beſten Nationen. Surch manche Ausſprachen 
hat Seutſchland ſich bemüht, zu einer Annähe- 
rung der beiderſeitigen Geſichtspunkte beizu⸗ 


tragen. Deutſchland hofft durch die Fortſetzung 
der beiderſeitigen Beſprechungen das Werk des 
Friedens zwiſchen Oſt und Weſt zu fördern. Für 
den Schutz, der Ftalien dieſem Werk des 
allgemeinen Friedens gewährt hat, ſchuldet die 
Welt dieſer hochherzigen Nation und ihren 
Führern den tiefſten Jank. Die Gedichte 
Staliens iſt älter als die der meiſten Nationen. 
Auf dieſem Boden ſind mehr als einmal große 
Weltbewegungen entſtanden. Aber mals, und 
hoffentlich nicht vergebens, haben die Völker 
der Erde ihre Augen und Herzen zu gtalien er⸗ 
hoben in der tiefen Empfindung, der Petrarca 
den unſterblichen Ausdruck verliehen hat: 
E cominciai gridar: O pace, pace, pacel“ 


DIE STABILISIERUNG DER MARK 


ie Beſtrebungen, die in den Abgrund 

N ſauſende Mark zu ſtützen, gehören 

zu den allerwichtigſten Problemen 

> des Wiederaufbaus. Wir werden 

in einem ſpäteren Abſchnitt die ver geb⸗ 
lichen Markſtützungsverſuche des 
Kabinetts Cuno zu betrachten haben. 
Hier ſoll zunächſt nur einmal das Problem feſt⸗ 
gelegt werden und die Vorſchläge führender 
wirtſchaftlicher Theoretiker im Inland und Aus- 
land ſollen ihren Platz finden. Man wird 
nicht erwarten, daß unſer Buch die Löſung 
dieſer ſchwierigen Frage gibt. Was es geben 
kann, iſt lediglich Material für eigenes Nach- 
denken über das wichtige Problem. Am beſten 
unterrichten über die Frage zwei Gutachten, die 
in knapper und klarer Form zu der Frage Stel- 
lung nehmen. Das eine iſt von dem deutſchen 
Parlament der deutſchen Wirtſchaft, dem vor⸗ 
läufigen Reichswirtſchaftsrat aufgeftellt, das 
andere ſtammt von den ausländiſchen Finanz- 
ſachverſtändigen, die Anfang November 1922 
auf Einladung der Reichsregierung zur Begut⸗ 
achtung der Frage in Berlin zuſammengetreten 
ſind. Das Gutachten des Neichswirtſchaftsrates 
lautet: „Ser Zuſammenbruch der Währung, wie 
er ſich in den letzten Wochen vollzo gen hat, be⸗ 
droht DSeutſchland mit einer wirtſchaftlichen, 
ſozialen und politiſchen Kataſtrophe. Schon der 
jetzige Ciefſtand der Mark wird, wenn er länger 
anhält und im inneren Preisniveau voll zur 
Aus wirkung kommt, verheerende Folgen für den 
Lebensſtandard und ſelbſt für die Exiſtenzfähig⸗ 
keit ganz großer Schichten hervorrufen, noch 
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mehr, wenn die Entwertung der Mark ſich 
ungehemmt fortſetzen ſollte. Diefer Kataſtrophe 
mit allen Mitteln entgegenzuwirken, iſt darum 
die Pflicht der verantwortlichen Reichsregierung. 
Vorausſetzungen für eine dauernde Stabili- 
ſierung find: 

1. Eine Neuregelung der Re- 
parationsverpflichtungen, die 
Deutſchland von untragbaren Laſten befreit 
und ihm eine mehrjährige Atempauſe 
zur inneren Kräftigung gewährt. 

2. Eine Sanierung des öffent⸗ 
lichen Haushalts: Die Geldentwertung 
hat, weil ſie die Ausgaben viel ſchneller als 
die Einnahmen wachſen läßt, von neuem zu einer 
rapiden Vermehrung der ſchwebenden Schuld 
geführt. Es tft unbedingt geboten, ſchleunigſt 
für den geſunkenen Geldwert entſprechende 
Mehreinnahmen, daneben für eine möglichſte 
Ermäßigung der Ausgaben zu ſorgen, ins- 
beſondere durch Sparſamkeit und Vereinfachung 
in den öffentlichen Betrieben und Verwaltungen. 

5. Eine Intenſivierung und 
Nationaliſierung der Produk- 
tion: Sie Geldentwertung, die jeden Spartrieb 
vernichtet, hat bei der Arbeiterſchaft den Willen 
zur Arbeitsintenſivität, bei der Unternehmer- 
ſchaft, die ſich durch Scheingewinne vielfach über 
den tatſächlichen Niedergang täuſchen läßt, den 
Trieb zur höchſten Qualitätsleiftung und zur ſorg⸗ 


famften Kalkulation gelähmt. Arbeitgeber und - 


Arbeitnehmer müſſen erkennen, daß hier die 
Rückkehr zum Berantwortungsbewußtſein der 
Vorkriegszeit unbedingte Notwendigkeit ift. 


Als Einleitung der erſt ſpäter und nur 
unter dieſen Vorausetzungen zu erreichenden 
Stabiliſierung muß jetzt eine Negulierung 
des Markkurſes einſetzen, die der künf⸗ 
tigen Stabiliſierung den Weg bahnt. Dazu 
iſt erforderlich, daß der Wirtſchaft für die 
nächſte Zeit diejenigen Devifenbeträge zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden, die ſie für den un⸗ 
mittelbaren, realen Bedarf nötig hat. Dabei 
iſt die Mitwirkung der Neichsbank nicht zu 
entbehren. Vorausſetzung für dieſes 
Vorgehen iſt die Zuſtimmung der Neparations- 
kommiſſion und die Erlangung einer aus- 
wärtigen Stabiliſierungsanleihe. 

Nur im Zuſammenhang mit einem ſolchen 
Regulierungsverſuche können techniſche Maß⸗ 
nahmen einen Erfolg in Ausſicht ſtellen, die 
darauf abzielen, der neben dem realen Devijen- 
bedarf der Wirtſchaft einhergehenden vermeid⸗ 
baren Nachfrage nach Seviſen entgegenzutreten: 
die Neuprganifation des Seviſenterminmarktes, 
die Regelung des Oeviſenverkehrs mit dem 
Verbot von volkswirtſchaftlich nicht unbedingt 
notwendigen Devifentäufen und Oerviſen⸗ 
ver wendungen. 

Der Ausſchuß empfiehlt ferner die Aus- 
gabe eines wert beſtändigen Anlage- 
papiers, das die natürlichen Bedürfniſſe 
weiteſter Volksſchichten nach Erhaltung ihrer 
Ver mögensſubſtanz befriedigt, fie vom Kaufen 
von Devifen abhält und dadurch die normale 
Spartätigkeit wieder ermöglicht und anregt, 
ohne die der Wiederaufbau und die Stärkung 
der Pro duktion nicht geleiſtet werden kann. Es 
geht nicht weiter an, einem Teile des Volkes 
jede Sicherung ſeiner Kaufkraft und ſeiner Wirt⸗ 
ſchaftsgrundlage vorzuenthalten, wo die Er- 
fahrung lehrt, daß man durch keine geſetzlichen 
Maßnahmen den Großverkehr hindern kann, 
die Goldberechnung für ſich einzuführen. Die 
Schatzſcheine müſſen entweder auf Gold baſiert 
ober es müſſenſolche Steuern für die Fundierung 
der Anleihe reſerviert werden, deren Ertrag ſich 
ſelbſttätig mit der Steigerung der Seviſenkurſe 
erhöht, und zwar möglichſt ſolche Steuern, die 
auf Transaktionen einkommen, die mit De- 
viſeneinnahmen von Handel und Fnduſtrie ver- 
bunden ſind. Der Ausſchuß hält es für erwägens⸗ 
wert, die Goldanleihe mit einer kursgeſicherten 
Kreditaktion für Induſtrie, Gewerbe, 
Handel und Landwirtſchaft zu verbinden. 


Für eine unfundierte Goldan- 
leihe des Reiches würde der Ausſchuß die 
Verantwortung ablehnen.“ 2 

Von den ausländiſchen Sachverſtändigen 
wurden zwei Gutachten abgegeben, die ſich 
fachlich nicht weſentlich unterſcheiden. Das Gut⸗ 
achten des Holländers Bifſering, das Dur 
bois und Kamenka mit unterzeichnet haben, 
kommt lediglich in feiner Sonart Frankreich ent- 
gegen, betont aber mit gleichem Ernſt die Not- 
wendigkeit der Mark⸗Stabiliſierung für das 
europäiſche Wirtſchaftsleben. Das Gutachten der 
Engländer Brand und Keynes, des Schweden 
Suftav Caſſel und des Amerikaners Fenks 
gipfelt in folgenden praktiſchen Vorſchlägen: 

1. Gegen die Zuſtimmung zum Aufſchub 
aller Zahlungen aus dem Vertrage von Ver⸗ 
ſailles für die Dauer von 2 Fahren ſollte die 
deutſche Regierung der Reparationsko mmiſſion 
folgende entſchie denen Garantien geben: 

a) in Berlin ift als beſonderer Teil innerhalb 
der Organiſation der Reichsbank eine un- 
abhängige Währungsſtelle zu 
ſchaffen, der die Reichsbank einen ange- 
meſſenen Zeil ihrer Goldreſerven zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen hätte; 

b) ſolange ein Zeil dieſes Goldes noch frei iſt, 
hat die Währungsſtelle Papier mark bei An⸗ 
gebot zu einem feſtzuſetzenden Kurs zu 
kaufen; dieſer feſte Kurs wäre nach den 
Grundſätzen zu beſtimmen, die im erſten 
Teil unferes Berichtes entwickelt find; 

c) der Geſamt betrag der ſchwe⸗ 
benden Schuld darf nicht über eine 
beſtimmte Ziffer hinaus anwachſen. Weiter⸗ 
gehender Kreditbedarf des Reiches wäre 
durch fundierte Anleihe zu decken. 

An dieſen Grundſätzen dürfte ohne Ge- 
nehmigung der Reparationskommiſſion nichts 
geändert werden. Ferner müßte einerſeits die 
Reparationsko mmiſſion, andererſeits das Reich 
die Mittel der Währungsſtelle von allen Ein- 
griffen freihalten. 

2. Nachdem die Genehmigung der Repa- 
ratio nsko mmiſſion zu Vorſtehendem eingeholt iſt, 
wären folgende Maßregeln zu ergreifen: 

a) Ein internationales Finanzkonſortium wäre 
zur Mitarbeit bei der finanziellen Stützungs⸗ 
aktion einzuladen. 

b) Eine Oeviſenreſer ve in der erfor⸗ 
derlichen Höhe wäre auf Baſis des Goldes, 
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das der Währungsſtelle zur Verfügung ſteht, 

zu ſchaffen, gleichzeitig mit den Vorſchüſſen, 

die vom internationalen Konſortium von 

Zeit zu Zeit auf Baſis geeigneter Sicher- 

heiten einzuräumen wären. 

c) Die Beſeitigungaller Se- 
viſenverordnungen und die Wie- 
derherſtellung freien und ungehemmten 
Verkehrs in Seviſen und ausländiſchen 
Wert papieren. 

5. Die Währungsſtelle hätte Deviſen bei 
Nachfrage (nach den Grundſätzen des Verkehrs 
mit Golddeviſen) je nach der Marktlage gegen 
Papier mark zu feſtgeſetzten Kurſen zu kaufen 
und zu verkaufen, wobei der Briefkurs während 
der erſten Zeit nicht mehr als 5 v. H. über dem 
Geldkurs liegen dürfte. 

4. Der Reichsbank diskontſatz 
müßte hinreichend hinaufgeſetzt 
und teures Geld ſolange aufrecht erhalten wer⸗ 
den, bis die Stabiliſierung völlig geſichert ift; 
dagegen müßten in weitherziger Weiſe Handels⸗ 
wechſel diskontiert und Lo mbar dvorſchüſſe gegen 
alle üblichen Sicherheiten für den legitimen 
Bedarf des Handels eingeräumt werden. 

5. Um für ihre Devifenreferven einen mög- 
lichſt hohen Betrag von den ungenutzten Deviſen 
des deutſchen Privat publikums unter Be din 


gungen erhalten zu können, die das nötige Ver⸗ 

trauen ſchaffen, hätte 

a) die Währungsſtelle Gol dſchatzwechſel (in Gold 
rückzahlbar) mit Garantie der Reichs bank 
mit ein- bis zweijähriger Laufzeit zu einem 
angemeſſenen Sinsfa auszugeben, und 
zwar gegen Sorten, Seviſen in Form von 
Auszahlung uſw. 

b) die Währungsſtelle wür de Seviſen Kaſſakaufen 
und auf Termin wieder verkaufen mit den an- 
gemeſſenen Margen für dieeinzelnen Termine. 

6. Da eine erweiterte Notenzirkula⸗ 
tion für den geſchäftlichen Bedarf des Landes 
erforderlich ift, ſobald es zu normalen Bedin- 
gungen zurückkehrt, wären Noten ſoweit wie 
möglich auszugeben durch: 

a) Distontierung von Handels wechſeln und 
Gewährung von Lo mbardkrediten an den 
Handel durch die Reichsbank und 

b) Berkauf von Mark durch die Währungsſtelle 
gegen Devifen; daneben auch, aller dings in 
ſo geringem Umfange wie möglich und höch⸗ 
ſtens während eines Zeitraumes von 6 Mo- 
naten gegen weitere Reichsſchatzanweiſun⸗ 
gen, die zur Dedung des Oefizits im Staats- 
haushalt in der uebergangszeit ausgegeben 
werden müßten, bevor das Budget ins 
Gleichgewicht gebracht werden kann. 


DER ZUSAMMENSCHLUSS DER KRÄFTE 


mmer wieder mußte im erſten Seile diefes 

Buches darauf hingewieſen werden, daß 

das deutſche Volk ſeinen Niedergang 

und ſeine Leiden ſtets der unſeligen 
Zwietracht in der Volksgemeinſchaft zu ver⸗ 
danken hatte. Vorausſetzung für ein dauerndes 
Neuerſtehen nach dieſen Zeiten ſchlimmſten 
Tiefſtandes iſt darum: Die Einigkeit des Volks⸗ 
ganzen und der Zuſammenſchluß aller Kräfte 
mit dem einzigen Ziele: „Wir wol len 
wieder nach oben!“ Stämme- und Stände 
Politik muß heute ruhen und hat ſich 
willig der Vaterlandspolitik unter- 
zuordnen. Bei unſerer tiefen Not bedeutet Zer⸗ 
ſplitterung ſicherer Untergang. Haupt- 
erfordernis iſt: Sammlung, brüderliches Hand⸗ 
reichen und Sichverſtehen. Dies ſollen die Worte 
von eutſchlandsgrößtemlebenden Dichter unter- 
streichen, deſſen 6oſten Geburtstag ſoeben das 
ganze deutſche Volk mitfeiert. Gerhart Haupt- 
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manns Anſprache auf der Nie der deutſchen 
Woche 1922 in Bremen gehört zu den ſchön⸗ 
ſten Dokumenten zur Zeit geſchichte. Sie lautet: 

„Laſſen Sie mich in der freien Reichs-, 
Hanſe- und Seeſtadt Bremen den oft gebrauchten 
Vergleich einer ftaatlihen Einheit mit einem 
Schiffe heranziehen. Der eigentliche Sturm 
mg vorüber fein. Er hat dem wackeren Schiffe 
von drei Maftenfagen wir anderthalb genommen 
und einen halben abgeſchlagen. Das Steuer des 
Schiffes iſt lädiert. Die Fracht zum großen Zeil 
über Bord geworfen. Der Reft der Ladung 
iſt dermaßen durcheinander geſchüttelt, daß eine 
Gleichgewichtsſtörung eingetreten iſt und das 
Schiff auf der Seite liegt. Bei alle de m iſt der 
Sturm zwar vorüber, aber die Dünung, der 
Seegang beinahe noch ebenſo hoch, ſo, daß alle 
Augenblicke immer noch grobe Seen über Seck 
ſpülen. Ich glaube, daß dieſes Beiſpiel für die 
heutige Lage Oeutſchlands leider zutreffend iſt. 


— 


Man muß es aber noch weiter ausbauen, wenn 
man dieſe Lage noch eingehender beleuchten will. 
Das Schiff ſei mit Paſſagieren gefüllt. 
Außer der Mannſchaft mit ihrem Kapitän haben 
wir die beſetzte erſte, ebenſo die zweite Kajüte 
und das Zwiſchendeck. Viele aus jeder Klaſſe 
hat der Sturm über Bord geſpült, viele gingen 
auf andere Weiſe zugrunde. Die übrigen find, 
ähnlich der Ladung, durcheinander geſchüttelt. 
Der Kapitän, die Steuerleute, die die Neiſe 
unternahmen, das Schiff im Sturm geführt 
haben, ſind über Bord. Die Mannſchaft war 
zunächſt demoraliſiert. Mit Mühe und Not 
iſt durch die Wahl der Paſſagiere aus den Reihen 
der Paſſagiere ein neuer Kapitän auf die Brücke 
geſtellt wor den. Auf gleichem Wege iſt eine neue 
Mannſchaft um ihn gebildet worden. 

Wie ſchwer hat es naturgemäß dieſe neue 
Mannſchaft, wie ſchwer dieſer neue Kapitän. 
Er fährt nur mit etwa anderthalb Maften, er 
fährt mit einem lädierten Steuer, dem das 
Schiff nicht genügend gehorcht. Er hat eine 
Mannſchaft, die ihre Lehrzeit in dieſer furchtbar 
verantwortlichen Situation durchmachen muß, 
und er hat Paſſagiere, die Menſchen ſind, 
Menſchen noch immer in Not und Angſt, und 
von denen jeder, echt menſchlich von ſich meint, 
er wäre ein beſſerer Steuer mann. And am Ende, 
weil die Menſchen gedankenlos und vergeßlich 
find, drohen ſie etwa mit Meuterei und handeln 
nicht anders, als ſei der neue Kapitän, die neue 
Mannſchaft, für den Kurs und den Sturm, 
kurz für das ganze Unglück verantwortlich, dem 
die erſte Mannſchaft, der erſte Kapitän zum 
Opfer fielen. — Ich fürchte, auch in dieſer 
Weiterentwicklung iſt mein Beiſpiel für 
das heutige Seutſchland zutreffend. — Aber 
ich führe es weiter und vollende es. Es ſind 
da Paſſagiere vorhanden, die ihre Kalt⸗ 
blütigkeit bewahrt haben. Sie bemerken, daß 
der Kapitän und die Mannſchaft ihrer ungeheuer 
ſchweren Aufgabe, das Schiff in einen Hafen zu 


FTT 
chließlich mußte einmal die taktiſch not⸗ 
wendige Erfüllungspolitik des Ka⸗ 
binetts Wirth in das Stadium der 
Endkriſis treten, das feine Gegner 
wie ſeine Befürworter vorgusgeſehen hatten. 
Durch Tatſachen iſt der Nachweis erbracht 


bringen, getreulich obliegen. Sie wilfen, daß, 
wenn die Paſſagiere meutern, das Schiff 
kent ern oder an der Klippe zerſchellen 
o der ein Opfer der Piraten werden muß. 
Auch dieſe dürfen natürlich nicht fehlen in dem 
Bilde, das wir nun einmal gewählt haben. 
Solche Leute mit heißem Herzen und kühlem 
Kopf werden auf dieſer gefährlichen Fahrt viel 
zu tun haben. Sie wer den umſich her beruhigen, 
ſchlichten und Mut machen. Sie werden ver⸗ 
hindern, daß Gruppenpfychoſen ausbrechen und 
ſich etwa Menſchen in Verzweiflung wie eine 
Herde dem Leittiere nach in den See ſtürzen. 
Glaubt, werden ſie ſagen, ſo ſehr es auch 
de moliert iſt, an die Tüchtigkeit eures 
Schiffes, und daß es, nun der eigentliche 
Sturm hinter ihmliegt, der Dünung nicht mehr 
erliegen wird. Sie werden auf den Hafen 
hinweiſen und den Augenblick, von dem jie 
ſicher vorausſetzen, daß er kommen wird, wo 
das herrliche, brave alte Schiff gedockt und 
wie derhergeſtellt wer den kann. 

Ich bin et wa ſolch ein Paſſagier: ein Menſch, 
der im Rahmen des auf Leben und Tod mit dem 
Schiff verbundenen Mitreiſenden nach Maßgabe 
eigenen Denkens, wenn auf fehlbaren Denkens, 
dem Schiff und [einer Rettungdienen 
will. Oeutſchland iſt alſo dieſes Schiff. Und 
ſo rufe ich allen hundert Millionen Europäern 
deutſcher Zunge zu bleibteinig im Hoffen, 
im Glauben und in der Gewißheit, 
daß Deutſchland den Hafen er- 
reichen, gedodt und wiederhergeſtellt werden 
wird. Ich rufe denen zu, die wie die Ratten 
das Schiff verlaſſen wollen, im Wahnſinn der 
Verzweiflung oder in einem ſogenannten Ret- 
tungsboot: kommt zur Beſinnung, habt Geduld, 
es iſt immer noch Zeit, euch ſelbſt zu morden. 

Das einige Schiff, das einige Oeutſchland, 
ſo ſage ich mit voller Aeberzeugung immer 
wieder und wieder, es muß den Hafen er⸗ 
reichen, es kann nicht untergehen.“ 
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worden, daß die Forderungen des Ber- 
ſailler Bertrages unerfüllbar 
find. Auf der anderen Seite aber hat ſich auch 
bei unſeren Gegnern die Neberzeugung Bahn 
gebrochen, daß Seutſchland nur dann weiter 
zu beſtehen vermag, wenn man ihm wirtſchaft⸗ 
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lich und politiſch eine gewiſſe Ellbo genfreiheit 
läßt. Dieſe Kriſis iſt ein Krankheitsprozeß; 
und ein ſolcher hat Fiebererſcheinungen als 
übliche Begleitung. Sieſe wurden verſtärkt 
durch die immer empfindlicher merkbaren Aus- 
wirkungen des Tiefſtandes der Mark. Lebens- 
mittel und Brennſtoff haben Preiſe erreicht, 
die weite Kreiſe zwingen, zu hungern und 
zu frieren. Das Erfüllungskabinett des 
Reichskanzlers Dr. Wirth dankte ab, und der 
Direktor der Hamburg-Amerika-Linie, Geheim- 
rat Dr. Euno bildete ein „Kabinett der 
Arbeit“. Von der Mehrzahl des deutſchen 
Volkes wurde dieſer Nettungsverſuch eines 
energiſchen und zielſicheren Mannes mit den 
beſten Wünſchen für ein gutes Gelingen be- 
gleitet. 

Die Regierung Cuno konnte ſich auf eine 
breite Koalition ſtützen, auf die ſogenannte 
Arbeitsgemeinſchaft, zu der ſich Zentrum, De- 
mokraten und Seutſche Volkspartei im Reichs- 
tage vereinigt hatten. Die Seutſch⸗Natio nalen 
und die Sozialdemokraten gingen nicht in Oppo⸗ 
ſition, ſondern unterſtützten die ſchwierige Auf⸗ 
gabe des neuen Kabinetts durch wohlwollende 
Neutralität. Reichskanzler Dr. Wirths letzte 
politiſche Tat war geweſen, daß er, nachdem 
er durch Erfüllung bis zum äußerſten bewieſen 
hatte, daß die Forderungen der Entente nicht 
zu erfüllen ſind, weitere Leiſtungen in Kohlen⸗ 
und Holzlieferungen für unmöglich erklärte. 
Das Kabinett Cuno machte ſich dieſe Haltung 
zu eigen. Das offizielle Frankreich Poincarés 
erklärte daraufhin, trotz des mahnenden Ab⸗ 
ratens Englands, daß Seutſchland in Verzug 
ſei und begann, feine oft angedrohte Pfän⸗ 
derpolitik zu verwirklichen. 


DIE BESETZUNG DES RUHRGEBIET S 

Weil es Seutſchland nicht gelang, uner- 
füllbare Forderungen zu leiſten, wurde im 
Januar 1925 ein wehrlofes Volk überfallen, 
drangen mitten im Frieden franzöſiſch⸗belgiſche 
Armeen in das Herz der deutſchen 2 ſchaͤft 
ein. Eine arbeitsſame, friedliche Bevölkerung 
wurde graufam vergewaltigt. und was kann 
Frankreich als Grund für feinen völkerrechts⸗ 
widrigen Vertragsbruch angeben? 

Für das Jahr 1922 hatte die Reparations- 
kommiſſion von Seutſchland die Lieferung von 
22 765 O00 t Koble verlangt. Davon ſollten 
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Frankreich und Luxemburg 15 190 000 t haben. 
Dieſe Forderungen wurden von deutſcher Seite 
als unerfüllbar beanſtandet. Trotzdem 
wollte Seutſchland aber ſeinen guten Willen 
zeigen und legte mit ſtillſchweigendem Einver⸗ 
ſtändnis der Gegenfeite für die Geſamtheit der 
Ententeländer 21 196 000 t, für Frankreich und 
Luxemburg 14788500 t auf die einzelnen 
deutſchen Kohlenreviere zur Lieferung um. 
Aber in zahlreichen Verhandlungen wurden 
dieſe Mengen immer wieder deutſcherſeits als 
unerträglich für die deutſche Wirtſchaft bezeichnet. 
Vor allem wendete Seutſchland ein, daß der 
Verluſt eines Teiles von Oberſchleſien ſo gut 
wie gar nicht berückſichtigt worden war. Oeutſch⸗ 
lands Förderung war durch die Abtretung von 
Oſtoberſchleſien um monatlich ca. 900000 t 
vermindert worden. Die Reparationsko mmiſſion 
aber ermäßigte ihre Forderungen nur um 
516 O00 t und nur für wenige Monate. Auch 
der übliche Rückgang der Förderung im Ruhr- 
gebiet in den Sommermonaten wurde fran⸗ 
zöſiſcherfeits nicht in Rückſicht gezogen. Deutſch⸗ 
lands Sachverſtändige erklärten, daß es nicht 
möglich fein würde, mehr als 1,5 Millionen 
Tonnen im Monat zu liefern. Trotzdem ſollte 
das Anmögliche wenigſtens verſucht werden 
und ſo wurden die oben genannten Mengen 
von 14788500 t für Frankreich und Belgien 
und 21 196 000 t für die Geſamtheit der Re⸗ 
parationen zur Lieferung angewieſen. Nach 
den eigenen Feſtſtellungen der Reparations- 
kommiſſion iſt auf dieſes Lieferſoll von den 
Gruben expediert worden: 


insgeſamt 19 006 248 t 
nach Frankreich und 
Luxemburg 15 201 195 t 


Die Ausfälle für das Jahr 1922 be- 
trugen hiernach für die Geſamtheit der Lie⸗ 
ferungen 2 190 752 t — 10,6 %, für Frankreich 
und Luxemburg 1587 505 t = 10,7%. Im 
Februar 1922 war im Ruhrrevier Eiſenbahner⸗ 
ſtreik, durch den ſowohl die Verladungen als 
auch die Förderung ſtark beeinträchtigt wurden. 
Dieſer Ausfall gilt als höhere Gewalt und iſt 
in Abzug zu bringen. Man muß daher die vor- 
ſtehenden Zahlen um die Soll- und Iſtmengen 
des Monats Februar kürzen und erhält alsdann 
für die 11 Monate Januar, März bis Dezember 
1922 das folgende Ergebnis: 


Für die Geſamt⸗ Für Frankreich 


heit der Mepara⸗ und 
tionslieferungen Luxemburg 
t t 
das Soll beträgt .. 19280000 15 482 500 
das Hit beträgt 17775855 12 577 590 
das ergibt einen 
Ausfall von 1504 147 1104 910 


das find in Prozent 78 82 

Ein Ausfall von 7,8 % für die Geſamtheit 
der Neparationslieferungen und von 8,2 % der 
Lieferungen für Frankreich und Luxemburg 
gegenüber der Soll menge, die Oeutſchland ſtets 
als für ſeine Wirtſchaft unerträglich bezeichnet, 
deren Ermäßigung es, geſtützt auf § 10 des 
Artikels 5 des Friedensdiktates von Verſailles 
wieder und wieder gefordert hat — das iſt die 
„Verfehlung“, die Frankreich und Belgien mit 
großer Heeres macht, mit Frie densbruch, Mord 
und Vergewaltigungen ſanktionieren zu müſſen 
vorgegeben haben! 

War nun der Ausfall diefer Kohlenmenge 
von einſchneidender Bedeutung für Frankreich e 
Die Frage muß unbedingt verneint werden, 
Gewiß die nordfranzöſiſchen Kohlenreviere ha⸗ 
ben im Kriege Schaden erlitten. Aber durch 
den Beſitz der Saargruben und durch die von 
Deutſchland geleiſteten Kohlenlieferungen war 
die Kohlenlage Frankreichs Ende des Fahres 
1922 günſtiger als ſie vor dem Kriege geweſen. 
Denn 1913 war der Verbrauch Frankreichs 
durch eigene Förderung gedeckt mit 65 % und 
1922 mit 71%. Auch was die Menge der 
Kohle betrifft, ſtand Frankreich 1922 beſſer da 
als 1915. Eine Beeinträchtigung der Wirt⸗ 
ſchaftslage Frankreichs iſt alſo durch die geringen 
Ausfälle der deutſchen Kohlenlieferungen in 
keiner Weiſe eingetreten. 

Aber Poincaré wollte ins Ruhrgebiet, 
weil er damit die Schlagader des deutſchen 
Wirtſchaftslebens faſſen und damit das Reich 
ſeinen Wünſchen gefügig machen wollte. Denn 
eine fehlende Kohlenmenge von 1,1 Millionen 
Tonnen, für deren Ausfall Seutſchland keine 
Schuld trifft und durch den Frankreich in keiner 
Weiſe geſchädigt wurde, konnte wahrlich nicht 
der Grund ſein für eine ſolche Bedrohung des 
Friedens, die auch für Frankreich bei einer 
völligen Siolierung nicht ohne Gefahr war, 
Die fehlende Menge hätte der Kohlen⸗ 
bergbau der Welt in 2 Stunden fördern 
können. Erwähnt ſei noch, daß auch bei den 


Deutſchland aufgelegten Solzlieferungen ein 
kleines Quantum fehlte. Auch die Lieferung 
von Pflaſterſteinen konnte nicht voll erfüllt 
werden. 


D E R EIN MARS C H 

Am 10. Januar 1925 künd'gte Poincaré 
feine Aktion an. Es ſah zunächſt nach den Pa⸗ 
riſer Zeitungen gar nicht ſo ſchlimm aus. Eine 
franzöſiſch⸗belgiſche Ingenieur - Rommiffion 
müſſe ins Ruhrgebiet gehen, ſagte er, um den 
vertragsmäßigen Anſprüchen Frankreichs Gel- 
tung zu verſchaffen. Zu deren Schutz vor den 
böſen Deutſchen mußte natürlich auch etwas 
Militär mit ins Ruhrgebiet beordert werden. 
Aber Poincars jagt ausdrücklich in feiner Note: 
„Die Franzöſiſche Regierung legt Wert darauf 
zu erklären, daß ſie gegenwärtig nicht daran 
denkt, zu einer militäriſchen Operation oder zu 
einer Beſetzung politiſcher Art zu ſchreiten!“ 
Selten iſt ſo bewußt und ſo ſchamlos gelo gen 
worden. 

Denn der Einmarſch der ganz erheblichen 
Truppenmaſſen vollzog ſich wie im Kriege in 
durchaus militäriſcher Form. In der Morgen 
frühe des 11. Januar überſchritten franzöſiſch⸗ 
belgiſche Truppen die Grenze des bisher be⸗ 
ſetzten Gebiets und drangen in das Ruhrrevier 
ein. „Sie kamen damit in ein Land, das ſeit 
Fahren, mit Aus nah me von kurzen Revolutions⸗ 
pochen, keine Soldaten mehr geſehen hatte. 
Im Berſailler Vertrage war öſtlich vom Rhein 
eine ſo genannte entmilitarifierte Zone feſtgelegt 
worden, zu welcher der Ruhrbezirk bis in die 
Gegend von Münſter i. Weſtf. gehörte. Es 
durfte in dieſem Bezirk keine Reichswehr fein 
und nur die Schutzpolizei war als Ordnungs macht 
dort vorhanden. Auch früher war das Ruhr- 
gebiet kein Militärgebiet geweſen. Die großen 
Induſtrieſtädte waren alle ohne Garniſonen und 
nur die kleinere Stadt Mülheim an der Ruhr 
hatte Militär gehabt. Die franzöſiſch⸗bel giſchen 
Truppen, die mit allen Waffen der Neuzeit 
einrückten, konnten eine um ſo ſtärkere Wirkung 
auf die Einwohner für ſich beanſpruchen. Aber 
auch dieſe Wirkung blieb aus. Als in den Vor⸗ 
mittagsſtunden des 11. Januars die Truppen 
ſchuß- und ſtichberelt einrückten, wurden fie 
nicht mehr beſtaunt, als irgendein anderes 
Straßenſchauſpiel, eheſtens noch von deutſchen 
Arbeitern, welche das Heer im Weltkrieg hatten 
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kennen lernen, kritiſch auf Ausrüſtung und Hal- 
tung hin unterſucht. Zwiſchen den Truppen 
fuhren die Straßenbahnen und zwiſchen ihnen 
hielt der deutſche Schupo mann die Ordnung 
aufrecht.“ 5 

„Da es ein Heer war und ein Teil des 
ſtärkſten Heeres der Welt, ging die Beſetzung 
des Ruh rreviers rein militäriſch vor ſich: Städte 
wurden zuerſt umzingelt, die Zufahrtſtraßen ge⸗ 
ſichert und Kavallerie- und Radfahrpatrouillen, 
Schnelltanks und ausgeſchwärmte Schützen- 
linien bereiteten den Zentralvorſtoß auf eine 
Stadt vor. In der Zeit von Anfang Januar 
bis Ende März waren die Truppen in ſtändiger 
Bewegung; fie beſetzten in dieſer Zeit das ganze 
Ruhrrevier vom Rhein bis zu einer Linie, die 
von Hagen bis Lünen führt. Schon am 12. 
Januar, am zweiten Tage des Einmarſchs, war 
um die Stadt Eſſen ein elipjenförmiges Gebiet 
von 20 qm kürzeſter und 50 qm weiteſter Aus- 
dehnung beſetzt, an deſſen umkreis die Orte 
Mülheim, Styrum, Oberhauſen, Bottrop, Glad⸗ 
beck, Buer, Gelſenkirchen, Wattenſcheid, Steele, 
Werden und Kettwig lagen. Die Truppen be⸗ 
ſtanden anfangs aus zwei Snfanterie-Divi- 
ſionen und einer Kavallerie-Oiviſion. Den 
Oberbefehl hatte General Degoutte, der 
ſeinen Namen durch die Ruhraktion für die 
Weltgeſchichte verewigt hat. In den Tagen 
vom 12. bis 16. Januar dehnte ſich die Be⸗ 
ſetzung weiter nach Norden, Süden und Oſten 
aus. Im Februar und im März wurde, nachdem 
weitere Truppen herangezogen waren, die Be- 
ſetzungszone erheblich erweitert und Anfang 
März wurde eine franzöſiſche Filiale des Ruhr⸗ 
kriegs im ba diſchen Land eröffnet durch 
die Beſetzung von Offenburg, Apperweier, 
Mannheim-Rheinau und Karlsruhe-Hafen. Vom 
Rubrrevier war Anfang Mai ein Gebiet beſetzt, 
welches im Oſten von der Strecke Lünen — 
Scharnhorſt Brakel —Aplerbeck—Hengſtey, im 
Süden von der Strecke Hengſtey Vorhalle — 
Vol marſtein — Schee — Vohwinkel — Lüttring⸗ 
haufen —Remſcheid — Wipperfürth bis zur eng- 
liſchen Beſatzungszone und im Norden von der 
Strecke Lünen — Waltrop — Datteln — Haltern 
— Borften —Weſel — Emmerich umgrenzt wird.“ 

„Was der Einmarſch einer derart großen 
Truppenmacht, die in den erſten Sagen ſchon 
40 000 Mann, jpater 100000 Mann zählte, 
für das Ruhrgebiet allein in der Zuſammen⸗ 
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drängung der Bevölkerung bedeutet, geht ſchon 
daraus hervor, daß im Ruhrgebiet in der Vor⸗ 
kriegszeit auf einen Quadratkilometer 1553 Ein- 
wohner, im Seutſchen Reich dagegen nur 127 
Einwohner gezählt wurden. In dieſe dichteſt 
bevölkerte Gegend kam die fremde Truppen- 
macht. Mit Mann und Roß und Wagen. Sie 
belegte Privatwohnungen für die Offiziere, 
Wirtſchaften, Hotels, Ausſtellungshallen, indu⸗ 
ſtrielle Betriebe für die Mannſchaften und Pferde, 
fie nahm Verwaltungsgebäude den Deutjchen 
weg und ſie brachte es dadurch ſchon zu einer 
Bedrückung in der Wohnungsfrage, die im 
Ruhrrevier kaum auszuhalten war.“ (9. Cob- 
lenz, „Die Militärherrſchaft im Ruhrgebiet“) 


DER PASSIVE WIDERSTAND 

Die Pariſer Regierung hatte mit der Ruhr⸗ 
Beſetzung einen letzten, ſicheren Trumpf aus- 
zuſpielen gemeint. Das deutſche Volk erſchien 
ſo zermürbt und zerſplittert, daß man mit 
einem ſofortigen Zerfall rechnete. Man hatte 
geglaubt nach Entfernung der leitenden B 
amten der Verwaltungs- und Betriebs maſchi⸗ 
nerie ſicher zu jein, wenn man nur für Er- 
nährung ſorgte und gut bezahlte. Und man 
hatte ſich gedacht, daß es ſehr leicht fein müſſe, 
die deutſchen Arbeiter bei einem Zugriff gegen 
deutſche Unternehmungen und gegen führende 
Unternehmer auf ſeine Seite zu bringen. Ein 
deutſches National gefühl hatte man nicht mit 
in Rechnung geſtellt. 

Aber ſofort bei den erſten Gewaltmaß- 
nah men zeigte ſich, unmittelbar aus der Maſſe 
geboren, die ſtarke Abwehrſtimmung des paſ⸗ 
ſiven Widerſtandes, die eine Aeberraſchung 
nicht nur für Frankreich ſondern auch für 
Deutſchland war. Die Induſtriearbeiter er⸗ 
klärten ſich, als man gegen Fritz Thyſſen 
und andere Unternehmer Gewalt anwendete, 
mit ihrem eigenen Unternehmertum ſolidariſch. 
And die Eiſenbahner und Zollbeamten ließen 
ſich lieber als Bettler aus der Heimat treiben, 
als daß ſie der feindlichen Beſatzung irgend 
einen Dienft geleiſtet hätten. Es kann gar nicht 
oft genug feſtgeſtellt werden: der paſſive Wider⸗ 
ſtand iſt nicht von der Reichsregierung ange⸗ 
ordnet oder injzeniert worden, ſondern hat ſich 
ſpontan aus dem ſtarken Empfinden der in 
jeinen heiligſten Gefühlen beleidigten Bevöl⸗ 
kerung entwickelt. „Ser tiefſte Grund dieſes 
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Widerſtandes liegt darin, daß das arbeitende 
Volk Weſtfalens ſich grundſätzlich gegen 
jede Säbelherrſchaft und vor allem 
gegen eine fremde auflehnt, er liegt aber 
auch darin, daß das weſtfäliſche Volk, das ſich 
nicht ebenſo wie die Rheinländer durch den 
Friedensvertrag zum Sulden der Beſatzung 
verpflichtet fühlt, ſich dagegen auflehnt, weiter⸗ 
bin in Anwiſſenheit über das Maß deſſen, was 
an Leiſtungen von Oeutſchland verlangt werden 
ſoll, gehalten zu werden und Sklavenarbeit zu 
leiſten. Dies gerade an der Ruhr ſpontan zum 
Ausdruck gekommene Empfinden wird von dem 
ganzen deutſchen Volk geteilt. Wir wollen 
endlich wiſſen, wie die Forderungen unſerer 
Feinde und unſer Arbeitsvermögen einander 
auszugleichen ſind. Wir wollen es wiſſen für 
uns ſelbſt, für das deutſche Volk und für die 
Welt, unbeſchadet der moraliſchen Anſprüche, 
die ſich für uns aus der wachſenden Erkenntnis 
der Wahrheit über Kriegsſchuld und Kriegs- 
greuel ergeben. Wir wollen es wiſſen, damit 
ſich ein für allemal aus Forderung und Ver⸗ 
pflichtung ein geregeltes Verhältnis entwickelt, 
das den jahrelangen Drohungen der fran⸗ 
zöſiſchen Militärmacht und der Unſicherheit in 
Mitteleuropa ein Ende macht.“ (Otto Pertz, 
„Rhein und Ruhr und Notgemeinſchaft“, Ber⸗ 
lin 1925.) 

Die Eigenart der Lage erlaubte es ja 
gar nicht, in einer Zeit, in der ſich die Ereigniſſe 
überſtürzten, Richtlinien durch Beſprechungen 
oder Beſchlüſſe feſtzulegen, zumal auch die 
Maſſen keine Verbindung mit der Zentral- 
Inſtanz ihrer Führer oder gar mit der Regie⸗ 
rung hatten. „Die Maſſe war auf ſich allein 
geſtellt und es erwies ſich, wie wichtig es für 
eine Nation iſt, wenn unten das breite Volk 
ſich zu einer organifatoriſch und politiſch ge⸗ 
ſchulten Maſſe entwickelt hat. Von einer Kuli⸗ 
arbeiterſchaft wären ſolche Leiſtungen der mo⸗ 
raliſchen Energieentfaltung nicht möglich ge- 
weſen. Ohne daß alſo von oben, von der Re- 
gierung oder von der Führerſchaft, den Ar- 
beitermaſſen der paſſive Widerſtand „komman⸗ 
diert“ werden konnte, entſtand jene Grund- 
ſtimmung des Abwehrkampfes, die ſich vielleicht 
ſo charakteriſieren läßt: In der Arbeiterſchaft 
war von jeher die Stimmung gegen 
den Krieg lebendig. Für ſie gehörte der 
Krieg mit blutigen Waffen einer alten, zu 


überwindenden Zeit der Staaten und der Ge- 
ſellſchaft an. Ihre Gedanken waren auf den 
Kampf mit wirtſchaftlichen, ſozialen und geiſtigen 
Mitteln gerichtet auf den Streik, den Boykott, 
die Propaganda und den paſſiven Widerſtand. 
Auch die Arbeiterſchaft in Rheinland⸗Weſtfalen 
hat im Verlauf der politiſchen Entwicklung am 
Kulturkampf und am Sozialiſtengeſetz gelernt, 
daß ſelbſt ein ſtarker Staat mit polizeilichen 
Mitteln eine große Volks maſſen umfaſſende 
Bewegung nicht überwinden kann. 

Aus dieſen Erlebniſſen heraus fand des⸗ 
halb gerade das Nuhrvolk jetzt die Kraft, ohne 
militäriſche Waffen gegen das ſtärkſte und tech⸗ 
niſch beſtaus gerüſtete Heer der Welt zu kämpfen. 
Sol daten mit Flinten, Kanonen, Tanks und 
Flugzeugen ſtehen im Weſten gegen Männer 
und Frauen, die nichts anderes haben, als ihren 
Willen und ihre Macht als Maſſe und die Ge⸗ 
wißheit, daß es um eines jeden einzelnen und 
um des ganzen Volkes Schickſal geht. 

Seutſchland iſt arm gewor⸗ 
den, weil feine Volkswirtſchaft geſchwächt 
iſt, weil das, was Seutſchland im Krieg und 
durch den Frieden geleiſtet und verloren hat, 
über ſeine wirtſchaftliche Kraft hinausgeht. 
Verliert Deutſchland nach Lothringen, Saar 
und Oberſchleſien noch die Herrſchaft über das 
Induſtriegebiet an Rhein und Ruhr, dann wird 
Deutſchlands Volkswirtſchaft zerbrochen, der 
deutſche Staat machtlos, dann wird jeder 
Deutfhe ein Bettler und ein Skla⸗ 
de, ein Diener fremden Willens und Arbeiter 
für fremden Gewinn fein. (R. Woldt, „Der 
Endkampf an der Ruhr“, Berlin 1925.) 


DIE OPFER DES KAMPFES 

Diefen Kampf darzuftellen find Worte zu 
ſchwach. Sie Ereigniſſe ſind jo gewaltig, daß 
jedes Bemühen, fie reſtlos ſchildern zu wollen, 
profan wirken müßten. Es mag nachfolgend 
(nach Woldt a. a. O., S. 9) ganz ſachlich und 

tern in Zahlen ausgeſprochen, die Bilanz 
dieſes Ruhrkampfes für den Zeitraum von 
6 Monaten feſtgeſtellt werden: 

„Die friedliche Ingenieur⸗Kommiſſion iſt 
in das Ruhrgebiet mit folgendem militär iſchen 
Aufwand eingezogen: 

Die Stärke der Armee im Ruhrgebiet 
betrug 87 000 Mann, davon 80 000 Franzoſen 
und 7000 Belgier. (Infanterie, Artillerie, Ka- 
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vallerie, Tanks, Flieger, Pio nierabteilungen 
uſw.) Außerdem im altbeſetzten Gebiet 96 000 
Franzoſen und 17 000 Belgier; im Brückenkopf 
Kehl 1000 Franzoſen, ferner 10.000 franzöſiſche 
und 1000 belgiſche Eiſenbahner. 

Der Terror gegen die wehr⸗ 
loſe Bevölkerung ergab bis Anfang 
Juli folgende Zahlen: 

Getötet: 92 Perſonen. 

Zum ode verurteilt: 9 perſonen. 


Geſamthöhe der Freiheitsſtraf en kann mit 
rund 1000 Jahren taxiert werden. Im ein- 
zelnen find zu rechnen 967 Fahre, 7 Monate, 
25 Tage Gefängnis und Zwangsarbeit; 2 Per⸗ 
onen ſind zulebenslänglichem Zucht⸗ 
haus oder Zwangsarbeit verurteilt worden. 

Die Geſamthöhe der Geldſtrafen beträgt 
1,64 Billionen Mark und 108 069 Franken. 

Von Haus und Hof ſind vertrieben: 78714 
Perſonen, davon ausgewiefen 71 145 Perſonen. 


Im einzelnen entfallen auf: 


Freiheitsſtrafen 


Beamte: 
Reichsverkehrs⸗ 


Zahl der 
5 0 Geldſtrafen 1 | 
8 8 5 Haba an 
2 8 Vor⸗ Familienangehörigen 
58 Mart Fr. | fände 5 


minifterium . . 254 33 177 818.000 250 | 8885 | 27451 vertrieben 


8850 | 22955 dav. ausgew. 


Reichspoſtminiſterium 75 3 283 140 581000 | 2150 373 552 vertrieben 
Keie en- | 551 | 552 dav. ausgew. 
minifterum . . . 7 215 990 000 100 1851 5 498 vertrieben 
Preußische Ber- 1827 5481 dav. ausgew. 

waltung 248 8 27 1106 875.000 — | 7266 | 10878 ausgewieſen 
Bayriſche Ver⸗ 

waltung 25 — — 25.000.000 — 157 315 
Badiſche Verwaltung „ 37 000 000 — 46 129 
Heſſiſche Verwaltung 5| 35 — 55 805 000 500 111 203 
Oldenburgiſche Ver⸗ 5 

waltung — 2 21 — 11 53 

— 55 

Zivilperſonen | 276 4 3 1640 998 576.000 105 069 | 4000 8000 


Die Angaben über die Zivilperſonen und 
einen Teil der Angehörigen der Beamten be- 
ruhen auf vorſichtigen Schätzungen. Bei den 
Verurteilungen der Zivilperſonen konnten nlır 
die in der Preſſe wegen ihrer Wichtigkeit und 
Schwere veröffentlichten Fälle berückſichtigt 


D 
S 


L E P FAN DU NG VON 
T AAT SW AL DUN GE N 
Ein Teil der „Ruhr⸗Aktion⸗ iſt auch die 


Pfändung der Staats wal dungen im beſetzten 
Gebiet. Sie wurde von der Interalliierten 


erb Rbeinlandtommiffion durch eine Verordnung, 


5 Im preußiſchen Einbruchs⸗ und Sanktions⸗ 
gebiet wurden 169 Schulen mit 1537 
Schulklaſſ en für 50000 Schüler bzw. 
Schülerinnen beſchlagnah mt. 
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die keine rechtliche Grundlage hat, ausgeſprochen. 
Die Pfändung bedeutet für das wirtſchaftliche 
Leben der Beſitzer⸗Staaten eine empfindliche 
Schädigung. Den Staaten geht nicht 1 der 
heutzutage beträchtliche Erlös aus den ge⸗ 


ſchlagenen Hölzern verloren, ſondern der Holz⸗ 
bedarf der Bevölkerung muß jetzt von weither 
unter ſtarker Verteuerung befriedigt werden. 
Die Schwere der Vergewaltigung ergibt die 
folgende Ueberſicht. 

Vier Länder werden durch die Pfändung 
betroffen: Preußen, Bayern, Heſſen 
und Oldenburg. 

Preußens Staatswald im bisher ſchon 
beſetzt geweſenen Gebiet umfaßt 111046 ha 
mit einem jährlichen Geſamtholzertrage von 
508 349 fm oder je Hektar 4,6 fm. Hiervon 
gehen aber ab die Staats wal dungen des Saar- 
gebiets, die nach dem Friedensvertrage der 
Nutznießung des Regierungsausſchuſſes des 
Saarbeckens unterſtehen. Das find 21 849 ha 
mit einem FJahresertrag von 100800 km. So 
bleiben im beſetzten Gebiet 89 697 ha mit einem 
jährlichen Geſamtholzertrage von 407 549 km, 
das iſt je Hektar 45 km. 

Bapern hat an Staats- und Staats- 
anteilforſten in der Pfalz 117 325 ha. Der 
Geſamtholzertrag betrug 595 241 km, das iſt 
je Hektar 5,1 km. Auch hier find die Forſten 
des Saargebiets abzufetzen. Sie umfaſſen 
6015 ha mit einem Jahresertrag von 25 500 fm 
fo daß für das ſonſt beſetzte Gebiet 111 510 ha 
mit 569 922 im verbleiben, je Hektar 51 km. 

Heſſen beſitzt in Rheinheſſen 1764 ha 
Staatswald mit einem Geſamtholzertrag von 
jährlich 5353 fm, das iſt je Hektar 5,6 fm. 

Das zu Oldenburg gehörige Fürſten⸗ 
tum Birkenfeld hat 6552 ha Staats- und 
Staatsanteilforſten. Diefe lieferten 21 685 fm, 
je Hektar 3,5 fm. 

Der gepfändete Staats wald im beſetzten 
Gebiet umfaßt danach im ganzen 209 305 ha 
und erbringt eine Holznutzung von jährlich 
1004 507 fm, je Hektar 48 fm. 

Vom geſamten Staatswald Preußens, 
2 156 092 ha, bildet der Anteil im beſetzten Ge⸗ 
biet 4,1% und liefert zum Geſamtholzertrag 
von rund 11,5 Millionen Feſtmeter 3,5 00. Die 
entſprechenden Zahlen lauten für Bayern 
15,2 9% der Fläche und 11,5 % des Fahres⸗ 
ertrages, für Heſſen 2,4 Hund 1,1 %, für Olden- 
burg 25,5 und 26,8 9%. Obige rund 1 Million 
Feſtmeter entſprechen 4,3% der Staatswald- 
erträge aller deutſchen Staaten. 

Die Wirkung dieſer unrechtmäßigen Be⸗ 
ſchlagnahme auf die Finanzlage der Staaten 


und des Reiches kann zahlenmäßig nicht an⸗ 
gegeben werden, da genaue Anterlagen für 
die Qualität und die Preiſe fehlen. Wer die 


Höhe der durchſchnittlichen Holzpreiſe kennt, wird 


ſich aber ein ungefähres Bild von der Größe 
des ungeheuren Schadens machen können. 


DAS BLUTBAD VON ESSEN 

Seit 7 Monaten berichten unſere Zei- 
tungen tagtäglich von den Leiden der Bevöl- 
kerung im neubeſetzten Gebiet. Kein Tag geht 
vorüber, der nicht von brutaler Grauſamkeit, 
von Rechtsbeugung und Schändung zu mel den 
weiß. Weiter oben haben wir die Gefamtziffern 
des erſten halben Jahres der Beſatzung mit⸗ 
geteilt. Den Höhepunkt der langen Folge von 
Willküralten bilden aber wohl die blutigen 
Vorgänge von Eſſen am 31. März 1925, 
wo eine franzöſiſche Militär-Abteilung, die in 
die Kruppſchen Werke eingedrungen war, auf 
friedlich demonſtrierende Arbeiter ſchoß. 15 
Tote und gegen 40 Schwerverletzte wurden 
das Opfer der Nervoſität eines franzöſiſchen 
Leutnants, der ſeiner Aufgabe nicht gewachſen 
war. Ser Vorfall lenkte wieder einmal die 
Augen der ganzen Welt auf das widerrechtlich 
beſetzte Ruhrgebiet und die Franzoſen mußten 
ſich von der internationalen Preſſe reichlich 
viel Unfreundlichkeiten jagen laſſen. Das 
empfand man peinlich in Paris und darum 
ſann man nach, wie man wohl die Blutſchuld 
abwälzen könnte. And die Advotatentunft, 
die jetzt in Paris triumphiert, fand auch einen 
Ausweg. Man drehte den Spieß einfach um. 
Nicht die Franzoſen, die geſchoſſen hatten, und 
der Leutnant, der den Befehl gab, waren die 
Schuldigen, ſondern die Krupp'ſchen Sirek⸗ 
toren, die man beſchuldigte, ein Komplott 
unter den Arbeitern angeſtiftet zu haben, damit 
dieſe durch drohende Haltung das franzöſiſche 
Militär zum Waffengebrauch zwingen ſollten. 
Trotzdem dieſe aus der Luft gegriffene An⸗ 
ſchuld' gung den Stempel der Anſinnigkeit ſchon 
an der Stirn trägt, erhob man doch Anklage 
und verhaftete am Oſterſonntag in der Frühe 
die Mitglieder des Krupp'ſchen Direktoriums 
Bruhn, Hartwig, Oeſterlen und 
den Abteilungsdireltor Ritter, Ritter wurde 
nach 2 Wochen wieder aus der Haft entlaſſen. 
Am 1. Mai erfolgte dann die Verhaftung von 
Herrn Kruppvon Bohlen und Hal- 
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bach, der als Vorſitzender des Aufſichtsrates 
auf den Betrieb keinen Einfluß hatte und des⸗ 
halb unmöglich für Maßnahmen des Betriebes 
verantwortlich gemacht werden konnte. Aber 
was kümmert das ein franzöſiſches Kriegsgericht! 
Die Anklage wurde gegen die Verhafteten und 
außerdem gegen das Betriebs rats mitglied 
Müller und in Abweſenheit gegen die Mit- 
glieder des Keuppſchen Direktoriums Baur 
und Schäffer, die ſtellvertretenden Direk- 
toren Schräpler und Cuntz und den 
Leiter der Lehrlingswerkſtätte Groß erhoben. 
Sie alle wurden beſchul digt: 


1. „des Verſtoßes gegen den 1. Artikel 
der Verordnung Ar. 22 des kommandierenden 
Generals, weil ſie zu einem nicht genau be⸗ 
kannten, jedenfalls nicht verjährten Zeit⸗ 
punkt, und zwar beſtimmt vor dem 31. März 
1925, in Eſſen (beſetztes Seutſchland) Machen⸗ 
ſchaften getrieben haben mit dem Ziele, zu 
Attentaten gegen Angehörige der Beſatzungs⸗ 
truppen aufzureizen, indem ſie unter den 
ihnen unterſtehenden Arbeitern einen ge- 
walttätigen Widerſtand gegen die Angehörigen 
dieſer Truppen vorbereiteten für den Fall, 
daß dieſe die Fabrik betreten würden; 

2. des Verſtoßes gegen den Artikel 2 der 
Verordnung des kommandierenden Generals 
vom 11. Januar 1925, weil ſie am 51. März 
1925 in Eſſen (beſetztes Seutſchland) die 
öffentliche Ordnung dadurch geſtört haben, 
daß ſie den Arbeitern der Kruppſchen Fabrik 
durch das Ingangſetzen und Inganghalten 
der Sirenen ein Zeichen gaben, das eine be- 
trächtliche Anſammlung dieſer Arbeiter an 
einer Stelle hervorrief, wo ſich 12 franzöſiſche 
Militärs befanden, wodurch der Verkehr ge⸗ 
hindert und ſchwere Zwiſchenfälle verur⸗ 
ſacht wurden.“ 

Die in der Anklage wörtlich mitgeteilten 

Strafbeſtimmungen lauten folgender maßen: 

„Verordnung Nr. 22, Art. 1: Es 
wird beſtraft mit dem Tode, oder nach Um- 
ſtänden des Falles, mit Zwangsarbeit für 
Lebens dauer oder auf Zeit, oder mit Gefäng⸗ 
nis von wenigſtens 10 Jahren bis zu lebens⸗ 
länglicher Einſchließung und außerdem mit 
Geldſtrafe bis zu 100 Millionen Mark, wer 
Machenſchaften betreibt mit dem giele Feind- 
ſeligkeiten anzuzetteln gegen die Beſatzungs⸗ 
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truppen oder Attentate zu veranlaſſen gegen 
die Angehörigen dieſer Truppen. 

Verordnung vom 11. Januar 1923, 
Art. 2: Die öffentliche Ordnung darf unter 
keinem Vorwande geſtört werden. 


Art. OHderſelben Verordnung: 
Die dieſer Verordnung Zuwiderhandelnden 
unterliegen der Aburteilung durch die Kriegs⸗ 
gerichte der Beſatzungstruppen und werden 
beſtraft mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und 
einer Geldſtrafe von 10 Millionen Mark im 
Höchſtfalle oder mit nur einer dieſer beiden 
Strafen. Hierbei bleiben die Beſtimmungen 
der franzöſiſchen Strafgeſetze anwendbar, auf 
die ſchwerſten Fälle, ſoweit unter Berück⸗ 
ſichtigung der Amſtände die dort beſtimmten 
Strafen ſchwerer ſind als die in gegenwärtiger 
Verordnung beſtimmten.“ 

Die Verhandlung begann am 4. Mai 
1925 im großen Saalbau Maaß in Werden 
an der Ruhr. Um das Arteil in feiner ganzen 
Schwere und Angerechtigkeit ermeſſen zu 
können, iſt es nötig, die Vorgänge am 51. März 
in ihren Einzelheiten zu kennen. Wir geben 
ſie darum im folgenden nach der aktenmäßigen 
Darſtellung im „Krupp-Heft der „Süddeut⸗ 
ſchen Monatshefte“ in München wieder. 


Die Vorgänge am 31. März 1923. 


„Am Morgen des 31. März, etwa um 7 Ahr, 
wurde die inmitten der Kruppſchen Fabrik 
gegenüber dem Gebäude der Hauptverwaltung 
in der Altendorferſtraße gelegene Kraftwagen 
halle von einem fran; chen Kommando be- 
ſetzt. Außerdem war eine Militärabteilung in 
den Laſtkraftwagenpark eingedrungen. Während 
dieſe jedoch nach kurzer Zeit abzog, ohne eine 
Störung des Betriebes verurſacht zu haben, 
blieb die Kraftwagenhalle in der Altendorfer- 
ſtraße von einem Offizier und 11 Mann, dar- 
unter ein Maſchinengewehrſchütze, 
beſetzt. Die Arbeiterſchaft des Bezirks wurde 
unruhig, weil ſie wußte, daß die Kraftwagen 
zum Transport von Lohngeldern, Lebensmitteln 
und auswärtigen Arbeitern unbedingt nötig 
waren. Die vo malrbeiterrat beſtellten „Sprecher“ 
dieſes Bezirks, zwei Mitglieder des Betriebs- 
rats, hielten es deshalb für ihre Pflicht, die 
Auffaſſung der Belegſchaft dem Offizier zur 
Kenntnis zu bringen. Der Offizier gab an, 


daß er den Befehl habe, die Halle beſetzt zu 
halten, bis eine franzöſiſche Kommiſſion ein⸗ 
träfe, um die brauchbaren Autos auszufuchen 
und zu beſchlagnahmen. Die beiden Sprecher 
machten den Offizier vergeblich auf die Folgen 
auf merkſam, die bei der Anterbindung des 
Eiſenbahnverkehrs durch die Wegnahme un⸗ 
entbehrlicher Kraftwagen für die ganze Pro- 
duktion zu befürchten ſeien. Da der Offizier 
weitere Verhandlungen ablehnte, blieb den 
beiden Betriebsrats mitgliedern zunächſt nichts 
übrig, als gegen die Beſetzung der Halle im 
Namen der Belegſchaft zu proteſtieren. Die 
übrigen Mitglieder des Betriebsrats hatten 
inzwiſchen telephoniſch eine Zuſammenkunft 
des Betriebsausſchuſſes mit den Direktoren 
Schräpler und Cuntz vereinbart, um 
zu dieſem Vorfall Stellung zu nehmen. Der 
Betriebsausſchuß begab ſich kurz nach 29 Ahr 
mit den genannten beiden Sprechern der Kraft⸗ 
wagenhalle zum Hauptverwaltungs gebäude. 
Eine beträchtliche Anzahl von Arbeitern und 
Angeſtellten, die von der Beſetzung bereits 
Kenntnis erhalten hatten, befand ſich ſchon auf 
der Straße und forderte die Mitglieder des 
Betriebsrats auf, die Beſchlagnah me der Autos 
zu verhindern. Nach eingehender Beſprechung 
mit den Sirektoren Schräpler und Cuntz, bei 
der von den Mitgliedern des Betriebsrats dem 
Wunſche der Arbeitneh mer, den ſchwerwiegenden 
Eingriff der Beſatzungstruppen nicht ohne Pro⸗ 
teſt hinzunehmen, energiſcher Ausdruck gegeben 
wurde, gelangte man einſtimmig zu der Auf- 
faſſung, daß die Arbeitsniederle gung 
im mittleren Fabrikteil durch Sirenen 
zeichen zu veranlaſſen ſei. Nachdem die 
Mitglieder des Betriebsrats ſich noch aus drück⸗ 
lich dafür verbürgt hatten, daß ſie ihre Arbeits⸗ 
kollegen feſt in der Hand hätten, ſo daß 
ſie für einen friedlichen Verlauf der 
Demonftration einſtehen könnten, gab Direktor 
Cuntz die Anweiſung, die Sirenen des be- 
treffenden Fabrikbezirks zu ziehen. Es war 
unterdeſſen ungefähr 9 Ahr geworden. Etwa 
um die gleiche Zeit kam vom Stadtinnern her 
ein mit mehreren Perſonen beſetztes Auto durch 
die Altendorferſtraße, das unmittelbar vor dem 
Eingang zur Kraftwagenhalle anhielt. Ein 
franzöſiſcher Offizier ſtieg aus, kehrte aber, als 
er die Menge der aus den Fabriktoren ſtrö⸗ 
menden Arbeiter bemerkte, gleich wieder um, 


worauf das Auto ſchleunigſt davonfuhr. All- 
gemein wurde von den Arbeitern angenommen, 
daß die Inſaſſen des Autos die Mitglieder der 
erwarteten Beſchlagnah meko mmiſſion ſeien, die 
von der Durchführung ihrer Auf gabe Abſtand 
genommen hätten. 

Die Belegſchaft der umlie genden Betriebe 
ſammelte ſich nun vor der Autohalle an. Ein 
großer Teil der Semonſtranten feste ſich auf 
die gegenüberliegenden Däher. Später blieben 
infolge der durch die Menge verurſachten Ver⸗ 
kehrsſtockung hinter der Halle einige Schmal- 
ſpurloko motiven auf einem Gleis ſtehen, das 
die Verbindung zwiſchen dem Nord- und Süd- 
werk herſtellt. Der Dampf dieſer Lokomotiven 
wurde zeitweife durch eine zerbrochene Fenſter⸗ 
ſcheibe in die Halle hineingeweht. Vor der 
Halle forgten mehrere Betriebsrats mitglieder 
für Ruhe und Ordnung und erreichten, daß die 
Menge vor dem Eingang der Autohalle einen 
Streifen von etwa 6 m Breite und 10 m Ciefe 
freihielt. Die Ausdehnung dieſes freien Platzes 
wurde, wie es bei einer hin- und herwogenden 
Menſchenanſammlung nicht anders fein konnte, 
zeitweiſe verringert. Nach einiger Zeit verſuchte 
der Betriebsrat abermals, eine Verſtändigung 
mit dem Offizier herbeizuführen, und ſchickte 
zu dieſem Zweck feine Mitglieder Müller 
und Sande vin die Halle. Es fand ſich unter 
den Soldaten des Kommandos einer, der der 
deutſchen Sprache leidlich mächtig ſchien. Müller 
und Sander erſuchten den Führer des Kom- 
mandos im Namen der Kruppſchen Arbeit- 
neh merſchaft um eine Unterredung. Sie ver⸗ 
ficherten ihm, daß die Demonftration in voll- 
kommen friedlicher Abſicht erfolge, 
baten ihn, die Fabrik zu verlaſſen, und ver⸗ 
bürgten ſich für ſeinen und ſeiner Soldaten 
ſicheren Abzug entweder durch die Menge hin⸗ 
durch oder auf einem Wege, der ihn überhaupt 
nicht mit der Maſſe in Berührung brächte. Der 
Offizier bleib dabei, daß er befehlsgemäß auf 
die Beſchlagnah meko mmiſſton warten würde, 
und ging auch nicht davon ab, als man ihm 
auseinanderſetzte, daß offenbar die Kommiſſion 
bereits wieder abgefahren ſei. Eine Bitte, 
nicht zu ſchießen, beantwortete er dahin, daß 
er „auf arme Leute nicht ſchießen 
wolle“. Die Menge, die draußen verhältnis⸗ 
mäßig ruhig verharrt hatte, erwartete nun mit 
ſteigender Ungeduld die Rückkehr der Anter⸗ 
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(sungen ser. 


händler und das Ergebnis ihrer Beſprechungen. 
Die Mitteilung dieſes Ergebniſſes, das ganz 
anders ausgefallen war als man erwartet 
hatte, rief ſelbſtoerſtändlich eine gewiſſe Erregung 
hervor, die ſich in lauten Ausrufen äußerte. 
Zudem — und das iſt ganz erklärlich — drängten 
die weiter hintenſtehenden Leute, die von der 
Mitteilung der Betriebsrats mitglieder nichts 
verſtehen konnten, nach vorn, um ſich über die 
Lage zu vergewiſſern. Der Betriebsrat bemühte 
ſich mit Erfolg, die Leute zurückzuhalten. Als 
nach 10 Uhr die Lage infolge des Nichterſcheinens 
der von dem Offizier erwarteten Kommiſſion 
noch immer keine Klärung erfahren hatte, ſtellten 
Müller und Sander ihre Bitten und Anträge 
zum zweiten Male an den Offizier. Alle Mühe 
war umſonſt. Auf die wiederholte Bitte 
nicht zuſchießen, antwortete der Offizier 
diesmal, er würde nicht ſchießen laſſen, wenn 
der Eingang zur Halle von der Menge nicht 
überſchritten würde. Aus der Mitte der Menge 
wurden vereinzelt vaterländiſche Lieder ge- 
ſungen. Oer Offizier befahl nun, mitten in 
ſeiner Unterredung mit den Betriebsrats mit⸗ 
gliedern, den Soldaten, ſich ſchuß bereit 
zu machen. Müller und Sander begaben ſich 
alſo eilig zu der Menge zurück, deren Anzu⸗ 
friedenheit durch das abermalige negative Er⸗ 
gebnis der Verhandlungen ſelbſtverſtändlich ge⸗ 
ſteigert werden mußte. Der Offizier ließ fein 
Kommando bis zum Eingang der Halle vor- 
rücken und den Maſchinengewehrſchützen feine 
Waffe in die Menge hineinrichten. Dieſe 
drängte nach allen Seiten rückwärts, worauf 
die Soldaten ſich wieder bis zum Ende der 
Toreinfahrt zurückzogen. Der Verſtändigungs⸗ 
verſuch einer weiteren Abordnung des Betriebs- 
rats wurde glattweg abgeſchlagen; der Eintritt 
in die Einfahrt wurde von nun an überhaupt 
verweigert. Die anweſenden Mitglieder des 
Betriebsrats wirkten unermüdlich durch be⸗ 
ruhigendes Zureden auf die Menge ein, und 
zwei von ihnen machten ſich in Begleitung des 
Gewerkſchaftsführers Steinhauer, Mitglieds der 
Eſſener Stadtverordnetenverſammlung, auf den 
Weg nach Bredeney, um bei dem franz ö⸗ 
ſiſchen General die Abberufung des 
Kommandos zu erwirken. 

Auf der anderen Seite verhielt ſich der 
Offizier vollkommen paſſiv, insbefon- 
dere machte er auch keinen Verſuch, durch das 
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im Nebenraum der Halle befindliche, ihm be⸗ 
kannte Telefon mit der Werksleitung oder mit 
der im Hotel „Eſſener Hof“ untergebrachten 
interalliierten Kommiſſion in Verbindung zu 
treten. Unter den obwaltenden Umſtänden 
ſahen ſich die Direktoren S pler und 
Cuntz auf Anregung eines Mitgliedes des 
Betrie kurz nach 711 Ahr veranlaßt, 
die Sirenen abzuſtellen. Als unmittelbar darauf 
die Sirenen ſchwiegen, begann die Anſammlung 
auf der Straße langſam a uen. Leider 
wurde die vorerwähnte Miffion der nach Bre⸗ 
deney gefahrenen Abordnung durch den Gang 
der Ereigniſſe überholt, ohne daß ſie ihr Ziel 
erreicht hätte. Anſcheinend hat der als Sol- 
metſcher dienende Soldat infolge unvolltom- 
mener Beherrſchung des Seutſchen die Reden 
der Arbeitervertreter, insbeſondere des Betriebs- 
rats mitgliedes Müller, unrichtig auf gefaßt. Wie 
dem auch ſei — das Kommando eröffnete 
gegen 11 Uhr ohne vorherige Warnung aus 
der Halle heraus das Feuer auf die Maſſe. 
Dieje ſtob jäh auseinander. Die Soldaten 
rückten auf die Straße vor und ſchoſſen nach 
allen Seiten in die Fliehenden. Ein Knäuel 
Toter und Verletzter lag ſofort blutend auf der 
Straße. Die Franzoſen kümmerten ſich nicht 
darumz ſie zogen über die Altendorferſtraße ab, 
ohne daß ihnen ein Haar gekrümmt worden 
wäre. Die Straße, die im erſten Augenblick 
blankgefegt war, füllte ſich allmählich mit 
Krankenwagen und hilfsbereiten Menſchen, die 
die bedauernswerten Opfer ins Kruppſche 
Krankenhaus ſchafften. Zum Zeichen der Trauer 
und des Proteſtes wurden ſämtliche Betriebe 
der Gußſtahlfabrik um die Mittagsſtunde ge⸗ 
ſchloſſen. 

Anter dem friſchen Eindruck der Kata⸗ 
ſtrophe war die Stimmung der Arbeiterſchaft 
naturgemäß ſehr erregt. Zwei durch die Alten⸗ 
dorferſtraße fahrende Autos mit franzöſiſchen 
Inſaſſen wurden von der empörten Menge an- 
gehalten mit dem Verlangen, die Wagen zur 
Wegſchaffung der Verwundeten zu überlaſſen, 
was jedoch von den Infaſſen verweigert wurde. 
Hierauf wurde das erſte Auto zerſtört 
und der Chauffeur geſchlagen, der 
darin ſitzende franzöſiſche Ingenieur Sno w⸗ 
den jedoch von der Kluppſchen Feuerwehr 
geſchützt und von dem Brandinſpektor Zgnse 
in die Feuerwache gebracht. (Brandenſpektor 
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ägnee, der dann am Nachmittag von den Fran⸗ 
zoſen verhaftet worden war, wurde auf Be- 
treiben Snowdens wieder freigelaſſen.) 


Krupps Verurteilung. 


Vier Tage dauerte die Verhandlung vor 
dem franzöſiſchen Kriegsgericht. Vergeblich war 
die meiſterhafte Verteidigungsrede des Genfer 
Rechtsanwalts Moriand, der im Namen des 
franzöſiſchen Volkes Gerechtigkeit forderte. Nach 
zweiſtündiger Beratung hatten die franzöſiſchen 
Offiziere, die hier Richter waren, „befehlsgemäß“ 

das Arteil 
gefällt. Es lautete: 


1. Die Angeklagten Krupp v. Bohlen und 
Halbach, Hartwig, Oeſterlen, Bruhn, Baur, 
Schäffer, Schraepler und Cuntz ſind des Ver⸗ 
ſtoßes gegen die in der Anklage bezeichneten 
Verordnungen des kommandierenden Generals 
vom 7. März 1923 (Machinationen gegen die 
Sicherheit der Truppen) und vom 11. Januar 
1923 (Störung der öffentlichen Ordnung) 
ſchuldig. Her Angeklagte Groß iſt des Verſtoßes 
gegen die Verordnung vom 7. März 1923, der 
Angeklagte Müller des Verſtoßes gegen die 
Verordnung vom 11. Januar 1923 ſchuldig. 


2. Gegen die Angeklagten werden fol- 
gende Strafen verhängt: 
Krupp 15 Jahre Gefängnis u. 100 Mill. Mk. 


Hartwig 15 „ „ „ 100 „ „ 
Bruhn 10 „ „ „ 100 „ „ 
Oeſterlen 15 „ 5 5: 100% 400, 
Baur 2 75 „ 100% „ 
Schäffer 20 „ „ „ 100 „ „ 
Schraepler 20 „ Mn 0 
Cuntz 20 „ „ „ 100 „ „ 
Groß 10 LEONE 


» „ 
Müller 6 Monate Gefängnis. 

Die gegen diefes Urteil eingelegte Re⸗ 
viſion iſt vom Oberkriegsgericht in Düſſel⸗ 
dorf durch Urteil vom 18. Mai 1925 nur hin- 
ſichtlich des Angeklagten Müller als begründet 
erachtet worden. Die von den übrigen Ange- 
klagten eingelegte, auf zehn verſchiedene Gründe 
geſtützte Reviſion, iſt verworfen worden. 

Gegen das Urteil des Oberkriegsgerichts 
Düſſel dorf wurde auf Grund des Einwandes 
der Anzuſtändigkeit der franzöſiſchen Kriegs⸗ 
gerichte Rekurs beim Rajfations- 
hof in Paris angemeldet. Der Kaſſations⸗ 
hof — alſo Furiſten! — hat dem Rekurs 
nicht ſtatt gegeben und damit das ungeheuerliche 
Arteil beſtätigt. 


LGSUNGSVERSUCHE DER REPARATIONSFRAGE 


Zu den wichtigſten Aufgaben der Regierung 
Cuno gehörte es, die Frage der Reparationen, 
die Frage der Höhe der deutſchen Entſchädigung 
an die Sieger (vor allem an Frankreich) und 
ihre Zahlungs weiſe zur Löſung zu bringen oder 
doch wenigſtens der Löſung näher zu führen. 
Reichskanzler Dr. Wirths Erfüllungs- 
politik hatte praktiſch zeigen wollen, daß 
das deutſche Volk auch bei dem allerbeſten Willen 
einfach nicht imſtande war, die von ihm ge⸗ 
forderten Laſten zu leiſten. Dieſe Politik, die 
zur Verarmung führen mußte, hatte den prak⸗ 
tiſchen Erfolg gehabt, daß die angelſächſiſchen 
Völker das franzöſiſche Märchen vom „bös- 
willigen deutſchen Schuldner“ nicht mehr 
glaubten, und daß ſich auch ein anderes Mitglied 
der Entente, Ftalien, jetzt geneigt zeigte, 
einer Nachprüfung der Seutſchland auf gebür⸗ 
deten Reparationslaſten auf ihre Tragbarkeit 
hin zuzuſtimmen. Der amerikaniſche Staats- 
ſekretär Hughes gab den Nat, Oeutſchlands 
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Zahlungsfähigkeit durch internationale Sachver- 
ſtändige feſtſtellen zu laſſen. Die engliſche Re⸗ 
gierung Bonar La ws forderte den gemein- 
ſamen Schuldner offen auf, ein konkretes An⸗ 
gebot mit beſtimmten Zahlen und Angabe von 
Sicherheiten zu machen. 

Die Reichsregierung machte daraufhin am 
2. Mai 1923 einen detaillierten Vorſchlag, den 
fie in einer Note den Regierungen der Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika, von Groß- 
britannien, Belgien, Frankreich, Italien und 
Japan unterbreitete. 


Der deutſche Mai ⸗Vorſchlag. 


Die deutſche Note vom 2. Mai gipfelt in 
folgenden Vorſchlägen: 

Die Geſamtverpflichtung Oeutſchlands 
zu finanziellen und Sachleiſtungen aus dem 
Vertrage von Verſailles wird auf 30 Milli⸗ 
arden Goldmark feſtgeſetzt, die mit 20 Milli⸗ 
arden bis zum 1. Juli 1927, mit 5 Milli- 


321 


arden bis zum 1. Juli 1929 und mit 5 Milli- 
arden bis zum 1. Juli 1931 durch Ausgabe 
von Anleihen zu normalen Bedingungen 
auf den internationalen Geldmärkten auf⸗ 
zubringen ſind. 

1. Die erſten 20 Milliarden Goldmark 
werden ſofort zur Zeichnung aufgelegt. Die 
Anleihe zinſen bis zum 1. Juli 1927 werden 
aus dem Anleiheerlös entnommen und in 
einem von der Neparationskommiſſion zu 
beaufſichtigenden Fonds ſichergeſtellt. So⸗ 
weit die 20 Milliarden Goldmark bis zum 
1. Juli 1927 nicht durch Anleihen aufge- 
bracht werden können, ſind ſie von dieſem 
Zeitpunkt ab mit 5 Prozent zu verzinſen und 
mit 1 Prozent zu tilgen. 

2. Falls die beiden Beträge von je 5 
Milliarden Goldmark bis zu den dafür vor⸗ 
geſehenen Terminen im Anleihewege zu 
normalen Bedingungen nicht voll aufzu⸗ 
bringen find, ſoll eine unparteiiſche 
Kommiſſion darüber entſcheiden, ob, 
wann und wie der nicht gedeckte Neſt auf- 
zubringen iſt. Die gleiche Kommiſſion foll 
im Juli 1931 auch darüber entſcheiden, ob, 
wann und wie für die Zeit vom 1. Juli 1923 
ab die zunächſt nicht vorgeſehenen Zinſen 
nachträglich aufzubringen find. Als un- 
parteiifche internationale Kommiſſion ſoll 
gelten entweder das Anleihekon⸗ 
ſortiu m, das die erſten 20 Milliarden 
Goldmark begeben hat, oder ein dem Vor⸗ 
ſchlage des Staatsſekretärs Hughes ent⸗ 
ſprechendes Komitee von inter ⸗ 
nationalen Geſchäftsleuten, 
in dem Deutſchland gleichberech⸗ 
tigt vertreten iſt, oder ein Shieds- 
gericht, beſtehend aus je einem Vertreter 
der Neparationskommiſſion und der deut⸗ 
ſchen Regierung und einem Obmann, um 
deſſen Ernennung, falls ſich die beiden an⸗ 
deren Mitglieder über ſeine Perſon nicht 
einigen, der Präſident der Verei⸗ 
nigten Staaten von Amerika 
gebeten werden ſoll. 


3. Deutſchland wird in Anrechnung auf 
ſeine Schuld nach den Beſtimmungen der 
beſtehenden Verträge Sach le i ſtungen 
ausführen, über deren Ausmaß nähere Ver⸗ 
einbarungen vorbehalten bleiben. 
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Gegenforderungen. 

Zur Verwirklichung dieſes Programms ift 
es auch im Intereſſe der Anleihegläubiger not⸗ 
wendig, daß die gewaltſame Ergreifung von 
Pfändern und die Anwendung von 
Sanktionen unterbleibt und Seutſch⸗ 
land von den jetzt noch auf ihm laſtenden un- 
produktiven Ausgaben und von den politiſchen 
und wirtſchaftlichen Feſſeln befreit wird. Dazu 
gehört, daß die Einheit der Verwal⸗ 
tung für das Geſamtgebiet Seutſchlands bal⸗ 
digſt wiederhergeſtellt, von der im Vertrag von 
Verſailles vorgeſehenen Möglichkeit, Seutſch⸗ 
land die wirtſchaftliche Gleichbe⸗ 
rechtigung zu verſagen, kein Gebrauch 
mehr gemacht und nach Stabiliſierung der Mark 
die Einfuhr deutſcher Waren nicht mehr den 
Beſchränkungen unterworfen wird, die durch 
den Niedergang der deutſchen Währung ver⸗ 
anlaßt waren. 

Am dem Frieden Europas in gemeinſamer 
wirtſchaftlicher Arbeit zu dienen, und um die 
natürlichen wirtſchaftlichen Zuſammenhänge 
zwiſchen Erzeugung und Verbrauch herzuſtellen, 
ſoll in privat wirtſchaftlichen Ver- 
trägen die Grundlage für den geſicherten 
Austauſch von lebenswichtigen Waren zwiſchen 
den beteiligten Ländern geſchaffen werden. 
Dazu gehört insbeſondere der Abſchluß lang⸗ 
friſtiger privat wirtſchaftlicher Verträge über die 
Lieferung von Kohle und Koks. 


Die Antwort der Entente. 

Nach wenigen Tagen ſchon traf die Ant- 
wort Frankreichs und Belgiens, 
das völlig unter ſeinem Einfluß ſteht, ein. Sie 
hielt ſich halbwegs in diplo matiſchen Formen, 
verſuchte aber in der Hauptſache ganz ſubjektiv 
den Nachweis zu erbringen, daß Oeutſchland 
ein böswilliger Schuldner ſei, der wegen dieſer 
Bös willigkeit mit Recht beſtraft wurde. Pie 
deutſchen Vorſchläge wurden als unbrauchbar 
abgelehnt, ohne daß irgendwie brauchbare 
Gegenvorſchläge gemacht wurden. Eine Woche 
ſpäter — am 15. Mai — trafen die Ant wor⸗ 
ten Englands und Italiens ein. 
Auch ſie brachten eine große Enttäuſchung. 
Zwar war ihre Form ſehr höflich, aber ſowohl 
Lord Curzon wie Muſſolini lehnten 
das deutſche Angebot als ungenügend ab. 
Beide bauten aber die Brücke zu weiteren Ver⸗ 


handlungen durch die Aufforderung zu neuen 
Vorſchlägen auf breiterer Grundlage, deren 
Prüfung im Verein mit den anderen Alliierten 
ausdrücklich zugeſichert wurde. Bezeichnend iſt, 
daß beide Noten kein Wort über die Ruhr⸗ 
ſchande enthielten. 

Die Beſprechung der Antworten in der 
Auslandspreſſe zeigte deutlich, daß man dort 
noch wenig Verſtändnis für die furchtbare Lage 
der deutſchen Wirtſchaft hatte, und daß man 
vor allem Seutſchland mißtraute. Diefes feſt⸗ 
gewurzelte Mißtrauen ſtammt noch aus der 
Vorkriegszeit und iſt begründet in der jahr⸗ 
zehntelangen Abkehr von der be⸗ 
währten Bis marckſchen Politik. 
Der politiſche Zickzackkurs der Wilhel miniſchen 
Zeit, der an anderer Stelle dieſes Buches im 
Kapitel „Von der Kontinentalpolitik zur Welt⸗ 
politik“ (S. 112122) ausführlich kritiſch ge⸗ 
wertet wurde, iſt mit ſeinen vielfach befremd⸗ 
lichen und Anſtoß erregenden Maßnah men von 
den andern Großmächten ſehr oft als ſchwere 
Bedrohung aufgefaßt worden, und war doch 
ſchließlich nichts als ein Bluff. Die wenigen 
Jahre ſeit dem Amſchwung haben nicht genügt, 
um das in Jahrzehnten angerichtete Anheil zu 
beſeitigen. 


Das Juni-⸗Memorandum. 


Die Regierung Cuno war durch die Ant- 
worten in eine ſchwierige Lage gekommen. 
Man mußte bei der immer bedrohlicher wer⸗ 
denden Lage der engliſchen Aufforderung zu 
neuen Vorſchlägen nachkommen, konnte aber 
keinesfalls höhere Summen, wie es England 
wünſchte, anbieten. Denn dann hätte natürlich 
der Franzoſe hohnlachend in alle Welt poſaunt: 
„Da ſeht Ihr's ja, jetzt bieten ſie ſchon ſelber 
mehr und behaupteten eben erſt noch, auch bei 
größter Anſtrengung nicht mehr leiſten zu 
können!“ Nach eingehenden Anfragen und 
Vorverhandlungen in London machte man 
ſchließlich keinen neuen Vorſchlag, ſondern be⸗ 
ſchränkte ſich darauf, ſich in einem Memorandum 
nur zu den Punkten zu äußern, die den Ant⸗ 
worten der Alliierten gemeinſam waren, um 
die Note vom 2. Mai in dieſer Hinſicht zu er⸗ 
läutern und zu ergänzen. Das Memo ran⸗ 
du m ſchlug folgende Garantieen vor: 

a) Die Neichs bahn wird mit allen 
Anlagen und Einrichtungen von dem ſonſti⸗ 


gen Neichs vermögen losgelöſt und in einem 
Sondervermögen umgewandelt, das 
in Einnahmen und Ausgaben von der all⸗ 
gemeinen Finanzverwaltung unabhän⸗ 
gig iſt und unter eigener Verwaltung ſteht. 
Die Reichsbahn gibt Goldobligati⸗ 
onen in Höhe von zehn Milliarden Gold⸗ 
mark aus, die als baldals erſtſtelliges Pfand⸗ 
recht auf das Sondervermögen eingetragen 
werden und vom 1. Juli 1927 ab mit fünf 
Prozent verzinslich find, alſo eine Za h⸗ 
resleiftung von 500 Millionen 
Goldmark ſicherſtellen. 

b) Um eine weitere Jahresleiftung von 
500 Millionen Goldmark vom 1. 
Juli 1927 ab ſicherzuſtellen, wird die Deut- 
ſche Negierung alsbald die geſamte 
deutſche Wirtſchaft, Induſtrie, Ban⸗ 
ken, Handel, Verkehr und Landwirtſchaft 
zu einer Garantie heranziehen, die als 
erſtſtelliges Pfandrecht in Höhe von 
zehn Milliarden Goldmark auf den gewerb⸗ 
lichen, den ſtädtiſchen und den land- und 
forſtwirtſchaftlichen Grundbeſitz eingetragen 
wird. Die 500 Millionen Goldmark Zahres⸗ 
leiſtung werden entweder mittelbar 
im Rahmen einer allgemeinen, auch den 
übrigen Beſitz erfaſſenden Steuer, oder 
unmittelbar von den belaſteten Ob- 
jekten aufgebracht. 

e) Außerdem werden die Zölle auf 
Genußmittel und die Ver brauchs⸗ 
ſteuer n auf Tabak, Bier, Wein und Zucker 
ſowie die Erträgniſſe des Branntwein⸗ 
mon pols als Sicherheit für die Jahres- 
leiſtungen verpfändet. Der Nohertrag 
dieſer Zölle und Verbrauchs abgaben, der 
ſich im Durchſchnitt der letzten Vorkriegs⸗ 
jahre auf rund 800 Millionen Mark 
belief, iſt zwar ſeitdem infolge des Verluſtes 
an Land und Volk und infolge des vermin⸗ 
derten Verbrauchs auf etwa ein Viertel 
zurückgegangen. Mit der Geſundung der 
Wirtſchaft wird er jedoch automatiſch wieder 
fteigen. 

Eine Antwort auf dieſe erweiterten Vor⸗ 
ſchläge iſt bis Mitte Auguſt noch nicht erfolgt. 
Die engliſche Regierung hat zwar ganz deutlich 
erklärt, daß fie den Inhalt des deutſchen Me- 
morandums für eine geeignete Verhandlungs- 
bafis halte, es iſt ihr aber nicht gelungen, die 
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Mitglieder der Entente auf eine diesbezügliche 
gemeinſame Antwort zu einigen, wie es ihre 
Abſicht war. Amerika und Japan erklärten, daß 
fie an einer Antwort kein Intereſſe hätten, 
und Frankreich und Belgien glaubten die von 
England entworfene Antwortnote nicht unter- 
zeichnen zu können. Als Fortſchritt iſt lediglich 
zu buchen, daß Englands energiſches Auftreten 
Frankreich veranlaßte, dies Mal nicht wie üblich 
fein lautes „Anannehmbar!“ in die Welt zu 
ſchreien, daß Belgien ſchwankend geworden iſt 
und daß Italien jetzt ganz offen den engliſchen 
Standpunkt teilt, daß mit Oeutſchland über die 
Löſung der Reparationsfrage verhandelt werden 
müſſe. Der Gedankenaustauſch zwiſchen Frank⸗ 
reich und England über die Ant wortnote hat 
manchmal ſolche Formen angenommen, daß un⸗ 
verbeſſerliche Opti miſten ſogar ſchon hofften, die 


Entente werde in den allernächſten Tagen in 
die Brüche gehen. Aber man ſoll ſich nicht 
täuſchen laſſen. Englands Politik wird ſtets 
von der Rüdfiht auf den eigenen Vorteil ge⸗ 
leitet und ein Bruch mit Frankreich ſcheint den 
Engländern im Augenblick nicht in ihre Rechnung 
zu paſſen. Es machen ſich ſo gar in England 
ſtarke Einflüſſe gegen ein zu großes Eintreten 
für die deutſchen Intereſſen geltend. Eins aber 
hat die Debatte zwiſchen London und Paris 
doch gezeitigt: die auf ein juriſtiſches Sachver⸗ 
ſtändigen-Gutachten geſtützte und ganz offen 
aus geſprochene Ueberzeugung Englands, daß die 
Ruhrbeſetzung den Beſtimmungen des Verſailler 
Vertrages zuwiderläuft und daher ungeſetzlich 
iſt. Aber dieſe Feſtſtellung hat die rapide ſich 
ſteigernde Verelendung des deutſchen Volkes 
nicht aufhalten können. 


DIE MARK ST UTZ UNGS AKTION 


Die kataſtrophale Entwertung der Mark 
unter der Reichskanzlerſchaft Dr. Cunos haben 
alle Leſer des Buches ſelbſt miterlebt und ſie 
iſt jedem einzelnen ſo fühlbar geworden, daß 
ſich eine Schilderung nicht vernotwendigt. Wir 
wiſſen alle, daß, als Dr. Euno das Steuer des 
Reichsſchiffs ergriff, der Dollarkurs noch weit 
unter 10 000 lag, während er neun Mo nate 
ſpäter beim Ausſcheiden Eunos einen Kursſtand 
von ca. 4 Millionen erklettert hatte. Als man 
im Ruhrgebiet mit dem paſſiven Widerſtand 
den Kampf aufnahm, da war es aus politiſchen 
Gründen unbedingt notwendig, den Markkurs 
zu ftabilifieren. 

Am 1. Februar 1923 hatte der Dollar den 
Stand von 46 250 Mark erreicht. 3 Tage ſpäter 
griff die Reichsbank ein und es gelang ihr vom 
14. Februar ab den Sollar auf 19 500 zu drücken 
und ihn bis Mitte April auf dieſer Höhe zu 
halten. Dann brach das Stützungsunterneh men 
jäh zuſammen. Nicht infolge außenpolitiſcher 
Einwirkung, ſondern durch innenwirtſchaftliche 
Machenſchaften, an denen ſich bedauerlicher⸗ 
weiſe jo ziemlich ſämtliche Berufs- und Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe in kraſſem Egoismus beteiligten. 
Die Folge war, daß der Dollar ungehemmt in 
die Höhe ſchnellte und am 12. Zuni den Kurs 
von 100000 erreichte. Damit hatten Bolen- 
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noten und öſterreichiſche Kronen den Markkurs 
überflügelt und die Mark befindet ſich ſeitdem 
auf der ſchiefen Ebene des Sowjet⸗Rubels. 

Ueber die Schuld am Zuſammenbruch der 
ſcheinbar gelungenen Stabilifierung — wochen⸗ 
lang brauchte, wie wir ſpäter aus dem Munde 
des Reichsfinanzminiſters erfahren haben, ſich 
die Reichsbank überhaupt nicht einzumiſchen — 
haben ſich die Sachverſtändigen geſtritten und 
ein eigens dafür eingeſetzter Reichstagsausſchuß 
hat auch keine Klarheit zu ſchaffen vermocht. 
Einen Fehler haben die Leiter der Aktion ſelbſt 
zugegeben: man hatte den Dollar zu ſtark herab⸗ 
gedrückt. Dadurch wurde der Goldwert der 
Banknoten-Zirkulation auf mehr als das So p⸗ 
pelte geſteigert und die Golddeckung der Reichs- 
bank um die gleiche Summe vermindert. Bei 
der Stabiliſierung kam es — das hatte man nicht 
klar erkannt — nicht darauf an, den Markkurs 
zu beſſern, ſondern ihn feſtzuh alten. 

Auf die ſpäteren Verſuche, wieder eine 
Stabiliſierung herbeizuführen, braucht nicht ein- 
gegangen zu werden, da ſie ſich alle als Verſuche 
mit untauglichen Mitteln erwieſen haben. 


Eine wirkliche Stabiliſierung wird nur 
möglich ſein, wenn die ſchrankenloſe Tätigkeit 
der Banknotenpreſſe eingeſtellt wird. 


DN d e u r 


Von den Geſetzen, die unter dem Kabinett 
Cuno zuſtande kamen, dürfte das am 1. Oktober 
1925 in Kraft tretende Mieterſchutzgeſetz weiteſte 
Kreiſe intereſſieren. Vor allem wird in ihm das 
Kündigungsrecht neu geregelt. Vom 
1. Oktober 1925 an kann die Kündigung eines 
Mieteverhältniſſes jeder Art durch den Ber 
mieter rechtswirkſam überhaupt nicht mehr 
erfolgen, vielmehr kann der Vermieter die Be- 
endigung eines Mieteverhältniſſes gegen den 
Willen des Mieters nur mittels erfolgreicher 
Durchführung einer Aufhebungs⸗ 
klage bei den ordentlichen Gerichten unter 
Hinzuziehung von Beiſitzern aus dem Kreiſe 
der Mieter und Vermieter erreichen. Eine 
vom Vermieter dem Mieter gegenüber erklärte 
Kündigung iſt in Zukunft vollkommen 
unwirkſam, es bedarf nicht einmal ihrer 
Zurückweiſung durch den Mieter. 

Ein Mieteverhältnis kann nur aus ganz 
beſtimmten, in dieſem Geſetze feſtumſchriebenen 
Gründen im Wege der Aufhebung durch ge- 
richtliches Urteil eines Gerichts in der vor⸗ 
genannten Beſetzung aufgehoben werden. Ge- 
gen dieſes Urteil iſt wiederum die Berufung 
oder auch die ſofortige Beſchwerde ſtatthaft. 
Gründe für die Aufhebung eines Mieteverhält⸗ 
niſſes liegen nur vor, wenn der Mieter den 
Vermieter ganz erheblich beläſtigt oder 
ſchwer beleidigt hat, oder den Mietraum ganz 
unangemeſſen gebraucht, oder ſich 
beſonders beharrlich weigert, Miete 
zu zahlen. Wenn der Mieter aber vor dem 
Erlaß des Urteils den Vermieter befriedigt, 
oder Aufrechnungsgründe hat, iſt die Aufhebung 
des Mieteverhältniffes nicht mehr zuläſſig. Die 
Abſicht des Vermieters, Räume ſelbſt in Ge⸗ 
brauch zu nehmen, um vielleicht damit ſeinen 
Lebensunterhalt zu beſtreiten, rechtfertigt nach 
dieſem Geſetz die Aufhebung des Mieteverhält⸗ 
niſſes durch den Klageweg allein auch noch 
nicht. Sollte der Vermieter trotzdem einmal 
im Klagewege die Aufhebung eines Wiete⸗ 
verhältniſſes aus vorgenannten Gründen er⸗ 
langen, ſo kann die Zwangsvollſtreckung dieſes 
Arteils nur erfolgen, wenn dem Mieter ein 


ausreichender Erſatzraum geſichert wird, dieſes 
iſt ſo gar durch Ausſpruch in der Arteilsformel 
davon abhängig zu machen. In den meiften 
Fällen wird alſo der Vermieter auch einen zur 
Räumung verurteilten Mieter behalten 
müſſen, weil heute ſo gut wie gar keine 
Erſatzräume zu beſchaffen ſind. 

Weiter iſt beſtimmt, daß beim Do de 
eines Mieters der Vermieter das Miete- 
verhältnis nicht kündigen kann, wenn ein voll- 
jähriger Verwandter bis zum zweiten Grade 
ſich in den Mieträumen aufgehalten hat. Auch 
wenn Mieträume nur mit Kückſicht auf ein 
Dienſt- oder Arbeitsverhältnis überlaſſen waren, 
kann der betreffende Wohnungsinhaber über 
die Dauer des Dienft- oder Arbeitsverhältniſſes 
hinaus wohnen bleiben und braucht nur aus- 
zuziehen, wenn ihm der Vermieter, bezw. der 
Arbeitgeber eine Erſatzwoh nung zur 
Verfügung ſtellt, auch hat er ihm noch 
gegebenenfalls den Umzug zu be⸗ 
zahlen. Die Miets-Einigungs- 
ämter haben in Zukunft nur über die nach 
dem Reichs mietengeſetz ihnen übertragenen Auf- 
gaben (Feſtſetzung der jeweiligen Höhe der 
Miete uſw.), und über die geſetzlichen Maß- 
nahmen gegen den Wohnungs mangel zu ent⸗ 
ſcheiden. Weiter haben die Miets-Einigungs- 
ämter das Recht, einem Mieter die Erlaubnis 
zur Untervermietung ſeines Wohnraums zu 
erteilen. Gegen die Entſcheidungen des Miets⸗ 
Einigungsamtes iſt ab 1. Oktober 1925 eine 
Nechtsbeſch wer de ſtatthaft. 

Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1926 
außer Kraft. Nach dem Willen eines Teiles 
ſeiner Väter ſoll es bis dahin der Vorbereitung 
der dann wieder eintretenden freien Wirtſchaft 
dienen, nach dem Willen des anderen Teiles 
feiner Väter ſoll es eine Weiterbildung und Ver⸗ 
tiefung der Gedanken des heutigen Mieter- 
ſchutzes fein. Da die Wohnungs- und Raum- 
not täglich wächſt und unſere Wirtſchaft zur 
Zeit nicht einmal ein wirkſames Mittel kennt, 
dieſem Wachſen der Not zu ſteuern, dürfte wohl 
nach Ablauf des Geſetzes die freie Wohnungs- 
wirtſchaft noch nicht wieder möglich ſein. 


REICHSKANZLER 


it Mut und ehrlichem Wollen hat 
Dr. Cuno am Steuer des Reichs- 
ſchiffs geſtanden. Aber ſtändige 
N Stürme und undurchſichtiger Ne- 
bel behinderten deſſen Fahrt. Dazu war die 
politiſche Baſis, auf der er arbeiten mußte, 
zu ſchmal. Der wundervoll paſſive Widerſtand 
im Ruhrgebiet war, da man mit einer ſo langen 
Sauer nicht gerechnet hatte, nicht hinreichend 
und nicht vorausſchauend genug finanziert 
worden. Die wachſende Teuerung und das 
Gefühl, daß die Regierung zu tatenlos die 
Dinge zum ſchlechten Ende laufen laſſe, ſtärkten 
die Anhängerſchaft der praktiſch und politiſch 
unbelafteten Radikalen rechts und links. Vor 
allem hatten die Kommuniſten ſtarken Zulauf. 
In ganz Oeutſchland kam es zu Lebensmittel- 
krawallen, bei denen viele ihr Leben einbüßten. 
Dr. Cuno ging, als die ſozial demokratiſche 
Fraktion die große Koalition forderte. Der 
rechts ſtehende Politiker, der dieſe Forderung 
ſeit Monaten ſchon erhoben hatte, Dr. Streſe⸗ 
mann, wurde Reichskanzler. 

Dr. Streſemann ſteht ſeit Jahren an 
führender politiſcher Stelle. Er gründete ſein 
Kabinett auf die ſo genannte große Koalition. 
Vizekanzler iſt der Sozialdemokrat Ro bert 
Schmidt. Oen wichtigen Poſten des Reichs- 
finanzminiſters hat der frühere unabhängige 
Sozialdemokrat Dr. Hilf er ding. Demo- 
kraten und Zentrum haben Vertreter ins Ka- 
binett geſchickt. Mit mehr als der abgegebenen 
Stimmen bejahte am 14. Auguſt 1925 das 
Plenum des Reichstages die Vertrauensfrage. 
Die erſte Aufgabe der neuen Regierung wird 
es ſein, die vom Vorgänger übernommenen, 
in das geſamte Wirtſchaftsleben ſtark eingrei⸗ 
fenden neuen Steuern wirkſam durchzuführen. 
Es handelt ſich um die folgenden Steuergeſetze: 

1. Geſetz über die Erhöhung der Voraus⸗ 
zahlungen auf Einkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuer. Beſchloſſen wurde eine Erhöhung auf 
das A00fahe zur Einko mmenſteuer, auf das 
600 fache zur Körperſchaftsſteuer. Der Ertrag 
wird auf 40 Billionen Mark aus der Ein- 
kommenſteuer, auf 20 Billionen Mark 
aus der Körperſchaftsſteuer geſchätzt. 

2. Abgabe aus Anlaß der Nuhrbeſetzung. 


Dr STRESE MANN 


Die Einkommen- und Körperſchafts- 
ſteuerpflichtigen, die zur Vorauszah⸗ 
lung verpflichtet ſind, ſowie die Steuerpflich⸗ 
tigen, die im Jahre 1922 ein Einkommen von 
mehr als einer Million Mark hatten (hohe Be- 
amte, Bankdirektoren), haben an den drei 
nächſten Vorauszahlungsterminen das Do p⸗ 
pelte der erhöhten Vorauszahlungen als 
Abgabe zu entrichten. Der Ertrag wird 
auf 40 Billionen Mark geſchätzt. 

3. Erhöhung der Kraftfahrzeugſteuer. Die 
Kraftfahrzeugſteuer ift um das sofache erhöht 
worden. Oer Ertrag wird auf 15 Billionen 
Mark angegeben. 

4. Beſteuerung der Betriebe. Alle Be- 
triebe im Sinne der Gewerbeordnung haben in 
den nächſten ſechs Monaten den doppelten 
Betrag der von ihnen abgeführ- 
ten Lohnſteuerbeträge als Lohn- 
firmenſteuer wöchentlich zu entrichten. Dieſe 
Belaſtung der Induſtrie wird auf 120 Milli- 
onen Goldmark in den nächſten ſechs 
Monaten geſchätzt. (Etwa 120 Billionen 
Papier mark bei einem Sollarſtande von 
4 Millionen.) 

5. Beſteuerung der Landwirtſchaft. Der 
Landwirtſchaft iſt eine beſondere Beſteuerungfür 
die nächſten ſechs Monate auferlegt worden. 
Die Höhe dieſer Steuer beträgt insgeſamt 
216 Millionen Goldmark. (Etwa 
216 Billionen Papier mark bei einem 
Sollarſtande von 4 Millionen.) 

Die ganz beträchtlichen Summen, die aus 
dieſen Steuern der Neichskaſſe zufließen, werden 
aber an ſich nicht vermögen, die Reichsfinanzen 
zur Geſundung zu führen. Andere, ſchwer in 
das Wirtſchaftsleben eingreifende Maßnah men 
werden notwendig ſein, um es wieder geſunden 
zu laſſen. Wir müſſen bei einem Sollarſtand 
von amtlich 5,5 Millionen (New Horker Parität 
7,7 Millionen), bei einem Butterpreis von 
1 Million und bei einem Fleiſchpreis in etwa 
gleicher Höhe darauf verzichten, irgendwie 
günſtige Perſpektiven zu eröffnen. Trotzdem 
bleibt der Glaube des Verfaſſers Ueberzeugung, 
daß Dank unſeres Volkes Kraft und Tüchtigkeit 
auch das neue Oeutſchland wieder fo blühende 
Zeiten erleben wird wie einſt das alte. 
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ANHANG 


PRAKTISCHE STEUERFRAGEN 


VON Dr FRITZ JOHANNES VOGT 
STEUERSYNDIKUSINAPOLDA 


NACHDRUCK AUCH EINZELNER TEILE VERBOTEN 


PRARTISECHPB STEURFRERNGFEN 


Steuer moral. Einefeindſelige Stim- 
mung zwiſchen dem Steuerpublikum und dem 
Steuerſtaat ſollte ſich auf die Dauer gegenüber 
den ruhigen und ftaatserhaltenden Gefühlen 
nicht durchſetzen können. Eine ausgeprägte 
Steuer moral gehört notwendig zur politiſchen 
Reife eines Staatsvolkes. Aber ach! Wie wird 
uns Steuerehrlichen mitgeſpielt! Mühſam ver- 
ſuchen wir, den Willen des Steuergeſetzgebers 
erſt einmal kennen zu lernen. Ein ſorglicher 
Hausvater will doch auch das Bewußtſein haben, 


daß er alle Erleichterungen aus 


genutzt hat und ſich alle Vorteile verſchafft 
hat, die zu ſeinen Gunſten beſtehen. Solange 
der Steuerzahler dem Steuerbeſcheid wie einem 
ungewiſſen Schickſal entgegenſieht, will ſich kein 
rechtes Vertrauens verhältnis 
herausbilden. Wer kann aber heute in dem 
reißenden Strom der Steuergeſetzgebung noch 
ſchwimmen? Oer kühnſte Schwimmer erlahmt. 
Es ſoll vorkommen, daß in nicht ganz vereinzel- 
ten Fällen weder der Steuerzahler noch der 
Steuerbeamte Nat weiß. 

Gewiß foll der Steuerzahler nicht der Will⸗ 
kür ausgeliefert fein. In dem wichtigſten Geſetz 
für die Steuerpraxis, in der Reichsabgaben- 
ordnung, iſt jeder Fiskalis mus ver- 
boten. Bereits in den erſten, einleitenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes wird vorge- 
ſchrieben, daß jede Entſcheidung, bei der die 
Finanzbehörde eine gewiſſe Freiheit hat, nach 
Recht und Billigkeit zu erfolgen hat 
(8 6), alſo nicht aus Verärgerung oder aus dem 
Grundſatz heraus geſchehen ſoll: was zweifelhaft 
iſt, wird zugunſten des Fiskus entſchieden. 
Weiter iſt geſetzlich vorgeſchrieben, daß das 
Finanzamt die Angaben der Steuerpflichtigen 
auch zu gunſten der Steuerpflichtigen 
zu prüfen hat ($ 204). Dieſe Vorſchriften wird 
je der Einſichtige begrüßen. Der Finanzbeamtever⸗ 
tritt nicht einſeitig die Intereſſen der Steuerkaſſe. 

Offenheit des Verkehrs. Die Reichs- 
abgabenordnung verſucht, die Finanzämter und 
das Steuerpublitum zu einer gewiſſen Offenheit 
im Verkehr zueinander zu erziehen. Saher iſt 
auch beſtimmt, daß eine ſtrafbare Steuerhinter- 
ziehung erſt dann gegeben iſt, wenn der Steuer- 
ſchuldige vorſätzlich Pflichten verletzt, die 
er zu erfüllen hat, damit eine Steuer ermittelt 
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werden kann. Es muß alſo ein Verſchweigen 
von Tatſachen vorliegen, oder das Unterlajjen 
einer Steuererklärung oder ähnliches. Wer da- 
gegen in dem Beſtreben, Steuererſparniſſe zu‘ 
machen, zu weit geht und Umwege einſchlägt, 
die nicht zuläſſig ſind, dabei aber nichts tut oder 
unterläßt, was geeignet wäre, dieſe Handlung 
zu verſchleiern, der hat nur eine ſtraffreie 
Steuerumgehung begangen. Andrer- 
ſeits ſoll aber auch das Finanzamt mit feinen Ab⸗ 
ſichten nicht hinter dem Berge halten. Wenn 
es von einer Steuererklärung weſentlich ab- 
weichen will, ſo hat es die Punkte, in denen es 
den Steuerzahler ſchlechter ſtellen will, dieſem 
zur vorherigen Aeußerung mitzu⸗ 
teilen ($ 205). Auf die Beachtung dieſer Be- 
ſtimmung ſollten alle Steuerpflichtigen halten. 
Nichts wirkt verderblicher auf die Steuermoral, 
als willkürliche und ſchematiſche Höherſchätzun⸗ 
gen durch das Finanzamt und das Gefühl der 
Ohnmacht, das dem Steuerzahler aufſteigt. Ein 
ſolches Gefühl der Ohnmacht iſt alſo unberechtigt. 
Die geſetzlichen Beſtimmungen ſtehen dem 
Steuerpublikum zur Seite. Ihre Innehaltung 
kann es erzwingen. 

Das Oulden von Nachteilen. Der Geſetz⸗ 
geber hat ſich demnach einige Mühe gegeben, in 
dem heilloſen Wirrwarr der vielzuvielen Steuer- 
vorſchriften wenigſtens erträgliche Verkehrs- 
formen zwiſchen den Finanzämtern und dem 
Publikum zu ſchaffen. Die Kenntnis der wich- 
tigſten Schutzrechte, die dem Steuerzahler zur 
Seite ſtehen, iſt heute für jeden unerläßlich. 
Zu dieſem Rechtsſchutz gehört auch, daß der 
Steuerpflichtige beſtimmte Nachteile nur dann 
dulden muß, wenn er durch unzweckmäßiges 
Verhalten dem Finanzamt das Recht dazu 
verſchafft hat. Solche Nachteile, die durch 
eigenes Verſchulden verwirkt werden, ſind das 
Recht des Finanzamtes, zu Schätzungen 
zu ſchreiten, und das Recht des Finanzamtes, 
bei der Ermittlung der Steuer Dritte 
heranzuziehen. Dieſe Vorgänge ſtellen 
alſo gewiſſermaßen eine Vorſtufe des Steuer- 
ſtrafrechts dar. Wer ſein Verhalten der Steuer 
gegenüber zweckmäßig einrichtet, kann dieſe 
Maßnahmen vermeiden, oder er kann ſich doch 
mit Erfolg gegen ſie wehren, wenn ſie dennoch 
ihm gegenüber angewendet werden. 


Speisung der Hungernden Alten in Nolstandsküchen. 


Die Schätzungen. Wie ſteht es mit den 
Schätzungen? Eine willkürlich erſcheinende und 
oft rein ſchematiſche Höherſchätzung iſt 
beſonders beim Reihsnotopfer viel angewendet 
worden. Aber auch bei der Einko mmenſteuer 
tritt ſie immer wieder auf. Bei der Zwangs- 
anleih e und der Ber mögensbeſteue⸗ 
rung der nächſten Zeit wird ſie unvermeidlich 
auftauchen. Sie verkürzt doch die Arbeit der 
Finanzämter bedeutend. Der Steuerſünder 
wird die Schätzung ruhig ertragen, um Ausein- 
anderſetzungen zu vermeiden. Der Steuer- 
ehrliche aber wird Einſpruch erheben. Er hat 
ja auch ſeine Steuererklärung recht- 
zeitig und ordentlich ausgefüllt abgegeben. War 
er zur rechtzeitigen Abgabe verhindert, ſo hat 
er eine Friſtverlängerung nachgeſucht, 
um auf alle Fälle zu vermeiden, daß das Finanz⸗ 
amt ihn wegen mangelnder Anterlagen ſchätzen 
darf. Anfragen und Rückfragen des 
Finanzamt es hat er ſachlich beantwortet. 
Nichts wäre ja auch verkehrter, als ſich über 
Rückfragen zu ärgern und ſie unbeachtet zu 
laſſen. Der Steuerehrliche ſetzt doch einen be- 
rechtigten Stolz darein, daß ſeine Erklärungen 
von der Finanzbehörde anerkannt werden, und 
bei den hohen Steuerſätzen ſpricht auch ein 
brennendes wirtſchaftliches Bedürfnis mit. 
Schließlich könnte ein Schätzungsrecht nur noch 
daraus hergeleitet werden, daß keine ausreichen 
den Aufzeichnungen vorhanden ſind. Immer 
hat es ſich der Steuerzahler ſelber zu- 
zuſchreiben, wenn er eine Schätzung nicht 
abſchütteln kann. (Abgeſehen von Schätzungen 
ſolcher Vermögensgegenſtände, die einen un⸗ 
beſtimmten Wert haben, wie ein Patent oder 
ähnliches.) 

Die Beweispflicht des Finanzamtes. Wir 
haben den Rechtsſchutz des Steuerpublikums 
gegen Schätzungen bisher aus den Beſtimmun⸗ 
gen der Reichsabgabenordnung entwickelt. Weiter 
ausgebaut ift der Rechtsſchutz durch die Ent- 
ſcheidungen des Höchſten Steuergerichts, des 
Reichsfinanzhofes in München. Dieſe 
Entſcheidungen ſind maßgebend für die geſamte 
Steuerpraxis und werden nur dann hinfällig, 
wenn neue Geſetze etwas Abweichendes be- 
ſtimmen. In einem Arteil vom 50. November 
1921 ſchreibt der Reichsfinanzbof vor: „Wenn 
auch bei nicht genügenden Unterlagen Schätzung 
des Vermögens einzutreten hat, ſo muß doch 


zunächſt feſtgeſtellt fein, daß an der Hand der 
Angaben des Steuerpflichtigen und durch Ver⸗ 
handlungen mit ihm ein ausreichender Beweis 
für ſeine Behauptungen nicht erbracht werden 
kann.“ Das Finanzamt iſt beweis 
pflichtig dafür, daß es zur Schätzung be- 
rechtigt war. Weiter verlangt dasſelbe Urteil, 
daß die Schätzung eine erkennbare Unterlage 
habe, die als Gegenbeweis gegen die Angaben 
des Steuerpflichtigen verwertbar iſt. Daraus 
folgt ſchlagend, daß es unzuläſſig iſt, ohne 
erkennbare Urſache und ohne weitere Begrün- 
dung einfach eine Summe zu der Steuer- 
erklärung hinzuzufügen. 

Anzuverläſſige Angaben. Ueber die eigenen 
Angaben des Steuerzahlers kann allerdings 
hinweggegangen werden, wenn dieſe auch nur 
auf Schätzung beruhten, oder wenn ſie offen⸗ 
ſichtlich unzuverläſſig find. Solche Unzuver⸗ 
läſſigkeit ergibt ſich ſchon äußerlich, wenn die 
Angaben wiederholt gewechſelt haben, alſo leicht 
widerrufen werden; oder wenn ſie mit Erfah⸗ 
rungstatſachen in Widerſpruch ſtehen. Hat nun 
aus einem der behandelten Gründe das Finanz⸗ 
amt ein Recht erworben, zu ſchätzen, ſo müſſen 
trotzdem tatfählihe Unterlagen berückſichtigt 
werden. Auch Schätzungen müſſen von richtigen 
Unterlagen und ihrer zutreffenden Würdigung 
ausgehen. (Reichsfinanzhof, Entſcheidungen, 
Band A, Seite 188.) Ser Steuerzahler wird 
alſo auch in dieſem Falle noch alles Material 
beibringen, das zu ſeinen Gunſten ſprechen 
kann. 5 

Die Auskunft dritter Perſonen. Das Fi⸗ 
nanzamt kann unter beſtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen, aber es braucht nicht zu ſchätzen. Es hat die 
Freie Wahl, auch anders vorzugehen, nämlich 
Angaben, die es haben will, zu erzwingen. Die 
Schätzung ſoll nicht als ein Schutzwall miß- 
braucht werden können, um hohe Einkommen 
oder Vermögen zu verſtecken, ohne daß der Be- 
reffende gerade ſich gezwungen ſieht, falſche 
Angaben zu machen. Dieſe Beſtimmung richtet 
ſich gegen die Steuerſünder und kann da 
nur aus allgemeinen Erwägungen begrüßt 
werden. Wäre es doch auf die Dauer geiftig 
und moraliſch unerträglich, wenn das Finanz- 
amt nicht Mittel hätte, um zu verhindern, daß 
nur der ehrliche Teil der Bevölkerung die volle 
Steuerlaſt trägt. Das Finanzamt kann auch 
dritte Perſonen zur Auskunft heranziehen. Die- 
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ſes Recht ſoll natürlich nicht zu einer ſtändigen 
Belästigung des Publikums führen, das ja un⸗ 
zweifelbaft ſchon an und für ſich genug mit Er- 
klärungs- und Auskunftspflichten belaſtet iſt. 
Die Reichsabgabenordnung beſtimmt daher im 
$ 209, daß andere Perſonen erſt dann zu 
einer Auskunft oder zur Vorlegung von Büchern 
angehalten werden, wenn die Verhand- 
lungen mit dem Steuerpflichtigen ſelber nicht 
zum giele führen oder keinen Erfolg verſprechen. 
Dritte ſollen daher auch nicht allgemein bemüht 
werden, damit überhaupt Steuerfälle aufgedeckt 
wer den, ſondern nur zu beſtimmten Auskünften 
in Verfahren gegen beſtimmte Perſonen. Ein 
Verfahren gegen Anbekannt i ſt 
unzuläſſig, wie der Reichsfinanzhof jetzt 
mehrfach entſchieden hat. 

Steuer⸗Pflichten. Aus der Behandlung des 
Stoffes erſehen wir bereits, daß eine nicht ganz 
einfach zu erlangende Schulung dazu gehört, 
ſich des Rechtsſchutzes, den man als Steuer⸗ 
zahler genießt, überhaupt erſt einmal bewußt 
zu werden. Die grundlegenden Beſtimmungen 
liegen etwas ferne in einem Geſetzbuch, das 
keine beſondere Steuer enthält, nämlich in der 
Reichsabgabenordnung. Die Entſcheidungen 
des höchſten Steuergerichts ſind beſtrebt, den 
Rechtsſchutz ſtändig auszubauen 
und ihm in manchen Beziehungen erſt einmal 
die Grundlagen zu geben. Das Zeitopfer, diefe 
Entwicklung hin und wieder zu verfolgen und zu 
ſtu dieren, muß gebracht wer den und rechnet mit 
zu den Steuerpflichten. 

Zu den Steuerpflichten rechnen heute, und 
oft ſehr fühlbar, außer den Geldleiſtungen auch 
andere Leiſtungen. Wir behandelten ſchon die 
Auskunftspflicht von dritten Perſonen. Sie ge⸗ 
hört mit zu den Berpflichtungen, die 
viel Scherereien verurſachen und manchmal zu 
Reibereien im Verkehr mit den Finanzbehörden 
führen. Welche Stellung hat hierbei das Steuer⸗ 
publikum? Andere Leiſtungen als Geldleiſtun⸗ 
gen kann das Finanzamt nach $ 202 erzwingen. 
§ 202 aber handelt von den Finanzbefeh⸗ 
len, wie der Reichsfinanzhof in einer außer⸗ 
ordentlich glücklichen und kennzeichnenden Wort⸗ 
prägung ſagt. Daß die Geldleiſtungen in einem 
ſehr ſchnellen Zwangsverfahren vom Staate 
beigetrieben werden, iſt ja hinlänglich bekannt. 
Andere Leiſtungen werden alſo nach § 202 der 
Abgabenordnung durch Finanzbefehle erzwun⸗ 
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gen. Die den Finanzämtern zuſtehenben 
Zwangsmittel gleichen denen, die Polizeibe⸗ 
hörden geſtattet find. Die Finanzämter können 
ihren Willen unmittelbar erzwingen, alſo etwa 
mit Gewalt in Räume eindringen. Sie können 
beſtimmen, daß Finanzbefehle, die der Steuer- 
zahler nicht ausführt, auf deſſen Koſten von 
anderen vollführt werden. Endlich können ſie 
Geldſtrafen verhängen. Das iſt eine un⸗ 
gewöhnliche Machtfülle. Es ſei nur 
daran erinnert, daß das Grundrecht aller Deut- 
ſchen nach Artikel 115 der Reichsverfaſſung: die 
Anverletzlichkeit der Wohnung, 
den Finanzbefehlen gegenüber verblaßt. Die 
Machtbefugniſſe der Finanzämter find alſo 
größere als die der Polizei. Während die Polizei⸗ 
beamten nicht mehr anders in eine Wohnung 
eindringen dürfen, als wenn ſie die richterliche 
Vollmacht dazu in Händen haben, beſtehen für 
das Finanzamt ſolche Bedenken nicht. 

Die Finanzbefehle find nicht form- 
los und nach Belieben möglich. Bevor ein 
Zwangsmittel feſtgeſetzt wird, muß der Steuer- 
zahler unter Androhung des Zwangs- 
mittels zu der gewünſchten Handlung auf ge⸗ 
fordert werden. Zugleich muß ihm eine an- 
gemeſſene Friſt geſetzt werden. Die 
Aufforderung und die Androhung müſſen 
schriftlich geſchehen. Auch dieſe Vorſchriften 
find von dem Reichsfinanzhof in zwei 
wichtigen Beziehungen ergänzt worden. Einmal 
müſſen die Finanzbefehle unz weiden tig 
beftimmt fein. Ferner muß auf Verlangen 
des Steuerzahlers angegeben werden, welcher 
Zweck damit verfolgt wird. Die Beſtimmung, 
daß der Finanzbefehl ſich auf beſtimmte ſachliche 
Verhältniſſe mit zweifelsfreier Klarheit beziehen 
muß, zwingt die Finanzämter, von allgemeinen 
und mehr gefühlsmäßigen Erwägungen abzu⸗ 
ſehen, was bei einem jo ſcharfen Inſtru ment 
nur erwünſcht ſein kann. Die Angabe des 
Zwecks aber iſt unbedingt erforderlich, damit 
der Steuerzahler ſich darüber klar wer den kann, 
ob er ſich mit dem Finanzbefehl zufrieden geben 
oder ob er ſich zur Wehre ſetzen ſoll. 

Befchwerde gegen Finanzbefehle. Wer 
meint, zur Erfüllung der Aufforderung nicht 
verpflichtet zu ſein, hat dies dem Finanzamt 
rechtzeitig unter Darlegung der Gründe mit- 
zuteilen. Auch hier wieder eine Beſtimmung, 
die dazu dienen ſoll, den Verkehr zwiſchen Be⸗ 
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hörde und Publikumoffen und fachlich 
zu geſtalten. Beide ſollen ſich ihre Gründe mit- 
teilen. Bei dem Ermittlungsverfahren ſollen 
beide Teile nie mit Erbitterung gegeneinander 
kämpfen, ſondern ſich immer bewußt bleiben, 
daß ſie beide demſelben Geſetz unterſtehen, an 
das ſie beide gebunden ſind. Wenn nun aber 
ein Finanzbefehl als unerträglich empfunden 
wird? Dann iſt immer die Beſchwer de 
möglich. Dieſe Beſchwerde hat zunächſt eine 
aufſchiebende Wirkung. Sie iſt zu 
richten an das Finanzamt und wird von dieſem 
weitergegeben an das vorgeſetzte Landes- 
finanzamt. Sieſes entſcheidet zunächſt end⸗ 
gültig. Weiterhin iſt dann noch die Rechts- 
beſch wer de an den Reichsfinanz⸗ 
hof möglich. Aber ſie hat keine aufſchiebende 
Wirkung mehr. Oer Finanzbefehl wird jetzt 
durchgeführt, und wenn die ſpätere Entſcheidung 
des etwa noch angerufenen Reichsfinanzhofes 
in anderem Sinne ausfällt, ſo hat das dann meiſt 
eine mehr grundſätzliche Bedeutung. 

Einwendungen gegen Steuerbeſcheide. Nun 
erläßt das Finanzamt ja nur in Ausnahmefällen 
Finanzbefehle. Im gewöhnlichen Verkehr gehen 
uns Steuer beſcheide zu, gegen die ſich 
unſere Einwände richten können. Gegen die 
Steuerbeſcheide ſind die Rechtsmittel einzu⸗ 
legen. Die erſte Reviſion, die verlangt werden 
kann, richtet ſich an das Finanzamt und heißt: 
Einſpruch. Wer ſich auch mit der Ein- 
ſpruchsentſcheidung nicht zufrieden geben will, 
kann weiter gehen an das Finanzgericht, 
und ſchließlich noch an den Reichsfinanz⸗ 
hof. Für Zölle und Verbrauchsabgaben gibt 
es nur zwei Inſtanzen. Die wichtigſte Ver⸗ 
brauchsſteuer, die wir haben, die Amſa tz 
fteuer, iſt aber keine Berbrauchs⸗ 
abgabe im Sinne des Steuerrechts. Für 
ſie gilt der zuerſt beſchriebene Weg. 

Das Geſetz iſt ſehr entgegenkommend in 
ſeinen Anforderungen an die Form des Ein- 
ſpruchs. Es gibt feinen formellen 
Einſpruch. Vielmehr genügt es, wenn aus 
irgend einer Erklärung des Steuerpflichtigen 
hervorgeht, daß er ſich durch die Entſcheidung 
beſchwert fühlt. Für die milde Auffaſſung über 
die äußeren Erforderniſſe des Einſpruchs ſei 


ein Urteil des Reichsfinanzhofs vom 19. Oktober 


1921 mit geteilt. Gegen einen Steuerpflichtigen 
waren zu gleicher Zeit ein Veranlagungsbeſcheid 


und ein Steuerſtrafbeſcheid ergangen. Er hatte 
dann nur gegen den letzteren das Rechtsmittel 
eingelegt. In der Begründung zu dieſem Rechts- 
mittel hatte er die Steuerberechnung beanſtandet. 
Diefer Schriftſatz mit der Beanſtandung ging 
erſt vom Gericht dem Finanzamt zu, das in 
der Strafſache Stellung nehmen ſollte. Der 
Schriftſatz wurde als friſtgerechter Einſpruch vom 
Neichsfinanzhof anerkannt. 

Vorſicht bei Verzichtserklärungen. Der 
Einſpruch fällt fort, wie jedes andere Rechts- 
mittel, wenn dem Finanzamt gegenüber 
ſchriftlich darauf verichtet iſt. Mit 
ſolchen Verzichtserklärungen wird man ſehr vor- 
ſichtig umgehen. Im allgemeinen wird man fie 
nur zugeſtehen können, wenn das Finanzamt 
ſich dafür auf beſtimmte Bewertungsſätze feſt⸗ 
legt. Ein ſolcher Verzicht auf Rechtsmittel ent⸗ 
ſpringt gewöhnlich eingehenden Verhandlungen 
in ſchwierigen Steuerfällen, die zu einer Eini⸗ 
gung geführt haben. Doc ſollte ein Steuer⸗ 
zahler ſich nur dann dazu hergeben, auf ſein 
wichtigſtes Recht zu verzichten, wenn 
er ſelber dieſe Verhandlungen geſucht hat, um 
Klarheit zu erlangen, oder, wenn er ſehr ſicher 
iſt, daß er die Veranlagungsgrundſätze, die in 
Frage kommen, hinreichend überſchaut. In 
einem Einspruch können nämlich neue Catſachen 
vorgebracht werden, die bisher nicht mit berück⸗ 
ſichtigt wurden. Sieſer Vorgang ſpielt bei der 
Neuheit unſerer Steuergeſetze und der Schwie⸗ 
rigkeit, dem ſtändigen Wechſel zu folgen, eine 
bedeutende Rolle. Nach der abgegebenen Steuer⸗ 
erklärung vergehen oft Monate, ehe der Be⸗ 
ſcheid eintrifft. Nach der Zuſtellung des Be- 
ſcheides läuft noch eine Friſt von einem 
ganzen Mo nat, innerhalb der der Steuer- 
pflichtige Einſpruch erheben kann. In dieſem 
langen Zeitraum wird ihm aber manchmal 
überhaupt erſt klar, was noch zu ſeinen Gunſten 
verwertet werden kann. Das kann dann im 
Einſpruch geltend gemacht wer den. 

Zurücknahme des Einſpruchs. Stellt ſich 
heraus, daß das Ergebnisf ür den Steuer ⸗ 
pflichtigen ungünſtig ausfällt, ſo kann 
der Einſpruch zurückgenommen werden. Das 
kann geſchehen bis zur Unterzeichnung der Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung. Die Zurücknahme hemmt 
allerdings den Fortgang des Verfahrens in 
ſolchen Fällen nicht, in denen auch der Vor⸗ 
ſteher des Finanzamts oder ſonſt ein Beteiligter 
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ein Rechtsmittel eingelegt hat. Die Rechtsmittel 
find koſtenfrei, wenn die Steuerpflichtigen Recht 
bekommen. Im andern Fall entſtehen Koſten. 
Auf den Einſpruch hin ſetzt eine neue Ermittlung 
ein, die unter Amſtänden auch dazu führen 
kann, daß die urſpüngliche Veranlagung zum 
Nachteil des Steuerpflichtigen abgeändert wird. 
Selbſtperſtän dlich kann dies nur geſchehen, wenn 
nachträglich neue Tatſachen durch die Erhebung 
bekannt werden, oder aber, wenn eine ander⸗ 
weitige rechtliche Beurteilung ſich als notwendig 
erweiſt. Es will alſo auch ein Steuerein- 
ſpruch reiflich überlegt fein. 

Wann hat man Ausficht, mit einem Nechts ⸗ 
mittel Erfolg zu haben? Man ſollte bei der Be⸗ 
gründung ſeiner Anſichten auf die Oarſtellung 
ganz allgemein gehaltener Erwägungen ver⸗ 
zichten. Das Finanzamt darf ja Zweckmäßig 
keitserwägungen oder Anſprüchen irgendwelcher 
Gerechtigkeit doch nicht folgen, ſondern hat ſich 
nach dem Willen des Geſetzgebers zu richten. 
Die Begründung für Einſprüche muß ſich alſo 
möglichſt auf den klaren Wortlaut eines Steuer⸗ 
geſetzes gründen — ſoweit die Steuergeſetze 
ſolchen klaren Wortlaut enthalten. Es gibt leider 
auch unklare geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen. Weiterhin iſt das beſte Beweis⸗ 
mittel ſtets eine Entſcheidung des Reichsfinanz⸗ 
hofs, die in einem entſprechenden Fall ergangen 
iſt. Sieſe Entſcheidung iſt für alle Finanz- 
behörden bindend. Es kann meiſt nicht genügen, 
ſich auf gelegentliche Aufſätze in den 
Zeitungen oder Fachblättern zu berufen, 
ſo weit eben nicht in ihnen das eben beſchriebene 
Material niedergelegt iſt. Für die Höhe des 
Steuergegenſtandes, alſo etwa des Einkommens 
oder des Umſatzes, muß man die Be weis⸗ 
mittel zur Hand haben, entweder dadurch, 
daß man Sokumente und Belege bereit hält, 
oder, wenn es ſich nicht um einzelne Tatſachen 
handelt, dadurch, daß man zweckmäßige Auf ⸗ 
zeichnungen gemacht hat. Wenn der 
Steuerpflichtige die Beweismittel, zum Beiſpiel 
amtliche Schätzungen, nicht ſelber in Händen 
hat, braucht er ſie nicht herbeizubringen. Es 
genügt, daß er angibt, wo ſie zu finden ſind. 
Das Finanzamt hat von Amtswegen die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe zu ermitteln. 

Der Wert von Aufzeichnungen. Aufzeich- 
nungen muß jeder machen, der nicht Gehalts⸗ 
oder Lohnempfänger iſt. Er muß es, weil 
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fein eigener Vorteil ihn dazu zwingt. 
Es find freilich nicht alle Perſo nen handelsrecht⸗ 
lich dazu verpflichtet. Die Berſäumnis rächt ſich 
aber bei je der Meinungsverſchiedenheit mit den 
Finanzbehörden. Das Anterlaſſen von austei- 
chenden Aufzeichnungen macht den Betreffenden 
zu einem Steuerzahler zweiter Ordnung. Er 
beraubt ſich eines wichtigen 
Rechtſchutzes: Gegen Schätzungsverſuche des 
Finanzamtes kann er ſich in dieſem Falle nicht 
erfolgreich wehren. Man ſoll ſich nun keine über⸗ 
triebenen Vorſtellungen über die formellen An- 
ſprüche machen, die an ſolche Aufzeichnungen für 
die Steuer zu ſtellen ſind. Keineswegs kann ver⸗ 
langt werden, daß dieſe Aufzeichnungen nach 
ſtrengen Regeln der doppelten Buchführung 
aufgeſtellt und geordnet ſind. Für Betriebe 
mit größerem Umſatz aber wird die do ppelte 
Buchführung, auch ſchon aus anderen 
Gründen, immer das Zweckmäßigſte und 
letzten Endes auch das Einfachſte ſein. Jedoch 
ift die doppelte Buchführung keine Vor ⸗ 
ausſetzung dafür, daß die Finanzbehörden 
die Aufzeichnungen anerkennen müſſen. 

Welche Mindeſtanſprüche ſind an 
ordnungsmäßige Aufzeichnungen zu ſtellen, da⸗ 
mit die Steuerbehörden gebunden ſind? Sie 
Einnahmen müſſen fortlaufend eingetragen ſein. 
Dort, wo tägliche Einnahmen entſtehen, müſſen 
auch täglich Eintragungen vorgenommen wer- 
den. Es muß alſo mindeſtens an jedem Abend 
eine Geſamteintragung gemacht wer den: Am 
... Tageskaſſe .... Mark. Zeigt ſich bei einer 
Nachprüfung, daß die Eintragungen im Rück⸗ 
ſtand ſind, ſo können die Aufzeichnungenkeine 
Beweiskraft mehr beanſpruchen. Selbſt⸗ 
verſtändlich müſſen die Eintragungen aber auch 
vollftändig und richtig ſein. Kann die Finanz- 
behörde nachweiſen, daß falſche oder unvoll⸗ 
ſtändige Eintragungen gemacht wurden, ſo 
wird damit die ganze Buchführung 
wertlos. Insbeſondere iſt noch in der 
Reichs ab gabenordnung ausdrücklich vorgeſchrie⸗ 
ben, daß keine Aufzeichnungen auf einen falſchen 
oder erdichteten Namen lauten dürfen. 
Ferner darf der urjprünglihe Inhalt einer 
Eintragung nicht unleſerlich gemacht 
werden durch mehrmaliges Durchſtreichen, Na- 
dieren, durch Tintenkleckſe oder auf andere 
Weiſe. Es ſollen auch ſolche Veränderungen 
nicht vorgenommen werden, deren Beſchaffenheit 


es ungewiß läßt, ob ſie bei der erſten Eintragung ſein. Die Beſtimmungen über die Nachſicht 
oder erſt ſpäter vorgenommen find. Schließlich wegen Versäumung einer Rechts mittelfriſt find 
iſt noch zu beachten, daß die Eintragungen mit übrigens vom Reichsfinanzhof in mehrfachen 
inte gemacht werden ſollen, und daß an Entſcheidungen ſehr entgegenkommend ausge- 
Stellen, die der Regel nach zu beſchreiben ſind, legt worden. Auch das Finanzamt iſt an Friſten 
keine leeren Zwiſchenräume gelaſſen werden. gebunden. Es kann nicht beliebig Nach- 
Man ſieht, das ſind alles Anforderungen, die forderungen ftellen. Zt einmal ein Steuer- 
ohne beſondere Buchf ührungskurſe erfüllt wer⸗ beſcheid ergangen und iſt er nach Ablauf der 
den können. Dieſe Mindeſtanforderungen ſind Friſt, in der das Rechtsmittel eingelegt werden 
niedergelegt im $ 162 der Reichsabgabenord⸗ kann, rechtskräftig geworden, ſo kann eine Neu⸗ 
nung. Ebenſo wie die Einnahmen ſind auch die veranlagung nur erfolgen, wenn neue Tatſachen 
Ausgaben aufzuzeichnen. Es iſt üblich, daß oder Beweismittel bekannt werden, die eine 
man in einem Buch auf der linken Seite die höhere Veranlagung rechtfertigen. Wenn von 
Einnahmen einträgt und auf der rechten Seite der Aufſichts behörde Fehler entdeckt werden, 
die Ausgaben. Doch kann das nur eine unter- die eine Herabſetzung der Steuer rechtfertigen, 
geordnete Bedeutung haben. Dagegen iſt es ſo iſt dieſe Herabſetzung ſtets vorzunehmen 
unbedingt erforderlich, daß man für alle größe- (F 215). Werden aber Fehler aufgedeckt, die 
ren Ausgaben die Belege, wie Quit- eine höhere Veranlagung rechtfertigen würden 
tungen, Rechnungen, Ueberweiſungen uſw. auf- jo muß jede Neuveranlagung un 
bewahrt. Zweckmäßig wird man alle dieſe Be- ter bl eiben bei folgenden Steuern: bei 
lege fortlaufend numerieren und die Nummer Steuern vom Einkommen, bei Steuern vom 
bei der entſprechenden Eintragung vermerken. Vermögen (außer der Erbſchaftsſteuer) und bei 
Nur wo es geſchäftsüblich iſt, noch weiter- der Umſatzſteuer. Im Jahre 1922 hat man 
gehende Buchführungstechniken anzuwenden, immer mehr die Vorauszahlungspflicht durch⸗ 
können dieſe auch im Intereſſe der Beſteuerung geführt. Der Steuerzahler muß ſich demnach 
verlangt werden. Die Unterteilung in ver- einſchätzen und muß Vorauszahlungen leiſten, 
ſchiedene Konten und die gegenſeitige bilanz- ehe noch das Finanzamt ihm eine Friſt geſetzt 
mäßige Abſtimmung wird alſo immer nur hat. 
von Vollkaufleuten verlangt Vergünstigungen für alte Leute. Alle 
werden können. Steuerſorgen die uns quälen, laſten auf dem 
Die Innehaltung der Friſten. Haben wir Alter beſonders ſchwer. Die Steuergeſetze 
unſere Steuerpflicht nun ſo weit erfüllt, dann haben daher eine Reihe von Erleichte⸗ 
müſſen wir noch darauf achten, daß die vor- rungen geſchaffen für Perſonen, die meh ir 
geſchriebenen Friſten eingehalten als 60 Jahre alt ſind. f Diele Erleichte 
werden. Friſten, die zur Einreichung von Steuer- rungen werden jedoch gewöhnlich nicht von 
erklärungen geſetzt ſind, und Friſten, die ſonſt Amts wegen gewährt. Es muß daher immer ein 
von den Steuerbehörden geſetzt werden, können beſonderer Antrag geſtellt werden. Bei 
auf Antrag verlängert werden. Die den Vermögensſteuern iſt weiterhin als Vor⸗ 
Friſten zur Einlegung eines Rechtsmittels ſind ausſetzung für die Erleichterung gefordert, daß 
dagegen Ausſchluß-Friſten, das heißt, das Vermögen hauptſächlich aus Kapitalver 
ſie können nicht verlängert werden. Wenn be- mögen beſteht, alfo nicht aus gewerblichem o der 
ſondere Gründe dafür vorliegen, daß jemand landwirtſchaftlichem Beſitz. Das Reichs notopfer 
zur Innehaltung der Rechts mittel⸗Friſt ver- wird an die Sechzigjährigen vollſtändig zurück 
hindert war, ſo kann Nachſicht wegen Verſäu⸗ gezahlt, wenn die eben genannte Bedingung 
mung einer Rechts mittelfriſt noch ein ganzes erfüllt iſt, wenn außerdem das zum Noto pfer 
Jahr lang beantragt werden. Die Verſäumnis veranlagte Vermögen nicht mehr als eine halbe 
darf jedoch nicht auf eigenem Verſchulden ber Million Mark betrug, und wenn ſchließlich das 
ruhen. Sie muß alſo etwa durch Krankheit, auch für das Kalenderjahr 1921 im ganzen zu ver⸗ 
durch Krankheit von Familienmitgliedern, durch ſteuernde Einkommen unter 20 000 Mark be- 
Reifen, durch eine ungewöhnliche geſchäftliche tragen hat. Bei der Ende 1922 zum erſten 
Belaſtung und ähnliche Vorgänge herbeigeführt 


Male aufgetretenen Vermögensſteuer können 
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Perſonen über ſechzig Jahre unter denſelben 
Bedingungen ganz freigeſtellt werden. Bei 
der Zwangsanleihe war ſogar ein Ver- 
mögen frei, daß nach den Bewertungsvor⸗ 
ſchriften am 51. Dezember 1922 den Betrag 
von vier Millionen Mark nicht überſtiegen hat. 
Die Vorausſetzungen in bezug auf die Art des 
Vermögens und das Alter des Steuerpflich⸗ 
tigen find dieſelben wie vorher. Das Ein- 
kommen im Rechnungsjahr 1921 durfte für 
dieſe Befreiung den Betrag von 60 000 Mark 
nicht überſteigen und mußte ſich vorwiegend 
aus Erträgen des Vermögens zuſammenſetzen. 
Die Befreiung gilt alſo dann nicht, wenn das 
Einkommen zum größten Teil noch Arbeits- 
einkommen war, oder auch dann nicht, wenn 
ein größeres Einkommen aus Gewerbebetrieb 
darin enthalten war. Befreit ſind Kleinrentner, 
die keinen nennenswerten Erwerb mehr haben. 
Die Altersgrenze von 60 Jahren muß nicht in 
jedem Falle erreicht ſein. Dasſelbe was hier 
von den Sechzigern geſagt iſt, gilt auch für 
ſolche Perſonen, die erwerbsunfähig ſind oder 
die nicht nur vorübergehend aus irgend einem 
Grunde behindert ſind, ihren Lebensunterhalt 
durch eigenen Erwerb zu beſtreiten. Die Brot⸗ 
abgabe im Auguſt 1925 und im Januar 
1924 ſtützt ſich auf die Zwangsanleihe. Wer bei 
der Zwangsanleihe befreit war, iſt es damit 
auch ohne weiteres bei der Brotabgabe. Für 
unſere Alten, die ihr Vermögen nicht mehr im 
Erwerb ſtecken haben, kommen dabei die be- 
ſonderen Befreiungen weiterhin in Betracht, 
die berückſichtigt werden können, wenn Zwangs⸗ 
anleihepflicht beſtand. Einige Teile des Ver⸗ 
mögens können nämlich aus dem Zwangs- 
anleihevermögen ausgeſchieden werden, ehe die 
Brotabgabe berechnet wird. Das ſind gerade 
ſolche Vermögensgegenſtände, die ſich meiſt 
in den Händen von Altrentnern befinden. Nur 
darf nicht überſehen werden, daß der Abzug 
nicht ſtillſchweigend geſtattet iſt. Es muß ein 
beſonderer Antrag geſtellt werden. Das Finanz- 
amt muß eine Mitteilung erhalten, in der ſteht: 
ich habe bei der Berechnung der Brotabgabe 
folgende Vermögensgegenſtände als abgabefrei 
von dem zwangsanleihepflichtigen Vermögen 
abgeſetzt. ... Dieſe Mitteilung ſoll gleich⸗ 
zeitig mit der Abführung der Brotabgabe ge- 
ſchehen. Da das Geſetz aber ſehr ſpät veröffent- 
licht iſt, auch mehrmals geändert wurde, fo 
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daß viele Wochen lang die größte Unklarheit 
im Steuerpublikum und auf den Aemtern 
herrſchte, ſo wird es auch noch anerkannt werden 
müffen, wenn die Mitteilung etwas verſpätet 
nachgeholt wird. Was konnte nun ab- 
gezogen werden? (Damit niemand die 
Aufſtellung in dem Zuſammenhang falſch auf- 
faßt, ſei nochmals ausdrücklich darauf hinge⸗ 
wieſen, daß dieſe Gegenſtände für jeder- 
man nabgabefrei find, nicht nur für alte Leute.) 
Abgabefrei find: Villen und Einzelhäuſer, deren 
Wehrbeitragswert nicht mehr als 50 000 Mark 
betrug, alle Mietshäuſer, Bauland, feſtverzins⸗ 
liche Wertpapiere in deutſcher Währung und 
ebenſolche Hypotheken, ſchließlich überhaupt alle 
auf Reichsmark lautende Forderungen und 
Zahlungsmittel, die nicht zu einem Betriebs- 
vermögen gehören. Alle Bankguthaben und 
Sparkaſſenguthaben fallen natürlich hierunter. 
Wie berechnet ſich die Brotabgabe, wenn ſolche 
abgabefreien Vermögensteile vorhanden find? 
Die abgabefreien Teile werden aus dem 
Zwangsanleihevermögen heraus genommen, 
ſelbſtverſtändlich mit dem Wert, mit dem fie 
feinerzeit dort ein geſetzt wurden. Dann wird 
feſtgeſtellt, wie hoch wäre die Zwangsanleihe 
von dem nun übrig bleibenden Reit geweſen. 
Von dieſem neu errechneten Betrag an Zwangs- 
anleihe ift dann das Vielfache zu neh men, alſo 
bei der Auguſtrate das Zehnfache. Man ſieht, 
die Steuerrechnung iſt auch für alte Leute 
nicht immer ganz einfach. Noch etwas um- 
ſtändlicher wird die Berechnung der Brot 
abgabe, wenn das Bwangsanleihenermögen 
durch Abzug von Schulden errechnet wurde. 
Nehmen wir an, ein Mietshaus mit dem 
Zwangsanleihewert von 90 000 Mark ſei im 
Zwangsanleihevermögen enthalten. Gleich- 
zeitig ſei aber auch eine auf dem Mietshaus 
laſtende Hypothek von 50 000 Mark als Schuld 
abgezogen. Wir können nun bei der Brotabgabe 
nicht 90000 Mark von dem Vermögen ab- 
ziehen, ſondern nur die 90 000 Mark abzüglich 
der damit zuſammenhängenden Schuld von 
50 000 Mark, alſo nur 40 000 Mark. 

Bei der Einkommenſteuer iſt ein 
beſonderer Abzug von der Steuer für Per- 
ſonen, die über ſechzig Jahre alt find, vor⸗ 
geſehen. Die Vorſchrift gilt nicht für alle ohne 
Anterſchied. Sie iſt nur vorgeſehen für Rentner, 
Das Einkommen muß Kapital einkommen jein 


oder ſich aus Penſionen, Ruhegel der uſw. zu⸗ 
ſammenſetzen. Auch darf das Einkommen eine 
beſtimmte Höhe nicht überſchreiten. Es hat 
keinen Wert, hier Zahlen anzugeben, weil ſie 
doch ſofort wieder geändert werden. Man er⸗ 
kundige ſich bei ſeinem Finanzamt oder bei 
ſeiner Zeitung nach den neueſten Zahlen. 
Ueberhaupt follten die Sechziger und die noch 
Aelteren ſich bei jeder Steuerlaſt eingehend 
vergewiſſern, ob nicht eine Erleichterung oder 
Befreiung für fie vorgeſehen ift; und ſie ſollten 
ſich nicht einfach wie oll Mutter Schultſch bei 
Fritz Reuter damit begnügen, wehmütig aus- 
zu rufen: „Dat ward all ſlichter in de Welt.“ 

Das Steuer-Einkommen. Die wichtigſte 
Steuer ift heute die Einkommenſteuer. Sie ift 
die unentbehrliche, zentrale Stütze für jedes 
Steuerſyſtem, für jeden Staatshaushalt. Sie 
iſt die Hauptſteuer auch für den Steuerzahler. 
Was iſt Einkommen im Sinne des Einkommen- 
ſteuergeſetzes? Was das Steuergeſetz erfaßt, 


iſt wirtſchaftlich teils Einkommen, teils Ver⸗ 


mögenszuwachs. Es liegt in dem Begriff das 
Beſtreben verankert, möglichſt hart zuzugreifen. 
Alle Einnahmen ſollen verſteuert werden, ohne 
Rückſicht darauf, ob es ſich um einmalige oder 
wiederkehrende Einkünfte handelt und auch ohne 
Rückſicht darauf, aus welchem rechtlichen oder 
tatſächlichen Grunde ſie dem Steuerpflichtigen 
zugefloſſen ſind. Sogar jede ſittenwidrige Be⸗ 
reicherung iſt Einkommen nach dem Steuergeſetz. 

Das Geſetz zählt fünf Arten von 
Einkommen auf: aus Grundbeſitz, aus 
Gewerbebetrieb, aus Kapitalvermögen, aus Ar- 
beit und ſonſtiges Einkommen wie Spiel- und 
Spekulationsgewinne. Sieſe Aufzählung iſt 
aber nicht unter allen Amſtänden als erſchöpfend 
anzuſehen. Sie ſoll lediglich beiſpiels weiſe, 
wie in der Begründung des Geſetzes gejagt 
wurde, den Einko mmensbegriff dem Verſtänd⸗ 
nis des Steuerzahlers näher bringen. Das 
Geſetz beſtimmt noch, daß ſolche Einkünfte den 
einzelnen Gruppen zuzurechnen ſind, die nach 
der Auffaffung des wirtſchaftlichen Verkehrs 
dahin gehören. Trotzdem wird unzweifelhaft 
manches verſteuert, was nicht nach wirtſchaft⸗ 
licher Auffaſſung Einkommen iſt, ſo daß man 
nicht ſagen kann, wir hätten es mit einem Wirt⸗ 
ſchaftsbegriff zu tun. 

Zum Einkommen gehören alle Zugänge, 
von denen das Geſetz nicht ausdrücklich beſtimmt, 


daß ſie nicht der Einko mmenſteuer unterliegen. 
Das iſt die einzig praktiſch brauchbare Erklärung 
des Einkommensbegriffes. Die Beſtimmungen 
darüber, was nicht als ſteuerbares Einkommen 
zu gelten hat, ſind im 12. und teil weiſe auch im 
11. Paragraphen zu finden. Es iſt zunächſt auf 
das Erbſchaftsſteuergeſetz Bezug genommen. 
Was in dieſem Geſetz als Erbanfall und was als 
Schenkung gilt, das hat der Empfänger nicht 
als Einkommen zu verſteuern. Weiterhin bleibt 
ſteuerfrei, was ein Kind als Ausſtattung mit 
Rückſicht auf ſeine Verheiratung oder auf die 
Erlangung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung 
von dem Vater oder der Mutter zugewendet 
erhält. Dasfelbe gilt für die Aus ſteuer, die eine 
Tochter bei ihrer Verheiratung von ihren Eltern 
erhält, damit ſie ihren Haushalt einrichten kann. 
Auch Auszahlungen aus Kapital verſicherungen, 
alſo insbeſondere aus Lebensverſicherungen, 
zählen nicht zum Einkommen. Weiterhin find 
eine Reihe von ſozialen Renten und ähnlichen 
Bezügen freigeſtellt, in der Hauptſache Zah⸗ 
lungen, die bei einer verminderten Erwerbs- 
fähigkeit ausgezahlt werden, wie die Bezüge 
aus einer Krankenkaſſe. Die Altersrente nach 
der Reichsverſicherungsordnung, die nicht aus⸗ 
drücklich im Geſetz als abzugsfähig erwähnt iſt, 
gehört nach einer Entſcheidung des Reichsfinanz⸗ 
hofs damit zum ſteuerpflichtigen Einkommen, 
was gewiß ein ſehr merkwürdiges Ergebnis iſt, 
aber unſere oben gegebene Erklärung des Ein- - 
kommens als maßgebend zeigt. 

Ferner braucht der Empfänger nicht zu 
verfteuern alle Zuſchüſſe und geldwerten Vor⸗ 
teile, die er entweder freiwillig erhalten hat 
oder weil eine geſetzliche Unterhaltspflicht vor- 
lag. Vorausſetzung für die Steuerfreiheit ift 
hier aber, daß der Geber dieſe Zuwendungen 
bereits in ſeinem Einkommen mitverſteuert. 
Schließlich ſind noch Gewinne aus einmaligen 
Veräußerungsgeſchäften frei, wenn keine Spe⸗ 
kulation vorliegt. Nur wenn der Erwerb 
des veräußerten Gegenftandes in der Haupt- 
ſache zu dem Zweck geſchehen iſt, ihn ſpäter 
mit Gewinn weiterzuverkaufen, tritt Steuer⸗ 
pflicht ein. Bei dem heutigen Stande der Gel d⸗ 
verhältniſſe wird es nun allerdings immer 
ſchwieriger zu unterſcheiden, was Spekulation 
iſt und was nur im Rahmen einer angemeſſenen 
Vermögensverwaltung geſchieht. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung, ob es ſich um Spekulation handelt, 
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müffen innere Vorgänge gewürdigt werden. 
Diefe können nicht durch Liſtenaufſtellungen 
über Käufe und Verkäufe allein beurteilt 
werden, wie das mancherorts verſucht worden 
iſt. Jedenfalls ſteht nach der Nechtſprechung 
des Neichsfinanzhofes das feſt, daß der Nach⸗ 
weis der Steuerbehörde obliegt, auf Grund 
ihrer Pflicht, die für die Beſteuerung weſent⸗ 
lichen tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe 
zu ermitteln. Meiſt handelt es ſich bei Strei⸗ 
tigkeiten über dieſen Punkt um Käufe und Ver⸗ 

iufe in Effekten. Für die Veranlagung des 
Einkommens aus dem Jahre 1922 iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß eine Spekulation dann nicht ver⸗ 
mutet werden ſoll, wenn zwiſchen Kauf und 
Verkauf ein Zwiſchenraum von mehr als zwei 
Mo naten liegt. 

Vermögen. Die Vermögensbeſteuerung 
vollzieht ſich durch eine Kette von verſchiedenen 
Steuern, deren Schlußglied vorläufig noch nicht 
erkennbar iſt. Das ſteuerbare Vermögen um- 
faßt Grundvermögen, Betriebsvermögen und 
ſonſtiges Vermögen. Das Grundvermögen 
enthält Grundſtücke und Gebäude. Das Be⸗ 
triebsvermögen umfaßt alle Gegenſtände, die 
einem Unternehmen gewidmet ſind, und zwar 
rechnen hierher ſowohl landwirtſchaftliche als 
auch induſtrielle und Handelsunternehmen. 
Sonſtiges Vermögen iſt das, was nicht Grund⸗ 
vermögen und nicht Betriebsvermögen iſt. 

Was gehört nicht zum fonftigen Vermögen? 
Da wollen wir vor allem wiſſen, wie es mit 
dem Hausrat ſteht. Bei der allgemeinen 
Vermögensſteuer, die im Jahre 1925 zuerſt 
erhoben iſt, ſind Hausrat und andere bewegliche 
örperliche Gegenſtände frei, wenn ſie nicht 
zum Betriebsvermögen gehören. Als Betriebs- 
vermögen gelten auch aus dem Betrieb her⸗ 
rührende und andere Vorräte, die zur Weiter⸗ 
veräußerung beſtimmt ſind. Die Freilaſſung 
umfaßt alſo das geſamte Mobiliarvermögen, 
auch Kleidungsſtücke, Sammlungen, Schmuck, 
Vorräte. Gegenſtände, z. B. Vorräte, können 
alſo je nach ihrer Zweckbeſtimmung bald als 
Betriebsvermögen ſteuerpflichtig ſein und bald 


in einem andern Vermögen, wo ſie nicht zum 
Betriebsvermögen gehören, ſteuerfrei ſein. Für 
Schmuck und Sammlungen gilt keine unein- 
geſchränkte Befreiung. Schmuck ift nur frei, 
ſofern der Anſchaffungspreis für den einzelnen 
Gegenſtand nicht mehr als 10 000 Mark be- 
tragen hat. Mit anderen Worten, Schmuck 
iſt nur dann frei, wenn er nicht in den letzten 
Jahren angeſchafft iſt. Kunſtgegenſtände und 
Sammlungen ſind immer frei, wenn ſie von 
lebenden deutſchen Künſtlern ſtammen oder von 
ſolchen Künſtlern, die nicht länger als fünfzehn 
Jahre verſtorben ſind. Weiter find alle Kunſt⸗ 
gegenſtände und Sammlungen frei, die vor 
dem 31. Juli 1914 angeſchafft ſind. Später 
angeſchaffte find inſo weit frei, als der Pr. 
für das einzelne Stück weniger als zwanzi 
taufend Mark betragen hat oder die Pt 
für mehrere gleichartige oder zuſammengehörige 
Stücke unter 200 000 Mark geblieben find, 

Das gilt alſo für die Vermögens- 
steuer. Das gilt auch die Zwang 
anleih e, die ja als Vermögen nur das er⸗ 
greift, was bei der Vermögensſteuer veranlagt 
iſt und inſofern von der Vermögensſteuer ab- 
hängig iſt. Auf die Zwangsanleihe baut ſich 
wieder die Brotabgabe auf. (Wegen der ab- 
gabefreien Teile bei der Brotabgabe ſind die 
Ausführungen zu vergleichen unter „Vergünſti⸗ 
gungen für alte Leute“) 

Die Rhein- Ruhr- Abgabe, die 
auch eine Vermögensſteuer darſtellt, baut fi 
eigenartig auf. legt überhaupt kein Ver⸗ 
mögen zugrunde, ſondern geht von der Ein⸗ 
ko mmenſteuer-Rechnung aus. Bekanntlich wird 
ein Vielfaches der Vorauszahlungen bei der 
Einko mmenſteu er erhoben. 

Wir haben noch eine Vermögensſteuer zu 
erwähnen: die Erbſchaftsſteuer. Hier 
iſt Hausrat, einſchließlich Wäſche und Kleidungs⸗ 
ſtücke frei, ſo weit der egatte oder Kinder 
erben. Der Ehegatte iſt übrigens in allen land⸗ 
läufig vorkommenden Fällen jetzt überhaupt 
reſtlos ſteuerfrei, nicht nur in bezug auf Hausrat. 
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